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inzeige  der  Annahme  des  dem  Oldenburgischen 
Hanse  zustehenden  Grossherzoglichen  Titels, 

vom  4.  Juni  1829.  -) 

In  der  fünfzehnten  Sitzung  am  4.  Juni  1829  äus- 
serte derHerrGesandtevon  Botb: 

Nachdem  die  höbe  Bundes- Versammlung  in  der  13.  dies- 
jährigen Zusammenkunft  vom  21.  vorigen  Monats  durch  den  zu 
jener  Sitzung  von  mir  substltuirten  Herren  Gesandten  bereit* 
eine  vorläufige  vertrauliche  Anzeige  von  dem  schmerzlichen  Ver- 
lust erhalten,  welcher  das  Herzoglich  Oldenburg  Ische  Haus 
und  die  Herzoglichen  Lande  durch  das  am  21.  Mai  d.  J.  zu 
Wiesbaden  im  75.  Lebensjahre  erfolgte  Ableben  Sr.  Durchlaucht 
des  Herzogs  Peter  Friedrich  Ludwig  von  Oldenburg 
In  die  tiefste  und  gerechteste  Trauer  versetzt  hat  i  ist  mir  so  eben 
von  meinem  Jetzt  regierenden  gnädigsten  Herrn  der  Auftrag 
zugegangen ,  diese  Anzeige  zu  wiederholen ,  und  halten  Hoch- 
dieselben Sich  überzeugt ,  dass  Ihre  hohen  Bundesgenossen  und 
deren  Repräsentanten  den  Tod  eines  Fürsten  mit  aufrichtiger 
Theilnahme  vernommen  haben ,  welcher  unwaudelbar  fest  an  der 
Sache  des  Vaterlandes  gehalten  und  bei  allen  Gelegenheiten  sei- 
nen  Eifer  für  die  Bekräftigung  des  Bandes,  welches  die  Deutschen 
Staaten  vereinigt,  bewiesen  hat. 

Zugleich  bin  ich  angewiesen ,  der  hohen  Bundes- Versamm- 
lung das  in  Beziehung  auf  den  Statt  gehabten  Regierungs- 
antritt meines  Jetzt  regierenden  gnädigsten  Herrn  erlassene 
höchste  Patent,  d.  d.  Oldenburg  am  28. Mai  1829,  zu  über- 
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geben,  woraus  zugleich  die  erfolgte  Annahme  des  nach  dem 
Artikel  XXXIV  der  Wiener  Congress-Acte  dem  Herzoglichen 
Hause  zustehenden  Grossherzoglichen  Titels  hervorgeht. 

Das  Patent,  d.  d.  Oldenburg  den  28. Mai  1829,  wurde 
diesem  Protokolle  angefügt. 

Praesidium:  Nachdem  durch  den  Artikel  XXXIV  der 
Wiener  Congress-Acte  festgesetzt  worden  ist: 

„Son  Altesse  Serenissime  le  Duc  de  Holstein-Oldenbourg 
prendra  le  titre  de  Grand -Duc  d'Oldenbourg," 
so  trägt  Präsidium  darauf  an ,  die  höchsten  und  hohen  Regie- 
rungen  von  dieser  Eröffnung  des  Herrn  Bundestags -Gesandten 
von  Both  in  Kenntniss  zu  setzen. 

Unter  allgemeiner  Zustimmung  wurde  hierauf 

beschlossen: 

den  höchsten  und  hohen  Regierungen  durch  die  Bundestags- 
Gesandschaften  von  der  Annahme  des  durch  die  Wiener  Con- 
gress-Acte dem  Herzoglichen  Hause  Oldenburg  zustehenden 
Grossherzoglichen  Titels  Kenntniss  zu  geben. 

a)  Vergl:  Diplomatisches  Archiv u.  s.  w.  Thl.  I,  Ahth.  I, 
S.  514. 
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Patent  Sr.  Königlichen  Hoheit  des  Grossherzoges 
?ei  Oldenburg,  den  Regierungsantritt  und  die 
Annahme  des  durch  die  Wiener  Congress  •  Acte 
dem  Herzoglichen  Hanse  Oldenburg  zustehen- 
den Grossherzogl ichen  Titels  betreffend,  d.  d. 
I  Oldenburg,  den  28.  lai  1829. 

Wir  Paul  Friedrich  August ,  von  Gottes 
Gnaden,  Grossherzog  von  Oldenburg,  Erbe  zu  Nor- 
wegen, Herzog  zu  Schleswig,  Holstein,  Stor mar n, 
der  Dithmarschen  und  Oldenburg,  Fürst  von  Lü- 
beck und  Birkenfeld,  Herr  von  Jever  und  Knip- 
bausen  u.  s.  w. 

Entbieten  allen  Unsern  lieben  getreuen  Unterthanen  im  Her- 
zogthume  Oldenburg  mit  der  Erbherrschaft  Jever,  im  Fiirsten- 
thume  Lübeck  und  im  Fürsicnthume  Birkenfeld ,  Unsere  Fürst- 
Ucbe  Gnade,  geneigten  W  illen  und  alles  Gute. 

Es  bat  der  allmächtigen  Vorsehung  gefallen,  Unseres  innigst 
geliebten  und  stets  unvergessUch  bleibenden  Herrn  Vaters  Gna- 
den, den  Durchlauchtigsten  Fürsten  und  Herrn,  Peter  Frie- 
drich Ludwig,  Herzog  zu  Oldenburg,  Erben  zu  Norwegen, 
Herzog  zu  Schleswig,  Holstein,  Stormarn  und  der  Dithmarschen, 
Fürsten  zu  Lübeck  und  Birkenfcld,  Herrn  zu  Jever  und  Kip- 
hausen u.  s.  w.  am  21.  d.  M.  zu  Wiesbaden  aus  diesem  Leben 
abzurufen. 

Tieferschüttert  durch  diesen  für  Uns,  Unser  Haus  und  alle 
Unterthanen  unersetzlichen  Verlust ,  und  überzeugt  von  der  all- 
gemeinen Theilnahme,  welche  derselbe  finden  wird ,  haben  Wir 
die  in  Folge  desselben  nach  den  Gesetzen  Unseres  Hauses  auf 
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Uns  vererbfällte  Regierung  angetreten,  auch  zugleich  den  im  Ar- 
tikel XXXIV  der  Wiener  Congress-Acte  für  Unser  Herzogliches 
Haus  anerkannten  Grossherzoglichen  Titel  angenommen, 
und  wollen ,  dass  Unsere  sä'mmtlichen  Lande  hinfüro  unter  der 
Benennung  des  Grossherzogthums  Oldenburg  begriffen 
werden. 

Wir  versehen  Uns  zu  Unsern  nunmehrigen  Unterthanen, 
dass  sie  Uns  dieselbe  Liebe,  Gehorsam  und  Treue  zuwenden 
werden ,  welche  sie  Unseres  verewigten  Herrn  Vaters  Gnaden 
zu  allen  Zeiten  und  unter  verhängnissvollen  Verhältnissen  unwan- 
delbar bewiesen  haben. 

Dagegen  werden  Wir  Uns  nach  allen  Unsern  Kräften  und 
Vermögen  bestreben,  ihnen  Unseren  Landesherrlichen  Schutz 
und  Gnade  zu  beweisen,  die  Wohlfahrt  der  Uns  von  der  gött- 
lichen Vorsehung  anvertraueten  Lande  und  Unterthanen  zu  be- 
fördern und  zu  sorgen,  dass  denselben  der  Verlust  des  bisherigen 
milden  und  väterlichen  Regenten  so  wenig  als  möglich  fühlbar 
werde. 

Indem  Wir  hierbei  auf  die  treue  pflichtmässige  Mitwirkung 
aller  Unserer  Behörden ,  Beamten  und  Bedienten  mit  Zuversicht 
rechnen,  bestätigen  Wir  dieselben  sämmtlich  in  ihren  bisherigen 
Dienstverhältnissen ,  Aemtern  und  Stellen ,  und  wollen ,  dass  sie 
ihre  Dienstverrichtungen  so  wahr  zu  nehmen ,  und  zu  besorgen 
fortfahren ,  wie  dieses  ihre  Dienstbestimmung  und  ihre  Uns  be- 
reits eventuell  geleistete  Eidespflicht  mit  sich  bringt  und  sie  es 
nach  derselben  zu  verantworten  gedenken. 

Das  gegenwärtige  Patent  soll  in  den  Gesetzsammlungen  und 
Verordnungsblättern  abgedruckt  und  durch  Verlesen  von  den 
Kanzeln  und  Anschlag  an  den  üblichen  Orten  öffentlich  bekannt 
gemacht  werden. 

Urkundlich  Unserer  eigenhändigen  Namens-Unterschrift  und 
beigedruckten  Grossherzoglichen  Insiegels. 

Gegeben  auf  dem  Schlosse  zu  0 1  d  e  n  b  u  r  g,  den  28.  Mal  1829. 

(Ii.  S.)  AllkllM. 

von  Brandenstein. 

Lentz. 
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Garantieleistungen  des  Deutschen  Bundes  für 
landständische  Verfassungen,  Verträge  unter 

Bundesgliedern ,  u.  s.  w. 

A. 

Garaitie  des  am  5.  Mai  1816  errichteten  Grundgesetzes 
(her  die  landständische  Verfassung  des  Grossherzog- 
thums Sachsen-Weimar-Eisenach. 

1. 

Praesidial  -  Vortrag,  Abstimmungen  und  Be- 
schluss  der  B  undes- Versammlung  vom  2.  Decem- 

ber  1816. 

Achte  Sitzung  am  2.  Decemher  1816. •) 

Praesidium  trägt  vor:  Der  Grossherzoglich  Sachsen- 
Weimarische  Herr  Gesandte ,  Geheimer  Rath  von  H endrieb, 
habe  ihn  ersucht,  das  bereits  unterm  5.  Mai  dieses  Jahrs  von 
Sr.  Königlichen  Hoheit  dem  Grossherzoge  von  Sachsen-Weimar- 
Eisenach  unterzeichnete  Grundgesetz  über  die  landständisebe  Ver- 
fassung des  Grossherzogthums  Sachsen- Weimar-Eisenach ,  wel- 
ches er  mit  einer  Denkschrift  vom  28.  November  begleitet  habe, 
und  wodurch  im  Namen  Sr.  Königlichen  Hoheit  um  die  Garantie 
des  Deutschen  Bundes  ausdrücklich  gebeten  werde,  der  Ver- 
sammlung vorzulegen  und  demnächst  in  das  Bundes- Archiv 
deponiren  zu  lassen. 
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Die  Denkschrift b)  wurde  verlesen,  und 
der  Kaiserlich  Königlich  öesterre  ichische  präsldi- 
rende  Herr  Gesandte  trug  hierauf  vor:  er  zweifle  keines- 
wegs, dass  sein  Allerhöchster  Hof  in  diesem  Vorgange  Sr.  Köni- 
glichen Hoheit  von  Sachsen -Weimar,  einen  neuen  Beweis  Ihrer 
patriotischen  Gesinnungen  erkennen,  und  daher  gern  für  die 
Uebernahme  der  angetragenen  Garantie  stimmen  werde,  zu  wel- 
chem Ende  er  sich  beeilen  wolle,  den  geeigneten  Bericht  zu 
erstatten. 

Preussen:  Der  Königlich  Preussische  Herr  Gesandte  stimmt 
dem  Kaiserlich  Oesterreichischen  bei ,  und  wird  in  der  gewissen 
Voraussetzung,  dass  sein  Hof  sich  dem  Grossherzoglich  Sachsen- 
Weimarischen  Antrage  geneigt  erklären  werde,  hierüber  Bericht 
erstatten. 

Baiern :  Wenn  gleich  es  der  Versammlung  des  Deutschen 
Bundes  äusserst  schmeichelhaft  seyn  muss ,  mit  gleichem  Ver- 
trauen ,  sowohl  von  Ihrer  Königlichen  Hoheit  dem  Grossherzoge 
als  dessen  Ständen,  zur  Garantie  der  landständischen  Verfassung 
aufgefordert  zu  werden ;  so  scheint  es  doch  vor  der  Hand  offen- 
bar an  der  Competenz  des  Bundestages  zu  fehlen ,  eine  solche 
Garantie  zu  übernehmen.  Zwar  soll  nach  Artikel  II  die  innere 
Ruhe  Deutschlands  gehandhabt  werden ;  sie  ist  Jedoch  noch  kei- 
neswegs gefährdet.   Sollte  der  Fall  eintreten,  die  Garantie  in 
wirkliche  Ausführung  zu  bringen,  so  würde  es  allerdings  noch 
eines  organischen  Gesetzes  bedürfen,  um  die  Art  dieser  Garantie- 
leistung zu  bestimmen.   So  lange  dies  nicht  geschehen ,  und  da 
die  Bundesversammlung  keineswegs  als  selbstständige  Macht 
erscheint,  so  ist  vor  Allem  eine  Verlassnahme  erforderlich ,  um 
die  Instructionen  der  sämmllichen  Höfe  nachzusuchen ;  insofern 
bin  ich  daher  mit  den  vorstimmenden  verehrlichen  Aeusserungen 
einverstanden. 

Sachsen:  Ohne  besondere  Instruction  über  diesen  Gegen- 
stand ,  finde  ich  kein  Bedenken ,  diesem  von  Sr.  Königlichen  Ho- 
heit dem  Grossherzoge  von  Weimar  und  den  Ständen  des  Gross- 
hrrzogthums  übereingekommenen  Antrage  schon  jetzt  beizutreten, 
als  dadurch  keine  dem  Bunde  fremde  Verpflichtung  übernommen 
wird,  bin  aber  auch,  wenn  sich  die  Mehrheit  dahin  einigen  sollte, 
der  Instructionseinholung  nicht  entgegen. 
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Hannover:  Da  der  Grossherzog  von  Weimar,  dem  Art. 
XIII  der  Bundes-Acte  gemäss,  sich  mit  seinen  Landständen  über 
eine  ständische  Verfassung  des  Landes  auf  eine  Weise  vereiniget 
hat,  der  wohl  Niemand  das  ihr  gebührende  Lob  verweigern  wird, 
auch  aus  eigenem  Antriebe  gewünscht  hat,  diese  Verfassung 
unter  die  Garantie  des  Bundes  zu  stellen ,  so  halte  ich  mich  auch 
ebne  des  falls  erhaltene  besondere  Instruction  um  so  mehr  ermäch- 
tigt, dem  geraachten  Antrage ,  zumal  in  dem  Masse,  wie  dies 
von  Oesterreich  undPreussen  geschehen,  schon  Jetzt  beizupfflfh. 
teo,  als  durch  diese  Garantie  nur  solche  Verpflichtungen  über- 
oommen  werden ,  welche  dem  gesammlen  Bunde  ohnehin  schon 
obliegen  würden,  wenn  er  dereinst  von  dem  einen  oder  dem 
anderen  Theile  um  Schutz  zu  Auflrecbthaltung  dieser  Verfassung 
angesprochen  werden  sollte. 

^^Württemberg:  Der  Königlich  Württembergische  Herr 
Gesandte  nimmt  den  Grossherzoglich  Sachsen  •  Weimarischen 
Aatrag  zur  Berichterstattung  an  seinen  Allerhöchsten  Hof.  i 
4fg$*Baden:  Der  in  der  heutigen  Sitzung  zur  Proposition  ge- 
brachte Antrag  des  Grossherzoglich  Sachsen-Weimarischen  Herrn 
Bundestags  -  Gesandten ,  die  von  Sr.  Königlichen  Hoheit  dem 
Grossherzoge,  seinem  Herrn,  Höchst  Ihren  Staaten  gegebene 
Verfassung  unter  den  besonderri  Schutz  des  Bundes  zu  stellen, 
ist  für  die  gesammte  Bundesversammlung  ein  nicht  zu  verken- 
nender schmeichelhafter  Beweis  des  beehrenden  Zutrauens  Sr. 
Königllcheu  Hoheit  zu  seinen  hohen  Mitständen.  Ehe  und  bevor 
Jedoch  diese  gewünschte  Gewährleistung  und  die  aus  derselben 
entstehenden  Verpflichtungen  förmlich  übernommen  werden 
könnte,  dürfte  vordersamst  erforderlich  seyn,  die  Art  und 
Welse,  so  wie  die  Mittel  und  Wege,  wodurch  der  Bund  in 
den  SUnd  gesetzt  seyn  wird ,  eine  solche  Gewährleistung  bei 
Jeglicher  Veranlassung  zu  behaupten ,  gleichzeitig  mitder 
Abfassung  der  organischen  Gesetze  des  Bundes, 
festzustellen.  Dazu  fordert  schon  der  Umstand  auf,  dass  die 
Bundes- Acte,  welche  In  den  Artikeln  II  und  XI  blos  eine  allge- 
meine Gewährleistung  gegen  Angriffe  von  Aussen  und  der  Bun- 
desglieder unter  sich  ausspricht,  in  Beziehung  auf  den  wirklich 
vorliegenden  Fall  nichts  enthält,  was  zur  bestimmten  Norm  des 
Wer  einzuschlagenden  Verfahrens  dienen  könnte;  deshalb  dürften 
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denn  auch  die  meisten  Herren  Bundestags-Gesandten  höchst  wahr- 
scheinlich vorerst  besondere  Instructionen  von  ihren  resp. 
Höfen  und  Regierungen  über  diesen,  in  der  Fundamental- Acte 
des  Bundes  nicht  vorgesehenen  Fall,  zu  gewärtigen  haben. 

Ich  schliesse  mich  unter  diesen  Verbältnissen  dem  Votum 
des  Vorsitzenden  Herrn  Gesandten  an ,  indem  ich  gleichzeitig  die 
Versicherung  zu  ertheilen  die  Ehre  habe,  dass  ich  meinerseits  nicht 
unterlassen  werde,  die  Resolution  meines  Hofes  über  den  höchst 
beachtungswerthen  Antrag  Sr.  Königlichen  Hoheit  des  Grossher- 
zogs von  Sachsen  -  Weimar ,  der  hohen  Bundes -Versammlung 
baldmöglichst  mitzutheilen. 

Kurhessen:  wie  Oesterreich  und  Preussen ,  für  den  An- 
trag und  Berichterstattung. 

Grossherzogthum  Hessen:  wie  Württemberg. 

Dänemark  wegen  Holstein  und  Lauenburg.  Da  der 
Antrag  Sr.  Königl.  Hoheit  des  Grossherzogs  aus  Höchst  eigenem 
Antriebe ,  wiewohl  im  vollkommensten  Einverständnlss  mit  den 
Ständen  gemacht,  auch  dem  Geiste  der  Bundes- Acte  vollkommen 
angemessen  ist,  so  glaube  ich ,  vertraut  mit  den  constitutionellen 
Grundsätzen  meines  Allerhöchsten  Höffes,  und  in  Anleitung  mei- 
ner allgemeinen  Instructionen,  versichern  zu  können,  dass  Aller- 
höchst derselbe  ihn  bereitwilligst  genehmigen  werde ;  indessen, 
da  ich  durchaus  über  denselben  mit  keinen  bestimmteren  Befehlen 
versehen  seyn  kann,  so  trete  ich  nicht  nur  im  Allgemeinen  der 
Abstimmung  des  vortrefflichen  Kaiserlich  Oesterreichischen  Herrn 
Präsidial  -  Gesandten  vollkommen  bei,  sondern  auch  noch  insbe- 
sondere dessen  sehr  gegründeter  Meinung,  dass  die  Genehmigung 
der  Höchsten  und  Hohen  Höfe  besonders  einzuholen  seyn  werde. 

Niederlande  wegen  des  Grossherzogthums  Luxem- 
burg: Keiner  von  uns  wird  die  Wichtigkeit  und  das  Wün- 
schenswerthe  dieses  ersten  Vorgangs  der  Art  in  Zweifel  ziehen. 

Ich  hätte  diese  hochansehnliche  Versammlung  früher,  wäre 
mir  darüber  Königliche  Weisung  zugegangen ,  von  der  Consti- 
tution der  Niederlande  in  ofücielle  Kenntniss  setzen  können, 
von  welchen  das  Grossherzogthum  Luxemburg  zum  gemein- 
schaftlichen Vortheil  in  den  inneren  Einrichtungen  nur  ein  inte- 
grirender  oder  beigefügter  Thcil  ist.  Allein  in  Jenen  Gegenden 
sind  geordnete  Verfassungen  und  die  Mitwirkung  der  Depulirten 
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des  Landes  nichU  Ungewöhnliches  und  Neues.  Aechte  Freiheit 
bat  sich  vielmehr  von  dorther  mehr  über  Europa  verbreitet,  und 
die  Attributioneu  des  Oberhauptes ,  so  wie  die  der  anderen  Ge- 
walten im  Staate,  sind  hei  den  neueren  Begebenheiten  nur  näher 
deflnirt  worden. 

So  setzen  in  Deutschlands  weitem  Umfang  auch  andere 
Staaten  von  Jeder  Kategorie  nur  frühere,  ihnen  angemessene 
Formen  Tort  oder  modinciren  sie,  und  namentlich  constitu Ilten 
sich  die  freien  Städte  aur  den  alten  wesentlichen  Grundzügen 
ihres  vorigen  Zustandes 

Aber  hier  erscheint  eine  neue  Landesverfassung ,  der  Zeil, 
den  Bedürfnissen,  den  Bestandteilen  eines  durch  Abtretungen 
und  Erwerb  vergrösserten  Deutschen  Fürstenthums,  und  der 
Verbindung  mit  dem  übrigen  Deutschland  angemessen  und  ange- 
passt ,  so  dass  sie  dem  Anschein  nach  alle  wesentlichen  Zwecke 
und  politischen  Grundsätze  in  sich  vereint  und  mögliche  Verbes- 
serungen in  einem  der  Schlussparagraphen  dennoch  unterstellt. 
Diese  Acte  erfüllt  also  in  erster  Reihe  und  In  vollem  Masse  die 
Verheissungen ,  die  man  zu  Wien  und  in  der  Bundes-Acte  von 
sich  gegeben  hat. 

Nur  massig  sollen  wir  an  dieser  hohen  Stelle  das  Lob  der 
Fürsten  brauchen  5  daher  kein  Wort  weiter  von  diesem  Durch- 
lauchtigen und  kriegerischen  Musen führer,  um  alsobald  den  Wis- 
senschaften selbst  auch  diesen  Tribut  zu  bringen. 

Es  ist  nämlich  höchst  erwünscht  und  Lehre  und  Muster  bie- 
lend, dass  eben  dieses  zuerst  ohne  besonderen  Widerspruch, 
ohne  missliebige  erbitternde  Heibungen,  ohne  metaphysischen 
Prunk  mit  dem  einfachen:  Suwn  cuique,  im  Lande  der  Goethe 
und  Wieland  vorging,  in  jenem  Lande  von  mässigem  Umfange, 
wo  sich  Bildung  verhältnissmässig  am  krälligsten  entwickelt  und 
über  Altdeulschland  verbreitet  hat,  wo  die  literarische  Ehre  der 
-Nat  ion  ihre  festesten  Wurzeln  schlug,  und  wo  man  so  vieles  bei- 
trug, uns  in  den  Stand  zu  setzen,  mit  fremden  Nationen  vollgül- 
tig zu  welteifern. 

Dieser  Vorgang  wird  ohne  Zweifel  eine  Triebfeder  mehr  für 
andere  Fürsten  und  Staaten  seyn,  in  solcher  übernommenen  Ver- 
pflichtung voranzugehen,  und  zur  Innern  Kuhe  und  Befriedigung 
der  Staaten  und  der  Gemüther  thätig  zu  wirken. 
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Da  ich  diesem  Gegenstande  Gedanken  und  besondere  Auf- 
merksamkeit seit  Langem  gewidmet  habe ,  so  sage  ich  es  dreist, 
dass  ich  eben  so  gern  sehe,  wenn  ein  grosser  Staat  unter  uns, 
zaudernd  mit  vielseitiger  Ueberiegung  und  Prüfung  zu  Werke 
geht ;  weil  es  eine  europäische  Wichtigkeit  hat ,  weil  ihre  ent- 
legensten Theile  viel  schwerer  zu  verbinden  sind ,  weil  sie  von 
Fehlgriffen  viel  schwerer  zurückkommen ;  als  ich  hingegen  den 
andern  von  massiger  Ausdehnung,  einen  rascheren  Fortgang 
wünsche.  Denn  diese  sind  zuvörderst  regelloser  und  formenloser. 
Die  alten  Grundmaximen  der  grossen  Honarchleen  schirmen  sie 
nicht.  Sehr  viele  unter  ihnen  bestehen  aus  Bruchstückeu  und 
Klassen ,  die  eigene  Ansprüche  auf  Schonung  und  alte  und  neue 
Rechte  zu  behaupten  haben. 

Dann  erst  dürfen  wir  vernünftig  hoffen ,  dass  die  mittelbar 
gewordenen,  zu  deren  zweiten  Klasse  ich  mich  persönlich  zu 
zählen  mir  zur  besonderen  Ehre  rechne,  die  Unbild  der  Zeit, 
oder  die  nicht  mehr  vermeidlichen,  aber  ihnen  sehr  reell  zuge- 
fügten Nachtheile  vergessen ,  mit  den  Slaatsgcbäuden  nicht  nur 
in  Harmonie,  sondern  wie  sie  immer  sollten,  ihre  vornehmste 
Stütze  seyn,  und  Ruhe,  billige  ßeurtheilung,  bescheidene  Zu- 
friedenheit nicht  nur  hegen ,  sondern  nachdrücklich  um  sich  her 
verbreiten  werden. 

In  solchen  ständischen  Versammlungen  unserer  massigen 
Deutschen  Staaten  wird  freilich  kein  :  Delenda  Carthago  ausge- 
sprochen ,  keine  grosse  politische  Frage  mit  folgenreicher  Bered- 
samkeit erörtert  und  entschieden  werden.  Aber  andere  Eigen- 
thümlichkeiten  sind  ihnen  vorbehalten;  vielleicht  wünschens- 
werter. 

Dahin  gehört  Alles,  was  im  April  und  Mai  dieses  Jahrs  zu 
Weimar  bei  diesem  feierlichen  Anlass  vorging;  und  so  sprach, 
antwortete  und  schloss  der  Herr  von  Lynker  im  Namen  der 
sämmtlichen  Stände  und  Abgeordneten : 

,, nicht  unwürdig  wollen  wir  empfangen  solche  Deutsche 
Fürstenhuld,  nicht  Weisheit  suchen  in  Schwierigkeiten. 
Noch  immer  fanden  wir  in  diesem  hohen  Hause  das  alt- 
fürstliche Gcmüth,  das  jedem  wohl  will,  auch  den  klein- 
sten nicht  unwerth  achtet.  So  lebten  wir,  beglückte 
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Unterthanen  in  einem  eng  begränzten  Lande,  und  dank- 
ten dem  all  waltenden  Geschicke.  44 

Worte,  die  auch  für  uns  voll  Bedeutung,  Wohllaut  und  Har- 
monie sind. 

Denn  Jenes  Weisheitsuchen  in  Schwierigkeiten 
werden  wir  niemals  gut  heissen ,  und  vielleicht  mehr  wie  einmal 
berufen  seyn  ,  es  laut  zu  missbilligen. 

Ohne  allen  Zweirel  steht  die  Absicht  über  diese  Dinge,  über 
Ziel  und  Mass,  nach  der  einzig  vernünftigen  Auslegung  und 
Sinn  des  XIII.  Artikels  der  Bundes- Acte,  in  der  Reihe  unserer 
Pflichten.  So  wie  wir  früher  oder  später  würden  zu  fragen  haben, 
wann  denn  damit  überhaupt  soll  vorgeschritten  werden ;  so  wer- 
den wir  Missbrauch  und  Excesse  in  den  standischen  Berathungen 
nicht  dulden,  und  um  nur  ein  klares  Beispiel  in  der  Anwendung 
alsobald  anzuführen,  nimmermehr  zugeben,  dass  irgendwo  zu 
grosse  Beschränkung  des  Wehrstandes  durch  Hindernisse  abge- 
trotzt, oder  durch  Sophismen,  Kargheit  und  übertriebene  La- 
mentationen abgeschwatzt  und  erschlichen  würde. 

Eben  durch  diese  Wachsamkeit  der  hier  repräsentirten  Ge- 
sammlhcit  über  den  föderativen  Sinn  und  Zweck  in  seinem  gan- 
zen Umfange,  kann  sich  unser  grosses  Vaterland  so  vorthellhaft 
von  allen  grossen  Heichen  der  Vorzelt  und  der  Gegenwart  unter- 
scheiden ,  und  den  gerechten  Stolz  auf  Deutschland ,  auf  unser 
Deutsches  Gemeinwesen  rechtfertigen 

Möge  uns  nur  bald  nach  dem  Sachsen- Weimarischen  Vor- 
gang überall  so  vorgearbeitet  werden ,  damit  wir  wissen  ,  was 
unsere  gesammten  Höfe,  mit  Inbegriff  der  freien  Städte,  dann 
in  Deutschland  Gutes  anzuerkennen ,  zu  schirmen  und  aufrecht 
zu  erhalten  haben. 

Aber  auf  solche  paplerne  Grundfesten  gebe  ich  fürwahr  nicht 
allzuviel ,  wenn  sie  ein  ächter  Geist  in  der  Anwendung  nicht 
fortwährend  belebt.  Die  Britten  nennen  ihre  Verfassung,  die  sie 
deswegen  nur  sehr  schwer  deflnlren ,  In  der  Beziehung  eine  per- 
petual  Innovation ,  eine  fortgesetzte  Neuerung.  Jeder  Tag  oder 
iahr  bringt  etwas  Anderes,  eine  allmählige  Verbesserung,  die 
klage  Anwendung  auf  die  Zeltumstände  zu  Wege. 

Und  nur  das  allein  kann  unsere  Garantie  beschränken.  Ein 
Thell,  Fürst  oder  Stände ,  eine  constltuirte  Gewalt ,  eine  ganze 
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Klasse  kann  über  Verletzungen  klagen?  nicht  die  Minorität,  noch 
weniger  der  einzelne,  wenigstens  nicht  aus  diesem  Fundamente. 
Ich  bin  daher  der  Meinung : 

1)  Es  sey  im  Namen  des  Deutschen  Bundes  Sr.  Königlichen 
Hoheit  dem  Grossherzoge  von  Sachsen-Weimar  der  gezie- 
mende Dank  zu  erkennen  zu  geben ,  dass  Hochd^erselbe 
unter  den  ersten  die  verheissene  Ordnung  in  seinem  Lande 
herzustellen  geneigt  und  beflissen  gewesen  sey ; 

2)  Sämmtlichen  Weimarischen  Staatsmännern  und  Behörden, 
die  dabei  nützlich  concurrirt  haben ,  die  allgemeine  Zufrie- 
denheit auszudrücken ; 

3)  Und  demnach  Herrn  und  Land  die  begehrte  Gewährleistung 
der  Deutschen  Gesammtheit  zuzusichern. 

Die  Grossherzoglich  und  Herzoglich  Sächsi- 
schen Häuser:  Der  Herr  Gesandte  von  Hendrich  erklärt 
noch  Namens  der  sämmtlichen  Herzoglich  Sächsischen  Häuser, 
für  die  angetragene  Garantie  zu  stimmen. 

Braunschweig  und  Nassau:  behält  sich  das  Protokoll 
offen. 

Mecklenburg-Schwerin  und  Mecklenburg-Stre- 
litz:  Durch  den  vorliegenden  Antrag  wollen  Se.  Königliche  Ho- 
heit der  Herr  Grossherzog  von  Sachsen- Weimar,  einen  Artikel 
der  mit  den  Ständen  Ihrer  Lande  vereinbarten  Verfassung  in  Er- 
füllung bringen ,  welcher  gerade  einen  wesentlichen  Stützpunkt 
derselben,  die  innere  Beruhigung  und  Sicherstellung  selbst  be- 
trifft.0) Beide  Theile  sind  deshalb  freiwillig  übereingekommen. 
Es  finden  sich  in  der  Geschichte  mehrere  Fälle  bei  deutschen  und 
europäischen  Staaten,  wo  eine  solche  Garantie  auch  von  aus- 
wärtigen Mächten  gesucht  worden,  eben  weil  der  schiedsrichter- 
liche Ausspruch  eines  unparteiischen  Dritten  am  Besten  geeignet 
scheint,  nicht  nur  die  Streitigkeilen  zu  entscheiden,  die  in  Folge 
der  Zeiten  durch  die  veränderten  Umstände  leicht  herbeigeführt 
werden,  sondern  auch  mitten  in  solchen  Verschiedenheiten  auf 
die  stete  Befolgung  und  gleichmässige  Anwendung  derselben 
Grundsätze  zu  halten.  Wie  viel  zweckmässiger ,  der  Deutschen 
Fürstenwürde  angemessener  ist  es  aber ,  in  dem  Centraipunkte 
der  Repräsentation  aller  Deutschen  Bundesstaaten ,  auch  die  Ga- 
rantie und  den  Schutz  für  die  Sicherslellung  der  Rechte  und  der 
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Verbindlichkeit  der  Fürsten ,  aber  auch  der  llnterllianen  zu  su- 
chen, und  die  Urkunden  niederzulegen,  welche  die  gesetzmäßige 
Freiheit  begründen  sollen.  Zweck  und  Mittel  sind  hier  gleich 
würdig,  und  indem  der  Herr  Grossherzog  von  Sachsen- Weimar 
für  die  mit  seinen  Ständen  eingegangenen  Verträge  freiwillig  die 
wirksamste  Garantie  der  Bundes- Versammlung  zur  Erfüllung 
und  Aufrechthaltung  derselben  für  alle  kündigen  Zelten  verlangt, 
erkennt  Hochderselbe  die  Bestimmung  der  Bundes- Versammlung, 
auch  für  die  innere  Sicherheit  des  Bundes  überhaupt  zu  sorgen. 

Nach  den  mir  bekannten  Gesinnungen  meiner  Höchsten  Höfe, 
nehme  ich  daher  keinen  Anstand  meine  Abstimmung  dahin  ab- 
zulegen: 

Dass  dem  gedachten  Antrage  von  der  Bundes- V  ersamm- 
lung völlige  Genüge  geleistet ,  und  auch  die  gewünschte 
ausdrückliche  Anerkennung  der  Garantie  mittelst  förm- 
lichen Beschlusses  erthcilt  werden  möge. 
Hols tein -Oldenburg,  An hal  t  und  Sch  warzburg: 
tritt  Oesterreich  bei. 

Hohenzollern,  Liechtenstein,  Reuss,  Schaum- 
burg-Lippe, Lippe  und  Waldeck:  Der  Gesandte  für  die 
Curie  der  Iß.  Stimme,  in  hoher  Verehrung  für  den  Antrag  Sr. 
Königlichen  Hoheit  des  Grossherzogs  von  Sachsen-Weimar  und 
Eisenach:  die  Landesconstitution  des  Grossherzogthums  Sachsen- 
Weimar- Eisenach  unter  die  Garantie  des  Bundes  stellen  zu  wol- 
len, misskennt  nicht  die  Vortheile,  welche  für  Fürst  und  Volk, 
durch  eine  Garantie  solcher  Art  entspringen  können  und  werden ; 
da  aber  der  Bund  bei  Uebernahme  der  Garantie  zugleich  Rechte 
und  Pflichten  übernimmt,  so  glaubt  der  Gesandte  für  die  16. 
Stimme,  vorerst  auf  Instructions  -Einholung  antragen  zu  müssen. 

Die  rreien  Städte,  Lübeck,  Frankfurt,  Bremen 
und  Hamburg:  Da  die  Erhaltung  der  Innern  Sicherheit  Deutsch- 
lands als  einer  der  Hauptzwecke  des  Deutschen  Bundes  in  dem 
Grundvertrage  ausdrücklich  anerkannt  und  die  zeltgemasse  ruhige 
Ausbildung,  so  wie  die  kündige  unverbrüchliche  Beobachtung 
der  schon  in  der  Bundes- Acte  den  einzelnen  Staaten  verheissenen 
landständischen  Verfassungen,  unstreitig  als  ein  wesentliches 
Beförderungsmittel  jenes  Zweckes  anzusehen  Ist,  so  halte  Ich  es 
ftir  meine  Pflicht,  unter  Voraussetzung  der  Genehmigung  meiner 
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Kommittenten ,  den  Antrag  des  Grossherzoglich  Weiraarischen 
Herrn  Gesandten  mit  der  dankbarsten  Verehrung  des  dadurch  ge- 
gebenen Beispiels  vaterländischer  Gesinnung  und  weiteren  Fort- 
schreitens zu  einem  lebendigen,  die  Eigen thümlichkeit  der  ein- 
zelnen Bundesstaaten  bewahrenden  Nationalvereine  aufzunehmen, 
mithin  unbedenklich  die  vollkommenste  Beistimmung  zu  erklären. 

Beschluss: 

1)  dass  die  Note  des  Grossherzoglich  Sächsischen  Herrn  Ge- 
sandten, Geheimen  Raths  von  Hend rieh,  diesem  Protokolle 
anzulügen;  und 

2)  die  von  Sr.  Königlichen  Hoheit  dem  Grossherzoge  von 
Sachsen -Weimar -Eisenach  unterfertigte  Urkunde  vom  5.  Mai 
1816  als  Grundgesetz  über  die  landständische  Verfassung  des 
Grossherzogthums  Sachsen  -  Weimar  -  Eisenach  in  dem  Bundes- 
Archive  zu  hinterlegen ;  demnächst  aber 

3)  auf  den  Antrag ,  wegen  der  von  dem  Deutschen  Bunde  zu 
übernehmenden  Garantie  dieser  laiidständischen  Verfassung 
noch  vordersamst  die  Abstimmung  von  Braun- 
.schweig  und  Nassau  zu  vernehmen  sey. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd,  I,  S.  113  u.  f. 
*)  S.  dieselbe  unter  2. 

c)  Es  lautet  nämlich  der  §.  129  des  gedachten  Grundgesetzes, 
wie  folgt : 

„Ausserdem  wird  die  Sicherstellung  dieser  Verfassung  dem 
Deutschen  Bunde  übertragen  werden.  An  den  Deutschen  Bund 
sollen  sich  die  Landstände  durch  ihre  Vertreter  auch  in  dem 
Falle  wenden  dürfen,  wenn  einem  Erkenntnisse,  welches  das 
Appellationsgericht  zu  Jena,  auf  eine  von  dem  Landtage  er- 
hobene Anklage ,  gesprochen  hat ,  und  wogegen  kein  Rechts- 
mittel weiter  Statt  gefunden  (§.  115),  die  Vollziehung  ver- 
weigert würde." 
Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  B u ndes- Versamm- 
lung, Bd.  1,  S.  160. 
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Deokschrift  des  Grossherzoglich  S  ac hsen- We  i- 
mar-E  isenachisc  hen  (iesan  dien,  Geheimen  Raths 
von  Hendrich,  die  Garantie  des  unterm  5.  Mai 
1816  errichteten  Grundgesetzes  über  die  I  auf- 
ständische Verfassung  des  Gross  h  erzogt  Ii  ums 
Sachsen  -  Weimar  -  Eisenach  betreffend  ,  d.  d. 
Frankfurt  am  Main,  den  28.  November  1816.') 

Seine  Königliche  Hoheit  der  Grossherzog  von  Weimar  und 
Eiseoach  haben  in  dem  129.  §.  des  unterm  5.  Mai  dieses  Jahrs 
erschienenen  Grundgesetzes  über  die  landständische  Verfassung 
des  Grossherzogthums  Sachsen-  Weimar-Eiscnach,  ihren  Ständen 
versprochen,  dem  Deutschen  Bunde  die  Sichersten ung  dieser 
Verfassung  zu  übertragen. 

Da  Fürst  und  Land  in  dem  schönsten  Einverstandnisse  sie- 
hen,  und  nichts  mehr  wünschen,  als  dass  die  mit  Berathung  der 
ständischen  Abgeordneten  entworfene  Verfassung  auch  für  die 
Zukunft  gegen  alle  denkbaren  Eingriffe  gesichert  werden  möge ; 
da  es  in  der  Geschichte  nicht  an  Beispielen  fehlt,  dass  Verträge 
zwischen  Landesherren  und  tlnterthanen  von  ganz  fremden  He- 
genten  garantirt  worden  sind ,  es  aber  wohl  vorzüglich  in  dem 
Zwecke  des  Deutschen  Bundes  liegt,  alles  das  zu  entfernen,  was 
die  Ruhe  im  Innern  künftig  stören  könnte:  so  würde  der  Un- 
terzeichnete es  für  überflüssig  halten ,  der  Bitte  um  die  Garantie 
noch  etwas  beizufügen ,  wenn  nicht  von  einer  der  verehrten  Ge- 
sandtschaften, mit  welcher  er  vorläufig  über  diese  Angelegenheit 
gesprochen ,  der  Wunsch  wäre  geäussert  worden,  dass  bestimmt 
erklärt  werden  möge,  was  man  unter  Gar  autle  verstehe.  Hier- 
durch veranlasst ,  erklärt  der  Unterzeichnete : 

Die  Uebernahme  der  Garantie  enthält  die  Versicherung 
des  Garants,  dass  er,  wenn  künftig  ein  Theil,  es  sey  der  Lan- 
desherr oder  die  Stände,  den  in  dem  Verfassungsvertrag  über- 
nommenen Verbindlichkeiten  entgegenhandeln  würde ,  auf  An- 
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rufen  des  andern  Theils  alle  zweckdienlichen  Mittel  anwenden 
wolle,  um  Jenen  zu  Erfüllung  desselben  zu  bewegen,  oder  auch 
zu  nöthlgen. 

Ein  solcher  Fall  ist  weder  in  der  Jetzigen,  noch  in  derna'chst- 
klinfligen  Generation  zu  besorgen,  und  Jedem  Sachkundigen 
wird  es  einleuchten,  dass  schon  die  Uebernahme  der  Garantie  ihn 
hindern  müsse.  Man  wagt  das  Unrechtliche  nicht,  wenn  man  die 
Hoiftiung  nicht  hat,  es  durchsetzen  zu  können.  Uebrlgens  er- 
laubt sich  der  Unterzeichnete  noch  beizufügen ,  dass  nach  seiner 
Ueberzeugung  die  Bundes- Versammlung,  auch  ohne  ausdrück- 
lich übernommene  Garantie  verbunden  seyn  würde,  den  Theil, 
welcher  über  Verletzung  des  Verfassungs- Vertrages  zu  klagen 
hätte,  zu  unterstützen;  weil  er  nicht  einsieht,  wie  auf  andere 
Weise  bei  einer  von  Seiten  des  Landesherrn  oder  der  Stünde  ein- 
tretenden Weigerung  die  Gefahr  einer  Despotie  oder  Anarchie 
entfernt  werden  könne. 

Die  Verhandlungen  über  den  Entwurf  der  Congress-Acte 
beweisen ,  dass  man  fast  einstimmig  die  Sicherheit  gegen  innere 
Feinde  der  Staaten  für  einen  der  ersten  Zwecke  des  Bundes  ge- 
halten hat,  und  dass  von  mehreren  Seiten  die  Sicherstellung  der 
Landesverfassungen  unter  die  Garantie  des  Bundes  verlangt  wor- 
den ist. 

Seine  Königliche  Hoheit  der  Grossherzog  von  Sachsen- Wei- 
mar-Eisenach wünschen  indessen,  dass  die  Bundes- Versammlung 
Jene  Verbindlichkeit  zur  Garantie  ausdrücklich  anerkennen 
möge,  und  haben  den  Unterzeichneten  beauftragt,  das  oberwähnte 
Grundgesetz  nicht  nur  der  Bundes- Versammlung  zu  überreichen, 
damit  es  in  deren  Archiv  niedergelegt  werden  könne ,  sondern 
auch  sämmtlichen  verehrten  Gesandtschaften  die  zur  Einsendung 
an  ihre  Höfe  nöthlgen  Exemplare  abzugeben ,  und  um  ausdrück- 
liche Anerkennung  der  Garantie  zu  bitten. 

Indem  er  dieses  bewirkt,  giebt  er  sich  die  Ehre,  die  Ver- 
sicherung seiner  vollkommensten  Hochachtung  zu  wiederholen. 

Frankfurt  am  Main,  den  28.  November  1816. 

(gezeichnet:)   Franz  Joslas  von  Hendrlch. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  I,  S.  128,  129. 
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8. 

Abstimmungen  und  Beschluss  der  Bandes- Ver- 
sammlung vom  5.  December  1816. 

Neunte  Sitzung  am  5.  December  1816.*) 
Praesldfum:  Da  zu  Ziehung  des  Beschlusses  über  die 
von  Sr.  Königlichen  Hoheit  dem  Grossherzoge  von  Sachsen- Wei- 
mar-Eisenach angetragene  Garantie  der  landstündlschen  Verfas- 
sung des  Grossherzogthums  Sachsen-  Weimar-Eisenach,  die  Ab- 
stimmung der  13.  Curie,  von  Braunschwelg  und  Nassau,  noch 
abgehe,  so  wolle  man  heute  hierzu  Gelegenheit  geben. 

Braunschweig  und  Nassau:  schllesst  sich  der  Stim- 
menmehrheit an. 

Niederlande,  wegen  des  Grossherzogthums  Luxem- 
burg: erklärt  nachträglich  und  wiederholt  der  Mehrheit  eben- 
falls beizutreten. 

Beschluss: 

Dass  auf  die  dem  Antrage  entsprechendste  Welse  wegen  der 
von  dem  Deutschen  Bunde  zu  übernehmenden  Garantie  des  Grund- 
gesetzes über  die  landsUindlsche  Verfassung  des  Grossherzog- 
thums  Sachsen- Welmar-Eiscnach ,  an  die  resp.  Höfe  und  Com- 
mittenten  zu  berichten  scy. 

» 

a)  Vergl :  Protokolle  der  Deutschen  Bnndes-Ver- 
*ammlang,  Bd.  I,  S.  162,  i«3. 


Abstimmungen  und  Bescbluss  der  Bundes- 
versammlung vom  13.  März  1817. 

Achtzehnte  Sitzung  am  12.  März  1817/) 

Praesidiums  In  Folge  des  in  der  8.  vorjäbr^n  Siteung 
üeser  Versammlung  voi^elrageneo  ausOrückJichenErauchensSr. 
DL  2 
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Königlichen  Hoheit  des  Herrn  Grossherzogs  von 
Sachsen-Weimar-Eisenach,  das  unterm  5.  Mai  v.  J.  er- 
schienene Grundgesetz  über  die  landständische  Verfassung  des 
Grossherzogthums  Saclisen-Weimar-EIsenach ,  unter  die  Garan- 
tie des  Deutschen  Bundes  zu  nehmen,  und  des  hierauf  in  der 
9.  Sitzung  gefassten  vorläufig  entsprechenden  Beschlusses ,  in 
dessen  Gemässheit  die  erbetenen  Weisungen  nunmehr  eingegan- 
gen sind,  erfülle  ich  hiermit  die  Pflicht,  das  Protokoll  zur  Ab- 
legung der  definitiven  diesfälligen  Abstimmungen  förmlich  zu 
zu  öffnen  und  sofort  die  Stimmen,  nach  der  im  Artikel  IV  der 
Bundes-Acte  angeführten  Ordnung,  einzuholen. 

Umfrage. 

Oesterreich:  Der  auf  Veranlassung  Sr.  Königlichen  Ho- 
heit des  Grossherzogs  von  Sachsen- Weimar  in  der  8.  Sitzung 
dieser  Bundes- Versammlung  vom  2.  December  v.  J.  zur  Bera- 
tung gekommene  Antrag,  die  landständische  Verfassung  des 
Grossherzogthums  Sachsen- Weimar-Eisenach  unter  die  Garantie 
des  Deutschen  Bundes  zu  nehmen,  verdient,  sowohl  in  staats- 
rechtlieh er  Beziehung  als  in  jener  der  Ausbildung  der  in  derBun- 
.  des- Acte  nur  angedeuteten  Bestimmungen,  die  tiefste  Erwägung. 

In  Folge  des  Antrages  Sr.  Königlichen  Hoheit  des  Grossher- 
zoges, glaubt  der  Kaiserlich  Königliche  Hof  vor  Allem  bemerken, 
und  hiermit  zu  Protokoll  erklären  zu  müssen ,  dass  die  Compe- 
tenz  der  Bundes- Versammlung ,  Jenem  Antrage  im  Namen  des 
Deutschen  Bundes  zu  willfahren  und  die  gewünschte  Garantie  zu 
übernehmen,  nach  diesseitiger  Ansicht,  und  zwar  mit  blosser 
Rücksicht  auf  die  Bundes-  Acte ,  keinem  gegründeten  Zweifel 
unterliegen  dürfte.  Sollte  dieser  Grundsatz,  (welchem  der  Kai- 
serlich Oesterreichische  Hof  vollkommen  beipflichtet)  selbst  nicht 
unbedingt  angenommen  werden ;  so  bedarf  es  wohl  keiner  Erör- 
terung, dass  der  Deutsche  Bund  in  seiner  Gesammtheit  eine  hohe 
Stelle  In  dem  europäischen  Staaten-Systeme  einzunehmen ,  dem- 
nach als  eine  Macht  zur  Ausübung  Jedes  seinen  Grundbegriffen 
gemässen  Rechtes  berufen  sey. 

So  wie  nun  aber  Jede  Macht,  als  solche,  ohne  Rücksicht 
aur  die  Form  ihrer  eigenen  inneren  Verfassung,  zur  Uebeniahme 
von  Garantieen  überhaupt ,  ebenso  wie  zur  Uebernahme  anderer 
äusserer  Staats-Verpflichtungen  berechtigt  ist;  so  wie  die  euro- 
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uns  zeigt,  dass  auch  selbst  während  des  Bestandes 
Reichs  Verfassung  einzelne  Deutsche  Staaten  In  Garantie-  Verhält- 

i,  und  auch  mit  auswärtigen  Mächten  standen ; 


hohen  Vereine  seiner  Fürsten  und  freien  Städte,  heute  die  Ga- 
rantie der  ständischen  Verfassung  eines  Deutschen  Bundesstaats 

nicht  ebenfalls  berufen  seyn  sollte?  .ftriNr? 
erste  und  unbedingte  Rücksicht  Jedoch,  welche  der 
Deutsche  Bund  bei  der  Uebernahme  der  Garantie  der  ständischen 
Verfassungen  in  den  ihn  bildenden  souveränen  Staaten  zu  nehmen 
hat ,  ist  sicher  die ,  dass  die  ständische  Verfassung  des  einzelnen 
Staates  nicht  den  Bedingungen  der  Bundes- Acte  widerstreite? 
denn  neuere  Verpflichtungen  können  nur  mit  früheren  Funda- 
mental-ßestimmungen  übereinstimmen,  und  ein  Staaten-Verein 
mit  sich  in  Widerspruch  fallen,  wenn  er  die  Garantie  von 
in  Ihrer  Anwendung  übernähme,  welche  mit  dem 
Ur-Vereine  in  offenem  Widerstreite  stünden.  Ohne  daher  sich 
auf  ganz  ungeeignete  Art  in  die  allgemeine  Würdigung  Jener 

Verfassung  des  Grossherzogthums  einzumischen ; 
während  man  vielmehr  in  dieser  Hinsicht  die  Ueberzeu- 
gung  aussprechen  muss,  dass  unter  der  erwähnten  Modlflcation 
übrigens  im  Allgemeinen  der  vereinte  Willen  der  Fürsten  und 
der  Stände  zu  erkennen  und  zu  achten  Ist;  und  ohne  eben  daher 
die  Unverändert  hkcit  dieses  Willens  festsetzen  zu  wollen, 
während  eben  so  in  dieser  Hinsicht  alles  der  freien  Ver- 
einigung zwischen  Fürsten  und  Ständen  vollkommen  im  Laufe 
Zeit  überlassen  bleibt;  kann  also  der  uns  leitende  Gesichts 
ffir  die  Gegenwart,  so  wie  für  die  Zukunft,  nur  durch  die 
gegeben  betrachtet  werden. 
Zugleich  soll  aber  diese  Kaiserlich  Königliche  Bundestags- 
-haft  noch  erinnern,  dass  so  wenig  unter  souveränen 
bei  Uebernahme  solcher  Garantieen  Immerhin  auch  die 
deren  Wirksamkeit  in  allen  einzelnen  Beziehungen  not- 
wendig festgesetzt  wird ,  sondern  so  wie  dies  theils  in  den  unter 
souveränen  Fürsten  überhaupt  geltenden  völkerrechtlichen  Be- 
stimmungen und  üblichen  Staatspraxis ,  nach  Zeugniss  der  Ge- 
seine Erledigung  findet,  theils  aber  Im  Deutschen  Bunde 
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Jede  mögliche  Lücke  durch  die  fernere  Entwicklung  der  Bandes 
Acle  ausgefü  llt  werden  wird ;  so  glaubt  aueh  der  Kaiserlieh  Ki>- 

Verhältnisse  des  Deutschen  Hundes,  welcher  Deutsehland  mit 
gerechter  Erwartung  entgegensieht,  uns  nicht  abhalten  kann, 
dein  Antrage  Sr.  Königlichen  Hoheit  zur  Beruhigung  von  Pür- 
sten und  Ständen  unter  den  berührten  Bestimmungen  zu  will- 
fahren. 

Der  Kaiserlich  Königliche  Hof  stimmt  demnach,  In  Erwä- 
gung aller  oben  berührten  Rücksichten,  für  die  Leber  nah  nie  der 
Garantie. 

Freu  s sen:  In  Uebereinstimmung  mit  den  in  der  Abstim- 
mung des  Kaiserlich  Königlichen  Vorsitzenden  Herrn  Gesandten 
mitgeteilten  Ansichten  seines  Allerhöchsten  Hofes,  hin  auch  Ich 
ermächtigt  zu  erklären : 

Dass  da  nach  dem  Antrage  Sr.  Königlichen  Hoheit  des 
Herrn  Grossherzogs  von  Sachsen- Weimar-Eisenach ,  die 
Sicherstellung  der  landständischen  Verfassung  des  Gross- 
herzogthums ,  so  wie  dieselbe  in  dem  Grundgesetze  dar- 
über enthalten  ist,  im  Einversländniss  des  Landesherrn 
mit  den  Stünden  nachgesucht  worden  ist ;  dieselbe  in  Ge- 
mässheit  des  Buchstabens ,  Sinnes  und  Geistes  der  Bun- 
des-Aetc,  vom  Deutschen  Bunde  übernommen  werden 
könne. 

Baiern:  Se.  Königliche  Majestät  der  König  von  Baiern, 
erachten  in  Folge  der  dem  Deutschen  Bunde  angetragenen  Sicher 
Stellung  der  landständischen  Verfassung  des  Grossherzogthums 
Sachsen-Weimar ,  dass  nach  Anleitung  der  Bu mies- Acte  deren 
Uebernahme  Statt  finden  könne. 

Sachsen:  In  Betracht,  dass  Se.  Königliche  Hoheit  dei 
Grossherzog  von  Sachsen- Weimar  um  die  Garantie  der  in  den 
Grossherzogtimme  errichteten  landständischen  Verfassung  ange 
sucht  haben ,  sind  Se.  Königliche  Majestät  der  König  von  Sach 
sen  mit  derselben  Uebernahme  von  Seiten  des  Bundes  ein wr 
standen.  i 

Hannover:  Dass,  da  die  Garantie  der  GrossherzoglicJ 
Weimarischen  landständischen  Verfassung  durch  den  Deutschet 
Bund  sowohl  von  dem  Herrn  Grossherzoge,  als  von  dessen  Stün 
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der  Herr  Prinz-Kegent  unbedenklich  für  die  Lebernahme  dieser 
(iaruitie ,  nach  den  Sinne  der  Hundes  -  Acte ,  von  Seilen  des 

Württemberg:  hat  die  bestimmte  Instruction,  sich  in 
Jedem  vorkommenden  Falle  streng  an  den  Sinn  und  den  Buch- 
staben der  Bundes- Acte  zu  halten ,  in  dem  vorliegenden  Faiie 
(ludet  es  jedoch  ausnahmsweise  angemessen,  dem  Wunsche  des 
tossnerzogs  von  Weimar  zu  entsprechen  und  die  Garantie  Tür 
seine  Constitution  zu  übernehmen. 

Baden:  stimmt  naeh  dem  ausdrücklichen  Befehle  Sr.  Kö- 
niglichen Hoheit  des  Grossherzogs  für  die  Uebemahuie  der 
Garantie. 

Kurhessen:  stimmt  gleich  den  Vorhergehenden  für  Ueber- 
nahme  der  Garantie. 

Grossherzogthum  Hessen:  stimmt  Hir  die  Garantie. 

Dänemark  wegen  Holstein  und  Lauenburg:  Auch 
Se.  Majestät  der  König,  mein  Herr,  wünschen  lebbafi,  den 
Antra«:  Sr.  Königlichen  Hoheit  des  Grossherzogs  von  Sacbseu- 
Weimar  und  Eisenach ,  die  neue  landständische  Verfassung  des 
Gnnsbcrzogthiinis  unter  die  Garantie  des  Deutschen  Bundes  zu 
stellen,  allgemein  genehmigt  zu  sehen,  und  glauben,  dass  um 
so  weniger  irgend  ein  Bedenken  dabei  Statt  linden  kann,  als  es 
riebt  mir  Sr.  Königlichen  Hoheit  Höchsteigener  Wunsch  Ist, 
sondern  auch  die  zu  übernehmende  Garantie  keine  ModiOcatlon 
oder  Verbesserung  der  gegenwärtigen  Constitution  ausschllcsst, 
wenn  in  dem  Laufe  der  Zeiten  gemeinschaftlich  von  Sr.  König- 
lichen Hoheit  und  Höchst  Ihren  Landständen,  solche  für  zweck- 

Niederlande  wegen  des  Grossherzogthums  Luxem- 
bürg:  Mein  Königlicher  Hof  theilt  zwar  die  Ansicht,  dass  die 
tondes-Acte  solche  Verpflichtungen  nicht  ausdrücklich  ausspreche, 
«fid  das»  das  Begehren  von  freier  Wahl  abhänge,  Dieses  vorgän- 
$t%  trete  ich  der  Abstimmung  von  Oesterreich,  Preussen,  Baieni, 
Daensen  und  Hannover  bei. 

DteGrossherzoglichundHerzoglieh  Sächsischen 
Hauser:  Von  den  Herzoglich  Sächsischen  Häusern  bin  ich  an* 
gewiesen,  den  Grossherzoglichen  Antrag  zu  unterstützen.  Die 
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Meinung ,  dass  es  dem  Bunde ,  als  einer  nicht  selbststMndigen 
Macht,  offenbar  an  der  Competenz  fehle,  die  Garantie  der  Wei- 
mar-Eisenachischen Grund  Verfassung  zu  übernehmen,  hörte  ich 
in  der  8.  vorjährigen  Sitzung h;  um  so  mehr  mit  Bedauern,  well 
durch  dergleichen  Aeusserungen  ein  Schein  von  Wahrheit  auf 
die  ungegründeten  Vorwürfe  lallt,  die  man  dem  Deutschen  Bunde 
gemacht  hat,  als  ob  sein  Zweck  nur  daliin  gehe,  die  durch  den 
Umsturz  des  Deutschen  Reichs  erworbenen  Souveränelätsrecbte 
zu  sichern  und  den  Unterthanen  die  Rechte  ferner  vorzuenthal- 
ten, welche  ihnen  die  vormalige  Verfassung  zwar  bei  ihrer  Aus- 
artung nicht  immer  gewährt,  aber  doch  in  der  Theorie  verheis- 
sen  hat. 

Die  Bundes- Acte  sagt  Im  XI.  Artikel: 
„Alle  Mitglieder  des  Bundes  garantiren  sich  gegenseitig 
Ihre  sämmtüchen  unter  dem  Bunde  begriifenen  Besi- 
tzungen." 

Ks  ist  aber  doch  wohl  nicht  mehr  selbstständige  Macht  er- 
forderlich, den  Unterthanen  auf  ihres  Fürsten  Verlangen  unbe- 
strittene, vertragsmässlge  Rechte  gegen  künftige  Glieder  des 
Bundes  zu  garantiren ,  als  den  Landesherrn  ihre  Besitzungen  ? 

Braunschwelg  und  Nassau:  stimmt  für  die  Ueber- 
nabme  der  Garantie. 

Mecklenburg-Schwerin  und  Mecklenburg-Stre- 
11  tz:  bezieht  sich  auf  das  in  diesem  Betreffe  bereits  ebgegebene 
Votum. 

Holstein-Oldenburg,  Anhalt  und  Schwarzburg: 
stimmt  für  die  Uebernahme  der  Garantie. 

Hohenzollern,  Liechtenstein,  Reuss,  Schaum- 
burg-Lippe, Lippe  und  Waldeck:  Der  Gesandte  für  die 
16.  Stimme  ist  beauftragt  zu  erklären :  dass  der  Deutsche  Bund 
die  von  des  Grossherzogs  von  Sachsen- Weimar- Eisenach  Kö- 
niglichen Hoheit  gewünschte  Garantie  der  landständischen  Ver- 
fassungs-Urkunde  des  Grossherzogthums  übernehmen  möge. 

Die  freien  Städte,  Lübeck,  Frankfurt,  Bremen 
und  Hamburg:  Die  Abstimmung  des  Gesandten  der  freien 
Städte  in  der  achten  Sitzung  vorigen  Jahres ,  über  den  Antrag 
Sr.  Königlichen  Hoheit  des  Grossherzogs  von  Sachsen -Weimar 
hat ,  wie  vorausgesetzt  werden  konnte ,  vollkommen  den  Gesin- 
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nungea  der  hoben  Senate  entsprochen.  Für  mich  Ist  es  ein  ange- 
nehmes Geschäft,  dieses  hiermit  erklären  zu  können. 

Beschiuss: 

Dass  der  Deutsche  Bund  die  Garantie  des  am  5.  Mal  1816 
errichteten  Grundgesetzes  über  die  landständische 
Verfassung  des  Grossherzogthums  Sachsen-Wei- 
mar-Elsenach  ganz,  wie  sie  damals  von  Sr.  Königlichen 
Hoheit  dem  Grossherzege  und  den  Ständen  verlangt  worden  sey, 
übernehme. c) 

«)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes  -Ver- 
um ralung,  Bd.  H,  S.  103  u.  f. 

*)  S.  oben,  unter  1 ,  die  Abstimmung  von  Baiern. 
e)  In  dem  Commissions-Gutachten  über  die  provisori- 
lehe  Competenz-Bestimmung  der  Bundes- Versamm- 
lung, als  Pro  visori  um  für  verbindlich  angenommen  durch 
den  Beschiuss  vom  12.  Juni  1817,  heisst  es  §.  4,  B.  2: 

„So  wie  die  einzelnen  Gebiete  unter  der  allgemeinen  Garantie 
des  Bundes  stehen,  so  ist  dieselbe  auch  berufen,  die  Garan- 
t i e  der  Verfassungen  einzelner  Deutscher  Staaten  unter 
den  bei  Veranlassung  des  Grossherzoglich  Weimarisch en 
Ansuchens  in  der  18.  Sitzung,  in  üebereinstimmung  mit  dem 
Kaiserlich  Oesterreichischen  Voto ,  allgemein  angenommenen 
Modifikationen,  mithin  dann  zu  übernehmen,  wenn  der  einzelne 
Staat  unter  den  gehörigen  Erfordernissen,  das  heisst,  uuter 
einstimmiger  Entschliessung  des  Fürsten  und  der  Stände  dar- 
auf anträgt,  dass  der  Bund  die  Garantie  seiner  Verfassung 
übernehme." 

Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versarnm- 
lung,  Bd.  III,  S.  177. 

Diplomatisches  Archiv  u.  s.  w.  Tbl.  II,  Abtb.  1, 
S.  213  (Nr.  XVIII.) 
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Garantie  derGrossherzoglichMecklenburg-Schwe  rin 
und  Strelitiischen  Verordnung  vom  28.  November  1817, 
Aber  die  Mittel  and  Wege,  um  bei  streitigen  Fällen,  in  Angelegen- 
heiten, welche  die  Landes  •  Verfassung  betreffen,  zur 
rechtlichen  Entscheidung  zu  gelangen.  —  Verhand- 
lungen über  die  Erfüllung  des  XIII.  Artikels  der  Deut- 
schen Bundes -Acte. 

1. 

Vortrag  des  Grossherzoglich  Mecklenburg- 
Schwerin-  und  Streiitzischen  Gesandten  und 
Beschluss  der  Bundes-Versammlung  vom 

22.  Decemhcr  1817, 

Acht  und  fünfzigste  Sitzung  am  22.  Decemher 
1817.*) 

Mecklenburg-Schwerin  und  Strclitz:  Die  Gross- 
herzoge von  Mecklenburg -Schwerin  und  Mecklenburg- Strelitz 
haben,  nach  gehaltener  Berathung  und  Verhandlung  mit  ihren 
Ständen ,  eine  gleichlautende  landesherrliche  Verordnung  erlas- 
sen, um  die  angemessenen  Mittel  und  Wege  zu  bestimmen ,  wie 
die  Streitigkeiten ,  welche  zwischen  dem  Laudesherrn  und  den 
Stauden  über  die  Verfassung,  die  Grundgeselze,  deren  Anwen- 
dung, so  wie  überhaupt  bei  der  Ausübung  der  landesherrlichen 
Gewalt  entstehen  möchten,  auf  eine  dem  Sinn  und  den  Grund- 
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Entscheidung  gebracht  werden  sollen. 
Es  Ist  dieses  gewiss  eine  der  wichtigsten  staatsrechtlichen 
Fragrn,  deren  allerdings  schwierige  Auflösung  zwar  von  man- 
chen Individuellen  Beschaffenheiten  und  Eigentümlichkeiten  der 
einzelnen  Staaten  abhängt  und  bedingt  wird,  wofür  jedoch  immer 
In  jeglicher  Verfassung  selbst  eine  Fürsorge  und  Vorkehr b)  er- 
forderlich scheint,  wenn  auf  der  einen  Seite  die  Verfassung  in 
ihren  Grundgesetzen  und  nach  den  Gerechtsamen  aller  Theile 
sehörig  und  bleibend  sicher  gestellet,  und  auf  der  anderen  auch 
der  wesentliche  Sinn  und  Geist  derselben  hei  den  verschiedenen 
Veränderungen  und  Gestaltungen  aufrecht  erhalten  werden  soll, 

mäh  Ii-  herbeiführen  müssen  $  eben  um  das  Princip  der  Freiheit 
und  des  Rechts  ferner  darin  walten  zu  lassen. 
*  Mit  so  lobenswert hem  Eiter  und  strenger  Unparteilichkeit 
auch  die  vormaligen  Reichsgerichte  mehrere  Zeitalter  hindurch 
den  besonderen  Verfassungen  zum  Schutz  und  Schirm  gedienet 
haben  j  so  lasst  sich  doch  nicht  verkennen ,  dass  wenn  sie  dabei 
mir  auf  dem  Wege  des  förmlichen  Processes  einzelne  Streit- 
punkte durch  RechüMM*enM  zu  beseitigen  vermochten ,  die 
Aufgabe  nicht  Jedes  Mal  nach  dem  Geist  der  Verfassung  im 
Ganzen  gelöset  werden,  sondern  nur  der  Bestand  derselben 
In  Einzelnheiten  nach  dem  Buchstaben  eines  vorliegenden  Ge- 
setzes oder  Vertrages  festgehalten  werden  durfte.  Es  lag  dieses 
unvermeidlich  in  der  civilrecht liehen  Form  eines  eigentlichen  und 
einzelnen  Prozesses.  Daher  denn  auch  die  so  häufigen  als  lang- 
wfcrtgen  Prozesse ,  welche  auf  die  staatsrechtlichen  Verhältnisse 
zwischen  Landesherren  und  Ständen  im  Allgemeine*  oft  nach- 
Utting  gewirkt  haben. .  i 

Weniger  aber  noch,  wie  vormals  die  Reichsgerichte,  werden 
<fc  obersten  civilrechtlichen  Instanzen  in  den  Staaten  selbst 
swipet  seyn ,  die  Streitigkeiten  über  die  Verfassung  und  über 
&  Ausübung  der  landesherrlichen  Gewalt  auf  eine  geeignete 
Art,  im  Gange  des  Prozesses  und  durch  ihre  Rechtscrkenntnisse, 
beseitigen.  In  einzelnen  Fällen  mag  freilich  sehr  zweckmas- 
und  mit  gutem  Erfolg  ftir  sie  compromittirt  werden.  Sollten 
»ie  aber  gesetzt  seyn  über  die  Handlungen  des  Regenten ,  als 
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solche ,  zu  richten ,  oder  die  Einwendungen  zu  beurteilen  und 
zu  entscheiden ,  die  staatsrechtlich  dagegen  erhoben  werden ;  so 
würde  in  der  That  nur  ein  höheres  Regiment  noch  in  die  Hände 
Jener  obersten  Gerichte  gelegt,  welches  ihnen  doch  eben  so  wenig 
übergeben,  als  aul*  ihrem  Standpunkt  richtig  geführt  werden  kann. 

Staatsrechtliche  Gegenstände  werden  daher  am  zweckmäs- 
sigstcn  durch  die  Mittel  erledigt,  welche  jede  Verfassung  in  sich 
selbst  darbieten  muss.   Schon  die  freie  Erörterung  richtig  ge- 
stellter Aurgaben  und  die  vorzuschlagende  Abhülfe  eintretender 
Erfordernisse  werden  in  den  meisten  Fällen  zu  einer  genügenden 
Ausgleichung  führen.  Zur  sichernden  Erhaltung  der  Verfassun- 
gen bedarf  es  nur  eines  solchen  Stützpunktes,  der  bei  wirklich 
entstandener  Streitigkeit,  in  einer  endlichen  Bestimmung,  dem 
bestehenden  Rechte  Schutz  und  Gewähr  darbietet.  Allein  die 
Mittel  dazu  sollen  so  beschaffen  seyn,  dass  sie  die  Entwickelung 
der  Verfassung  im  Ganzen  befördern  und  durch  zielgemässe  Rich- 
tung stets  das  thätige  Leben  In  derselben  erhalten ;  so  dass  die 
neuen  Gesetze  nur  den  vorhandenen  Zustand  bezeichnen,  und  die 
nothwendigen  Veränderungen  allmählig  herbeigeführt,  nicht  aber 
durch  zu  ängstliches  Festhalten  an  Formen  verhindert  werden. 

Durch  die  vorliegende  Verordnung  haben  Ihro  Königliche 
Hoheiten  die  Grossherzoge  von  Mecklenburg  die  bestehende,  Im 
Drange  der  Zeitumstände  und  in  langer  Erfahrung  bewährte  Ver- 
fassung ihrer  Lande  durch  einen  neuen  zeitgemässen  Stützpunkt 
bekräftiget  5  Sie  haben  dieselbe  vorher  mit  Ihren  Ständen  genug 
sam  berathen,  und  darauf  landesherrlich  verfüget.  Die  darin  aur 
gestellten  Mittel  und  Wege  können  nicht  fehlen,  jenen  doppeltei 
Zweck  zu  erreichen:  eine  Verschiedenheit  in  den  Staatsrecht 
liehen  Ansichten  so  auszugleichen  oder  zu  entscheiden ,  wie  e 
sowohl  den  bestehenden  Rechten  und  Eigentümlichkeiten  al 
dem  Geiste  der  Verfassung  gemäss  ist ;  wie  zugleich  die  Siehe 
rung  und  die  fortgehende  Ausbildung  derselben  andeutend  erhei 
sehen  wird,  ohne  durch  processualische  Formen  und  Weiterange 
In  dieser  lebendigen  Bewegung  aufgehalten  zu  seyn.  Die  lande* 
herrliche  Macht  wird  in  ihrer  nöthigen  Ausübung  und  Behauptun 
durch  einen  blossen  Widerspruch  oder  eine  Verweigerung  stäi 
discher  Seits  nicht  gestört  oder  gehindert  werden  können ,  2 
dass  der  Landesherr  nicht  in  dem  Falle  sieh  befindet,  klaffte 
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wegen  Ungehorsam  gegen  seine  Stände  aufzutreten.  Wohl  aber 
ist  dafür  gesorgt ,  dass  den  Ständen  die  Wege  bestimmt  werden, 
im  ihre  Antrage  und  Beschwerden  gegen  die  Ausübung  der  lan- 
desherrlichen Gewalt  zur  unpartheiischcn  Erledigung  vorzubrin- 
geo,  und  solche  in  gewissen  Fällen  eines  Recurses  zuletzt  noch 
aa  den  Bundestag  gelangen  zu  lassen. 

Nachdem  ich  mir  nun  diese  wenigen  Erläuterungen  über  das 
betreffende  Staatsgesetz  erlaubt  habe ,  so  endledige  ich  mich  des 
mir  gewordenen  ausdrücklichen  Auftrages  meiner  beiden  höch- 
sten Höre,  indem  ich  dasselbe  hier  in  vidimirter  Abschrift  über- 
lebe, zur  Kenntniss  der  hoben  Bundes  -  Versammlung  bringe, 
and  in  die  Archive  des  Bundes  ulederiege ,  mit  dem  bestimmten 
Antrage: 

Dass  der  D  e  u  t  s  c  h  e  B  u  n  d  durch  die  Bundes- Versamm- 
lung den  Inhalt  dieses  organischen  Staatsgesetzes  dahin 
garantiren  möge,  um  alle  Bestimmungen  desselben, 
in  welchen  auf  den  Bundestag  Bezug  genommen  worden 
ist,  jederzeit  aufrecht  erhalten  zu  wollen.  Zu  welchem 
Ende  ich  die  verehrlichen  Gesandtschaften  ersuche,  In 
einer  anzusetzenden  Verlasszelt  die  Instructionen  ihrer 
höchsten  Höfe  und  Commiltenten  gefälligst  einzuholen. 
Wenn  jedoch  solchergestalt  von  Seiten  der  beiden  Gross- 
herzoge von  Mecklenburg  nicht  nur ,  In  Folge  vorausgegangener 
Erklärungen  über  die  Beachtung  des  XII.  Artikels  der  ßundes- 
Acte,  wegen  der  obersten  Instanzen  in  den  einzelnen  Bundes- 
staaten, der  hohen  Bundes-Versammlung  genügende  Auskunft 
ertheilet ,  sondern  durch  den  gegenwärtigen  Schritt  auch  der  ge- 
wiss für  Alle  so  wichtige  Artikel  XIII  der  Bundcs-Acte ,  dass  in 
allen  Bundesstaaten  eine  landständische  Verfassung  Statt  finden 
»U,  zur  vollständigen  Erfüllung  gebracht  ist,  so  bietet  sich  mir 
die  natürliche  Veranlassung  dar,  diesen  Gegenstand  auch  im 
Allgemeinen  wiederum  in  Anregung  zu  bringen,  nachdem  bereits 
das  durch  einen  Beschluss  in  der  17.  diesjährigen  Sitzung  über- 
haupt genehmigte  Commissions  -  Gutachten  über  die  Reihefolge 
ter  Geschäfte,  In  seiner  allgemeinen  Zusammenstellung  der  Vor- 
griffen ,  welche  uns  durch  die  Bundes- Acte  aurgegeben  sind, 
Wenigen  Gegenstände  in  eiuer  Klasse  bemerkt  hat,  ,, worüber 
doe  entschiedene  Disposition  in  Jeucr  Acte  bereits  vorliegt ;  so 
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dass  die  Bundes-Versammlung  sich  nur  damit  zu  bescbältigren 
haben  würde,  in  wiefern  und  wie  bald  solche  Einrichtungen, 
wozu  man  durch  die  Bundes -Acte  sich  schon  grundgesetzlich 
verstanden  hat,  allgemein  in  allen  Bundesstaaten  zur  wirklichen 
Ausführung  zu  bringen  seyn  werden."   In  dem  Commissiuns- 
Gutacbten  ist,  auch  nach  Anleitung  des  ersten  Prtfsidial- Vortra- 
ges ,  die  Vollziehung  des  Art.  XII ,  XIII  und  XIV  hierunter 
gleichmässig  gezählt.  Und  in  dem  Beschluss  der  34.  diesjährigen 
Sitzung  wegen  der  Competenz  heisst  es: die  Bunde»- Versamm- 
lung ist  berufen ,  darauf  zu  achten ,  dass  die  in  der  Bundes-Acle 
Art.  XII,  XIII,  XIV  u.  s.  w.  den  einzelnen  Staaten  zur  Ausfüh- 
rung Torgeschriebenen  öffentlichen  Verhältnisse  in  Erfüllung 
gebracht  werden."  Für  den  ersten  und  letzten  ist  bereits  eine 
leitende  Vorkehr  getroffen  ;  für  den  in  der  Mitte  und  in  mannich- 
facber  Beziehung  mit  ihnen  stehenden  XIII.  Artikel  wird  also 
der  Bedacht,  den  die  Bundes- Versammlung  auf  dessen  gleich- 
massige  Erfüllung  zu  nehmen  beabsichtigt  bat,  nur  noch  weiter 
auszusprechen  seyn ,  um  die  prüfenden  Vorbereitungeu ,  welche 
inzw  ischen  in  mehreren  Bundesstaaten  zur  neuen  Gründung  oder 
Vervollständigung  ihrer  landständischen  Verfassungen  gemachl 
werden,  durch  einen  baldigenAnfang  verwirklicht,  allen 
falls  durch  gemeinsame  Rücksprache  befördert  zu  sehen.  In  die 
ser  Hinsicht  darf  ich  bei  der  gegebenen  Veranlassung  zur  Zeil 
nur  den  dringenden  Wunsch  Ihrer  Königlichen  Hoheiten  vortragen 
Dass  es  den  verehrlichen  Gesandtschaften  gefällig  seyi 
möge,  in  der  Art,  wie  solches  wegen  des  XII.  Artikel! 
schon  mehrfällig  geschehen,  und  wegen  des  XIV.  Artikel: 
beschlossen  worden ,  ebenfalls  über  die  Erfüllung  des  Ar 
tlkeisXIII  sich  erklären  und  die  Bundes- Versammlung  ii 
Kennt  n  iss  setzen ,  auch  die  Einholung  angemessener  In 
struetionen  dieserhalb  beschliessen  zu  wollen. 
Die  Verordnung  LI.  K.K.  H.H.  der  Grossherzoge  von  Meck 
lenburg-Schwerin  und  Meeklenburg-Strelitz,  d.  d.  Schwerin  un 
Neu-Strelitz,  den  28.  November  1817,  wurde  dem  Protokoll 
unter  Z.  87  angefügt  und  hierauf  einhellig 

beschlossen: 
1)  Auf  den  Antrag  wegen  der,  von  Seite  des  Deutschen  Bur 
des  durch  die  Bundes- Versammlung  zu  übernehmenden  Garant! 
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des  vorgelegten  Grossherzogllch  Aleck  lenburjrlschen  organischen 
Staatsgesetzes ,  um  alle  Bestimmungen  desselben,  in  welchen 
auT  den  Bundestag  Bezug  genommen  werde,  Jederzeit 
aufrecht  erhalten  zu  wollen,  Verlass  auf  sechs  Wochen  zu  nehmen ; 

t)  Die  vorgelegte  Grossherzogllch  Mecklenburgische  Verord- 
nung %  nach  dem  Antrage,  in  dem  Archive  zu  deponiren;  und 

3)  Den  Gesammt-Antragd),  mittelst  eigenen  Berichtes,  den 
Regierungen  zur  Instructlons-Elnholung  vorzulegen. 

oj  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  IV,  S.  107  n.  f. 

b)  in  den  Protokollen  der  Deutschen  Bundes-Vor- 
sammlung  a.  a.  0.  S.  106  steht  Verkehr,  was  augenscheinlich 
anf  einen  Druckfehler  beruhet« 

c)  S.  dieselbe  unter  2. 

O  Die  liier  aufgenommenen,  wichtigeren  dl« 
retten  f  erhanilaigen  der  Bniidf i-Ter- 
Nammhinff  Aber  dl«  Vollziehung  de«  XIII. 
Artikels  der  DeuUihcn  Innlei-Acte  fan- 
den bei  Gelegenheit  der  Abstimmungen  über  den 
Antrug  auf  Garantie  der  Mecklenburg  liehen  Ver- 
ordnung vom  t*.  November  1919  Statt.  Sie  sind 
deshalb  aneh  hier  von  den  letzteren  nleht  ge- 
trennt worden. 
Vergl.  auch:  J.  L.  Kl  über,  öffentliche*  Recht  des  Teuttehen 

Bundes  u.  s.  w.  (4.  Aufl.  1840)  S.  406. 
J.  L.  Kl  über,  Staatsarchiv  u.  s.  w.  Bd.  II,  S.  34. 
J.  L.  Kitiber,  OuH  Ion-Sammlung  u.  s.  w.  S.  343  u.  f. 
(v.Gtgern),  Mein  Antheil  an  der  Politik,  Ahth.  III,  S.  209  u.  f. 
J.  L.  Kl  über,  Uehersickt  der  automatischen  Verhandlungen  des 

Wieoer  Congresses ,  Abth.  II ,  S.  2ÜI  u.  f. 
Protokolle  der  Deutschen  Bim  des- Vertan  mlung,  ßd. 
XV,  S.  303,  389,  416,  429,  536,  Bd.  XVI,  S.  8. 
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». 

Grossherzoglich  Mecklenburg-Schwerin-  und 
St  reli  ti i sclie  Verordnung,  d.  d.  Schwerin  und 
Neu  -  Strcli tz,  den  28.  November  1817,  Ober  die 
Mittel  und  Wege,  um  bei  streitigen  Fullen,  in  Angele- 
genheiten, welche  die  Landes  - Verfassung  betreffen, 
zur  rechtlichen  Entscheidung  zu  gelangen.  *) 

{Beilage  zudem  Protokolle  der  acht  und  fünfzig- 
sten Sitzung  vom  22.  December  1817.) 

Friedrich  Franz  u.  s.  w.     Georg  Ii.  s.  w. 

Wir  sind ,  in  Uebcreinstimmung  mit  linsers  Herrn  Vetters, 
des  regierenden  Grossherzogs  von  Mecklenburg-Strelitz  (Schwe- 
rin) Königliche  Hoheit  und  Liebden,  nach  Unserer,  seit  der  Auf- 
lösung der  vormaligen  Deutsrhen  Reichsverrassung  stets  gehegten 
Absicht,  des  landesva'terliehen  Entschlusses  geworden,  schon 
jetzo  und  bis  dahin ,  dass  von  Seiten  der  Deutschen  Bundes- Ver- 
sammlung solcherhalb  aligemein  gültige  Einrichtungen  verein- 
baret und  getroffen  werden  möchten ,  Unseren  getreuen  Land- 
ständen befriedigende  Mittel  und  Wege  zu  eröffnen,  um  bei 
streitigen  Fällen,  in  Angelegenheiten,  welche  die  L  an  d  e  s  -  Ve  r- 
fassung  betreffen,  zur  rechtlichen  Entscheidung  zu 
gelangen. 

Nachdem  Wir  nun  zu  solchem  Ende  durch  Unser  Ministerium 
mit  den ,  auf  Unsern  Befehl  abgeordneten  Deputirten  Unserer 
getreuen  Ritler-  und  Landschaft  genügsame  Unterhandlung  pfle- 
gen lassen,  ertheilen  Wir  darüber  folgende  endliche  Bestimmungen. 

L 

Sollte  zwischen  Uns  und  Unseren  getreuen  La  ml  stünden, 
sey  es  die  gesammte  Ritter-  und  Landschalt ,  oder  mit  einer  von 
beiden  allein,  entweder  unmittelbar  oder  bei  einer ,  ihnen  landes- 
verfassungsmässig  zustehenden  Vertretung  über  Landes- Verfas- 
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sung,  La  wies- Grundgesetze ,  sonstige  öffentliche  Verträge ,  die 
Auslegung  und  Anwendung  derselben,  so  wie  überhaupt  bei  der 
Ausübung  der  landesherrlichen  Gewalt,  eine  Verschiedenheit  der 
Ansichten  entstehen  und  ein  streitiger  Fall  sich  ergeben :  so  soll 
zwar  nach  wie  vor,  der  Weg  der  Beseitigung  durrh  unmittelbare 
gütliche  Unterhandluugen  aufrichtig,  redlich  und  ernstlich  ver- 
sucht, im  Entstehungsfalle  aber  und  sobald  Unsere  Landstände 
darauf  antragen  werden ,  der  Gegenstand  auT  compromissa- 
ri seh  cm  Wege  zur  rechtlichen  Entscheidung  gebracht  werden. 

II. 

Die  com  pro  m  issarische  Behörde  soll  seyn : 

1)  Entweder, 

In  den  Fällen,  wo  Wir  mit  Unseren  Ständen 
überdie  Wahl  dieser  Gattung  von  Compromiss 
und  des  Gerichts  Uns  vereinigen,  ein  einheimi- 
sches oder  auswärtiges  Gericht;  welches  Gericht  alsdann 
die  Sache  nicht  in  gewöhnlicher  Prozessform,  sondern  nach 
Anleitung  der  unten  folgenden  Bestimmungen  zu  verhan- 
deln hat ,  Jedoch  mit  Beobachtung  des ,  bei  Parität  der 
Stimmen  gewöhnlichen ,  gesetzlichen  Verfahrens ; 

2)  Oder,  In  dem  Falle,  wo  Wir  mit  Unseren  Stän- 
den Uns  lieber  über  die  Wahl  der  folgenden 
Comp romiss-Gattungv ereinigen,  — zwei  Deut- 
sche Bundesfürsten,  respective  von  Uns  und  Unseren 
Landständen  erwählt ,  an  welche  Wir  demnächst  den  An- 
trag richten  wollen,  ihre  ßundestags-Gesandte  oder 
zwei  der  Rechte  und  Staatssachen  kundige  Männer  zur 
Verhandlung  und  rechtlichen  Entscheidung  der  Sache  zu 
bestellen ;  oder  endlich 

3)  Jedes  Mal  dann,  wenn  eine  Vereinigung  zur 
Wahl  der  einen  oder  anderen  vorerwähnten 
Gattung  von  Comp ro missen  nicht  zu  erreichen 
stehet,  nothwendig  ein  Zusammentritt  von  zwei  oder 
vier  einheimischen  oder  auswärtigen  Männern,  ohne  alle 
Beschränkung  durch  Standes-  oder  Dienstverhältnisse  der- 
selben ,  von  Jedem  Theile  zur  Hälfte  gewählt ,  so  dass  es 
von  Uns  nicht  nur,  sondern  auch  von  Unseren  Lands  tan- 


32 

den,  In  jedem  besonderen  Falle  abhängt,  die  grössere  An- 
zahl zu  fordern ,  Ja  auch  auf  die  Benennung  der  doppelten 
Anzahl  zur  Auswahl  aus  den  gegenseitig  Benannten,  zu 

ni. 

Die  Compromiss-Behörde  soll  stets  binnen  zwei  Monaten, 
nach  dem  Dato  des  darauf  gerichteten  Antrages ,  erwählet  und 
angeordnet  seyn;  und  die  Aufrechthaltung  dieser  Bestimmung 
soll,  wenn  es  im  Entstehungsfall  erforderlich  werden  möchte, 
auf  desfallsigen  Antrag,  dem  Deutschen  Bundestage  anvertrauet 
werden,  dergestalt,  dass  derselbe  alsdann  für  die  vordersamste 
Anordnung  der,  im  vorigen  Art.  II.  sub  3  bestimmten,  schieds- 
richterlichen Behörde  sorgt. 

IV. 

Im  Falle  über  die  zweite  Gattung  des  Compromisses  (Art.  II, 
%)  eine  liebereinkunfl  getroffen  ist,  erwählen  die  zur  Verhand- 
lung der  Sache  benannten ,  rechtskundigen  Staatsmänner  einen 
Obmann  $  oder  wenn  sie  über  die  Wahl  desselben  sich  nicht  ver- 
einigen können,  wird  er  von  der  Deutschen  Bundes- Ver- 
sammlung bestellt. 

Im  Falle  die  dritte  Gattung  des  Compromisses  (Art.  II,  3) 
Statt  flndet,  erwählen  die  Schiedsrichter  einen  Obmann,  welcher 
demuiichst  resp.  als  drittes  oder  fünftes  Mitglied  eintritt. 

V. 

Der  gewählte  Obmann  soll  zwar  in  die  Reihe  der  Schieds- 
richter eintreten,  aber  in  so  fern  der  Präses  der  Commission 
werden ,  dass  er  beide  Theile  zuerst  einladet ,  Ihm  eine  Ausfüh- 
rung ihrer  Ansicht  der  Sache ,  so  wie  Ihrer  Ansprüche  oder  Be- 
schwerden, binnen  einer  kurzen  angemessenen,  von  ihm  zu 
bestimmenden  Frist,  einzureichen,  auch  bald  nachher  per  Depu- 
tates an  einem ,  von  ihm  zu  bestimmenden  Orte  zu  erscheinen, 
wo  von  ihm  dann  eine  gütliche  Ausgleichung  ernstlich  zu  versuchen 
Ist,  nachdem  er  zuvor  die  beiderseitigen  Schriften  den  übrigen 
Schiedsrichtern  mitgetheilt  und  ihre  Meinung  vernommen  hat. 

Vi 

Wenn  dann  die  gütliche  Ausgleichung  unerreichbar  bleibt, 
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«rfl  der  Obmann  die  Schrift  des  einen  Theils  dem  anderen  wech- 
selseitig mittheiien  und  eine  billige  peremtoriscbe,  nicht  über  drei 
Monate  hinausgehende  Frist  sub  Draeiudicio  orae-et  conclusi  fest- 
setzen,  binnen  welcher  von  beiden  Thellen  eine  Gegen-  und 
Schiussschrift  eingereicht  seyn  muss. 

VII. 

In  dem  Falle,  dass  die  erste  Gattung  der  Compromlsse  (Art. 
DJ)  Statt  findet,  fällt  zwar  nach  der  Natur  der  Sache,  die 
Wahl  eines  Obmanns  weg,  vielmehr  procedirt  das  Gericht  in 
seiner  Gesammtheit ;  dasselbe  soll  aber  ebenfalls  nach  elngegan- 
geoen  Deductionen  den  Versuch  der  Güle  inachen,  auch  in  An- 
sehung der  ferneren  Satzschrillen,  wie  in  den  Art.  V  und  VI 
vorgeschrieben  ist,  verfahren. 

VIII. 

Wenn  auf  diesem  Wege  die  Acten  für  geschlossen  ange- 
nommen sind ,  sollen  gesammte  Schiedsrichter  die  Sache  reiflich 
erwägen  und  ein,  zur  Vermeidung  sonstiger  Acten -Rotullrung, 
die  Zahl  der  Deductionen  und  Gegen-Deductionen  ausdrücklich 
anführendes  Erkenntniss  sprechen,  welches  von  ihnen  beiden 
Theilen  auf  eine  legale  Weise  bekannt  zu  machen  ist. 

IX. 

Dies  Erkenntniss  soll,  nach  Beschaffenheit  der  Sache,  noch 
Eine  Satzschrifl  von  Jedem  Theile,  zu  mehrerer  Aufklärung  for- 
dern, oder  auf  Beibringung  von  Urkunden  und  auf  Beweis  gehen, 
oder  definitiv  seyn,  auch  in  den  ersteren  Fallen  ein  Interimtsticum 
verordnen  können $  alle  Mal  aber  muss  es  von  beiden  Theilen 
ohne  Widerrede  und  weiteren  Streit  befolget  werden. 

X. 

Sollte  die  Beschwerde  auf  tha'tliche  Störung  im  Besitze 
?ehen.  auf  tha'tliche  Aufdringung  eines  neuen  Rechts,  oder  auf 
Verfügungen,  welche  den  hergebrachten  Stand  der  Dinge  und 
das  bis  dahin  anerkannt  gewesene  Verhältnis  zwischen  Landes- 
terrn  und  ünterthanen  verändern  5  so  sollen  die  Schiedsrichter 
weh  Mehrheit  der  Stimmen,  gleich  nach  Eingang  der  ersten  Aus- 
Rüningen  von  beiden  Theilen ,  Ja  wenn  die  Natur  und  Lage  der 
DI.  3 
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Sache  es  erfordert,  selbst  vor  dem  Versuche  der  Güte ,  ein  I 
liitorfum  zur  Erhaltung  des  vorigen  Status  quo,  oder  ein  a/ 
messencs  Intcrimisticum  erkennen  können ;  Jedoch  alsdann  uw 
züglich  weiter  verfahren ,  den  Versuch  der  Güte  anstellen , 
dessen  Misslingen  die  weiteren  gegenseitigen  Deductf onen ,  i 
zwar  nicht  bloss  über  den  Besitzstand ,  sondern  über  die  efgx 
liehe  zum  Grunde  liegende  streitige  Rechtsfrage  selbst ,  forde 
und  nicht  bloss  in  Possessorio,  sondern  über  den  Grund  und  < 
Wesen  der  Sache  Recht  sprechen. 

XI. 

Die  Schiedsrichter  sollen  die  Fristen,  vom  Anfang1  an,  ui 
Überhaupt  nach  Beschaffenheit  der  Sache,  immer  möglichst  ku 
setzen,  auch  das  Urtheil  so  schnell  als  möglich  und  längste! 
binnen  sechsmonatlicher  Frist,  vom  Tage  des  Actenschlusses  ai 
sprechen. 

XII. 

Wenn  der  eine  oder  der  andere  Theil  dem  Schiedsrichter 
liehen  Ausspruche,  wider  alle  Erwartung,  nicht  Folge  leiste/ 
möchte,  so  soll  von  Seiten  Unserer  Landstände,  zur  Manuteneni 
desselben,  derRccurs  an  den  B  und  es  tag  frei  bleiben,  w  Hefte] 
Recurs  aber  durch  die  Schiedsrichter  daselbst  angebracht  werdei 
muss.  Wir  Unserer  Seits  bringen  Kraft  landesherrlicher  Macht 
das  Urtheil  zur  Vollziehung,  wie  Wir  Uns  denn  überhaupt  an 
Unseren  sonstigen  fürstlichen  und  landesherrlichen  Rechten- 
auch  insonderheit  der  in  §.  527  des  Landesvergleichs  Uns  aus- 
drücklich vorbehaltenen  Zuständniss,  durch  vorstehende  ailer- 
gnädigste  Erklärung  durchaus  nichts  vergeben  haben  wollen. 

Sollte  indessen  die  von  Uns  landesherrlich  angeordnet  wer- 
dende Vollstreckung,  wegen  Missdeutung  oder  Dunkelheit  des 
Erkenntnisses,  von  Unseren  Landständen  für  zu  weitgrelfend 
erachtet  werden ,  so  soll  ihnen  vorbehalten  bleiben ,  bei  eben  der 
Behörde,  die  das  Urtheil  gesprochen  hat,  Declaration  oder  Reme- 
dur  nachzusuchen. 

XIII. 

Ungeachtet  des  hier  festgesetzten  Weges  bleibt  es  Messen, 
wie  sich  von  selbst  versteht,  in  jedem  vorkommenden  Falle  ganz 
unbenommen,  durch  eine  gütliche  gemeinschaftlMe 
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üeberelnkunft  auch  Jeden  anderen  beliebigen  Weg  zu  erwäh- 
le« ,  oder  den  Modum  procedendi  zu  verändern. 

Wie  nun  siimmtliche  vorstehende  Bestimmungen ,  in  Betreff 
des  zu  beobachtenden  Compromiss- Verfahrens,  so  lange  ihren 
Werth  und  ihre  Wirkung  behalten  sollen,  als  nicht  in  Bezug  auf 
die  Aufrechthaltung  der  Landesverfassungen ,  allgemein  gültige 
Bestimmungen  auf  dem  Deutschen  Bundestage  vereinbaret  und 
getroffen  seyn  werden ;  so  wollen  Wir  Unsere  Erklärung  und 
Anordnung  bei  dem  Bundestage  durch  Unsern  accredidirten  Ge- 
sandten einreichen  und  durch  denselben  darauf  antragen  lassen, 
dass  der  Deutsche  Bund  durch  die  Bundes- Versammlung  den 
Inhalt  dieser  Unserer  Erklärung  dahin  garantire,  dass  er  alle 
Bestimmungen  desselben,  in  welchen  auf  den  Bundestag  Bezug 
genommen  worden,  allezeit  aufrecht  erhalten  wolle. 

Urkundlich  unter  Unserer  eigenhändigen  Unterschrift  und 
beigedrucktem  Grossherzoglichen  Insiegel.  Gegeben  auf  Unserer 
Vestung  Schwerin(Neu-Strelitz),  den  28.  November  1817. 

Patent- Verordnung 
wegen  einer  angemessenen  Instanz 
zur  Erlangung  einer  rechtlichen  Ent- 
scheidung in  Streitigkeiten  zwischen 
dem  Landesherrn  und  den  Ständen 

über 

Landes -Verfassung  und  was  dahin 

gehört. 

Gleichlautend  mit  dem  Original 
Freiherr  von  Plcssen. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  IV,  S.  150 u.  f. 


3. 

Vor  träge  und  Abstimmungen  vom  5.  Februar  1818. 

Siebente  Sitzung  am  5.  Februar  1818.') 

Praesidium:  Einige  Herren  Gesandten  wünschten  aus 
Veranlassung  der  von  den  Grossherzoglich  Mecklenburgischen 
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Häusern  nachgesuchten  Garantie  des  in  der  58.  Sitzung 
§.  416  vorigen  Jahres  vorgelegten  Slaatsgesetzes  über  die  Mittel 
und  Wege,  um  bei  streitigen  Fällen,  in  Angelegenheiten,  welche 
die  Landes- Verfassung  betreffen,  zur  rechtlichen  Entscheidung 
zu  gelangen,  eine  Erklärung  wegen  Erfüllung  des  XIII.  Artikels 
der  Bundes- Acte ,  so  wie  über  Jenen  Grossherzoglich  Mecklen 
burgischen  Antrag  selbst,  abzugeben,  wozu  man  also  das  Pro- 
tokoll öffnen  wolle. 

Preussen:  Die  Anregung,  welche  von  der  Mecklenburg- 
Schwerinischen  und  Mecklenburg- Strelitzi sehen  Gesandschart 
wegen  Erfüllung  des  XIII.  Artikels  der  Bundes -Acte,  in  der 
58.  Sitzung  der  Bundes- Versammlung,  am  22.  December  v.  J. 
gemacht  worden,  ist  der  Preussischen  Regierung  kein  unwillkom- 
mener Anlass,  über  diese  Angelegenheit  sich  näher  zu  äussern. 

Bis  Jetzt  hat  dieselbe  hierzu  deshalb  keinen  Beruf  gefühlt, 
weil  sie  es  vorzog,  die  Einrichtung  ständischer  Verfassung  in 
ihren  Landen,  deren  eigenthümlichen  Lage  und  Verhältnissen 
gemäss ,  auf  alle  Weise  vorzubereiten ,  Statt  eine  Berathung  zu 
veranlassen,  von  welcher  sie  sich,  wenigstens  für  diesen  Zweck, 
keinen  Errolg  versprechen  konnte. 

Indess  nun  einige  Bundesstaaten  ihre  günstigen  Verhältnisse 
redlich  benutzt,  und  den  Artikel  XIII  bereits  in  Ausführung  ge- 
bracht haben,  auch  eine  Garantie  für  ihre  Verfassung  bei  dem 
Bunde  suchen ,  muss  es  den  übrigen,  welche  bis  jetzt  noch  nicht 
zu  diesem  Ziele  gelangen  können,  höchst  wünschenswerth  seyn, 
über  Alles,  was  von  ihnen  zur  Ueberwindung  vorgefundener 
Schwierigkeiten  bereits  geschehen  oder  vorbereitet  ist,  sich  näher 
auszusprechen ,  und  zugleich  den  ernsten  Willen  zu  beweisen, 
dass  eine  Vcrheissung ,  welche  von  allen  Bundesstaaten  gegeben 
worden,  auch  von  allen  erfüllt  werde. 

Seine  Majestät  der  König  von  Preussen  haben,  noch  ehe  die 
Bundes -Acte  den  Grundsatz  für  alle  Deutschen  Staaten  aufge- 
stellt, eine  ständische  Verfassung  der  Lage  ihres  Staates  für 
angemessen  erkannt,  und  die  Einführung  einer  solchen  durch 
eine  Verordnung  vom  22.  Mai  1815  Ihren  Landen  verkündigt. 
Nur  die  Schwierigkeiten  aller  Art,  welche  schon  bei  einer  ober- 
flächlichen Betrachtung  des  Preussischen  Staats  nicht  entgehen 
können ,  haben  zwar  keineswegs  die  Gesinnungen  Seiner  Maje- 
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stät  geändert,  wohl  aber  verhindert,  dass  das  Königliche  Wort 

Ein  Krieg,  welcher  alle  Kräfte  des  Ganzen  und  der  Einzel- 
nen für  Freiheit  und  Selbstständigkeit  in  Anspruch  genommen, 
wir  eben  beendigt,  und  hatte,  der  seegenreichen  Folgen  des  Sie- 
mes ungeachtet ,  in  allen  Verhältnissen ,  besonders  in  den  nach 
dem  Tilsiter  Frieden  der  Preussisehen  Monarchie  verbliebenen 
Provinzen ,  unendliche  Störungen  und  Verwickelungen ,  welchen 
dfeRegierung  ihre  ungeteilte  Aufmerksamkeit  zuwenden  musste, 
hinterlassen.  Verlorene  Provinzen  waren  wieder  gewonnen,  aber 
durch  neue  Institutionen  vom  Mutterlande  entfremdet,  ohne  die 
alten  klar  und  deutlich  aufgegeben  zu  haben.  Neue  Provinzen 
kamen  hinzu,  ganz  verschieden  in  den  meisten  bürgerlichen  Ein- 
richtungen. Hierauf  brach  der  neue  Krieg  vom  Jahre  1815  aus, 
und  veranlasste  neue  Hindernisse. 

Der  bisherige  kurze  Zeltraum  reichte  kaum  hin ,  die  Preus- 
sisehen Provinzen  durch  ein  allgemein  übereinstimmendes  Band 
der  Verwaltung  an  den  Staat  anzuschliessen.  Unter  den  so  drin- 
genden Sorgen  für  die  Gegenwart  in  den  mannlchfaltigen  Rei- 
bungen entgegen  gesetzter  politischer  Elemente,  in  der  Unsicher- 
heit, welche  eine  vollkommene  Kenntnlss  und  Aufrahme  des 
Zustande«  neuer  Prov  inzen  begleiten  muss,  durfte  sich  diePreus- 
sische  Regierung  die  Schöpfung  ständischer  Verfassung ,  welche 
keine  Zauberworte  hervorzubringen  vermögen ,  sondern  die  nur 
aus  dem  Boden  gründlicher  Erfahrung ,  aus  klarer  Kenntniss  der 
Bedürfnisse,  und  unter  der  Pflege  wechselseitigen  Vertrauens 
wachsen,  und  ein  wahres  Leben  gewinnen  kann,  in  einem  zwei- 
Jährigen  Zeiträume  nicht  als  Aufgabe  stellen.  Sie  hat  aber  nie, 
was  sie  einmal  für  das  gemeinsame  Wohl  als  nothwendig  aner- 
kannt, aus  den  Augen  verloren.  Nach  der  allgemeinen  Einrich- 
tung der  Provinzial- Behörden  in  ihren  neuen  und  wieder  ver- 
einigten Provinzen  hielt  sie  es  für  den  nöthigsten  Schritt,  der 
ständischen  Verfassung  sich  zu  nähern,  dass  sie  der  obersten 
Verwaltung  eine  Einrichtung  hinzufügte ,  wodurch  recht  nian- 
oichfaltige  Ansichten  und  Kenntnisse  von  dem  Zustande  der  ein- 
zelnen Provinzen,  von  Dingen  und  Personen,  in  die  Summe  der 
Berathung  gebracht  würden ,  und  so  unter  vielseitiger  Einw ir- 
fcuog,  Grundsätze,  recht  praktisch  und  anwendbar,  reifen  könnten . 
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gange  und  der  Lage  ihrer  ständischen  Einrichtung  den  Bund  Ii 
Kenntniss  zu  setzen.  Es  wäre  sehr  zu  wünschen,  dass  alle  tibri 
gen  Staaten ,  welche  noch  keine  Stände  haben ,  sich  zu  derselbei 
Anzeige,  in  gleicher  Frist ,  vereinigten. 

Und  diesen  Wunsch  ist  die  Preussische  Gesandschaft  an 
gewiesen : 

„hierdurch  dringend  zu  erkennen  zugeben.'* 
Eine  Berathung  über  die  Art  der  Erfüllung  selbst  des  XI II 
Artikels  wird  aus  den  früher  bemerkten  Gründen  als  unzeitig  er- 
kannt werden. 

Dänemark  wegen  Holstein  und  Lauenburg:  Die 
diesseitige  Königliche  Gesandschaft  hat  nicht  verfehlt,  das  in  der 
58.  vorjährigen  Sitzung  zu  Protokoll  gegebene  Gesuch  Ihro  Kö- 
niglichen Hoheiten  der  beiden  Grossherzoge  von  Mecklenburg 
um  die  Garantie  des  Bundes  eines  die  Verfassung  Höchstihrer 
Lande  sichernden  Gesetzes,  ihrem  Allerhöchsten  Hofe  vorzu- 
legen, und  ist  ermächtiget  worden,  hierauf  dahin  sich  zu 
äussern : 

Se.  Majestät  glauben ,  dass  es  dem  allgemeinen  Interesse 
nur  entsprechend  seyn  könne,  wenn  in  den  einzelnen  Bundes- 
staaten schon  zum  Voraus  die  Mittel  und  Wege  bestimmt  wer- 
den, wie  allenrallsige,  über  die  bestehende  Landesverfassung 
sich  ergebende  Streitigkeiten  zwischen  den  Landesherren  und 
den  Ständen  geschlichtet  werden  sollen.  Se.  Majestät  sind  ferner 
der  Meinung,  dass  die  zu  diesem  Endzweck  festzusetzenden 
Mittel  und  Wege  von  jedem  einzelnen  Landesherrn  auf  die  Art 
bestimmt  werden  müssen ,  wie  sie  der  bestehenden  Landesver- 
fassung und  den  besonderen  Localitäten  der  Lande  am  angemes- 
sensten seyn  dürften.   Da  nun  das  erwähnte  Grossherzoglicb 
Mecklenburgische  Gesetz,  über  welches  die  Garantie  des  Bun- 
des nachgesucht  wird ,  mit  jenen  Ansichten  Sr.  Majestät  voll- 
kommen übereinstimmt;  so  ertheilen  Allerhöchstdieselben  dem 
erwähnten  Grossherzoglichen  Gesuche  Ihre  vollkommene  Zu- 
stimmung. 

Was  ferner  den  bei  dieser  Gelegenheit  ausgedrückten  Wunsch 
Ihro  Königlichen  Hoheiten  betrifft,  dass  es  den  allerhöchsten  und 
hohen  Mitgliedern  des  Bundes  gefällig  seyn  möge ,  die  Bundes- 
versammlung in  Kenntniss  von  dem  zu  setzen ,  was  in  ihren 
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Landen  zur  Erfüllung  des  XIII.  Artikels  der  Bundes-Acte  ge- 
schehen ist,  so  ist  die  diesseitige  Gesandschaft  befehliget  worden, 
in  Betreff  der  Herzogthümer  Holstein  und  Sachsen-Lauenburg 
Folgendes  öffentlich  zu  erklären : 

So  wie  sämmtliche  Allerhöchste  und  Hohe  Mitglieder  des 
Bandes  in  dem  Grundgesetze  ihres  Vertrages  sich  gegenseitig  das 
Versprechen  gegeben  haben ,  in  ihren ,  zu  dem  Deutschen  Staa-  . 
tenbunde  gehörenden  Landen  eine  landständischc  Verfassung 
Statt  finden  zu  lassen,  so  haben  auch  Se.  Majestät  durch  ihren 
Beilritt  zu  diesem  Staatenbunde,  und  durch  Allerhöchstere  Rati- 
fication des  Grundgesetzes  desselben,  sich  gegen  «ämmlliche 
Bandesmitglieder  anheischig  gemacht,  die  zum  Bunde  gehö- 
renden Herzogthümer  Holstein  und  Sachsen -Lauenburg  Theil 
an  der  Bestimmung  des  XIII.  Artikels  jenes  Grundgesetzes 
nehmen  zu  lassen.  Wiederholt  haben  Se.  Majestät  diesen  Ent- 
schtass  zu  erkennen  gegeben ,  durch  Allerhöchstere  Genehmi- 
gung des  commissarischen  Gutachtens  über  die  Reihenfolge,  in 
welchem  auch  dieser  Artikel  besonders  berücksichtiget  worden 
i«t.  Es  kann  mithin  durchaus  keinem  Zweifel  unterliegen ,  dass 
Se.  Majestät ,  so  wie  in  allen  Punkten  Jenes  Vertrages ,  auch 
diesem  XIII.  Artikel  vollkommen  Genüge  leisten  werden.  Se. 
Majestät  haben  aber  auch  die  wesentlichsten  Schritte  hiezu  be- 
reits zurückgelegt,  und  stehen  gegenwärtig  im  Begriff,  die  in 
Gemässheit  Jenes  XHI.  Artikels ,  in  dem  Her/ogthume  Holstein 
eiozofiihrende  Verfassung  zu  bestimmen.  Bereits  im  Jahre  1816 
haben  nämlich  seine  Majestät  zu  diesem  Zwecke  Commlssarien 
der  Holsteinischen  Prälaten,  der  Ritterschaft,  der  Städte  und 
Aemter  ernannt ,  welche  sich  über  die  von  Sr.  Majestät  gemach- 
ten Vorschläge  beratben  und  binnen  kurzer  Zeit,  unter  dem  Vor- 
sitz eines  Königlichen  Staats  -  Ministers ,  aufs  Neue  zusammen 
taten  werden ,  um  ihr  allerunterthänlgstes  Gutachten  über  die 
wichtigsten  Punkte  der  im  Herzogthume  einzuführenden  Ver- 
fassung Sr.  Majestät  vorzulegen. 

Was  das  Herzogthum  Lauenburg  betrifft ,  so  geniesst  das- 
selbe fortdauernd  die  landständische  Verfassung,  die  ununter- 
brochen in  demselben  Statt  gefunden  hat,  und  ihm  durch  beson- 
dere Staats  -  Verträge  auch  für  die  Zukunft  zugesichert  wor- 
den ist. 
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Niederlande,  wegen  des  Gro&sherzogthunis  Luxem 
bürg:  Uebcr  den  so  wichtigen  Gegenstand,  in  seinem  ganzen 
Umfange,  Uin  ich  zwar  mit  der  vollständigen  Inst ructioi  nocli 
nicht  versehen ;  die  um  so  behutsamer  zu  Tassen  ist,  Je  weitet 
wir  selbst  in  der  Materie  notorischermassen  vorgeschritten  sind 
Allein ,  aus  dein  Sinn  und  den  Absichten  der  mir  bereits  zuge 
gangenen  Instructionen  geht  bereits  so  viel  hervor,  dass  man  di< 
eben  mit  so  viel  Gründlichkeit,  Offenheit  und  Nachdruck  ent 
wickelten  Ansichten  des  Königlich  Preussischen  Hofes  den  Zeit 
Verhältnissen  und  dieser  Epoche  sehr  angemessen  findet;  so  da» 
die  künftige  Luxemburgische  Abstimmung  um  so  kürzer  win 
abgefasst  werden  können. 

Grossherzoglich  und  Herzoglich  Sächsisch* 
Häuser:  Von  meinen  Höfen  bin  ich  angewiesen,  dahin  i\ 
stimmen,  dass  der  Bund  die  von  dem  Grossherzoglich  Mecklen 
burgischen  Gesandten  in  der  58.  vorjährigen  Sitzung  erbeten« 
Garantie  der  Verordnung  und  Uebcreinkuna,  w  ie  es  gehaltet 
werden  solle,  wenn  Streit  zwischen  Fürsten  und  Ständen  übe 
die  durch  die  Verfassung  bestimmten  Verhältnisse  entstehe,  über 
nehme. 

In  Ansehung  des  von  dem  Grossher/oglich  Mecklenburg 
sehen  Gesandten  bei  dieser  Gelegenheit  geäusserten  Wunsches 
dass  die  Bundcs-Versammluug  sich  mit  Erfüllung  des  XML  Ar 
likels  der  Bundes- Acte  in  der  Art  beschäftigen  möge,  wie  es  ii 
Ansehung  des  Art.  XII  und  XIV  geschehen,  bin  ich  ermächtiget 
im  Namen  meines  höchsten  Com  mitteilten  zu  erklären,  dass  Ihne 
eine  solche ,  aus  der  Mitte  des  Bundes  selbst  kommende  Anw 
gung  zu  Erfüllung  der  allen  Deutschen  in  der  Bundes- Acte  p 
gebenen  Zusicherungen  sehr  willkommen  gewesen  sey;  dass  si 
es  für  nöthig  halten,  sich  mit  diesem  Gegenstände,  auch  von  Sei 
ten  der  Bundes- Versammlung,  zu  beschäftigen,  und  obgleich  uirt 
alle  landständischen  Verfassungen,  wegen  der  verschiedene 
Localverhältnisse,  gleich  seyn  können,  sie  doch  gern  dahin  mi 
wirken  werden ,  dass  man  sich  über  gewisse  allgemeine  GruiK 
sätze ,  als  Basis  aller  landständischen  Verfassungen ,  vereinig* 

Von  des  Herrn  Grossherzogs  zu  Sachsen- Weimar-EisenarJ 
Königliche  Hoheit,  so  wie  von  des  Herrn  Herzogs  zu  Sachsa 
Hiidburghausen ,  Durchlaucht,  ist  mir  noch  besonders  befohk 
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worden,  zu  erklären,  dass  llö«  listdieselben  noch  Jetzt  wie  da- 
■als,  die  iü  der  am  10.  November  1814  von  Ihren  GffOgf^Mr 
Bevoilmäch Listen  aur  Ihren  Befahl  unlerzeichnete  Note,  ausge- 
sprochene Ueberzeugung  i"  Uücksirhl  der  Hechte  hätten,  «  eiche 
'Jen  Landständen  in  den  Verfassungen  der  versehiedeiieu  Deut- 
zien Staaten  als  das  Miniinuui  zu  vcrwilligcn  se\ en. 

IIa  nach  dem  Antrage,  der  zu  dieser  Abstimmung  Veran- 
lassung ^rab.  die  hohe  Hundes- Versammlung  von  der  dcrmaligcu 
Lage  der  landständiseheu  Angelegenheiten  in  Kenutniss  gesetzt 
werden  soll ,  so  bemerke  ich  hierbei  noch  Folgendes : 

Die  Grossherzoglich  Weimar-Eisenachische  Grund  Verfassung 
bat  bekanntlich  längst  die  Garantie  des  Durchlauchtigsten  ßun- 
»ies  erhalten. 

In  dem  Saehsen-Gol  ha  Ischen  und  dem  Sachsen-Altcnburgi- 
schenhat,  unter  allen  Verhältnissen,  die  laudsta'ndlsche  Verfas- 
sung so  fortbestanden ,  wie  unter  dem  gemeinschaftlichen  Ahn- 
herrn der  vier  Herzoglich  Sächsischen  Linien,  dem  Ernst,  dem 
die  Liebe  zu  seinen  l'nlcrthanen  und  die  Treue,  mit  der  er  seine 
Aegentenpflichten  übte,  den  scheinen  Beinamen  des  Frommen 
erwarten. 

Eben  so  im  Sachsen-Meiningischen ,  mit  Ausnahme  einiger 
W  den  Erbverlheilungen  von  anderen  Landestheilen  abgerissenen 
Aentter,  die  nun  aber  auch  mit  der  Meiningischen  Landschaft 
vereiniget  werden  sollen. 

Uebrigens  haben  sich  die  Gothaiscbc  und  die  Melniugischc 
Regierung  bis  Jetzl  gescheuet,  etwas  Wesentliches  an  dieser 
Verfassung  abzuändern,  bei  welcher  sich  Fürsten  und  Untertha- 
ßen  so  lange  wohl  befunden  haben. 

Auoh  im  Sacbsen-Hildburghäusisclien  bestehet  noch  die  alte 
ständische  Verfassung,  doch  hat  man  es  für  zweckmässig  gehal- 
ten, sich  mit  den  Standen  über  einige  Modifikationen  zu  verei- 
nten, durch  die  man  theils  den  FinanzzusUnd  für  künftige  Zei- 
ten Tester  zu  gründen ,  theils  eine  den  dermaligen  Verhältnissen 
angemessenere  und  der  öffentlichen  Meinung  mehr  entsprechende 
Volksvertretung  herzustellen  beabsichtigt.  Diese  neue  (irundver 
Fassung  hoffe  ich  der  hohen  Bundes- Versammlung  bald  zur  Ga- 
rantie vorlegen  zu  können . 

In  Coburg  haben  des  Herrn  Herzogs  Durchlaucht,  in  Bc- 
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rücksichtigung  der  Wiener  Erklärung  vom  16.  November  1814, 
schon  unterm  16.  März  1816  den  Unterthanen  die  Zusicherung 
zur  Erlangung  einer  ständischen  Verfassung  ertheilt  und  die 
Grundlinien  derselben  vorläufig  gegeben ,  auch  bereits  durch  das 
Reglerungs-Collegium  einen  Entwurf  einer  landständischen  Ver- 
fassung abfassen  lassen ,  durch  welchen  die  vormals  getrennten 
Sachsen-Coburgischen  und  Sachsen-Saalfeldischen  Landschaften 
mit  den  übrigen  Landestheilen  in  einen  landständischen  Körper 
vereiniget  werden  sollen. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes  -  Ver- 
sammlung, Bd.  IV,  S.  230  u.  f.  .  | 



4. 

■ 

Abstimmung  vom  16.  Februar  1818. 

Neunte  Sitzung  am  16.  Februar  1818.*) 
Oesterreich:  Da  das  von  den  beiden  Grossherzoglich 
Mecklenburgischen  Höfen  vorgelegte  Staatsgesetz  vom  28.  No- 
vember v.  J.  den  vereinten  Willen  der  Regierungen  und  Stände 
ausspricht,  und  auch  keine  Bestimmung  desselben  der  Deutseben 
Bundes-Acte  widerstreitet,  so  trägt  der  Kaiserlich-Königliche 
Hof  mit  Berufung  auf  die  bei  Veranlassung  des  Weimarischen 
Garantie-Gesuches  aufgestellten  Grundsätze  darauf  an ,  von  Sei- 
ten des  Deutschen  Bundes  durch  die  Bundes-Versammlung  de« 
Inhait  dieses  organischen  Staatsgesetzes ,  ganz  nach  dem  ge- 
machten Antrage ,  dahin  zu  garantiren,  um  alle  Bestimmun 
gen  desselben,  in  welchen  auf  den  Bundestag  Bezug  ge- 
nommen worden  ist,  jederzeit  aufrecht  erhalten  zu  wollen. 

So  viel  übrigens  den  Artikel  Xffl  der  Bundes-Acte  über 
haupt  betrifft ,  behalteich  mir  vor,  die  Ansichten  meines  Aller 
höchsten  Hofes  in  einer  besonderen  Abstimmung  nächstens  vor 
zulegen. 

ä)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver 
Sammlung,  Bd.  IV,  S.  246,  247. 
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Ä. 

Abstimmung  vom  23.  Februar  1818. 

Eilfte  SitzuDgam  23.  Februar  1818.-) 

Freie  Städte,  Lübeck,  Frankfurt,  Bremen  und 
Hamburg:  Der  Grossherzoglich  Mecklenburg-Schwerin-  und 
Strelitzische  Herr  Gesandte  hat  in  der  58.  Sitzung  im  Namen 
seiner  höchsten  Höfe  einen  Antrag  dahin  gemacht,  dass  der 
Deutsche  Bund  die  nach  vorgängiger  Beralhung  mit  Ihren  Stän- 
den von  den  Durchlauchtigsten  Grossherzogen  erlassene  Verord- 
nong  über  die  Mittel  und  Wege ,  um  bei  streitigen  Fällen  in  An- 
gelegenheiten,  welche  die  Landes- Verfassung  betreffen,  zur 
endlichen  Entscheidung  zu  gelangen,  dahin  garantiren  möge, 
um  alle  Bestimmungen  derselben,  in  welchen  auf  den  Bundes- 
tag Beziehung  genommen  ist,  Jeder  Zeit  aufrecht  zu  erhalten. 

Der  Gesandte  der  freien  Städte  ist  beauftragt,  die  vollkom- 
menste Zustimmung  derselben  zu  der  verlangten  Garantie 
zu  erklären.  Einrichtungen  wie  die,  welche  durch  dieses  Grund- 
gesetz für  die  Mecklenburgischen  Grossherzogthümer  gemacht 
ist,  können  allen  Bundesstaaten  nicht  anders  als  erfreulich  seyn, 
da  sie  den  lobenswerthen  Zweck  haben,  jeder  möglichen  Störung 
der  inneren  Ruhe  vorzubeugen ,  Indem  sie  einen  ruhigen  Weg 
zur  Entscheidung  aller  Streitigkeilen,  die  zwischen  Fürsten  und 
Ständen  entstehen  könnten,  eröffnen. 

Was  den  zweiten  Punkt  des  Grossherzoglich  Mecklenbur- 
gischen Antrages  betrifft,  welcher  sich  auf  die  Erfüllung  des 
XID.  Artikels  der  Bundes- Acte1)  beziehet?  so  sind  bekanntlich 
üe  Verfassungen  der  freien  Städte  so  beschaffen ,  dass  sie  der 
wesentlichen  Bedeutung  dieses  Artikels  bereits  Genüge  leisten, 
und  in  denselben  liegen  zugleich  die  Mittel  zu  allen  Verbesserun- 
gen ,  von  deren  Zweckmässigkeit  und  Notwendigkeit  man  sich 
überzeugt.  Je  glücklicher  sich  die  freien  Städte  in  dieser  Lage 
befinden,  um  so  lebhafter  müssen  sie  sich  mit  dem  Wunsche  ver- 
einigen ,  durch  die  allgemeine  Ausführung  des  XIII.  Artikels 
(weichen  sie,  wie  die  während  des  Laufes  der  Wiener  Verhand- 
lungen auch  von  ihnen  unterzeichneten  Noten  und  Erklärungen 
bezeugen ,  schon  damals  umfassender  und  bestimmter  abgefasst 
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zu  sehen  wünschten ,)  ein  Bedürfiiiss  erfiillt  zu  sehen,  welches 
sehr  dringend  zu  werden  scheint,  und  dessen  Befriedigung  ein« 
der  sichersten  Grundlagen  der  Kraft  des  Bundes  zur  Erhaltung 
der  äusseren  und  inneren  Sicherheit  seyn  wird ,  die  zuletzt  doch 
hauptsächlich  aur  der  Zufriedenheit  aller  Bürger  derßundesslaa 
ten  beruhen  muss. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutsehen  Bundes-Ver- 
Sammlung,  Bd.  V,  S.  22  ,  23. 

h)  In  dieser  Beziehung  vergl.  auch:  die  Abstimmung  von  Nas- 
sau in  derselben  Sitzung. 
Protokolle   der  Deutschen  Bundes  - Versammlung 
Bd.  V,  S.  15-22. 


Abstimmungen  vom  2.  März  18IS. 

* 

Dreizehnte  Sitzung  am  2.  März  1818.*) 

Preussen:  Bei  der  besonderen  Theilnahmc,  welche  dei 
Königs  von  Preussen  MajestHt  dem  Fortgänge  landstSndischei 
Einrichtung  im  Umfange  Deutschlands  widmen ,  haben  Sie  au 
der,  der  Bundes -Versammlung  mltgetheilten  Verordnung  de 
Grossherzoglich  Mecklenburgischen  Höre  vom  28.  Novembe 
v.  J.  nur  mit  Vergnügen  den  Standpunkt  ersehen  können,  tri 
zu  welchem  dieser  Gegenstand  in  den  beiderseitigen  Landen  vor 
gerückt  ist,  In  welcher  Gesinnung  demnach  Ailerhöchstdieselbei 
Ihr  vollkommenes  Einverständnis  erklären  lassen,  das 
nach  dem  in  Uebereinkunft  mit  deif  Ständen  hinzugefügten  An 
trage ,  der  Inhalt  gedachter  Verordnung  von  Seiten  des  Bunde 
dahin  garantlrt  werde: 

„Dass  alle  Bestimmungen  derselben,  in  welchen  aur  de 

BundcstagBezug  genommen  Ist,  Jederzeit  aulVecl 

erhalten  werden  sollen." 
Bai  er  n:  Der  Antrag  des  Grossherzoglich  Mecklenburg 
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^hen  Herrn  Bondesgesandten ,  welcher  In  der  58.  Sitzung  vori- 
gen Jahres  gemacht  wurde,  nmfosst  zwei  Gegenstände: 
I)  Die  Anzeige  von  der  Grossherzogllehen  Verordnung  vom 
28.  November  vorigen  Jahres  über  die  Art,  wie  allen  fall- 
sige  Streitigkeiten  mit  den  LandsUinden  durch  Compromisse 
beigelegt  werden  sollen,  mit  beigelegtem  Antrage  mit  die 
Garantie  des  Bundes. 
Hierüber  tritt  Baiern  der  Mehrheit  bei. 
*)  Die  allgemeine  Anregung  des  Vollzuges  des  XIII.  Artikels 
der  Bundes-Acte. 
Was  diesen  gemeinwichtigen  Gegenstand  betrilTt,  findet  sieh  der 
Königlich  Baien  sehe  Gesandle  In  den  Stand  gesetzt,  Folgendes 
zu  erklären  : 

Die  schnell  sich  folgenden  polltischen  Ereignisse  hatten  ver- 
hindert, dass  die  in  der  Baierischen  Verfassung  Urkunde  vom 
t.  Mai  1808  vorgezeichnele  National-Bepräsentation  nicht  zur 
Vollziehung  gebracht  werden  konnte,  und  als  die  Begeben  heilen 
des  Jahres  1813  und  1814  eine  veränderte  Gestaltung  Deutsch- 
lands  herbeiführten,  bedurfte  es  bei  Seiner  Majestät  dem  Könige 
keines  anderen  Aufrufes,  als  des  Ihrer  eigenen  1  arides  väterlichen 
(Besinnungen ,  um  diesen  Verhältnissen  Ihre  volle  Aufmerksam- 
keit zu  widmen. 

Sic  beriefen  schon  im  September  1814  eine  Versammlung, 
aus  der  Zahl  der  vorzüglichsten  Staatsbeamten  gewählt,  deren 
Aufgabe  es  war,  die  Constitution  vom  Jahre  1808  und  die  In 
Folge  derselben  erlassenen  organischen  Kdlkte  einer  genauen 
Prüfung  zu  unterwerfen,  die  zeitgemässen  Abänderungen  vorzu- 
schlagen ,  und  die  hiernach  geformte  neue  Verfassungs-Urkunde 
sowohl ,  als  die  hierauf  sich  gründenden  Gesetze  und  Anordnun- 
gen zu  bearbeiten. 

Sie  waren  durch  die  fortgesetzten  Bemühungen  dieser  Ver- 
sammlung, und  durch  die  von  Seiner  Majestät  hierauf  gefassten 
Beschlüsse  bereits  zur  Kundmachung  gereift,  als  derselben  aber- 
mals Hindemisse  in  den  Weg  traten. 

Diese  ergaben  sich  theils  durch  die  im  Laufe  des  Jahres  1816 
vorgefallenen  Terrilorial-Veränderungen ,  durch  welche  selbst 
;ranz  heterogene  Elemente  In  den  Staatskörper  gebracht  wurden, 
»Heils  durch  dieUngewissheit  über  die  Bestimmung  des  künftigen 
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Zustandcs  der  ehemals  unmittelbar  gewesenen  Fürsten  und  Gra 
fen ,  dann  des  vormaligen  Reicbsadels ,  welche  mit  der  sländi 
sehen  Verfassung  in  so  engem  Zusammenhange  steht.  i 

In  demjenigen  Thelle  des  Reiches ,  wo  dieses  letztere  Hin 
dernlss  nicht  obwaltete,  nahmen  Seine  Majestät  keinen  Anstand 
einstweilen  wenigstens  die ,  auch  in  dem  vorigen  Jahre  wiede 
versammelten  Kreisstände  einzuberufen. 

Allerhöchstdieselben  haben  in  einer  Verordnung  vom  2.  Fe 
bruar  vorigen  Jahres  wiederholt  Ihren  Testen  Willen  ausgesprochcr 
eine  Repräsentation  zu  begründen,  welche  geeignet  sey,  dasVer 
trauendes  Volkes  und  die  Kraft  der  Regierung  in  sich  zu  vereiniget 

In  Folge  dessen  haben  auch  Seine  Majestät,  sobald  de 
Staatsrath  seine  vollständige  Bildung  erhalten  hatte,  Ausschüss 
aus  dessen  Mitte  angeordnet ,  und  demselben  die  Revision  de 
Edikte  über  das  Gemeindewesen,  über  die  gutsherrlichen  Recht 
und  die  Gerichtsbarkeit,  über  die  Errichtung  der  Majorate  im 
Familien-Fidelcommisse,  Gegenstände,  die  auf  die  Grundlag 
Jeder  ständischen  Verfassung  die  engste  Beziehung  haben,  dann  dl 
Organisation  des  in  den  Kreisen  herzustellenden  Landraths,  so  wi 
Uberhaupt  die  Vollendung  der  Arbeiten  über  die  künftige  Ver 
fassung  des  Reiches  durch  die  allerhöchste  Verordnung  vom  7 
Juni  vorigen  Jahres  übertragen. 

Während  dem  haben  Seine  Majestät  die  Verhältnisse  de 
ehemals  unmittelbar  gewesenen  Reichsstände  und  des  Reichsadel 
nicht  aus  den  Augen  verloren,  sondern  die,  wie  man  hoffen  darl 
befriedigende  Feststellung  ihres  Zustandes  ist  dergestalt  vorbc 
reitet,  dass  man  in  Bälde  dem  Resultate  entgegen  sehen  darf. 

Wenn  aber  schon  auf  sämmtliche  diese  Gegenstände  die  ai 
gestrengteste  Mühe  verwendet  wird ,  so  konnten  doch  die  hiä 
auf  Bezug  habenden  Arbeiten  noch  nicht  zu  Jener  Vollendung  & 
bracht  werden ,  ohne  welche  sich  die  Einführung  einer  solide 
Verfassung  nicht  wohl  denken  lässt. 

Bei  diesen  Vorbereitungen  und  den  wiederholt  und  laut  ei 
klärten  Gesinnungen  Seiner  Majestät  kann  man  indess  mit  voll* 
Beruhigung  den  Zeitpunkt  erwarten,  an  welchem  Allerhöchstdii 
selben  Sich  in  den  Stand  gesetzt  finden  werden ,  eine  der  eigei 
thümlichen  Lage  und  den  Verhältnissen  Ihrer  Staaten  angema 
sene  laniständische  Verfassung  in  Wirksamkeit  treten  zu  lasser 
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Königreich  Sachsen:  l  eher  die  In  der  58.  Sitzung 
vorigen  Jahres  von  der  Grossherzoglich  Mecklenburgischen  Ge- 
sandschaR  vereinigt  geschehenen  Anträge,  ist  diesseitiger  Ge- 
sandter befehligt ,  folgendermassen  ahzustlmmen  i 

Seine  Königliche  Majestät  sind  zufrieden,  dass  von  dem 
Deutschen  Bunde  die  Aufrechthaltung  der  in  der  Grossherzoglich 
Mecklenburgischen  Patent -Verordnung  enthaltenen,  auf  den 
Bandestag  Bezug  habenden  Bestimmungen,  so  wie  sie 
Art.  FI,  Nr.  2,  III ,  IV  und  XII  ausgedrückt  slud,  zugesi- 
chert werde.  Wenn  dagegen,  nach  dem  Eingange  und  dem 
Schlüsse  der  erwähnten  Patent- Verordnung,  dieselbe  nur  so 
lauere  ihren  Werth  und  Wirkung  behalten  soll ,  bis  in  Bezug  auf 
<fie  Aufrecbtbaltung  der  Landes-Verfassungen  allgemein  gültige 
Bestimmungen  und  Einrichtungen  auf  dem  Bundestag  getroffen 
seyn  würden ;  so  können  Se.  Königliche  Majestät  dieser  letzteren 
Voraussetzung  nicht  beipflichten,  halten  Sich  auch  Uberzeugt, 
ilass  die  Bundesglieder  mit  Ihnen  der  Meinung  sind ,  dass  eine 
ßefogniss  des  Bundestags  zu  dergleichen  allgemein  gültigen  Ein- 
richtungen weder  in  dem  Bundes- Vertrage ,  noch  In  dem  am  12. 
Juni  v.  J.  in  der  34.  Sitzung  angenommenen  Competenz-Provl- 
sorium  begründet  und  um  so  weniger  vorauszusetzen  scy ,  als 
dadurch  der  Souveränetät  der  Bundesfürsten  und  Ihrer  Unab- 
hängigkeit wesentlicher  Eintrag  geschehen  würde. 

In  Ansehung  des  zugleich  im  Namen  Ihrer  Königlichen  Ho- 
heiten der  Grossherzoge  von  Mecklenburg-Schwerin  und  Strelitz 
geäusserten  Wunsches,  dass  die  Bundesgesandtschaften  über 
die  Erfüllung  des  XIII.  Artikels  des  Bundes- Vertrags  sich  er- 
klären und  die  Bundes- Versammlung  davon  in  Kenntniss  setzen 
möchten ,  bedarf  es  Königlich  Sächsischer  Seits  einer  solchen 
Erklärung  nicht,  da  bekanntlich  in  dem  Königreiche  Sachsen 
eine  landständische  Verfassung  schon  längst  besteht.  Wie  aber 
allerdings  die  Erfüllung  des  gedachten  Artikels  in  den  Bundes- 
staaten, welche  dergleichen  Verfassungen  noch  nicht  haben, 
eben  so  wünschenswert  als  zugesagt  ist  $  so  hegen  Se.  Majestät 
m  denselben  das  Vertrauen ,  dass  sie  der  deshalb  eingegangenen 
Verpflichtung  Genüge  zu  leisten,  sich  angelegen  seyn  lassen, 
und  dem  Bunde  davon  Kenntniss  geben  werden.  Uebrigens  er- 
achten Se.  Majestät,  dass  der  Bund  lediglich  auf  diesen  Punkt 
III.  4 
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Rücksicht  zu  nehmen  und  über  die  eigentliche  Bestimmung  des 
XUBL  Artikels  nicht  hinaus  zu  gehen  habe,  sondern  den  Bundes- 
gliedern, als  souveräuen  Fürsten,  vorbehalten  bleibe,  nach  Mass- 
gabe der  Localitäten  und  anderer  Umstünde,  entweder  neue  land- 
ständisebe  Verfassungen  einzuführen,  oder  die  schon  bestehende« 
beizubehalten ,  oder  zu  modifleiren ,  und  überhaupt  dergleichen 
Einrichtungen  zu  treffen,  ohne  in  ihren  diesfallsigen  Gerecht- 
samen  beschränkt  zu  werden. 

Holstein- Oldenburg,  Anhalt  und  Schwarz  bürg: 
Ihre  HochHirstliche  Durchlauchten  treten  den  bisherigen  Ab 
Stimmungen  für  die  von  Ihren  Königlichen  Hoheiten ,  den  Gross 
herzogen  zu  Mecklenburg-Schwerin  und  zu  Mecklenburg- StreliU 
nachgesuchte  Bundes-Garan  tie  der,  nach  vorgängigem  Ein« 
verständniss  mit  den  Landständen  unterm  28.  November  voriger 
Jahres  erlassenen  Verordnung,  wegen  einer  angemessenen  Instana 
zur  Erledigung  einer  rechtlichen  Entscheidung  in  Streitigkeitei 
zwischen  dem  Landesherrn  und  den  Ständen  und  was  dahin  ge 
hört,  bei;  so  dass  demnach  in  vorkommenden  Fällen,  die  Bun 
des- Versammlung,  nach  Anleitung  der  Artikel  III,  IV  und  XI 
der  gedachten  Verordnung,  die  ßetretung  des  Rechteweges  um 
die  Befolgung  eines  ergangenen  rechtlichen  Erkenntnisses  zu  he 
wirken  haben  wird.  I 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes  -  Ver 
Sammlung,  Bd.  V,  S.  43  u.  f. 


Abstimmungen  vom  5.  März  1818. 

- 

Vierzehnte  Sitzung  am  5.  März  1818.*) 

Grossherzogthum  Hessen:  Es  ist  in  der  58.  förn 
liehen  Sitzung  vorigen  Jahres,  für  die  beiden  Grossheraoglic 
Mecklenburgischen  Höfe,  nach  einer  von  dem  Herrn  Gesandte 
vorausgeschickten  gediegenen  Einleitung,  der  Antrag  eingebracl 
worden,  dass  der  Deutsche  Bund  durch  die  Bundes-  Versammln  n 
den  Inhalt  eines  organischen  Staatsgesetzes  vom  28.  Novembt 
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vorigen  Jahres,  über  die  Mitlei  und  Wege,  streitige  Fälle,  die 
dortlgre  Landes  -  Verfassung  betreffend,  zur  Ausgleichung  oder 
Entscheidung  zu  bringen,  dahin  garantiren  möge,  um  alle  Be- 
stimmungen desselben,  in  welchen auf  den  B  u  n  d  e  s  t a  g  B  e  z  u  g 
genommen  ist,  Jederzeit  au  free  hl  zu  erhalten. 

Zu  diesem  Antrage  ist  die  Grossherzoglich  Hessische  Ge- 
sandtschaft angewiesen,  ihres  höchsten  Hofes  volle  Zustim- 
mung zu  erklären. 

Der  Gesandte  behält  sich  zugleich  vor,  auch  Uber  den,  mit 
Jenem  Garantie -Antrag  in  Verbindung  gesetzten  Wunsch,  be- 
züglich auf  den  XHI.  Artikel  der  ßuudes-Acte ,  die  diesseitige 
Erklärung  in  nächst  künftiger  Sitzung  abzugeben. b) 

Hohenzollern,  Liechtenstein,  Reuss,  Schaum- 
burg-Lippe, Lippe  und  Waldeck:  Meine  Durchlauchtig- 
sten Commlttenten  stimmen  mit  Vergnügen  dafür:  da&s  der 
Deutsche  Bund  die  in  der  58.  vorjährigen  Sitzung  von  dem  Gross- 
herzoglich Mecklenburgischen  Herrn  Gesandten ,  Namens  seiner 
höchsten  Höfe,  gewünschte  Garantie  des  Staatsgesetzes  vom 
28. November  vorigen  Jahres,  worin  festgesetzt  worden,  wie 
etwanige  Streitigkeiten  mit  den  LandsUtndeh  über  die  Mecklen- 
burgische Landesverfassung  verglichen  oder  entschieden  werden 
sollen ,  so  wie  namentlich  die  Aufrechthaltung  der  dabei  auf  den 
Bundestag  Bezug  nehmenden  Bestimmungen,  bereitwil- 
ligst übernehmen  möge. 

f)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
»amaloag,  Bd.  V,  S.  83. 

Ä)  Vergl:  Erklärungder  Grossherzoglich  Hessischen 
Gesandschaft  in  der  siebenzehnten  Si  tzung  am  13.  April  1818. 

i».  9.) 

Protokolle   der  Deutseben  Bundes  -  Versammlung, 
Bd.  V,  S.  178  u.  f. 
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Abstimmungen  vom  6.  April  1818. 

Fünfzehnte  Sitzung  am  6.  April  181 8.*) 

Oesterreich:  Seine  Kaiserliche  Majestät  haben  durch 
Allerhöchstdero  Gesandschaft  am  Bundestage  in  der  Sitzung  vom 
16.  Februar  dem  Antrage  der  Grossherzoglich  Mecklenburgischen 
Höfe ,  das  mit  ihren  Standen  am  28.  November  vorigen  Jahres 
abgeschlossene  Staatsgesetz  unter  die  Garantie  des  Bundes  zu 
stellen ,  Allerhöchstdero  Zustimmung  ertheilt.  Die  Kaiserlich 
Königliche  Gesamlschaft  ist  nunmehr  in  den  Stand  gesetzt,  auch 
die  damals  noch  vorbehaltene  Erklärung  über  die  Vollzie- 
hung des  XIII.  Artikels  der  Bundes-Acte  abzugeben. 

Als  zur  Zeit  derWienerCongressverhandlung,und  insbeson- 
dere bei  der  damaligen  Erörterung  derBundes-Actc,die  imLaufe  der 
Zeitereignisse  und  vielfältiger  Territorial-Veränderung  bewirkte 
Auflösung  der  einzelnen  ständischen  Verfassungen  in  Deutsch- 
land in  Anregung  kam ,  schon  damals  haben  sich  Seine  Majestät 
der  Kaiser  über  diesen  Gegenstand  in  einer  Art  erklärt,  welche 
über  Allerhöchstdero  Ansichten  keinem  Zweifel  Raum  lassen 
konnte.  Der  Artikel  XIII  der  Bundes-Acte  war  eins  der  Resul- 
tate der  damaligen  Vereinigung  der  Fürsten  und  freien  Städte. 
Er  besteht;  er  muss  demnach  ausgeführt  werden,  d.h.  es  sollen, 
es  müssen  in  allen  Deutschen  Staaten  ständische  Verfassungen 
bestehen,  und  folglich  da,  wo  es  deren  keine  giebt,  eingeführt 
werden. 

In  der  Natur  eines  an  keinen  bestimmten  Zeitpunkt  gebun- 
denen Versprechens  liegt ,  dass  dessen  Erfüllung  so  bald  und  so 
gut  als  möglich  Statt  flnde.  Die  Weisheit  der  Regierungen,  und 
ihr  von  dem  der  Regierten  unzertrennliches  Interesse  fordern, 
dass  man  In  einer  Angelegenheit  von  so  grossem  Gewichte  nach 
dem  Besten,  was  unter  den  gegebenen  Umständen  erreichbar  ist, 
strebe.  Es  unterliegt  daher  keinem  Zweifel ,  dass  die  Vorschrift 
des  XIII.  Artikels-  der  Bundes-Acte  in  allen  den  Staaten,  wo 
landständische  Verfassungen  noch  nicht  eingeführt  oder  die  früher 
bestandenen  zu  Grunde  gegangen  sind ,  in  ihrem  wahren  Sinn 
und  Zweck  voüzogen  werden  muss. 

So  wünschenswerte  aber  auch ,  zur  gemeinschaftlichen  Be- 
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ranigung  der  Regenten  und  der  Völker,  die  möglichste  Beschleu- 
nigung der  nur  die  landständischen  Verfassungen  Bezug  habenden 
Vorarbeiten  seyn  mag;  so  billig  ist  es  jedoch,  dass  den  Regie- 
ranken  zur  reifen  und  erschöpfenden  Behandlung  eines  nicht  blos 
für  die  Gegenwart,  sondern  für  die  ganze  Zukunft  so  wichtigen 
Geschältes  die  erforderliche  Zeit  vergönnt  werde.  Seine  Maje- 
stät hielten  es  nicht  ausser  dem  Kreise  der  Geschäftsbeförderung, 
in  dem  Präsidial- Vortrage  vom  11.  November  1816  die  Voraus- 
setzung aufzunehmen,  dass  die  nähere  Erörterung  dieser  Sache 
durch  die  Bundes- V  ersammlung  hätte  gew  ünscht  werden  können ; 
da  indessen  seit  jener  ersten  Eröffnung,  die  meisten  der  Regie- 
rungen den  Wunsch  zu  erkennen  gegeben  haben ,  diese  vater- 
ländische Angelegenheit  nach  den  individuellen  Verhältnissen  der 
einzelnen  Staaten  zu  behandeln  und  festzustellen ,  da  insbeson- 
dere diejenigen  Staaten,  welche  durch  die  Entscheidungen  des 
Cougresses  bedeutende  Territorial- Veränderungen  erfahren  hat- 
ten, allerdings  damit  anfangen  müssten ,  ihren  neuen  Wirkungs- 
kreis kennen  zu  lernen,  die  gerechten  Ansprüche  ihrer  alten  und 
neuen  Unterthanen  gegen  einander  abzuw  ägen,  und  die  verschie- 
denen Bestand theile  ihres  Gebiets  zu  einem  regelmässigen  Gan- 
zen zu  verbinden ,  um  dem  aufcuführendcn  Gebäude  eine  sichere 
Grundlage  zu  geben;  so  sprechen  Seine  Majestät ,  im  Gefühle 
Ihres  vollsten  Vertrauens  in  die  Weisheit  der  Regierungen ,  den 
aufrichtigen  Wunsch  aus,  dass  der  XIII.  Artikel  der  Bundes- 
Acle  in  den  Staaten,  welche  noch  nicht  in  dem  Falle  sind,  ihn  zu 
erfüllen,  auf  eine  seinem  hohen  Zwecke  angemessene  Weise  zur 
Vollziehung  gebracht ,  und  jede  nicht  in  der  Sache  gegründete 
Verzögerung  vermieden  werden  möge.  Seine  Majestät  treten 
übrigens  dem  Königlich  Preussischen  Antrage ,  dass  binnen  Jah- 
resfrist die  Bundes- Versammlung  von  den  ferneren  Einleitungen, 
und,  wo  möglich,  von  deren  endlichem  Resultate  in  Kenntniss 
gesetzt  werde,  vollkommen  bei. 

Hannover:  1 )  Garantie  der  Grossherzoglich  Meck- 
lenburgischen Verordnung  über  die  Mittel  und  Wege,  um 
bei  streitigen  Angelegenheiten,  welche  die  Landesverfassung 
treffen,  zur  rechtlichen  Entscheidung  zu  gelangen. 

Seine  Königliche  Hoheit  der  Prinz  Regent  stimmen  unbe- 
denklich für  die  von  den  Grossherzoglich  Mecklenburgischen 


Digitized  by  Google 


54 

I 

Hören  nachgesuchte  Garantie  des  Bundes  für  das  im  Namei 
dieser  Höffe  In  der  vorjährigen  58.  Sitzung  vorgelegte  Staats 
gesetz  vom  28.  November  vorigen  Jahres,  da  dasselbe  den  ver 
einten  Willen  der  Regierungen  und  Stünde  ausspricht,  keine  Be 
Stimmung  desselben  mit  der  Bundes -Acte  streitet,  und  dies 
Garantie  in  dem  Masse ,  in  welchem  sie  begehrt  und  geleiste 
wird,  nur  die  AufTrechthaltung  derjenigen  Bestimmungen  dessel 
ben  betrifft,  in  welchen  auf  den  Bundestag  Bezug  genom 
men  worden  Ist,  und  welche  die  Bundes-Versammlung  ohnehii 
aufrecht  zu  erhalten  sich  berufen  finden  müsste. 

2)  Vollziehung  des  XUL  Artikels  der  Bundes- Acte. 

Ihro  Königliche  Hoheit  der  Prinz  Regent  haben  durch  di< 
wiederholten  und  dringenden  Erklärungen ,  welche  Ihre  Gesand 
ten  auf  dem  Congresse  zu  Wien  übergeben  haben,  deutlich  genui 
zu  erkennen  gegeben ,  wie  sehr  Ihnen  die  AuflrechthaltuÄg  um 
Feststellung  der  Rechte  der  Unterthanen  bei  den  eingetretene! 
grossen  Veränderungen  in  Deutschland  am  Herzen  liege,  um 
wie  Sie  dabei  von  dem  Grundsatze  ausgeben ,  dass  durch  dl* 
Auflösung  des  vormaligen  Reichsverbandes  die  Verhältnisse  de 
vormaligen  Reichsflirsten,  gegenwärtig  unabhängigen  Glieder  de 
Deutschen  Bundes ,  zu  ihren  Unterthanen  nur  In  so  weit  abge 
ändert  worden,  als  dies  die  Aufhebung  der  Reichsverfassuni 
unmittelbar  und  zur  nothwendigen  Folge  gehabt ;  dass  da  kaun 
Ein  Deutscher  Staat  ehemals  ohne  eine  gewisse  repräsentativ« 
Verfassung  gewesen ,  und  selbst  das ,  was  während  des  langei 
Revolutions-Krieges  vorgefallen  ist ,  den  Deutschen  Unterthanei 
den  Verlust  ihrer  Rechte  für  immer  nicht  zuziehen  können ,  di 
Herstellung  oder  Begründung  ständischer  Verfassungen  unte 
solchen  Modiflcationen,  welche  die  veränderten  Zeitumstände  un< 
die  vorgefallenen  Territorial- Veränderungen  nothwendig  machen 
schon  an  sich  den  Rechten  gemäss  ist ,  und  überdies  zu  denei 
Zusagen  gehört,  welche  den  Völkern  während  des  Revolution« 
Krieges  laut  und  öffentlich  gemacht  worden. 

Diesen  Grundsätzen  getreu,  haben  des  Prinzen  Regentei 
Königliche  Hoheit  sobald  die  Umstände  es  nur  Immer  gestatten 
und  bekanntlich  Schon  im  Jahre  1814,  mithin  schon  vor  Abscblus 
der  Cohgress-Acte,  eine  allgemeine  Versammlung  von  Deputirtei 
aller  Stände  der  Provinzen,  aus  welchen  das  Königreich  Hannove 
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seitdem  acquirirten  Provinzen  eingetreten  sind ,  und  diese  Ver- 
sammlung zu  einer  Deliberation  über  alle  Gegenstände  veranlasst, 
die  nach  der  alten  Verfassung  des  Landes  einer  ständischen  Be- 
willigung bedurften,  oder  über  welche  es  rathsam  erachtet  wer- 
den konnte,  sie  zu  vernehmen.  Diese  Versammlung,  welche  von 
den  vormaligen  Ständen  nur  dadurch  unterschieden  ist ,  dass  in 
ihr  alle  Provinzen,  nach  den  dringenden  Bedürfnissen  der  Zeiten, 
vereiniget  worden ,  hat  den  gehegten  Absichten  und  Wünschen 
vollkommen  entsprochen,  indem  die  wichtigsten  Angelegenheiten, 
die  mit  ihr  verhandelt  worden,  regulirt  oder  wenigstens  eingeleitet 
sind.  Sie  selbst  wird,  nach  Massgabe  der  gemachten  Erfahrungen, 
noch  Abänderungen  erleiden,  worüber  die  Stände  selbst  ihre  gut- 
achtliche Meinung  werden  äussern  können.  Neben  dieser  allgemei- 
nen Versammlung  werden,  nach  der  Absicht  Seiner  Königlichcu 
Hoheit  des  Prinzen  Hegenten,  auch  die  particulären  Stände  der  ein- 
legen Provinzen  des  Königreichs  berufen  werden,  um  die  beson- 
deren Angelegenheiten  derselben,  welche  dem  Interesse  der  übrigen 
fremd  sind,  zu  berathen ,  sobald  sich  hierzu  Veranlassung  findet. 

Seine  Königliche  Hoheit  geniessen  die  schönste  Belohnung 
Höchstihres  Verfahrens  in  dieser  für  die  innere  Auhe  und  Glück- 
seligkeit der  Völker  so  höchst  wichtigen  Angelegenheit,  durch 
die  allgemeine  Zufriedenheit  und  Buhe  und  das  unbeschränkte 
Vertrauen  der  Unterthanen  zu  der  Begicrung  des  Landes ,  wel- 
ches die  glückliche  Folge  Höchstihres  Verfahrens  gewesen  Ist.  . 

Seine  Königliche  Hoheit  hegen  den  dringenden  Wunsch, 
dass  so  bald  immer  möglich,  in  allen  einzelnen  Bundesstaaten  der 
XHi.  Artikel  der  Bundes- Acte  sich  schöner  vollendet  in  Wirk- 
lichkeit darstelle,  als  es  die  Umstände  gestattet  haben,  ihn  in  der 
(kindes-Acte  aufzufassen. 

Sie  verkennen  keineswegs  die  Ungleichheit  der  Schwierig- 
keiten, die  sich  einer  schnellen  Vollziehung  desselben  in  dem 
einen  Lande  mehr  als  in  dem  andern  entgegen  stellen,  die  grosse 
Verschiedenheit  zwischen  den  Staaten,  die  ganz  zu  dem  Bunde 
gehören ,  und  denen ,  welche  nur  einen  Thell  einer  nicht  zu  dem 
Bunde  gehörenden  Monarchie  ausmachen ,  deren  Verfassung  sie 
oft  erst  angepasst  werden  müssen ;  zwischen  den  Staaten ,  die 
durch  eine  grosse  Veränderung  ihres  Territorial -  Bestandes  zu 
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manchen  neuen  Anordnungen  genothiget  werden,  und  denen,  füi 
welche  noch  das  alte  Gebiet  ganz  oder  raehrentheils  unverändert 
ist ;  zwischen  denen,  wo  schon  von  Alters  her  eine  wohl  organi- 
sirte  landständische  Verfassung  bestand ,  und  zwisciien  solchen 
Ländern,  die  aus  Theilen  zusammen  gesetzt  worden ,  in  welchen 
keine,  oder  eine  nur  unvollkommene,  oder  längst  untergegangene 
ständische  Verfassung  vorhanden  war. 

Wenn  aber  auch  auf  der  einen  Seite  schon  hierin  die  Un- 
möglichkeit liegt,  einen  festen  Zeitpunkt  zu  bestimmen,  bis  zu 
welchem  diese  ständischen  Verfassungen  allgemein  hergestellt 
seyn  sollen,  oder  auch  nach  überall  gleichförmigen  Bestimmungen 
hier  das  Niedergerissene  wieder  aufbauen ,  dort  das  noch  nicht 
Bestandene  errichten  zu  wollen,  welche  beide  Punkte  ausserhalb 
der  Gränzen  der  Beftignisse  der  Bundes- Versammlung  liegen  und 
noch  weniger  durch  vorgreifende  Urtheile  oder  ungeduldig  ge- 
äusserte Wünsche  Unberufener  sich  erreichen  lassen ;  so  finden 
doch  Ihre  Königliche  Hoheit  in  dem  Inhalte  so  mancher  über  die- 
sen  Gegenstand  vorangegangener  Erklärungen,  aus  welchen  sich 
ergiebt,  wie  schon  in  so  manchen  Ländern,  selbst  solchen,  welche 
mit  den  oben  berührten  eigenen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen 
hatten ,  theils  schon  wirklich  eine  Stände-Versammlung  auf  er- 
wünschte Weise  zustande  gebracht,  hergestellt  oder  erhalten 
worden ,  theils  durch  ernste  und  unvermeidlich  voran  zu  schickende 
Massregeln  Manches  vorbereitet  worden,  den  Stoff  zu  den  schön- 
sten Hoffnungen,  dass  der  Zeitpunkt  nicht  mehr  fern  seyn  werde, 
wo  die  Zurückgebliebenen  diesem  Beispiele  folgen ,  und  Andere 
das  angefangene  Werk  der  Vollendung  näher  bringen  und  dadurch 
gegründeten  Beschwerden  aus  einzelnen  Bundesstaaten  werde 
vorgebeugt  werden ,  denen  die  Bundes  versammlung  ihr  Gebor 
und  ihre  Verwendung  nicht  versagen  könnte ,  ohne  die  Pflichten 
zu  verletzen ,  welche  ihr  die  Sorge  für  die  Aufrechthaltung  des 
XIII.  Artikels,  wie  der  anderen  Artikel  der  Bundes- Acte,  auflegt. 

Württemberg:  Ich  habe  schon  unter  dem  5.  März, 
Jedoch  erst  nach  der  an  diesem  Tage  Statt  gehabten  letzten 
Sitzung  vor  den  Osterferien ,  den  Befehl  erhalten ,  in  Beziehung 
auf  die  in  der  58.  vorjährigen  Sitzung  gemachten  Anträge  der 
Grossherzoglich  Mecklenburgischen  Höfe,  die  folgende  Aeusse- 
rting  zu  Protokolle  zu  geben : 
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Seine  Majestät  der  König  von  Württemberg  ertheilen  dem 
in  der  58.  vorjährigen  Sitzung,  im  Auftrage  Ihrer  Königlichen 
Hoheiten,  der  beiden  Grossherzoge  von  Mecklenburg,  zu  Proto- 
koll gegebenen  Ansuchen  um  die  Garantie  des  Bundes  für  ein, 
die  Verfassung  Höchstihrer  Lande  sicherndes  Gesetz  sehr  gern 
ihre  Zustimmung. 

Was  aber  den  bei  dieser  Gelegenheit  in  Rücksicht  auf  die 
Vollziehung  des  XIII.  Artikels  geäusserten  Wunsch  Ihrer  Köni- 
glichen Hoheiten  betreffe;  so  gehe  die  innigste  Ueberzeugung 
Seiner  Königiichen  Majestät  dahin  : 

Dasseine,  den  gegenwärtigen  völkerrechtlichen  Verhält- 
nissen der  Bundesstaaten  und  der  geschichtlichen  Ent- 
wicklung der  Deutschen  Volksstämme  angemessene,  die 
Krall  der  Regierung  und  die  Freiheit  des  Volks  vereini- 
gende Repräsentativ- V  erfassung  die  höchsten  und  nie  zu 
trennenden  Interessen  der  Regenten  und  der  Völker  be- 
greifen ,  und  dass  daher  die  Erreichung  dieses  Ziels  fUr 
das  Wohl  der  Deutschen  Gesammthcit,  wie  für  das  Wohl 
eines  jeden  einzelnen  Bundesstaats ,  gleich  wünschens- 
werth  sey. 

Wenn  nun  gleich  die  grosse  Verschiedenheil  der  Verhältnisse 
in  den  einzelnen  Bundesstaaten  auf  die  Art,  wie;  und  den  Zeit- 
punkt, wann  diese  Aufgabe  gelöset  werden  könne,  unverkenn- 
bar einen  nicht  unbedeutenden  Einfluss  haben  müsse ;  so  dürre  man 
sich  doch  der  Hoffiiung  überlassen,  dass  ein  aus  reinen  Absichten 
stets  hervorgehendes  ernstes  Wollen  dann ,  wann  es  mit  den  Er- 
fahrungen der  Vergangenheit  und  Gegenwart  und  mit  der,  auch 
in  Deutschland  zu  erwartenden  reiferen  Einsicht  in  das  Wesen 
repräsentativer  Verfassungen  verbunden  werde,  hinreichen  sollte, 
die  Schwierigkelten  zu  beseitigen,  welche  sich  der  Vollziehung 
des  XIII.  Artikels  hin  und  wieder  noch  entgegen  stellen  könnten. 

Dass  das,  von  den  Deutschen  Fürsten  in  dem  XIII.  Artikel 
der  Bundes- Acte  frei  gegebene  Wort,  so  bald  als  immer  möglich 
werde  erfüllt  werden  wollen,  leide  wohl  eben  so  wenig  einen 
Zweifel,  als  die  Nothwendigkeit ,  dass  in  den  Vorbereitungen 
wir  wahrhaften  Erfüllung  desselben ,  d.  h.  zur  wirklichen  Ein- 
töhrung  repräsentativer  Verfassungen ,  Jede  Ucbercilung  vermie- 
den werden  müsse. 
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Seine  Majestät  der  König  Fanden  sich  daher  bestimmt,  den 
in  der  7.  diesjährigen  Sitzung  gemachten  Königlich  Preusslschei 
Antrage: 

Dass  die  Bundes- Versammlung  (wenn  es  nämlich  nich 
früher  geschehen  könne)  nach  Verlauf  eines  Jahres  voi 
dem  Fortgange  und  der  Lage  der  ständischen  EinrichtHngei 
in  den  einzelnen  Bundesstaaten  in  Kenntniss  zu  setzen  sey 
hiermit  beizutreten ,  da  sich  dieser  Antrag  nicht  allein  auf  di 
elgenthümllchen  Verhältnisse  des  Königlich  Preussischen  Staates 
sondern  auch  auf  jene  Verhältnisse  gründe,  welche,  wenn  gleiel 
vielleicht  unter  anderen  Formen ,  doch  mehr  oder  weniger  aurl 
in  anderen  Bundesstaaten  obwalten  möchten. 

Was  aber  die  Verhältnisse  in  Württemberg  insbesonder 
betreffe ,  so  sey  die  regeste  Sorgfalt  Seiner  Majestät  des  König? 
vom  ersten  Augenblicke  des  Regierungsantritts  an  bis  zu  den 
gegenwärtigen ,  ununterbrochen  dahin  gerichtet  gewesen ,  da 
Württembergischc  Volk  der  Vortheile  einer,  den  liberalste! 
Grundsätzen  entsprechenden  Repräsentativ- Verfassung  theilhaftij 
zu  machen. 

Diese  Sorgfalt  liege  als  Thatsachc  ganz  Deutschland  vor 
und  Seine  Majestät  der  König  glaube  daher,  dass  jede  Erürterun; 
der  für  die  Erreichung  des  hohen  Zweckes  gemachten  Schrill 
hier  überflüssig  sey. 

Die  Gesinnungen  Seiner  Königlichen  Majestät  seyen,  in  Be 
Ziehung  aur  diesen  Gegenstand ,  unverändert  dieselben ,  und  j 
fHiher  Sich  Höchsldiesclben  in  der  Lage  finden  würden,  die  Bur 
des- Versammlung  von  der  glücklichen  Vollendung  des  Verfa 
sungswerks  in  Kenntniss  zu  setzen,  um  desto  vollständiger  würd 
die  Beruhigung  seyn ,  welche  Sie  Selbst  in  der  Herstellung  vei 
fassungsmässiger  Formen  suchen. 

Baden:  trete  in  Betreff  der  von  Ihren  Königlichen  H( 
heiten  den  Grossherzogen  von  Mecklenburg-Schwerin  und  Strelil 
nachgesuchten  G  a  r  a  n  t  i  e  des  Staatsgesetzes  über  die  Mittel  un 
Wege,  um  bei  streitigen  Fällen ,  in  Angelegenheiten ,  welche  d! 
Landes- Verfassung  betreffen ,  zur  rechtlichen  Entscheidung  z 
gelangen,  der  Mehrheit  bei,  und  behalte  sich  seine  Abstin 
mung  wegen  Erfüllung  des  X!H.  Artikels  der  Deutschen  Bunde 
Acte  vor. 
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Rarhessen:  trete  iler  gewünschten  Garantie,  von 
Seiten  des  Bundes,  vollkommen  bei,  und  behalte  sich  seine 
Aeusserung  wegen  Erfüllung  des  XIII.  Artikels  der  Deutschen 
Bundes- Acte  vor. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bun 
Sammlung,  Bd.  V,  S.  126  u.  f. 


Abstimmungen  vom  13.  April  1818. 

Siebenzehnte  Sitzung  am  13.  April  1818. *> 

Grossherzogthum  Hessen:  Diesseitige  Gesandschaft 
ist  angewiesen ,  die  in  der  14.  Sitzung  vorbehaltene  Erklärung, 
In  Bezug  auf  den  XIII.  Artikel  der  Deutschen  Bundes-Acte,  foU 
gtndennassen  abzulegen  j 

Es  ist  schon  In  früheren  Abstimmungen  (der  7.  und  11. 
Sitzung)  umständlich  ausgeführt  worden ,  warum  eine  bestimmte 
Zeit  für  die  Eröffnung  neu  zu  errichtender  landständischer  Ver- 
sammlungen noch  nicht  festgesetzt  werden  kann ;  so  gewiss  auch 
in  allen  Deutschen  Staaten  landständische  Verfassung  errichtet, 
und  diese  Errichtung  nicht  länger,  als  es  die  Verhältnisse  zum 
Wohle  der  Unterthanen  selbst  erfordern ,  aufgeschoben  werden 
nuss. 

Bekannt  ist  es ,  welchen  fördernden  Antheil  an  den  Wiener 
Coogress- Verhandlungen  über  Errichtung  von  Landständen 
namentlich  die  Grossherzoglich  Hessische  Gesandtschaft  nahm ; 
and  ebenso  bekannt,  welche  politische  Ereignisse  unmittelbar 
nach  dem  Abschlüsse  der  Bundes-Acte  eintraten ,  und  alle  Thä- 
tigkeit  mit  Drang  und  vielfacher  Anstrengung  auf  die  äusseren 
Verhältnisse  zu  richten  nöth  igten. 

Ebenso  gewiss  war  vor  Bestimmung  der  neuesten  Gebiets- 
veranderuogen  zu  Inneren,  umfassenden  Einrichtungen  auf  keine 
denkbare  Weise  mit  Erfolg  zu  schreiten;  und  diese  Bestimmung 
trat  für  das  Grossherzogthum  Hessen  bekanntlich  erst  in  der 
Mitte  des  Jahres  1816  ein. 
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In  wenigen  anderen  Staaten,  vielleicht  in  keinem  Deutsch 
lands,  waren  die  Gebiets- Veränderungen  des  Jahres  1816  dir  di< 
ganze  innere  Staatsverwaltung  verhältnissmässig  von  solche] 
Wichtigkeit,  wie  in  dem  Grossherzogthume  Hessen. 

Zwar  kein,  auch  noch  so  kleiner  Theil  angestammter 
Gebiets ,  aber  dennoch  etwa  ein  Drittheil  des  gesammten  Staate.« 
wurde  abgetreten.  Die  neu  erworbenen  Besitzungen  bestander 
theils  aus  einem ,  zuvor  unabhängigen  Fürstenthum  (Isenburg), 
wo  durchaus  neue  Verhältnisse  eintreten  mussten,  und  eine  end- 
liehe  Festsetzung  durch  theilweise  Wiederabtretung  erschwer! 
wurde;  dann  vorzüglich  aus  einem  Theile  des  linken  Rheinufers, 
welcher,  bis  zum  Pariser  Frieden,  Frankreich  einverleibt,  ohne 
Aufhebung  französischer  Verfassung,  durch  wechselnde  proviso- 
rische Regierungen ,  grosse,  in  sich  nicht  zusammen  hängende 
Abänderungen  in  der  Verwaltung  erfahren  hatte. 

So  war  das  Grossherzogthum  aus  Bestandteilen  zusammen 
gesetzt,  welche  für  Gesetzgebung,  Gerichtsverfahren,  finanzielle 
und  sonstige  administrative  Verhältnisse  die  verschiedensten  Nor- 
men hatten.  In  einem  Reiche  erster  Grösse  mögen  mehrere  dazu 
gehörige  Länder  abweichende  Verfassungen  haben.  In  den  mei- 
sten Deutschen  Staaten  würde  Mangel  an  Einheit  die  Verwal- 
tungskosten zu  sehr  erhöhen.  Ein  rasches  Zusammenwerfen, 
schnelle  Vereinigung  des  Entgegengesetzten  in  Eine  Masse, 
würde  viele  achtbare  Interessen  heftig  erschüttern,  wohl  auf 
immer  verletzen ;  es  könnte  nicht  übereinstimmen  mit  der  weisen 
und  milden  Absicht  Seiner  Königlichen  Hoheit,  nur  nach  reifer 
Prüfung  dasjenige  zu  einem  Gemeingut  zu  erheben,  was  In  irgend 
einem  Theile  des  Staats  sich  als  vorzüglich,  als  ächte  bürgerliche 
Freiheit  fördernd ,  bewährt  hat ;  es  wäre  nicht  vereinbarlich  mit 
der  von  Ihnen ,  namentlich  der  Provinz  Rheinhessen  ertheilten 
Zusage:  liberale  Einrichtungen,  herbeigeführt  vom  Geiste  der 
Zeit,  zu  beachten. 

Es  ist  offenkundig  (auch  durch  eine  in  der  14.  Sitzung  ge- 
machte Mittheilung  hier  bekannt),  wie  man  im  Grossherzogthume 
den  Versuch  begonnen  hat,  in  Gesetzgebung,  Justizverfassung 
und  einem  bedeutenden  Theile  der  Administration  das  Ungleich- 
artige in  ein  wohlthätiges  Ganze  zu  vereinen;  und  wenn  ein 
Aehnliches  flir  manche  Gegenstände  der  finanziellen  Verwaltung 
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jetzt  erst  vorbereitet  wird,  noch  nicht  verwirklicht  Ist,  wen  mag 
dies  wundern,  wenn  man  die  völlige  Verschiedenheit  der  Steuerver- 
fassung  auf  beiden  Seiten  des  Rheins  auch  nur  oberfläch  lieh  kennt? 

Dass  unter  solchen  Verhältnissen  die  Vorbereitungen  zu  Ein- 
nihrum:  landständischer  Verfassung  noch  nicht  weiter  gediehen 
sind,  kann  daher  keinem  Unbefangenen  auffallen,  zumal  wenn 
man  erwägt ,  dass  das  jetzige  Grossherzogthum  zur  grösseren 
Hälfte  ehemals  keine  Landstände  kannte,  und  dass  es  viele  Jahre 
hindurch  als  Machbar  revolutionärer  Stürme  und  als  Kriegsschau- 
platz die  Aufmerksamkeit  seiner  Regierung  hieraur  zusammen- 
drängen musste. 

Endlich  erheischen  die  inneren  Einrichtungen  noch  deshalb 
besondere  Umsicht,  well  ein  Viertheil  des  ganzen  Staats  aus 
standesherrlichen  und  patrimonialgerichtsherrlichen  Besitzungen 
bestehet.  Die  Wichtigkeit  dieses  Umstandes  für  landständische 
Einrichtungen  ist  um  so  weniger  zu  verkennen,  wenn  mau  erwagt, 
dass  gerade  in  solchen  Deutschen  Staaten,  welche  zu  ihren  Ange- 
hörigen nicht  wenige  Standesherren  zählen  (Württemberg,  früher 
Nassau)  die  ernstlichsten  Bemühungen  der  Regierung  zu  Begrün- 
dung landständischer  Verfassung  bisher  vergeblich  waren.  Die 
Grossherzogliche  Gesandschalt  bezieht  sich  hier  auf  dasjenige, 
was  sie  in  der  14.  Sitzung  über  die  Einleitung,  alle  standesherr- 
liehen  Verhältnisse  auszugleichen b) ,  auch  vertraulich  in  i  Iget  heilt 
hat :  wodurch  ebenfalls  bezweckt  wird ,  allgemein  gegenseitiges 
Zutrauen ,  als  eine  der  notwendigsten  Vorbereitungen  zu  heil- 
samer landständischer  Verfassung  zu  vermehren. 

Die  Grossherzogliche  Gesandschart  glaubt  sich  mit  diesen 
Andeutungen  begnügen  zu  können,  und  schliesst  sich  dem  Könl* 
glich  Preußischen  Antrage  (in  der  7.  Sitzung  d.  J.)  unbedingt  an. 

Braun  schweig  und  Nassau:  tritt  der  von  denGross- 
herzoglich  Mecklenburgischen  Hören,  in  gewissen  bestimmten 
Fällen,  nachgesuchten  VerCassungs  -  Gar  an  tie  vonseiten 
des  Bundes  nach  dem  in  der  58.  Sitzung  gemachten  Antrage  bei. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundesver- 
sammlung, Bd.  V,  S.  178  u.  f. 

b)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammluDg,  Bd.  V,  S.  71  u.  f. 
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lO. 

Abstimmungen  vom  4.  Mai  1818. 

Zwei  und  zwanzigste  Sitzungam  4.  Mai  1818.') 

Baden:  Die  Vollziehung  des  XIII.  Artikels  der  Bundes. 
Acte  betreffend ,  haben  Ihro  Königliche  Hoheit  durch  die  in  dem 
Regierungsblatte  vom  30.  Juli  1816  eingerückte  öffentliche  Ver- 
kündigung Ihren  Unterthanen  erklärt,  dass  die  bereits  auf  den 
1.  August  gedachten  Jahres  bestimmt  gewesene  Zusammen  Beru- 
fung von  Landständen  blos  deswegen  bis  auf  weiteres  suspendirt 
worden,  weil  von  Seite  des  Badischen  Gouvernements,  die  Hoff- 
nung und  der  Wunsch  genährt  worden ,  inzwischen  diejenigen 
Gegenstände  der  Deutschen  Bundes- Verfassung,  mit  welcher  man 
die  besondere  Verfassung  des  Grossherzogthums  in  Einklang 
setzen  wollte,  bestimmt  zu  sehen. 

Da  Jedoch  mehrere,  wegen  dieses  Gegenstandes  seitdem  ab- 
gegebene, verehrliche  Abstimmungen  allerdings  die  triftigsten 
Momente  entwickeln,  aus  denen  eine  Uebereinkunft  der  Majorität 
der  Bundesglieder  über  allgemeine  Normen  ständischer  Verfas- 
sungen, wenigstens  noch  nicht  in  einem  kurzen  Zeiträume,  sich 
erwarten  lassen  dürfte;  so  haben  Seine  Königliche  Hoheit,  um 
den  Artikel  XIII  ohne  diese,  noch  immer  in  Dero  Wünschen  lie- 
gende, Uebereinkunft  abzuwarten,  sobald  als  möglich  in  Vollzug 
zu  setzen,  den  Befehl  erlbeilt,  den  bereits  vollständig  gefertigten 
Entwurf  nochmals  mit  den  seitdem  in  wirkliche  Uebung  gekom- 
menen ständischen  Verfassungs- Legislationen  zu  vergleichen, 
hiemach,  mit  Rücksicht  auf  die  besonderen  Verhältnisse  des 
Grossherzogthums,  flnallter  zu  ajusliren  und  Höchstihnen  als- 
dann zur  Sanction  vorzulegen. 

Demnach  ist  die  Grossherzogliche  Gesandschaft  zu  der  Er- 
klärung autorisirt,  dass  längstens  binnen  des  in  der  Königlich 
Preusslschen  Abstimmung  enthaltenen  Zeitpunkts,  wahrschein, 
lieh  aber  noch  früher,  von  dem  Resultat  dieser  Anordnungen 
genügende  Anzeige  gemacht  werden  kann. 

Niederlande,  wegen  des  Grossherzogthums  Luxem 
bürg:  Der  Königlich  Niederländische ,  Grossherzoglich  Luxem 
burgische  Bundestags-Gesandte  ist,  in  Betreff  des  in  der  58.  vor 
Jährigen  Sitzung  §.  416  zu  Protokoll  gegebenen  doppelten  An 
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träges  des  Grossherzoglich  Mecklenburgischen  Herrn  Bundes 
tagrs-Gesandten,  in  Folge  erhaltener  Weisung  seines  Allerhöchsten 
Hofes,  Folgendes  zu  erklären  beauftragt: 

l;  RücksickUick  der  Anzeige  vou  der  Grossherzoglichen 
Verordnung  vom  28.  November  vorigen  Jahres : 

über  die  Mittel  und  Wege ,  um  bei  streitigen  Fällen, 
in  Angelegenheiten ,  welche  die  Landesverfassung  be- 
treffen, zur  rechtlichen  Entscheidung  zu  gelangen, 
und  des  hierauf  gestützten  bestimmten  Antrages : 

einer  durch  den  Deutschen  Bund  vollständig  zu  geben- 
den Garantie  dieses  organischen  Staatsgesetzes — 
tbeilen  Seine  Majestät  die  durch  die  früheren  Abstimmungen  der 
respectiven  Höfe  bereits  entwickelte ,  begründete  und  ausgespro- 
chene Ansicht,  dass  dieser  Garantie- Leistung  kein  wahres  Hin 
■.eniiss  im  Wege  stehe;  Sie  sind  deshalb  insbesondere  mit  Han- 
nover (Protokoll  der  15.  Sitzung  von  1818,  §.  79,  sub  1)  der 
Meinung,  und  erklären  Sich,  wie  hier  geschiebt,  für  Luxem- 
jorsrzu  der  gebetenen  Garantie  bereit: 

..Da  das  vorgelegte  Staatsgesetz  den  vereinten  Willen  der 
Regierungen  und  Stände  ausspricht,  keine  Bestimmung 
desselben  mit  der  Bundes- Acte  streitet,  und  diese  Garantie 
in  dem  Masse,  wie  sie  begehrt  und  geleistet  w  ird,  nur  die 
Aufrechtbaltung  derjenigen  Bestimmungen  desselben  be- 
trifft, in  welchen  auf  den  BundestagBezug  genom- 
men worden  ist,  und  welche  die  Bundes-Versammlung 
ohnehin  aufrecht  zu  erhalten,  sich  berufen  (Inden  müsste." 
Was  sodann 

2)  den  weiteren  Antrag  betrifft : 
dass  es  denverehrlichen  Gesandtschaften  gefällig seyn 
möge,  in  der  Art,  wie  solches  wegen  des  XIL  Artikels 
schon  mehrfällig  geschehen,  und  wegen  des  XIV.  Ar- 
Okels  beschlossen  worden,  ebenfalls  über  die  Erf  üllung 
des  XUL  Artikels  sich  erkUu%en,  und  die  Bundes-ler- 
santmtung  in  Kenntniss  setzen,  auch  die  Einholung 
angemessener  Instructionen  dieserhalb  beschliessen  zu 
wollen;  — 

w  gehen  Seine  Majestät  von  den  folgenden  einfachen  Gesichts- 
punkten aus : 
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Der  XIII.  Artikel  der  Bundes-Acte  stellt  den  Satz  auf,  und 
er  Ist  Gesetz  für  alle  Deutsche  Bundesstaaten : 

,.ln  allen  Deutschen  Bundesstaaten  wird  eine  landständische 
Verfassung  Statt  finden." 
Der  Zeilpunkt  der  Einführung  kann  bei  der  Menge  der  einzelnen 
Staaten  und  bei  der  Verschiedenheit  ihrer  Regierungs-  Grund- 
sätze, Formen  und  Einrichtungen  unmöglich  gleichzeitig  seyn; 
der  Ausdruck:  „wird"  zeigt  genug,  dass  man  sehr  weise  und 
mit  Vorbedacht  bei  Fassung  des  Artikels  weder  Gleichzeitigkeit 
der  Einführung ,  noch  einen  bestimmten  Zeitpunkt,  bis  zu  wel- 
chem die  Einführung  geschehen  seyn  müsse,  hat  bezwecken 
wollen.  Indem  Jedoch ,  nacli  dem  IV.  Artikel  der  Bundes-Acte, 
die  Bundes -Versammlung  die  Angelegenheiten  des  Bundes  zit 
besorgen  hat,  so  befindet  sich  allerdings,  in  Beziehung  auf  den 
in  dem  Grossherzoglich  Mecklenburgischen  Antrage  ausgespro- 
chenen Wunsch  einer  Erklärung:  „über  die  Erfüllung  des 
XIII.  Artikels",  der  Königlich  Niederländische,  Grossherzoglicb 
Luxemburgische  Bundestags- Gesandle  dermalen  auch  oOicieU 
dazu  ermächtiget,  und  erklärt  hiermit: 

dass,  wenn  auch  der  König,  sein  Herr,  —  von  aller  Anmas- 
sung  entfernt,  mit  seinem  Beispiele  anders,  als  durch  dessen  Ver- 
wirklichung vorangehen  zu  wollen ,  —  in  der  Abstimmung  hier 
der  Letzte  ist,  es  doch  eben  so  weltkundig  bei  Höchstdessen  Re- 
glerungsantritt Sein  erster  Gedanke  gewesen  Ist:  eine  eben» 
frei  durchdacht  und  erwogene,  als  willig  angenommene  Verfas- 
sung einzuführen,  mittelst  welcher  das  Grossherzogthum  Luxem- 
burg zugleich  mit  allen  anderen  Provinzen  seine  eigenen  Land- 
stände erhalten  hat ,  und  in  deren  Geist  übrigens  wesentlich  ent- 
halten Ist ,  dass ,  während  daselbst  in  regem  aber  gesetzlichem 
Leben  das  Wohl  und  Gedeihen  des  Staates  befördert  wird ,  jede 
durch  Erfahrung  und  Zeitumstände  natürlich  herbeigeführte  Aus- 
bildung und  Modifikation  in  derselben  gemeinschaftlich  und  ord- 
nuugsmässig  vorgenommen  werden  kann,  und  dass  demnach  dem 
Sinne  des  XIII.  Artikels  der  Bundes-Acte,  in  Beziehung  auf 
Luxemburg ,  In  der  Thal  mehr  als  zur  Genüge  und  zwar  im 
Voraus  entsprochen  worden  Ist. 

«)  Vergti  Protokolle  der  Deutschen  Bundes- Ver- 
sammlung, Bd.  V,  S.  217  u.  f. 
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Abstimmungen    und   Beschluss   der  Bundes- 
versammlung vom  25.  Mai  1818. 

Sechs  und  zwanzigste  Sitzung  am  25.  Mai  1818.  *) 

Rurhessen:  Ueber  die  von  Seiten  des  Grossherzogllchen 
Hauses  Mecklenburg  in  Anregung  gebrachte  Erfüllung  des  Art. 
XUI  der  Bundes- Acte  bin  ich  angewiesen ,  folgende  Erklärung 
nachzutragen : 

An  der  Geneigtheit  Seiner  Königlichen  Hoheit  des  Kurfür- 
sten, Ihre  Uoterthanen  in  den  Genuss  einer  wohlgeordneten  land- 
ständiseben  Verfassung  zu  setzen,  hat  wohl  niemals  gezweifelt 
werden  können.  Bekannt  ist  es,  dass  Sie,  alsbald  nach  der  Hück- 
kehr  in  Ihre  Staaten ,  die  alte  landständische  Verfassung  in  Hes- 
sen, mit  einigen  Modifikationen  und  unter  Vorbehalt  der,  etwa 
Bach  den  Bestimmungen  des  Wiener  (Kongresses  erforderlichen 
Abänderungen,  wieder  herstellten.  Bekannt  ist  es  nicht  minder, 
aufweiche  thätige  und  liberale  Weise  Allerhöchst -Sie  durch  Ihre 
Congress-Gesandschaft  an  den  Berathungen  Uber  allgemeine  Ein- 
führung von  Landstanden  und  Bestimmung  der  Hechle  derselben 
Thei]  nahmen.  Bekannt  ist  es  endlich,  dass  Sie  unmittelbar  nach 
Unterzeichnung  der  Bundes- Acte  zu  schneller  Erfüllung  des  darin 
enthaltenen  Ausspruchs:  ,,in  allen  Deutschen  Staaten  werden 
Repräsentativ-Verfassungen  bestehen",  eine  Commlssion  nieder- 
setzten,  um  eine  neue  Landesverfassung  zu  entwerfen.  Unge- 
achtet in  diesem  Entwürfe,  mit  gehöriger  Rücksieht  auf  die 
geänderten  Zeiten  und  Umstände,  die  Vorrechte  der  althessischen 
Landstände  möglichst  beachtet  und  den  Stünden  überhaupt  weit 
grössere  Rechte  eingeräumt  waren,  als  die  hessischen  Landstände 
jemals  gehabt  hatten,  so  glaubten  doch  die  auf  dem  engeren  Land- 
tage im  Jahre  1816  versammelten  ständischen  Deputirten,  denen 
jener  Entwurf  unter  der  Hand  mitgetheilt  wurde ,  berechtigt  zu 
seyn,  noch  weit  grössere  Begünstigungen  zu  fordern,  und  ver- 
anlassten, sowohl  durch  diese  übertriebenen  Forderungen,  als 
durch  ihr  Benehmen  im  Allgemeinen ,  Seine  Königliche  Hoheit, 
jenen  Landtag  aufzulösen. 

in.  5 
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Unter  diesen  Umständen,  iild  da  die  eingetretenen  Terrilo 
rlal- Veränderungen,  besonders  hinsichtlich  der  Fürstlich  und 
Gräflich  Isenburgischen  Standesherren,  einer  zuvor  in  Kurhessen 
nicht  gekannten  bevorrechteten  Klasse ,  ganz  neue  Verhältnisse 
herbeigeführt  haben,  deren  nähere  Bestimmung  zuvörderst  unum- 
gänglich nö'thig  geschienen ,  so  haben  Seine  Königliche  Hoheit 
diese  vor  allen  Dingen  noch  erst  abzuwarten  für  zweckdienlich 
erachtet,  werden  aber  auf  jeden  Fall  demnächst,  nach  eigenem 
Ermessen  und  nach  den  individuellen  Verhältnissen  Ihrer  Staaten, 
auch  Ihrerseits  das  Notlüge  anzuordnen  nicht  entstehen. 

Hol  stein -Oldenburg,  Anhalt  und  Schwarz  bürg 
Der  im  XIII.  Artikel  der  ßundes-Acte  enthaltene Beschlass  ist  ein 
müthigvon  allen  ßundesgliedem  gefasst,  und  keine 'Regierun«, 
wird  absichtlich  Einrichtungen  verzögern,  für  welche  der  freiest« 
Willen  sich  offen  und  feierlich  erklärt  hat.  Als  dieses  von  dei 
meisten  Jetzigen  ßundesgliedem  schon  vor  Errichtung  des  Bunde 
geschah,  musste  zugleich  der  in  der  Natur  der  Sache  gegründet 
Vorbehalt  hinzugefügt  werden,  dass  den  einzelnen  Staate 
die  angemessene  Einrichtung  der  ständischen  Verfassung,  nad 
dem  Charakter  der  Einwohner,  den  Localitäten  und  dem  Her 
kommen  überlassen  bleibe.  Auch  ist  bekannt,  dass  eben  dies 
nothwendi&e  Rücksicht  die  so  kurze  und  einfache  Fassung  de 
XIII.  Artikels  veranlasst  hat. 

Da  durch  die  politischen  Veränderungen  in  Deutschland  dj 
Regenten  kein  neues  Recht  zur  Regierung,  die  Unterthane 
keine  neue  Pflicht  zum  Gehorsam  erhalten  haben ;  da  der  Uebei 
gang  von  einem  politischen  Zustand  in  den  anderen  ohneZerreii 
sung  gegenseitiger  Verpflichtung  erfolgt  ist;  so  hat  sich  auc 
diejenige  Verschiedenheit  der  Verfassungen  der  Deutschen  Sta 
ten  erhalten ,  welche  Jenen  Vorbehalt  nothwendig  machte.  G< 
meinschaftlich  war  allen  die  Bewahrung  gegen  willküiirlicl 
Gewalt,  und  der  Grundvertrag  des  Deutschen  Bundes  beweis 
hinreichend ,  wie  weit  die  Glieder  desselben  von  dem  Gedankt 
entfernt  sind,  auf  die  erlangte  und  befestigte  Unabhängigkeit  e 
willkührliches  Regierungs-  System  zu  gründen.  Aber  aus  d 
Verschiedenheit  der  älteren  Verfassung ,  in  Verbindung  mit  ü< 
neueren  Ereignissen,  geht  hervor,  dass  nicht  überall  dersel 
Weg  zu  demselben  Ziele  und  wenigstens  nicht  gleich  leicht  u 
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*Wcfc  schnell  rühren  kann.  Ich  enthalte  mich,  Bemerkungen  hier 
zu  wiederholen ,  die  in  früheren  Erklärungen  ausführlich  und 
besser  entwickelt*!  ad,  als  ich  es  zu  thun  vermochte.  DieBwides- 
Atk  bat  für  die  ErfliUung  ihres  X1H.  Artikels  keine  Zeit  vor- 
geschrieben. Aber  eben  darum ,  weil  keine  Zeit  bestimmt  und 
weil  es  gewiss  der  allgemeine  Willen  ist,  dass  die  unbestimmte 
Zeit  keine  unendliche  werde,  haben  aileBundesglieder  sich  bereitr 
willig  bewiesen ,  einander  von  dem  Fortgänge  einer  Angelegen- 
heit in  Kenntniss  zu  setzen,  die  für  die  Staaten  Deutschlands  und 
ihren  inneren  Bestand ,  von  dem  auch  die  Kraft  und  die  Festig- 
keit des  Bundes  abhängt ,  von  der  allerhöchsten  Wichtigkeit  ist. 

in  den  Oldenbu rgischen,  Anhaltischen  und 
Sebwarzburgischen  Landen  wäre  eine  landständische  Ver- 
fassung bereits  hergestellt,  wenn  es  in  der  Macht  der  Regierungen 
allein  gestanden  hätte ,  die  Hindernisse  zu  beseitigen ,  welche  in 
besonderen  Verhältnissen  Hagen ,  und  Schwierigkeiten  zu  über- 
w«den,  ohne  deren  vorgängige  Entfernung  vielleicht  wohl  die 
Form,  nicht  aber  das  Wesen  iandständischer  Verfassung  gegeben 
werden  konnte.  In  Anhalt  besteht  noch  eine  solche ;  aber  ihre 
Verbesserung  wird  gewünscht,  da  der  Lauf  der  Zeiteu  ilirc  ur- 
sprüngliche Gestalt  gar  sehr  verändert  hat.  Die  Regenten  Anhalts, 
für  das  Wohl  ihrer  Uotertha neu  gleichgesinnt,  haben  ihr  Absehen 
auf  eine  Uebereinstimmung  in  der  Verfassung  der  Anhaltischen 
Landes theile  gerichtet,  die  ohne  Beachtung  manuiebfacher  Rück- 
licht«) und  ohne  vorsichtige  Einleitung  uicht  zu  erreichen  ist. 
Schwarzburg  beiludet  sich  in  demselben  Fall,  undhatüberdiess 
Doch  Territorial- Verhüll  Miss«*  auszugleichen  gehabt.  Schwarz- 
birg-Rud  ol  Stadt  hat  bereits  1816  eine  Verordnung  wegen 
4er  Volks-Repräsentation  erlassen ,  und  man  ist  mit  deren  Aus- 
führung beschäftigt.  Für  die  Oldenburgischen  Lande,  bei 
welchen  gleichfalls  zum  Tbell  ueu  .berichtigte  Territorial- Ver- 
risse zu  berücksichtigen  sind ,  ist  die  landständische  Verfas- 
«wg durchaus  neu,  und  es  fordert  reife  Ucberlegung,  um  eine 
heilsame  Einwirkung  der  verschiedenen  Klassen  der  Staatsbürger 
^ecküä'ssig  und  dauernd  zu  ordnen.  Vieles  ist  bereits  vorge- 
irteitet,  und  ich  zweifeie  nicht,  dass  die  Bemühungen  Seiner 
Herzoglichen  Durchlaucht  bald  mit  erwünschtem  Erfolge  gekrönt 
*>d  werden. 

5* 
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Ich  trete  daher  dem  Königlich  Preusslschen  Antrage 
in  der  7.  Sitzung  dieses  Jahres  bei. 

Hohenzollern,  Liechtenstein,  Reuss,  Schaum- 
burg-Lippe,  Lippe  und  Waldeck:  Die  hiesige  Gesand- 
schaft vereinigt  sich ,  in  Rücksicht  der  allgemeinen  Ansichten 
über  die  Erfüllung  des  XIII.  Artikels,  mit  der  Majorität  der  vor- 
liegenden Abstimmungen,  und  wird  ihrerseits  nicht  verfehlen, 
nach  dem  Antrage  der  Königlich  Preussi sehen  vortrefflichen 
Gesandschaft,  von  der  Lage  dieses  Gegenstandes  eine  hohe  Bun- 
des- Versammlung  in  Kenntniss  zu  setzen. 

Praesidium:  wolle  den  Entwurf  des  Beschlusses  vorlegen 
und  vernehmen,  ob  nichts  dagegen  zu  erinnern  sey? 

Der  Entwurf  wurde  verlesen ,  und  sämmtliche  Stimmen  er- 
klärten sich  vollkommen  damit  einverstanden  5  daher 

Beschluss: 

I.  Die  Deutsche  Bundes- Versammlung  hat  aur  den  in  der 
58.  Sitzung  des  vorigen  Jahres  von  Ihren  Königlichen  Hoheiten 
den  Grossherzogen  von  Mecklenburg-Schwerin  und  Mecklenburg- 
Strelitz  durch  Ihre  Bundesgesandschail  gemachten  Antrag  be- 
schlossen : 

dass  der  Deutsche  Bund  durch  die  Bundes -Versamm- 
lung den  Inhalt  des  Grossherzoglich  Mecklenburg-  Schwe- 
rin- und  Mecklenburg-Strelitzischen  organischen 
Staatsgesetzes,  über  dieMittel  undWege,  um  bei 
streitigen  Fällen,  in  Angelegenheiten,  welche  die 
Landes  -  Verfassung  betreffen,  zur  rechtlichen 
Entscheidung  zu  gelangen,  ganz  nach  dem  Antrage  da- 
hin garantire,  um  alle  Bestimmungen  desselben,  in  welchen 
auf  den  Bundestag  Bezug  genommen  worden  sey,  jeder- 
zeit aufrecht  erhalten  zu  wollen. 

II.  Was  hiernä'chst  den  bei  diesem  Anlasse  von  Ihren  Köni- 
glichen Hoheiten  den  Grossherzogen  von  Mecklenburg- 
Schwerin  und  Mecklenburg  -  Strelitz  ausgedrückten 
Wunsch,  wegen  näherer  Angabe  über  die  Erfüllung 
des  XIII.  Artikels  der  Bundes-Acte  in  den  Deut- 
schen Bundesstaaten,  betrifft;  so  hat  die  Bundes- Ver- 
sammlung aus  den  Erklärungen  der  Bundesgesandschaften  Jener 
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Staaten,  welche  durch  die  von  Ihnen  angeführten  unverwerf- 
lichen Grunde  noch  zur  Zeit  an  der  vollständigen  Erfüllung  des 
XIII.  Artikels  der  Bundes- Acte  verhindert  worden,  mit  gerechter 
Beruhigung:  die  Versicherung  entnommen ,  dass  die  betreffenden 
Regierungen  diesen  Artikel  der  Bundes- Act <■  auf  eine,  seinem 
hohen  Zwecke  angemessene  Weise  in  Vollziehung  zu  bringen 
und  dabei  Jede  nicht  in  der  Sache  gegründete  Verzögerung  zu 
vermeiden ,  kräftigst  entschlossen  und  beflissen  sind ,  auch  nicht 
UDterlassen  wollen ,  der  Bundes-Versammlung  binnen  Jahresfrist 
die  geeigneten  Mittheilungen  Von  den  ferneren  Einleitungen  in 
den  ständischen  Einrichtungen ,  von  deren  Fortgange  und ,  wo 
möglich,  von  ihrem  allerseitigen  endlichen  Resultate  zu  machen/) 
weichen  dieselbe  sofort  vertrauensvoU  entgegensieht. 

ff)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes  -  Ver- 
sammln g,  Bd.  V,  S.  263  u.  f. 

t)  Vergl:  J.  L.  Kl  üb  er,  öffentliches  Recht  des  Teutschen 
Bandet  u.  s.  w.  (4.  Aufl.  1840)  S.  406  u.  f. 


c. 


Garantie  des  Grundgesetzes  der  landstlndiscke 
Verfassung  des  Fürstenthums  Hildburghausen 


Vortrag  desGesandten  der  Gr  osshenoglicb  un 
Herzo  glich  Sächsisch enHäuser  und  Besch Ius 
der  Bundes  - Versammlung  vom  20.  Mai  1818. 

Fünf  und  zwanzigste  Sitzung  am  20.  Mai  1818.*) 
Der  Herr  Gesandte  der  Grossherzoglich  un 
Herzoglich  Sächsischen  Häuser:  In  der  diessjährige 
7.  Sitzung  ist  bereits,  bei  Gelegenheit  der  Erklärung  über  de 
Grossherzoglich  Mecklenburgischen  Antrag,  von  mir  vorläufi 
angezeigt  worden,  dass  man  sich  in  Hildburghausen  m 
einer  neuen  Organisation  der  alten  landständische 
Verfassung  beschäitigte,  die  ich  bald  zur  Garantie  UM 
reichen  zu  können  hoffte. 

Dieses  Geschäft  ist  nun  durch  das  kräftige  Zusammenwi) 
ken  des  Regenten  und  der  Stände  beendigt,  mit  aller  Zufriedei 
heit  die  Modiflcationcn  und  Veränderungen ,  welche  die  in  einei 
Zeitlauf  von  Jahrhunderten  so  sehr  veränderten  Verhältnisse  un 
Ansichten  zu  empfehlen  schienen,  verabredet  und  ein  bestimmt; 
Grundgesetz  entworfen  worden,  da  zuvor  Manches  nur  auf  Hei 
kommen  beruhete. 

Von  des  Herrn  Herzogs  zu  Sachsen-Hildburghause 
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Durchlaucht  habe  ich  den  Auftrag  erhalten ,  dieses  Grundgesetz 
der  hohen  Bundes- Versammlung  zu  überreichen  und  dabin  anzu- 
tragen, dass  der  Durchlauchtigste  Bund  geruhen  möge,  die  den 
Standen  versprochene  Garantie  des  Grundgesetzes  der 
landschaftlichen  Verfassung  des  Fü rstenth ums 
HUdburgfcausen  zu  ertheiien  und  deren,  Aufrechthaltung 
zuzusichern. 

Bei  dem  Vorhandensei  n  einer  bewährten ,  durch  Altcrthum 
ehrwürdigen  landschaftlichen  Einrichtung  schien  es  llöchstden- 
selben,  selbst  für  die  Haltbarkeit  des  neuen  Vcrrassungswerks, 
ootbwcndig,  bei  dessen  Errichtung  den  alten  Rcchtsstand  mög- 
lichst beizubehalten  ,  und,  diesen  zur  Grundlage  nehmend,  nur 
entwickelnd  und  fortbildend  zu  Werke  zu  gehen. 

Was  zu  dem  Alten  neu  hinzugekommen  Ist,  beruhet  eines 
Theils  auf  der  Ueberzeugung ,  (foss  die  Landesverfassungen  und 
der  Deutsche  Bund  deu  Deutscheu  Unterthanen  und  dem  Bestände 
der  Länder  eben  die  Vortheile  und  Sicherheit  gewähren  müssen, 
welche  ihnen  die  durch  die  Unbill  der  Zeit  entrissene  Reichsver- 
fossung  verbürgt? ,  und  dass  luisoi^ers,  kleinere  Staaten ,  wc|chc 
oic^t  alle  Tbeile  des  Organismus  aufnehmen,  gönnen,  der  in 
grösseren  einen  regelrechten  Gang  für  alle  Zei(cu  sichert,  Ihre 
festeste  Stütze  in  landstäudiseben  Einrichtungen  und  in  einem 
Gemeinwesen  finden  müssen,  welches,  pursten  und  Volk  inniger 
verbindend,  letzteres  zurverhällnissmässigenThelluahme  an  den, 
sein  Interesse  am  meisten  berührenden  Angelegenheiten  des 
Staatshaushaltes  beruft.  Auf  der  anderen  Seite  h,abcn  aber  auch 
die  Erfahrung  und  die  Geschichte  des  Herzoglichen  Hauses  Be- 
dürfnisse entwickelt,  welche  bei  einer  (Jurch  verschiedene  An- 
lässe dringender  gewordenen  Verbesserung  nicht  uubcachtet 
bleiben,  konnten. 

Des  Herrn  Herzogs  Durchlaucht  s,tad  dabei  zwar  von  der 
Ansicht  ausgegangen,  das  die  Ausführung  des  Artikels  XIII  der 
Bundes-Acte  sich  überall  nach  den  eigentümlichen  Bedürfnissen 
gestalten  müsse,  haben  aber  doch  keineswegs  den  Wunsch  auf- 
gegeben, in  dieser  wichtigen  Angelegenheit  für  alle  Deutschen 
Bundesstaaten ,  zur  Bethätigung  des  alle  leitenden  gleichen  Gei- 
ste*, gewisse  Grqndlinjen  angenommen  zu  sehen. 
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Hierauf  wurde  einhellig 

beschlossen: 

1)  das  überreichte  Grundgesetz  In  dem  Bundes -Archive  zu 
hinterlegen  und 

2)  auf  den  Antrag ,  wegen  Uebernahme  der  Garantie  des- 
selben von  Seiten  des  Durchlauchtigsten  Deutschen  Bun- 
des, die  Instructionen  der  höchsten  Committenten  einzu- 
holen. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  V,  S.  251 ,  252. 


Abstimmungen  vom  20.  August  1818. 

Drei  und  vierzigste  Sitzung  am  20.  August  1818.') 
Pra  e  s  i  d  1  u  m :  eröffnet  das  Protokoll  zur  Abstimmung  über 
die  von  des  Herrn  Herzogs  zu  Sachsen-Hildburghausen  Durch- 
laucht bei  dem  Durchlauchtigsten  Deutschen  Bunde ,  durch  den 
Antrag  der  Bundesgesandschafl  der  Grossherzoglich  und  Her- 
zoglich Sächsischen  Häuser,  in  der  25.  Sitzung  dieses  Jahres 
.nachgesuchte  Garantie  desGrundgesetzes  der  landstän- 
dischen Verfassung  des  FUrstenlhums  Hildburg- 
hausen. 

Oesterreich:  trägt  darauf  an,  dass  der  Deutsche 
Bund  die  Garantie  des  erwähnten  Gesetzes  für  alle  Fälle 
übernehme,  wo  entweder  der  Regent  oder  die  Stände  an  den- 
selben recurriren  würden. 

Preussen, 

Baiern, 

Königreich  Sachsen  und 

Hannover:  wie  Oesterreich. 

Württemberg:  Der  Königliche  Gesandte  sey  beauftragt, 
für  die  Uebernahme  der  von  Seiner  Durchlaucht  dem  Herzoge 
von  Sachsen-Hildburghausen  bei  dem  Deutschen  Bunde  nachge 
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Garantie  der  neuen  Sachsen- Hl Idburghausiscb'n 
des- Verfassung  zu  stimmen. 

Baden:  j  .  _ 

Rurhessen*    I    8ey 60  nocl!  ohne  'n8truction • 
Grossherzogthum  Hessen:  wie  Oesterreich. 
Dänemark,  wegenHolsteln  undLauenburg:  behalte 
sich  das  Protokoll  noch  offen. 

Niederlande,  wegen  des  Grossherzogthums  Luxem- 
burg: wie  Oesterreich. 

Grossherzoglich  und  Herzoglich  Sächsische 
HSuser:  desgleichen. 

Braunschweig  und  Nassau:  wie  Oesterreich. 
Mecklenburg- Schwerin  und  Mecklenburg-Stre- 

litz:  ebenfalls. 

Holstein-Oldenburg,  Anhalt  und  Schwarzburg: 
sey  noch  ohne  Instruction. 

Hohenzollern,  Liechtenstein,  Reuss,  Schaum- 
burg-LI  ppe,  Lippe  und  Wal  deck:  wie  Oesterreich. 

Die  Treien  Städte,  Lübeck,  Frankfurt,  Bremen 
und  Hamburg:  wie  Oesterreich. 

Praesidium:  wolle  die  vorbehaltenen  Abstimmungen  ge- 
wärtigen, um  hiernächst  den  Beschluss  zu  lassen. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
»ammlung,  Bd.  VI ,  S.  134,  135. 


Abstimmungen  vom  3.  September  1818. 

Fünf  und  vierzigste  Sitzung  am  3.  September 
1818.*> 

Baden:  Hinsichtlich  des  in  der  43.  diessjährigen  Sitzung 
zor  Abstimmung  über  die  von  des  Herrn  Herzogs  zu  Sachsen- 
Hildburghausen  Durchlaucht,  bei  dem  Durchlauchtigsten  Deut- 
schen Bunde,  in  der  25.  Sitzung  dieses  Jahres  nachgesuchten 
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Garantie  des  Grundgesetzes  der  land  stand  (sehen  Verfassung  des 
Fürstenthums  Hildburghausen ,  erb'ffpeUn  Protokolle*,  ist  dei 
Grossherzogliche  Gesandte  beauftragt,  rür  die  U  eher  nah  m< 
dieser  Garantie  in  dem  gleichen  Masse,  wie,  sie  Ihren  Kßnig 
liehen  Hoheiten  den  Herren  Gro$sh#fzogeu  von  Weimar  um 
Mecklenburg  m  TheJl  wurde ,  m  s  t  i  DR«  e  n. 

Kurhessen:  schliesst  sich  der  Kaiserlich  Oesterrei 
c u  l ac h  c  n.  Abs t i m n mu g  an, . 

ä)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver 
Sammlung,  Bd.  VI,  S.  143. 


.  .  *  •  ♦ 

•  •    •  •  ' .  > 

Absti  mmMngen  vom  21.  September  1818. 

Acht  und  vierzigste  Sitzung  vom  21.  Septembe 
1818.-) 

Dänemark,  wegen  Holstein  und  Lauenburg:  Sein 
Majestät  der  König  sind  der  Meinung,  dass  der  Deutsche  Bum 
die  nachgesuchte  Garantie  des  Grundgesetzes  der  landständi 
sehen  Verfassung  des  Herzogthums  $acbsen-Hildburghausen  d a 
hin  übernehme,  dass  durch  diese  Garantie  dieVerbindlichkei 
anerkannt  werde ,  in  denen  Fallen  einzuschreiten ,  wo  zwischei 
dem  Regenten  und  den  Ständen  ein  Streit  über  die  Ver 
fassung  entstehen  und  dieser  bei  dem  Bundestage  a  n 
gebracht  werden  würde. 

Holstein-Oldenburg,  Anhalt  und  Schwarzburg: 
schliesst  sich  der  Abstimmung  von  Oesterreich  und  Däne 
mark,  wegen  Holstein  undLauenburg,  über  diesen  Gegen 
stand  an. 

Prae siüiuni:  erklärt,  sich  darüber  aus  den  Protokolle 
ersehep,  und  demnächst  den  Beschluss  vorlegen  zu  wollen. 

a)  Vtrgl:  Protokolle  der  Deutschen  ßundes-Ver 
Sammlung,  Bd.  VI,  8.  181.    .  ,  ,  . 
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Besch!  u  ss  der  Bundes- Versammlung  vom 

1.  Oktober  1818. 

Neun  und  vierzigsteSitzung  am  1.0k  tob  er  1818.*) 
Praesid  ium:  legt  den  Entwurf  des  Beschlusses  über  die 
von  Seiner  Durchlaucht  dem  Herzoge  von  Sachsen-Hildburgbau- 
seo  nachgesuchte  Garantie  des  Grundgesetzes  der  landsüindiscben 
Verfassung  des  Fürstenthums  Hildburghausen  vor,  welcher  den 
Abstimmungen  vollkommen  entsprechend  befunden  und  geneh- 
miget wurde;  daaer 

Beschluss: 

Dass  der  Durchlauchtigste  Deutsche  Bund  die  nachgesuchte 
Garantie  des  Grundgesetzes  der  landständischen 
Verfassung  des  Fürsten thums  HUdburghausen  da- 
bin übernehme,  um  in  allen  den  Fallen  einzuschreiten,  wo 
entweder  der  Regent  oder  die  Stünde  sich  wegen  dieser  Ver- 
fassung an  den  Bundestag  wenden  würden. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammluug,  Bd.  VI,  S.  196,  197. 

•  r  »«  I 

I 


I 


■    •  * 
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Garantie  des  Gesetzes,  die  ständische  Verfassung 
des  Herzogthums  Coburg-Saalfeld  betreffend. 

■ 

Vortrag  des  Praesidiums  und  Beschluss  der 
Bundes -  Versammlung  vom  13.  December  1821. 

Drei  und  drelssigste  Sitzung  am)13.  December 
1821.') 

Praesidium:  legt  eine  ihm  von  dem  Bundestags-Gesand- 
ten der  zwölften  Stimme,  Herrn  Grafen  von  Beust,  zugestellte 
Note  vom  12.  d.  M.  vor,  wodurch  derselbe  die  von  Seiner 
Durchlaucht  dem  Herzoge  zu  Sachsen-Coburg-Saalfeld, 
Fürsten  zu  Lichtenberg,  dem  H  erzog thume  Coburg-Saal- 
feld ertheilte  ständische  Verfassung  übergiebt,  und  in 
Gemässheit  des  §.  121  die  Garantie  des  hohen  Bundestages 
nachsucht. 

Der  Herr  Gesandte  Graf  von  Beust  dankte  dem  hohen  Prä- 
sidio  für  diesen  Vortrag ,  und  es  wurde  hierauf  einhellig 

beschlossen: 
1)  das  Uberreichte  Gesetz  vom  8.  August  d.  J.,  die  ständische 
Verfassung  des  Herzogthums  Coburg-Saalfeld  betreifend, 
in  dem  Bundes-Archive  zu  hinterlegen  f  und 
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t)  auf  den  Antrag  wegen  Uebernahiue  der  Garantie  desselben 
von  Seiten  des  Bundestages,  die  Instructionen  der  Kegle- 

a)  Vergi:  Protokolle  der  Deutschen  Buodes-Ver- 
N.iran.lun-,  Bd.  XII,  S.  311. 


Abstimmungen  vom  7.  Februar  1822. 

Fünfte  Sitzungam7.  Februar  1 822.-) 
Oesterreich:  Ich  habe  über  den  von  der  Bundestags- 
Gesandscha(l  der  Grossherzoglich  und  Herzoglich  Sächsischen 
Häuser  in  der  33.  vorjährigen  Bundestags-Sitzung,  bei  Gelegen- 
heit der  Uebergabe  der  von  Seiner  Durchlaucht  dem  Herzoge  von 
Sacbsen-Coburg-Saalfeld  dem  ilerzogthume  Coburg-Saal  leid  er- 
teilten ständischen  Verfassung,  gestellten  Antrag  auf  Ueber- 
nahme  der  Garantie  derselben  von  Seiten  des  Bundestages,  bei 
metaem  allerhöchsten  Hofe  die  nöthige  Instruction  eingeholt,  und 
es  ist  mir  der  Auftrag  zugekommen ,  in  Beziehung  auf  diesen 
Gegenstand  Folgendes  zu  erklären : 

Da  die  Berechtigung  zur  LJebernahme  der  Garantie  land- 
stlodischer  Verfassungen  von  Seiten  des  Bundes ,  in  so  fern  sie 
voodem  betreffenden  ßundesmitgliede  nachgesucht  wird,  durch 
deo  Artikel  LX b)  der  zum  Grundgesetz  erhobenen  Wiener  Schlüss- 
ele begründet  ist,  und  da  das  hinsichtlich  der  ständischen  Ver- 
fassung des  Herzogthums  Coburg- Saalfeld  erschienene  Gesetz 
nichts  enthält,  was  den  Verhältnissen  dieses  Staates  gegen  den 
Bund  zuwider  wäre,  sondern  vielmehr,  namentlich  durch  die 
§§.2,3  und  74,  diejenigen  Bestimmungen  sich  gehörig  beachtet 
Hoden,  welche  in  den  Artikeln  LVII  und  LV  III  )  der  Schluss- 
Acte  als  erforderliche  wesentliche  Grundprincipien  der  landstän- 
dischen Verfassung  eines  Deutschen  Bundesstaates  aufgenommen 
worden  sind ;  so  findet  der  Kaiserlich  Königliche  Hof  keinen  An- 
stand, dafür  zu  stimmen,  dass  die  nachgesuchte  Garantie 
der  saudischen  Verfassung  des  Herzogthums  Coburg-Saalfeld, 
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mit  allen  hieraus  hervorgehenden ,  in  dem  Artikel  LX  der  Schluss- 
Acte  näher  bezeichneten,  rechtlichen  Wirkungen,  von  Selten 
des  Bundes  zu  übernehmen  sey. 

Preussen:  Man  ist  diesseits  einverstanden  mit 
Uebernahme  der  Garantie,  unter  Reziehung  auf  den  Ar- 
tikel LVIII  der  Schluss-Acte. 

Königreich  Sachsen:  trägt  auf  Uebernahme  der 
Garantie  des  Herzoglich  Coburgischen  Gesetzes  über  die  stän- 
dische Verfassung  an. 

Württemberg:  Die  Königlich  Württembergische  Ge- 
sandtschaft ist,  in  der  durch  die  Eingangsworte  der  Verfassungs- 
Urkunde  begründeten  Voraussetzung,  dass  dieselbe  angenommen 
oder  eingeführt  sey,  ermächtigt,  auch  ftir  Seine  Majestät  den 
König  auf  die  Uebernahme  der  gewünschten  Garantie  zu 
stimmen. 

Kurhessen:  stimmt  für  die  Uebernahme  der  Garan 
tiedes  Sachsen-Coburgischen  Gesetzes  über  die  1  and  ständisch«1 
Verfassung. 

Grossherzogthum  Hessen:  tritt  dem  Antrage  aur 
Uebernahme  der  Garantie  des  Sachsen-Coburgiscben  Ge- 
setzes über  die  landständische  Verfassung  in  dem  Herzogthuine 
Coburg-Saalfeld  bei. 

Dänemark,  wegen  Holstein  und  Lauenburg:  Seine 
Majestät  ertheilen  dieser  nachgesuchten  Garantie  in  der  Vor- 
aussetzung auch  Ihre  Zustimmung,  dass  hierdurch  nur  die 
Verbindlichkeit  übernommen  wird,  bei  allenfalls  entstehenden 
Streitigkeiten  zwischen  dem  Regenten  und  den  Landständen. 
solche  nach  dem  Geiste  der  Verfassungs  -  Acte  zu  erledigen  zu 
suchen. 

Grossherzoglich  und  Herzoglich  Sächsisehe 
Häuser:  Der  Gesandte  stimmt  für  die  Curie  für  die  von  dem 
Durchlauchtigsten  Bunde  zu  tibernehmende  Garantie  der 
Constitution  des  Herzogthums  Sachsen-Coburg-Saalfeld ,  jedoch 
—  dies  in  Auftrag  der  jüngeren  Gothaischen  Linien  —  vorbe- 
haltlich der  hausgesetzlichen  Bestimmungen  im 
Hause  Sachsen-Ernestinischer  Linie. 

Hohenzollern,  Liechtenstein,  Reuss,  Scbauro- 
burg-Lippe,  Lippe  und  Waldeck:  Die  Gesandtschaft  ist 
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ermächtigt,  sich  für  die  Uebernahme  der  nachgesuchten  Ga- 
rantie des  unterm  8.  August  1821  erlassenen  Gesetzes  Uber  die 
süHidische  Verfassung  Oes  Herzogthums  Coburg  -Saalfeld  will- 
f3hricr  zu  erklären. 

«OVergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  XIII,  S.  112,  113. 
I)  Derselbe  lantet : 
„Wenn  von  einem  Bundesgliede  die  Garantie  des  Bundes 
ftrr  die  in  seinem  Lande  eingerührte  lan d ständische  Ver- 
fassung nachgesucht  wird,  so  ist  die  Bundes- Versammlung: 
berechtigt  solche  zu  übernehmen.  Sie  erhält  dadurch  die  Be- 
fugniss,  auf  Anrufung  der  Betheiligten,  die  Verfassung  auf- 
recht zu  erhalten ,  und  die  über  Auslegung  oder  Anwendung 
derselben  entstandenen  Irrungen,  sofern  dafür  nicht  ander- 
weitig Mittel  und  Wege  gesetzlich  vorgeschrieben  sind ,  durch 
gütliche  Vermitteluiig  oder  comproniissarische  Entscheidung 
beizulegen.*4 
c)  Dieselben  enthalten  folgende  Bestimmungen  : 
Artikel  LVD:  „Da  der  Deutsche  Bund,  mit  Ausnahme  der 
freien  Städte,  aus  souveränen  Fürsten  besteht,  somuss, 
dem  hierdurch  gegebeneu  Grundbegriffe  zufolge,  die  ge- 
sammte  Staatsgewalt  in  dem  Oberhaupte  des 
Staates  vereiniget  bleiben,  und  der  Souverän  kann 
durch  eine  landständische  Verfassung  nur  in  der  Ausübung 
bestimmter  Rechte  an  die  Mitwirkung  der  Stände  gebunden 
werden." 

Artikel  LVIII:  ,,Die  im  Bunde  vereinten  souveränen  Pursten 
dürfen  durch  keine  land  ständige  he  Verfassung  in 
der  Erfüllung  ihrer  bundesmassigen  Verpflich- 
•    tungen  gehindert  oder  beschränkt  werden." 


Abstimmu  ngen  vom  21.  Februar  1822. 

Siebente  Sitzungam21.  Februarl  822.*) 
Hannover:  stimmt,  unter  Anschliessung  an  die  Kaiserlich 
Oesterreichische  Aeusserung,  für  die  Uebernahme  der 
Garantie. 
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Baden:  Die  Gesandschafl  Ist  angewiesen,  rü  r  die  U  e  b  e  r 
nähme  der  Garantie  der  ständischen  Verfassung  des  Herzog- 
thums  Sachsen  Coburg- Saal  Feld,  unter  allgemeiner  Beziehung 
auf  den  Artikel  LVIII  der  Wiener  Schluss-Acte  zu  stimmen. 

Mecklenburg-Schwerin  und  Mec klen burg-S tr e- 
1  i  t  z :  stimmt,  unter  Beziehung  auf  den  Artikel  LX  der  Schluss- 
Acte,  für  die  Uebernahme  derGarantie  des  Sacbsen-Co- 
burg-Saaireidischen  Verfassungsgesetzes  vom  8.  August  1821. 

Die  freien  Städle  Lübeck,  Frankfurt,  Bremen 
und  Hamburg:  stimmen  für  die  Uebernahme  der  Gara  li- 
tte der  ständischen  Verfassung  des  Herzogthums  Coburg-Saal- 
feld ,  von  Seiten  des  Bundes. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
Sammlung,  Bd.  XIII,  S.  182. 


4. 

Abstimmungen  vom  28.  Februar  1822. 

Achte  Sitzung  vom  28.  Februar  1822.*) 
Baiern:  Der  Königlich  Baierische  Bundestags -Gesandte 
Ist  von  seinem  allerhöchsten  Hofe  angewiesen,  die  Zustim- 
mung zur  Uebernahme  der  von  Sachsen-Coburg-Saalfeld  er- 
betenen Garantie  seiner  neuen  Verfassung,  unter  Bezug- 
nahme auf  die  Artikel  LVHI  und  LX  der  Wiener  Schluss-Acte 
zi  erklären. 

Braunschwelg  undNassau:  stimmt,  unter Anschlies- 
sung  an  die  Kaiserlich  Oesterreich! sehe  Aeusserung,  für 
die  Uebernahme  der  Garantie  des  in  Frage^stehenden  Ge- 
setzes. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes- Ver- 
sammlung, Bd.  XIII,  S.  184. 
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5. 

Abstimmungen  vom  25.  April  1822. 

Dreizehnte  Sitzung  vom  25.  April  1822.*) 
Niederlande,  wegen  des  Grossherzogthums  Luxem- 
burg, dann 

Oldenburg,  Anhalt  und  Schwarzburg:  stimmen 
für  die  Uebern ahme  der  nachgesuchten  Garantie  des  un- 
term 8.  August  vorigen  Jahres  erlassenen  Gesetzes  über  die  stän- 
dische Verfassung  des  Herzogthums  Coburg -Saalfeld. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
samuil  ung,  Bd.  XIII,  S.  243. 


Abstimmungen  vom  10.  Juni  1822. 

Neunzehnte  Sitzung  am  10.  Juni  1  822.") 

Grossherzoglich  und  Herzoglich  Sächsische 
Hauser:  Der  Gesandte  giebt  hoher  Bundes-Versammlung  den 
Wunsch  zu  erkennen,  dass,  nachdem  von  sümm  Illeben  aller- 
höchsten, höchsten  und  hohen  Bundesregierungen  die  beifälligen 
Erklärungen  wegen  der  von  dem  Durchlauchtigsten  Bunde  zu 
übernehmenden  Garantie  der  landständischen  Verfassung  des 
Herzogthums  Sachsen-Coburg-Saalfeld  eingegangen  seyen,  von 
hoher  Bundes-Versammlung  erwähnte  Garantie  förmlich  ausge- 
sprochen und  darüber  von  dem  hochverehrlichen  Präsidium  der 
Beschluss  hoher  Bundes-Versammlung  gefälligst  eingeleitet  wer- 
dea  müge ,  indem  er  sich  im  Uebrigen ,  in  ausdrücklichem  höch- 
sten Auarage,  auf  den  verwahrenden  Vorbehalt  wegen 
der  hau srecessmäss igen  Bestimmungen  des  Sachsen- 
Brnestlnischen  Gesamrathauses  bezieht. b) 
DI.  6 
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Praesidium:  werde  mit  Vergnügen  dem  Wunsche  der 
Grossherzoglich  und  Herzoglich  Sächsischen  Bundestags-Gesandt- 
schaft entsprechen,  und  sey  bereit,  In  der  nächsten  Sitzung  den 
Entwurf  des  Beschlusses  vorzulegen. 

■ 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  XIV,  S.  34. 

b)  Vergl :  die  obige  Abstimmung  der  Grossherzoglich  und  Her- 
zoglich Sächsischen  Gesandtschaft  (Nr.  2.) 


Beschluss  der  Bun  des -Versa  m  m  1  u  ng  vom 

15.  Juni  1822. 

Zwanzigste  Sitzung  vom  1 5.  Juni  1822.*) 
Praesidium  trägt  vor:  es  habe  sich  in  den  Abstim- 
mungen ersehen  und  wolle  den  Entwurf  des  Beschlusses  in  Be- 
treff der  nachgesuchten  Garantie  des  Gesetzes  über  die  ständische 
Verfassung  des  Herzogthums  Coburg-Saalfeld  vorlegen. 

Der  Entwurf  wurde  verlesen,  und  sämmtlicheGesandt- 
schaften  vereinigten  sich  mit  demselben;  daher 

Beschluss: 

dass  die  nachgesuchte  Garantie  der  ständischen  Verfas- 
sung des  Herzogthums  Sachsen-Coburg-Saalfeld, 
unter  Bezug  auf  den  Artikel  LVHI  und  LX  der  Schluss-Acte, 
von  Seiten  des  Bundes  übernommen  werde. b) 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  XIV,  S.  60. 


b)  Dass  die  Sicherstellung  der  Verfassung  dem  Deut- 
schen Bunde  übertragen  werden  solle,  wird  in  mehreren 
Verfassungs- Urkunden  ausdrücklich  erwähnt,  vergl.  na- 
mentlich : 
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Sachsen  -  Weimar  -  Eise  nach  i  sehe  Verfassungs  -  Ur- 
kunde (1816)  §.  129  (nicht  §.  121 ,  wie  irrig  an  mehreren  Or- 
ten, z.B.  in  J.  L.  Klüber's  öffentlichem  Reehin. s.w.  S.407, 
angegeben  ist)  5 

Sachsen-Hildburghausische  V.  U.  (1818)  §.  58; 

Badische  V.  ü.  (1818)  §.  83; 

Sachsen-Coburg-Saalfeldischc  V.  Ü.  (1820)  §.  121; 

Sachsen-Meiningische  V.  II.  (1829)  §.  198; 

Schwarzburg-Sondershausische  V.  ü.  (1830)  §.  12; 

Kurhessische  V.  ü.  (1831)  §.  157; 

Hohenzollern-Sigmaringische  V.  ü.  (1833)  §.  199. 

Ausser  den  hierunter  befindlichen  Bundesstaaten,  denen  die  ver- 
langte Garantie  in  der  oben  erwähnten  Art  zugesichert  wurde, 
worden  auch  von  den  anderen  mehrfache  An  träge  aufGarantie  ihrer 
Verfassungen  bei  der  Bundes-Versammlung  gemacht,  so  u.  a.  von 
Baden,  für  welches  der  Gesandte  in  der  fünf  undvierzigsten 
Sitzung  vom  3.  September  1818  nachstehende  Erklärung  zu 
Protokolle  gab : 

„Die  Grossherzogliche  Gesandtschaft  befindet  sich  dermalen,  ver- 
möge höchsten  Auftrages  Seiner  Königlichen  Hoheit  des  Grossherzogs, 
ihres  gnädigsten  Herrn ,  in  der  Lage  die  Anzeige  zu  machen ,  dass, 
nach  vorheriger  Ausgleichung  aller  derjenigen  Hindernisse ,  welche 
seither  der  Einfuhrung  einer  ständischen  Verfassung  entgegneten, 
Seine  Königliche  Hoheit  der  Grossherzog  sich  bewogen  gefunden  ha- 
ben ,  sowohl  in  Gcmässheit  der ,  durch  den  Artikel  XIII  der  Deut- 
schen Bundes- A <  t e  übernommeneu  Verbindlichkeit ,  als  auch  Höchst 
Ihres  früher  schon  hierüber  ausgesprochenen  Willens,  dem  Gross- 
iterzogthume  eine  landständische  Verfassung  zu  erlheilen,  deren 
Verfassungs-Urku  nde  hier  vorgelegt  wird.44 

„Da  nun  der  sehnlichste  Wunsch  Seiner  Königlichen  Hoheit  da- 
hin gerichtet  ist,  die  Ihren  Unterthanen  durch  diese  Verfassung  zu- 
messenden Wohlthaten  auch  für  die  Zukunft  zu  sichern;  so  konnten 
Höchstdieselben  (gleichwie  es  in  dem  §.  83  der  vorliegenden  Verfas- 
sangs-Urknnde  ausgesprochen  ist) ,  denselben  keine  befriedigendere 
Bürgschaft  gewähren,  als  diese  Verfassung  unter  die  Garantie  des 
Durchlauchtigsten  Deutschen  Bundes  zu  stellen ;  welche  die  Gesandt- 
schaft, nach  Massgabe  der  vorgegangenen  Beispiele  der  Grossher- 
wglichen  Höfe  von  Weimar  und  Mecklenburg  und  des  hierauf  erfolg- 

6* 
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teil  Resultats ,  in  gleicher  Art ,  mittelst  eines  deshalb  zu  nehmend* 
kurzen  Verlasses ,  zu  verlangen  beauftragt  ist." 
S.  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versa mmlun 
Bd.  VI,  S.  143. 


Vergl.  auch:  Neue  allgemeine  politische  Annalea,  Bd.l 

(1825)  S.  179  u.  f. 
A.  Müller,  Archiv  für  die  neueste  Gesetzgebung  u.  s.  w.  Bd. 

S.  75  u.  f. 
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Garantieleistungen  für  Verträge  unter  Buudesglie- 

dem  u.  8.  v.') 

1. 

Gütliche  Erledigung  der  zwischen  Oldenburg 
and  B  rem  e  n  ,  wegen  Aufhören  der  Erhebung  des  We- 
serzolles  zu  Elsfleth,  obgewalteten  Streitsache 
und  Beschluss  der  B  un  d  e  s- Versa  mm  1  u  n  g,  die 
Vollziehung  dieses  Vergleiches  unter  die  Garan- 
tie des  D  eutschen  Bundes  zu  stellen,  vom  26.  Au- 
gust 1819. 

S<  Air.  LXXXVIy  E,  in  der  zweiten  AbtheUung  des  zwei- 
len  Theiles. 


Beschluss  der  Bundes-Versammlung  vom  9. 
März  1826,  betreffend  die  Uebernahme  der  Garantie 
der  zwischen  dem  Herzoge  von  Oldenburg  und  dem 
Grafen  von  Bentinck  am  8.  Juni  1825  geschlossenen 

Uebereinkunft. 

S:  Nr.  LXXF,  B,  6%  in  der  ersten  AbtheÜung  des 
zweiten  Theiles. 
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Besch  luss  der  Bundes-Versammlung  vom  3.  Jun 
1836,  die  Uebernahme  des  Schutzes  der  von  dei 
Krone  Sachsen  dem  Hause  Schönburg  auf  der 
Grund  der  Ucee sse  vom  4.  Mai  1740  und  9.  Ociobei 
1835,  so  wie  derDec laration  vom  7.November  1835, 
zu  gewährenden  Rechtshülfe  betreffend. 

S:  Nr.  LXXIFy  F,  in  der  ersten  Abtheilung  des  zweite» 
Theiles. 

a)  In  der  Bandes-  Acte  selbst  (Art«  XV)  ist  die  Garantie 
des  Bundes  für  die  Rhein-Oc troi-Renten  und  die  durch  den 
Reichs-Deputalionsschluss  vom  25.  Februar  1803  getroffenen  Verfü- 
gungen, in  Beireff  des  Scbuldenwese  ns  und  festgesetzter  Pen- 
sionen an  geistliche  und  weltliche  Individuen,  ausgesprochen. 
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Beschlu s s  der  Bundes -Versam mlung  vom  21.  No- 
vember 1816,  betreffend  das  Gesuch  des  Fürsten  von 
der  Ley e n  um  Herstellung  seine r  früheren  Be- 
sitxingen  und  Entschädigung  oder  sonstige 
Hülfe  wegen  verlorener  Landeshoheit. 

• 

In  der  fünften  Sitzung  am  21.  November  1816') 
erstattete  derGesandte  der  freien  StädtcHerr  Senator 
Dr.  Hacheinen  Vortrag  über  das  Gesuch  des  Fürsten  von 
der  Ley en  um  Herstellung  seiner  früheren Besi  tzun- 
?en  und  En tschädigung  oder  sonstige  Hülfe  wegen 
▼erlorener  Landeshoheitb)  (unter  Z.  8  des  Einreichungs- 
Protokolles)  und  sämmtliche  Herren  Gesandten  waren  mit  dem 
Herren  Referenten  einverstanden ;  daher 

Bcschluss: 

Dass  die  Anträge  des  Herrn  Fürsten  von  der  Leyen,  als 
hierher  nicht  gehörig,  zurückzuweisen  seyen. 

Q)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
lammlung,  Bd.  I,  S.  92. 

Pro  memoria,  die  Reclamationen  des  Fürstlich  Leyen'- 
sehen  Hauses  betreuend,  rücksichtlich  seiner  im  Lüneviller 
frieden  an  Frankreich  abgetretenen  Besitzungen,  dann 
»'gen  der  ihm  entzogenen  Landeshoheit  über  die  Graf- 
schaft Hoben- Geroldseck,  vom  10.  Januar  1816. 

Nachträgliche  Aktenstücke  der  Deutschen  Bun- 
des- Verhandlungen,  als  An  hang  zu  den  Pro  toko  1- 
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len  der  Bundes-Versammlung  (V Bände, Frankforta.M. 
8.  Gedruckt  in  der  Bundes-fräsidial-Buchdruckerei,  1817—1820) 
Bd.  I,  S.  8  u.  f. 

b)  Auf  dem  Wiener  Congresse  im  Jahre  1815  wurden  die 
souveränen  Fürsten  von  der  Leyen  und  von  Isenburg,  so 
wie  die,  letzteren  schon  durch  die  rheinische  Bundes- Acte  subjicirten 
Grafen  von  Isenburg,  standesherrlich  untergeordnet. 
Vergl:  Acte  du  Congres  de  Vienne  du  9.  juin  1815,  Art. 
LI. ,  LH. 

Diplomatisches  Archiv,  Thl.  I,  Ablh.  I,  S.  466. 
Reces-gän6ral  de  laCommission  territoriale  ras  sein- 
ble*e  a  Francfort,  du20. juillet  1819, Art.  VIII. , XIX.,  XXV. 
Diplomatisches  Archiv  u.  s.  w.  Thl.  I,  Abth.  D,S. 
1100,  1104,  1107. 
J.  L.  Kl  üb  er,  Uebersicht  der  diplomatischen  Verhandlungen  des 

Wiener  Congresses ,  S.  19,  81,  91,  86,  135,  561. 
J.  L.  Klüber,  Acten  des  Wiener  Congresses  u.s.w.  Bd.  II,  S.579 

u.  f.,  Bd.  VIII,  S.  152. 
J.  L.  Klüber,  öffentliches  Recht  des  teutschen  Bundes  a.  s.  w 
(4.  Aufl.  1840)  S.  462. 
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Beschluss  der  Bundes- Vers  amml  ung  vom  21.  De- 
cember  1820,  betreffend  das  Gesuch  des  Fürsten  von 
derLeyen,  um  Untersuchung  seines  für  den  ehe- 
maligen Deutschen  Reichskörper  erlittenen 
Verlustes,  und  Ausmittelung  einer  billi gmäss i- 

gen  Entschädigung. 

Inder  sieben  und  dreissigstenSitzung  am  21.  Dc- 
eenber  1820')  trug  derKöniglich  HannöverischeBun- 
destags- Gesandle,  Herr  von  Martens,  das  Gesuch  des 
Herrn  Fürsten  von  der  Leyen,  um  Untersuchung  sei- 
nes für  den  ehemaligen  Deutschen  Reichskörper  er- 
littenen Verlustes,  und  Ausmittelung  einer  billig- 
massigen  Entschädigung,  vor  (Einreichungs -Protokoll 
Ziff.  94  v.  J.  1820)  und  unter  Rückweisung  auf  dasjenige ,  was 
bereits  in  der  5.  Sitzung  vom  Jahre  1816  hierüber  vorgekommen 
war,  desgleichen  nach  ausgehobenem  Inhalt  dieser  neuesten  Vor- 
stellung, äussert  der  Herr  Referent  sein  Gutachten  dahin: 

Sofern  es  auf  einen  von  der  Bundes- Versammlung  zufassen- 
den Beschluss  ankomme,  glaube  Referent,  ohne  in  eine  nähere 
Eotwickelung  der  Unhaltbarkeit  der  Gründe  des  Herrn  Reclaman- 
ten  einzugehen ,  mit  welchen  derselbe  gesucht  habe ,  gesetzliche 
Bestimmungen ,  welche  auf  den  vorliegenden  Fall  offenbar  nicht 
anwendbar  seyen ,  für  sich  anzuführen ,  dabei  stehen  bleiben  zu 
Wonen ,  dass  der  Herr  Reclamant  sein  Gesuch  schon  während 
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der  letzten  Wiener  Conferenzen  dem  Herrn  Fürsten  von 
Metternich  eingereicht  hätte,  dieser  darüber  in  der  33.  Si- 
tzung einen  Vortrag  gemacht  habe,  welchen  die  Beilage  Litt.  G 
zu  diesem  Protokolle  sub  Nro.  5  enthalte  ;  dass  der  Herr  Fürst 
von  Metternich  darin  sein  Gutachten  dahin  ertheilt  habe,  dass 
die  Bundes- Versammlung,  an  welche  sich  der  Herr  Fürst 
schon  früher  mit  seinem  Gesuche  gewendet  hätte ,  mittelst  Be- 
schlusses vom  21.  November  1816  dasselbe,  als  zu  ihr  nichtge- 
hörig, zurückgewiesen  habe,  die  damals  bestandenen  Mo- 
tive auch  wohl  heute  noch  zu  gelten  hätten,  und  mithin  das  frag- 
liche Gesuch  auch  dermalen  nicht  werde  berücksichtigt 
werden  können. 

Dass  auf  dieses  Gutachten  die  Mitglieder  der  Conferenz, 
besage  des  33.  Protokolls ,  einstimmig  beschlossen  hätten ,  den 
Herrn  Fürsten  von  Metternich  zu  ersuchen ,  den  Bittsteller  im 
Namen  der  Conferenz  nach  Anleitung  dieses  Gutachtens  kurz  zu 
bescheiden ,  weiches  auch  ohne  Zweifel  geschehen  sey. 

Unter  diesen  Umständen,  und  da  die  Bundes- Versammlung 
nicht  über  den  Beschlüssen  der  Wiener  Conferenzen  stehe,  würde 
sie  schon  aus  diesem  Grunde  den  Beclaroanten  mit  seinem  er- 
neuerten Gesuche  abzuweisen  gemithiget  seyn,  wenn  sie  auch 
nicht,  wie  doch  wohl  zu  erwarten  stehe,  die  Ueberzeugung 
theile,  dass  die  von  ihr  1816  angeführten  Gründe  der  Abweisung 
auch  Jetzt  noch  unverändert  beständen,  und  der  XXX.  Artikel k) 
aurden  vorliegenden  Fall  durchaus  keine  Anwendung  leide,  da 
hier  gar  nicht  von  einer  Verpflichtung  die  Rede  wäre,  deren  Leber- 
nähme  zwischen  mehreren  oder  allen  Bundesstaaten  streitig  sey, 
sondern  allein  von  der  Frage:  ob  der  Reclamant  sich  dem  zu  un- 
terwerfen habe,  was,  in  Ansehung  seiner  vormaligen  Besitzun- 
gen auf  dem  linken  Rheinufer,  durch  den  Retchsdeputations- 
Hauptschluss,  und,  in  Ansehung  seiner  Besitzungen  auf  dem 
rechten  Rheinufer,  durch  die  Wiener  Congress-Acte  festgesetzt 
worden?  diese  Frage  könne  nicht  zweifelhaft  seyn.  In  Ansehung 
seiner  Besitzungen  auf  dem  rechten  Rheinufer,  mit  welchen  der 
Herr  Fürst  in  den  Rheinbund  aufgenommen ,  theile  er  ein  glei- 
ches Schicksal  mit  anderen,  früher,  oder  1813,  mediatislrteo 
Fürsten ,  und  bedürfe  es  hier  keiner  Entwickelung  der  Gründe, 
die  dieses  besonders  in  Ansehung  seiner  motivirt  hätten  *  und  so 
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bedauernswert  es  auch  In  Ansehung  seiner  vormaligen  Besitzun- 
gen auf  dem  linken  Kheinurer  sey,  dass  der  Relchsdeputatlons- 
Schluss  nicht  allen  auT  dem  linken  Rheinufer  possesslunirt  ge- 
wesenen Deutschen  eine  angemessene  Entschädigung  habe  ver- 
schaffen können,  und  dass  Reclamant  wegen  eines  Theiles  seiner 
Besitzungen  in  diese  Kategorie  gehört  habe,  —  so  gedenkbar  es 
auch  wohl  gewesen  wäre,  dass,  nachdem  ein  grosser  Theii  der 
durch  den  Lüneviller  Frieden  an  Frankreich  abgetretenen  Lander 
auf  dem  linken  Rheimifer  von  den  Alliirteu  wieder  erobert  und 
Ihnen  von  Frankreich  abgetreten  worden,  diese,  vor  der  end- 
lichen Vertheilung  dieser  Länder,  die  aus  dem  Reichsdeputations- 
Sfhlusse  noch  unerfüllt  gebliebenen  Ansprüche  nicht  berücksich- 
tigt hätten;  so  sey  doch  bekannt,  dass  dieses  nicht  geschehen 
sey,  und  da  der  Bund  an  den  Verhandlungen ,  welche  vor  den 
Pariser  Friedensschlüssen  hergegangen  Seyen,  keinen  Antheil 
gekaut,  auch  nicht  er,  sondern  die  Alliirten,  diese  Vertheilung 
vorgenommen  hätten ,  so  könne  nicht  er  dafür  noch  Jetzt  gerecht 
zu  werten  und  sich  wohl  gar  einem  richterlichen  Erkenntnisse 
zu  unterwerfen  schuldig  seyn. 

Referent  trage  daher  auf  den  Beschluss  an  ,  dass  Reclamant 
nit  seinem  Entschädigungsgesuche  von  der  Bundes-Vcrsammlung, 
unter  Beziehung  auf  Ihren  Beschluss  vom  21.  November  1810, 
und  zwar  um  so  mehr  abzuweisen,  als  derselbe,  in  Folge  des  in 
der 33.  Sitzung  der  Wiener  Conferenzen  vom  23.  Mai  1820  ge- 
feiten Beschlusses  bereits  mit  seinem  dort  schon  angebrachten 
Gesuche  abgewiesen  worden  sey. 

Sämmtliche  Stimmen  pflichteten  dem  Antrage  des  Herrn  Re- 
ferenten bei ,  daher 

Beschluss: 

Dass  der  Herr  Fürst  von  der  Leyen  mit  seinem  Ent- 
^hädigungsgesuche  von  der  Bundes- Versammlung,  unter  Bezug 
auf  ihren  Beschluss  in  der  5.  Sitzung  vom  21.  November  1816, 
und  zwar  um  so  mehr  abgewiesen  werde,  als  eben  dieses 
Gesuch  schon  in  Folge  des  in  der  33.  Sitzung  der  Wiener  Con- 
ferenzen vom  23.  Mai  1820  gefassten  Beschlusses  als  unzulässig 
erkannt  worden  sey. 

a)VergI:  Prolokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
'anmlting,  Bd.  X,  S.  282  u.  f. 
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b)  Schluss-Aote  der  über  Ausbildung  und  Befesti- 
gung desDeutschen  Bundeszu  Wien  gehaltenen  Mini- 
ste rial-Conferenzen,  vom  15.  Mai  1820,  Artikel  XXX :  „Wenn 
Forderungen  von  Privatpersonen  deshalb  nicht  befriedigt  werden 
können,  weil  dieVerpflichtuDg  denselben  Genüge  zu  leisten,  zwischen 
mehreren  Bundesgliedern  zweifelhaft  oder  bestritten  ist ,  so  hat  die 
Bundes- Versammlung ,  auf  Anrufen  der  Betheiligten,  zuvörderst  eine 
Ausgleichung  auf  gütlichem  Wege  zu  versuchen,  im  Falle  aber,  dass 
dieser  Versuch  ohne  Erfolg  bliebe,  und  die  in  Anspruch  genommenen 
Bundesglieder  sich  nicht  in  einer  zu  bestimmenden  Frist  über  ein  Com- 
promiss  vereinigten ,  die  rechtliche  Entscheidung  der  streitigen  Vor- 
frage durch  eine  Austrägat-Instanz  zu  veranlassen.44 


■  i 
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VI. 

Beschluss  der  Bandes-  Versammlang  vom  5.  De- 
cember  1816  p  betreffend  den  Ansprach  des  Gottfried 
loritz  Maria  Joseph  de  la  Tour  d'Auvergnc  auf 
das  Herzogtham  Bouillon;  und  dass  künftig  alle 
Eingaben  bei  der  Bandes -Versammlang  nnr  in  Deut- 
scher Sprache  anzunehmen. 

h  der  neunten  Sitzung  am  5.  December  1816*; 
verliest  der  Gesandte  der  siebenzehnten  Curie,  Herr 
Senator  Dr.  Hach,  einen  Vortrag  über  den  in  dem  Einrei- 
cbungsprotokolle  erwähnten  Anspruch  von  Gottrried  Mo- 
ritz Maria  Joseph  de  la  Tour  d'Auvergne  an  das  Her- 
zogthum Bouillonb),  (s.  Anl.  29),  und  ist  des  Dafürhaltens, 
dass,  da  die  Competenz  der  Deutschen  Bundes- Versammlung  In 
dieser  Sache  aur  keine  Weise  gerechtfertigt  werden  könnte,  und 
sieb  nicht  annehmen  lasse,  dass  der  Deutsche  Bund  in  Ansehung 
vormaliger  Reichslehen  in  die  Stelle  von  Kaiser  und  Reich  ge- 
treten sey,  der  Suppllcant  mit  seinen  Anträgen,  als  nicht  hier- 
her gehörig,  abzuweisen,  übrigens  der  Sache  wohl  nicht  ange- 
messen sey,  in  den  Protokollen  des  Bundestages  den  Jetzigen 
Prätendenten  mit  dem  Titel  eines  Herzogs  von  Bouillon  zu  be- 
zeichnen. 

Mündlich  glaubte  der  Herr  Rererent  noch  anregen  zu  müs- 
sen, dass  die  Eingabe  des  Supplikanten  in  französischer 
Sprache  überreicht  worden  sey;  er  zweifle  nicht,  die  hohe 
Bundes-Versammlung  werde  es  der  eigenen  Würde,  der  Ehre 
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der  Nation ,  und  dem  hohen  Wer the  der  Deutschen  Sprache  an- 
gemessen finden,  desto  Iis  für  die  Zukunft  einen  Beschluss  zu 
Tassen. 

Unter  allgemetaer  Zustimmung  mit  dem  Gutachten  des  Herrn 
Referenten  und  in  Erwägung  sowohl  der  Zweckmässigkeit  als 
der  gehaltvollen  Gründe  des  letzten  Antrages  wurde 

beschlossen: 

1)  Dass  Gottfried  Morits  Joseph  de  la  Tour  d'Au- 
vergne  mit  seinen  Ansprüchen  auf  das  Herzogthum 
Bouillon,  als  nicht  hierher  gehörig,  abzuweisen  sey:  und 
dass 

2)  künftig  alle  Eingaben  bei  dieser  Bundes- Ver- 
sammlung nur  in  Deutscher  Sprache  anzunehmen;  die 
Belege  aber,  welche  in  einer  fremden  Sprache  abgefasst  seyen, 
mit  der  Deutschen  Uehersetzung  überreicht  werde« 
müssten.6) 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  I,  S.  163,  164. 

ö)  Vergl:  Diplomatisches  Archiv  n.  s.  w.  Thl.  I\  Abth.  I. 
S.  519  (Note  y  zu  Nr.  XXXIV,  Acte  du  Congrfcs  de  Vienne  du  9.  juin 
1815.) 

J.  L.  Kl  üb  er,  öffentliches  Recht  des  teuf  sehen  Bundes  u.  s.  w. 
S.  99. 

c)  Vergl.  auch:  Beschluss  der  Bundes-Versaramlung 
vom  12.  Juni  1817,  über  die  auswärtigen  Verhältnisse  des 
Deutschen  Bundes,  I,  3,  4,  III,  3,  4,  5,  8,  IV,  2. 
Diplomatisches  Archiv  u.  s.  w.  Thl.  II,  Abth.  I,  S.  2-46,  248, 
249,  250.  (Nr.  XXIII.) 
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VII. 

Besehluss  der  Bundes  versammlung  vom  5.  De- 
cember  1816,  betreffend  die  Bitte  des  Grafen  Franz 
Ludwig  zu  Mörchingen,  Freiherrn  von  Helm- 
statt,  um  Verwendung  bei  der  französischen 
Regierung,  wegen  Vollziehung  der  ihm  gün- 
stigen Stipulationen  des  Lünevi Her  Friedens. 

In  der  neunten  Sitzung  am  5.  November  1816') 
erstattete  der  Gesandte  der  siebenzehnten  Curie, 
Herr  Senator  Dr.  Hach,  Vortrag  auf  die  Z.  47  des  Ein- 
refchuags - ProtokoUes  erwähnte  Bitte  des  Grafen  Franz 
Ledwig  zu  Mörchingen,  Freiherrn  von  Helmstatt, 
m  Verwendung  bei  der  französischen  Regierung 
wegen  Vollziehung  der  ihm  günstigen  Stipulatio- 
nen des  Lüneviller  Friedens  (s.  Anl.  30),  und  erörtert, 
dass,  in  so  weit  die  Ansprüche  des  Bittenden  sich  aur  den  IX.  Ar- 
tikel des  Lüneviller  Friedens b)  stützten,  dieselben  sehr  ge- 
gründet schienen.  Auch  sey  der  Deutsche  Bund  nach  seinem 
Artikel  II  ausgesprochenen  Zwecke  verpflichtet,  jeden  Deutschen 
gegen  Bedrückungen  und  Rechtsverletzungen  anderer  Staaten  in 
Schutz  zu  nehmen,  und  Jedem  Einzelnen  die  Vortheile  zu  sichern, 
welche  ihm  in  den  mit  auswärtigen  Mächten  geschlossenen 
Tractaten  zugesagt  seyen ;  nur  auf  diese  Weise  könne  der  im 
XI.  Artikel  der  Bundes -Acte  denselben  verheissene  Schutz  in 
den  meisten  Fällen  zur  Anwendung  kommen. 


Digitized  by  Google 


96 


Es  liege  Jedoch  in  der  Natur  der  Sache,  dass  der  Unterthan 
oder  Angehörige  eines  oder  des  anderen  im  Bunde  begriffenen 
Staates  sich  zunächst  an  seine  eigene  Regierung  wenden  und  ihr 
anheim  stellen  müsse ,  ob  sich  der  Gegenstand  zur  Verwendung 
Uberhaupt,  und  ob  er  sich  zur  unmittelbaren  Verwendung  der- 
selben oder  zur  mittelbaren  durch  die  nachzusuchende  Hülfe  des 
ganzen  Bundes  eigene? 

Da  sich  nun  aus  den  Anträgen  desSupplicanten  nicht  ergäbe, 
ob  er  sich  schon  mit  seiner  Bitte  an  seine  Regierung  gewendel 
habe,  so  dürfte  es  zwar  in  diesem  Falle  der  Bundes- Acte  nicht 
gemäss  seyn ,  das  Gesuch  um  Verwendung  gänzlieh  abzuweisen, 
es  entspreche  aber  den  bestehenden  Verhältnissen ,  den  Suppli 
ran ten  damit  an  seinen  Landesherrn  zu  verweisen. 

Oesterreich:  ist  der  Meinung,  dass  zwar  die  Bundes- 
Versammlung  auf  das  vorgetragene  Gesuch  des  Freiherrn  voc 
Helmstatt  nicht  unmittelbar  einschreiten  könne,  Jedoch  bei  dei 
Wichtigkeit  der  wohlgegründeten  Ansprüche  des  Reclamanten 
Jedem  der  an  den  hier  einschlagenden  Friedensschlüssen  Thei 
nehmenden  Höfe  anheim  zu  stellen  sey,  in  wiefern  er  demselbei 
auf  diplomatischem  Wege  nützlich  seyn  wolle. 

Sämmtliche  Stimmen  waren  damit  einverstanden,  daher 

Beschluss: 

Dass  der  Herr  GraT  von  Mörchingen,  Freiherr  voi 
Helm  statt,  mit  seinem  Gesuche  um  Verwendung  bei  de 
Königlich  Französischen  Regierung,  wegen  Vollziehung  der  iho 
günstigen  Stipulationen  des  Lüneviller  Friedens,  an  seinei 
Landesherrn  zu  verweisen  sey,  bei  der  Berichts 
erstattung  der  Herrn  Gesandten  an  ihre  Höfe  Jedoch  em 
Pfehlend  hierauf  Rücksicht  genommen  werden  wölk 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver 
Sammlung,  Bd.  I,  S.  164,  165. 

b)  Derselbe  lautet :  „  Aussitöt  aprfes  rtchange  des  ratifications  d 
präsent  traitt,  U  sera  aecorde  dans  tous  les  pays  c&tes,  acquis,  o 
echangfe  par  le  dit  traite,  a  tous  les  habitans  et  proprtetaires  quelcou 
ques,  main-lcv6e  du  sequestre  mis  sur  leurs  biens ,  effets  et  revenus 
cause  de  la  guerre,  qui  a  eu  Heu.  Les  parties  contractantes  s'obli^i 
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toiit  ce  qu'elles  peuvent  devoir  poiir  fonds  a  eiles  pretes 
particuliers ,  ainsi  que  par  les  etablisseuiens  publics  des 
et  ä  payer  ou  rembourser  toute  rente  constituee  a  leur 
profit  sur  chacune  (Teiles.  En  consequence  de  quoi ,  il  est  expresse- 
menl  reconnu,  que  les  proprietaires  d'actions  de  la  banque  de  Viennev 
derenus  francais,  continueront  ä  jouir  les  interets  echus  ou  ä  echeoir, 
non  obsUnt  tout  sequestre  et  toute  derogation ,  qui  seront  regardes 
comme  non  avenus,  nolamment  la  derogation  resultante  de  ce  que  les 
proprtetaires,  devenus  francais,  n'ont  pu  fournir  les  30  et  les  100  pour 
100  demandes  aux  actionnaires  de  la  banque  de  Vienne  par  S.  M. 
l  Empereur  et  Roi.' 


in. 
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VIII. 

Beschluss  der  Bundesversammlung  vom  23.  De 
cember  1816,  betreffend  die  Verwendung  för  des 
Grafen  Franz  Ludwig  zu  Mörchingen,  Frei 
herrn  von  Helmstatt,  wegen  Vollziehung  dei 
ihm  günstigen  Stipulationen  des  Lfinevillei 

Friedens. 

Vierzehnte  Sitzung  am  23.  De  cember  1816.') 
Praesidium:  Der  Grossherzoglich  Badische  HerrGe 
sandte  habe  geäussert,  wegen  des  Gesuchs  des  Herrn  Grafel 
Franz  Ludwig  zu  Mörchingen,  Freiherrn  von  Helmstatt,  worübei 
in  der  9.  Sitzung  ein  vorläufiger  Beschluss  genommen  worder 
sey ,  eine  Erklärung  geben  zu  wollen ,  man  werde  also  hierzu 
das  Protokoll  öffnen. 

Baden:  In  Beziehung  auf  das  im  9.  Protokolle  erwähnt* 
Gesuch  des  Grafen  Franz  Ludwig  zu  Mörchingen,  Freiherrn  vor 
Helmstatt ,  um  Verwendung  wegen  Vollziehung  der  ihm  diu 
stigen  Stipulationen  des  Lüneviller  Friedens,  habe  ich  einer  hohen 
Bundes-Versammlung,  in  Gemässheit  erhaltener  Weisung  mein« 
höchsten  Hofes,  die  Anzeige  zu  erstatten:  dass  auf  eine  untei 
dem  5.  vorigen  Monats  bei  dem  Grossherzoglich  Badischen  Mini 
sterium  der  auswärtigen  Angelegenheiten  eingereichte  Vorstel 
lung  des  Bittstellers ,  bereits  unter  dem  8.  desselben  Monats  di< 
Grossherzogliche  Gesandtschaft  in  Paris  angewiesen  worden  ist 
dessen  Anliegen  auf  schicklichen  Wegen  bei  der  Französischer 
Regierung  zu  empfehlen. 
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leb  bin  zu  gleicher  Zeit  beauftragt,  den  Wunsch  meines 
Gouvernements  einer  hohen  Bundes- Versammlung  zu  erkennen 
zugeben,  dass  auch  von  Seilen  des  gesammten  Bundes 
die  nachgesuchte  Verwendung  zu  Gunsten  des  Bittenden,  auf 
beliebigem  Wege  bei  der  Königlich  Französischen  Regierung, 
eintreten  möge. 

Oesterreich:  ist  der  Meinung,  dass  unter  voller  Anerken- 
nung des  Rechts  der  Bundes- Versammlung  zur  Verwendung  flir 
den  Grafen  von  Mörchingen ,  Freiherrn  von  Helmstatt,  auf  den 
Antrag  des  Grossherzoglich  Badischen  Herrn  Gesandten,  wieder- 
holte ßerichtserstattung  zu  dessen  Gunsten  zu  beschliesseo  sey. 

SämmUiche  Stimmen  erklärten  sich  damit  einverstanden, 
daher 

Beschluss: 

Dass  unter  voller  Anerkennung  des  Rechts  der 
ßundes-Versammlung  zur  Verwendung  für  den  Gra- 
fen Franz  Ludwig  zu  Mörchingen,  Freiherrn  von 
Helmstatt,  aur  den  Antrag  der  Grossherzoglich  Badischen 
Gesandtschaft  wiederholt  zu  dessen  Gunsten  zu  be- 
richten sey. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
nmmluDg,  Bd.  I,  S.  210,211. 


»• . 
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Beschluss  der  Bundes-Versammlung  vom  16.  Ja 
nuar  1817 ,  in  Betreff  der  vorbereitenden  Bespre 
chungen  über  die  Privat -Reclamationen. 

Zweite  Sitzung  am  16.  Januar  1817.*; 

Praesidium:  trägt  vor,  mehrere  Herren  Gesandten  u  nter- 
hielten  den  Wunsch ,  von  den  in  Vortrag  kommenden  Prival-Re- 
clamationen,  welche  bisher  grösstenteils  nur  einfach  und  ge- 
schrieben übergeben  worden  wären,  vor  deren  Proposition 
nähere  Kenntniss  zu  erhalten.  Es  wären  hierzu  zwei  Mittel  in 
Vorschlag  zu  bringen :  entweder  Öffentlich  bekannt  zu  machen, 
dass  künftig  keine  Reclamationen  anders,  als  in  gehöriger  Anzahl 
angenommen  würden,  wodurch  aber  der  Nachtheil  entstehe,  dass 
arme  Reclamanten  abgehalten  würden,  Hülfe  bei  dieser  Versamm- 
lung zu  suchen ;  oder  die  hierauf  zu  erstattenden  Vorträge  vor- 
her in  den  vertraulichen  Besprechungen  zu  verlesen,  wobei  jeder i 
Herr  Gesandte  Gelegenheit  erhalte,  sowohl  nähere  Kenntniss  von 
der  eingereichten  Vorstellung  zu  nehmen,  als  auch  mit  dem  Herrn 
Referenten  selbst  die  etwaigen  Anstände  und  Zweifel  zu  erörtern. 

Sämmtliche  Herrn  Gesandten  erklärten  sich  mit  letzlerem 
Vorschlage  einverstanden,  daher 

Beschluss:  i 
In  den  vertraulichen  vorbereitenden  Besprechun- 
gen die  über  die  Privat  -  Reclamationen  zu  erstattenden 
Vorträge  erst  zu  verlesen,  um  sämmtllchen  Gesandt- 
schaften zur  Einsicht  und  näheren  Prüfling  selbst  Gelegenheit  zu 
geben.  i 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes  - Ver- 
sammlung, Bd.  I,  S.  261. 
Beschluss  derBundes-Versammlungvom  lt.  December  1817. 
Diplomatisches  Archiv  u.s.  w.  Thl.  U,  Abth.  I,  S.  267,  269 
(Nr.  XXVI). 
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Verhandlungen  und  Beschlüsse  der  Bundes-Ver- 
saimlnng  Aber  die  Forderungen  an  die  ehemalige 

Reichsoperation  skasse. 

A. 

Oebcnlcht  aller  Privat  forderangen  an  die  ehe- 
malige Reichsoperationskasse,  Wahl  eines  Aui- 
ickuses  xv  Erstattung  eines  Gutachtens,  und  Be 
schluss  der  Bundes  versammlung  vom  13.  April  1818.  ' 

Siebe nzehnte  Sitzung  am  13.  April  1818.') 
Oesterreich:  Aus  Veranlassung  mehrerer  eingereichten 
Cesucheb)  einzelner  Individuen  um  Berücksichtigung 
uodBefriedigung  derjenigen  bei  der  Auflösung  des  Deutschen 
Reiches  unberichtigt  gebliebenen  Forderungen  e),  welche  sie 
an  die,  während  des  letzten  Reichskriegcs ,  nämlich  In  der  Pe- 
riode von  1792  bis  180t  Reichsconstitutionsmässig  bestandenen 
genannten  Reichsoperationskasse  zu  machen  hatten, 
war  es  dieser  hohen  Versammlung  gefällig,  der  Kaiserlich  Höni- 
sch Oesterreichischen  Gesandtschaft  den  Wunsch  auszudrücken, 
eine  liebersicht  aller  Privatforderungen  dieser  Art 
zu  erhalten. 

Mit  Vergnügen  sieht  dieselbe  sich  nunmehr  im  Stande ,  die- 
*em  Wunsche  dadurch  zu  entsprechen ,  dass  sie  die  Ehre  hat, 
hiermit  zwei  von  der  Kaiserlich  Königlichen  Hofkriegs- 
buchhaltung gefertigte  Verzeichnisse  vorzulegen. 
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Das  eine  enthält  In  141  verschiedenen  Ansätzen  diejenigen 
Forderungen,  welche  bei  dem  Abschluss  der  letzten  Reicnsope- 
rationskasse-Rechnung  noch  an  Privaten,  für  die  in  die  vorma- 
ligen wirklich  bestandenen  Reichs-  oder  durch  ihre  aus  Reichs- 
truppen  bestandene  Besatzung  als  solche  zu  betrachtende  Landes- 
festungen abgelieferte  Approvisionirungs-  und  sonstige  Artikel 
unberichtigt  geblieben  sind,  und  einen  Gesammtbetrag^  von 
1,281,928  Fi.  5  Kr.  im  20  Fl.  Fuss,  oder  1,538,313  Fl.  42^  Kr. 
in  Reichswährung,  ausmachen;  in  dem  zweiten  Verzeichnisse 
sind  die  gleichfalls  unberichtigt  gebliebenen ,  auf  29,872  Fi.  16 J 
Kr.  im  20  Fl.  Fuss,  oder  35,84«  Fl.  44T>-  Kr.  Reichswährung, 
sich  belaufenden  Forderungen  verschiedener  Acmter  und  Do  minien 
für  die  bei  Belagerung  der  Reichsfestung  Kehl  und  der  Brücken- 
schanze bei  HUningen  geleisteten  Lieferungen  angeführt,  und  es 
kommt  zu  bemerken ,  dass  alle  diese  Forderungsansätze  aus  der 
Reichsoperationskasse  -  Rechnung  gezogen  und  seinerzeit  über 
Jede  einzelne  derselben  von  dem  Reichs-Feldmarschall  und  dem 
Reiehs-General-Kriegscommissarlat,  so  wie  auch  von  den  Reichs- 
festungs-Gouverneurs  und  Commandanten,  Schuldscheine  ausge- 
stellt worden  sind ,  durch  deren  Producirung  die  Gläubiger  die 
LicfUidUSt  Ihrer  Ansprüche  nachweisen  können. 

Bei  der  Vorlage  dieser  Verzeichnisse  bat  die  Kaiserlich  Kö- 
nigliche Gesandschaft ,  aus  Auftrag  ihres  Allerhöchsten  Ho  res, 
die  Ehre  Folgendes  zu  erklären: 

Seine  Majestät  der  Kaiser  glauben  in  dem  Beschlüsse ,  zu 
welchem  diese  hohe  Versammlung  durch  das  von  der  Wlttwe 
Rief  eingereichte  Gesuch  um  Befriedigung  ihrer  bei  der  Reichs- 
operation skasse  ausstehenden  Forderung,  so  wie  auch  durch  das 
bei  dieser  Gelegenheit  von  dem  Herrn  Referenten  so  wohl  begrün- 
dete Gutachten,  in  ihrer  Sitzung  vom  21.  November  1816,  sich 
veranlasst  gesehen  hat,  und  vermöge  welches  Beschlusses  schon 
sogleich  die  erste  Forderung  dieser  Art  zur  Berichtserstatt  un^r 
und  Instructionseinholung  geeignet  erklärt  worden  ist ,  vorläufig 
die  angenehme  üeberzeugung  nähren  zu  können ,  dass  auch  bei 
dieser,  ihrem  Ursprünge  nach,  gewiss  mit  Recht  als  Deutsche 
National  -  Angelegenheit  zu  betrachtenden  Forderungssache  die 
Wirkungen  des  so  glücklich  und  innig  vereinigten  Deutschen 
Staatenbundes  sich  eben  so  wohlthätig  äussern  werden,  als  es 
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bereits  schon  bei  mehreren  In  früherer  Zeit  bestandenen,  und 
durch  die  nachmaligen  Zeitereignisse  unerledigt  gebliebenen,  da- 
her auch  noch  einer  ordnenden  Hand  bedürfenden  Instituten  und 
Verbaltnissen  geschehen  Ist,  unddass  daher  auch  hier  der  hinläng- 
lich erprobte  Gemeinsinn  Deutscher  Fürsten  und  freier  Städte, 
rereint  mit  der  thätigen  Vorsorge  ihrer  hier  versammelten  Reprä- 
sentanten, diejenigen  Mittel  auffinden  wird,  wodurch  der  frag- 
liche Gegenstand  seiner  ordnungsmässigen  Erledigung  zugeführt 
werden  kann.  In  dieser  Voraussetzung  erachten  Seine  Majestät, 
dass  ein  ganz  besonderes  zweckförderndes  Mittel  sich  darin  dar- 
bieten dürfte,  wenn  nach  dem  bisher  beliebten  und  stets  so  nütz- 
lich befundenen  Geschäftsgänge  eine  Commission  aus  der 
Mitte  dieser  hohen  Versammlung  gewählt  würde,  welche  diesen 
nicht  unwichtigen  Gegenstand  zu  erörtern,  zu  berathen  und  durch 
eia  hierüber  abzugebendes  Gutachten  zu  der  einstigen  förmlichen 
Verlassnahme,  Berichtserstattung  und  Instructionsejnholung  vor- 
zubereiten hätte,  und  die  Kaiserlich  Königliche  Gesandschaft  giebl 
sich  daher  die  Ehre ,  die  Wahl  einer  solchen  Commission  in  An- 
spruch zu  bringen. 

Preussen:  stimmt  dem  Antrage  der  Kaiserlich  Oesterrei- 
<*hischen  Gesandtschaft,  wegen  der  Wahl  einer  Commission  von 
fSnf  Mitgliedern  zur  Erstattung  eines  Gutachtens  über  diesen 
Gegenstand,  vollkommen  bei. 

Baiern:  Mit  diesem  Antrage,  welcher  die  wohlwollende 
Vorsorge  Seiner  Kaiserlichen  Majestät  für  mehrere  leidende  Fa- 
milien dankcnswünlig  beurkundet,  ist  man  dahin  einverstanden, 
dass  dieser  Ausschuss  ungesäumt  zusammentrete,  um  darüber 
iu  berathschlagcn,  ob  und  welche  3Iittel  zur  Befriedigung  dieser 
rerlamirenden  Privatpersonen  aufzuOnden,  und  welche  Grund- 
satze hierbei  aufzustellen  wären. 

Alle  übrigen  Gesandtschaften  waren  mit  diesem  Antrage  und 
der  von  ßaiern  ausgedrückten  Bestimmung  des  zu  wählenden 
Ausschusses  vollkommen  einverstanden.  Die  in  der  Oesterrei- 
chischen Erklärung  erwähnten  beiden  Verzeichnisse  wurden  die- 
sem Protokolle  unter  den  Zahlen  13  und  14  beigefügt. 

Die  Wahl  des  Ausschusses  ist  hierauf  vorgenommen  wor- 
den, und  nachdem  dieselbe  aur  die 
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Herren:  Grafen  von  ßuol- Schauensteiii, 

Grafen  von  der  Goltz,  i 
Freiherrn  von  Aretin,  , 
von  Martens  und 
von  Berg 

fiel,  wurde  i 

beschlossen: 

Dass,  unter  dankbarer  Anerkennung  des  die  wohlwollende  Vor- 
sorge Seiner  Kaiserlichen  Majestät  für  mehrere  leidende  Familien 
beurkundenden  Antrages,  ein  Ausschuss,  welcher  aus  deo 
Herren  Bundesgesandten ,  Grafen  vonBuol-Schauenstein, 
Grafen  von  der  Goltz,  Freiherrn  von  Aretin,  Herrn  von 
Martens  und  Herrn  von  Berg  bestehe ,  ernannt  werde ,  um, 
in  Folge  der  demselben  mitzuteilenden  Verzeichnisse  zu  beratti- 
schlagen,  ob  und  weiche  Mittel  zur  Befriedigung  der  reclamireo- 
den  Privatpersonen  aufcuflnden ,  und  welche  Grundsätze  hierbei 
aufzustellen  wären ,  und  hierdurch  diesen  Gegenstand  zur  förm- 
lichen Verlassnahme,  Berichtserstattung  und  Instructionseinho- 
lung  vorzubereiten. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes- Ver- 
sa mm  Ina  ng,  Bd.  V,  S.  160  u.  f. 

b)  Dergleichen  Gesuche  waren  seit  Eröffnung  der  Bundes- Ver- 
sammlung in  grosser  Anzahl  eingereicht  worden ,  vergl : 

Protokolle  der  Deutschen  Bundes  -  Versammlung, 
Bd.  I ,  S.  91 ,  209,  Bd.  II,  S.  9,  141 ,  265,  Bd.  III,  S.  49,  135,  340, 
444,  Bd.  V,  S.  31 ; 

Auch  nach  obiger  Erklärung  von  Oesterreich ,  unter  Vorlegung 
der  Verzeichnisse  der  noch  unberichtigten  Forderungen ,  wurden  auf 
letztere  bezügliche  Gesuche  fortwährend  an  die  Bundes- Versammlung 
gerichtet,  vergl: 

Protokolle  der  Deutschen  Bundes  -  Versammlung, 
Bd.  VI,  S.  23,  234,  Bd.  IX,  S.  156,  174,  216,  Bd.  X,  S.  11,  Bd.  XII, 
S.  95  u.  s.  w. 

c)  Eine  streng  rechtliche  Verpflichtung  zu  Tilgung  der  Forde- 
rungen an  die  ehemalige  Reichsoperationskasse,  aus  den  Reichskriegs- 
jahren von  1792 — 1801,  ist  von  den  jetzt  souveränen  Regieningen  vor- 
maliger Deutscher  Reichsländer  noch  nicht  anerkannt  worden,  jedoch 
hat  die  Bundes  -  Versammlung  für  die  Richtigstellung  dieser 
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Forderungen  Sorge  getragen.  Durch  den  Beschluss  der  Bun- 
des-Versamm  lung  vom  19.  Februar  1824  wurde  eine  aus  drei 
{von  Oesterreich,  Preussen  und  Baiern  ernannten)  Mit- 
gliedern bestehende  Liquidations-Commission  niedergesetzt, 
▼eiche  seit  dem  April  1826  bis  zum  Jahre  1828  in  Frankfurt  versam- 
melt war,  auch  im  Mai  1830  wieder  zusammentrat,  um  nach  einer  ihr 
ertbeilten  besonderen  Instruction  und  unter  Leitung  des  hierzu 
erwählten  Bundestags-Ausschusses ,  die  Richtigstellung  dieser  Forde- 
rungen, hinsichtlich  ihrer  Beschaffenheit  und  ihres  Betrages,  zu  be- 
werkstelligen. Durch  den  Beschluss  der  Bundes -  Versamm- 
lung vom  2.  September  1830  wurde  diese  Com mission,  als  nicht  mehr 
notwendig,  für  aufgelöset  erklärt.  Inder  neueren  Zeit  (1835- 
1839)  hat  die  Bundes  -  Versammlung  definitive  Beschlüsse  über  die 
Anerkennung  der  als  liquide  nachgewiesenen  Forde- 
rungen an  die  Reichsoperationskasse  und  über  deren 
Tilgung  gefasst  (s.  unten). 


Beschlags  der  Bundes-Versammlnng  vom  13.  Mai  1819. 

Sieben  zehnte  Sitzung  am  13.  Mai  1819.') 

Der  Kaiserlich  Oesterreichische  prksidirend e 
Herr  Gesandte,  Graf  von  Buol  -  Schauenstein :  ver- 
liest, Namens  der  in  der  17.  Sitzung  (§.  88)  vom  Jahre  1818 
^wählten  Commission,  Vortrag  und  Gutachten,  die 
Forderungen  an  die  ehemalige  Reichsoperationskasse  betreffend. 

Der  Vortrag  wurde  dem  Protokolle  unter  den  Zahlen  17  und 

18  angefügt,  und  säramtliche  Stimmen  vereinigten  sich  in  dem 
vorläufigen 

Beschlüsse: 

Dass  dieser  Vortrag  loco  dictaturae  drucken  zu  lassen, 
dann  hierüber  Bericht  zu  erstatten  und  Instruction  zu  erbitten 
*Y,  um  binnen  acht  Wochen  abstimmen  zu  können. 

«)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundcs-Ver- 
sammlung,  Bd.  VII,  S.  241. 
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c. 

Abstimmungen  von  Oesterreich  and  Preussen,  vom 

15.  Juli  and  19.  August  1819. 

Fünf  und  zwanzigste  Sitzung  am  15.  Juli  1819.'; 

Oesterreich :  In  Jener  Erklärung,  welche  die  Kaiserlich 
Königlich  Oesterreichische  Bundes -Gesandtschaft  aur  ausdrück- 
lichen Befehl  ihres  Allerhöchsten  Hofes  in  der  17.  vorjährigen 
Sitzung ,  bei  Gelegenheit  der  Vorlage  der  über  die  unbeiichtlgt 
gebliebenen  Privatrorderungen  an  die  vormalige  Reichs  -  Opera- 
tionskasse  gefertigten  Verzeichnisse ,  abzugeben  die  Ehre  hatte, 
und  wodurch  damals  die  Wahl  einer  eigenen  Commission  zur 
Begutachtung  der  Behandlung  dieses  Gegenstandes  veranlasst 
wurde ,  befinden  sich  bereits  im  Allgemeinen  die  Ansichten  ent- 
wickelt, welche  Seine  Majestät  der  Kaiser,  hinsichtlich  der  frag- 
lichen Forderungssache,  aufzufassen  Sich  bewogen  gefunden 
haben.  Wenn  nun  in  dem  von  der  Commission  in  der  17.  dies 
Jährigen  Sitzung  erstatteten  Vortrage  und  in  dem  darin  enthal- 
tenen ,  dem  Beschlüsse  dieser  hohen  Versammlung  unterzogenen 
Gutachten,  ganz  der  nämliche  Geist  sich  ausspricht  und  dieselben 
Momente  benutzt  worden  sind,  worauf  in  der  erwähnten  früheren 
*  Erklärung  hingedeutet  worden  ist,  und  wozu  der  Kaiserlich  Kö- 
nigliche Hof  Sich  wiederholt,  und  zwar  mit  so  grösserem  Ver- 
gnügen bekennt,  als  bereits  Hoffnung  vorhanden  ist,  hierdurch 
vorläufig  auf  die  Erledigung  eines  immerhin  als  Deutsche  National- 
Angclegenhcit  zu  betrachtenden  Gegenstandes  gewirkt  zu  haben: 
so  glauben  Seine  Majestät  der  Kaiser  aus  voller  Ueberzeugung, 
(fem  Antrage  der  Commission  beipflichten,  mithin  Sich  dafür 
erklären  zu  müssen,  dass  die  Befriedigung  der  fraglichen 
Forderungen  von  dem  Deutschen  Bunde  zu  überneh- 
men sey. 

In  Betreff  des  von  der  Commission  weiters  gemachten  Vor- 
schlags, wonach  sie  ihre  bereits  begonnene  Wirksamkeil  noch 
ferner  durch  einstweilige  Vorbereitung  des  Liquldations-GeschäflvS, 
und  zwar  durch  eine,  mit  Kücksichtsnahme  auf  die  Aussteller  der 
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Scbuldorkiinden ,  vorzunehmende  Ausscheidung  der  Reclamatio- 
neo  zu  bethätigen  hätte ;  so  finden  Seine  Majestät  der  Kaiser 
ketueo  Anstand ,  diesen  Vorschlag  ebenfalls  als  sehr  geschMlts- 
beförderlich  anzuerkennen,  und  indem  in  dieser  Beziehung  die 
Kaiserlich  Königliche  Gesandtschaft  besonders  ermächtigt  ist,  die 
iü  dem  Commissions- Vortrage  bereits  erwähnte  Beiwirkung  der 
Kaiserlich- Königlichen  Hofkriegsbuchhaltung  in  so  weit  zuzu- 
sichern, dass  selbige  nötigenfalls  die  bestmöglichsten  Aufklä- 
rungen und  Erläuterungen  zu  ertheilen  sich  gewiss  angelegen 
seyn  lassen  wird ;  so  glauben  Allerhöchstdieselben  voraussetzen 
m  können ,  dass  die  Commission ,  nach  vollendeten  Vorarbeiten, 
das  vollständige  Liquidations-Operat  vorlegen  und  mit  den  nöthl- 
m  Bemerkungen  begleiten  werde,  welche  sodann  als  Anhalts- 
punkt bei  Erörterung  der  Frage  dienen  können ,  in  wie  weit  und 
nach  welchem  Massstabe  die  einzeln  liquidirten  Forderungen,  als 
V  Berücksichtigung  geeignet  sich  darstellen.  So  wie  auf  diese 
Weise  das  Liquidations-Operat  selbst  zu  unserer  Berathung  vor- 
bereitet wird ,  ebenso  sieht  man  dann  zugleich  dem  umfassenden 
Gutachten  von  Seite  der  Commission  entgegen ,  sowohl  über  die 
Art  und  Weise  der  Befriedigung  der  Gläubiger,  als  Uber  die  Aus- 
mittelong  des  Zahlungsfonds. 

•  ♦ 

Dreissigste  Sitzung  am  19.  August  1819. h) 

P  r e  u  s  s  e  n  Die  Königlich  Preusslsche  Regierung  ist  gern 
toeU,  zur  Befriedigung  der  Ansprüche  an  die  vormalige  Relchs- 
eperationskasse  in  derselben  Art  beizutragen ,  als  ähnliche  For- 
derungen ihrer  eigenen  Unterthanen  in  ihren  neuen  Provinzen 
■i  Jener  Periode  an  die  damalige  Landesregierung  von  ihr  be- 
rücksichtiget werden. 

Ehe  man  sich  jedoch  wegen  einer  förmlichen  Uebernahmc 
J'-fler  Ansprüche  erklären  kann,  glaubt  man  die  Commission, 
welche  In  der  17.  Sitzung  ein  vorläufiges  Gutachten  eingereicht 
tot,  ersuchen  zu  müssen ,  dass  sie  über  die  Grundsätze,  welche 
W  Befriedigung  der  Reclamanten  aufzustellen  sind ,  über  die 
Liquidität  der  Forderungen  und  die  Art  und  Weise  ihrer  Befrie- 
dung, ihre  Vorarbeiten  fortsetzen  und  durch  solche  eine  ange- 
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messene  Beschlussnahme  vorbereiten  möge,  da  erst  dann  sich 
beurtheilen  lassen  wird  (wie  auch  In  der  Kaiserlich  Oesterreicht- 
schen  Abstimmung  bemerkt  ist),  in  wie  weit  und  nach  welchem 
Massstabe  die  einzelnen  liquidirten  Forderungen  zur  Berücksich- 
tigung geeignet  sind  oder  nicht. 

Für  den  Zweck,  welchen  man  bei  den  weiteren  commissarl- 
schen  Vorarbeiten  beabsichtiget,  scheint  es,  nach  der  Ansicht  dies- 
seitiger Regierung,  auf  folgende  Punkte  besonders  anzukommen  : 

1)  Zuvörderst  wird  der  Betrag  aller  Forderungen  im  Ganzen 
festzustellen  seyn. 

Da  Alle,  w  elchen  Forderungen  zustehen  mögen,  sich  vor  und 
nach  dem  Lüneviller  Frieden  bis  zur  Auflösung  des  Deutschen 
Reiches  bei  den  Behörden ,  welche  die  Verwaltung  oder  Aufsicht 
über  die  Reichsoperationskasse,  iübrten ,  gemeldet  haben  werden, 
so  wird  die  bereits  zugesicherte  Bereitwilligkeit  der  Kaiserlich 
Oesterreichischen  HoflLriegsbuchhalterel  schon  hinreichen,  um 
bald  einen  vollständigen  Etat  zusammen  zu  bringen.  Zu  den  frü- 
heren, von  der  Kaiserlich  Oesterreichischen  Gesandtschaft  vor- 
gelegten Verzeichnissen  wird  die  Königlich  Preussische  Gesandt- 
schaft auch  noch  einen  Nachtrag  von  Forderungen  Preussischer 
Unterthanen  übergeben ,  und  behält  sich,  wenn,  deren  weiterhin 
noch  bekannt  werden  sollten,  die  Anzeige  darüber  vor. 

2)  Exislirt  einmal  eine  allgemeine  Uebersicht  in  der  Summe, 
so  wird  es  zweckmässig  seyn,  die  Grundsätze  zusammen  zu  stel- 
len, wonach,  während  des,  dem  Lüneviller  Frieden  vorausge- 
gangenen Reichskrieges ,  Forderungen  an  die  Reichsoperations- 
kasse als  begründet  und  verbindlich  angesehen  wurden.  Denn 
lässt  sich  auch  das  Allgemeine  schon  aus  Grundsätzen  des  vor- 
maligen Deutschen  Staatsrechts  ableiten,  so  ergeben  sich  doch 
recht  praktische  Regeln  und  Bestimmungen  erst  dann,  wenn  man 
das  in  jenem  [Reichskriege  unmittelbar  beobachtete  Verfahren 
gleichzeitig  zu  Rathe  zieht,  die  bereits  bezahlten  Forderungen  in 
Kategorien  und  Klassen  bringt,  und  hierdurch  gerade  auf  die 
speciellen  Grundsätze  sich  führen  lässt,  welche  für  Jede  Klasse 
den  Character  einer  verbindlichen  Schuld  der  Reichsoperations- 
kasse enthalten.  Bei  dieser  Untersuchung  wird  sich  bald  ein 
Unterschied  zwischen  den  Forderungen  zeigen,  welche  der  Reichs 
operationskasse  und  welche  der  damit  verbunden  gewesenen 
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Reichs- Relultionskasse  zur  Last  fallen.  Auch  wird] besonders 
darauf  zu  sehen  seyn ,  ob  die  Klassenweise  aufzureihenden  For- 
derungen während  des  Reichskrieges  in  Absicht  der  Befrie- 
digung einen  Vorzug,  eine  vor  der  anderen,  genossen  haben, 
und  wie  besonders  das  Verhältniss  der  aus  Contracten  entstan- 
denen Forderungen  zu  denjenigen  gewesen  sey,  welche,  auf  einer 
Requisition,  Zerstörung  um  der  Verteidigung  willen  u.  s.  w. 
beruhend,  blos  den  Character  von  Kriegsschäden,  wiewohl  durch 
Reichs-  oder  befreundete  Truppen ,  an  sich  tragen. 

3)  Um  diesen  Grundsätzen  eine  Anwendung  auf  die  unbe- 
zahlt gebliebenen  Forderungen ,  womit  die  Commission  sich  be- 
schäftiget ,  zu  geben ,  und  um  zu  beurtheilen ,  ob  danach ,  wenn 
die  Reichsoperations-  und  Reichsreluitions- Kasse  noch  bestände, 
die  Forderungen  zuzulassen  oder  zu  verwerfen  seyen ,  ist  eine 
genaue  Darstellung  des  Fundaments  der  einzelnen  Forderungen 
nöthig.  Man  verlangt  dabei  noch  nicht  eine  nähere  Justiflcation 
des  Quanti  bei  jeder  einzelnen  Forderung ,  auch  soll  noch  nicht 
einmal  die  Wahrheit  und  Richtigkeit  der  Thatsachen,  worauf  das 
Fundament  der  einzelnen  Ansprüche  beruhet,  streng  geprüft 
werden.  Es  würden  nur  die  von  den  Reclamanten  in  ihren  frü- 
heren Gesuchen  angegebenen  factischen  Momente ,  von  welchen 
die  Beurtheilung  des  Fundaments  abhängt,  vermerkt  und  bei 
jeder  einzelnen  Post  kurz  zusammen  zu  stellen  seyn,  etwa  nach 
folgendem  Gesichtspunkte: 

ob  den  Forderungen 

a)  ein  Contract, 

b)  eine  Requisition ,  oder 

c)  eine  Beschädigung  durch  Kriegsmassregeln 

zum  Grunde  liegt; 

mit  wem  der  Reclamant  den  Contract  abgeschlossen,  und  an 
wen  zu  liefern  oder  zu  leisten  sich  derselbe  verbindlich  ge- 
macht habe ; 

von  wem  die  Requisition  oder  die  Kriegsmassregel  angeordnet, 
wohin  und  ari  wen  der  Reclamant  durch  die  Requisition  zu  lie- 
fern oder  zu  leisten  angewiesen  worden  sey. 

4)  Vorhin  ist  bemerkt,  dass,  um  Grundsätze  wegen  Ver- 
bindlichkeit und  Uebernahme  der  Forderungen  aufzustellen,  es 
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noch  nicht  auf  eine  JustiOcation  der  einzelnen  ankäme.  Kann 
diese  aber  aus  den  Materialien ,  welche  die  Kaiserlich  Oesterrei- 
chlsche  Hofkriegsbuchhalterei  mittheilen  will,  leicht  bewirkt 
werden ,  so  könnte  die  Comm Ission ,  unter  der  Voraussetzung, 
dass  das  Fundament  selbst  als  verbindlich  anerkannt  werden 
würde,  eventuell  über  die  Liquidität  Jeder  einzelnen  Forderung 
sich  zugleich  erklären. 

5)  Nach  dem  Beschlüsse  in  der  17.  vorjährigen  Sitzung  soll 
das  Gutachten  der  Commission  sich  auch  darüber  verbreiten : 

ob  und  welche  Mittel  zur  Befriedigung  der  Reclamanten  auf- 
zufinden sind. 

Damit  steht  die  Frage  In  Verbindung,  zu  welchem  Antheile  die 
Aufbringung  derselben  von  jedem  einzelnen  Bundesstaate  zu  be- 
wirken sey.  Es  bieten  sich  hierbei  mancherlei  Gesichtspunkte 
dar,  welche  die  Commission  in  ihrem  nachträglichen  Gutachten 
näher  erörtern  und ,  wenn  sie  gleich  selbst  nicht  im  Stande  seyn 
sollte ,  bestimmte  Vorschläge  zu  machen ,  gleichwohl  mit  einer 
solchen  Vorbereitung  zur  Beschlussnahme  der  einzelnen  Bundes- 
regierungen anheimgeben  kann. 

Mit  Rücksicht  auf  vorstehende  Bemerkungen  hält  die  Preus- 
sische  Gesandtschaft  es  den  Umständen  iür  angemessen, 

dass,  Statt  in  der  Sache  selbst  schon  einen  allge- 
meinen Beschluss  zu  fassen,  die  Commission  um 
weitere  Fortsetzung  ihrer  vorbereitenden  Arbel- 
ten ersucht  werde. 

Bei  dem  Antheil,  welchen  die  Angelegenheit  nach  der  Ueber- 
zeugung  der  Preusslschen  Gesandtschaft  verdient  und  welchen 
sie  bis  Jetzo  auch  bei  der  Bundes- Versammlung  gefunden  hat,  ist 
nun  zu  wünschen,  dass  Jene  Arbeiten  zu  einem  baldigen  Resul- 
tafe  vorrücken  mögen. c) 

• 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
lammlung,  Bd.  VIII,  S.  146,  147. 

b)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  VIII,  S.  222  u.  f. 

c)  S.die  Abstimmungen  der  Grossherzoglich  und  Her- 
zoglich  Sächsischen  Häuser,  ebendaselbst,  Bd.  VIII,  S. 
181,  182,  —  der  Niederlande,  wegen  des  Grossherzogthums 
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Luxemburg;  Oldenburgs,  Anhalts  und  Sc hwarzburgs , 
derfreien  Städte,  Lübeck,  Frankfurt,  Bremen  und  Ham- 
barg, Bd.  VIII,  S.  225  u.  f.,  —  Dänemarks,  wegen  Holstein 
undLauenburg,  Bd.  VIII,  S.  343  ,  344,  Bd.  X,  S.  92,  —  Kur- 
hessens, Bd.  IX,  S.  127,  —  Württembergs,  Bd.  IX,  S.  156,  — 
Königreich  Sachsens,  Bd.  IX,  S.  174,  —  Bai erns  und  Meck- 
lenburgs, Bd.  X,  S.  23,  —  der  sechszehnten  Stimme,  Bd.X, 
S. 68,  —  Hannovers,  Badens  und  des  Grossherzogthums 
Hessen,  B r aunsch weigs  und  Nassau's,  Bd.  X,  S.92;  — 
nachträgliche  Erklärung  von  Hannover,  Bd.  X,  S.  247. 


Beschluss  der  Bundes  versammlung  vom  5  October 

1820. 

Neun  und  zwanzigste  Sitzung  am  5v  October 
1820. ') 

Praesidium:  gab  hierauf  der  hohen  Bundes  -  Versamm- 
lung anheira ,  dass ,  da  dieselbe  keine  eigentliche  Verbindlichkeit 
des  Bundes  zur  Zahlung  der  Schulden  der  Reichsoperationskasse 
anerkenne,  gleichwohl  diese  Forderungen,  nach  dem  Gefühle  des 
Rechts,  der  Billigkeit  und  zur  Aufrechthaltung  der  Deutschen 
National-Ehre,  In  so  rem  anzuerkennen  gesonnen  sey,  um  wenig- 
stens  eine  Befriedigung  der  Privatglaubiger  ex  aequo  et  bono, 
als  Princip  bei  der  Behandlung  dieser  Angelegenheit  von  Seiten 
der  hohen  Bundes-Versammlung,  auszusprechen;  in  dieser  Rück- 
sicht die  betreffende  Bundes-Commission  nunmehr  zu  ermächtigen 
wäre,  der  hohen  Bundes-Versammlung  Vorschläge  zu  machen, 
wie  ufid  unter  welchen  Modalitäten  die  Privatgläubiger  der  Reichs- 
operationskasse ex  aequo  et  bono  zu  befriedigen  wären  ? 

Sämmtliche  Stimmen  vereinigten  sich  mit  diesem  Antrage, 
daher 

Beschluss: 
ßass,  obgleich  keine  rechtliche  Verbindlichkeit 
^»Bundes  zur  Zahlung  derReichsoperatlouskasse- 
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Schulden  anerkannt  werde,  dennoch  auf  einige  Be- 
friedigung der  Privatgläubiger,  der  Billigkeit  ge- 
mäss, RUcksicht  zu  nehmen  sey,  daher  die  betreffende 
Kommission  ersucht  werde,  der  Bundes- Versammlung  Vorschläge 
zu  machen,  wie  und  unter  welchen  Modalitäten  die  Privatgläu- 
biger der  Reichsoperationskasse  ex  aequo  et  bono  zu  befriedigen 
und  auf  diese  Weise  den  wohlthätigen  Gesinnungen  des  Bundes 
zu  entsprechen  wäre. 

a)  Vergl :  Protokolle  der  Deutschen  Bundes -Ver- 
sammlung, Bd.  X,  S.  93. 
J.  L.  Klüber,  öffentliches  Recht  des  tcutschen  Bundes  u.  s.  w. 
(4.  Aufl.  1840.)  S.  312. 


E. 

Beschluss  der  Bund  es- Versammlung  vom  12.  April  1821, 
und  Abstimmungen  vom  30.  Mai  und  13.  December  1821. 

Siebenzehnte  Sitzung  am  12.  April  1821. •) 

Der  Herzoglich  Oldenburgische,  Anhalt-  und 
Fürstlich  Schwarzburgische  Gesandte,  Herr  von 
Berg:  verliest  einen  Vortrag  der  in  der  17.Sitzung  vom  Jahre 
1818  (§.  88)  gewählten  C  o  m  m  i  s  s  i  o  n ,  über  die  Befriedigung 
der  Privatgläubiger  der  ehemaligen  Reichsoperationskasse. 

Dieser  Vortrag  wurde  dem  Protokolle  unter  Zahl  18  beige- 
fügt, sein  Druck  loco  dlctaturae  beliebt  und  hiernächst 

beschlossen: 

denselben  an  die  Regierungen  einzusenden,  um  sich  ihre  In- 
structionen hierauf  zu  erbitten. 

% 

% 

•  * 

Ein  und  zwanzigste  Sitzung  am  30.  Mai  1821. w) 

Königreich  Sachsen:  In  Folge  des  in  der  17.  Sitzung 
dieses  Jahres  erstatteten  Commissions-Vortrages,  die  Be- 
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friedi«iingr  der  Privatgläubiger  der  ehemaligen  Reichsoperations- 
kasse beireffend,  und  des  darauf  gefessten  Beschlusses  Instructio- 
nen darüber  von  den  allerhöchsten  Regierungen  einzuholen,  Ist 
der  Königlich  Sächsische  Gesandte  zu  erklären  angewiesen :  dass 
Seine  Königliche  Majestät  von  Sachsen  den  In  diesem  Vortrage 
entwickelten  Ansichten  und  hinzugefügten  Anträgen  liei treten, 
und  nur  bei  dem  ersten  dieser  Anträge  dabei  Bedenken  finden, 
dass  die  Präclusion  der  Gläubiger,  die  sich  nicht  gemeldet 
haben,  durch  einen  Bundes  -  Beschluss  ausdrücklich 
ausgesprochen  werde.  Seim  Königliche  .Majestät  wollen 
übrigens  die  möglichste  Beschleunigung  der  Liquidation  der  bis 
jetzt  bekannten  Forderungen  empfehlen  lassen. 

■ 

Drei  und  dreisslgste  Sitzung  am  13.  December 
1821.«) 

Grossherzogthum  Hessen:  In  Folge  der  In  der  17. 
Sitzung  d.  J.  beschlossenen  Instructions  -Einholung,  betreffend 
die  Befriedigung  der  Privatgiäublger  der  ehemaligen  Keiehsope- 
rationskasse,  tst  Grossherzogliche  Gesa  misch  an  ermächtigt,  den 
Anträgen  des  Coromissions- Gutachtens  dergestalt  beizustim- 
men, dass  zunächst  das  Liquidum  nach  den  dort  entwickelten 
Grundsätzen  durch  eine  Liquidation -Commission  herzusteilen 
wirenod  sodann  erst  zu  einer  definitiven  Beschlussnahme  über 
(k  Modalitäten  der  Zahlung ,  worüber  die  vorgeschlagenen  dies- 
seitsganz  passend  erscheinen,  würde  geschritten  werden  können. *) 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes- Ver- 
sammlung, Bd.  XI,  S.  214. 

b)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
<amnlang,  Bd.  XII,  S.  58  ,  59. 

c)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
*ammlang,  Bd.  XII,  S.  332. 

d)  S.  auch:  die  Erklärung  von  Preussen  über  das  Com- 
nissions-Gutachten  vom  t2.  April  1821,  Bd.  XIII,  S.  8,  —  die 
Abstimmungen  der  freien  Städte,  Bd.  XV,  S.  141,— von 
Österreich  und  Hannover,  Bd.  XV,  S.  600,  —  von  Laxem- 
■«rg,  den  Grossherzoglich  und  Herz  oglich  Sächsischen 

III.  8 
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Häusern,  Mecklenburg  und  der  15.  Stimme,  Bd.  XV,  S.  601, 
—  von  Baiern,  Württemberg,  Holstein  und  Lauen  bürg, 
der  13.  und  16.  Stimme,  Bd.  XVI,  S.  44,  —  von  Baden,  Bd. 
XVI,  S.  73,  —  von  Kurhessen,  Bd.  XVI,  S.  79,  —  Erklärung 
von  Preussen,  Bd.  XVI,  S.  188. 


F. 

Beschluss  der  Bundes  -  Versammlung  vom  19.  Februar 
1824,  wegen  Aufstellung  einer  Liquidation«  -  Com- 

mission. 

Sechste  Sitzung  vom  19.  Februar  1824. ') 

Da  nunmehr  sämmtliche  Abstimmungen  über  diesen  Gegen- 
stand eingegangen  sind ,  so  proponirte 

Praesidium  den  aus  denselben  gezogenen  Beschluss,  und 
stellte  zugleich  die  noch  zu  dessen  näherer  Entwicklung  erfor- 
derlichen Punkte ,  wegen  Ernennung  der  Liquidations-Commis- 
sion  und  wegen  der  damit  verknüpften  Kosten ,  in  Umfrage. 

Sämmtliche  Gesandschaften  stimmten  der  Präsidial- 
Proposition  bei,  und  in  Gemässheit  dieser  wurde  hierauf 

beschlossen: 

1)  Dass  vor  Allem  die  Liquidation  der  eingebrachten 
Forderungen,  sowohl  in  Hinsicht  ihrer  Beschaffenheit,  als 
ihres  Betrages,  nach  Anleitung  der  von  der  betreffenden  Bundes- 
Commission  in  der  17.  Sitzung  vom  12.  April  1821  vorgeschla- 
genen Grundsätze,  zu  bewirken  sey; 

2)  Dass  zu  diesem  Ende  eine,  der  Leitung  des  lür  diese  Ange- 
legenheit bestehenden  Bundestags-Ausschusses  zu  untergebende, 
Liquidations-Comraiss ion  angeordnet,  und  die  Höfe  von 
Oesterreich,  Preussen  und  Ba i er n  ersucht  werden,  zur 
Bildung  derselben,  Rechnungsverständige  hieher  zu  senden  5  dass 
ausserdem  noch  vom  Kaiserlich  Königlichen  Hofe  ein  der 
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Verhältnisse  des  ehemaligen  Deutschen  Reichs  kundiger  Beamter 
beigegeben,  oder  die  von  Zeit  zu  Zeit  gewünschten  Aufklärungen, 
wie  sich  bereits  anerboten  worden  Ist,  bereitwilligst  gegeben 
werden  mögen ; 

3)  Dass  die  Unkosten  dieser  Liquidations-Commission  aus 
der  Bundes-Matrikular- Kasse  zu  bestreiten  seyen; 

4)  Dass  erst  nach  Herstellung  des  Liquidums  über  die  Moda- 
litaten der  Berichtigung  desselben  der  ßeschluss  zu  fassen  sey. 

Die  Gesandten  von  Oesterreich,  Preussen  und  Baiern  erklär- 
ten sich  bereit,  bei  ihren  höchsten  Höfen  auf  Abordnung  der  zum 
Liquidationsgeschäfte  erforderlichen  Individuen  anzutragen.1*) 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes -Ver- 
sammlung, Bd.  XVI,  S.  80,  81. 

b)  In  der  22.  Sitzung  am  18.  August  1825  erfolgten  die 
Anzeigen  von  Oesterreich,  Preussen  und  ßaiern  wegen 
Ernennung  der  Commissäre.  Demnächst  erklärte 

Praesidium:  Da  diese  Commissiou  unter  den  Augen  des  in 
dieser  Angelegenheit  aufgestellten  Bundestags-  Ausschusses  zu  arbei- 
ten hat.  so  wird  es  angemessen  seyn,  dieselbe  erst  nach  Wiedereröff- 
nung der  Sitzungen  zusammen  treten  zn  lassen ;  übrigens  könnte  den 
betreffenden  hohen  Regierungen  überlassen  werden,  die  nothigen 
teluVorschtisse  zur  Bestreitung  der  Reisekosten  und  Diäten  dieser 
Commissionsglieder  seiner  Zeit  aus  der  Bundes-Matrikular-Kasse  zu 
erlangen. 

Hierauf  wurde  einhellig 

beschlossen: 

Dass  die  Regierungen  von  Oesterreich,  Preussen  und 
Baiern  ersucht  werden,  die  genannten  Coramissarien  bis  zum 
L  Februar  künftigen  Jahres  hierher  abzusenden,  damit  die 
Commission  zur  Prüfung  der  Forderungen  an  die  vormalige  Reichs- 
operationskasse in  Wirksamkeit  gesetzt  werde;  übrigens  wäre  die 
Bundes-Matrikular-Kasse  zu  ermächtigen,  den  Commissionsmitglie- 
dern,  auf  Verlangen  der  betreffenden  Regierungen  und  gegen  Ver- 
rechnung, die  angemessenen  Geldvorschüsse  zur  Bestreitung  der  Rei- 
sekosten und  Diäten,  unter  Vorbehalt  der  Bestimmung  des  Diäten- 
satzes ,  zu  verabfolgen. 
Vergl.:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes- Versamm- 
ln »g,  Bd.  XVII,  S.  86,87. 

8* 
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in  der  sechsten  Sitzung  am  9.  März  !  826  machte  Prae-  * 

Sillium  die  Anzeige,  dass  die  zur  Liquidation  der  Reichsopera-  ' 

tionskasse-Forderungen  ernannten  Commissarien  von  Oester-  i 
reich,  Preussen  undBaiern  in  Frankfurt  eingetroffen  seyen. 
Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes  -  Versamm - 

lung,  Bd.  XVIII,  S.  75.  i 

1 
i 

t 

tt.  ! 

Anzeige  des  K.  K.  Praesidial-Gesandten  vom  27.  April 
1826,  in  Betreff  der  erfolgten  Constituirung  undEinwei-  1 
sung  der  Commission,  so  wie  über  deren  Instruction  hin-  * 
sichtlich  des  ihr  übertragenen  Liqnidationsgeschäftes. 

EilfteSitzungam27.  April  1826.")  ] 

Der  Kaiserlich  Königliche   präsidirende  Ge-  < 
sandte,  Freiherr  von  Münch  Kellinghausen  eröffnete  i 
der  hoben  Bundesversammlung  von  Seite  des  Ausschusses  für 
die  Reichsoperationskasse-Angelegenheit,  dass  diejenige  Commis- 
sion,  welche  sich  in  Folge  des  in  der  6.  Sitzung  vom  19.  Februar  i 
1824  gefassten  Beschlusses  mit  der  Liquidation  der  Forderungen 
an  die  ehemalige  Reichsoperationskasse  zu  beschäftigen  hat,  sich 
constituirt  habe. 

Ihre  Aufgabe  sey  nun,  die  Liquidation  der  eingebrachten 
Privatforderungen ,  sowohl  in  Hinsicht  ihrer  Beschaffenheit ,  als 
ihres  Betrages ,  zu  bewirken.  Zu  diesem  Zwecke  seyen  dieser 
Commission  sämmtliche  bisher  eingelangte  Eingaben  der  recla- 
mlrenden  Privatpersonen  übergeben,  und  dieselbe  angewiesen 
worden ,  sich  bei  Behandlung  dieses  Geschäftes  im  Allgemeinen 
an  diejenigen  Grundsätze  zu  halten,  welche  von  dem  Bundestags« 
Ausschusse  in  dem  am  12.  April  1821  erstatteten  Gutachten  vor- 
geschlagen worden  seyen,  dabei  auf  diejenigen  Aufklärungen 
geeignete  Rücksicht  zu  nehmen,  welche  das  Kaiserlich  Königliche 
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Oesterreichische  Commissions-Mitglied  als  Kundiger  der  Verhält- 
nisse des  ehemaligen  Deutschen  Reichs  zu  ertheilen  in  den  Fall 
kommen  dürfte ;  In  Fällen  Jedoch,  fn  Ansehung  derer  das  gedachte 
Gutachten  keine  bestimmte  oder  keine  zureichende  Anweisung 
enthalte,  oder  wenn  über  die  Anwendung  der  vorgeschlagenen 
Grundsätze  unter  den  Commissionsmitgliedern  eine  Mclnungs- 
vertchiedenbeit  entstehen  sollte,  die  Anft-age  hierüber  an  den 
Bundestags -Ausschuss  zu  machen,  dessen  Leitung  die  Liquida- 
tioos-Commission  untergeben  sey. 

Dem  Bundestags -Ausschusse  erschien  es  übrigens  der  Stel- 
lung dieser  Liquidations-Commisslon  angemessen,  dass  dieselbe 
ausser  aller  Berührung  mit  den  Privatparteien  zu  bleiben  habe. 
Es  stelle  sich  vielmehr  als  der  angemessenere  Weg  dar,  dass  in 
denjenigen  Fällen,  in  welchen  die  Liquidations-Commisslon  über 
die  eingebrachten  Privat  -  Reklamationen  Aufklärung  oder  nach- 
trägliche Belege  zu  erhalten  wünsche,  dies  nicht  durch  unmittel- 
bare Verhandlung  mit  den  Privatreclamanten  selbst  geschehe, 
sondern  dass  diese  Wünsche  dem  Präsidio  oder  dem  Bundestags- 
Ausachusse  vorgetragen  und  durch  diesen  sodann  an  den  Bundes- 
tags-Gesandten  derjenigen  Regierung  gebracht  würden,  unter 
welche  der  Privat-Reclamant  gehöre. 

Der  Kaiserlich  Königliche  Präsidirende  schloss 
diese  Eröffnung  mit  der  Erklärung ,  dass  von  demselben  dieser 
Liquidations-Commisslon  zu  ihren  amtlichen  Arbeiten  ein  ange- 
messenes Local  eingeräumt  worden  sey. 

Die  Bundes  -  Versammlung  genehmigte  diese 
Verfügungen. 

a)  Verg:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
stmmlnng,  Bd.  XVIII,  S.  114,  115. 
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Beschluss  der  Bundes  versammlung  vom  2.  September 
1830,  wegen  peremtorischer  Aufforderung  der  Recla 
manten  zum  Erweise  noch  zweifelhafter  Forderangen,  Be 
friedigung  der  liquiden  Forderungen  und  Auflösung 

der  Commissi  od. 

Fünf  und  zwanzigste  Sitzung  am  2.  Septem- 
ber 1830.  I 

Der  Ka IserllchKöni gliche  präsidirende  HerrGe 
sandte,  Freiherr  von  MUnch-ßelllnghausen:  verliest, 
Namens  des  ffiir  die  Privatforderungen  an  die  ehemalige  Rlicbs* 
operationskasse  bestehenden  Bundestags  -  Ausschusses ,  einen 
Vortrag: 

Durch  den  in  der  6.  Bundestags -Sitzung  vom  19.  Februar 
1824  (§.  44)  gefassten  Beschluss  hat  die  hohe  Bundes- Versamm- 
lung die  Aurstellung  einer  eigenen  Commission  angeordnet, 
welche,  unter  der  Leitung  des  flir  die  Forderungen  an  die  ehema- 
lige Reichsoperationskasse  bestehenden  Bundestags-Ausschusses 
und  nach  den  in  dem  Commissions-Gutachten  vom  12.  April  1821 
vorgeschlagenen  Grundsätzen,  das  Liquidum  der  bisher  angemel- 
deten  Fordeningen  herzustellen  habe,  nach  dessen  Herstellung 
alsdann  auch  wegen  der  Zahlungs- Modalitäten  der  weitere  Be- 
schluss zu  Tassen  sey. 

In  der  27.  Bundestags-Sitzung  vom  Jahre  1828  (§.  170)  hat 
hierauf  der  Bundestags- Ausschuss  angezeigt,  dass  ihm  die  Liqui- 
dations-  Commission  eine  U  eher  sich  t  der  bisher  angemeldeten 
Forderungen  vorgelegt,  und  zugleich  ihr  Gutachten  über  die 
Liquidität  und  Illiquidität  derselben,  so  wie  über  die  diesfalls  von 
den  Reclamanten  noch  beizubringenden  Belege  und  Nachweisun- 
gen beigefügt  habe,  weshalb  der  Bundestags-Ausschuss  im  Begritl 
stehe,  sich  wegen  Beibringung  dieser  Belege  und  Nachweisungen 
mit  den  betreffenden  Bundestags -Gesandschaften  in  Communi- 
cation  zu  setzen. 
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In  der  9.  Bundestags- Sitzung  des  laufenden  Jahres  (§.  69; 
zeigte  sodann  der  Bundestags  -  Ausschuss  an,  dass  er  nunmehr 
durch  die  verehrlichen  Bundestags -Gesandschaften  die  Aeusse- 
rangen  sämmtlicher  Reclamanlen  hinsichtlicli  der  von  ihnen  bei- 
zubringenden Belege  und  Nachweisungen  erhalten  hahe,  und  es 
daher  jetzt  angemessen  seyn  dürfte,  die  Inzwischen  suspen- 
dirt  gewesene4)  Liquidations-Commission  nochmals  auT 
einige  Zeit  dahier  zu  dem  Ende  zusammen  treten  zu  lassen ,  u  m 
die  eingegangenen  Erklärungen  der  Reclamanlen  zu  prüfen,  nach 
Massgabe  derselben  die  im  Jahre  1828  verfassten  tabellarischen 
Uebersichten  sämmtlicher  Forderungen  zu  rectiflclren  und  zu  ver- 
vollständigen, und  somit  ein  schliessllches  Operat  Uber  das  ge- 
rammte Liquidum  herzustellen. 

Die,  in  Folge  dieses  von  der  hohen  Bundes- Versammlung 
genehmigten  Antrags,  dahier  Im  iMai  des  laufenden  Jahres  wieder 
versammelte  Liquidations-Commission  hat  sich  diesem  Auftrage 
mit  lobenswerthem  Eifer  unterzogen,  und  dem  Bundestags-Aus- 
sefausse  unterm  24.  Juli  d.  J.  Uber  die  Erfüllung  ihres  Auftrage* 
Bericht  erstattet. 

Nach  genommener  Einsicht  dieses  Berichts  und  seiner  An- 
lagren ,  hat  sich  der  Bundestags-Ausschuss  überzeugt,  dass  das 
ganze  Liquidirungs-Geschlift  so  weit  vorgerückt  u  nd  been- 
digt sey,  dass  es  angemessen  seyn  dürfte,  das  Resultat  dessel- 
ben nunmehr  auch  der  hohen  Bundes- Versammlung  vorzulegen. 

Dieser  Ueberzeugung  zufolge ,  übergiebt  daher  der  Bundes- 
tags-Ausschuss hiermit  den  an  ihn  von  der  Liquidations-Commis- 
sion unterm  24.  Juli  erstatteten  Bericht  (Ziffer  1)  und  sodann 
in  den  weiteren  Anlagen  fünf  von  der  Liquidations-Commission 
schon  im  Jahre  1828  verfasste,  nunmehr  aber,  nach  Massgabe 
der  seitdem  von  den  Reclamanlen  beigebrachten  Belege,  neuerdings 
revidirte  Tabellen  unter  Litt.  A ,  B ,  C  und  D ,  und  einen  Nach- 
trag zu  Litt.  D ,  worin  alle  bis  Jetzt  angemeldeten  Forderungen 
an  die  ehemalige  Reichsoperationskasse  zusammengestellt  sind, 
und  woraus  sich  das  Resultat  des  ganzen  bisherigen  Liquidirungs- 
geschäftes  vollständig  ersehen  lässt.  u.  s.  w. 

Sämmtliche  Gesandschaften  erklärten  ihre  Zustim- 
mung zu  den  Anträgen  des  Bundestags-  Ausschusses,  so  wie  auch 
zu  dem  von  dem  Königlich  Preusslschen  Bundestags- 
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Gesa  ml  ten,  Herrn  voo  N agier,  nach  Verlesung  des  Vor- 
trags ooch  besonders  dahin  gemachtem  Antrage ,  dass  den  Mit- 
gliedern der  Liquida  tions-Commission,  hin  sieht  lieh  ihres  nunmehr 
in  der  Hauptsache  beendigten ,  mit  Fleiss ,  Sachkenntnis»  und 
Unparteilichkeit  vollzogenen  Auftrages,  die  Zufriedenheit  der 
hohen  Bundes- Versammlung  zu  erkennen  gegeben  werden  möge. 
Daher 

Besch  luss: 

1)  Dass  die  Reclamanten,  deren  Forderungen  noch  zwei- 
felhaft und  in  den  heute  vorgelegten  Tabellen  B  und  C  aufge- 
führt sind,  nochmals  peremtorisch  auf/u  fordern  seyen,  die 
zum  Erweise  der  Liquidität  Ihrer  Forderungen  noch  erforder- 
lichen Belege  und  Nachweisungen,  innerhalb  einer  Frist  von 
sechs  Monaten ,  beizubringen ; 

2)  Dass  ausserdem  noch  bei  allen,  in  den  Tabellen  A,  B  und 
C  enthaltenen  Forderungen,  welche  sich  angeblich  noch  in 
erster  Hand  befinden,  die  Besitzer  derselben  anzuhalten  seyen, 
in  so  fern  es  nicht  schon  geschehen  ist,  sich  eidlich  darüber  zu 
erklären,  ob  mit  diesen  Forderungen  nicht  etwa  eine  Ces- 
sio n  Statt  gefünden  habe?  und ,  wenn  dieses  der  Fall  wäre,  um 
welchen  Betrag  die  Forderungen  cedirt  worden  seyen  ?  Von  den 
Besitzern  der  schon  liquiden,  in  der  Tabelle  A  enthaltenen  For- 
derungen dieser  Art  wird  diese  eidliche  Erklärung  innerhalb  drei 
Monaten,  von  den  Besitzern  der  noch  nicht  liquiden,  in  den  Ta- 
bellen B  und  C  verzeichneten  Forderungen  aber  innerhalb  sechs 
Monaten  beizubringen  seyn ; 

3)  Dass  der  Bundestags- Ausscbuss  zu  ersuchen  sey,  wegen 
Vollziehung  vorstehender  Bestimmungen  sub  1  und  2  den  betref- 
fenden Gesaudschaflen  die  geeignete  Eröffnung  zu  machen  ? 

4)  Dass,  uachdem  die  fernere  Anwesenheit  der  Liquida- 
tio  iis -Commissi  on  da  hier  nicht  mehr  nothwendig  ist,  den 
Regierungen  von  Oesterreich ,  Preussen  und  Baieru  auheitn  zu 
stellen  sey,  die  zu  derselben  abgeordneten  Beamten  nunmehr 
wieder  abzuberufen;  wobei  zugleich  diesen  Abgeordneten 
hinsichtlich  Ihres  nunmehr  in  der  Hauptsache  beendigten ,  nach 
dem  Zeugnisse  des  Bundestags- Ausschusses,  mit  Fleiss,  Sach- 
kenntniss  und  Unparteilichkeit  vollzogenen  Auftrages,  die  Zufrie- 
denheit der  hohen  Bundes-Versammlung  zu  erkennen  zu  geben  sey ; 
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5)  Dm  die  Bundestags  -  Gesandschaflen  zu  ersuchen  seyen, 
sich  die  erforderlichen  Instructionen  zu  erbitten,  um  in  der  ersten 
Bundestags-Sitzung  4les  Jahres  1831  über  die  Modalitäten ,  nach 
»eichen  die  liquiden  Forderungen  der  Reichsoperationskasse- 
Glaubiger  zu  befriedigen  seyen,  abstimmen  und  hiernach  darüber 
ciaen  Beschluss  fassen  zu  können. 

f)  Vergl:  Litt.  A,  Note  c. 


J. 

Beschlass  der  Bundes- Versammlung  vom  5.  November 
lg35,  wegen  Befriedigung  von  Forderungen  an  die  ehe- 
malige Reichsoperationskasse. 

In  der  sieben  und  zwanzigsten  Sitzung  am  5.  No- 
vember erfoigte  der 

Beschluss:  ■) 

1)  Es  werden 

a)  alle  in  der  Tabelle  D  und  in  deren  Nachtrag  (Beilage  5  und 
6  des  Protokolls  vom  2.  September  1830  und  Beilage  3 
und  4  des  gegenwärtigen  Protokolle«)  aufgeführten  Posten 
mit 4,959,415 Gulden  9  Kreuzern,  da  bei  denselben  die  Ei- 
genschaft einer  die  ehemalige  Kcichsopcra- 
tlonskasse  betreffenden  Privatforderung  nicht 
nachgewiesen  ist, 

«lazüder  dermaligen  Liquidation  nicht  gehörig;  dann 

b)  die  in  der  Tabelle  1  (Beilage  5  des  gegenwärtigen  Proto- 
kolls) enthaltenen  Posten,  Im  Betrage  von  214,707  Gulden 
41  Kreuzern,  und 

c)  die  Forderung  des  Johann  Heinrich  Utsch  zu  Siegen  (Nr.  6 
der  früheren  Tabelle  C,  Beilage  4  des  Protokolls  vom 
1  September  1830)  mit  500  Gulden  —  Kreuzern 

^unbegründet, 
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sonach  sämmtliche  Forderungen  unter  a ,  b  und  c ,  zusam 
men  mit  5,174,62t  Gulden  50  Kreuzern, 
zurückgewiesen. 

2)  Es  werden  als  liquid  und  —  vorbehaltlich  einiger  noch 
ausgesetzt  gebliebenen  Eidesleistungen  bezieh  ungsweiseals 
zahlbar  anerka  nnt: 

a)  die  in  der  I.  Abiheilung  der  dem  gegenwärtigen  Protokolle 
beigelegten  Tabelle  11  (Beilage  6  dieses  Protokolls)  enthal- 
tenen Posten  mit  1,174,320  Gulden  56  Kreuzern,  vorbe- 
haltlich jedoch  jener  Minderungen,  welche  aus  der  über 
die  Abstimmungen  zum  Commissionsvortrage  vom  2.  Sep- 
tember 1830  (§.  200  des  Protokolls)  zu  erwartenden  Be- 
schlussfassung noch  hervorgehen  werden ; 

b)  die  eben  daselbst  in  der  II.  Abtheilung  begriffenen  Posten  ' 
mit  154,214  Gulden  41  Kreuzern. 

3)  Es  werden  aus  sprechenden  Billigkcitsgrtindeu 
ferner  nachfolgende  Posten  als  liquid  erkannt  und  in  die  Ta-  . 
bellell  (Beilage  6  des  gegenwärtigen  Protokolls)  aufgenommen: 

a)  die  im  Coutexte  des  heutigen  Vortrages  und  in  der  Bei- 
lage 7  des  gegenwärtigen  Protokolls  specificirten ,  im  von 
Dano'schen  Rückstandsverzeichnisse  angegebenen  Forde- 
rungen mit  4,042  Gulden  24  Kreuzern ; 

b)  die  in  der  Tabelle  B  (Beilage  3  des  Protokolls  vom  2.  Sep- 
tember 1830)  unter  Nr.  24  bezeichneten  kleinen  Posten  mit 
352  Gulden  17  Kreuzern  und  31  Gulden  8  Kreuzern. 

4)  Als  definitiv  erloschen  werden  erklärt: 

die  in  der  Beilage  8  zum  Protokolle  vom  2.  September  1830 
und  in  der  Beilage  8  des  gegenwärtigen  Protokolls  be- 
nannten Forderungen  mit  76,992  Gulden  44  Kreuzern. 

5)  Bis  zum  Eintreffen  der  noch  abgehenden  Behelfe  zur  Nach- 
weisung der  in  der  Beilage  III  des  heutigen  Vortrages  (Beilage  9 
des  gegenwärtigen  Protokolle»)  gewürdigten  Forderungen ,  wird 
die  definitive  Entscheidung  über  letztere  noch  vorbe- 
halten, und  einstweilen  ein  Betrag  von  12,996  Gulden  even- 
tuell in  Reserve  gestellt,  welcher  Betrag,  für  den  Fall  endlicher 
Zurückweisung,  den  übrigen  Zahlungen  pro  rata  zuzuwach- 
sen hat 
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6)  Die  an  Absatz  1  des  gegenwärtigen  Beschlusses  Bethei- 
lieten  sind  von  den  sie  ^treffenden  Bestimmungen  durch  die 
Gtsaodscbaflcn  ihrer  Regierungen  in  Kenntniss  zu  setzen,  und 
wird,  so  viel  jene  in  der  Beilage  9  des  gegenwärtigen  Beschlusses 
Bezeichneten  angeht,  zur  baldigsten  Herbeiscba Ifang  der  noch  ab- 
gängigen  Bebelfe  die  Einleitung  getroffen  werden. 

a)  In  lebereinstimmuog  mit  den  Anträgen  des  Ausschusses. 


M. 

Bes chl n s s  der  Bundes  versammlung  vom  15.  November 
1838,  wegen  Befriedigung  von  Forderungen  an  die  ehe- 
malige Reichsoperationskasse. 

In  der  zwei  und  dreissigsten  Sitzung  am  1 5.  No- 
vember 1838  erfolgte  der 

Beschluss: 

lj  Von  dem  in  den  Bundes- Beschlüsse  vom  5.Novemer  1835, 
§.  444,  Absatz  2  und  3,  als  liquid  anerkannten  Summen  von 
1,332,961  Gulden  26  Kreuzern  werden  nunmehr  definitiv  als 
nhlbar  ausgesprochen; 

die  gesammten  Capitallbrderungen  mit  1,147,726  Fl.  17  Kr. 
i>)  der  durch  die  in  Gemässheit  Beschlusses 

vom  2.  April  1838,  §.  65,  an  die  Mä  u- 

r er1  sehe  Debitmasse  zurückgestellten 

zwei  Schuldscheine  entstandene  Mehr- 
betrag von   2,940  -  34  - 

t)  desgleichen  an  dieselbe  Masse  nach 

Bundes-Beschluss  vom  21.  Juni  1838, 

§.157,   11,844  -  15  - 

d)  die,  durch  Beschluss  vom  17.  Mai  1838, 

fj.  114,  nunmehr  als  liquid  erkannte 

Forderung  der  W  i  n  k  o  p  p '  sehen  Con- 

cursmasse  zu   4,332  

zusammen  mit  1,166,843  Fl.  6  Kr. 


* 
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e)  von  der  Wimmer'schen  Zinsforderung  bis  zum  3t.  Au- 
gust 1802  zu  185,235 Gulden  9 Kreuzern  so  viel,  als  durch 
die  dargeltotenen  Beiträge  der  Regierungen ,  welche  deren 
Zahlbarkeit  unbedingt  anerkannt  haben,  getilgt  werden 
kann,  sonach  ein  Betrag  von  71,823  Gulden  42  Kreuzern  ; 
wegen  Befriedigung  des  hiernach  noch  ungedeckten  Theils 
dieser  Forderung  bleibt  die  weitere  definitive  Bescbluss- 
nahine  vorbehalten. 

2)  Die  dem  gegenwärtigen  Beschlüsse  unter  Buchstaben  A 
und  B  beigefügten  Tabellen  sind  als  Grundlagen  der  von  jeder 
Regierung  zu  leistenden  Beiträge  und  der  den  einzelnen  Gläubi- 
gern zuerkannten  Summen  zu  bei  rächten. 

3j  Die  Zahlungen  sind  überall  durch  Vermittelung  der  Re- 
gierungen, welchen  die  Gläubiger  als  Unterlhanen  angehören,  , 
und  zwar  in  der  Art  zu  bewirken,  dass  jede  Regierung  aus  ihren 
Beiträgen  zuerst  ihre  eigenen  Unterthanen  befriedige, 
und  Falls  ihre  Beiträge  hierdurch  nicht  erschöpft  werden,  den 
treffenden  Uebersehuss ,  oder  Falls  ihre  Unterthanen  keine  For-  i 
derungen  zu  machen  haben,  ihren  ganzen  Beitrag  —  zur  weiteren 
Verabfolgung  an  die  einzelnen  Gläubiger  —  der  in  der  Tabelle  B,  1 
Spalte  XII  bis  XV,  bezeichneten  Regierungen  übermache,  ohne 
damit  eine  in  gegenwärtige  Liquldationsverhandlung  nicht  gleich 
Anfangs  aufgenomme  Abrechnung  zu  verbinden. 

4)  Die  Zahlungen  sind  spätestens  in  drei  Jahres  Tri-  \ 
sien  vom  15.  November  1838  an  zu  leisten.  Die  Bescheinigungen 
der  Reichsoperationskasse  -  Gläubiger  über  ihre  erfolgte  Befrie- 
digung, so  wie  deren  Verzicht  auf  fernere  Anforderungen  an  den 
Bund  sind  seiner  Zelt  zu  den  Acten  der  Bundes-Versammlung 

zu  bringen. 

5)  Den  Reklamanten  des  durch  den  Beschluss  vom  5.  No- 
vember 1835,  §.  444,  Ziffer  5,  in  Reserve  gestellten  Postens 
(Gräflich  von  Einsied  ersehe  Forderung)  ist  noch  eine  letzte 
peremtorische  Frist  von  sechs  Monaten  a  dato  zur  Beibringung 
der  abgängigen  Behelfe  verstattet,  nach  deren  Verlauf  sie  als  aus- 
geschlossen angesehen  und  die  dadurch  entstehende  Minderung 
der  Passivmasse  den  ihre  Matrlkularbeiträge  entrichtenden  Regie- 
rungen an  ihren  Quoten  pro  rata  zu  Gute  gerechnet  werden 
soll.-) 
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6)  Die  ßuades-Ka nzlei- Dfrection  wird  ermächtiget,  den  Re- 
Vierlingen,  welehen  die  Relchsoperattonskasse-tilSublger  als 
l  nterthanen  angehören,  auf  Verlangen ,  die  von  den  letzteren 
zum  Beweise  ihrer  Forderungen  bei  der  Hundes  -  Versammlung 
eingereichten  Documente  zu  verabfolgen. 

7)  Das  gegenwärtige  Tllgungsgeschäfl  bleibt,  bis  zu  »einer 
vollständigen  Erledigung,  unter  die  Obsorge  und  Gewährleistung 
des  Bundes  gestellt. 

a)  Der  Königlich  Sächsische  Ilerr  Gesandte  äusserte 
hiernächst:  er  setze  voraus,  dass  bei  dem  5.  Punkte  des  Beschlusses 
die  Meinung  dahin  gehe ,  dieEinsiedel'sche  Post ,  wenn  sich  die 
Gräflich  von  Ein si edel'schen  Erben  gehörig  zu  legitimiren  im 
Stande  seyen,  nach  ihrem  vollen  Quantum  von  8,664  Fl.  zu  bezahlen. 

Von  Seite  des  betreffenden  Ausschusses  wurde  bemerkt :  die 
Meinung  sey  dahin  gegangen ,  dass  für  die  fragliche  Forderung ,  im 
PaUe  ihrer  Liquidität,  nur  der  verminderte  Betrag  von  5,096  Gulden 
56  Kreuzern  zu  entrichten  sey. 

Die  Bundes-Versammlung  erklärte  hierauf:  dass,  Falls 
seiner  Zeit  bei  der  endlichen  Auszahlung  unerhobene  Posten  übrig 
bleiben  and  sich  dadurch  disponibele  Zahlungsmittel  ergeben  sollten, 
die  Einsiedel1  sehe  Post  nach  ihrem  vollen  Betrage  werde  berichtigt 
werden,  dass  aber,  wenn  dieser  Fall  nicht  eintreteu  sollte,  die  Bun- 
des-Versammlung vertrauensvoll  erwarte,  die  Königlich  Sächsische 
Regierang  werde  in  Rücksicht  auf  die  bereits  Statt  gefundene  Verkür- 
zung der  Forderungsbeträge  so  vieler  anderen  hülfsbedürftigen  Gläu- 
biger die  Erfüllung  ihres  desfallsigen  Wunsches  fallen  lassen. 


Ii. 

Beichluss  der  Bundesversammlung  vom  28.  Februar 
1839,  wegen  Befriedigung  von  Forderungen  an  die  ehe- 
malige Reichsoperationskasse. 

In  der  ersten  Sitzung  am  28.  Februar  1839  wurde 

beschlossen: 
Dass  diejenigen  Regierungen,  welche  zur  Abfindung  des  nach 
dem  Beschlüsse  vom  15.  November  1838  noch  ungedeckten  Theils 
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der  Wimm  er*  sehen  Zinsenforderung  von  185,235  Gulden 
9  Kreuzern  Beiträge  bewilliget  haben ,  diese  Beitrage  ebenfalls, 
spätestens  in  drei  Jahresfristen,  vom  15.  November  1838 
an  gerechnet,  an  die  K.  K.  Oesterreichische  Regierung  zur  wei- 
teren Verablblgung  an  die  Inhaber  dieser  Forderung  entrichten 
werden. 

Zugleich  ist  dem  gegenwärtigen  Protokolle  eine  Ueb er- 
sieht der  nunmehr  von  sämmtlichen  Regierungen  zur  Abfin- 
dung der  Wimmer'schen  Zinsenlbrderung  zu  entrichtenden 
Geldbeiträge  anzufügen. 
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XI. 

Beschluss  der  Bundes- Versammlung  vom  27. März 
1817,  betreffend  eine  Forderung  an  das  vormalige 
Deutsche  Reich,  ans  der  Zeit  des  drei  ssigjäh- 

rigen  Krieges. 

Drei  und  zwanzigste  Sitzung  am  27.  März  1817.') 

Der  Grossherzoglich  Mecklenburg  -  Schwerin- 
und  Strelitzische  Herr  Gesandte,  Freiherr  von 
Plessen:  erstattet  Vortrag  über  die  Denkschrirt  des  Für- 
sten  von  Waldburg  zu  WoKegg-Waldsee,  betreffend 
•  ■■Belohnung  rrüherer,  Kaiserlicher  Majestät  und 
dem  Reiche  geleisteten  Dienste  (s.  Einreichungs-Proto- 
M  Z.75,  vom  Jahre  1817).  Derselbe  weiset  nach,  dass  es  sich 
hierum eine  Forderung  an  das  vormalige  Deutsche  Reich, 
aus  der  Zeit  des  dreissigjährigen  Krieges  handle. 
Für  tapfere  und  mannhafte  Vertbeidigung  der  Stadt  Constanz  im 
Jahre  1633  gegen  den  schwedischen  Feldmarschall  Horn,  und  der 
Stadt  Lindau  1647  gegen  den  General  Wrangel,  scy  dem  Ur- 
Aelter-Vater  des  Herrn  Fürsten  (Graren  Maximilian  Wi- 
übald)  durch  holkriegsrälhliches  Decret  vom  17. November  1635 
eine  Belohnung  von  40,000  Fl.  ausgesetzt,  und  diese  anfänglich 
auf  die  Freiburg- Oepflngischen  Güter,  späterhin  aber,  unter 
Sanctionirung  mittelst  Kaiserlichen  Decrets,  aur  andere  „sichere 
Reichsmittel»  angewiesen  worden.  Ein  späteres  Allerhöchstes 
beeret  vom  15.  Mai  1647  habe  zu  den  40,000  Fi.  noch  30,000 Fl. 
zu  einiger  Entschädigung  der  von  dem  Feinde  auf  den  Gütern  des 
Grafen  angerichteten  Verheerungen  hinzugefügt,  ihm  in  Allem 
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also  70,000  Fl.  angewiesen  und  zwar,  wie  es  in  dem  Deerete 
heisse*.  „aus  allerhand  künftigen  extraordinären  Reichsmitlelii 
zu  entrichten."  Der  Graf  habe  sich  nach  dem  Westphälischeri 
Friedensschlüsse  bei  mehreren  Gelegenheiten  selbst,  jedoch  ver- 
geblich darum  gemeldet,  seine  beiden  Söhne  und  späteren  Descen- 
denten  seyen  in  ihren  Bemühungen  nicht  glücklicher  gewesen, 
und  eine  zuletzt  bei  der  Reichs-Deputation  zu  Regensburg  einge- 
reichte Denkschrift  habe  ebenfalls  keinen  besseren  Erfolg  gehabt. 
Der  Reciamant  glaube  bei  der  Bundes-Versammlung  diese  Forde- 
rung in  Anregung  bringen  zu  können,  erklart  aber  zugleich,  ob- 
wohl dieselbe  gegenwärtig  nach  169  Jahren  die  bedeutende  Summe 
von  699,287  Fl.  abwerfe,  dennoch  nur  140,000  Fl.  ansprechen 
zu  wollen,  und  bittet,  diese  Summe,  gleich  anderen  Passiven 
und  nach  der  Analogie  ihrer  Verlheilung,  zu  übernehmen. 

Der  Herr  Referent  bemerkt :  wenn  die  vorige  Reichs- Ver- 
fassung in  der  ganzen  Reihe  von  Jahren,  seit  dem  Westphälischen 
Frieden,  dem  Kaiser  und  Reiche  die  Mittel  nicht  dargeboten  habe, 
eine  blos  Im  Allgemeinen  zugesicherte  Belohnung  dir  tapfere 
Thaten  In  Erfüllung  zu  bringen,  so  sey  wohl  unverkennbar,  dass 
diese  in  der  neuesten  Zeit  und  unter  ganz  veränderten  Verhalt- 
nissen um  so  weniger  Statt  finden  könne;  und  es  lasse  sich  wohl 
schwerlich  behaupten,  dass  der  Jetzige  Deutsche  Bund  irgend  eine 
Verbindlichkeit  habe,  dergleichen  Forderungen  zu  befrie- 
digen. Eben  so  sehr  möchte  es  aber  l>el  der  Jetzigen  Lage  an 
den  Mitteln  fehlen;  es  möchte  daher  bestimmt  auszusprechen 
seyn,  dass  der  Reciamant  mit  dieser  völlig  unzulässigen  Forde- 
rung von  der  Bundes-Versammlung  abgewiesen  werde. 

Der  Vortrag  wurde  unter  Z.  50  beigelegt  und  unter  allge- 
meiner Beistimmung  zu  der  Ansicht  des  Herrn  Referenten 

beschlossen: 

Dass  Reciamant  mit  dieser  Forderung,  als  völlig  unzulässig 
und  nicht  hieher  gehörend,  von  der  Bundes-Versammlung  abzu- 
weisen sey. 

a)  Vergl:   Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung, Bd.  II,  S.  170,  171. 


Digitized  by  Google 


ßeschlnss  der  Buntles-Vers ammlung  vom  24. Man 
1824,  betreffend  eine  dem  Grafen  von  Hallberg 
reichschlussmässig  angewiesene  Rente,  und 
Interpretation  des  §.  24  des  Reichs-Depnta- 
tions-Hauptschlusses  vom  25.  Februar  1803. 

fillfte  Sitzung  am  24.  März  1824.») 

Nachdem  alle  Abstimmungen  eingegangen  waren, b)  schlug 
Praesidium  nachfolgenden ,  aus  der  Mehrheit  derselben  abge- 
leiteten Beschluss  vor,  wogegen  nichts  erinnert  wurde,  daher 

Beschluss: 

Die  Bundes  Versammlung  kann ,  mit  Rücksicht  auf  die  von 
den  Mitgliedern  der  ehemaligen  Reichs -Deputation  abgegebenen 
Erklärungen  sich  nur  dahin  aussprechen  e 

1)  Dass  den  im  §.24  des  Reichs-Deputations-Hauptschlusses r) 
mit  Gütern  und  mit  Renten  entschädigten  Reichsgrafen  auf  die 
Stimmt  zugewiesenen  Entschädigungsobjekte  eine  gleiche  Be- 
rtchtlgung  zustehe,  und  die  zur  Vorbereitung  des  Entschädi- 
pngs- Geschäftes  vorgeschriebene  Classiflcation  nur  bezweckt 
habe,  bei  Verkeilung  des  Ersatzes  die  möglichste  Erhaltung  des 
Reichs-  und  Kreisverbandes  zu  sichern ,  nicht  aber  auch  noch 
nach  erfolgter  Zuweisung  der  Ersatzobjekte  eine  blos  subsidiari- 
sche Berechtigung  für  die  letztere  Klasse  zu  begründen  $ 

1)  Dass  die  von  Hallbergische  Rente  von  6,880  Fl.  als 
»osschliessend  auf  Schussenrled,  und  nicht  als  auf 
Schusaenried  und  Weissenau  zusammen,  radlclrt  zu  betrachten; 
endlich 

J)  Dass  Dr.  Euler  als  Gräflich  Hallberglscher  Bevollmächtigter 

hiervon  zu  verständigen. 

fl)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
»ammlcng,  Bd.  XVI,  S.  146,  147. 
III.  9 
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b)  In  der51.  Sitzung  am  12.  October  1818  erstattete  der 
Königl.  Baierische  Gesandte  Vortrag  über  eine  Vorstel- 
lung des  Grafen  v.  Hallberg,  den  Genuss  einer  reichs- 
deputationshaupt  sc  hluss  massig  angewiesenen,  auf  die 
vormalige  Abtei  Schussenried  in  Württemberg  radi- 
cirten  ewigen  jährlichen  Rente  von  6,880  Fl.  betrefTend, 
welche  15  Jahre  reichsschlusswidrig  unbezahlt  geblieben  und  noch 
zurükbehaltcn  werde.  In  derselben  Sitzung  erfolgte  der 

Besc  hluss: 

1)  Dass  die  allerhöchsten  und  höchsten  Höfe  von  Oes  ter reich, 
Preussen,  Baiern,  Sachsen,  Württemberg  und  Kurhes- 
sen, als  Glieder  der  im  Jahre  1802  -1803  bestandenen  ausserordent- 
lichen Rcichs-Deputation,  um  ihre  vorläufige  Acusserung  ersucht  wür- 
den, in  welchem  SinneSie  bei  Entwerfung  desReichs- 
deputations-Hauptschlusses  den  §.  24  desselben  genommen 
haben; 

2)  wäre  das  ehrerbietigste  Gutachten  an  die  höchsten  Commil-  , 
tonten  zu  erstatten,  dass  der  Bundes- Versammlung  die  Vollmacht  und 
Instruction  ertheilt  werde ,  mit  Rücksicht  auf  jene  erbetenen  Erklä- 
rungen eine  authentische  Interpretation  dieser  Stelle  zu 
ertheilen :  • 

I.  ob  die  Befriedigung  der  Entschädigungen  der  Reichsgrafen, 
welche  ihnen  durch  unmittelbares  Gebiet  und  auf  dasselbe  ge- 
legte jährliche  Renten  regulirt  und  angewiesen  wurde,  ohne 

.  Priorität  verstanden,  oder  auch  noch,  nach  geschehener  Aus- 
mittelung, als  k  lassen  weise  augeordnet,  anzusehen  sey?  und 

II.  ob  die  dem  Grafen  vou  Hallberg  angewiesene  Rente  von 
6,880  Fl.  auf  den  Abteien  Schussenried  und  Weissenau ,  oder 
nur  auf  der  Abtei  Schussenried  radicirt  zu  verstehen  sey? 

Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes- Versamm- 
lung, Bd.  VI,  S.  215-220. 
Nach  den  hierauf  in  verschiedenen  Sitzungen  abgegebenen  aus- 
führlichen Erklärungen  und  Abstimmungen  (Protokolle u. s.w. 
Bd.  VII,  S.  57,  209,  Bd.  IX,  S.  72,  Bd.  X,  S.  257,  Bd.  XI,  S.  78, 
Bd.  XIII,  S.  176,  198  ,  238,  Bd.  XIV,  S.  7,  Bd.  XV,  S.  528,  595) 
erfolgte  die  Interpretation  des  §.24  des Reichsdeputations-Haupt- 
schlusses  durch  den  Beschluss  der  Bundes-Versammlung 
vom  24.  Marz  1824. 

c)  Vergl:  Diplomatisches  Archiv  u.s.  w.  Thl.  I,  Abth.  I, 
S.  176. 
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xni. 

Verhandlungen  and  Beschlüsse  der  Bundes- 
versammlung in  Betreff  der  transrh enanischen 
Su  st  en  tat  ion  s  -Angelegenheit. 


Beschluss  der  Bunde s-Ver Sammlung  vom  14.  November 

1818. 

Zweites  Protokoll  der  dritten  Sitzung  am  14.  No- 
vember 1816.') 

Praesidium:  schlägt  fUr  die  Abstimmung  in  der  trans- 
rhenanischen  geistlichen  Sustentations- Angelegenheil,  wegen 
der  eigenen  Dringlichkeit  derselben,  eine  sechswöchent- 
liche  Frist  vor. 

Beschluss: 

Dass  zur  Abstimmung  über  die  transrhenanische  geist- 
liche Sustentationssacbe1)  Verlass  auf  sechs  Wochen  zu 
oehmeo  sey. c) 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammln!]-.  Bd.  I ,  S.  75. 

Die  transrhenanische  Sustentations- Angelegen- 
heit gehört  zu  den  vorzüglicheren  Geschäften,  welche  der  Bundes- 
versammlung durch  die  Bundes  -  Acte  selbst  speciell 
abertragen  worden.  Es  folgen  deshalb  hier  die  Verhandlungen  in 
dieser ,  durch  manche  Zwischenfälle  vernickelt  und  weitläuftig  ge- 
wordenen ,  Sache ,  so  weit  es  zur  Uebersicht  des  Ganzen  und  Kennt- 
niss  der  Resultate  erforderlich  schien.  Minder  wichtige  Erörterungen 
sind  indessen  auch  hier  nur  durch  specieUe  Nachweise  angegeben. 

9* 
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b)  Der  Reichs-Deputations-Hanptschluss  vom  25.  Fe- 
bruar 1803  ordnet  diese  Sustentation  solcher  Individuen ,  welche 
durch  die  Bestimmungen  desselben  ihre  Stellen  verloren  haben  in  den 
§§.  50  u.  f.  unter  mannichfachen  Modifikationen  an.  Im  §.  75  heisst  es 
namentlich:  „Für  diejenigen  geistlichen  Regenten  mit  ihren  Dom- 
capiteln  und  Dienerschalten  ,  denen  auf  dieser  Rheinseite,  wie  z.  B. 
dem  Herrn  Fürstbischöfe  zu  Basel,  sehr  wenig  an  Landen  und 
Einkünften  übrig  bleibt,  oder  welche  jenseits,  wie  z.  B.  der  Herr 
F  ü  r  s  t  b  i  s  c  h  o  f  zu  L  ü  1 1  i  c  h ,  alles  verloren  haben ,  ist  nöthig  einen 
besondern  Fond  zu  bestimmen  ,  woraus  ihr  billiger  Unterhalt  herge- 
nommen wird  u.  s.  w." 
Vergl :  Diplomatisches  Archiv  u.s.w.  Thl.  I,  Abtli.  I,  S.  196 
u.  f.  (Nr.  V.) 

Es  bestimmt  demnächst  der  Artikel  XV  der  Deutschen  Bun- 
des-Acte  vom  8.  Juni  1815  Folgendes: 

„Die  Fortdauer  der  auf  die  Rheinschifflfahrts-Octroi  angewiesenen 
direeten  nnd  subsidiarischen  Renten,  die  durch  den  Reichs-Depula- 
tionsschluss  vom  25.  Februar  1803  getrofTenen  Verfügungen  in  Betreff 
des  Schuldenwesens  und  festgesetzter  Pensionen  an  geistliche  und 
weltliche  Individuen,  werden  von  dem  Bunde  garantirt." 

,,Dic  Mitglieder  der  ehemaligen  Dom-  und  freien  Retchsslifter 
haben  die  Befugniss  ihre  durch  den  erwähnten  Reichs-Depntatioos- 
schluss  festgesetzten  Pensionen,  ohne  Abzug,  in  jedem  mit  dem  Deut- 
schen Bund  in  Frieden  stehenden  Staate  verzehren  zu  dürfen." 

„Die  Mitglieder  des  Deutschen  Ordens  werden  ebenfalls  nach  der 
in  dem  Reichs-Dcputations-Hauptschluss  von  1803  für  die  Domstifler 
festgesetzten  Grundsätzen ,  Pensionen  erhalten ,  in  so  fern  sie  ihnen 
noch  nicht  hinreichend  bewilligt  worden,  und  diejenigen  Fürsten, 
welche  eingezogene  Besitzungen  des  Deutschen  Ordens  erhalten  ha- 
ben ,  werden  diese  Pensionen,  nach  Verhältniss  Ihres  Antheils  an  den 
ehemaligen  Orden sbesitzungen,  bezahlen." 

„Die  Berathug  über  die  Regulirung  der  Sustentations- 
Casse  und  der  Pension  en  für  die  üb  er  rh  ei  nisc  he  n  Bischöfe 
und  Geistlichen,  welche  Pensionen  auf  die  Besitzer  des 
linken  Rheinufers  übertragen  werden,  ist  derßundes- 
Versammlung  vorbehalten.  Diese  Regulirung  ist  b  i  n  n  e  n  J  a  h- 
resfrist  zu  beendigen;  bis  dahin  wird  die  Bezahlung  der  erwähnten 
Pensionen  auf  die  bisherige  Art  fortgesetzt." 
Vergi.  auch:  J.  L.  Klüber,  Acten  des  Wiener  Congresses  u.  s.  w. 

,,  Bd.  II ,  S.  363 ,  470  ,  489,  501 ,  534.  . 

» 
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I  L  KI  über .  Uebersicht  der  diplomatischen  Verhandlungen  des 

Wiener  Congresses,  S.  458  u.  f. 
Bemerkungen  über  den  §.  75  des  Reichsfriedcns-De- 

putations-Hauptschlusses  (Germanien,  1805,  8.) 
Tittmann,  Darstellung  der  Verfassung  des  Deutschen  Bundes, 

S.  165  u.  f. 

e)  Die  transrhenanische  Sustentationss aclie  gehörte 
zu  den  drei  ersten  Gegenständen  der  Verhandlung,  für 
deren  Verlassnehmung  in  der  dritten  Sitzung  am  14.  November  1816 
Besch  luss  gefasst  wurde.  (Ausser  fnr  sie  geschah  dies  wegen  der  Ge- 
schäft sordnu  ng  nnd  der  Mi  IHK  r  Verhältnisse  des  Bundes.) 


Anzeige  des  Königlich  Niederländischen  Grossher- 
io glich  Luxe mb urg ischen  Gesandten  nnd  Beschluss 
der  Bundes-Yersammlung  vom  18.  November  1816,  nebst 

Anlagen. 

Anzeige  des  Königlich  Niederländischen 
Grossherzoglich  Luxemburgischen  Gesand- 
ten und  Beschluss  der  B u ndes- Ve rsam m  lu  ng 

vom  18.  November  1816. 

«  > 

Vierte  Sitzung  vom  18.  November  181 6.\) 
Luxemburg:  Nach  dem  gerechten  und  milden  Deutschen 
Sinn,  war  die  Aufmerksamkeit  auf  Personen  und  Familien,  die 
sich  in  einer  nicht  giücklichen  oder  nicht  entschiedenen  Lage  be- 
fanden, nämlich  dashekannteSustentationswesen  der  Jen- 
seits rheinischen  Geistlichkeit  und  Dienerschaft, 
eines  unserer  ersten  Geschäfte. 

Was  nun  Lütt  ich  betrifft,  sobald  ich  nur  im  Fall  war, 
meinem  Hofe  die  Sache  umständlich  und  gründlich  vorzutragen, 
sind  von  Seiner  Königlichen  Majestät  alsbald  so  vollständige  Ver- 
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Fügungen  getroffen  worden,  die  alle  Verwendung  dahin  überflüs- 
sig machen. 

Diese  Verfügungen  sind  in  dem  angebogenen  Rescripte 
(1.)  enthalten. 

Sie  entsprechen  also  gänzlich,  und  auch  in  Absicht  des  Ter- 
mins dem  Wiener  Pactum,  unsern  Absichten  und  auch  derNote, 
die  mir  von  den  hier  anwesenden  vereinten  Gesandscbaflen  der 
Königlichen  Höfe  von  Baiern,  Hannover  und  Württem- 
berg und  der  Grossherzoglich  Badischen  kürzlich  in  der  Be- 
ziehung ist  zugestellt  worden ,  und  welche  ich  mit  meiner  Ant- 
wort diesen  Bundesacten  (s.  Anl.  2  und  3)  beifüge. 

Es  bleibt  nun  nur  noch  übrig : 

1)  die  Liquidation ,  über  welche  ich  ohne  Verzug  die  König- 
lichen Befehle  einhole ;  und 

2)  die  Rückstände  bis  zum  Jtmuis  dieses  Jahres. 

Da  sie  gänzlich  zur  Erledigung  des  Gegenstandes  gehören, 
und  Unterthanen  meines  Königs  betreffen,  so  empfehle  ich  sie  so- 
wohl den  Höfen,  die  es  betrifft,  als  dem  forlgesetzten  Augenmerk 
der  hohen  Bundes-Versammlung. 

Praesidum:  Die  ganze  Versammlung  huldigt  gewiss  gern 
vorläufig  mit  dem  lebhaftesten  Danke  dieser  Mitralen  Kntschlies- 
sung  Seiner  Majestät,  und  erkennt  dabei  mit  vorzüglichem  Ver- 
gnügen den  so  cdeln  als  wohlthätigen  Einfluss  des  Königlichen 
Herrn  Gesandten. 

Sämmtlichc  Herren  Gesandten  vereinigten  sich  vorläufig  in 
dem  Gefühle  des  innigsten  Dankes  für  die  wohlwollende  Ent- 
Schliessung Sr.  Majestät  des  Königs  der  Niederlande,  und  er- 
kannten zugleich  mit  den  verbindlichsten  Ausdrücken  die  Bemü- 
hungen des  Herrn  Gesandten,  Freiherrn  von  Gagern ,  zur  Be- 
schleunigung dieser  so  sehnlich  reclamirten  Hülfe. 

ßeschluss: 

Dass  vorläufig  unter  dankbarer  Anerkennung  der  wohlwollenden 
EntSchliessung  Sr.  Majestät  des  Königs  der  Niederlande,  bei  der- 
einstiger  Proposition  und  Schlussnahme  über  diese  Angelegenheit, 
hierauf  vorzügliche  Rücksicht  zu  nehmen  sey. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung. Bd.  [,  S.  81,  82. 
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Anlagen.  ,,  *  .  i 

Rescript  Sr.  Majestät  des  Künlgs  der  Niederlande,  d.  d. 
Brüssel ,  den  5.  November  1816.*) 

Abschrift  Wörtüche  Uebersetzung.  * 

W  Ir  Wilhelm  von  Gottes  Gnaden  u.  s.w.  u.  s.w. 
Auf  den  Vortrag  Unsers  Ministers  der  auswärtigen  Ange- 
legenheiten vom  4.  d.M.  Nro.240  und  seine  Betrachtungen  über 
den  Inhalt  einer  Depesche  des  Freiherrn  von  Gagern,  durch 
welche  dieser  Minister  seinen  gutachtlichen  Bericht  hinsichtlich 
der  Pensionen  erstattet  ,  welche  nach  geschehener  Einverleibung 
mit  Frankreich,  der  Lüttichischen  Geistlichkeit  und  den  Dienern 
des  ehemaligen  Fürst-Bischors  zugesagt  und  auf  die  Revenuen 
der  auf  dem  rechten  Rbeinufer  belegenen  Präbenden  angewiesen 
worden  sind,  und  welche  nach  dessen  Meinung  dem  Königreiche 
der  Niederlande  zur  Last  fallen: 

Haben  Wir  Uns  bewogen  gefunden ,  Unsern  Minister  der 
auswärtigen  Verhältnisse,  dem  Wir  die  Depesche  des  Freiherrn 
von  Gagern  hierbei  wieder  zurückgehen  lassen,  zu  ermächtigen, 
wie  Wir  ein  solches  hiermit  durch  Gegenwärtiges  thun,  dem  ge- 
nannten Freiherrn  von  Gagern  Vollmacht  zu  ertheilen,  um 
beim  Zeitpunkte  der  künftigen  Beratschlagungen  des  Bundes- 
tages über  diesen  Gegenstand  dahin  die  Erklärung  abzugeben, 
dass  Wir  geneigt  sind,  die  Bezahlung  der  Pensionen  an  das  Dom- 
capitel  von  Lüttich  und  an  die  Diener  des  ehemaligen  Fürstbischo- 
fes für  die  Niederlande  zu  übernehmen ,  und  solche  vom  Monat 
Juni  1816  an  nach  dem  durch  den  XV.  Artikel  der  Deutschen 
Bundes-Acte  festgesetzten  Fuss  zn  liquidiren. 

Unser  Minister  der  Finanzen  soll  von  dieser  EntSchliessung 
in  Kenntniss  gesetzt  werden ,  um  in  Gemässheit  der  in  obiger 
Erklärung  enthaltenen  Bestimmungen  vorzuschreiten. 

Brüssel,  den  5.  November  1816. 

(Unterz.)  Wilhelm. 

> 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlnng,  Bd.  I,  S.  84. 
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b. 

Note  der  Gesandten  von  Balern,  Hannover,  Würt- 
temberg und  Baden  an  den  Königlich  Niederländi- 
schen Gesandten,  Freiherrn  von  Gagern,  d.  d.  Frank- 
furt, den  29.  Oktober  1816.  •) 

Copte. 

Note. 

A  Son  Excel  lence 

Monsieur  le  Baron  de  Gagern  etc.  etc.  { 
Les  soussignäs  Ministres  plOnipotentiaires  de  L.  L.  M.  M. 
les  Kols  de  Bavttrc ,  d'Hanovre  et  de  Württemberg  et  de  S.  A. 
R.  le  Grand-Duc  de  Bade,  pivs  la  Diete  Germanique,  sontchar- 
g6s,  de  la  part  de  leurs  Souverains  respectifs,  de  faire  la  derla- 
ration  suivante  a  S.  E.  M.  le  Baron  de  Gagern,  Ministre  <teS, 
M.  le  Kol  des  Pays-Bas ,  en  le  priant  de  la  mettre  sous  les  yew 
de  Son  Souverain ,  et  d'appuyer  de  Son  intercession  la  r&laraa 
tion  qui  en  fait  l'objet.  i 
Par  le  XV.  Art.  de  l'Acte  de  la  Conf^ration  Germaaique, 
qui  fait  partie  de  l'Acte  G<5n6ral  du  Congräs  de  Vienne,  U  i 
616  stipulä :  I 

1 )  que  les  pensions  des  E vßques  et  autres  Ecclesiastiques  de* 
pays  sur  la  rive  gaucbe  du  Rhin  seront  transter&s  au? 
possesseurs  actuels  des  dits  pays  $ 

2)  que  cctle  afTaire  sera  regio  dans  le  delui  d'un  an ; 

3y  que  jusques-la  seulement  le  payement  des  pensions  aun 
lieu  comme  jusques-ici . 

Ce  dOlai  est  expirtf  le  16.Juin  1816.  Depuis  cette  «Spoquele 
dites  pensions  on  616  transf6r£es  sur  les  possessions  du  pays  di 
la  rive  gauche  du  Rhin  $  en  consOquence  aussi  ces  pensionnaire 
taut  ecclesiasliques  que  senil a ires  dans  le  pays  de  Ltege ,  aux 
quels  la  caisse  de  sustentation  ä  Francfort  a  payg  une  pension 
pendant  Ttfpoque  de  l'occupation  fran^aise ,  ont  passtf  ä  la  charg 
de  S.  M.  le  Roi  des  Pays-Bas.  Si  Tarrangement  de  ces  pension 
n'a  pas  encore  eu  lieu  ä  cause  des  emplcbemens  extraordinairc 
qui  sont  survenus,  cette  circonstance  ne  peut  tendre  au  pr^Judic 
de  ceux  qui  s^toient  chargds  jusques-la  de  la  sustentation  provi 
soire  des  dits  ecetesiastiques  et  employds ,  et  leur  Obligation  d 
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payerdes  eontributlons  on  Neuses  ä  la  caisse  de  s  listen  tat  Ion,  qui 
i  subsislee  Jusqulci ,  ne  saurait  se  prolonger  au-ddä  du  terrae 
deja  fixe  pour  leur  cessaUon.  Les  Cours ,  dans  les  6tats  des- 
peiles  les  pourvus  de  plusieurs  Ev6cb&  ou  probendes  on  fourni 
iusqu'alors  leur  quote  pour  reolrettea  des  pensioanaires  sur  la 
rive  gauche  du  Rhin ,  auraient  donc  Itl  pleinement  en  droit  de 
faire  cesser  ces  payemens  du  rooment,  oü  le  terme  flx<5  s'est 
ecoule\ 

Le  sota  d'emp^cher  que  des  pensionnaires  Agtfs  el  inflrmes 
oe  soient  exposls  ;i  se  voir  pri vrs  de  leur  subsistence  ntfcessaire, 
avaot  qu'on  ait  pourvuau  remplacementde  leur  pension,  pourralt 
Weoengager  les  Cours  de  Bavtere,  d'Hanovre  et  de  Bade  (mais 
a  lexception  de  celle  de  Württemberg ,  des  pr^bendaires  de  la- 
qadle  aucune  contribution  ä  la  caisse  de  sustentation  ne  peutetre 
itteadue ,  vu  qu'elle  Juge  que  les  bcsotns  actuels  de  cette  caisse 
soQt  sufflsamment  couverts  par  les  arri£r£s)  ä  prescrirc  que  les 
löotes  conlinueront  a  eHre  payöes  ;i  la  caisse  de  sustentation 
Jwqu'i  la  fln  de  rannte  courante.  Mais  ce^l  ne  saurait  avoir  Heu 
que  sar  le  pied  d'une  avance  a  rembourser  ensuite  aux  contrl- 
buables ,  et  m£me  cette  avance,  ainsi  qu'll  est  expressement  de*- 
fort  par  la  präsente,  ne  peut  £tre  aucunement  Continus  au-delä 
*i  terme  de  la  fln  de  l'annle  präsente. 

Les  sentimens  connus  de  S.  M.  le  Hol  des  Pays-Bas  ne  per- 
mettent  pas  de  douter  que  non  seulcment  S.  M.  avisera  ä  tems 
«R  moyens  pour  que  les  peusionnaires  dans  les  pays  sur  la  rlve 
jauche  du  Rhin,  qui  lui  sont  tomb£s  en  partage,  donc  aussi  dans 
*c  pay»  de  Li£ge,  qui  ont  öle  paytfs  Jusqu'ici  par  la  caisse  de 
fttaUUon ,  regoivent  ä  Tavenir  leurs  pensions  par  les  caisses 
kcepays,  mais  aussi  qu'elle  donnera  les  ordres  ndcessaires, 
aßn  que  les  quotes  payttes  par  les  pourvus  de  plusieurs  Evöchtte 
»uprtbendes  depuis  le  8.  Juin  Jusqu'ä  la  fln  de  la  präsente  anntte 
ieursoieat  rembours&js. 

Les  sousslgntfs  en  recommandant  cet  objet  aux  solns  offl- 
*ux  de  S.  E.  M.  le  Baron  de  Gagern ,  Ministre  et  Envoyd  de 
S.  M.  le  Roi  des  Pays-Bas ,  a  fln  d'obtenir  de  la  part  de  Son 
^«veraio  une  discussion  prompte  et  conforme  ä  la  juste  attente 
*  leurs  Cours ,  saisissent  avec  empressement  Toccasslon  de  lui 
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rcnouveller  les  assurances  de  leur  consideration  la  plus  dislin- 

<   fflfc   •   •    •  • 

,   Franc  fort,  le  29.  Octoure  1816. 

.     ,    ,.  (Sig.)  Le  Baron  de  Gruben. 

Marten*. 

Le  Baron  de  Linden. 
.   ,.      .  Le  Baron  de  Berstett. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  I,  S.  85,  86. 


Antwort  des  Freiberrn  von  Gagern,  d.  d.  Frankfurt,  den 

15.  November  1816.*) 

Copie. 
A  Leurs  Excellences 

Messieurs  les  Ministres  plenipotentiaires  f 
deBaviere,  d'Hanovre,  Württemberg  et  Bade, 
d.  d.  Francfort,  15.  Novembre  1816. 
Le  soussigne"  Ministre  ptenipolentiaire  de  S.  M.  le  Roi  des 
Pays-Bas,  Grand-Duc  de  Luxembourg,  möme  avant  reception 
de  la  note  de  L.  L.  E.  E.  M.  M.  les  Ministres  de  L.  L.  M.  M 
les  Rois  de  Baviere,  d'Hanovre  et  de  Württemberg,  et  de  S.  A. 
R.  le  Grand-Duc  de  Bade,  avait  pris  ä  tache  de  donneräsou 
Gouvernement  les  inrormations  nCcessaires  sur  les  anciens  cha- 
noines  et  employCs  de  Liege,  et  de  conduire  ainsi  ä  rapplicatiofl 

des  principes  dtablls. 

Ii  est  clair,  que  le  d£lai  apporte*  ä  Pouverture  de  la  Diele,  a 
egalement  retard«*  Parrangement  de  cette  affaire. 

Le  Soussigne*  sc  ftlicite  de  pouvoir  remettre  ä  L.  L.  E.  E 
copie  de  l'arrt?t£  pris  par  S.  M. ,  en  date  du  5.  de  ce  mois,  et  de 
depäches  du  Ministre  des  affaires  6traug£res ,  lesquelles,  piece 
röpondent  parfaitement  ä  rintenüon  de  L.  L.  E.  B. 

Le  Soussigm*  se  propose  d'en  faire  la  döclar&Uon  a  la  Diel 
et  d'en  demander  les  ordres  du  Roi  sur  le  modc  et  Tendroit  de  i 
liquidaUon. 


Digitized  by  Google 


139 


A  son  tour  11  prie  L.  L.  E.  E.  de  voololr  appuyer  de  tous 
lern  moyens  et  par  leur  Intervention  la  rentrec  des  arrtrages, 
dtts  encore  aux  pensionnaires  surmentfonnäs ,  et  flnit  par  expri- 
mer  ä  L.  L.  E.  E.  sa  haute  consldlratton. 

(Slg.)  Gagern. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Vcr- 
.ammlang,  Bd.  I,  S.  87. 


Antrag  de«  Königlich  Hannöverischen  Gesandten  auf 
Ernennung  einer  Commission  und  Beschlags  der  Bun- 
des Versammlung  vom  25.  November  1816. 

Sechste  Sitzung  am  25.  November  ! 81 6.') 
Hannover:  Der  Königlich  Hannoverische  Herr  Gesandte 
>tottet  Bericht  und  Gutachten  (s.  Anl.  19)  öher  die  das  Pensions- 
wesea  der  überrheinischen  Geistlichkeit  und  Dienerschaft  betreff 
faden  Eingaben ,  unter  Ziff.  15,  16,  19,  20,  30  und  36,  und 
W&t  darauf  an ,  eine  Commission  zu  ernennen,  welcher  Ibl- 
?eade  Attribute  beizulegen  wären : 

i)  Die  Revision  der  bisher  geflihrten  Rechnungen  der  sub- 
<Me£irten  Sustentations-Comniission ,  zu  welchem  Ende  letztere 
'♦»ftufordern  wäre,  sowohl  die  noch  nicht  revidlrten  Rechnungen 
kr  Jahre  1814  und  1815  derselben  vorzulegen,  als  auch  eine 
Stäckrechnung  vom  1.  Januar  bis  8.  Juni  1816  zu  fertigen,  da- 
mit aus  letzterer  der  reine  Zustand  der  Kasse  am  8.  Juni  1816 
tovor&che;  sodann  noch  eine  besondere  Berechnung  von  dem, 
was  seit  dem  8.  Juni  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  1816  verein- 
nahmet und  verausgabet  worden ,  beizufügen ;  mit  der  Bestim- 
nuo?,  dass  über  das  Jabr  1816  hinaus  weder  Zahlungen  geld- 
noch  laufende  Beitröge  eingefordert  werden,  und  was  so- 
tann  etwa  an  rückständigen  Beiträgen  noch  an  sie  geliefert  wer- 
ten sollte,  bis  auf  fernere  Verfügung  oder  endliche  völlige  Aur- 
h^fl$  der  Sustentallonskasse  und  Decharge  der  Rechnungsfüh- 
rer zu  asserwiren  sey. 
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2)  Auf  den  Grund  der  revidirten  Rechnungen  und  mit  einst- 
weiliger zum  Grunde  Legung  des  8.  Juni  1816  als  des  Tages, 
wo  spätestens  alle  Verbindlichkeit  der  Doppelt-Präbendirteo  xu 
ferneren  Beiträgen  aufgehört  hat»  einen  gutachtlichen  Bericht 
über  die  Frage  zu  erstatten,  welche  Doppelt-Prähendlrte  In  Ruck- 
stand gebliehen,  wie  viel  dieser  Rückstand  betrage,  und  auf 
welchen  Gründen  er  beruhe  ?  , 

3)  Einen  gutachtlichen  Bericht  über  die  Frage  vorzulegen, 
ob  nach  Massgabe  des  XV.  Artikels  der  Bundes-Acte  die  Ver 
bindllchkelt  der  Besitzer  der  Länder  auf  dem  linken  Rheinufer 
zu  Zahlung  der  Pensionen  erst  vom  8.  Juni  1816,  oder  schon 
von  dem  Zeitpunkte  anhebe,  wo  sie  provisorisch  oder  definitiv 
in  den  Besitz  der  Revenuen  dieser  Länder  gekommen  und  im  letz- 
teren Falle,  wie  aur  die  Vergütung  dessen  anzutragen  gey ,  was 
seit  diesem  Zeitpunkte  bis  zum  8.  Juni  1816,  so  wie  überhaupt 
in  jedem  Falle  auf  die  Vergütung  dessen ,  was  seit  dem  8.  Juni 
bis  zu  dem  Ende  des  Jahres ,  an  ihrer  Stelle  indeWte  durch  die 
Sustentationskasse  bezahlt  worden. 

4)  Unter  der  Voraussetzung ,  dass  so  wie  Seine  Königliche 
Majestät  der  Niederlande  sowohl  die  Entschädigung  desBisckofes 
von  Lüttich  schon  übernommen,  als  die  Pensionlruog  derLüt- 
tlcher  Domherren  und  Dienerschaft  seit  dem  8.  Juni  zu  überneh- 
men sich  bereit  erklärt  hat,  so  auch  die  Cantone  Bern  und  Ba- 
sel die  vollständige  Pensionlrung  des  Bischofes  und  der  Geist- 
lichkeit und  Dienerschaft  des  Bisthums  Basel,  mindestens  vom 
8.  Juni  1816,  unweigerlich  übernehmen  werden ;  einen  gutacht- 
lichen Antrag  über  die  Grundsätze  zu  machen,  nach  welchen  di* 
jenigen  Oberrheinischen  Pensionäre,  welche  von  den  Ländern, 
die  ursprünglich  anPreusscn  abgetreten  worden,  zu  überneh- 
men sind ,  zwischen  Seiner  Majestät  dem  Könige  von  Preussen 
und  denjenigen  Fürsten  zu  vertheilen  seyn  dürften ,  an  welche 
ein  Theil  dieser  Länder  von  Preussen  abgetreten  worden ,  damil 
diesem  gemäss  den  einzelnen  Pensionären  nachgewiesen  werden 
könne,  aus  wessen  Händen  sie  künftig  ihre  Pensionen  zu  erheben 
haben  werden.  I 

5)  Einen  gutachtlichen  Bericht  über  die  Frage  abzustatten 
wie  den  Pensionären  des  ehemaligen  Hochstifts  Strassburg,  dj 
ihre  Pensionen  von  keinem  der  Besitzer  des  linken  Rheinufer 
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besonders  zu  übernehmen  sind ,  zur  Sicherung  Ihrer  Pensionen 

verbolfen  werden  könne ; 

6)  Einen  gutachtlichen  Bericht  Ober  die  Frag«  zu  erstatten, 
liefern  einzelne  bei  der  Suslentationskasse  angestellte  Personen 
einen  gegründeten  Anspruch  aureine  Pension  zu  machen  haben, 
and  wie  ihnen  zu  dieser  verhoircn  werden  könne  $ 

7)  Endlich  noch  einen  gutachtlichen  Bericht  über  die  Frage 
zu  erstatten ,  oh  nach  den  Anträgen  einzelner  Pensionäre ,  der 

<rheBund  nach  l'eberwelsung derselben  an  die  Jetzigen  Lan- 
desbt sitzer ,  noch  eine  besondere  Garantie  der  richtigen  Zahlung 

Iben  zu  übernehmen  habe;  damit  auf  den  Grund  dieser  Be- 
richte die  Bundes- Versammlung  sich  über  diese  Gegenstände 
»dl*.T  berathen,  und  durch  Einholung  erforderlicher  Instructionen 
ihrer  Commlttenten  die  endliche  Regnlirung  dieses  Gegenstandes 
herbeiführen  könne. 

Gelegentlich  dieses  Vortrages  zeigt  der  Königlich  Bal- 
tische Herr  Gesandte  an,  er  habe  diean  die  beiden  Schwei- 
itr-Cantone  Basel  und  Bern  von  den  Gesandten  der  Königlichen 
Höfe  Baiern,  Hannover,  Württemberg  und  Baden,  gemeinschaft- 
lich In  dieser  Angelegenheit  erlassene  Note,  dem  Königlich 
Baierischen  in  der  Schweiz  accrcditirlcn  Gesandten  zur  weiteren 
Einsehreitimg  zugestellt,  auch  diesem  Herrn  Gesandten  zur 
Kenntniss,  die  Abschrift  des  von  Sr.  Majestät  dem  Könige  der 
Niederlande  inzwischen  eingetroffenen  Hescriptes  an  Se.  Excel- 
lenz  den  Herrn  Baron  von  Gagern,  piitgetheilt. 

Sämmtllcfce  Herren  Gesandten  vereinigten  sich  In  demt  dem 
Königlich  Hannoverischen  Herren  Gesandten  dargebrachten  Danke 
ftr  die  lichtvolle  Auseinandersetzung  der  Sustentationssache ,  so 
wie  in  dem  Ersuchen ,  die  so  zweckmässig  In  Antrag  gebrachte 
Commission  gelalligst  selbst  zu  übernehmen. 

Nachdem  der  Herr  Gesandte  sich  hierzu  bereitwillig  äusserte, 
wurde 

beschlossen: 
I)  Üass  die  angetragene  Commission  zur  Revision  der 
letzten  Jan  res-  und  St  ückrech  nun  g,  so  wie  überhaupt 
Wfl inte rsuch  u  ng  des  Kassa  -  und  Rech  n  ungssta  Il- 
des der  transrhenanischen  Sustenta  tlon  s- Com- 
mission dem  Königlich  Hannöverischen  Herrn  Gesandten 
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von  Martens  allein  übertragen  und  derselbe  ermächtiget 

werde,  dieMitglieder  dieser  transrhenanischen  Sustentatloos- 
„  (  Commission  zur  Rechnungsablage  und  Jeden  sonst  erforder- 
lichen Ausweis  aufzufordern ,  wobei  man  sich  von  dem  er- 
probten Eifer  derselben  ohnehin  versehe,  dasssie  mit  Allem, 
was  zur  Beförderung  der  Sache  dienlich  seyn  könne ,  von 
selbst  gern  an  Händen  gehen  würden ;  -  f  -  ' 

2)  Dass  in  dieser  Absicht  der  Kaiserlich  Oesterreichische  prä- 
sidirende  Herr  Gesandte  ersucht  werde,  den  Herrn  Minister 
Freiherrn  von  Eberslein,  als  bisherigen  Präsidenten  der 
Sustentations-Commission ,  von  diesem  Beschlüsse  zu  ver- 
ständigen; und  dass  :  -.rmm  \ 

3)  nach  gepflogener  Richtigstellung  der  Rechnungen ,  der  Kö- 
niglich Hannöverische  Herr  Gesandte  nicht  minder  ersucht 
werde,  auch  die  übrigen  in  seinem  heutigen  Vortrage  er- 
wähnten Punkte ,  zur  Vorbereitung  der  Berichterstattung 
zu  begutachten. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  I ,  S.  99  u.  f. 

Denkschrift  der  doppeltpräbendirten  Mitglieder 
der  Deutschen  Domstifter,  die  lieber  tragung  der  Pen- 
sionen der  über  rheinischen  Bischöfe  und  Geistlichen  auf 
die  Besitzer  des  linken  Rheinufers  betreffend,  vom  6.  No- 
vember 1816. 

Nachträgliche  Aktenstücke  der  Deutschen  Bun- 
des-Verhandlungen,  als  An  hang  zu  den  Protokol- 
len der  Deutschen  Bundes- Versammlung  (V  Bände. 
•  Frankfurt  a.  M.  8.  Gedruckt  in  der  Bundes -Präsidial -Buch-  , 
druckerei,  1817-1820)  Bd.  I,  S.  20  u.  f. 


Vergl.  auch:  Geschichtliche  Darstellung  des  Schick- 
sals der  ehemaligen,  vor  der  französischen  Besitz- 
nahme des  linken  Rheinufer s,  in  diesen  Ländern  ange- 
stellten Staatsdiener,  und  rechtliche  Erörterung  der 
Ansprüche,  welche  sowohl  diese  als  jene  nachherdurch 
die  fra nzösische  Regierung  bis  zum  Jahre  1814  ange- 
stellt gewesenen  Beamten  auf  Wiederanstellang,  auf 
Beibehaltung  imStaats  dien  st,  oder  auf  lebenslänglichen 
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lliterhtlt  zu  machen  berechtigt  sind.  Im  Monat  Hornau« 

1816. 

Nachträgliche  Aktenstücke  der  Deutschen  Bundes- 
verband! an  gen  u.  s.  w.  Bd.  II,  S.  5  u.  f. 
Voq  dieser  Denkschrift  wurde  der  Bundes  - Versamm- 
lung in  der  ersten  Sitzung  am  13.  Januar  1817  von  dem  Gross- 
herzoglich Mecklenburgischen  Gesandten  Kenntniss  ge- 
geben and  demnächst 

beschlossen: 

Die  Denkschrift  über  die  rechtlichen  Ansprüche  der  Staatsdiener  des 
Rlieinafers  zur  beliebigen  Einsicht  in  dem  Archive  des  Bundes  zu  hin- 
trnfiren. 

S.  Protokolle  d  er  Deutschen  Bundes- Versam m hing, 
Bd.  I,S.  247,248. 


D. 

Erklärung  des  Königlich  Preussischen  Gesandten 
udBeschluss  der  Bundes-Ver Sammlung  vom  16.  De- 

cember  1816. 

Zwölfte  Sitzung  am  16.  December  1 8 1 6. •> 
Praesidium:  Der  Königlich  Preussische  Herr  Gesandte 
tat*  geäussert,  in  Betreff  der  Suslentationssache  der  überrhel- 
fiischen  Geistlichkeit  und  Dienerschall,  eine  Erklärung  zu  Pro- 
tokoll geben  zu  wollen  5  man  sehe  sich  daher  veranlasst ,  das 
beulige  Protokoll  hierzu  zu  eröffnen. 

Preussen :  Der  Königlich  Preussische  Herr  Gesandle  er- 
klärt •.  Se.  Majestät  der  König,  mein  allergnädigster  Herr,  haben 
alt  hohem  Interesse  aus  meinen  Berichten  ersehen ,  dass  nach 
Anleitung  des  Artikels  XV  der  Bundes-Acte,  die  Regulirung  der 
Surtentationskasse  und  der  Pensionen  der  Uberrheinf sehen  Gelsl- 
Hchkeit  und  Dienerschaft  einer  der  Gegenstände  Ist,  die  Jetzt  der 
kraUmng  der  Bundes- Versammlung  vorliegen. 

Seine  Majestät  wünschen  die  Erreichung  des  beabsichtigten 
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Zwecks  der  definitiven  EntocheldUDg  dieser  wichtigen  und  schwie- 
rigen Angelegenheit,  insofern  Sie  dazu  beitragen  können,  zu 
erleichtern  und  zu  befördern,  und  haben  mich  In  dieser 
Rücksicht  zu  erklären  ermächtiget: 

a)  Dass  Allertöchstdieselben  In  Folge  Ihrer  Gerechtigkeit 
und  Billigkeit,  auch  den  Bestimmungen  des  Artikels  XV  der 
Bundes- Acte  über  das  Sustentatlonswcsen ,  nach  möglichst 
liberalen  Grunds  ätzen  Folge  geben  wollen; 

b)  Dass ,  obgleich  gedachter  Artikel  den  Termin  der  neuen 
Verbindlichkeit  überhaupt  auf  den  8.  Juni  1816  hinzuweisen 
scheint,  Allerhöchst  Seine  Königliche  Majestät  doch  auch  geneigt 
seyn  werden ,  einen  früheren  auf  die  provisorische  oder 
definitive  Besitznahme  der  überrheinischen  Länder  zurück- 
führenden Termin  dafür  anzuerkennen,  wenn  die 
Mehrheit  der  ßundesglieder  sich  dahin  aussprechen  sollte,  und 
dadurch  eine  leichtere  Entscheidung  der  Sache  bewirtet  werden 
könnte; 

c)  Dass  ferner  Allerhöchstdieselben  es  billig  finden ,  dass  bei 
der  verschuldeten  oder  nicht  verschuldeten  Versäumniss  der  alten 
Zahlungspflichtigen  in  den  preussischen  Staaten ,  die  preussische 
Staatscasse,  mit  Vorbehalt  ihres  Regresses  an  Jene  Pflichtigen, 
für  das  Vergangene,  sogleich  zu  Gunsten  der  dürftigen  Em- 
pfänger einen  einstweiligen  Vorschuss  mache,  und 
daher  Allerhöchstdero  Finanzminister  angewiesen  haben,  zu  die- 
sem Behufe  sofort  einen  vollen  Jahresbeitrag  zu  zah- 
len; und  endlich 

d)  Dass  Seine  Majestät  Sich  vorbehalten ,  das  Beispiel,  wel- 
ches Seine  Majestät  der  König  der  Niederlande  in  Ansehung 
derjenigen  ihrer  Staaten,  die  nicht  zum  Deutschen  Bunde 
gehören,  durch  ihre  gerechte  und  billige  Erklärung  gegeben 
baten,  zweckmässig  zu  benutzen,  um  auf  dazu  geeignetem  Wege 
ähnliche  Erklärungen  von  Seiten  der  Cantone  Bern  und  Basel 
zu  bewirken. 

Ich  beehre  mich,  mich  dieses  Auftrages  in  dieser  hohen  Ver- 
sammlung zu  entledigen,  und  gebe  diese  Erklärung  zu  Protokoll. 

Oesterreich:  Kön  ne  diese  Erk  lärung  der  Königlich  Preus- 
sischen Gcsandschafl  In  der  Sustentationssache  der  überrheini- 
sefaea  Geistlichkeit  und  Dienerschaft  nur  als  höchst  liberal  und 


Digitized  by  Google 


145 

zwetkmässig  mit  Danke  anerkennen ,  und  werde  bei  der  Haupt- 
proposition  Uber  diese  Angelegenheit  hieraur  gebührende  Rück- 
siebt  nehmen . 

Bilem:  Unter  gleiehflallsiger  Verdankung  der,  von  Sr. 
Excelleat  dem  Königlich  Preussiscben  Gesandten  bewirkte«,  so 
tötet  liberalen  Anordnung  Ihro  Majestät  des  Königs  von  Prei- 
sen behalte  man  sich,  sofern  die  Krone  Baiern  wegen  jenseits 
Rheines  etwa  erhaltener  geistlicher  Guter  dahei  betheiligt  seyn 
Monte,  die  Berichterstattung  an  seinen  Allerhöchsten  Hör  bevor. 
Es  sey  einer,  den  Verhältnissen  angemessenen,  nicht  minder 
för  die  betheiligten  Individuen  tröstlichen  Aeusserung  um  so 
flrtir  entgegen  zu  sehen,  als  Ihro  Majestät  der  König  von  Baiern 

'•ifht  nilP  hlthor  flufiii*  UnntrA  iroiporrnn  liolw»  %mn  Ann  In  ll<iU*Pfl 
umiK  uui  HI9IICI  UdlUl  CW)l  £;  r"  £;cirdJ;LIl  lldiJC,  VÜII  UtlJ   III  IJalCl  II 

-'eigenen  Sl i Hern  während  den  Kriegsjahren  die  Beiträge  leisten 
I  lassen ,  sondern  auch  noch  sogar  supererogatorlseh  sich  ge- 
riet erklärt  hätte ;  diese  Zahlungen  sogar  bis  zum  Ende  des 
Jahres  1816  fortzusetzen ,  weiches  Jedoch  dermalen  die  aller- 
Mste  Entscheidung  Ihro  Majestät  des  Königs  der  Niederlande, 
»wie die  anhoffende  Beistimmung  der  Cantone  Basel  und  Bern 
überflüssig  gerecht  habe. 

Sachsen:  wie  Oesterreich. 

Hannover:  erkennt  mit  vielem  Danke  die  von  Preusseu 
ifl*  Baiern  geäusserten  liberalen  Gesinnungen  und  überzeugt 
sitb,  dass  diese  von  Seiten  des  letzteren  Hofes  sich  nicht  bios  auf 

lei>ernahme  Oberrheinischer  Pensionen ,  sondern  auch  auf 
■e  Beiträge  aus  seinen  Stiftern  diesseits  des  Rheins  erstrecken 
^^nien. 

SämotUiche  übrige  Stimmen  vereinigten  sich  mit  Oester- 
reich; daher 

Besehhiss: 

toss  unter  dankvoller  Anerkennung  der  so  liberalen  als  zweek- 
'^ieen  Erklärung  der  Königlich  Preussiscben  Gesandschall  bei 
Einstigem  endlichen  Abschlüsse  in  der  überrheinischen  geist- 
Vxten  Sostentations- Angelegenheit  hierauf  die  gebührende  Rück- 
st* zn  nehmen  sey. 

«)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bnndes-Ver- 

tandiif,  Bd.  i,  s.  169,  iro. 
ni.  10 
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E. 

Weiterer  Vortrag  des  Königlich  Hannöverischen  Ge- 
sandten and  Abstimmnngen  vom  19.  December  1816.  — 
Ab  Stimmung  undBeschlnss  derBundes  Versammlung 

Yom  23.  December  1816. 

Dreizehnte  Sitzung  vom  19.  December  1816. •) 

•  Praesldium:Der  Königlich  Hannöverische  Herr  Gesandte 
von  Martens  habe  sich  bereit  geäussert,  in  der  überrheinischen 
geistlichen  Sustentations- Angelegenheit  weiteren  Vortrag  zu  er- 
statten ,  wozu  man  hiermit  Gelegenheit  geben  wolle.  i 

Der  Herr  Gesandte  von  Martens  verllest  dem  zufolge 
seinen  zweiten  ausführlichen  Bericht  an  die  Bundes- Versammlung, 
betreffend  die  transrhenanische  Sustentationskasse  (s.  Anl.  33) 
und  legt  derselben  mehrere  Punkte  zur  Entscheidung  und  Bericht- 
erstattung vor,  die  vor  der  Hand  jenes  genaue  Detail  über  die 
Concurrenzpflichtigkeit,  wirkliche  Entrichtung  zu  der  Susten- 
tationskasse, ihreExigenz,  Berechtigung  der  darauf  Anspruch 
machenden,  über  die  Einnahme  und  Ausstände  dieser  Kasse 
u.  s.  w.  nicht  erheischten ,  und  über  die  es  höchst  wünscbens- 
werth  wäre ,  dass  man  sich  vor  Allem  vereinigen  möchte ,  wo- 
nächst  der  Abschluss  der  Rechnung  eine  blosse  Rechnungssache 
seyn  würde. 

Der  erste  dieser  Punkte  betrifft  die  Frage:  seit  welchem 
Zeitpunkte  die  Pensions- Verbindlichkeit,  nach  Massgabe  des 
XV.  Artikels  der  Bundes -Acte,  welche  die  Congress  -  Acte  be- 
stätiget hat ,  auf  die  neuen  Besitzer  des  linken  Rheinufers  über- 
geht? 

Nach  dem  Dafürhalten  des  Herrn  Referenten  schienen  nur 
zwei  Termine  denkbar;  entweder 

1)  von  derzeit  an,  wo  die  neuen  Besitzer  der  Lande  am  linken 
Rheinufer,  in  den  provisorischen  oder  definitiven  Besitz  der  Lan- 
deseinkünfte ,  aus  welchen  diese  Pensionen  zu  bezahlen  seyen, 
gesetzt  worden  wären,  welches  bei  den  meisten  der  1.  Juni  1815 
seyn  würde ;  oder 
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2)  der  Monat  Mai  1816  in  dem  Betrachte,  dass  der  XV.  Ar- 
tikel der  Bundes-Acte  die  Reguliruag  der  Sustentations -Ange- 
legenheit binnen  JahrpsrrUt  7.11  beendigen    und  bin  dahin  die 

schreibe. 

Ein  dritter  Termin  scheine  nicht  zulässig ,  da  die  Verzoge- 
ne dieser  Regulirung  den  Doppelpräbendirlen  nicht  zum  Nach- 
tbeüe  gereichen  könne. 

Der  Herr  Referent  halt  den  ersten  Termin  vom  1.  Juni 
1815  für  den  einzig  rechtmässigen,  weil  der  Besitz  der 
Länder,  auf  welchen  diese  PensionsverDflichtunir  ruhe  der  wahre 
Grund  sey,  auf  welchem  die  Verweisung  der  Pensionäre  an  diese 
Landesherren  beruhe. 

Der  zweite  Punkt  trifft  die  Berechnung  der  Quoten  der 
Ilster  gezahlten  Pensionen  und  ihrer  Rückstände,  wovon  wieder 
die  richtige  Aufstellung  eines  Schluss-EtaU  anhängt. 

Nach  näherer  geschichtlicher  Erläuterung  dieses  zweiten 
Punktes  bemerkte  der  Herr  Referent,  dass  die  Ha upt Vorfrage : 
"■'■'der  1.  Mai  1815  oder  der  1.  Juni  1816  zum  Schlußtermine 
fcrßeiu-agsverbindlichkeit  angenommen  werde,  auch  zunächst 
*r  über  die  annoch  erforderliche  und  demnächst  leicht  genauer 
auszudehnende  Hauptrückstandssumme  entscheide. 

Die  dritte  Frage  geht  dahin,  oh  die  Iransrhenanischen 
geistlichen  Pensionisten  die  seit  der  Befreiung  Deutschlands,  De- 
rber 1813,  angesprochene  volle  Congruam  aus  der  Sustenta- 
fooskasse  fordern  können  ? 

Der  Herr  Referent  äusserte  die  Meinung,  dass  die  Recht- 
Lässigkeit  dieser  Ansprüche  noch  nicht  erwiesen  sey,  und  glaubt 
*  das  eigene  wahre  Interesse  der  Pensionisten  besser  zu  sorgen, 
*eon  er  darauf  antrage ,  dass  auch  die  Rückstände  bis  zu  dem 
^zunehmenden  Schlusstermin  ihnen  nur  auf  den  bisherigen  Fuss, 
<■  ungeräbre  ZweidritUieii  oder  die  Hälfte  dieser  Congrua  ge- 
sichert werden ,  dann  aber  der  Bundestag  sich  zu  ihren  Gunsten 
fei  den  ihre  Pensionen  übernehmenden  Regierungen  verwende, 
kmitsie,  wo  möglich,  nach  dem  Sinne  der  §§.  53  und  59  des 
%uUtionsschlussesh>  behandelt  würden,  mindestens  aber  die 
*oüe  Congrua  erhielten. 

Der  vierte  Hauptpunkt  trifft  die  Frage:  wie  sollen  die  er- 

10- 
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forderlichen  Rtickstandssummen  bis  zum  ersten  Juni  1815  Oder 
bis  zum  ersten  Mal  1816  herbeigebracht  werden? 

Zur  Beantwortung  dessen ,  bemerkt  der  Herr  Referent, 
müsse  In  die  genaue  rechtliche  Erörterung  der  Fragen  eingegan- 
gen werden: 

1 .  Sind  ausser  den  zur  Contribution  gezogenen  nicht  noch 
andere,  die  nicht  hätten  frei  bleiben  sollen? 

2.  Wie  viel  hat  Jedes  contribuable  Stift  beitragen  zu  müssen 
vermeint  und  wirklich  beigetragen? 

3.  Sind  die  Grundsätze,  nach  welchen  diese  Beiträge  gelie- 
fert worden ,  dem  Relchsdeputatlonsschlusse  gemäss? 

4.  Sind  die  Einreden ,  um  derentwillen  weniger  oder  gar 
nicht  mehr  gezahlt  worden ,  zu  Hecht  beständig? 

Nachdem  der  Herr  Gesandte  von  Martens  die  Schwierig- 
keiten historisch  darstellte,  die  sich  wahrend  der  Suslentations- 
kassen-VerWaltung  in  Hinsicht  der  Beiträge  ergeben  hatten ,  be- 
merkt derselbe,  dass  die  in  Jener  Voraussetzung  erforderliche 
förmliche  und  umständliche  Liquidation ,  weder  in  Ansehung  der 
Zeit,  die  sie  erheische,  noch  der  Kosten,  die  sie  nothweadlg 
mache ,  noch  der  unangenehmen  Streitigkeiten ,  die  sie  nach  sich 
ziehe,  mit  dem  Gegenstande  selbst  in  irgend  einem  Verhältnisse 
stehe.  Wenn  dagegen,  ohne  die  Sache  auf  die  Spitze  der  Rechts- 
gründe zu  stellen ,  ohne  eine  vollkommene  Peräquatlon  zu  be- 
zwecken ,  Jeder  der  Höfe ,  unter  dessen  Unterthanen  Doppelt- 
präbendlrte  sich  befänden ,  wie  Preussen ,  Baiern ,  Oesterreich, 
Hannover  und  Baden,  eine  einigermassen  verhältnlssmässige 
Summe  vorschösse,  oder  aus  dem  Zurückbehaltenen  J/,0  dar- 
reiche, oder  auch  nur  an  den  über  den  Schlusstermin  vorge- 
schossenen Summen ,  vorbehaltlich  der  Berechnung  mit  seinen 
Doppeltpräbendirten ,  sich  abziehen  Hesse ;  so  würde  die  Haft- 
summe leicht  und  schnell  herbeizuschaffen  seyn ,  und  dann  nur 
noch  einige  leicht  zu  regulirende  Punkte ,  wie  die  Pensionen  der 
vier  StPassburger  Präbendirten  und  der  drei  Mitglieder  der  Sus- 
tentationskasse  übrig  bleiben ,  um  sodann  ohne  Zeitverlust  das 
ganze  Institut  aufheben  zu  können. 

Die  Differenzen  zwischen  der  Sustentationskasse  und  den 
Königlich  Preussischen,  Königlich  Hannöverischen  und  Königlich 
Balerlsohen  Stiftern,  so  wie  mit  Jenen  InBaden  und  wegen Trient 
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usd  Bitten  mit  Oesterreich ,  setzt  der  Herr  Referent  näher  aus- 
einander, und  fügt  seine  Privat  mein  u  in:  als  lieferen  l  bei,  wie 
solche  gütlich  ausgeglichen;  und  wie  viei  von  Jeder  betretenden 
Regierung  beizutragen  übernommen  werden  konnte,  wonächst 
tie  Sustentationskasse  rein  aufzuheben  wäre. 

Der  Herr  Referent  geht  sodann  auf  die  approximative  Dar- 
stellung über,  was  jede  betheiiigte  Regierung  am  linken  Rhein- 
ifer  künftig  werde  zu  bezahlen  haben ,  und  was  endlich  wegen 
Verlheilung  der  überrheinischen  Pensionisten  in  den  unter  Ktt- 
rigüch  Preussische  Administration  gekommenen  Landen,  wegen 
Reguiirung  der  Strassburger  Pensionen  und  wegen  der  Beamten 
tot  Sustentationskasse  selbst  zu  erörtern  seyn  dürfte.  Dem 
I  km  'Ii  einiger  Pensionäre,  wegen  der  von  dem  Bunde  zu  über* 
nehmenden  Garantie  für  die  richtige  Zahlung  ihrer  Pensionen, 
ghatit  4er  Referent  gutachtlich  nicht  beipflichten  zu  können. 

Ad  Schlüsse  des  Vortrages  empfiehlt  der  Herr  Gesandte 
von  Martens  der  Bundes- Versammlung  auf  das  Dringendste  die 
der  Sustentationskasse  gemachte  Auflage ,  wonach  sie  die  an 
röckständigen  Beiträgen  eingehenden  Gelder  bis  auf  fernere Ver- 
fügung asserviren  sollte,  dahin  zu  modifleiren,  dass  solche,  be- 
sonders wenn  der  Vorschuss  eingegangen  sey ,  wozu  der  Kttnig- 
lkäPreussisrhe  Hof  schon  die  erfreuliche  Aussicht  gemacht  habe, 
autorisirt  werde,  Jenes  dritte  Dritlheil  für  1814  nachzubezahlen, 
dann  aber  es  im  Uebrigen  bei  den  vorgeschlagenen  Bestimmungen 
1*» enden  zu  lassen. 

Oesterreich:  trete  den  Anträgen  des  Herrn  Referenten, 
d  insbesondere  in  den  dringendsten  drei  Hauptpunkten  bei; 
wonach  1)  der  Termin,  von  welchem  an  die  Zahlung  der  Pen- 
sionen von  der  Sustentationskasse  auf  die  Besitzer  des  linken 
Käufers  übergehen  solle,  auf  den  ersten  Juni  1815  festzu- 
«tien;  2)  die  Rückstände  den  überrheinisehen  geistlichen  Peo- 
tortiten  Ms  zu  diesem  Schlusstermine  auf  den  bisherigen  Fuss  zu 
toeebnen  wären ,  dabei  Jedoch  von  der  Bundes- Versammlung  zu 
toeu Gunsten ,  Behufs  künftiger  Erhöhung  dieses  Kussel,  bei 
■i  die  Pensionen  übernehmenden  Regierungen  sich  zu  verweo- 
3)  die  Hereinbringung  der  Rückstände,  welche  zur  Zahlung 

Pensionen  bis  zum  ersten  Juni  1815  auf  bisherigen  Fuss  er 
«nierlkh  sind,  durch  verhällnissmässige  Vorschüsse  der  Regie- 
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rangen  zu  beschleunigen  5  über  diese  Punkte  endlich  alsbald  Be- 
richt zu  jerstatten ,  die  Sustentationskassc  aber  gleichzeitig  zu 
autorlsiren  sey:  sobald  ihr  die  erforderlichen  Gelder  eingingen, 
das  dritte  Drittheil  für  1814  nachzuzahlen. 

Preussen:  unter  Beziehung  auf  die  in  der  12.  Sitzung 
abgegebene  Erklärung,  wie  Oesterreich. 

Bai  er n:  finde  keinen  Anstand ,  nach  den  vorstimmenden 
verehrlichen  Abstimmungen,  zur  Berichtserstattung,  ganz  in 
dem  Sinne  der  Anträge  des  Herrn  Referenten ,  anzutragen.  So 
viel  die  Fortzahlung  bis  Ende  1816  angehe,  so  habe  man  zwar 
schon  früher  die  allerhöchste  Bewilligung  nachgewiesen,  bis  zum 
Ende  1816  die  Stifter  fortbezahlen  zu  lassen ,  erst  vor  Kurzem 
habe  Jedoch  der  Bevollmächtigte  der  diesseits  rheinischen  Stifter 
den  Antrag  gemacht ,  in  Gemässheit  der  Königlich  Niederländi- 
schen Erklärung,  alle  weitere  Zahlungen  zu  sistlren.  Man  werde 
Jedoch  nunmehr  den  Nothstand  der  Betheiligten  wiederholt  ein- 
berlchten  und  lasse  sich  alle  gütliche  Ausgleichungsweise  sicher 
gern  gefallen. 

Sachsen:  nach  dem  Antrage  des  Herrn  Referenten,  wie 
Oesterreich. 

Hannover:  wie  Oesterreich. 

Württemberg:  was  den  Termin  betrefTe,  von  welchem 
an  die  Zahlung  von  den  Besitzern  der  überrheinischen  Lande  zu 
übernehmen  wäre ,  wolle  man  denselben  der  Grossmuth  der  be- 
treffenden Regierungen  anheim  stellen,  sey  übrigens  mit  dem 
Herrn  Referenten  einverstanden,  und  behalte  sich  wegen  des  an- 
geregten geringfügigen  Württembergischen  Rückstandes  die  Er- 
läuterung bevor. 

Baden:  wie  Württemberg. 

Kurhessen:  stimmt  dem  Antrage  des  Herrn  Referen- 
ten bei. 

Grossherzogthum  Hessen:  mit  dem  Herrn  Referen- 
ten vollkommen  einverstanden. 

Dänemark,  wegen  Holstein  und  Lauenburg:  eben- 
falls. 

Niederlande,  wegen  des  Grossherzogthums  Luxem- 
burg: behält  sich  das  Protokoll  offen. 
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Grossherzoglich  und  Herzoglich  Sächsische 
Häuser:  wie  Oesterreich. 

Braunschwelg  und  Nassau:  wie  Hannover. 

Mecklenburg-Schwerin  und  Mecklenburg  S  tre- 
iitz:  einverständlich  mit  dem  Herrn  Referenten ,  wie  Oester- 
reich. 

Holstein-Oldenburg,  Anhalt  und  Schwarzburg: 
ebenfalls. 

Hohenzollern,  Liechtenstein,  Reuss,  Schauin- 
bürg- Lippe,  Lippe  und  VValdeck:  desgleichen. 

Die  freien  Städte  Lübeck,  Frankfurt,  Bremen 
und  H  am  bürg:  nicht  minder. 

Praesidium:  Die  überwiegende  Stimmenmehrheit  liege 
bereits  für  den  Antrag  des  Herrn  Referenten  vor,  man  wolle  In- 
dessen noch  die  Abstimmung  von  Luxemburg  in  der  näch- 
sten Sitzung  gewärtigen. 

Vierzehnte  Sitzung  am  23.  December  I  816. e) 

Praesidium:  wolle  zur  Ablegung  der  In  der  überrheini. 
sehen  geistlichen  Sustentationssacbe  noch  rückständigen  Luxem- 
burgischen Abstimmung  Gelegenheit  geben.' 

Niederlande,  wegen  des  Grossherzogthums  Luxem- 
burg: Mir  bleibt  nichts  übrig ,  als  zu  versichern ,  dass  ich  die 
Gründe  mit  Treue  und  Geflissenheit  meinem  Hofe  vortragen 
werde. 

Wegen  Luxemburg  bin  ich  nicht  betheiligt,  Lüttich, 
Bestandteil  des  Königreiches  der  Niederlande ,  erfordert  eigene 
Rücksichten. 

Zu  meiner  Erklärung  des  Schlusses  des  XV.  Artikels  der 
Bundes-Acte  ist  es  deswegen  noch  nicht  Zeit. 

Nach  der  vorliegenden  Stimmenmehrheit  erfolgte  der 

Bcschluss: 

1)  Dass  der  Termin,  von  welchem  an  die  Zahlung  der 
Pensionen  von  der  Sustentationskasse  auf  die  Besitzer  des  lin- 
ken Rheinufers  übergehen  solle,  von  Seiten  der  Bundes -Ver- 
sammlung auf  den  1.  J  u  n  I  1815  festzusetzen ; 
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2)  Die  Rückstände  den  tiberrheinischen  geistlichen  Pen- 
sionisten bis  zu  diesem  Schlusstermine  nach  dem  bisherigen 
Fusse  zu  berechnen,  dabei  jedoch  von  der  Bundes- Versammlung 
zu  ihren  Gunsten,  Behufs  künftiger  Erhöhung  dieses  Fusses,  bei 
den  die  Pensionen  übernehmenden  Regierungen  sich  zu  verwen- 
den, die  Hereinbringung  der  Rückstände,  welche  ,zur  Zahlung  der 
Pensionen  bis  zum  i.Juni  1815  aur  dem  bisherigen  Fusse  erfor- 
derlich seyen,  durch  verhältnissmässige  Vorschüsse  der 
Regierungen  zu  beschleunigen,  über  diese  Punkte  end- 
lich alsbald  Bericht  zu  erstatten ,  die  Sustentationskasse  aber 
gieichzeiiig  zu  autorisiren  sey,  sobald  ihr  die  erforderlichen 
Gelder  eingingen,  das  dritte  Drittheil  für  1814  nachzuzahlen. 

/?)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammluDg,  Bd.  I,  S.  192  u.  f. 

b)  Dieselben  enthalten  folgende  Bestimmungen  : 

§.  53.  „Zu  ihrer Sustentalion  aber  sind  den  Domkapitularen, 
Dignitarien  und  Canonicis  der  Ritterstifter,  neunzehn- 
te! ihrer  ganzen  bisherigen  Einkünfte,  und  zwar  jedem  Ein- 
zelnen, was  er  bisher  genossen  hat,  zu  belassen.  Auf  gleiche  Weise 
sind  die  Vicarien  bei  ihren  Wohnungen ,  und  da  sie  meist  gering  ste- 
hen, bei  ihrem  ganzen  bisherigen  Einkommen,  bis  sie  etwa  auf  andere 
geistliche  Stellen  versorgt  werden ,  zu  belassen ,  wogegen  sie  ihren 
Kirchendienst  einstweilen  fortzuversehen  haben. " 

„Die  Domicellaren  da,  wo  sie  wirklich  schon  einigen  Genuss 
ihrer  Präbenden  bezogen  haben ,  werden  in  der  Quote  ihrer  Susten- 
tation  den  Kapitularen  gleich  gehalten,  und  rücken  hiernächst,  Falls 
sich  der  Landesherr  nicht  in  anderm  Weg  mit  ihnen  abfindet ,  in  die 
vacirend  werdenden  Kapitelspfründen." 

§.  59.  „In  Ansehung  der  sämmtlichen  bisherigen  geistlichen  Re- 
genten, auch  Reichsstädte  und  unmittelbaren  Körperschaften,  Hof-, 
geistlichen  und  weltlichen  Dienerschaft,  Militär  und  Pen- 
sionisten, in  so  fern  der  abgehende  Regent  solche  nicht  in  seinem 
persönlichen  Dienste  behält,  so  wie  der  Kreisdi  ener,  da ,  wo  mit 
den  Kreisen  eine  Veränderung  vorgehen  sollte,  wird  diesen  allen  der 
unabgekürzte  lebenslängliche  Fortgenuss  ihres  bisherigen  Rangs,  gan- 
zen Gehalts ,  und  rechtmässiger  Emolumen te ,  oder ,  wo  diese  weg- 
fallen ,  eine  dafür  zu  regulirende  Vergütung  unter  der  Bcdingniss  ge- 


Digitized  by  Google 


153 

lasen,  dass  sie  »ich  dafür  nach  Gut  finden  des  neuen  Laudeshemi, 
uud  Dach  Massgabe  ihrer  Talente  und  Kenntnisse  auch  an  einem  an« 
deren  Orte,  und  in  anderen  Dienstverhältnissen  gebrauchen  und  an- 
alen lassen  müssen ;  jedoch  ist  solchen  Dienern,  welche  in  einer 
Pwiaz ansässig  sind,  und  in  eine  andere  gegen  ihren  Willen  Über- 
mut werden  sollen ,  freizustellen,  ob  sie  nicht  lieber  in  Pension 
gesetzt  werden  wollen." 

„In  diesem  letzteren  Falle  ist  einem  fünfzehnjährigen  Die« 
Der  sein  voller  Gehalt  mit  Emolumenten  ,  einem  zehnjährigen 
zwei  Drittheile,  nnd  denen,  die  noch  nicht  volle  zehn  Jahre 
tonten,  die  Hälfte  als  Pension  zu  belassen.  Den  wirklichen  Pen- 
sionisten sind,  Falls  nicht  etwa  neuerlich  hie  und  da  Missbrauche 
Mtenäplauffn  wären ,  ihre  Pensionen  fortznbezahlen." 

..Sollte  der  neue  Landesherr  einen  oder  den  anderen  Diener  gar 
m  in  Diensten  zu  behalten  gedenken,  so  verbleibt  demselben  seine 
genossene  Besoldung  lebenslänglich.  Sollten  hingegen  seit  dem  24. 
Aupst  1802  neue  Pensionen  oder  Besoldungserhöhungen  verwUligel, 
oder  ganz  neue  Besoldungen  gemacht  worden  seyu,  so  bleibt  es  billig 

neuen  Landsherrn  überlassen,  ob  er  solche  VerwUligungeu  den 
Brandsätzen  der  Billigkeit,  und  einer  guten  Staatsverwaltung  ange- 
messen findet." 

c)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundcs-Ver- 
sammlung,  Bd.  I,  S.  202. 


F. 

Hrklärnng  des  Königlich  Niederländischen  Gesand- 
te» ud  Beschluss  der  Bundes -Versam  mlung  vom  30. 

Janaar  1817. 

Sechste  Sitzung  am30.  Januar  1817.*) 

Praesidiura:  Der  Königlich  Niederländische,  Grossher- 
^Üch Luxemburgische  Herr  Gesandte  habe  geäussert,  in  der 
^tenutionsangelegenheit  der  überrheinischen  Geistlichen  eine 
Erklärung  abgeben  zu  wollen,  wozu  man  also  das  Protokoll  eröffne. 


> 


Digitized  by  Google 


> 


154 

Niederlande,  wegen  des  Grossherzogthums  Luxem- 
burg: Nachdem  ich  in  der  14.  Sitzung  des  vorigen  Jahres  zu- 
gesichert habe,  bei  der  Frage  : 

„Ob  der  Junlus  1815  oder  Junius  1816  zum  Termin  der 
IJebertragung  für  die  Pensionirten  von  Lütt  ich  und 
Stablo  anzunehmen  sey," 
die  Gründe  flir  und  wider,  nach  meiner  individuellen  Ansicht, 
treulich  in  Brüssel  vorzutragen ,  und  auch  glaube  dies  erfüllt  zu 
haben;  so  hat  doch  die  Sache  den  hier  gewünschten  Ausgang 
nicht  genommen ,  dass  nämlich  mein  Hör  das  Uebergewicht  der 
damals  hier  in  der  Versammlung  angeführten  Gründe  für  die  An- 
nahme des  Junius  1815  zugegeben  hätte;  sondern  man  ist  bei  der 
anderen  Ueberzeugung  stehen  geblieben.  Ich  werde  daher  im 
Fall  seyn ,  die  Sache  ferner  schriftlich  im  Sinn  meiner  Instruc- 
tionen auseinanderzusetzen. 

Oesterreich:  Wenn  sich  diese  Erklärung  nur  insofern 
aur  den  Artikel  XV  der  Akte  gründen  kann ,  als  dieselbe  die 
Regulirung  des  betreffenden  Gegenstandes  binnen  einer  Jahres- 
frist vorschreibt;  so  scheint  mir,  dass  der  wahre  Umstand,  dass 
diese  Regulirung  schon  im  zweiten  Monate  nach  der  Eröffnung 
des  Bundes  bereits  so  vollständig  Statt  gehabt  hat,  als  es  nur 
Immer  von  ihm  abhängen  konnte,  mit  so  gerechterer  Zuversicht 
dagegen  geltend  gemacht  werden  müsse,  als  im  Entstehung*- 
falle  durchaus  nicht  abzusehen  ist,  wie  den  Leidenden  geholfen 
werden  könnte,  zu  deren  längerem  Unterhalt  die  Doppelpra'ben- 
dirten  länger,  als  bis  zur  wirklich  erfolgten  Besitznahme  des 
linken  Rheinufers  anzuhalten ,  keine  Art  rechtlichen  Titels  ge- 
dacht werden  kann.  Es  stehe  daher  gewiss  von  den  bereits  aus 
eigener  Bewegung  erklärten  und  von  dieser  Versammlung  ver- 
dankten billigkeitsvoilen  Gesinnungen  Sr.  Majestät  des  Königs 
der  Niederlande  mit  allem  Fuge  zu  erwarten,  dass  Allerhöchst 
Dieselbe  gern  erlauben  werden,  Ihnen  das  mitleidensvvertheVer- 
hältniss  so  vieler  unschuldigen  Opfer  näher  vorzulegen,  und  dass 
hierauf  eine  Ihrer  Grossmuth  und  unserm  darauf  beruhenden  Ver- 
trauen entsprechende  EntSchliessung  erfolgen  werde. 

Sämmtliche  übrigen  Stimmen  treten  Oesterreich 
vollkommen  bei. 

Der  Königlich  Niederländische,  Grossherzog- 
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lieh  Luxemburgische  Herr  Gesandte,  Freiherr  von 
dauern :  grab  hieraur  seine  Bereitwilligkeit  zu  erkennen ,  diese 
Aensserungen  seinem  Höre  pfflehtmässig  einzusenden. 

Beschluss: 
Dass  der  Herr  Gesandte  Sr.  Majestät  des  Königs  der  Nie- 
derlande angelegentlichst  zu  ersuchen  sey,  Sr.  Majestät  die 
sich  unter  den  gegebenen  Umständen ,  bei  näherer  Erwägung  des 
Art.  XV  der  Bundes- Acte ,  aur  diesen  Artikel  selbst  gründende 
hoffnungsvolle  Erwartung  der  Versammlung,  dass  Allerhöchst 
Dieselben  sich  den  vorgeschlagenen  Terminvoml.Juni  1815 
gefallen  z  u  lassen  geruhen  mögen,  vorstellen  und  sich  eine 
derselben  entsprechende  grossmülhige  EntSchliessung  erbitten  zu 
wollen. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
^Bulang,  Bd.  I,  S.  276,  277. 


Dritter  Vortrag  des  Königlich  Hannöverischen  Ge- 
sandten md  Beschlnss  der  Bundes- Versammlung  vom 

17.  Februar  1817. 

EilfteSltzurigam  17.  Februar  1817.*) 

Praesidium:  wolle  dem  Königlich  Hannöverischen  Herrn 
Gesandten,  welcher  einen  Vortrag  in  der  transrhenanlschen 
Sustentationssache  zu  erstatten  gesonnen  sey,  hierzu  Gelegen- 
heil  {reben. 

Der  Herr  Gesandte  von  Martens  verlas  hierauf  seinen 
drillen  Vortrag  an  die  Bundes- Versammlung ,  die  transrhe- 
nanische  Sustentalion  betreffend,  und  legte  die  Etats  über  die 
d«n  neuen  Besitzern  des  linken  Rheinufers  zu  übergebenden  Pen- 
sionare vor,  worin  dargestellt  wurde: 

I)  Der  frühere  wirkliche  Bezug  eines  Jeden  Pensionärs ,  oder 
im  Falle  späteren  Vorriickens  im  Capltel ,  dessen  Gebühr  unter 
Gleichstellung  mit  der  cisrhenanischen  Geistlichkeit  ? 
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2)  Die  demselben  zugedachte  volle  Congrua ; 

3)  Dessen  bisheriger  Jährlicher  Genuas  aus  der  Sustentations- 
kasse. 

Mit  Rückweisung  auf  die  Entstehung  und  den  Fortgang  die- 
ser Kasse,  bemerkt  der  Herr  Referent,  er  habe  sich  in  der  Haupt- 
sache bei  Entwerfung  der  Etats  auf  diejenigen  Pensionäre  be- 
schränken müssen,  welche  sich  bei  der  transrhenanischen  Susleo- 
tations-Commission  gemeldet  hätten,  und  als  qualiflcirt  anerkannt 
worden  seyen ,  da  nur  diese  von  der  Sustentationskasse  auf  die 
Kassen  der  neuen  Landesherren  übertragen  würden. 

Es  würde  weder  möglich  noch  nützlich  seyn ,  aller  derer  zu 
erwähnen ,  die  entweder  von  der  Commission  abgewiesen ,  oder, 
wenn  gleich  qualiflcirt,  sich  nicht  bei  derselben  gemeldet  hallen. 
Diese  würden  sich  unmittelbar  an  die  neuen  Landesherren  wen- 
den müssen.  Viele  von  ihnen,  vorzüglich  die  Mitglieder  der  Co! 
legiatstifter,  denen  die  Sustentationskasse  keine  Pension  habe 
zahlen  können ,  verdienten  gewiss  alle  Berücksichtigung. 

Der  Umstand,  dass  die  Sustentationskasse  nur  an  die  auf 
das  rechte  Rheinurer  übergegangenen  Geistlichen  und  Diener 
habe  Zahlungen  leisten  dürfen,  könne  für  die  neuen  Landesher- 
ren kein  Grund  mehr  werden,  den  an  dem  linken  Ufer  Verblie- 
benen Pensionen  zu  verweigern ,  oder  die  höchst  dürftigen ,  von 
Frankreich  ausgesprochenen  Pensionen  nicht  zu  erhöben. 

Da  der  Zweck  der  Sustentationskasse  nur  subsidiarisch  ge- 
wesen ,  so  sey  daraus  entstanden : 

1)  Dass  den  Mitgliedern  einiger  Domstiitcr,  obwohl  auf  dem 
linken  Rheinufer  gelegen ,  wegen  Zulänglichkeit  der  Güter  auf 
der  rechten  Rheinseite  zu  ihrer  Pensionirung,  gar  nichts  aus  der 
Sustentationskasse  gezahlt  werden  wäre  \ 

2)  Anderen  aber,  wegen  nicht  völlig  zureichenden  Mitteln  ihrer 
Güter  an  dem  rechten  Rheinufer  zu  ihrer  Pensionirung,  Beihülfe 
aus  derselben  gegeben  worden ; 

3)  Andere  endlich,  wegen  Abgangs  eigener  Güter  an  dem 
rechten  Rheinufer,  ganz  der  Sustentationskasse  zur  Last  gefalleu 
seyen. 

Die  an  die  neuen  Besitzer  der  Lande  an  dem  linken  Rbeio- 
ufer  zu  überweisenden  Pensionäre  t heil ten  sich  demnach  in  Geist- 
liche und  Dienerschaft, 
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1)  von  L  iitt  ich  und  Stabin, 

2)  von  Basel, 

3)  von  Worms, 

4)  von  Trier  und  Aachen,  i 

5)  von  Sirassburg. 

In  Bezug  auf  die  vorgelegten  Etats  bemerkt  der  Herr  Kefe- 
reot,  seinen  Vortrag  wegen  der  Strassburger  Pensionisten,  bis 
zi  vertioffender  baldiger  Festsetzung  dieses  Punktes  der  kflnf- 
tigen  üebernahme  der  fünr Strassburger  Pensionen  noch  aussetzen 
zu  woüen. 

Da  nun  ausser  Zweifel  sey,  dass  die  Pensionäre  von  L«t- 
tich  und  Stablo  von  Seiner  Majestät  dem  Könige  der  Nieder- 
lande, dicdesHochstiftes  Basel,  sämmtlich  vonderSch  welz, 
deoCanlonen  Bern  und  Basel,  zu  übernehmen  seyen,  auch  in 
der Hauptsache  die  Pensionen  des  Hochstifts  Worms  Seiner  Kö- 
niglichen Hoheit  dem  Grossherzoge  von  Hessen ,  die  Pensionäre 
von  Trier  und  Aachen  Sr.  Majestät  dem  Könige  von  Preus- 
sen  rur  Last  fielen ,  ohne  demjenigen  vorzugreifen,  was  in  Hin- 
sicht der  späteren  L'ebernahme  dieser  Lande  von  dem  früheren 
Besitzer  zu  concurriren  seyn ,  oder  was  Se.  Königliche  Hoheit 
der  Grossherzog  von  Hessen  an  Vergütung  zu  fordern  haben 
dürften;  so  trage  Referent  nunmehr  darauf  an,  dass  Namens  der 
Bundes-Versammlung  und  unter  der  Unterschrift  des  Praesidlf : 

1)  Dem  Königlich  Niederländischen  Herrn  Gesandten, 
Behufs  der  Berichterstattung  an  seinen  Hof,  das  Verzeichniss  der 
Pensionäre  von  Lüttich  und  Stablo  nebst  den  auf  selbige  sich 
bebenden  empfehlenden  Bemerkungen ; b) 

2)  Auf  eben  diesen  Fuss  das  Verzeichniss  und  die  Bemerkungen 
Iber  die  Wormser  Pensionäre  dem  Grossherzoglich  Hessi- 
schen Herrn  Gesandten ; e) 

3)  Das  Verzeichniss  und  die  Bemerkungen  über  die  Trieri- 
schen und  Aachener  Pensionäre  dem  Königlich  Preussi- 
schen  Herrn  Gesandten4)  zugestellt  werden;  dass  endlich 

4j  Sobald  die  Bundes-Versammlung  ihre  erfolgte  Constituirurig 
kr  Schweizer  Eidgenossenschaft,  so  wie  anderen  Europäischen 
Machten  kund  gemacht  haben  werde,  ein  Schreiben  der  Bundes- 
versammlung an  die  Eidgenossenscha  ft  zu  erlassen,  und 
to  demselben  unter  Beifügung  der  Verzeichnisse  der  Basler 
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Pensionäre,  nebst  dazu  gehörenden  Anmerkungen,  die  Gründe 
entwickelt  werden,  um  deren  Willen  die  Bundes- Versammlung 
sowohl  der  Uebernabme  der  aus  der  Sustentationskasse  gezahlten 
Pensionen  des  Hochstiries  Basel  seit  dem  I.Juni  1815,  als  auch 
der  angemessenen  Erhöhung  derselben  von  Seite  der  gesammten 
Schweiz  und  der  Cantone  Bern  und  Basel ,  entgegen  sehe. 

Der  Vortrag  •)  wurde  unter  Zahl  10  dem  Protokolle  ange- 
fügt; saramtiiche  Herren  Gesandten  erkannten  mit  Dank  die  fort- 
gesetzten  Bemühungen  des  Herrn  Gesandten  von  Martens  in 
der  geistlichen  Sustentations- Angelegenheit ,  und  unter  allgemei- 
nem Einverständnisse  mit  dem  Herrn  Referenten ,  wurde 

beschlossen : 

Dass  Namens  der  Bundes-Versammlung  und  unter 
der  Unterschrift  des  Präsidiums 

1)  Dem  Königlich  Niederländischen  Herrn  Gesandten, 
Freiherrn  von  Gagern,  Behufs  der  Berichterstattung  an  seinen 
höchsten  Hof,  das  Verzeichniss  der  Pensionäre  von  Lütt  ich 
und  Stablo,  nebst  den  auf  selbige  sich  beziehenden  empfehlen- 
den Bemerkungen ; 

2)  Auf  eben  diesen  Fuss  das  Verzeichniss  und  die  Bemerkun- 
gen über  die  Wormser  Pensionäre  dem  Grossherzoglich  Hes- 
sischen Herrn  Gesandten  von  Ha r nie r; 

3)  Das  Verzeichniss  und  die  Bemerkungen  über  die  Trieri- 
schen und  Aachener  Pensionäre  dem  Königlich  Preussi- 
schen  Herrn  Gesandten,  Grafen  von  der  Goltz,  zugestellt 
werden ;  und  dass  endlich 

4)  Sobald  die  Bundes-Versammlung  ihre  erfolgte  Constituirung 
der  Schweizer  Eidgenossenschaft,  so  wie  anderen  Europäischen 
Mächten  kundgemacht  habe,  ein  Schreiben  der  Bundes-Versamm- 
lung an  die  Eidgenossenschaft  zu  erlassen  sey,  worin, 
unter  Beifügung  der  Verzeichnisse  der  Basler  Pensionäre,  die 
Gründe  entwickelt  werden,  um  deren  Willen  die  Bundes-Ver- 
sammlung sowohl  der  Uebernabme  der  aus  der  Sustentationskasse 
gezahlten  Pensionen  des  Hochstiftes  Basel  seit  dem  1.  Juni 
1815,  als  auch  der  angemessenen  Erhöhung  derselben  von  Seiten 
resp.  der  gesammten  Schweiz,  und  der  Cantone  Bern  und  Basel, 
entgegen  sehe. 


Digitized  by  Google 


159 

m)  Vergl:  Prolokolle  der  Deutschen  Bundci-Vcr- 
iammlung,  Bd.  II,  S.  24  u.  f. 

b)  Vergl:  Schreiben  der  Bund  es- Versammlung  an  den 
f^önigl  Niederländischen  Herrn  Bundestags-Gesand- 
ten, Freiherrn  von  Gagern,  wegen  Uebernahme  der  Pen- 
iionäre  von  Lüttich  und  Stablo,  d.  d.  Frankfurt,  den  21. 
Februar  1817. 

Nachträgliche  Actenstücke  der  Deutschen  Bundes- 
Verhandlungen  u.  s.  w.  Bd.  V,  S.  275  u.  f. 

Verzeichnis  der  Pensionen  der  Geistlichen  und  Die- 
nerschaft des  0  ochstiftes  Lüttich  und  der  g efürsteten 
Abtei  Stablo,  wie  solches  vorstehendem  Schreiben  beigefügt  war. 
Nachträgliche  Actenstucke  u.  s.  w.  Bd.  V,  S.  280  u.  f. 

c)  Vergl:  Verzeichniss  der  Pensionen  der  Geistlichen 
und  Dienerschaft  des  Hochstiftes  Worms,  wie  solches  dem 
von  der  hohen  Bundes- Versammlung  an  den  Grossherzog- 
lich Hessischen  Herrn  Gesandten  von  Harnier  erlassenen 
Schreiben  vom  21.  Februar  1817  beigefügt  war. 

Nachträgliche  Actenstucke  u.  s.  w.  Bd.  V ,  S.  285  u.  f. 
Denkschrift  für  die  Mitglieder  des  vormaligen  Dom- 
eapitels  zu  Worms,  den  Vollzug  der  im  XV.  Artikel  der 
Deutschen  Bund  es- Acte  über  die  Sustentation  und  Pen- 
sionen der  überrheinischen  Geistlichkeit  enthaltenen 
Bestimmungen  betreffend,  d.  d.  Frankfurt,  den  10.  De- 
cember  1816. 

Nachträgliche  Actenstucke  u.  s.  w.  Bd.  V,  S.  286  u.  f. 
(Eine  wörtlich  gleichlautende  Denkschrift  für  die  Mitglie- 
der des  vormaligen  Dom capitels  zu  Trier  kam  in  derselben 
Sitzung  zum  Vortrag.) 

d)  Vergl:  Schreiben  der  B  und  es -Versa  mml  ung  an  den 
König].  Preussischen  Herrn  Bundestags  -  Gesandten, 
Grafen  von  der  Goltz,  wegen  Uebernahme  der  Pensionäre 
des  Hochstiftes  Trier  und  des  Stiftes  zu  Aachen,  d.  d. 
Frankfurt,  den  21.  Februar  1817. 

Nachträgliche  Actenstücke  u.  s.  w.  Bd.  V,  S.  271  u.  f. 
Verzeichniss  der  geistlichen  und  weltlichen  Pen- 
sionäre des  Höchst! ftes  Trier  und  des  Stiftes  zu  Aachen, 
wie  solches  vorstehendem  Schreiben  beigefügt  war. 

Nachträgliche  Actenstücke  u.  s.  w.  Bd.  V,  S.  274  u.  f. 
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<•)  In  Folge  diese*  Vortrages  legte  der  Herr  Gesandte  von  Mar- 
tens  diejenigen  ihm  zugetheilten  Reela mationen  vor,  welche  in 
dessen  Gemässbeit  zu  erledigen  waren,  namentlich  die  Gesuche 
des  Fürstbischofes,  der  Domherren  und  Diener  von  Lüttich  und 
Su Mo,  der  Mitglieder  des  vormaligen  Domcapilels  zu  Trier,  — 
ihre  Pensionen  betreffend ,  u.  s.  w. 
Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  B undes- Versamm- 
lung, Bd.  II,  S.  27-33. 


HL 

Erklärungen  von  Preussen,  Baiern  und  Hannover  vom 

13.  März  1817. 

Achtzehnte  Sitzung  vom  13.  Marz  1817.') 

Praesidium:  Da  mehrere  Herren  Gesandten  geäussert 
hätten,  in  der  transrhenanischen  Sustentationssache  Erklärungen 
Namens  ihrer  höchsten  Höfe  zu  Protokoll  zu  geben,  so  wolle  man 
solches  hierzu  eröffnen. 

Preussen:  Nachdem  der  Gesandte ,  zufolge  bereits  abge- 
legter früherer  Erklärungen,  sich  im  Stande  gefunden  hat,  in 
Betreff  der  Sustenlation  der  überrheinischen  Geistlichkeit,  so- 
wohl die  Bereitwilligkeit  Seiner  Majestät  durch  einen,  nach 
dem  Bedürfnisse  des  Augenblickes  bemessenen,  Vorschuss  die 
Möglichkeit  baldiger  neuer  Zahlungen  zu  bewirken,  als  die  Ihrer 
Seils  erfolgte  Annahme  des  Termins  von  1815  zu  erklären;  so 
findet  derselbe  sich  nunmehr  auch  ferner  autorlsirt,  in  vollkom- 
mener Anerkennung  der  vorzüglichen  Sorgfalt  und  Angemessen- 
heit, die  diesem  Gegenstande  durch  die  so  zweckmässige  Bear- 
beitung des  Herrn  Beferenten  zu  Theil  geworden  ist ,  die  Aller- 
höchste Zustimmung  zu  den  Vorschlägen  zu  erkennen  zu  geben, 
die  In  dem  Protokolle  der  vorjährigen  13.  Sitzung  und  dessen 
Beilagen,  zu  dem  Zweck  gemacht  worden  sind,  um  diesen  Gegen- 
stand mit  Beseitigung  aller  Erörterungen,  durch  welche  derselbe 
in  Schwierigkeit  und  Aufenthalt  verwickelt  werden  könnte,  nun- 
mehr zu  seinem  gänzlichen  Abschlüsse  zu  bringen. 
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Obwohl  das  Bemerkte  schon  hinreichen  würde,  um  die  Leber- 
zeugung  zu  geben ,  dass  Preussfscher  Seils  diesem  Abschlüsse, 
nach  dem  zur  Bericbtserstattung  gestellten  Plane,  nichts  entge- 
gen stehe  j  so  nimmt  der  Gesandte  doch  keinen  Ausland  hiermit 
noch  bestimmter  zu  erklären ,  dass  wenn  die  übrigen  wegen  der 
Ruckstände  zunächst  in  Frage  kommenden  Regierungen  ,  sieh 
ihrer  Seits  bereit  finden  lassen,  in  die  Erledigung  der- 
selben bis  zum  1.  Juni  1815,  nach  dem  die  Anschlagssumme  von 
Ä,795R.  enthaltenden  Vorschlage,  einzugehen,  des  Königs  von 
Preussen  Majestät  die  berechnete  Quote  von  33,251  Fl.,  in  so 
fern  der  In  dem  Entwürfe  selbst  noch  vorbehaltene  genauere 
Calcul  dieselbe  bestätigt,  vorschussweise  auf  ihre  Staatskassen 
zu  übernehmen,  und  demnach  unverweül  diejenige  Summe  noch 
nachzahlen  zu  lassen  beschlossen  haben ,  die  ausser  dem  bereits 
übernommenen  provisorischen  Hülfsvorschuss  noch  nachzuzah- 
len seyu  wird. 

Auch  wegen  der  Bestimmung  des  Betrages  der  künftigen 
Pensionen,  kann  d«r Gesandte  vorläufig  anzeigen,  dass  von  seiner 
Regierung  auch  in  dieser  Beziehung  nur  der  Fortgang  der  hiesi- 
gen Verhandlungen  ,  und  der  Inhalt  der  Jene  Bestimmung  betref- 
fenden Anträge  abgewartet  ist,  um  auch  hierunter  Jede  Berück- 
sichtigung eintreten  zu  lassen,  die  durch  die  von  Sr.  Majestät 
allgemein  genommene  Ansicht:  dass  der  Unterhalt  der 
hierunter  in teressirten  Individuen  gegenwärtig 
ausser  seiner  mehreren  Sicherung  und  zureichen- 
den Anordnung,  auch  eine  den  Umständen  angemes- 
sene Verbesseru  ng  erhalten  müsse;  bei  Erwägung  der 
in  ähnlicher  Hinsicht  vielfach  in  Anspruch  genommenen  Staats- 
kräfle ,  nur  irgend  motivirt  werden  kann. 

Ausser  dieser,  die  überrheinische  Sustentations-Sache  betref- 
fendes Anzeige,  findet  sich  der  Gesandte  zugleich  autorisirt,  in 
Betreff  des  in  der  1.  diesjährigen  Sitzung  in  Erwägung  gezoge- 
nen Gesuches  der  Mitglieder  des  vormaligen  Reichsstiftes  Hur 
scheid,  zu  eröffnen ,  dass  zu  Coblenz  eine  Pension  s-Regulirungs- 
üomtnission  niedergesetzt  Ist,  welche  sich  auch  mit  Untersuchung 
der  Lage  der  durch  den  Reichsdeputationsschluss  nicht  auf 
Deutschland  übergegangenen  geistlichen  Pensionärs  beschäftigt, 
und  Vorschläge  zur  Erhöhung  der  Pensionen,  wo  sie  billig  gefun- 
III.  11 
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den  wird,  vorlegt,  womit  denn  auch  die  Gesuche  verschieden 
im  preußischen  Jenseitrhelnischen  Gebiete  gelegener  Coilegl; 
Stifter,  die  sich  neuerlich  an  die Bundes- Versammlung  gewan 
und  den  Wunsch  thunlicher  Berücksichtigung  veranlasst  hat* 
dieselbe  ohne  Zwcirel  zu  ihrer  Zeit  erhalten  werden. 

Balcrn:  Zurolge  eingegangener  Allerhöchster  Vorscbri 
bin  ich  für  Se.  Königliche  Majestät  von  Baiern  dem  über  • 
Sustentations-Angelegenhelt  der  Uberrheinischen  Staatsdiener  u 
Geistlichen  gemachten  Antrage,  sowohl  rücksichtlich  der  Fe 
Setzung  des  Termins ,  von  welchem  an  die  Zahlung  der  Pens 
nen  von  derSustentationskasse  auf  die  Besitzer  des  linken  Rhe 
urers  übergehen  solle,  nämlich  auf  den  1.  Juni  1815,  als  der  l 
rechnung  der  Quoten  der  bisher  bezahlten  Pensionen  und  ibi 
Rückstände,  bis  zu  dem  obigen  Schlusslermine  auf  den  bisherig 
Fuss,  jedoch  mit  einer  Empfehlung  zur  Erhöhung  dieses  Fuss 
bei  den  die  Pensionen  übernehmenden  Regierungen ,  wie  au 
wegen  Einbringung  der  Rückstände,  welche  zur  Zahlung  ( 
Pensionen  bis  zum  1.  Juni  1815  auf  bisherigen  Fuss  erfordern 
sind,  durch  verhältnissraässlge  Vorschüsse  der  Regierungen,  etx 
falls  beizustimmen  ermächtigt.  Königlich  Baierischer  Seits  m 
den  kaum  einige  Vorschüsse  zu  leisten  seyn ,  da  höchsten  Oi 
die  Fortbezahlungen  der  Baierischen  Doppelt  -Präbendlrten  I 
Ende  1816  angeordnet  worden.  Bei  der  Ueberweisung  der  | 
nannten  Pensionisten  an  die  gegenwärtigen  Besitzer  der  iit» 
rheinischen  Lande,  tritt  die  Berücksichtigung  ein,  dass  die  Kn 
Baiern  erst  Im  Monate  Mai  1816  zum  ausschliesslichen  ßesi 
der  ihr  zugefallenen  überrheinischen  Gebiete  gelangt  Ist,  wo« 
die  betreffende  Quote  zu  regullren  seyn  wird.  I 

Hannover:  Von  dem  Königlich  Hannöverischen  Hofe1 
ich  autorisirt  zu  erklären ,  dass  sofern  der  in  der  13.  Sitzu 
vorigen  Jahres  in  Antrag  gebrachte  Vergleich  zu  Reguliruns  I 
transrhenanlschen  Sustentationskassc  von  den  dabei  interessirt 
Höfen  angenommen  werde,  man  auch  Königlich  Hannöver^ 
SelU  denselben  sowohl  was  den  Termin  vom  t.  Juni  1815, 
was  die  Vorschläge  zu  Regulirung  der  bis  zu  diesem  Termine 
berechnenden  Rückstände  betrifft,  anzunehmen  bereit  sey. 

a)  Vcrgi:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Vi 
sammluns,  Bd.  H,  S.  108  o.  f. ' 
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3. 

fernerer  Tortrag  des  Königlich  Hannöverischen  Ge- 
UBdten  und  Beschluss  der  Bundes  Versammlung  vom 

27.  Man  1817. 

Drei  und  zwanzigste  Sitzung  am  27.  März  1817.') 

Der  Königlich  Hannöverische  Herr  Gesandte  von 
Martens:  glcbt  der  Versammlung  Kennt niss  von  einer  an  die- 
selbe gerichteten  Note  des  Königlich  Niederländischen 
Beim  Gesandten,  Freiherrn  von  Gagern ,  vom  20.  d.  M.,  worin 
letzterer  die  Erklärung  des  Königs  der  Niederlande  in 
iertraitörhenanlschenSustentations-Sache  mitthellt,  nach  welcher 
Se.  Majestät  auf*  den  Termin  vom  1.  Juni  1816,  von  wei- 
fen an  erst  die  Penslonlrung  der  Geistlichen  und  Dienerschaft 
auf  dem  linken  Ii  nein  u  IV r  an  die  neuen  Länderbesitzer  Ubergehen 
könne,  beharret,  den  früheren  Uebernabme- Termin  verwei- 
st uod  sich  dabei  besonders  auf  die  Worte  des  XV.  Artikels 
kr  ßandes-Acte,  aur  dleAeusserungen  der  vier  Höfe  von  Baiern, 
Hannover,  Württemberg  und  Baden  in  der  Note  ihrer  Gesandten 
Vüro29.  August  1815, ')  so  wie  auf  den  lauten  Beifall  der  Bun- 
fe-Versammiiiiig  bezieht,  mit  welchem  sie  die  frühere  Erklä- 
rt^ Sr.  Majestät  in  dieser  Angelegenheit  aufgenommen  habe. 

Der  Herr  Referent  umgeht  in  dem  hierauf  erstatteten  Vor- 
ige, sich  In  eine  Discussion  darüber  einzulassen  und  auszu- 
führen, dass  die  Worte  des  XV.  Artikel*  der  Bundes-Acte  rür 
^  König  der  Niederlande,  der  Geist  derselben  aber  für  die  Bun- 
desversammlung spreche,  und  dass  eine  auf  diesen  gestützte 
Interpretation  desselben  kein  neues  Gesetz  sey ;  dass  die  Note 
*r  Gesandten  der  vier  Höre,  deren  Hauptzweck  schleunige 
hernähme  der  Pensionen  in  einem  Zeitpunkte  gewesen  wäre, 
*  gar  kein  Streit  mehr  möglich  geschienen  habe,  den  Beschlüs- 
se derBundes-Versammluug  habe  weder  vorgreifen  können  noch 
sollen,  und  dass  endlich  der  ausgesprochene  Dank  der  letzteren 
kr  bereitwilligen  und  beschleunigten  Erklärung  des  Niederiändi- 
*ten  Hofes,  nicht  aber  dem  ausgedrückten  Termine  gegolten  habe. 

Diese  KönlgUche  Erklärung  betreffe  übrigens,  wie  sehr  zu 

\V 
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bedauern  sey ,  ausschllesseod  die  Geistlichkeil  und  Dienerschaft 
des  ehemaligen  Hochslifles  Lüttich ,  welche  ein  Jahr  lang  ohne 
Pension  bleiben  würden:  auf  die  Beschlüsse  der  Bundes-  Versamm- 
lung selbst  habe  dies  keinen  Einfluss ;  sie  werde  mit  den  Pensio- 
nisten aur  den  t.  Juni  1815  abschließen ,  und  das  was  seitdem 
bezahlt  worden  sey ,  zur  Deckung  der  bis  zu  diesem  Zeitpunkte 
vorhandenen  Rückstände  verwenden  müssen.  Den  Doppelt-Prä- 
bendfrlen  in  Deutschland  könne  keine  weitere  Zahlung  zugemu- 
thet  werden $  den  Bestimmungen  des  XV.  Artikels  der  Bundes- 
Acte  sey  von  ihnen  Genüge  geleistet  worden ;  die  meisten  hätten 
ihre  Zahlungen  fortgesetzt,  um  die  Pensionisten  vor  dem  Hunger- 
nde zu  schützen,  und  der  Umstand,  dassdievon  ihnen  geleisteten 
Zahlungen  auf  die  früheren  Rückstände  hätten  berechnet  werden 
müssen,  sey  kein  Grund,  welcher  den  König  der  Niederlande  von 
der  Verbindlichkeit  befreie ,  einen  sehr  kleinen  Theil  der  Reve- 
nüen  des  Landes ,  seit  der  Zeit ,  dass  er  sie  bezogen  habe ,  zur 
dürftigen  Versorgung  der  Pensionisten,  deren  die  meisten  zugleich 
seine  Unterlhanen  seyen,  zu  verwenden. 

Der  Herr  Referent  fügt  noch  die  Bemerkung  bei ,  dass  In 
dieser  Weigerung  Sr.  Majestät  des  Königs  der  Niederlande  ein 
neuer  Grund  zu  dem  dringenden  Wunsche  liege ,  dass  die  ganze 
Deckung  der  Pensionisten  bis  zum  1.  Juni  1815,  wozu  Se.  Maje- 
stät der  König  von  Preussen  bereits  einen  beträchtlichen  Vor- 
schuss  habe  veranstalten  lassen,  baldmöglichst  Zustandekommen 
möge,  damit  die  ihnen  zugemuthete  Entbehrung  desto  leichter 
von  ihnen  ertragen  werden  könne. 

Ein  Auskunftsmittel  gegen  diese  Entbehrung  einer  Jahres- 
Penslon  wisse  der  Herr  Referent  kaum  vorzuschlagen ;  und  wenn 
der  Königlich  Niederländische  Hof  anführe,  dass  hier  von  seiner 
Grossmuth  nicht  die  Frage  seyn  könne,  weil  diese  Pensionen 
künftig  nicht  aus  der  Civil -Liste,  sondern  aus  der  Staatskasse 
flössen,  so  könnte  davon  noch  weniger  ftir  die  Deutschen  Fürsten 
die  Rede  seyn ,  weil  die  Beiträge  nicht  aus  ihren  Staatskassen, 
sondern  aus  dem  Beutel  von  Privatpersonen  geleistet  worden 
seyen,  welche,  obgleich  doppelt  präbendirt ,  sich  epochenweise  in 
einer  bedrängteren  Lage,  als  die  Pensionisten  selbst  befanden 
hätten ,  und  gleich  von  Anfange ,  wider  alle  Billigkeit ,  zu  diesen 
Zahlungen  angehalten  worden  seyen. 
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fear:  die  Pensionirung  der  Bischöfe  von  Lüttlch  und  Basel  sey 
Dicht  auf  die  Überrhein  (sehe  Sustentalionskasse  gelegt,  sondern 
es  sey  io  dem  §.  75  des  Heichsdepulalions-Abschleds')  bestimmt 
w  orden ,  dass  sie  von  den  Fürstbischöfen  auf  dem  rechten  Rhein- 
ufer, welche  zwei  oder  mehrere  Bisthümer  besessen  hatten,  be- 
zahlt werden  sollten,  und  dass  namentlich  zur  Pensionirung  des 
Bischores  von  Lüttich,  die  aur 20,000 Guiden  sieh  belaufen  habe: 

f^)  Trier  von  seiner  Pension  für  Augsburg  dem  von 

**    Lütticb  Pf   6,000  Fl. 

R)  Würzburg  wegen  Hamberg   3,000  - 

♦S)  Württemberg  wegen  Ellwangen   2,000  - 

^4)  Hlldesbeim  und  Paderborn  (von  beiden  zur  Haltte)  4,000  - 

5)  Regensburg  wegen  Freisingen   2,000  - 

6)  Regensburg  wegen  Berchtoldsgaden  ....  2,000  - 

7)  Coostanz  und  Worms   1,000  - 

20,000  Fl. 

bezahlen  sollten ;  diese  Zahlungen  seyen  unmittelbar  und  nicht 
ron  der  Sustentatlonskassc  erfolgt ;  sie  beruheten  aber  auf  dem 
almlichen  Grundsatze,  und  auch  auf  sie  könne  angewendet  wer- 
den, dass  die  Verbindlichkeit  dazu  mit  dem  1.  Juni  1815  aufbore. 
Die  meisten  davon  seyen  bereits  auf  die  Fürsten  selbst  gefallen, 
und  wenn  diese  sich  entschlössen,  diese  Zahlungen  bis  zum  1 .  Juni 
1816  fortzusetzen,  oder  Falls  sie  schon  geleistet  seyen,  nicht 
wieder  zurückzufordern ,  so  würde  dadurch  IÜr  die  Domherren 
Dienerschaft  ein  Theil  des  Abgangs  gedeckt  werden  können, 
nders  da  der  Herr  Bischof  von  Lüttlch  für  seine  Person  schon 
so  milde  von  Sr.  Majestät  dem  Könige  der  Niederlande  behandelt 
worden  sey,  dass  er  auf  diese  fernere  Zahlung  weder  einen  An- 
sprach  machen  werde,  noch  könne;  vielleicht  würde  sich  alsdann 
der  König  der  Niederlande  cntschllesscn ,  den  wetteren  Abgang 
zu  decken. 

Darüber  könne  aber  die  Bundes- Versammlung  nichts  be- 
n,  sondern  nur  an  ihre  Höfe  berichten?  vorher  müsse 
Jedoch  versichert  seyn,  dass  dieser  Antrag  zum  Zwecke 
Dieses  würde  alsdann  ein  neues  schönes  Beispiel  seyn, 
1ass  die  Deutschen  Regierungen  lieber  unverbindliche  Anstren- 
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guiigen  selbst  übernähmen,  als  ungerecht  gegen  den  Beutel  Ihrer 
Uoterthaneo  zu  seyn,  und  dass  sie  nicht  aufhörten ,  warmen  An- 
thell  an  dem  Schicksale  Ihrer  Pflegebefohlenen  zu  nehmen ,  seihst 
wenn  diese  ihrer  Pflege  schon  entzogen  seyen. 

Der  Vortrag  des  Herrn  Gesandten  von  Martens  wurde 
unter  Z.  49  dem  Protokolle  beigelegt. 

Der  Königlich  Niederländische  Herr  Gesandte: 
erkannte  dankbar  die  Bemühung  und  das  tiefe  Einsehen  des  Herrn 
Referenten  In  dieser  Sache,  insbesondere  die  Fürsorge  für  die 
baldige  Befriedigung  der  Lütticher  für  das  Vergangene;  und 
sprach  die  Beförderung  von  allen  Seiten  angelegentlich  an.  Den 
Vorschlägen  zu  einer  Erleichterung  fiir  die  Zwischenzeit  von 
1815—1816  lasse  er  einstweilen  ihren  Gang,  mit  dem  Vorsatze, 
seinen  Hof  davon  zu  unterrichten. 

Ein  anderer  Ausweg  sey  vielleicht  In  der  strengeren  Ent- 
richtung der  Schuldigkeit  der  Doppelt-Präbendirten,  bis  zur  Mitte 
von  1815,  zu  finden/) 

Hierauf  wurde  einhellig 

beschlossen: 

Das  bedauerungswürdige  Schicksal  der  auf  die  transrhena- 
nische  Sustentationskasse  bisher  angewiesenen  Geistlichen  und 
Diener  den  betreffenden  Höfen  zu  empfehlen. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes -Ver- 
sammlung, Bd.  II,  S.  164  u.  f. 

b)  Soll  wohl  heissen:  29.  October  1816.  (s.  oben  B.,  2,  b.) 

c)  Sollte  heissen :  Reichs-Deputations- Hauptschlusses. 

d)  In  derselben  Sitzung  gab  der  Königlich  Nieder- 
ländische Gesandte  Folgendes  zu  Protokoll: 

Seine  Majestät  der  König  der  Niederlande  haben  auf  alle  Weise 
Sich  bemühet,  den  ehrwürdigen  Herrn  Fürstbischof  von  Lüttich 
zufrieden  zu  stellen,  und  mit  Erfolg. 

Ebenso  hat  mein  Königlicher  Hof  wegen  des  Zahlungsfusse s  der 
Pensionirten  des  Hochstiftes  Lüttich,  wie  sie  In  den  Listen 
aufgeführt  waren ,  und  in  einem  hin  auch  wegen  der  Stillsdamen  zn 
Münsterbilsen,  und  des  Herrn  Dumont  zu  Stablo  unter  dem  9.  d.  M. 
den  Beschluss  gefasst ,  dass  nach  ausgedruckten  Wünschen  nicht  blos 
die  wirkliche  Leistung  der  Sustentationskasse,  sondern  die  ebenwoM 
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k  den  Verzeichnissen  bemerkte  Congrua ,  oder  die  frühere  Absicht, 
zum  Grunde  gelegt  und  angenommen  würde. 

Seine  Majestät  haben  keinen  Anstand  genommen,  den  Herrn  Für« 
ileo  Emst  von  Schwarzenberg  in  diese  Liste  aufzunehmen,  da 
die  Gründe  der  zeitlichen  Entsagung  Seiner  Durchlaucht  nur  edel, 
fürstlich  und  unprajudicirlich  waren. 

Die  Pension  des  empfohlenen  Geheimen  Rathes  Berthonicr  insbe- 
sondere ist  auf  1900  Fl.  festgesetzt,  vorbehaltlich  ihn  nach  Ermessen 
im  Dienste  des  Staates  anzustellen. 

Alles  das  wird  vom  Junius  1816  an  verstanden,  und  die  Staats- 
kassen sind  zu  diesen  Leistungen  angewiesen. 

Die  übrigen  Geistlichen  von  Slablo  und  Malmedy  werden  sich  an 
ifine  Königliche  Regierung  im  Lande  selbst  zu  wenden  haben. 

Hierauf  wurde  einhellig 

besc  blossen: 

1)  Dem  Königlieh  Niederländischen  Herrn  Gesandten  für 
die  Verwendung  zu  Gunsten  der  von  Sr.  Majestät  dem  Könige  der 
Niederlande  übernommenen  gcistlicheu  Pensionisten  zu  danken ,  und 

2)  Den  betreffenden  Individuen  davon  Kenntniss  zu  geben. 
Vergh  Protokolle  der  Deutschen  Bundes- Versamm- 
lung, Bd.  II,  S.  168,  169. 


S.auch:  Vortragdes  Königlich  Hannoverischen  Ge- 
sandten über  den.von  der  Subdelegations  -  Commission  für 
da* transrhenanische  Sustentationswesen  für  das  Jahr 
1817  eingereichten  Bericht,  (Vierzehnte  Sitzung  am 
5  März  1818.) 

Protokolle  der  Deutschen  ßun de s-Versammlung,  Bd. 

V,  S.  84,  85. 

Erklärung  der  Königlich  Württembergischen  Ge- 
sandschaft in  Beziehung  auf  obigen  Vortrag,  (Dreis- 
tste Sitzung  am  8.  Juni  1818.) 
Protokolle  der  Deutschen  Bundes- Versa m ml ung,  Bd. 

VI,  S.  43,  44. 

Anzeigen  von  Oesterreich  undBaieru  in  der  fünf  und 
vierzigsten  Sitzung  am  3.  September  1818. 
Protokolle  der  Deutschen  Bundes-V  ersammlung,  Bd. 
VI,  S.  140,  141. 
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Kaiserlieh  Oesterreichische  Abstimmung  vom  28.  April 

1817. 

Vier  und  zwanzigste  Sitzung  am  28.  April  1817. ■) 

Praesidlum:  wolle  die  Kaiserlich  Oesterreicliische  Ab- 
stimmung in  der  transrhenanischen  Sustentations -Angelegenheit 
in  das  Protokoll  legen. 

Oesterreich:  Von  der  Ueberzeugung geleitet,  dass Seine 
Majestät  der  Kaiser  von  dem  lebhaften  Wunsche  durchdrungen 
sind ,  dass  Jene  unglücklichen  Opfer  eines  der  merkwürdigeren 
Ereignisse  der  neueren  Zeil,  welche  vermöge  ihrer  Verhältnisse 
bisher  ihren  Unterhalt  aus  der  transrhenanischen  Kasse  bezogen 
haben ,  rücksichtlich  desselben ,  nach  Anleitung  des  Artikels  XV 
der  Deutschen  Bundes- Arte  auch  für  die  Zukunft  hinlänglich  ge- 
sichert, und  dass  zugleich  diejenigen  Domherren,  welche  alsDop- 
pelt-Prähcndirte  zu  gedachter  Kasse  beizutragen  im  Fall  waren, 
von  dieser  lästigen  Verbindlichkeit  befreiet  werden  möchten  ;  ist 
die  Kaiserlich  Königliche  Gesandschaft  in  dieser  von  dem  Herrn 
Referenten  zur  dank  vollsten  Anerkenntniss  so  gründlich  als  zweck- 
mässig instruirten  und  begutachteten  Angelegenheit  bereits  den 
Anträgen  desselben  dahin  beigetreten ,  dass  . 

t)  Der  Termin,  von  welchem  an  die  Zahlung  der  Pensionen 
von  der  Sustentationskasse  auf  die  Besitzer  des  linken  Rhein- 
ufers übergehen  solle,  auf  den  1.  Juni  1815  festzusetzen  sey; 

2)  Dass  die  Rückstände  der  überrheinischen  geistlichen  Pen- 
sionisten bis  zu  diesem  Schlusstermine  auf  dem  bisherigen  Fusse 
zu  berechnen  wären ,  dabei  Jedoch  von  der  Bundes-Versammlung 
zu  ihren  Gunsten,  Behufs  künftiger  Erhöhung  dieses  Fusses,  bei 
den  die  Pensionen  übernehmenden  Regierungen  sich  zu  verwen- 

-  den  sey ;  und  dass 

3)  Die  Hereinbringung  der  Rückstände,  welche  zur  Zahlung 
der  Pensionen  bis  zum  1.  Juni  1815  auf  bisherigen  Fuss  erfor 
derlich  sind,  durch  verhältnissmässige  Vorschüsse  der  Regierun- 
gen zu  beschleunigen  sey. 

Die  Kaiserlich  Königliche  Gesandschaft  ist  nun  Allerhöchsten 
Orts  ermächtiget,  diese  übrigens  auch  durch  Beschlüsse  der  Dun- 
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des-Versammluiig  sancilonirten  Erklärungen  hiermit  zu  wieder- 
holen, und  giebt  sich  die  Ehre,  in  Beziehung  hierauf,  nachträg- 
lich zu  eröffnen,  dass  Seine  Majestät  der  Kaiser,  um  Allerhöchst- 
en) Interesse  für  die  Regullrung  dieser  Angelegenheit  zu  beur- 
kunden, sich  veranlasst  gefunden  haben,  durch  die  Kaiserlich 
Königliche  Gesandscbaft  in  der  Schweiz  bei  den  Eidgenossischen 
Regierungen  von  Bern  und  Basel  die  an  selbige  von  den  Königlich 
Baierischen,  Königlich  Hannöverischen,  Königlich  Württember- 
gischen  und  Grossherzoglich  Badischen  Höfen  ergangene  Einla- 
dung wegen  Uebernabmc  der  bisher  aus  der  Sustcntationskasse 
(wählten  Pensionisten  des  ehemaligen  Hochstlfles  Basel  vom 
1.  Juni  1815  an,  auf  das  Angelegentlichste  unterstützen  zu  las- 
sen; dass  ferner  die  doppeltpräbendirten  Passauer  Domherren, 
österreichischen  Antheils,  aufgefordert  worden  sind ,  Ihre  rück- 
ständigen Beiträge  an  die  Subdelegations  -  Commlssion  für  das 
tnnsrhenanische  Sustentationswesen  bis  Ende  des  verflossenen 
Jahres, Jedoch  vom  i.  Juni  1815  an,  als  einen  ihnen  seiner  Zeit 
eotweder  baar  oder  mittelst  Abrechnung  wieder  zu  vergütenden 
Vorsdiuss  abzuführen ,  und  dass  auch  die  betreuende  Kasse  in 
Salzburg  angewiesen  worden  Ist,  an  die  gedachte  Commlssion, 
Jedoch  nur  zur  momentanen  Aushülfe  und  gegen  einstigen  Wie- 
derersatz Jene  Abzüge  einzusenden ,  welche  seit  der  erfolgten 
Übergabe  Salzburgs  an  Oesterreich  von  den  Pensionen  der  auf 
die  dortige  Landeskasse  angewiesenen  doppeltpräbendirten  Salz- 
targer  Domherren  bis  letzten  Decembcr  1816  zurückbehalten 
»•rten  sind. 

Wenn  nun  Seine  Majestät  der  Kaiser  dadurch  Ihrer  Sclts 
auf  diese  Angelegenheit  nach  Möglichkeit  zu  wirken  sich  haben 
gelegen  sryn  lassen ,  so  glauben  Allerhöchstdieselben  nun  um 
so  mehr  sieh  der  Mölln ung  überlassen  zu  können :  dass  es  Seiner 
■Majestät  dem  Könige  der  Nlederla nde  im  Einklänge  der  bis- 
her stets  ausgesprochenen  liberalen  Grundsätze,  und  In  Berück- 
sichtigung der  bereits  dafür  entwickelten  Gründe  gefällig  seyn 
tärfle,  den  1.  Juni  1815  als  Termin  der  Auflösung  der  transrhc- 
tunlschen  Sustcntationskasse  anzuerkennen,  und  dass  die  Eidge- 
nössischen Cantone  Bern  und  Basel  eine  beifällige  Erklärung 
*hzugeben  keinen  weiteren  Anstand  finden  werden ;  so  wie  auch, 
*■»  nach  dem  schönen  Beispiele  des  Königlich  Niederländischen 
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Hofes  die  übrigen  holten  Höfe,  welche  die  bisher  auf  die  Sustei 
tationskasse  angewiesenen  Pensionisten  zu  übernehmen  habe 
die  ihnen  übersehenen,  gehörig  geprüften  Etats  anerkennen,  ui 
zugleich  die  von  der  Königlich  Preussischen  GesandschaR  in  d 
18.  Sitzung  ausgedrückte  erfreuliche  und  beruhigende  Ansic 
theilen  werden,  dass  der  Unterhalt  der  hierunter  interessirt 
Individuen  gegenwärtig  ausser  seiner  mehreren  Sicherung  u 
zureichenden  Anordnung  auch  eine  den  Umständen  angemesse 
Verbesserung  erhalten  müsse. 

Was  nun  die  noch  zu  erledigende  Frage  betrifft ,  auf  welc 
Art  und  nach  welchem  Verhältniss  die  an  die  Susteutationskas 
zu  entrichtenden  Rückstands -Summen  beizuschaffen  wären: 
verkennt  der  Kaiserlich  Königliche  Hof  zwar  keineswegs,  da 
zu  Vermeidung  einer  viele  Zeit  raubenden  und  wegen  der  roa 
nichraltigcn  Rechtsfragen  und  verwickelten  Verbältnisse  se 
schwierigen  Liquidation,  ein  gütlicher  Vergleich  höchst  wii 
sehenswert  Ii  ist,  und  diesem  Grundsatze  im  Allgemeinen  beipflk 
tend,  würde  man  auch  Oesterreichischer  Seits  keinen  Ansta 
nehmen,  nach  dem  Beispiele  des  Königlich  Preussischen  und  K 
niglich  Hannöverischen  Hofes  eine  beifällige  Erklärung  weg 
gänzlicher  Uebernahme  jener  Quote  abzugeben ,  welche  hinsicl 
lieh  der  Passauischen  und  Salzburger  Rückstände  bei  der  v 
dem  Herrn  Referenten  in  der  13.  Sitzung  des  vorigen  Jahres  vi 
geschlagenen  Repartition  mit  11,305  Fl.  auf  Oesterreich  verw 
sen  worden  ist;  allein  so  bereitwillig  man  sich  auch  findet,  < 
Berichtigung  der  unter  dieser  Summe  begriffenen  Rückstände  <1 
Passauer  doppeltpräbendirten  Domherren ,  österreichischen  4 
theils,  unter  Vorbehalt  des  genauem  Calculs  zu  übernehmen, 
kann  dieses  doch  in  Ansehung  der  Rückstände  der  Salzburg 
Domherren,  welche  sich  aus  der  Periode  vor  der  Uebergabe  Sa 
burgs  an  Oesterreich  her  datiren ,  nicht  wohl  Statt  finden,  ind« 
nur  der  Königlich  Bäuerischen  Regierung  die  Verhältnisse  bekai 
seyn  können,  um  welche  es  sich  in  dieser  Beziehung  handelt. 

Da  übrigens  die  Regulirung  der  Strassburger  Pensionen 
wohl,  als  derjenigen  ftir  die  Beamten  der  Sustentationskasse,  Bfl 
der  Versicherung  des  Herrn  Referenten ,  noch  durch  eigene  V 
träge  instruirt  werden  sollen ;  so  behält  sich  die  Kaiserlich  Kö 
gliche  Gesandschail  ihre  Abstimmung  darüber  auch  bis  dabin  vi 
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«)  Vergl:  Protokolle  der  Deut  sehen  Bundes-Ver 
^mmlung,  Bd.  II,  S.  195  u.  f. 


Grossherxoglich  Badische  Erklärung  Uber  die  Bei 
tilge  der  Doppelt-Präbendirten  zur  transrhenani- 
schen  Sustentationskasse ,  vom  5.  Hai  1817. 

Secbsund  zwanzigste  Sitzung  am  5.  Mai  1817.') 

Praesidi  um :  Baden  habe  den  Wunsch  geäussert,  in  Be- 
treff der  Abzüge  der  doppeltpräbendirten  geistlichen  Dignitarien, 
und  der  Zahlungen  an  die  überrheinfsche  Unterstützungskasse 
eine  Erklärung  in  das  Protokoll  zu  legen,  wozu  man  Gelegenheit 
geben  wolle. 

Baden:  Das  Staatsfnteresse  Seiner  Königlichen  Hoheit  des 
Grosaherzogs  von  Baden  ist  bei  dem  vorliegenden  Gegenstande, 
*1e  sich  von  selbst  ergiebt,  durchaus  nicht  befangen  und  Höchst« 
dieselben  haben  nur  stete  dahin  gestrebt,  das  Interesse  der  Ihnen 
angehörigen  Doppeltprälmndirten  mit  den  Ansprüchen  der  Gerech- 
tigkeit und  den  Anordnungen  des  Reichsdeputations-Recesses  von 
1803  im  Einklang  zu  erhalten.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel, 
tos  der  §.  75  des  gedachten  Recesses  den  Doppeltpräbendirten 
die  Verbindlichkeit  auflegte  T?T  ihres  Bezuges  an  die  überrbeinl- 
sehe  Unterstützungskasse  abzugeben ;  aber  eben  so  wenig,  dass 
diese  Vertilgung  alle  Doppeltpräbendirten  Deutschlands  ohne 
Ausnahme  dazu  anhielt.  Ks  ist  in  der  erschöpfenden  Darstellung 

Herrn  Referenten  in  der  13.  Sitzung  vom  10.  December  v.  J. 
»nerkanut,  dass  demnach  auch  bis  1810  von]  den  Badischen  Stifts- 
l*rren  immer  &  abgeliefert  wurden.  Als  sich  aber  zeigte,  dass 
<*  Doppeltpräbendirten  mehrerer  Staaten  entweder  gar  nichts, 
rtet  doch  nicht  ^  beitragen  wollten,  und  also  die  Last  allein  auf 
ittft),  die  reichsschlussmässig  bisher  verfuhren ,  gehaftet  haben 
w«rde,  glaubten  Seine  Königliche  Hoheit,  es  Ihren  Pensionären 
*traldte  zu  seyn ,  nach  dem  Verlangen  anderer  in  gleichem  Falle 
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befindlicher  Staatenr,  den  Betrag  aur  &  zu  reduclren,  bis  die  ge- 
rechte Gleichheit  wieder  hergestellt  seyn  würde. 

Hieraus  entstand,  was  die  Sustentalions  -  Kasse  Rück- 
stände benennt,  und  über  welche  in  der  Summe  zwischen  ihr 
und  der  Badischen  Staatskasse  eine  kleine  Rechnungs-DifTerenz 
wallet,  worauf  es  jedoch  hier  nicht  ankommt,  sondern  die  leicht 
ausgeglichen  seyn  wird,  sobald  die  Grundsätze  restgestellt  sind. 

r  Der  Artikel  XV  der  Bundes- Acte  bestimmt,  dass  die  Pen- 
sionen der  Sustentationskasse  aur  die  Besitzer  des  linken  Hheiu- 
ufers  übertragen  und  die  Regulirung  spätestens  binnen  Jahres- 
frist vollendet  seyn  solle.  Z  l"  :  ' 1  }  * 

Gleichwohl  hat  man  die  Beiträge  der  Badischen  Stiftsherren, 
vorbehaltlich  der  Abrechnung,  noch  länger  fortlaufen  lassen. 

Nach  den  indessen  bei  dein  Bundestage  geschehenen  Erklä- 
rungen mehrerer  Höfe ,  und  nach  den  Gründen ,  die  der  Vortrag: 
des  Königlich  Hannöverischen  Herrn  Gesandten  entwickelt, 
müssen  Seine  Königliche  Hoheit  den  t.  Juni  1815  als  den  termi- 
num  ad  quem  ansehen ,  bis  wohin  die  Beitrags  Verbindlichkeit  der 
Doppellpräbendirten  dauert,  und  es  dürfte  sich  zeigen,  dass, 
wenn  Jene  Stifter  ihre  reichsdeputationsschlussmässigen  Nach- 
zahlungen machen,  welche  damit  so  sehr  im  Rückstände  blieben, 
bei  den  inzwischen  geschehenen  Minderungen  der  Pensionisten, 
die  Sustentationskasse  genügende  Hülfsmltlel  hätte,  die  ihr  bis 
zu  Ihrer  Epoche  obliegenden  Zahlungen  zu  bestreiten.  Km  « 

Gleichwohl  haben  Seine  Königliche  Hoheit,  um  auch  hier  , 
einen  Beweis  zu  geben,  wie  bereit  Sie  stets  seyen,  den  Anträgen 
und  Ansichten  der  Bundes- Versammlung  förderlich  zu  seyn,  gnä- 
digst beschlossen,  dass  die  General-Staatskasse  angewiesen  wer- 
den solle ,  vom  Betrage  des  bei  ihr  deponirt  gebliebenen  zweiten 
Zehntels,  an  die  Unterstützungs-Kasse  die  Summe  von  5000  Fl.  auf 
Abrechnung  zu  übermachen.  Wenn  aber  der  Termin  der  Ver- 
bindlichkeit zur  Zahlung  der  ^  bis  zum  1.  Juni  1815  anerkannt, 
und  folglich  alle  spätere  Zahlung  nur  alsVorschuss  zu  betrachten 
ist,  wenn  die  Verbindlichkeit  des  Nachtrags  der  im  Rückstand 
verbliebenen  Stifter  unbedingt  rechtlich  ist;  so  geht  daraus  von 
selbst  hervor ,  dass  nicht  allein  von  jener  Epoche  an  alle  Abzüge 
und  Beiträge  zur  Sustentationskasse  aufhören;  sondern  auch  das, 
nach  allgemeiner  Abrechnung  der  gedachten  Kasse,  als  von  den 
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ßadlscheuSUfUherren  proraUZuvIelbezahlte  denselben  wie- 
der zu  gute  kommen,  und  daher  hier  zu  ihren  Gunsten  ausdrück- 
lich vorbehalten  werden  müsse. 

a)  Vergt:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes- Ver- 
sammlung, Bd.  D,  S.  234  u.  f. 


in. 

Ab  st  immun  gen  vom  3.,  7.,  10.  und  14.  Juli  1817,  und 
Beschlags  der  Bandes  -  Versammlung  vom  14.  Juli  1817. 

Vierzigste  Sitzung  am  3.  Juli  1817.-) 

Grossherzoglich  und  Herzoglich  Sächsische 
Häuser:  Mit  Bezug  auf  den  in  der  13.  vorjährigen  Sitzung 
erklärten  und  von  meinen  höchsten  Committeiiten  genehmigten 
Beitritt  zu  der  Haiserlich  Oesterrcichischen  Abstimmung  in  der 
Oberrheinischen  Sustentations-Sache,  schliessen  sich  solche  in  allen 
in  Jener  Abstimmung  nicht  enthaltenen  Punkten  der  Mehrheit  an. 

Ein  und  vierzigste  Sitzung  am  7  Juli  1817. h) 

Preussen:  Nachdem  Seine  Königliche  Majestät  von  Prelis  - 
sco,  in  Pensions-Sachen  der  überrheinischen  Geistlichkeit,  zuvör* 
derst  die  Annahme  des  Termins  von  1815,  auch  in  der  18.  dies- 
Jährigen  Sitzung  die  Ihrerseits  beschlossene  Uebernahme  der 
berechneten  Rückstands-Quote  haben  erklären,  einen  einst- 
weiligen Hülfsvorschuss  aber  bereits  früher  schon  haben 
zahlen  lassen;  so  ist  der  Gesandte  nunmehr  beauftragt,  die  Ihrer- 
seits Statt  findende  Bereitwilligkeit  auch  dahin  ferner  zu  eröffnen, 
4ass  wenn  die  in  Hinsicht  der  Lütticher  Pensionäre  obwal- 
tende Schwierigkeit  wegen  des  Termins  von  1815  in  der 
noch  ge hofften  Art  sich  nicht  mehr  lösen  sollte,  und  wenn  die 
übrigen  Regierungen ,  deren  Beiträge  die  Pension  des  Herrn 
Fürstbischofs  bis  zum  Junius  1815  mitbewirkt  haben,  geneigt 
wären,  diese  Beiträge  für  das  Jahr  1815  zu  16  nun  noch  zu  Pen- 
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slonlrung  der  übrigen  LQltlcher  Interessenten  zu 
verwenden  und  nachzuschi essen ,  dfe  auf  Preussen  fallende 
Quote  ebenfalls  übernommen  werden  solle. 

Was  ausserdem  nun  noch  die  künftige  Pensionirung  der 
überrhelnisclien  Geistlichkeit  betrifft,  so  haben  Seine  Majestät, 
In  bereitwilliger  Erwägung  der  von  derBundes-Versammlung  er- 
folgten Verwendung,  und  bei  möglichster  Geneigtheit  zu  jeder 
thunlichen  Berücksichtigung  für  die  zu  versorgenden  Individuen, 
sich  doch  durch  die  grosse  Masse  von  Pensionen  und  sonstigen 
Verbindlichkeiten,  die  von  Allerhöchst  Ihnen  in  neuen  und  wieder 
vereinigten  Provinzen  übernommen  worden»  zur  Zelt  verhindert 
gefünden,  darunter  weiter  zu  gehen,  als  es  im  Sinne  und  in  der 
reichsschlussmässigen  früheren  Bewilligung  lag,  als  welche  nun- 
mehr vollständiger  und  sicherer  als  bisher  geleistet  zu 
sehen,  den  Sustentanden  immer  schon  den  Vortheil  gewährt,  auf 
welchen  der  XV.  Artikel  ihnen  die  Aussicht  eröffnet  hat.  Es  ist 
daher  die  in  diesem  Sinne  sich  ergebende  vollständige  Congrua 
diesseits  nun  förmlich  übernommen ,  und  um  die  Pensionäre  mit 
mindestem  Zeitverlust  zum  Genuss  derselben  vom  1.  Juni  1815 
ab,  zu  verhelfen,  die  Curatel  der  Sustentationskasse  bereite  ver- 
anlasst, dieselben  zur  Anzeige  ihres  Aufenthaltsorts,  so  wie  der 
diesseitigen  Kasse ,  bei  welcher  sie  die  Hebung  zu  machen  wün- 
schen, unverweilt  anzuweisen. 

Die  Preussische  Regierung  sieht  demnach  in  dieser  Ange- 
legenheit nur  noch  der  schllesslichen  Ueberetnkunft  wegen  der 
Rückstände  bis  zum  Juni  1815  und  wegen  des  wenigstens  bis 
Jetzt  noch  wahrscheinlich  gewesenen  Lüttlcher  Deöcits 
entgegen,  uro  sich  anerbotenermassen  nun  auch  Ihrerseits  der 
letzten  Verbindlichkeiten  in  dieser  Angelegenheit  durch  die  noch 
übrigen  Zahlungs-Anweisungen  zu  entledigen. 

9 

*  ♦ 

Zwei  und  vierzigste  Sitzung  am  10.  Juli  1817.  ) 

Königreich  Sachsen:  Zur  Sustentation  der  überrbeini- 
scheu  Geistlichkeit  beizutragen,  Ist  eine  dem  Königreiche  Sachsen 
nicht  obliegende  Verbindlichkeit;  mithin  würden  Seine  Majestät 
der  König  die  Reguliruof?  dieser  Angelegenheit  lediglich  und  Im 
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gerechtesten  Vertrauen  den  beteiligten  Höfen  überlassen.  Da  es 
aber  auf  eine  ausdrückliche  Genehmigung  der  commfssarisehen 
imtachtllchen  Vorschläge  und  von  der  Bundes- Versammlung  dies- 
falls auszusprechenden  Beschlüsse  ankommt,  so  bin  ich  nachfol- 
genden Anträgen  : 
1 )  Dass  der  Termin ,  von  welchem  an  die  Zahlung  der  Pen- 
sionen von  der  Sustentatlonskasse  auf  die  Besitzer  des  lin- 
ken Rheinufers  übergehen  solle  5  auf  den  1.  Juni  1815  rest- 
zusetzen sey  5 

t)  Dass  die  Rückstände  der  überrheinlschen  geistliehen  Pen- 
sionisten bis  zu  diesem  Schluss-Termlne  auf  den  bisherigen 
Fuss  zu  berechnen  sind ,  dabei  Jedoch  von  der  Bundes- Ver- 
sammlung zu  ihren  Gunsten ,  Behufs  künftiger  Erhöhung 
dieses  Fusses,  bei  den  Pensionen  übernehmenden  Regie- 
rungen sich  zu  verwenden  sey ;  und  dass 

3)  Die  Hereinbringung  der  Rückstände ,  welche  zur  Zahlung 
der  Pensionen  bis  zum  1.  Juni  1815  auf  bisherigen  Fuss 
erforderlich  sind,  durch  verhältnissmässlge  Vorschüsse  der 
Regierungen  zu  beschleunigen  sey  5 
ausdrücklich  beizutreten  ermächtigt. 

Rurhessen  und 

Dänemark,  wegen  Holstein  und  Sachsen-Lauen- 
burg: wie  Königreich  Sachsen. 

«Niederlande,  wegen  des  Grossherzogthunis  Luxem- 
burg: tritt,  unter  dem  schon  früher  geäusserten  Vorbehalte,  der 
Mehrheit  bei. 

Mecklenburg-Schwerin  und  Streit  tzj  wie  König- 
reich Sachsen. 

Holstein-Oldenburg»  Anhalt  und  Schwarz  bürg: 
desgleichen. 

Hohenzollern,  Liechtenstein ,  Reusa,  Schaum- 
burg-Lippe,  Lippe  und  Waldeck:  Der  Gesandte  der  16. 
Gesanimtstimme  erklärt,  dass  er  in  der  (ransrhenanischen  Sus- 
lentationsaaehe  der  Majorität  sich  anzuschilessen  Instruirt  sey. 

•  Die  freien  Städte,  Lübeck,  Frankfurt,  Bremen 
und  Hamburg:  ebenfalls  wie  Königreich  Sachsen. 

Praesidium:  werde  In  der  nächsten  Sitzung  den  Knt- 
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wurf  des  Beschlusses  in  der  IraDsrlienaniscben  Sustentation*- 
Sache  vorlegen. 

♦  * 

Drei  und  vierzigste  Sitzung  am  14.  Juli  1  81  7.d) 

Grossherzogthum  Hessen:  Grossherzogliche  Gesand- 
schaft ist  angewiesen,  die  zu  den  Anträgen  des  Herrn  Referenten 
In  der  13.  Sitzung  vorigen  Jahres  bereits  erklärte  Beistimmung, 
umfassend  die  in  dem  damaligen  Kaiserlich  Oesterreichischen 
Votum  hervorgehobenen  drei  Hauptpunkte,  auf  das  Vollkom- 
menste zu  bestätigen. 

In  Ansehung  der  diesseitigen  Theilnahme  pro  praeterito  hat 
der  Gesandte  zu  bemerken,  dass  die  Grossherzoglichen 
Kassen  mit  derselben  Pünktlichkeit,  mit  welcher  sie  auch  in 
den  Zeiten  der  grössten  Bedrängniss,  die  auf  ihnen  lastenden 
Pensionen  aller  Art  berichtigten ,  auch  die  Beiträge  der  auf  sie 
angewiesenen  Doppelt- Präbeudirten  an  die  Frankfurter  Susten- 
tatlons-Kasse  abgeführt  haben ;  dass  also  hinsichtlich  derjenigen 
Doppelt-Präbendirten,  welche  Ihre  Pension  vom  Grossherzogthum 
Hessen  empfangen,  bis  zum  1.  Juni  1815  keine  Beiträge  in  Rück- 
stand sind. 

Was  aber  die  Rückstände,  betrifft ,  welche  die  von  der  Sus- 
tentationskasse  an  das  Grossherzogthum  überwiesenen  Pensio- 
nisten zu  fordern  haben ,  so  werden  solche 

1)  Bis  zum  1.  Juni  1815  aus  den  noch  rückständigen  Bei- 
trägen der  Doppelt-Präbendirten ; 

2)  Vom  1.  Juni  1815  an  bis  zum  I.Juli  1816  von  den  Mäch- 
ten zu  berichtigen  seyn ,  welche  während  dieses  Zeitraums  im 
Besitze  der  Einkünfte  des  nunmehr  Grossherzoglichen  Landes- 
theils auf  der  linken  Rheinseite  gewesen  sind. 

Vom  1.  Juli  1816  an,  wird  die  Grossherzogliche  Regierung, 
indem  sie  den  Doppelt-Präbendirten  Ihre  Pensionen  ohne  Abzug 
verabfolgen  lässt,  die  von  der  Sustentationskasse  auf  sie  überge- 
gangenen Wormser  Pensionen  unverzüglich  zur  Zahlung  an- 
weisen lassen ,  und  würde  es  bereits  gethan  haben ,  wenn  nicht 
bei  näherer  Erforschung  der  Verhältnisse,  sich  es  gezeigt  hätte, 
dass  einige  dieser  Pensionisten  unterdessen  von  der  Grossherzog- 
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iieten  Regierung  eine  vollständige  Versorgung  (zum  Thell  eine 
vollständigere  als  sie  vor  1803  hatten)  oder  Pensions-Zulagen 
erhalten  haben ,  in  Ansehung  deren  daher  eine  besondere  Rück- 
sicht vielleicht  nothwendig  seyn  dürfte. 

lieber  die  von  dieser  Versammlung  ausgesprochene  Empfeh- 
lung der  Pensionisten  zu  thunlichster  Verbesserung  ihrer  künf- 
tigen Bezöge ,  kann  der  Gesandte  dieselbe  Ansicht  und  Berück- 
sichtigung: von  Seiten  seines  Allerhöchsten  Hofes  versichern,  die 
in  der  18.  Sitzung  Königlich  Preusslschcr  Seils  erklärt  wor- 
den Ist. 

Eben  so  wird  man  sich  hinsichtlich  der  bei  derSustentalions- 
Hasse  angestellten  Beamten  der  für  liberale  Grundsätze  stimmen- 
Mehrheit  sehr  gern  anschließen. 

Grossherzoglicbe  Gesandschafl  glaubt  mit  gegenwärtiger 
Abstimmung  zugleich  die  diesseitige  Erwiederung  der  In  der  II. 
diesjährigen  Sitzung  an  sie  gerichteten  Aufforderung  in  Bezug 
aofdie,  in  dem  Protokoll  §.  52')  erwähnten,  Gesuche  mehrerer 
Mitglieder  von  Mainzischen  Stiftern*  dahin  verbinden  zu  können, 
<«i  von  Selten  des  Grossherzoglichen  Hofes  bereits  unterm 
9.  April  eine  (Kommission  ernannt  worden  ist,  um  das  Vermögen 
und  die  Angehörigen  aller  in  dieser  Kategorie  stehenden  Corpo- 
fttionen  zu  eruiren ,  und  dass  man  gern  zu  einer  Vereinbarung 
»it  den  übrigen  beteiligten  Hören  die  Hand  bieten  werde.  Wes- 
tob  der  Gesandte  zugleich  beauftragt  worden  Ist,  die  Gesaod- 
schaften  der  übrigen  auf  dem  rechten  Kheinufer  betheiligten  Höfe 

Einholung  gleichmässiger  vorläufiger  Erklärungen  anzu- 
heben. 

Praesidium:  legt  den  Entwurf  des  Beschlusses  in  der 
tansrbenanischen  Sustentations-Sache  vor. 

Sämmtllche Stimmen,  mit AusnahmeLuxemburgs,  waren 
•lainit  einverstanden* 

Niederlande,  wegen  des  Grossherzogthums  Luxem- 
&irg:  Bei  der  Verlesung  des  Conclusi  äusserte  der  Luxem  bur- 
Herr  Gesandte:  er  könne  nicht  umhin,  auf  das  Lebhar- 

gegen  den  Artikel  zu  widersprechen ,  der  die  Befriedigung 
:'-t  von  Lüttich  und  Stablo  aur  den  Juni  1815  beschränkt.  Bei 
^schwierigen  Lage  dieser  Sache ,  und  da  weder  der  König  der 
Niederlande,  noch  der  Deutsche  Bund  sich  zu  der  Differenz  vom 

in.  12 
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Juni  1815—  Juni  1816  entschlossen  hätten,  bliebe  noch  die  Aus- 
kunft ,  diese  Leidenden  aus  den  möglichen  Ueberschüssen  zu  be- 
friedigen. Er  bestreite  nicht  mehr,  was  die  Majora  schon  beliebt 
hätten,  vom  Juni  1815  die  Doppelt-Präbendirten  nicht  mehr  bei- 
tragen zu  lassen.  Allein  bis  dahin  seyen  sie  verpflichtet  gewesen 
und  der  Ueberschuss  könne  dazu  dienen.  Alle  seine  Abstimmun- 
gen hätten  das  vorbehalten,  und  die  Berechnung  komme  ihm 
nicht  so  schwer  vor,  als  man  es  darstellte.  Dass  darüber  paciscirt 
oder  die  Sache  schon  erledigt  sey,  sey  ihm  gar  nicht  klar  und 
erinnerlich,  und  er  müsse  auf  das  Gewissen  der  Herren  und  neue 
Abstimmung  und  Umfrage  provociren. 

Praesidium:  hält  sich  um  so  vollkommener  überzeugt , 
dass  die  Meinung  der  hohen  Bundes -Versammlung  nur  dahin 
gehen  könne,  dass  die  Doppelt-Präbendirten  nicht  welter,  als 
bis  zum  1.  Juni  1815  zur  Sustentations-Kasse  beizutragen  haben 
sollen,  als  widrigenfalls  eine  offenbare  Ungerechtigkeit  begangen 
werden  würde.  Es  ist  nicht  möglich  einen  Grund  aufzufinden, 
aus  welchem  man  diese  den  Doppelt-Präbendirten  auferlegte, 
schon  an  und  für  sich  keiner  Rechtfertigung  empfängliche  Last 
noch  über  den  Termin  sollte  hinaus  erstrecken  können,  von  wel- 
chem an  die  natürliche  Verpflichtung  derjenigen  eben  so  offenbar 
eintritt,  welche  In  den  Besitz  der  betreffenden  Gebiete,  worauf 
die  Pensions-Obliegenheit  lastet,  gekommen  sind,  als  offenbar 
gar  keine  Ursache  denkbar  ist,  warum  von  diesem  Termine  an, 
denselben  diese  Ihnen  so  leichte  Pflicht  auf  irgend  eine  Welse 
erleichtert  werden  sollte.  Für  diese  Ansicht,  die  mir  die  einzige, 
der  Gerechtigkeit  entsprechende  scheint,  würde  Ich  mich  auch 
alsdann  laut  aussprechen ,  wenn  ich  nicht,  wie  es  der  Fall  ist, 
von  der  Voraussetzung  auszugehen  hätte ,  dass  sie  bereits  von 
der  hohen  Versammlung  als  die  wahre  anerkannt  sey.  Um  dieses 
aber  noeh  näher  zu  bekräftigen ,  ersuche  ich ,  nach  dem  geäus- 
serten Wunsche  des  Niederländischen  Herrn  Gesandten,  die 
hohe  Versammlung,  sich  darüber  neuerdings  zu  erklären. 

Nach  gehaltener  Um  frage  stimmten  sämmtliche  Herren 
Gesandten  einhellig  der  vorstehenden  Präsidial -Erklärung  bei, 
daher 

Beschluss: 

Die  Bundes- Versammlung  hat,  in  Vollziehung  des  XV. 
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Artikels  der  Bundes- Acte,  die  Untersuchung  und 
Regulirung  der  Sustentations-Kasse  und  der  Pen- 
sionen fflr  die  überrheinischen  Geistlichen  und  deren 
Dienerschart,  weiche  aus  selbiger  bisher  gezahlt  worden 
und  in  Gemässheit  dieses  Artikels  auf  die  Besitzer  des  lin- 
ken Rheinufers  Ubertragen  werden,  zu  einem  der  er- 
sten und  vorzüglichsten  Gegenstände  Ihrer  Bera- 
tung gemacht. 

Sie  bat  nicht  ohne  Leidwesen  aus  dem  ihr  vorgelegten  Zu- 
stande der  Hasse  und  den  häufle:  bei  ihr  eincresranirenen  Keelama- 
üonen  erkeonen  müssen ,  dass  ungeachtet 

1)  Der  wohlthätige  Zweck  dieser  durch  den  Reichsdeputa- 
ttais-Schluss  vom  Jahre  1803  errichteten  Kasse  nur  dahin  hat 
beschränkt  werden  müssen ,  denjenigen  Mitgliedern  und  Ange- 
börigenderauf  dem  linken  Hheinufer  aufgehobenen  Stifter,  weiche 
M  auf  das  rechte  Rheinufer  begeben  hatten,  denen  aber  bei  Er- 
mangelung oder  Unzulänglichkeit  von  Gütern,  welche  diese  Stif- 
ter auf  dem  rechten  Rheinufer  besessen  hatten ,  entweder  gar 
keine,  oder  keine  hinreichende  Pension  aus  den  Revenüen  der« 
selten  angewiesen  werden  konnte,  eine  Unterstützung  zu  ver- 
schaffen, die  den  Kräften  dieser  Kasse  angemessen  war.  der  kein 
anderer  Fond  angewiesen  worden ,  als  das  den  mehrfach  Präben- 
dirten  auf  dem  rechten  Rheinufer  auferlegte  Opfer  von  ^ -von 
toi  ihnen  übrig  gelassenen  -fr  Ihrer  ehemaligen  Revenüen ,  und 

2;  Die  auf  den  Grund  des  Ertrages  der  ersten  Jahre  dieser 
Beiträge  in  Vorschlag  gebrachte  sogenannte  Congrua  äusserst 
Pring  bestimmt  worden  und  bei  der  bald  sich  gezeigten  Unzu- 
länglichkeit der  Zahlungsmittel ,  noch  in  Ansehung  aller  derer, 
für  welche  sie  früher  als  zu  800  Fl.  angeschlagen  worden ,  sehr 
bedeutend  herabgesetzt  werden  müssen ;  dennoch  selbst  diese  sehr 
hinderte  Sustentation  den  dazu  Berechtigten  nur  so  langsam 
uod  unvollkommen  habe  gereicht  werden  können ,  dass  die  aller- 
faehresten  dieselbe  zu  Ende  des  Jahres  18 10  nur  erst  bis  zum 
1  'August  des  Jahres  1814  erhalten  hatten,  und  der  geringe  Kas- 
«orrath  selbst  das  dritte  Drittheil  des  Jahrganges  vom  1.  De- 
eeiBber  1813  bis  1.  December  1814  zu  decken  vorerst  nicht  *r- 
tabte. 


Digitized  by  Google 


180 

Bei  Erörterung  der  aus  diesem  Zustande  erwachsenden  Frage, 
wie  viel  noch  an  rückständigen  Beiträgen  den  Doppelt-Präben- 
dlrten  zugemuthet  werden  könne  und  müsse,  um  auf  der  einen 
Seite  den  aus  dieser  Kasse  bisher  unterhaltenen  Geistlichen  und 
Dienerschart  ihren  nothdürlligen  Unterhalt  In  erforderlichem 
Masse  bis  zu  dem  Zeitpunkt  zuzusichern ,  wo  nach  dem  Sinne 
der  Deutschen  Bundes-  und  Wiener  Congress-Acte  die  Last  ihrer 
Penslonirung  auf  die  jetzigen  Besitzer  des  linken  Rheinufers 
übergeht,  auf  der  anderen  Seite  aber  die  auf  eine  beispiellose 
Welse  den  Doppel t-Prabendirten  auf  dem  rechten  Rheinufer  auf- 
erlegte Last  der  Unterhaltung  ihrer  geistlichen  Milbrüder  aus 
ihren  eigenen  schon  beschrankten  Mittein  nicht  weiter  zu  er- 
strecken, als  dieses  aus  der  Natur  der  Sache  und  dem  Geiste  der 
nur  erwähnten  Bundes-  und  Congress-Acte  gefordert  werden 
mag,  hat  die  Bundes- Versammlung  nach  reifer  Erwägung 
aller  sich  darbietenden  Gründe  und  Gegengründe  beschlossen: 

1)  Dass  die  auf  die  Sustentations-Kasse  gelegten  Pensionen, 
bis  zu  dem  Zeitpunkte  ihrer  Uebertragung  aur  die  Jetzigen  Be- 
sitzer des  linken  Rheinufers,  aus  den  Beiträgen  der  mehr- 
fach Präbendlrten,  Jedoch  nur  in  dem  beschränkten  Masse, 
in  welchem  sie  zuletzt  bezahlt  worden ,  und  ohne  Erhöhung  der- 
selben bis  zu  der  Anfangs  beabsichtigten  Congrua,  oder  selbst 
bis  zu  einem  noch  höheren  Ertrage  zu  decken  sey. 

2)  Dass  der  Zeitpunkt,  in  welchem  die  Jetzigen  Regierungen 
in  den  Besitz  der  Gebiete  Jenseils  des  Rheins,  aufweichen  diese 
von  Frankreich  nicht  erfüllte  Pensionirungs  -  Verbindlichkeit 
ruhet/;  mithin  in  Ansehung  der  allermehresten  derselben  der 
I.  Juni  1815  der  Zeitpunkt  sey,  von  welchem  an  gedachte 
Pensionen  auf  selbige  zu  übertragen  sind ,  und  die  Last  der  Dop- 
pelt-Präbendirten ,  zu  ihrer  weiteren  Versorgung  beizutragen, 
von  selbst  erlischt. 

3)  Dass  diesem  gemäss  und  nachdem  dieser  Grundsatz  von 
den  bctheillgten Deutschen  Fürsten,  insbesondere  von  P reu  ssen, 
Baiern  und  dem  Grossherzogthume  Hessen,  wiewohl 
von  letzterem  mit  derjenigen  Modiflcation ,  welche  für  dasselbe 
aus  dem  von  ihm  erst  im  Juli  1816  erlangten  Besitz  seiner  Län- 
der aur  dem  linken  Rheinufer  entspringt,  ausdrücklich  an- 
genommen und  denselben  ein  Verzeichniss  der  auf  selbige 
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libenreüenden  Pensionen  zugestellt  worden ,  ebenoiässig  der  Kö- 
nig der  Niederlande  (welchem  bereits  ein  Verzeichnis!  der 
auf  selbigen  wegen  Lütlich  und  Stablo  übergehenden  Pensionen 
durch  seinen  hier  anwesenden  Herrn  Gesandten  zugestellet  wor- 
den) und  die  Schweiz,  insbesondere  die  Cantone  Bern  und 
Basel,  sofort  nach  Feststellung  der  auswärtigen  Verhältnisse 
des  Bundes,  unter  L  ebersend urur  eines  ähnlichen  Verzeichnisses 
ia  Betreff  der  auf  selbige  übergehenden  Baseler  Pensionäre,  drin- 
gend zu  ersuchen  sey ,  von  gedachtem  Zeitpunkte  des  I. 
Juni  1815  an,  die  Versorgung  der  gedachten  Pensionäre  zu 
übernehmen,  unter  angelegener  Anempfehlung  billig  mässiger 
Erhöhung  dieser  Pensionen ,  mindestens  bis  zu  der  Ihnen  früher- 
en zugedachten  Congrua. 

k)  Dass,  weil  in  diese  Verzeichnisse  durchaus  nur  diejenigen 
wßuinehmeu  gewesen ,  welche  wirklick  aus  der  Sustentatlons- 
kasse  Zahlung  erhalten  haben ,  in  Ansehung  aller  übrigen  Geist- 
Hrbeu  uod  deren  Angehörigen  aur  dem  linken  Rheinufer,  welche 
die  Unterstützung  der  Bundes- Versammlung  für  ihre  Pensions- 
-•-•surhe  nachgesucht  haben ,  dieselbe  die  Gränzeu  einer  motivir- 
itii  Anempfehlung  nicht  zu  überschreiten  habe. 

5)  Dass ,  da  In  Ansehung  der  wenigen  auf  der  transrhena- 
niseben  Sustentationskasse  hallenden  Pensionäre  des  ehemaligen 
Hochsüfles  Strass bürg  der  eigene  Fall  eintrete,  dass  die  Gü- 
ter dieses  Stiftes  jenseits  des  Rheines  nicht  einem  der  neuen  Er- 
werber der  Länder  aur  der  linken  Rheinseitc  zugetheiit  worden, 
Modern  nach  den  letzten  Friedensschlüssen  an  Frankreich 
verblieben  sind ,  mithin  sie  auch  auf  keinen  der  neuen  Erwerber 
übertragen  werden  können,  gleichwohl  von  der  Liberalität  des 
Jetzigen  Französischen  Gouvernements  sich  hoffen  lässt,  dass 
toselbe  aus  den  ihm  vorzutragenden  Gründen  sich  auf  Ansuchen 
derBundes- Versammlung  zu  derUebernahme  derselben  gern  ent- 
ftttessen  werde,  die  Bundes- Versammlung  nach  nunmehr  er- 
folgter Feststellung  Ihrer  auswärtigen  Verhältnisse  sich  bei  dem 
Königlich  Französischen  Gouvernement  unverweilt  verwenden 
»eile,  um  die  Uebernahme  dieser  Pensionäre  auf  die  möglichst 
hastigsten  Bedingungen  für  diese  zu  erwirken.  •) 

lind  wie  alsdann  in  Folge  dieses  Beschlusses  zu  endlicher 
Heining  des  transrbenanlschen  Sustentatlonswesens  und  zur 
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Aufhebung  dieser  Kasse  und  Ihrer  Administration  es  nur  noch 
darauf  ankommen  würde,  dass  die  erforderlichen  Beiträge  zur 
Deckung  der  ausgeworfenen  Pensionen  bis  zum  1.  Juni  1815  her- 
beigeschafft werden ;  so  ist  dazu  nicht  nur 

1)  Der  Anfang  dadurch  gemacht,  dass  mittelst  der  Im  Jahre 
1816  eingegangenen  Beiträge  und  insonderheit  eines  von  Sr.  Kö- 
niglich Preussischen  Majestät  für  Rechnung  der  Doppelt-Präben- 
dirten  seiner  Staaten  geleisteten  ansehnlichen  Vorschusses  den 
Pensionären  das  3*  Drittheil  des  Jahrganges  von  1814  und  Jetzt 
auch  das  Vierteljahr  für  den  December  1814  und  flir  den  Januar 
und  Februar  1815  ausgezahlt  worden ,  so  dass  mithin  nur  noch 
die  drei  Monate  vom  1.  März  bis  ult.  Mai  1815  zu  decken  übrig 
bleiben ,  sondern  auch 

2)  Da  aus  allen  der  Bundes- Versammlung  vorgelegten  Um- 
ständen  sich  ergiebt,  dass  der  Grund,  warum  seit  mehreren  Jah- 
ren die  für  ein  bestimmtes  Jahr  gezahlten  Beiträge  zur  Deckung 
der  Pensionen  nicht  hingereicht  haben  und  selbst  mit  Hülfe  des- 
sen ,  was  in  den  folgenden  Jahren  beigetragen  worden ,  nur  spät 
und  langsam  die  früheren  Jahre  theilweise  gedeckt  werden  kön- 
nen, in  der  Hauptsache  darin  zu  setzen  ist,  dass,  nachdem  die 
Doppelt  -  Präbendirten  mehrerer  Stifter,  unter  Anführung  ver- 
schiedener Gründe ,  insonderheit  der  durch  Krieg  und  Staatsura- 
wälzung  erfolgten  Verminderung  ihrer  Einnahmen,  verschiedene 
Jahre  hindurch  gar  keine,  oder  doch  höchst  unbedeutende  Zah- 
lungen geleistet  haben ,  andere  welche  bis  dahin  die  ihnen  aufge- 
legten ^  pünktlich  entrichtet  hatten,  um  nicht  allein  die  Last  zu 
übernehmen ,  ihre  Beiträge  einstweilen  auf  die  Hälfte  herabge- 
setzt ,  mithin  aus  diesem  doppelten  Grunde  die  Einnahme  in  gar 
keinem  Verhältnisse  mehr  mit  der  Ausgabe  gestanden ,  und  Bei- 
träge ,  die  für  spätere  Jahre  geliefert  worden ,  zur  Deckung  der 
früheren  verwendet  werden  mussten ,  gleichwohl  vorauszusehen 
ist,  dass  wenn  hierüber  mit  den  allerseitigen  mehrfach  Präben- 
dirten oder  deren  Gouvernements  eine  detailllrte  Liquidation  zu- 
gelegt und  dabei  nicht  blos  die  Frage,  wie  viel  ein  Jeder  in  einem 
Jeden  einzelnen  seit  1803  verflossenen  Jahre  beizutragen  gehabt 
hätte,  und  ob  und  wie  weit  noch  dieses  oder  Jenes  Stift  mit  hätte 
herbeigezogen  werden  mögen,  sondern  auch  die  Gründe  der  her- 
abgesetzten oder  verweigerten  Zahlung  hätten  erwogen  werden 
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müssen ,  eines  Tlielis  eine  solche  Liquidation  mehr  Kosten  ver- 
anlasst nahen  dürfte,  als  der  Erfolg  derselben  recht  fertigen  könne, 
anderen  Thcils  die  nicht  zu  berechnende  Dauer  derselben  sich 
über  das  Lebensziel  vieler,  mehrentheüs  sehr  bejahrter  Pensio- 
näre erstreckt  haben  dürfte  5  so  hat  die  Bundes-Versammlung  es 
nur  als  erwünscht  ansehen  könne,  dass  durch  einen  den  bethei- 
ligten Deutscheu  Höfen  vorgeschlagenen  und  mit  Vorbehalt  nähe- 
rer Berechnung  von  diesen  für  ihre  Doppelt-Präbendirten  bewil- 
ligten Vergleich  die  erforderlichen  Summen  dadurch  herbeige- 
schafft werden ,  dass  lür  diejenigen,  welche  wahrend  der  Kriegs- 
jahre ihre  Zahlungen  ganz  oder  grösstenteils  zurückgehalten 
haben,  nach  einem  festgestellten  herabgesetzten  Verhältnisse  bei- 
getragen, für  diejenigen,  welche  einige  Jahre  hindurch  das  eine 
Zehntel  inne  behalten  haben ,  dasselbe  nachgeschossen ,  beiden 
jedoch  an  diesen  Beiträgen  dasjenige  zu  Gute  gerechnet  werde, 
wm  sie  nach  dem  1.  Juni  1815  und  bis  zu  Ende  des  Jahres  1816 
für  diese  laufende  Zeit  bezahlt  haben,  im  Uebrlgen  aber,  die 
Beiträge  nur  von  solchen  Stiftern ,  von  welchen  sie  bisher  der 
Kasse  geleistet  worden ,  in  Anspruch  genommen  werden  sollen, 
so  dass ,  nachdem  die  aus  diesem  Vergleiche  einem  Jeden  Theile 
zur  Last  fallenden ,  nicht  compensirten  Beiträge  geleistet  seyn 
werden,  das  Geschäft  der  Kegulirung  der  transrhenanischen  Sus- 
tentations-Kasse,  so  weit  es  die  auf  die  neuen  Besitzer  des  lin- 
ken Rheinufers  zu  übertragenden  Pensionen  betrifft,  als  beendigt 
anzusehen  seyn  wird,  auf  welchen  Fall  dieBundes-Versammlung 
auf  eine  angemessene Pensionirung  der  wenigen  noch  unversorg- 
ten ,  bei  der  transrhenanischen  Sustenlations-Kasse  angestellten 
besoldeten  Diener,  einen  möglichst  billigen  Bedacht  nehmen 
wird. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung, Bd.  III,  S.  358. 

b)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  III,  S.  369. 

Erklärung  von  Preussen  in  der  ersten  Sitzung  am  12. 
Januar  1818. 

Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versain  111- 
lung,  Bd.  IV,  S.  160,  161. 
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c)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes  -Ver- 
sammlung, Bd.  III,  S.  398  ,  399. 

d)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes- Ver- 
sammlung, Bd.  III,  S.  414  u.  f. 

e)  Soll  heissen :  §.  51. 

Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes  -  Versamm- 
lung, Bd.  III,  S.  32  ,  33. 

f)  Hier  fehlt  das  Wort:  „gelanget44  oder:  „gekommen.44 
—  Uehrigens  ist  dieser  Salz  des  Beschlusses  der  Bundes- Versamm- 
lung vom  14.  Juli  1817  mehrfach  ohne  Erwähnung  dieser  den  Sinn 
entstellenden  Auslassung  abgedruckt  worden,  z.  B.  in :  G.  v.  M  ey  er's 
Staats-Acten  für  Geschichte  und  öffentliches  Recht  des  Deutschen  Bun- 
des,™. 11,8.  81. 

g)  In  der  vier  und  vierzigsten  Sitzung  am  17.  Juli 
1817  zeigte  Praesidium  an:  dass  die  Schreiben,  sowohl  an 
Seine  Majestät  den  König  von  Frankreich,  wegen  Ergänzung  der 
Pensionen  einiger  Mitglieder  des  ehemaligen  Capitels  von  Strass- 
burg,  als  auch  an  die  Schwe  izer  E  idgenossenschaft,  wegen 
der  auf  die  CantoncBcrn  und  Basel  zu  übertragenden  Pensions-Er- 
gänzung für  die  noch  übrigen  Mitglieder  und  Diener  des  vormaligen 
Hochstiftes  Basel  ausgefertiget  und  erlassen  seyen. 

Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
lung,  Bd.  III,  S.  456. 
Schreiben  des  Deutschen  Bundes  an  Se.  Majestät 
den  König  von  Frankreich,  wegen  Pensionirung  eini- 
gerMitglieder  desehemaligenCapitelsvonStrassburg, 
d.  d.  Frankfurt,  den  13.  Juli  1817. 
Nachträgliche  Actenstücke  u.  s.  w.  Bd.  V,  S.  282  u.  f. 
Schreiben  des  Deutschen  Bundes  an  dieSchweize- 
rische  Eidgenossenschaft,  diePensionen  desFürstbi- 
schofs, der  Domherren  und  Diener  des  ehemaligen 
Hochstifts  Basel  betreffend,  d.  d.  Frankfurt,  den  15.  Juli 
1817. 

Protokolle  derDeutschen  Bundes-Vcrsammlung,  Bd. 
IV,  S.  69  u.  f. 
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w. 

Anzeige  des  Praesidiums  von  der  Entschli e ssung  des 
Königs  von  Frankreich,  die  Pensionire  des  vormaligen 
Hockstiftes  Strassbnrg  in  übernehmen,  und  Be- 
schlnss  der  Bundes  •  Versammlung  vom  11.  December 

1817. 

Fiin r  und  fünfzigste  Sitzung  am  11.  December 
1817.') 

Praesldium:  legt  die  von  dem  Königlich  Französi- 
schen bevollmächtigten  Minister,  Herrn  Staatsrath 
Grafen  von  Reinhard  erhaltene  Verbal-Note  vom  3.  d.  M. 
vor,  wodurch  derselbe  von  der  Entschliessung  Sr.  Aller- 
christlichsten  Majestät  auf  die  unterm  13.  Juli  d.  J.  (s. 
Prot,  der  43.  Sitzung  §.  332)  beschlossene  Versammlung  zu  Gun- 
sten der  wenigen  auf  der  transrhenanischen  Sustentations-Kasse 
härtenden  Pensionäre  des  vormaligen  Hochstiftes  Strass- 
l>urg  Kenntniss  giebt. 

In  Gemässheit  dessen  hätten  Se.  Allerchristlichsle  Majestät, 
wenn  gleich  durch  keine  Traktate  hlezu  verbunden ,  die  Ergän- 
zung der  erwähnten  Pensionen ,  w  ie  solche  in  der  mitgetheilten 
lebersieht  enthalten  wären,  übernommen  und  der  Minister 
der  auswärtigen  Angelegenheiten,  Herzog  von  Richelieu,  habe 
zur  Beseitigung  alles  Verzuges  in  Entrichtung  dieser  Pensionen 
die  Verfügung  getroffen,  dass  solche  vorläufig  von  dem  Departe- 
ment der  auswärtigen  Angelegenheiten1  bezahlt  würden  j  demzu- 
folge der  bevollmächtigte  Minister  Herr  Graf  von  Reinhard 
tereit  sey ,  solche  in  den  Verfallterminen  den  betreffenden  Indi- 
viduen vorzuschiessen ,  und  bis  andere  Anordnungen  getroffen 
würden ,  alle  sechs  Monate  den  Betrag  dieser  Pensionen-Ergän- 
zungen in  die  Hände  des  Bundes-Kanzlci-Directors,  gegen  gehö- 
rig beglaubigte  Lebenszeugnisse  der  Pensionäre,  z«  verabfolgen. 
Da  überdiess  die  französische  Regierung  den  Anfang  dieser  Pen- 
sionszahlungen auf  den  I.  Januar  1817  gesetzt  habe,  so  werde 
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der  Königliche  bevollmächtigte  Minister  Graf  von  Reinhard, 
im  Laufe  des  Monats  Januar  künftigen  Jahres ,  zwei  halbjährige 
Zahlungen  zu  leisten  in  dem  Falle  seyn. 

Der  Kaiserliche  präsidirende  Herr  Gesandte 
verlas  hierauf  die  dem  Königlich  Französischen  bevoll- 
mächtigten Minister  Herrn  Grafen  von  Reinhard  als 
Antwort  zu  ertheilende  Verbal  -Note,  wodurch  demselben 
das  dankbare  Einversländniss  der  Bundes- Versammlung  mit 
dessen  Anträgen  zur  Be Wirkung  der  von  Sr.  Allerchristlichsten 
Majestät  genehmigten  Bezahlung  der  Strassburger  geistlichen 
Pensionäre,  für  die  man  die  Grossmuth  des  Königs  in  Anspruch 
genommen  habe,  bezeugt  wird. 

Sä  mm  fliehe  Herren  Bundesgesandten  äusserten  sich  damit 
vollkommen  einverstanden ,  und  es  wurde  demnach 

beschlossen: 

1)  Dass  die  entworfene  Verbal-Note  von  Seite  des  Prae- 
sldii  an  den  Königlich  französischen  bevollmächtigten  Minister 
Herrn  Staatsrath  Grafen  von  R  e  i  n  h  a  r  d  zu  erlassen ;  und 

2)  Die  Pensionäre  des  vormaligen  Hochstiftes  Strassburg 
von  dieser  Eröffiraung  der  Königlich  französischen  Gesandschall 
zu  ihrer  Nacbachtung  in  Kenntniss  zu  setzen ; 

3)  Dem  Kanzlei -Director  Herrn  Hofrath  von  Handel  aber 
aufzutragen  sey ,  die  in  Frage  stehenden  Pensions- Ergänzungen 
gegen  gehörig  beglaubigte  Lebenszeugnisse  seiner  Zeit  in  Em- 
pfang zu  nehmen  und  den  Pensionären  zuzustellen. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
»ammlung,  Bd.  IV,  S.  83  ,  84. 
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o. 

Vortrag  des  Königlich  Hannoverischen  Gesandten 
Iber  die  unterm  17.  November  1817  ertheüte  Antwort  der 
Schweizerischen  Eidgenossenschaft  in  Betreff  des 
Pensionswesens  der  Geistlichen  und  Dienerschart 
des  ehemaligen  Hochstiftes  Basel,  und  Beschluss  der 
Bundes-Versammlung  vom  l.December  1817.  —  Anzeige 
des  Praesidiums  von  der  unterm  14.  September  1818  Aber 
dieselbe  Angelegenheit  von  dem  Eidgenössischen 
Tororte  Bern  erlassenen  Note,  und  Beschluss  der  Bun- 
des-Versammlung vom  1.  October  1818. 

Drei  und  fünfzigste  Sitzung  am  t.  December 
1817. ') 

Die  von  dem  Schultheiss  und  Geheimen  Käthen  der  Stadt 
und  Republik  Bern,  als  Eidgenössischen  Vorort,  unterm 
17.  November  1.  J.  ertheüte  Antwort1')  auf  das,  Namens  des 
Deutseben  Bundes,  von  der  Bundes-Versammlung  erlassene 
Schreiben  vom  15.  Juli  d.  J.  über  das  Pensionswesen  der  Geist- 
lichen und  Dienerschaft  des  ehemaligen  Hochstiftes  Basel,  wurde 
verlesen,  und  der  Königlich  Hannöverische  Herr  Bun- 
des gesandle  von  Martens  trug  hierauf  vor: 

Aus  dem  vorgelesenen  Schreiben  der  Eidgenossenschaft  an 
die  Bundes-Versammlung  ergiebt  sich,  dass  sie  nicht  etwa  gegen 
diese  oder  Jene  Pensionen ,  oder  gegen  den  Termin  der  Ueber- 
nahme  etwas  erinnert,  sondern  geradezu  alle  Verbindlich- 
keit zur  Uebernehmung  der  aus  d  er  transrhenanl- 
schen  Kasse  bezahlten  Baseler  Pensionäre  verwei- 
gert, und  sogar  der  Bundes-Versammlung  das  Recht 
bestreitet,  sich  in  diese  Angelegenheit  zu  mischen. 

Die  hohe  Bundes-Versammlung  wird  nicht  ohne  Erstaunen 
die  Gründe  vernommen  haben,  zu  welcher  die  Eidgenossenschall 
ihre  Zuflucht  nimmt,  um  die  Cantone  Bern  und  Basel  von  einer 
Last  freizusprechen ,  deren  Uebernahme  die  notwendige  Bedin- 
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gung  des  Besitzes  eines  Landes  war,  das  sie  der  Freigebigkeit 
der  alliirten  Mächte  verdanken. 

Sie  wird  niciit  ohne  wahrhaftiges  Bedauern  aus  diesem 
Schreiben  ersehen  haben,  dass  zu  einer  Zelt,  wo,  von  einem 
anderen  Geiste  beseelt,  der  König  der  Niederlande  milBereil 
Willigkeit  die  von  der  Bundes- Versammlung  an  ihn  überwiesenen 
Pensionäre  von  Lültich,  das  nicht  mehr  als  die  Schweiz  zun 
Deutschen  Bunde  gehört,  übernommen  hat,  wo  das  Jetzige  frau 
zösische  Gouvernement,  auf  das  erste  Gesuch  der  Bundes 
Versammlung,  die  Ucbernahme  der  Strassburger  Pensionär* 
genehmigt  hat,  wo  alle  Deutsche  ßuiidesfürsten ,  welche  von 
Prankreich  wieder  abgetretene  Theiie  des  linken  Rheinuren 
besitzen,  mit  Bereitwilligkeit  die  von  dem  vorigen  französische!; 
Gouvernement  ungerecht  verweigerte  Pensionirung  der  Geist 
liehen  und  Dienerschaft  übernommen  und  auch  dadurch  dei 
Wiederherstellung  eines  rechtlichen  Zustaudes  unter  den  Voiken 
gehuldigt  ha beu ,  die  Schweiz  allein  auftritt,  den  Grund 
Sätzen  der  vormaligen  französischen  Republik  huldigt,  und  £e 
radezu  ausspricht,  dass  sie  Basel  so  besitze,  wie  es  Frankreich 
besessen  habe ,  und  was  das  revolutionäre  Frankreich  nicht  be 
zahlt  habe,  auch  ihre  Cantonc  nicht  zu  bezahlen  schuldig 
seyen.  j 

Es  bedarf  vor  einer  hohen  Bundes-Versammlung  kaum  einei 
näheren  Beleuchtung  der  Unhaltbarkeit  der  von  der  Schweiz  auf 
gestellten  Sätze,  daher  beschränke  ich  mich  auf  folgende  kurz* 
Bemerkungen.  | 

Die  Schweiz  zieht  die  BefUgniss  der  Bundes- Versammlung 
sieh  für  Baseler  Pensionäre  zu  verwenden ,  in  Zweifel ;  weil 

1)  Ein  bedeutender  Theil  des  Hochstifts  Base 
von  Je  her  Sch  w  eizer  Boden  gewesen,  undinAnse 
hung  des  anderen,  der  Verband  desselben  gegen  du 
Reich  immer  lockerer  geworden,  und  derFürstbi 
schof  seit  1689  des  kräftigen  Schutzes  der  Eidge 
nossen  schaft  genossen  habe.  Allein  jener  Theil  desHoch 
Stiftes  kommt  hier  gar  nicht  in  Betracht,  der  zu  Deutschten* 
gehörige  grosseste  Theil  des  Höchst  i  Urs  hat  bis  auf  die  neueste« 
Zelten  nicht  aufgehört,  zu  Deutschland  zu  gehören  und  all) 
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Rechte  und  Verbindlichkeiten  eines  Deutschen  Fürsten  fortgesetzt, 
und  eben  daher  sind ,  seitdem  dieser  Thell  des  Hochstlftcs ,  des 
«rühmten  Schweizerischen  Schutzes  ungeachtet,  schon  17« 
von  Frankreich  revolutionirt  und  1793  mit  Frankreich  Taktisch 
verbunden  worden ,  im  Lüneviller  Frieden  aber  an  Frankreich, 
nie  das  übrige  linke  Rheinurer,  abgetreten  werden  müssen ,  der 
Bischof,  die  Domherren  und  die  Dienerschaft  des  Hochsliftes, 
{deich  den  anderen  Deutschen  Hochstirien  auf  dem  linken  Rhein- 
urer, in  dem  Reichs-Deputationsscblusse  von  1803  behandelt  und 
mit  Pensionen  versehen  worden. 

2)  Weil  die  Einrichtung  einer  Sustcn  ta  tions- 
Usseln  Deutschland  TürGe  istliche  und  Auges  teilte 
des  linken  Rheinufers,  welche  sich  auf  das  rechte 
Rheinufer  zurückgezogen,  ein  Werk  Deutscher 
Fürsten  gewesen,  welches  sammt  allen  seinen  Fol- 
gen der  Schweiz  gänzlich  fremd  geblieben  sey. 

Das  letztere  ist  nur  so  lange  wahr  geblieben,  bis  die  Schweiz 
durch  die  Freigebigkeit  der  Alliirten  das  Land  erhalten  hat,  auf 
lern  die  von  Frankreich  verkannte  Pensions- Verbindlichkeit 
rubele;  und  nur  zu  Erfüllung  dieser  Verbindlichkeil,  nicht  zur 
Theiioahme  an  der  transrhenanischen  Sustenlationskasse ,  die 
Urcr  Aurhebung  nahe  ist,  ward  die  Schweiz  von  der  Bundes- 
versammlung aufgefordert.  Glaubt  die  Schweiz  hierin  den  Fuss- 
tapren  der  französischen  Republik  folgen  und  Mitgliedern  des 
HochsUrts  (wie  es  Frankreich  tbat)  darum  ihre  Pensionen  ver- 
«fctni  zu  können,  weil  sie  seit  1792  sich  auf  das  rechte  Rhetn- 

hu  iif^putrll  IldiJcIl  . 

3)  Weil  die  Bestimmungen  des  Haupt-Deputa- 
tloos- Recesses  von  1803  eine  Verhandlung  des 
Deutschen  Reiches  seyen,  welche  der  Schweizer 
Eidgenossenschaft  gänzlich  fremd  bleiben  sollen. 

Wie  wenig  dies  letztere  der  Fall  sey ,  zeigt  unter  anderen 
kr  f.  29  dieses  Recesses.  Allein  nicht  aus  diesem  Reichsdepu- 
klions-Recess,  sondern  daraus  entspringt  die  Verbindlichkeit  der 
^bweiz,  die  Pensionirung  aller  Baseler  Geistlichen  und  Diener- 
Kfcft  zu  übernehmen ,  dass  Jetzt  der  Grund  zu  der  provisorisch 

aus  Noth  von  Deutschen  Doppelt- Präbendirten  äbernomme- 
*fi  Versorgung  wegfällt,  der  allein  darin  zu  suchen  war,  dass 
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Frankreich  seine  lebermacht  benutzte,  um  diesen  Geistliche! 
darum  alle  Pension  zu  verweigern,  well  sie  auf  das  rechte  Rhein 
ufer  gezogen  waren;  ein  Grund  der  von  keinem  der  Jetzigen  Be 
sitzer  der  Länder,  auf  welchen  die  rechtliche  Pflicht  der  Pensio 
nirung  ruhet,  gellend  gemacht  werden  kann  noch  darf. 

4)  Weil  die  Bundes-Acte  ein  Vertrag  zwischei 
den  Fürsten  und  freien  Städten  Deutschlands  sey 
welcher  kein  Staatsgesetz  für  die  Schweiz  aus 
mache,  und  wenn  er  gleich  In  die  Congress-Act 
aufgenommen  worden,  doch  nicht  Jede  Verfügen; 
des  Wiener  Congresses  auf  die  Schweiz  ihre  An 
wen dung  finde,  sondern  nur  solche,  welche  Schwel 
zerische  Angelegenheiten  betreffen. 

Was  den  ersten  Punkt  angeht,  so  ist  allerdings  die  Bund« 
Acte  ein  Vertrag  der  Deutschen  Fürsten  und  Städte  unter  t\i 
ander,  allein  wenn  in  dem  XV.  Artikel  derselben  die  Reguli nm 
der  Sustentationskasse  und  der  Pensionen  für  überrheinische  B 
schüfe  mit  der  Bestimmung ,  dass  diese  Pensionen  auf  die  Bt 
sitzer  des  linken  Rheinufers  übertragen  werden,  der  Bunde 
Versammlung  vorbehalten  worden ,  dieser  Artikel  aber  sanm 
den  übrigen  In  die  Congress-Acte  aufgenommen  worden,  s 
müsste  die  Schweiz  die  Verbindlichkeit  der  Congress-Acte  fi 
steh  abläugnen,  wenn  sie  der  Folgerung  entgehen  wollte,  da* 
auch  die  Baseler  Pensionen  auf  sie,  als  Besitzer  des  HochsÜfU 
auf  dem  linken  Rheinufer ,  übergehen ;  und  kann  die  Bunde; 
Versammlung  es  den  hohen  Mächten,  welche  Ihr  das  Höchst i 
zugethetlt  haben ,  Uberlassen ,  die  Schweiz  darüber  zu  belehrei 
wie  weit  für  sie  die  Congress-Acte  verbindlich  sey ;  die  Bunde 
Versammlung  hat  sich  aber  dadurch  an  Erfüllung  ihrer  Pflid 
nicht  irre  machen  lassen  können ,  und  zufolge  des  XV.  Artike 
der  Bundes-Acte  die  Baseler  Pensionäre  von  der  transrhenao 
sehen  Sustentationskasse  abzunehmen  und  sie  an  die  Schweiz  2 
überweisen. 

Die  Eidgenossenschaft  sucht  ausserdem  darzuthun,  dass  si 
In  Folge  ihrer  Verträge  mit  den  Mächten ,  welche  den  Pari* 
Frieden  unterzeichnet  haben ,  nicht  schuldig  sey ,  die  in  Fraj 
stehenden  Pensionen  zu  übernehmen ,  und  bezieht  sich  darauf: 

5)  Dass  in  dem  Artikel  I V  §.  6  der  Wiener  Erkl 
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rnngTom  20.  März  1815')  zwar  den  Cantoncn  Bern 
undBaselzur  Pflicht  gemacht  worden,  dem  Fürst- 
Bischof  eine  lebenslängliche  Pension  von  12,000 
Reichsgulden  zu  bezahlen,  wovon  der  fünfteThefl 
für  den  Unterhalt  der  Domherren  des  ehemaligen 
Stiftes  verwendet  werden  solle,  dabei  aber  der 
l  ebernah me  der  Pensionen,  welche  bisher  auf  der 
traosrhenan  Ischen  Sustentationskasse  geruhet  ha- 
ben, nicht  erwähnt  werde,  mithin  es  die  Absicht 
der  Mächte  nicht  gewesen  seyn  könne,  auch  diese 
anfgedachte  Cantone  zu  wälzen. 

Allein ,  so  wie  Jene  Bestimmung ,  nach  dem  deutlichen  In- 
halte des  Artikels,  nur  aur  den  Theil  des  Höchst i Res  sich  bezog, 
der  schon  ehemals  nicht  zu  Deutschland  gehöret  hatte,  so  konnte 
es  um  so  weniger  die  Absicht  der  Mächte  seyn,  dadurch  die 
Schweiz  von  den  Pensionen  Itir  die  zu  Deutschland  gehörig  ge- 
wesenen Tbeile ,  welche  auf  den  doppelt-präbendirten  Bischöfen, 
Pröpsten  und  Domherren  geruhet  hatten ,  zu  befreien ,  als  zur 
Zeit  dieses  Vertrages  noch  dieser  letztere  Gegenstand  zu  Wien 
alchtin  Erörterung  gezogen  war,  und  noch  auf  dem  vorigen 
Fusse  bestand ,  eben  deswegen  aber,  wegen  dieses  letzten  Punk- 
tes, erst  die  Bestimmung  des  XV.  Artikels  der  Bundes-Acte  hin- 
zukam ,  welcher  in  die  Congress-Acte  aufgenommen  ward ,  und 
lach  für  die  Schweiz  die  schon  natürliche  Verpflichtung  zur 
lebernahme  dieser  Pensionen  noch  verstärkte. 

6)  Dass  die  Eidgenossenschaft  die  Länder  des 
Hochstiftes  Basel  mit  den  nämlichen  Rechten  und 
Beschwerden,  wie  Frankreich  diese  seit  1793  be- 
iessen hatte,  überkommen,  dass  Frankreich  an  die 
Sustentationskasse  nichts  gezahlt  habe,  die  Can- 
tooeBern  und  Ba  sei  von  den  stiftlschenBesitzungen 
und  Einkünften  nichts  mehr  vorgefunden  haben, 
and  schon  durch  den  Vertrag  vom  20.  März  1815  mit 
«Bsehnlichen  Pensionen  belastet  worden. 

Die  Würdigung  dieser  Argumente  wird  die  Bundes  -Ver- 
»Bmlung  den  Mächten  Uberlassen  müssen ,  denen  die  Cantone 
diese  Erwerbungen  verdanken.  Der  Satz,  dass  die  Cantone  sie 
>  besitzen  sollen ,  wie  sie  Frankreich  besessen  hat ,  findet  sich 
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nirgends  ausgedrückt  $  auf  keinen  Fall  aber  würde  er  sich  dahin 
deuten  lassen ,  dass  well  Frankreich  die  Geistlichen ,  die  auf  das 
rechte  Rheinufer  geflohen  waren,  mit  dem  Verlust  der  Pensionen 
gestraft  habe,  dies  auch  der  Schweiz  zu  thun  zustehe. 

Ob  die  Cantone  gar  nichts  von  dem  stiftischen  Vermögen 
erhalten  haben ,  kann  die  Bundes- Versammlung  nicht  beurthefc 
len,  aber  auf  keinen  Fall  würde  noch  daraus  die  Befreiung 
von  so  vorübergehenden  Lasten,  als  die  der  Pensionirung  einiger 
fast  ohne  Ausnahme  höchst  bejahrten  Individuen  folgen,  und  die 
Pensionen,  die  den  Cantonen  durch  den  Art.  IV,  §.  5  namhaft 
auferlegt  sind,  wurden  ihnen  nicht  Tür  den  jetzt  in  Rede  stehen- 
den Theil  des  Hochstifles  auferlegt. 

Diesem  nach  scheint  es  nicht  schwer,  die  Weigerungsgründe 
der  Schweiz  zu  widerlegen ,  und  ich  trage  auch  darauf  an ,  dass 
der  präsidirende  Herr  Gesandte  ersucht  werde,  Namens  des  Bun- 
des ,  ein  erwiederndes  und  widerlegendes  Schreiben  an  die  Eid- 
genossenschaft ergehen  zu  lassen.  Allein  die  Absicht  derselben, 
sich  der  Pensions- Verbindlichkeit  zu  entledigen,  leuchtet  so  deut- 
lich aus  dem  Schreiben  der  Eidgenossenschalt  hervor,  dass  man 
schwerlich  hoffen  kann,  selbst  durch  das  Gewicht  der  kräftigsten 
Gründe,  allein  einen  erwünschten  Erfolg  hervorzubringen. 

Auf  der  anderen  Seite  wird  wohl  der  Antrag  der  Schweiz, 
die  ob  walten  de  Angelegenheit  in  Beziehung  auf  die 
Schweiz  unbedenklich  auf  sich  beruhen,  mithin  die 
Pensionäre  verhungern  zu  lassen,  bei  uns  Deutschen  kei- 
nen Beifall  finden. 

Es  scheint  daher  nichts  übrig  zu  bleiben,  als  dass  die  Bun- 
des -  Versammlung  sich  an  die  Mächte  wende,  welchen 
die  Schweiz  die  Erwerbung  des  Hochstirtes  Basel 
verdankt,  und  welche  den  Sinn  der  ihr  vorgeschriebenen  Be- 
dingungen am  Besten  und  Nachdrücklichsten  erklären  und  bei 
ihr  geltend  machen  können. 

Vielleicht  dürften  aber  vorerst  nur  noch  der  Kaiserlich 
Oesterreichische  und  der  Königlich  Preussische  Herr 
Gesandte  zu  ersuchen  seyn,  sich  bei  ihren  Höfen,  als  Mitcon- 
trahenten  des  Vertrages  vom  20.  März  und  27.  Mai  1815  zu  ver- 
wenden ,  damit  diese  möglichst  bald  auf  die  Schweizer  Eidge- 
nossenschaft einzuwirken  suchen,  um  sie  über  ihre  Verpflichtung 
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^ u i*  L t^i^vni u ii ^  tjlci*  l^o ffÄ^) Ich  J^^qs^oqoxi  j  {Jcf  vöji  ilt  i  W 1111 
Versammlung  angetragen  Art ,  zu  belehren. 

Das  erste  an  die  Schweizerische  Eidgenossenschaft  erlassene 
Schreibe«,  und  die  so  eben  verlesene  Antwort  wurden  unter 
Z.  7D  und  8U  diesem  Protokolle  augefügt. 

Sämmtlicjie  Gesandschafteu  äusserten  sich  vollkommen  ein- 
verstanden mit  den  eben  so  bündig  als  überzeugend  vorgetragenen 
Gründen  gegen  die  Behauptung  der  S<  b\\  eizeri sehen  Eidgenossen- 
»cbaA,  und  vereinigten  sich  daher  mit  den  Herrn  Referenten 
zu  dem 

ßesc  blusse: 

t)  Dass  das  Präsidium  ersuciit  werde,  Namens  der  Bun- 
des-Versammlung  das  vorgelegte  Schreiben  der  Schweizerischen 
Eidgenossenschaft  widerlegend  zu  beantworten, d)  und 

2)  Die  Herren  Bundesgesandten  von  Oesterreich  und 
Preussen  es  übernehmen  mögen,  bei  ihren  Allerhöchsten  Hören, 
welche  sich  deswegen  bereite  zum  Theile  kräftigst  durch  ihre 
in  der  Schweiz  aecreditirten  Gesandschaften  verwendet  haben, 
darauf  anzutragen ,  damit  die  Schweizerische  Eidgenossenschaft 
die  aus  dem  Erwerbe  des  Hochstiftes  Basel  und  den  vorliegenden 
Staalsacten  resuitirende  Verbindlichkeit,  nach  dem  Antrage  der 
Bundes  versammlung,  zu  erfüllen  bewogen  werden  möge. c) 

*  * 
* 

Neun  und  vierzigste  Sitzung  (im  1.0c tober  1818/) 

Der  Kaiserlich  Oes terrelchischü  präsidirende 
Herr  Gesandte,  Graf  von  B  uo  l- Seha  u  ensiei  u  :  giebt 
Kenntniss  von  einer  Not«,  welche  der  Eidg  enössische  Vor- 
ort Bern  am  14.  September ).  J  an  den  Kaiserlich- Königlichen 
ausserordentlichen  Gesandten  und  bevollmächtigten  Minister  in 
der  ScÄweiz,  Herrn  von  Schraut,  Jn  BetrelT  der  Hocbstift- 
ßaseiischen  Pensiu  n  s  - Angelegenheit  erlassen  hat. 

In  dieser  wird  erwähnt,  dass  der  von  der  Deutschen  Bundes- 
versammlung aufgestellte  Gesichtspunkt  dem  BiUigkeitsgefühle 
4er  Stände  Bern  und  Basel  jilcbt  fremd  geblieben  ,sey ,  und  dass 
diese  Stände  auf  die  ^n  dem  Kaiserlich  Oesterreich  Ischen«) 
DL  13 
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und  Königlich  Preussischenh)  Hofe  erhaltenen  Aufschlüsse 
und  Erläuterungen  die  erwähnte  Sache  einer  neuen  sorgfältigen 
Prüfling  unterworfen  hätten ,  wobei  einerseits  der  Wunsch ,  die 
Eidgenossenschaft  in  keine  unangenehmen  Contestationen  zu 
verwickeln,  andererseits  die  Deferenz  gegen  die  verbündeten 
hohen  Mächte  und  gegen  den  Durchlauchtigsten  Deutschen  Bund, 
dann,  im  gleichen  Masse,  das  Billigkeitsgefühl ,  dass  der  Fürst  - 
Bischof,  sein  Capitel  und  seine  Dienerschaft  die  ihnen  durch  Aur- 
hebung der  Sustentations-Kasse  entzogenen  Pensionen  nicht  ver- 
lleren sollen,  endlich  die  Betrachtung  der  Verhältnisse  dieser 
Pensionlrten  gegen  die  Jetzige  Landesregierung  —  zu  Begrün- 
dung eines  entsprechenden  Entschlusses  entscheidend 
gefunden  worden  Seyen. 

In  Folge  dieser  gemeinschaftlichen  Beralhung  der  beiden 
Stände  Bern  und  Basel  habe  die  Eidgenössische  Tagsatzung  in 
ihrer  Sitzung  am  19.  August  die  Erklärung  vernommen:  „dass 
sie,  in  Verzichtleistung  auf  das  zu  ihren  Gunsten  erlassene  Con- 
clusum ,  diesen  Gegenstand  zu  günstiger  Berücksichtigung  der 
Interessirten  Parteien ,  von  sich  aus ,  beseitigen  werden." 

Die  näheren  Bestimmungen,  auf  welchen  die  erwünschte  Er- 
ledigung des  Geschäftes  beruhe,  habe  der  grosse  Rath  des  Standes 
Bern  in  seinem  Decret  vom  3.  August  festgesetzt  und  der  Stand 
Basel  dieselben  ebenfalls  angenommen,  folgendermassen : 

1)  Beide  Cantone  übernähmen,  so  viel  es  jeden  der- 
selben betreffen  möge,  die  Bezahlung  jener,  dem  Bischof 
von  Basel  durch  den  Reichs-Deputations-Schluss 
ausgesetzten  Pension  von  10,000  Fl. 

2)  Sie  ü  be  r  n  ä  h  m  e  n  auf  gleiche  Weise ,  nach  dem  auszo- 
mlttelnden  Verhältnisse,  die  Leistung  der  Bezahlung  der 
durch  den  Reichs-Deputations-Schluss  von  1803  damals 
auf  13,590  Fl.  festgesetzten  pars  congrua  der  Pensionen 
für  dasCapitel  und  die  Dienerschart,  so  weitste,  Itech  den 
unter  den  Pensionlrten  wirklich  eingetretenen  Todesfällen ,  noch 
ansteigen  möge. 

3)  Als  natürlicher  terminus  a  quo  werde,  in  Ueberetn- 
stlmmung  mit  dem  Begehren  der  hohen  Deutschen  Bundes -Ver- 
sammlung vom  15.  Juli  1817,  der  t.  Juni  1816  angenommen. 
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Hierauf  wurde  einhellig 

beschlossen: 

1)  Den  beiden  Allerhöchsten  Höfen ,  auf  deren  Verwendung 
diese,  zu  Gunsten  des  Herrn  Fürstbischofs  von  Basel,  der  Geist- 
lichkeit und  Dienerschaft  ergangene  Entscbiiessung  der  betreffen- 
den Cantone  erfolgt  sey,  den  ehrfurchtsvollen  Dank  der  Bundes- 
versammlung, unter  gleichzeitiger  verbindlicher  Anerkennung 
der  wirksamen  Einschreitung  ihrer  beiden  Herren  Gesandten  bei 
der  Eidgenossenschaft  auszudrücken ; 

2)  Die  Interessenten  hiervon  in  Kennlniss  zu  setzen  und 

3)  Die  in  beglaubtcr  Abschrift  vorgelegte  Note  des  Eidgenös- 
sischen Vororts  vom  14.  September  I.  J.  loco  dictaturae  drucken 
zu  lassen  und  dem  Protokolle  unter  Zahl  28  anzulügen. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  IV,  S.  56  u.f. 

*)  Vergl:  Antwort  der  Schweizerischen  Eidgenos- 
senschaft auf  das  Schreiben  des  Deutschen  Bundes 
vom  15.  Juli  1817,  d.  d.  Bern ,  den  17.  November  1817. 
Protokolle  der  Deutschen  Bundes  -  Versammlung, 
Bd.  IV,  S.  74  u.  f. 
c)  Deklaration  des  Puissances  sur  les  affaircsdcla 
Confederation  Helvetique,  du  20.  Mars  1815.  (Annexe 
iFActe  du  Congres  de  Vienne,  du  9.  juin  1815,  Nr.  X1Ä.) 

Vergl:  Diplomatisches  Archiv  u.  s.  w.  Tbl.  I,  Abth.  1, 
S.  641,  642,  und  Note  a  zu  derselben  Nummer. 

i)  In  der  fünf  und  fünfzigsten  Sitzung  am  It.  De- 
eember  1817  gab  Präsidium  das  in  der  vertraulichen  Sitzung 
verlesene  und  genehmigte  A  ntworts  ehr  ei  ben  an  die  Schwei- 
zerische Eidgenossenschaft,  d.  d.  Frankfurt  den  2.  De- 
cember  1817,  auf  ihr  Schreiben  vom  17.  November  1817,  das  Pen- 
sionswesen der  Geistlichen  und  Diener  des  ehemaligen  Hoch- 
stiftes  Basel  betreffend,  zu  Protokoll;  worauf 

beschlossen 
wurde,  dasselbe  unter  Zahl  82  diesem  Protokolle  beizulegen. 
Vergl:,  Protokolle  der  Deutschen  Bundes- Versamm- 
lung, Bd.  IV,  S.  81,82. 
Antwortschreiben  des  Kaiserlich-Königlichen  prä- 
sidirenden    Herrn    Gesandten,    Grafen    von  Buol- 
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Schauenstein,  an  den  Vorort  der  Schweizerische»  Eid- 
genossenschart, in  Beireff  des  Pensionswesens  der 
Geistlichen  und  Diener  des  ehemaligen  Hochstiftes 
Basel,  d.  d.  Frankfurt,  den  2.  De c einher  1817. 
Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes- Versamm- 
lung, Bd.  IV,  S.  97  u.  f. 
*     e)  In  der  drei  und  fünfzigsten  Sitzung  am  !.  Decem- 
ber  1817  legte  der  Königlich  Hannoverische  Gesandte  dte 
eingekommene  Vorstellung  des  Bevollmächtigten  des  Fürstbi- 
schofs von  Basel  vor,  wodurch  letzterer  die  Bundes-Versamtn- 
lungum  wirksame  Vorkehrung  bittet,  damit  sowohl  ihm  als 
den  Domherren  und  Diene  rschaft  des  Hoc  hstif  t  es  Base  lzur 
schleunigen  Bezahlung  ihrer  Pensionen  in  klingender  Münze, 
sowohl  für  das  noch  Rückständige  als  Künftige  verholfen  werde. 
Nach  dem  Antrage  des  Referenten  erfolgte  der 

Beschluss: 
Dass  in  dem  Antwortsch reihen  an  die  Schweizerische  Eidgenos- 
senschaft, auf  ihre,  wegen  Uebernahme  der  Tins  der  transrhenanischen 
Sustentatfonskasse  bezahlten  "Baseler  Pensionäre  abgegebene  Erklä- 
rung, auch  der  vorliegende  Reclamations-GegCnsland,  als  auf  gleichen 
Gründen  heruhend,  erwähnt,  gleichwohl  der  Kaiserlicli  Öesterrei- 
chische  und  der  Königlich  Preussische  Herren  Gesandten  ersucht 
werden ,  ihren  Allerhöchsten  Höfen  anheim  zu  stellen ,  vordersamst 
auch  diesen  Punkt  zum  Gegenstande  der  Verhandl  ung 
ihrer  in  der  Schweiz  accreditirten  GesandschaTten 
mit  der  Eidgenossenschaft  zu  machen. 
Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bun des-Versamm- 
lung,  Bd.  IV,  S.teu.t. 
Mit  Bezug  hierauf  wurde  in  der  fünf  ühti  fünfzigsten 
Sitzung  am  11.  Decembter  f8ft   '   '         k"  ' 

beschlossen: 
Dass  das  Präsidium  ersucht  werde ,  den  Herrn  Pürstblsdhöf  von 
Basel ,  mittelst  Schreibens  und  tinter  Anlage  des  "Protokblles  der 
53.  Sitzung  d.  J.  von  dem  auf  seine  Pensions-Redama'tööu  gefassten 
Beschlüsse  in  Kenntniss  zu  setzen.    '  1       1  '* 

Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundcs-Versamm- 

1^1,^.^8.8.'  ' 
f)  Vergl:  Protokolle  her  Deutschen  'Bnndcs-Ver- 
Sammlung,  Bd.  VI,  S.  195,  196.  ' 

mn-ereilften  Sitzunfe  am  51  Febrüar 1*1*  klärte 

•  4  * 
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,  Ocslerrcic  h :  Der  Kaiserlich  Oesterreicuische  Hof  bat  es  sich 
»einer  ei-eneu  Angelegenheit  gemacht,  dem  in  der  63.  Sitzung  v.  J.. 
iuf  den  so  einsichtsvollen  als  gründlichen  Vortrag  des  Königlich  Han- 
noverischen Herrn  Bundes  -  Gesandten  voo  Martens ,  gefasslen  Be- 
MÜH»,  vollständig  zu  entsprechen  und  Oer  K.  K.  Uesandschad  bei 
der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft  den  Auftrag  zu  erlheilen ,  In 
Sinne      nach  Anleitung  jenes  V Ertrages  gefassien  Beschlusses 

erhoben  Bunde*- Versammlung,  sich  nicbt  uur  dahin  kräftigst  zu 
verwenden,  dass  die  betreffenden  Eidgenössischen  C an  tone  sich  zur 

kt  befriedigten  Hochstift  Baseischen  Pensionisten  verstehen,  sondern 
dieselben  auch  dahin  zu  vermögen ,  dass  die  dem  vormaligen  Herrn 
Fürstbischof  von  Basel ,  hinsichtlich  des  vormals  zu  Deutschland  ge- 
hörenden Tottis  des  HochstUts,  gebührende  Pension  von  10,000  PI. 
lumu*  pbenfalis  berichtiget  werden  wolle. 

Indem  die  K.  K  Gesandschaft  die  hohe  Bundes- Versammlung  von 
Ümr  ihrem  Wunsche  entsprechenden  Einschreituiig  in  Kenntniss 
*Ut,  bezieht  sie  sich  im  Uebrigen  auf  den  in  der  letzten  vertrau- 
lachen  Sitzung  bereits  mitgetheilten  Auszug  der  Depesche,  welche  der 
Ii  K.  diri*irende  Herr  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten, 
Forst  von  Metternich,  an  den  Kaiserlich  Oesterreichischen  Herrn 
•«sandten  von  Sc h ra u  t  hierüber  erlassen  hat. 

Preussen  eröffnete:  die  Königliche  Gesandschafl  in  der  Schweiz 
«y  angewiesen,  diese  Verwendung  auf  das  kräftigste  zu  unterstützen. 

«■Ullllhl  Stimmen  vereinigten  sich  in  dem 

Beschlüsse: 

Dass  die  Einschreitungen  des  Kaiserlich  Oesterrcichischen  und 
lies  Königlich  Preussischen  Hofes  zu  verdanken  und  der  Kaiserlich 
Oesterreichische  präsidirendc  Herr  Gesandte  zu  ersuchen  sey,  den 
mitgetheilten  Auszug  der  Depesche  diesem  Protokolle  anzufügen. 

Der  Kaiserlich  Oesterreichische  Herr  Gesandte  entsprach  diesem 
Wunsche,  worauf  der  erwähnte  Auszug  dem  Protokolle  unter  Zahl  9 
beilegt  wurde. 

Vagi:  Protokolle  der  Deutseben  Bundes- Versamm- 
lung, Bd.  V,  S.  27,  28. 
*)  In  der  fünfzehnten  S  itzung  am  6.  April  1818  erklärte: 
Preussen:  Der  Königlich  Pre ussi.se he  Hof  hat  bei  der  durch  das 
erfolgte  Ablehnungsscbreiben  erneuerten  Erwägung  der  Gründe,  nach 
»eichen  der  Antrag  zur  Sustentation  des  Bischofs  von  Basel  und  der 
Angehörigen  der  Baseler  Dföcese  an  die  Schweizerischen  Cantone 
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Bern  und  Basel  zu  richten  gewesen,  dafür  gehalten,  dass  die  bemerkt 
Ablehnung  als  unstatthaft  am  treffendsten  sieh  darstelle,  wenn  di 
Deklaration  vom  20.  März  1815,  aufweiche  die  Weigerung  voi 
züglich  gestützt  worden,  einer  genauen  undsorgfältigenAuslegui 
unterzogen  wird.  Diese  Auslegung  ist  demnach  der  wesentliche  Ii 
halt  der  Instruction,  die  dem  Königlichen  Gesandten  bei  der  Eidgen« 
senschaft  unter  dem  24.  vorigen  Monats  für  seine,  im  Einverständnis 
mit  der  Kaiserlich  Oesterreichischen  Gesandschaft,  fortzusetzende  Va 
wendung  ertheilt  worden,  und  welche,  in  Beziehung  auf  frühere,  d« 
selben  Gegenstand  betreffende  Erklärungen,  zu  Bewirkung  desAi 
Schlusses  an  das  Protokoll  heutiger  Sitzung,  der  Bundes- Versammlun 
mitzutheilen,  der  Königliche  Bundesgesandte  beauftragt  ist. 

Der  Auszug  des  Rescriptes  des  Herrn  Staatskanzlers,  Fürst« 
von  Hardenberg,  an  den  Königlich  Preussischen  Herrn  Gesandte» 
Geheimen  Staatsrath  von  Gruner,  wurde  verlesen  und  dem  Proü 
kolle  unter  Zahl  12  angefügt. 

Sammt liehe  Stimmen  vereinigten  sich  in  dem  Ersuchen  an  de 
Königlich  Preussischen  Herrn  Gesandten ,  seinem  Allerhöchsten  Hol 
die  dankbare  Anerkennung  der  Bundes -Versammlung  für  die  da 
Herrn  Fürst-Bischof  und  den  Pensionisten  von  Basel  bewiesene  Thei 
nähme  zu  bezeigen.  I 
Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes- Versamm 
Jung,  Bd.  V,  S.  133. 

Auszug  des  Rescriptes  des  Königlich  Pr  cussische 
Staatskanzlers,  Herrn  Fürsten  von  Hardenberg,  an  de 
Königlichen  Gesandten,  Herrn  Geheimen  Staatsrat 
von  Gruner  zu  Bern,  datirt  Engers,  den  4.  März  18T 
Protokolle  der  Deutschen  Bundes  -  Versammlung 
Bd.  V,  S.  142  u.  f. 


P. 

Tortrag  des  Königlich  Hannoverischen  Gesandte 
und  Beschlnss  der  BnndesYersammlnng  vom  1.  Apr 

1819. 

Dreizehnte  Sitzung  am  1.  April  1819.') 

Der  Königlich  Hannöverische  Herr  Gesandte  vo 
Martens:  erstattet  Vortrag  in  der  transrhenanischen  Sustei 
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utions- Angelegenheit,  und  stellt  dar,  was  gegenwärtig 
noch  zu  berichtigen  erübrige,  um  das  ganze  Institut 
kr  Sustentations-Commission  als  rechtsbeständig 
iuf^eiösel,  so  wie  alle  Acclama tionen  als  erledigt 
juseheo  zu  können. 

Der  Herr  Referent  trägt  dahin  an : 

1)  dass  die  meisten  noch  zurückstehenden  Erklärungen  der 
Gesandschaflen  über  die  an  vier  Slrassburger  Pensionisten  zu 
bewilligende  Zahlung,  für  den  Zeitraum  vom  1.  Juni  1815  bis 
1.  Jänner  1817,  beschleunigt  werden  möchten  ;bj 

2)  dass  wegen  der  aur  Instructions -Einholung  ausgesetzten 
Peosionirung  der  wenigen  Beamten  der  transrhenanischen  Susten- 
tationskasse baldige  Vorkehrung  getroffen  werde; 

3)  unter  Berufung  auf  seinen  vorigjährigen  Vortrag,  zeigt 
der  Herr  Referent,  dass,  zur  gänzlichen  Beendigung,  besonders 
die  noch  zu  treffende  Ausgleichung  mit  Baieru  erforderlich  scy, 
weswegen  derselbe  vorschlägt,  dass  die  Bundes- Versammlung 
sich  dahin  vereinige,  den  Königlich  Baieriscben  Herrn  Gesandten 
zu  ersuchen ,  nach  seinen  bekannten ,  persönlich  wohlwollenden 
(^Innungen  flir  die  Sache,  sich  bei  seiner  Regierung  dahin  nach- 
drücklichst zu  verwenden,  dass  dieselbe  ihren  Finanzstellen  zu 
erkennen  gebe,  wie  sie  den  im  Jahre  1816  bei  der  Bundes- Ver- 
sammlung  in  Vorschlag  gekommenen  Vergleich  in  seinen  Grund-  - 
lagen  angenommen  habe ,  und  daher  den  erwähnten  Behörden 
auftrage,  sich  auf  diesen  Fuss  mit  der  Sustentationskasse  zu  be- 
rechnen, dasjenige  aber ,  was  sich  hieraus  für  Baiern,  als  noch 
nachiuschiessen  ergebe,  eine  Jede,  nach  der  daraus  ihrem  Hessort 
zufallenden  Quote,  ungesäumt  einzuzahlen. 

Hiernächst  erwähnt  der  Herr  Referent  der  bei  der  Commis- 
si« noch  immer  eingehenden  Anforderungen  der  Liitticher  und 
Baseier  Pensionäre,  und  endigte  mit  der  Bemerkung,  dass  es 
allerdings  zu  bedaueren  wäre,  wenn  Jenen  Pensionären  ein  gan- 
zes Jahr  ihrer  Pension,  vom  1.  Juni  1815,  unbezahlt  bliebe; 
allein  eines  Theils  habe  die  transrhenanische  Sustentationskasse 
Wae  Verpflichtung,  diese  zu  decken,  anderen  Theils  hätten  die 
Pensionäre  zu  erwägen,  dass,  wenn  dieser  in  den  Hechten  ge- 
gründete Satz,  dass  allgemein  die  Kasse  nur  bis  zum  1.  Juni 
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1819,  als  der  Epoche  des  Uebergangs  der  Verpflichtung  auf  das 
HAke  Rheinufer,  zu  bezahlen  habe*  Dicht  aufgestellt  und  behauptet 
worden  wäre,  der  Vergleich  von  1816  gar  nicht  bitte  zu  Stande 
kommen  können,  dem  doch  die  Pensionare  grösstentheils  ver- 
dankten, dass  die  Sache  nur  so  weit,  wie  sie  jetzt  stehe,  regullrt 
und  ihre  Pensionen  bis  zum  1.  Juni  1815  ohne  Ausnahme  bezahlt 
worden  seyen. 

Der  Vortrag  wurde  unter  Zahl  9  diesem  Protokolle  angefügt, 
und  auf  die  hternä'chst  einhellig  beliebte  Empfehlung  an  den  Kö- 
niglich Balerischen  Herrn  Bundesgesandten,  ubernahm  der- 
selbe, die  endliche  Ausgleichung  dieses  Gegenstandes  seiner  Re- 
gierung angelegentlichst  vorzutragen. 

Man  vereinigte  sich  hiemächst  zu  dem 

Beschlüsse: 

den  loco  dictaiurae  zu  druckenden  Vortrag  des  Herrn  Bundes- 
gesandten von  Martens  dert  Regierungen  empfehlend  einzusen- 
den, und,  zur  gänzlichen  Berichtigung  dieser  Ange- 
legenheit, nach  eingegangenen  Instructionen,  welchen  die 
Bundes- Versammlung  Von  heute  an  binnen  acht  Wochen  ver- 
trauensvoll entgegensehe,  zu  schreiten. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  Vit,  S.  147,  148. 

b)  Vergl:  Erklärung  von  Prcussen  in  der  vierzehnten 
Sitzung  am  22.  April  1819. 

Protokolle  der  Deutschen  Bundes- Versammlung. 
Bd.  VII,  S.  158,  159. 
ErklärUngvouKurhessen  in  der  zwanzigsten  Sitzung 
am  7.  Juni  1819. 
Protokolle  der  Deutschen  Bundes -  Versammlung, 
Bd.  VIII,  S.  63,  64. 
Erklärung  vom   Grossherzogthum  Hessen   in  der 
zwölften  Sitzung  am  15.  Juni  1820. 
Protokolle   der   Deutschen    Bundes  -  Versammlung, 
Bd.  IX ,  S.  45,  46. 
Erklärung  von  Oester rei ch  in  der  dreizehnten  Sitz- 
ung am  21  Juni  1820. 
Protokolle  der  Deutschen  Bundes  -  Versammlung, 
Bd.  IX,  8.  58,59. 
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Erklärung  der  freien  Städte,  Lübeck,  Frankfurt, 
Bremen  und  Hambarg  in  der  vierzehnten  Sitznng  am 
30.  Juni  1820. 

Protokolle  der  Deutschen  Bundes  -  Versamm luug, 
Bd.  IX,  S.  112. 

Erklärung  von  Baiern,  Vortragdes  Königlich  Hanno- 
fcrischen  Gesandten  und  Abstimmungen  über  letzteren,  in 
der  sechszehnten  Sitzung  am  13.  Juli  182  0. 
Protokolle  der  Deutschen  Bundes  -  Versam mlung, 
Bd.  IX,  S.  143—156. 
Abstimmungen  vom  Königreich  Sachsen,  Braun- 
sekweig  und  Nassau  in  der  siebenzehnten  Sitzung  am 
20.  ItM  1820. 

Protokolle  der  Deatschen  Bundes -Versammlung, 
Bd.  IX,  S.  174. 

Abstimmung  vom  Grossherzogthum  Hessen  in  der 
zwanzigsten  Sitzung  am  10.  August  1820. 
Protokolle  der  Deutschen  Bundes  -  Versammlung, 
Bd.  IX,  S.  267. 

Abstimmung  von  Mecklenburg-Schwerin  und  Stre- 
litz  in  der  drei  und  zwanzigsten  Sitzung  am  31.  Au- 
:usM  820. 

Protokolle  der  Deutschen  Bu ndes  -  Versammlung, 
Bd.  X,  S.  21,  22. 
Anzeige  der  Königlich  Preussischen  Gesandschaft 
in  der  sechs  und  zwanzigsten  Sitzung  am  21.  Septem- 
ber 1820. 

Protokolle  der  Deutschen  Bundes  *  Versammlung, 
Bd.  X,  S.  33,  34. 
Abstimmungen  der  Gros sherzoglich  und  Herzoglich 
Sachsischen  Häuser  und  der  freien  Städte,  Lübeck, 
Frankfurt,  Bremen  und  Hamburg  in  der  acht  und  zwan- 
zigsten Sitzung  am  28.  September  1820. 
Protokolle  der  Deutschen  Bundes -Versammlung, 
Bd.  X,  S.  90. 

Abstimmung  von  Dänemark,  wegenHolstein  und  Lauen- 
burg in  der  neun  und  zwanzigsten  Sitzung  am  5.  Oc tober 
1820. 

Protokolle   der  Deutschen  Bundes  -  Versammlung, 
Bd.  X,  S.  96,  97. 
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Abstimmungen  von  Württemberg  und  Kurhessen  in 
der  zwei  und  dreissigsten  Sitzung  am  17.  October  1820. 
Protokolle  der  Deutschen  Bundes  -  Versammlung, 
Bd.  X,  S.  200,201. 
Abstimmungen  der  Niederlande,  wegen  des  Gross  her- 
zogthums  Luxemburg,  von  Holstein-Oldenburg,  An- 
halt und  Schwarzburg  in  der  sechs  und  drcissigsteu 
Sitzung  am  14.  December  1820. 
Protokolle  der  Deutschen  B undes  -  Versam  mluog, 
Bd.  X,  S.  260. 

Abstimmung    von    Hohenzollern,  Liechtenstein, 
Reuss,  Schaumburg- Lippe ,  Lippe  und  Waldeck  in  der 
sieben  und  dreissigsten  Sitzung  am  21.  December  1820. 
Protokolle   der  Deutschen  Bundes  -  Versammlung, 
Bd.  X,  S.  271. 

Anzeige  von  Oesterreich  und  Erklärung  von  Ha  den  jin 
der  zwei  und  dreissigsten  Sitzung  am  7.  December  1821. 
Protokolle   der  Deutschen  Bundes  -  Versammlung, 
Bd.  XII ,  S.  275,  276. 
Anzeige  der  Königlich  Baierischen  Gesandschaft  in 
der  sechsten  Sitzung  am  14.  Februar  1822. 
Protokolle  der  Deutschen  Bundes  -  Versammlung, 
fyl.  XIII ,  S.  166. 
Beschluss  der  Bundes-Versammlung  vom  15.  Juli  1822, 
(fünfund  zwanzigste  Sitzung.) 
Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versammlung, 
Bd.  XIV.  S.  157. 


Tortrag  des  Königlich  Sächsischen  Gesandten  und 
Beschluss  der  Bun des- Versammlung  vom  12.  Juli  1823. 

Ein  und  zwanzigste  Sitzung  am  12.  Juli  1823. •) 
Dei  Königlich  Sächsische  Gesandte,  Herr  von 
Carlowiz:  hält  einen  umfassenden  Vortrag  über  die  trans- 
rhenanische  Sustentations-Angelegenheit,  welcher  den  Zweck  hat, 
für  das  Vergangene,  die  zeitherigen  Massregeln  zu  rechtfertigen, 
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für  die  Gegenwart ,  die  Mittel  zu  bezeichnen ,  wie  die  Sustcn- 
ationsanstalt  beendigt  werden  könne,  und  ftir  die  Zukunft,  die 
ra  Beurtheifung  der  ferner  an  die  hohe  Bundes- Versammlung 
»langenden  Reclamationen ,  Erklärungen  und  Anfragen  über 
•ioschlagende  Gegenstände  wesentlich  zu  erleichtern. 
Daher  enthält  dieser  Vortrag : 

I,  eine  kurze  Geschichte  der  transrhenanischen  Suslentations- 
Anstalt ; 

II,  eine  Zusamraenstellung  der  bei  selbiger  beobachteten  Ver- 
waltungsgrundsätze und  Massregeln  5 

Hl .  eine  Darstellung  ihrer  besonderen  Verhältnisse  In  Bezug  auf 
einzelne  Regierungen  und  Stifter;  und 

IV,  die  Angabe  derjenigen  Gegenstände,  welche  noch  zu  besei- 
tigen sind,  um  die  Anstalt  auflösen  zu  können,  so  wie 
einiger  Jetzt  zu  erledigenden  speciellen  Gesuche. 
Hierauf  wurde 

beschlossen: 

t)  Die  transrhenarflsche  Susten tatlons- Anstalt 
sollmltEnde  des  Instehenden  Rechnungsjahres,  am 
SO.  November  d.  J.,  gänzlich  aufgelöset  und  bis  dahin 
hierzu  allenthalben  das  NÖthige  vorbereitet  werden ; 

2)  Der  Vortrag  soll  (unter  Zahl  16)  loco  dlctaturae  gedruckt 
und  Ober  die  in  selbigem  zum  Beschlüsse  ausgesetzten  Punkte 
am 27.  November  d.  J.  abgestimmt  werden^ h) 

3)  Die  Wittwe  des  bei  der  Subdelegation -Commission  für 
tos  transrhenanUche  Sustentationswesen  angestellt  gewesenen 
Registrators  Grünfleser  In  Regensburg,  soll  eine  Gratiflcatiou  von 

Fl-  rbein.  aus  der  Sustentations  -  Kasse  ausbezahlt  erhalten. 


«)  Vergi:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver* 
"■■»lung,  Bd.  XV,  S.  502  ,  603. 

*)Vergl:  Abstimmungen,  in  Folge  des  Beschlusses 
*on12.  Jali  1823,  in  derzwei  und  zwanz  igsten  Sitzung 
am17.November  1823. 
Protokolle  der  Deutschen  Bundes  -  Versammlung, 
Bd.  XV,  S.  5 J  fr- 528. 
Forts  etzung  dieser  Abstimmungen  in  der  drei  und 
zwanzigstenSilzongam4.  December  i8M.  1 
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Prolokolle   der  Deutschen  Bundes  - Vcr§amiilunjr, 

Bd.  XV,  S.  546,  547. 
Mittheilung  des  Königlich  Bayerischen  Gesandten 
in  der  ersten  Si  tz  ung  am  15.  Januar  1824. 
Protokolle   der  Deutschen  Bundes  -  Versammlu ng  , 
Bd.  XVI ,  S.  42. 

Erklärung  von  Baiern  in  der  vierzehnten  Sitzung  am 
28.  Mai  1824.  ' 
Protokolle   der   Deutschen  Bundes  -  Versammlu  ng, 
'  Bd.  XVI,  S.  198. 

Erklärungen  von  Preussen,  Hohenzollern,  Liech- 
tenstein, Neuss,  Schanmbu rg-Lippe,  Lippe  and  Wal- 
deckinder fünfzehnten  Sitzung  am  3.  Juni  1824. 
Protokolle   der  Deutschen  Bundes  -  Versammlu  Dg, 
'    Bd.  XVI,  S.202. 


Beschluss  der  Bundes  Versammlung  vom  10.  Juni  1824, 
in  Betreff  der  definitiven  Erledigung  der  transrhena- 
nischen  Sustentations- Angelegenheit. 

,  Sechszehnte  Sitzung  am  10.  Juni  1824.*) 

Der  Kaiserlich  -  Königliche  präsidirende  Herr 
Gesandte,  Freiherr  von  Münch-ßellingnausen:  ver- 
liest den  Entwurf  des  Beschlusses  über  die  transrbeoanlscbe 
Sustentations  -  Angelegenheit,  und  nachdem  sich  sä  mm  Iii  che 
Gesandschaften  damit  einverstanden  erklärten,  wurde  der- 
selbe zum  wirklichen  Beschluss  erhoben  j  daher 

Beschluss: 

1)  Es  bewendet  bei  den  Beschlüssen  vom  23.  December  1816 
(14.  Sitzung  §.  60)  und  14-  Juli  1817  (43.  Sitzung  §.  332),  wo- 
nach die  Pensionirten  der  transrhenanischen  Sustentationskasse 
vom  1.  Juni  1815  an  ihre  Pensionen  nicht  mehr  von  die- 
ser Kasse,  sondern  von  derjenigen  Regierung  zu  for- 
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;ransrbenanisches  Stift  gebärt 

t)  Die  Pensionlrten  des  aufgehobenen  Stiftes  Lütt  Ich  wer- 
den, auf  den  Grund  dieser  Beschlüsse,  mit  dem  Gesuche,  dass 
üirevom  i.  Juni  1815  bis  zum  1.  Juni  1816  rückständigen  Pen- 
sionen aus  der  transrhenanischen  Sustentationskasse  nachgezahlt 
werden  möchten ,  abgewiesen. 

3)  Dem  bei  der  transrhenanischen  Sustentationsanstalt  be- 
schäftigten Personal  wird,  vom  30.  November  1823  an,  wo  diese 
Anstalt  aufgelöset  worden  ist,  von  seinem  bis  dahin  aus  der 
Sustentationskasse  bezogenen  Gehalt,  und  zwar  dem  Geheimen 
Rath  von  Rieff  1,150  Fl.,  und  dem  Secrelär  Gravelius 
3Ö0FI.  rheinisch  Jährlich,  als  lebenslängliche  Pension  bewilliget. 

4)  Diese  Pensionen  werden  auf  die  Bundes-Matricularkasse 
übernommen  und  hier  in  dreimonatlichen  Fristen,  alljährlich  am 
letzten  Februar,  Mal,  August  und  November,  gegen  Quittung  des 
Pensionirten  und  ein  amtliches  Zeugniss ,  dass  selbiger  sich  noch 
am  Leben  befinde,  bezahlt. 

5)  Der  in  der  transrhenanischen  Sustentationskasse  hier- 
nach und  nach  Abzug  der  bisherigen  eurrenten  Ausgaben  noch 
verbleibende  baare  Bestand,  wird  unter  die  HUlfsbedürCligsten  der 
Lullicber  Reklamanten  vertheilt  und  zu  dem  Ende  die  Königlich 
Niederländische,  Grossherzoglich  Luxemburgische  Gesandschart 
ersucht,  sich  bei  ihrer  Regierung  zu  verwenden,  damit  die  Ver- 
keilung durch  die  betreffende  Behörde,  nach  eigenem  Ermessen 
^Dürftigkeit  der  dahin  geeigneten  Individuen,  getroffen  werde. 

6)  Die  Subdelegation s  -  Commisslon  hat  ihre  sämmtlichen 
Acten,  mittelst  Verzeichnisses,  an  die  Bundeskanzlei  abzuliefern. 
Selbige  sind  in  dem  Bundes- Archive  beizulegen,  doch  wird,  wenn 
roo  Regierungen  der  Besitz  derjenigen  Actenstücke  gewünscht 
werden  sollte,  welche  die  von  den  vormaligen  Stiftern  Ihres  Ge- 
ntes entrichteten  Beiträge  zu  der  Sustentationskasse ,  oder  die 
v<hi  ihnen  daher  empfangenen  Unterstützungen  betreffen,  auf  An- 
N  des  Gesandten  und  Vortrag  des  Referenten ,  die  Aushändi- 
gung derselben  beschlossen  werden. 

«)  Vergh  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
**n»mlung,  Bd.  XVI,  S.  205  ,  206. 
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In  derselben  Sitzung,  am  10.  Juni  1824, 
niglich  Sächsische  Gesandte  Vortrag  über  die  Her  hu 
gen  der  transrhenanischen  Sustentationskasse 
1.  December  1817  bis  zum  Schlüsse  der  Verwaltung  im 
1824,  womit  derselbe  die  Resultate  dieser  Rechnungen  in  der 
erwähnten  Periode  übersichtlich  vorlegte. 
Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  B undes- Versai 
lung,  Bd.  XVI,  S.  206. 


.t  i 
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Verhandlungen  und  Beschlüsse  der  Bundes -Ver 
Sammlung  über  die  reichskammergerichtl iche 
Sustentati ons  -  Angelegenheit  und  das  reichs- 
kammergerichtl iche  Depositen  wesen. 

Am 

Tortrag  des  Königlich  Baierischen  Gesandten  und 
Beschluss  der  Bundes- Versammlung  vom  28.  November 

1816. 

Siebente  Sitzung  am  28.  November  18 16.*) 

Praesidium:  wolle  zur  Fortsetzung  der  Vorträge  und 
Abstimmungen  über  die  vertheilten  Eingaben  das  Protokoll  (innen. 

Baiern :  Der  Königlich  Balerische  Gesandte,  Freiherr  von 
Graben,  verliest  einen  ausführlichen  Vortrag  aur  die  unter 
den  Zahlen  10,  11,  12,  23,  27,  41,  42,  45,  48,  49,  50,  51,  52 
und  53  des  Efnreichungs- Protokolls  eingekommenen  Vorstei- 
taigen, die  Sustentations-Angelegenheit  der  reichs- 
homergerichtlichen  Individuen  betreffend,  und  Uieilt 
dieselben  in  sechs  Klassen :  1 

1)  Präsident  und  Beisitzer, 

2)  Kanzleipersonen, 

3)  Kameralärzte, 

4)  Reitende  und  Fuss-Boten, 

^)  Advokaten  und  l^rokuratoren ,  endlich 
6)  Protokollisten  und  Notarien. 
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Mit  Rückblick  auf  die  Geschichte  dieses  mit  dem  Deutschen  Reiche 
aufgelösten  einst  so  ehrwürdigen  Reichsgerichtes,  entwickelte 
der  vortragende  Herr  Gesandte  die  staatsrechtlichen  Gründe, 

welche  für  die  gerechten  und  billigen  Ansprüche  sämmtlirher, 
theils  noch  nicht  gänzlich,  thcils  gar  nicht  versorgten  Angehörigen 
des  Reicbskammergerichts  auf  eine  weitere  und  ausgiebige  Für- 
sorge des  Deutschen  Bundes  sprechen,  und  begutachtet  daher: 

1)  Dass  die  zur  ersten  Kluse  gehörenden  Personen  und  über- 
haupt alle,  die  aus  der  Sustentationskasse  gezahlt  werden,  ein 
Recht  haben,  ihre  Gehalte  lebenslänglich  aus  derselben,  ohne  den 
mindesten  Abzug  oder  Bedingniss,  erhalten  müssen; 

2)  Dass  auch  die  Kanzleipersonen  berechtiget  sind,  ihre  stän- 
digen Gehalte  aus  der  Kammergeilchts-Sustcntatlonskasse  in  An- 
spruch zu  nehmen,  und  dass  ihnen  ebenso  ihre  Rückstände, 
Jedoch  sofern  sie  von  älterer  Zeit  herrühren,  mit  einiger  Reduction, 
die  sich  gleichwohl  nicht  über  eki  Drittheil  belaufen  werde,  aus 
den  matrikularmässigen  Kammerzieler-Beitragen  und  deren  Rück- 
ständen zu  ersetzen  seyen ; 

3)  Dass  der  Hauptgehalt  derKameralärzte  nach  wie  vor  aus 
der  Sustentationskasse  zu  bezahlen  wäre,  es  auch  vielleicht  mög- 
lich werde,  ex  aequo  et  bono  ihren  Gehalt  auf  etwa  1200  Fl.  zu 
erhöhen ; 

4)  Dass  den  Reitenden  und  Fuss -Boten,  wegen  gänzlich 
verlorener  Emolumenle,  als  des  vorzüglichsten  Theils  ihrer  Ein- 
nahme, eine  lebenslängliche  Zulage  von  Jährlichen  200  Fl.  anzu- 
weisen ,  dem  dreizehnten  Boten  aber  das  Recht  in  dem  Gehalte 
von  57  Rthlrn.  nachzurücken,  vorzubehalten  seyn  dürfte; 

5)  Dass  es  ferner  billig  sey ,  für  die  Ad vocat en  und  Prtcu- 
fttoren  nach  Verhältnis«  ihres  Allers ,  Bedürfnisses  und  Vermö- 
gens ,  drei  Klassen  aufzustellen ,  wonach  vier  derselben  jeder 
1500  Fl.,  vier  andere  800  Fl. ,  und  die  übrige«  acht,  jährlich 
600  Fl.  lebenslänglich,  dazu  auch  nach  sogleich  den  Betrag  eines 
ganzen  Jahres,  welcher  14,000  Fl.  ausmache,  supererogatoriscli 
erhalten  würden. 

6)  Dass  den  zehn  Protokoll isten  und  Notarien,  welche  wefren 
ihrer  Dienstleistungen  eine  angemessene  Berücksichtigung  ver- 
dienten, eine  Unterstützung  von  MI  Fl.  Jährlich  ,  und  überdies 
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noch .  so  wie  den  Boten ,  eine  Jahresgratiflcation  bewilliget  wer- 
den möchte. 

Als  Zahlungsmittel  schlug  der  Herr  Gesandte  vor,  dass  zur 
Deckung  der  laufenden  Besoldungen  die  Karamergwichts- 
zider  nach  der  neuesten  Matrikel ,  nebst  den  Zinsen  der  Susten- 
Latiooskasse- Kapitalien;  zur  Deckung  der  Rückstände  aber 
die  rückständigen  Kammerzieler  und  Zinsen  verwendet  würden. 

Zur  vollständigen  Erläuterung  dieses  Vortrages  legte  der 
Herr  Gesandte,  Freiherr  von  Gruben,  eine  Uebersicht  derKam- 
raergericbts-Matrikuiarbciträge  und  der  sonstigen  Einnahme  der 
Sustenlationskasse,  so  wie  auch  der  neuereu  Exigenz,  dann  eine 
Berechnung  der  Activ-  und  Passivrikkstände ,  mit  XIH  Unter 
anlagen  vor,  und  trug  zum  Schlüsse  daraur  an : 

Dass,  nach  dem  Beispiele  der  geistlichen  überrheinischen 
Sustentationssache,  auch  hier  ein  Referent  oder  Coiumissar  ex 
gremio  ernannt  werden  möchte,  dem  von  Wetzlar  aus  die  neue- 
sten actenmässigen  Berechnungen : 

a)  über  den  jetzigen  Matricular-Beltrag ; 

b)  den  Abzug  für  die  in  Dienste  getretenen  Glieder; 
c>  die  Exigenz  der  sämmtlichen  Betheiligten,  und 

d)  die  wechselseitigen  Ruckstände,  nach  Anleitung  der  von 
ihm  schon  aufgestellten  Berechnung  vorzulegen  seyn  dürf- 
ten, um  hiernach  der  hohen  Versammlung  den  Deflnitlv- 
antrag  zu  machen  und  ihn  zur  Instructtonsefnholung  qualt- 
ficiren  zu  können.  Zur  Verwendung  bei  diesem  Geschäfte 
schlug  der  Herr  Referent  den  vormaligen  Protonotar,  Justiz- 
rath Kraus  vor.  Derselbe  bemerkte  endlich ,  dass  er  sich 
zw  ar  nicht  zu  Erlassung  eines  Provlsorii  ermächtigt  halte, 
doch  wegen  hohen  Alters  der  Suppllcanten  diese  Angelegen- 
heit zur  möglichsten  Beschleunigung  empfehle. 
Der  Vortrag  sammt  Anlagen  wurde  unter  Z.  21  mit  Unteranlagen 
I— XIV,  diesem  Protokolle  angefügt  (2i,  I— XIV). 

Sämmtllche  Herren  Gesandten  erkannten  mit  vollem  Danke 
die  ausgezeichnete  Bemühung  des  Herrn  Gesandten ,  Freiherrn 
von  Gruben,  in  dieser  Angelegenheit  und  kamen  überein,  den- 
selben um  Lebernahme  der  von  ihm  begutachteten  (Kommission, 
selbst  für  den  Fall,  dass  er  abwesend  seyn  sollte,  zu  ersuchen 
Der  Herr  Geheime  Staatsrath,  Freiherr  von  Gm  ben ,  gab 
III.  14 


Digitized  by  Google 


210 


zwar  seine  Bereitwilligkeit  hierzu  zu  erkennen,  bat  Jedoch  einen 
Commissar  zu  ernennen,  welcher  in  seiner  Abwesenheit  als  Or- 
gan der  Commission  in  dieser  Versammlung  referiren  würde. 

Diesem  Antrage  wurde  entsprochen;  man  schritt  sogleich 
zur  Wahl  des  Concommissars ,  welche  auf  den  Kurfürstlich 
Hessischen  Herrn  Gesandten  von  Carlshausen  mit 
sechs  Stimmen  ausfiel. 

Pra  esid  iu  m :  schlug  vor,  zur  Abstimmung  über  diese  An- 
gelegenheit Verlass  aur  sechs  Wochen.  Jedoch  abhängiger  Weise 
von  den  zu  erwartenden  Instructionen ,  zu  nehmen.  Sämmtliche 
übrige  Gesandschaften  waren  damit  einverstanden,  und  Hanno- 
ver fügte  noch  den  Wunsch  bei ,  dass  sich  etwa  über  acht  Tage 
in  einer  vertraulichen  Besprechung  über  die  Hauptpunkte  der 
Berichterstattung  vereinigt  werden  möchte.  Auch  diesen  Vor- 
schlag Hessen  sich  die  übrigen  gefallen ;  daher 

Beschluss: 

Dass  der  Königlich  Baierische  Herr  Gesandte,  Frei- 
herr von  Gruben,  und  der  Kurfürstlich  Hessische  Herr 
Gesandte  von  Carlshausen  als  Commissarien  (ersterer  auch 
in  dem  Falle,  wenn  derselbe  an  den  Verhandlungen  dieser  Bun- 
des-Versammlung  keinen  Theil  nehmen  könnte;,  zur  Prüfung  der 
actenmässigen  Berechnungen  ernannt  und  ermächtiget  werden, 
alle  erforderlichen  Ausweise  hierüber  abzuverlangen ; 

Dass  der  so  eben  verlesene  Vortrag  loco  dictaturae  drucken 
zu  lassen,  und  sämmtlichen  Gesandschaften  mitzutheilen  sey; 

Dass  die  Herren  ßundesgesandten  sich  über  acht  Tage,  den 
5.  December,  In  einer  vertraulichen  Besprechung  vereinigen  wür- 
den, die  Berichtserstattung  iu  dieser  Angelegenheit  vorzuberei- 
ten h)  und 

Dass  endlich  Verlass  auf  sechs  Wochen,  Jedoch  abhängiger 
Weise  von  den  zu  erwartenden  Instructionen,  zu  nehmen  sey. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  I,  S.  107  u.  f. 

b)  in  der  achten  Sitzung  am  2.  December  1 8i 6  verlas 
der  Kurfürstlich  Hessische  Gesandte  seine  Anträge  in  Be- 
treff des  reichskammergerichtlichen  Sustentationswesens ,  und  insbe- 
sondere wegen  der  Leitung  dieser  Angelegenheit  im  Gan- 
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«Band im  Einzelnen,  dann  wegen  der  Administration  der 
Sistentationsgelder,  ihrer  Beibringung  und  Verrech- 
nung^. Anl.  28)  worauf  einhellig 

beschlossen 
wurde:  beider  nun  auf  den  9.  Decemberd.J.  auszusetzenden 
KTtraalichen  Besprechung  über  das  reichskammergericht- 
lifhe  Sustentationswesen  auch  auf  diese  Anträge  zurückzukommen. 
Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
lung,  Bd.  I,  S.  125. 
Inder  vierzehnten  Sitzung  am  23.December  1816 
tanerktePraesidium:  dass  es  nunmehr  erforderlich  scheine ,  we- 
jxa  der  reichskammergerichtlichen  Susteutationssache  Verlass  zu 
nehmen,  und  schlug  einverstandlich  mit  der  ernannten  Commission 
fen  Termin  von  acht  Wochen  vor. 

SämmUiche  Stimmen  waren  damit  einverstanden,  daher 

Besch  las«: 
öeber  die  Sustentations- Angelegenheit  des  vormaligen  Kaiser- 
lieben  Reichskammergerichts  binnen  acht  Wochen  abzustimmen. 
Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes- Versamm- 
lung, Bd.  I,  S.204. 


B. 

Vortrag  des  Grossherzoglich  Mecklenburg-Sch  weri  n- 
ud Strelit zischen  Gesandten  und  B eschluss  der  Bun 
des- Versammlung  vom  16.  Januar  1817. 

Zweite  Sitzungaml6.  Januarl8l7. ") 

Nach  wieder  eröffnetem  Protokolle  zur  Erledigung  der  Pri- 
mat-Reclamationen  trug  der  Grossherzoglich  Mecklen- 
burg-Schwerin- und  Strelitzische  Herr  Gesandte, 
Freiherr  von  Plessen,  vor: 

Nachdem  der  interimistische  Königlich  ßaierische  Bundes- 
räte, Freiherr  von  G  r  u  b  e  n ,  über  die  Sustentations-Angele- 
»nheit  der  reichskammergerichtlichen  Individuen  einen  so  umfas- 
sen Vortrag  zum  Protokolle  der  7.  Sitzung  vom  28.  November 
?°rigen  Jahres  abgestattet  habe,  seyen  noch  späterhin  Uber  diesen 

14  • 
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Gegenstand  einige  Exhiblta  bei  der  Commlssion  eingegangen, 
welche  er  hiermit  nur  durch  eine  kurze  Anzeige  ihres  Inhalts  zur 
weiteren  Kenntniss  der  verehrlichen  Versammlung  zu  bringen 
übernommen  habe. 

No.  77.  Denkschrift  der  Advokaten  und  Prokuratoren,  zwar 
vom  8.  Dccember  v.  J.  präsentfrt,  doch  aber  dem  vorigen  Herrn 
Referenten  schon  früher  zugekommen  und  in  dessen  Antrage  §.  II 
beachtet. 

No.  94.  Vorstellung  des  ehemaligen  Kammergerichtsboten 
Gottschalk,  um  Aufnahme  unter  die  Zahl  der  Pensionisten. 

No.  101.  Vorstellung  des  Protonator  Kraus  vom  21.  De- 
cember  1816,  wegen  Verkeilung  der  Pensionisten  unter  die  be- 
treffenden Höfe,  bei  welcher  der  Herr  Referent  gutachtlich  äus- 
sert, dass  man  bei  jetziger  Lage  der  Sache,  in  die  Prüfüng  der 
von  dem  Exhibenten  ausgesetzten  Fragen  wohl  nicht  eher  ein- 
gehen könne,  als  bis  die  nach  Anleitung  der  vertraulichen  Sitzung 
vom  9.  December  v.  J.  von  den  resp.  Höfen  und  Committenten 
bereits  erbetenen  Instructionen  und  Entscheidungen  eingegangen 
seyri  würden,  und  wonach  sich  dann  erst  beurtheilen  lassen 
werde,  in  wie  fern  die  Vorschläge  in  diesem  Exhibito  anwendbar 
werden  dürften.  Inzwischen  bleibe  es  jeder  Gesandschaft  überlas- 
sen, ob  sie  es  zweckdienlich  finde,  selbige  gleichfalls  noch  weiter 
zur  baldigen  Kenntniss  der  höchsten  Committenten  zu  bringen. 

No.  103.  Schreiben  des  vormaligen  Kammergerichts- Advo- 
katen und  Prokurators  Tils,  welcher  bereits  in  dem  Vortrage  des 
Herrn  Geheimen  Staateraths,  Freiherrn  von  Gruben,  Z.  VI,  bei 
der  Exigenz  der  Prokuratoren  und  Advokaten  mit  einer  Pension 
in  Vorschlag  gebracht  sey. 

No.  108.  Bitte  des  Johann  Heinrich  Zieseler,  um  Aufnahrae 
in  die  Zahl  der  zu  pensionirenden  Protokollisten  und  Revisions- 
Notarien. 

Ueber  das  Verhältniss  dieses  Supplicanten ,  und  in  wie  fern 
hinlängliche  Ursache  vorhanden  sey,  dass  bei  der  Aufführung  der 
fürs  KUnftlge  zu  pensionirenden  Protokollisten  auf  ihn  nicht 
Rücksicht  genommen  worden  sey,  möchte  vielleicht  die  nähere 
Auskunft  zu  verlangen  seyn. 

No.  109.  Vorstellung  der  Wittwe  des  verstorbenen  Advo- 
katen und  Prokurators  Schlek  zu  Wetzlar,  mit  der  Bitte,  dass 
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irr  in  dem  Vortrage  des  Freiherrn  von  Gruben  §.  9k  gemachte 
Vorschlag,  auch  auf  sie  erstreckt  werde. 

Der  vortragende  Herr  Gesandte  bemerkt ,  wenn  auf  diese 
Bitte  überhaupt  Rücksicht  genommen  werden  sollte ,  so  würde 
«ich  darüber  noch  vorher  Auskunft  einzuholen  seyn ;  in  wie  fern 
die  Supplicantin  mit  Ihren  Kindern  einer  solchen  ausgedehnten 
lalerstutzuog  wirklich  bedürre. 

V.  110.  Anzeige  des  ehemaligen  Kammergerichts -Ad  vo- 
llen Helferich ,  dass  er  an  der  nachträglichen  Denkschrift  des 
Advokaten  Dietz  keinen  Theil  habe,  solche  daher  nicht  anerkenne. 

No.  Iii.  Bitte  des  ehemaligen  Kammergerichts  -  Coplsten 
Molitor,  wieder  unter  die  Zahl  des  zu  pensionircnden  Kanzlei- 
personals aufgenommen  zu  werden. 

No.  112.  Bitte  des  ehemaligen  Kammergerlchts-Taxelnneh- 
uers  und  Copisten,  Franz  Philipp  Kieker,  unter  die  Pensionisten 
vom  Kanzlei-Personal  aufgenommen  zu  werden. 

Die  bleibende  Dienstansteüung ,  deren  der  Supplicant  selbst 
erwähnt,  scheint  eine  hinreichende  Ursache  zu  seyn,  warum  der- 
selbe nicht  weiter  auf  die  Liste  des  zu  penslonirenden  Kammer- 
gtrichts-Kanzlei-Personals  aufgenommen  werden  könne. 

No.  113.  Bitte  des  vormaligen  Kammergerichts-  Coplsten, 
to>rg  Adam  Schäffer,  ihm  die  volle  Pension  von  300  Fl.  zukom- 
men zu  lassen. 

Der  Berr  Referent  bemerkte  nach  diesem ,  dem  Protokolle 
"ater  Z.  6  angefügten  Vortrage,  Uber  die  betreffenden  Eingaben, 
äscheine,  als  wenn  die  darunter  befindlichen  Nummern  94,  103, 
1W,  109, 111,  112  und  113  noch  eine  weitere  Auskunft  Uber  die 
näheren  Umstände  und  Lage  der  Supplicanten  und  etwaigen  Vor- 
*M2ge,  um  sie  danach  zu  bescheiden,  erforderlich  machten,  er 
^hte  daher  anheim  geben ,  die  genannten  Stücke  und  vielleicht 
wh  alle  künftigen  dergleichen  Exhibita  zu  diesem  Endzwecke 

beiden  Herren  Commissarien  zugeben  zu  lassen ,  welche  zur 
eiligen  Berichtigung  dieses  Sustentationswesens  überhaupt  in 
kr  7.  Sitzung  vorigen  Jahres  bestellt  seyen  ,  und  darüber  noch 
•tan  Schlussbericht  und  definitiven  Antrag  abzustatten  hätten. 

Unter aUgeraeinem  Einverständnisse  mit  dem  Gutachten  wurde 

beschlossen: 
foss sowohl  diegenannten  als  alle  künftigen  die  Susten- 
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tations- Angelegenheit  re  ich  s  kämm  ergerichtlicher 
Individuen  betreffenden  Eingaben  den  in  der  7. Sitzung 
des  vorigen  Jahres  ernannten  Herren  Commissarien  zu- 
zustellen seyen,  um  darauf  in  ihrem  Schlussberichte  und 
definitiven  Antrage  Rücksicht  zu  nehmen. b) 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlong,  Bd.  I,  S.  258  u.  f. 

b)  Vorstellung  des  Franz  Philipp  Kreker,  Stadtge- 
richts-Secretär  zu  Wetzlar,  wegen  Fortgenuss  der  Pension 
als  ehemaliger  Kammergerichts-Taxeinnehmer. 

Bitte  der  fünf  überzähligen  K  am  mergerichts -Boten, 
Walther,  Horn,  Simon,  Breunling  und  Bellinger,  um 
Gleichstellung  mit  den  noch  lebenden  dreizehn  Kam- 
merboten, und  Anweisung  von  200  Fl.  Pension  für  jeden 
derselben. 

Bitte  der  beiden  Kamerai ärzte  zu  Wetzlar,  Dr.  Gergens 
und  Dr.  Jord an ,  um  verhäl tnissmä ssige  billige  Vergü- 
tung für  verlorene  Dien  st-Emolument  e. 

(Auf  diese  Gesuche  erfolgte  durch  Beschluss  der  Bundes-  * 
Versammlung  in  der  15.  Sitzung  vom  3.  März  1817  abschlä- 
giger Bescheid.) 

Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes- Versamm- 
lung, Bd.  II,  S.  74—76. 
Vorstellung  des  Friedrich  Gottschalk  in  Darmstadt, 
wegen  Anweisung  einer  Pension  als  Kammergerichts- 
Bote. 

Bitte  des  vormaligen  reichskammerger ich tlichen 
Kanzellisten  Casimir  Molitor,  um  Aufnahme  in  die 
Liste  der  pensionirten  Kammergerichts-Kanzleiper- 
son  en. 

(Auch  diese  Gesuche  wurden  zurückgewiesen  durch  Beschluss 
der  Bundesversammlung  in  der  16.  Sitzung  vom  6.  März  1817.) 
Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes- Versamm- 
lung, Bd.  II,  S.  83,  84.  (S.  auch:  ebend.  Bd.  II,  S.  142, 143, 
157  —  159  u.  s.  w.) 
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c. 

Vortrag  des  Kurhessischen  6e sandten  und  Beschluss 
derBundes-Versammlung  vom  20.  Februar  1817. 

Zwölfte  Sitzung  am  20.  Februar  1 8 1 7.  *) 

Praesidium:  wolle  dem  in  der  vorigen  Sitzung  genom- 
menen Beschlüsse b)  zufolge ,  für  den  Vortrag  des  Kurhessischeu 
Gesandten  in  der  reichskammergerichtlichen  Sustcntatlons-Ange- 
legenheit,  das  Protokoll  eröffnen. 

Der  Kurbessische  Herr  Gesandte  von  Carlshau- 
sen: verliest  demnächst  einen  ausführlichen  Vortrag  in  er- 
wähnter Sustentationssache,  und  legt  die  zur  gründlichen  Beur- 
theilung  derselben  erforderlichen,  mit  möglichster  Vollständigkeit 
zusammen  gebrachten  Nachvveisungen  und  Berechnungen  unter 
der  Bemerkung  vor,  dass  sie  zu  jeder  Ansicht  bei  der  Instructions- 
Einholung  über  diese  Angelegenheit  dienlich  und  geeignet  seyn 
werden ,  überall  anschauliche  Darstellung  der  bestehenden  Ver- 
hältnisse zu  geben. 

Die  ü bergebene ii  Berechnungen,  welche  alle  bis  zum  31.  De 
cember  1816  gehen,  sind  folgende: 

1)  Nachweisung  des  Kassen -Vorraths  in  der  Sustentations- 
kasse  am  31.  December  1816; 

2)  Berechnung  der  Kammerzleler-ftückstände,  mit  Ausschlies- 
sung der  in  feindlicher  Gewalt  gewesenen  Länder  für  die 
Dauer  der  Occupation $ 

3)  Berechnung  des  Ertrages  Eines  Kammerzielers ; 

4)  Nachweisung  über  die  aus  der  Sustentationskasse  des  vop- 
hinnigen  Reichskammergerichts  ausgeliehenen  Capitalien, 
der  Jährlichen  und  rückständigen  Zinsen  und  der,  nach  Be- 
richtigung der  Capitalschuld  an  Kurhessen  mit  den  Zinsen, 
verbleibenden  Capitalien-  und  Zinsen-Einnahmen ; 

5)  Vollständige  Abrechnung  mit  allen  Personen ,  welche  einen 
ständigen  Gehalt  aus  der  Sustentationskasse  und  von  den 
Taxen  bezogen  haben ,  nebst  den  Anzeigen  aller  von  Bun- 
desgliedeni  erhaltenen  Zahlungen ; 
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6)  Zusammenstellung  der  aus  dieser  Abrechnung  sich  ergeben- 
den Resultate  der  zu  viel  und  zu  wenig  bezahlten  Beträge, 
auch  Angabe  des  Alters  aller  betreffenden  Individuen ,  und 
Berichtigung  ihrer  in  den  vorhinnlgen  Eingaben  zum  Theil 
unrichtig  bis  in  das  verflossene  Jahr  fortgezählten  Dieust- 
jahre ; 

7)  Tabellarische  Uebersicht  von  allen  bei  der  Provisionskasse 
für  die  unbesoldeten  Kameralpersonen  vom  1.  Juni  1806  bis 
dahin  1816  vorgekommenen  Einnahmen; 

8)  Uebersicht  von  allen  bei  dieser  Kasse  für  die  unbesoldeten 
Kameralpersonen  und  die  Boten  in  der  nämlichen  Zeit  be- 
strittenen Ausgaben; 

9)  Nachweisung  aller  von  den  noch  lebenden  Kanzlelpersonen 
in  Anspruch  genommenen  äiteren  Besolduugs-Rückstände  bis 
den  31.  December  1803,  der  neueren  bis  den  31.  December 
1816,  uud  der  Jährlichen  Besoldungsbeträge,  mit  erläutern- 
den Anmerkungen  versehen ; 

10)  Verzeichniss  aller  dermalen  noch  Jährlich  aus  der  Susteu- 
tationskasse  zu  bestreitenden  Pensionen ; 

11)  Verzeichniss  aller  Jährlich  an  die  unbesoldeten  Kameralen, 
nach  dem  Antrage  in  den  §§.  21  und  22  der  Beilagen  zum 
Protokolle  der  7.  Sitzung  der  Bundes- Versammlung  zu  lei- 
stenden Pensions-Zahlungen ; 

12)  Verzeichniss  der  in  dem  Reichskammergertebts-Arcbive  be- 
findlichen Depositen  an  Geld  und  Obligationen. 

Aus  diesen  Berechnungen  zieht  der  Herr  Referent  die  Re- 
sultate» 

I.  In  Hinsicht  auf  die  Rückstände  $ 

II.  in  Beziehung  auf  die  laufenden  Einnahmen  und  Ausgaben; 
und  indem  derselbe  die  Summen  und  Erfordernisse  erläu- 
ternd darstellt,  begutachtet  der  Herr  Referent ,  dass ,  wenn 
alle  vorgetragenen  Ausgaben  angenommen  würden,  ohne 
Rücksicht  auf  die  Überschüsse  von  den  Rückständen  zu 
nehmen,  nicht  einmal  lj  Kammerziele  Jährlich  nöthig  seyn 
würde. 

Wenn  Ihre  Majestäten  die  Könige  von  Baiern ,  Sachsen  und 
Württemberg,  und  Ihre  Königliche  Hoheiten  die  Grossherzoge 
von  Baden  und  Hessen,  die  in  Ihre  Dienste  genommenen  Mitglie- 


Digitized  by  Google 


217 


der  des  vormaligen  Heichskanimergerichts  auch  zu  besolden  ge- 
rührten, so  würde  die  auf  der  Gesammtheit  der  Staaten  noch 
beruhende Last  um  69,120  Fl.  Jährlich  vermindert  werden,  und 
zar  Bestreitung  der  übrigen  Ausgaben  nur  ein  halbes  Kammer- 
ziel  vorerst  erforderlich  seyn. 

»es  Königs  von  Sachsen  Majestät  hätten  den  übernommenen 
HerroKaramergerichts  Assessor,  Freiham  von  Leutsch,  vom  20. 
Juni  1807  an  bis  zu  Ende  des  Jahres  1813,  Allerhöchstseihst  besol- 
det, ohoe  der  Sustentationskasse  irgend  eine  Zurechnung  deswegen 
zu  machen.  Man  dürfte  vertrauensvoll  hoffen ,  dass  die  hier  ge- 
rtin oten  Allerhöchsten  Souveräne  diesem  Beispiele,  wenigstens 
von  dem  laufenden  Jahre  an,  zu  folgen  geruhen  werden. 

Der  Vortrag,  sammt  Anlagen,  wurde,  unter  den  Zahlen  16 
Ms  31 ,  diesem  Protokolle  angefügt. 

Sämmtliche  Stimmen  gaben  dem  vortragenden  Herrn  Ge- 
sandten Ihren  Dank  für  die  mit  dieser  Auseinandersetzung  über- 
nommene Bemühung  zu  erkennen ,  und  kamen  vorläufig  überein, 
kss  der  Vortrag  mit  den  wesentlicheren  Anlagen  loco  dictaturae 
drucken  zu  lassen  sey,  um  hierauf  in  der  Berichtserstattung  gebüh- 
rende Rücksicht  nehmen  zu  können. 

Um  indessen  für  den  Unterhalt  der  hülfsbedürftigcn  ehema- 
ligen Kamroergerichts- Angehörigen  einen  vorläufigen  Fond  zu 
halten ,  wurde  vorgeschlagen : 
1)  Einen  Vorschuss  in  dem  ungefähren  Betrag  eines  halben 
Kammerzieles  baldmöglichst  von  den  betreffenden  Regie- 
rungen auszuwirken ; 
l)  Daraus  auch  denjenigen ,  welche  bisher  aus  der  Pfennig- 
meisterei  keine  Pensionen  erhielten,  insonderheit  den  vor- 
hin von  den  Taxgefallen  besoldeten  Kanzleipersonen  eine 
fernere  Unterstützung  zu  bewilligen ;  und  zwar 

3)  In  den  bisher  diesen  Pensionisten  geleisteten  Beträgen ;  wo- 
bei auch 

4)  Diejenigen  Advokaten  und  Prokuratoren ,  welche  einer 
Unterstützung  dringendst  benöthigten ,  zu  berücksichtigen 
wären  $  wesswegen  dann 

5)  Der  Herr  Gesandte  von  Carlshausen  zu  ersuchen  sey* 
einen  Etat  dieser  Verkeilung  baldigst  vorzulegen. 

Sämmtliche  Stirn men  vereinigten  sich ,  auf  diesen  provlsori- 
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scheu  und  unter  Vorbehalt  künitiger  Bestimmung  zu  leistenden 
Vorschuss,  bei  ihren  Höfen  und  Committenten  den  Antrag  zu 
machen,  und 

der  Herr  Gesandte  der  sechszehnten  Stimme,  Frei- 
herr vonLeonhardi  gab  bei  dieser  Gelegenheit  noch  beson- 
ders zu  Protokoll : 

1)  Für  Hohenzollern  -  Hechingen  habe  er  gehorsamst 
anzuzeigen,  dass  an  Kammerzieler- Rückstand  im  Monate 
Januar  d.  J.  an  die  Pfennigmeisterei  zu  Wetzlar  389  Fi. 
34  Kr.  bezahlt,  nicht  weniger  die  rückständigen  Zinsen  von 
dem  dortstehenden  Antheil  an  den  Sustentalions-Capitalieti 
mit  48  Fl.  berichtigt  worden. 

2)  Für  Hohenzollern-Siegmaringen  habe  er: 

a)  Ergebenst  zu  bemerken,  dass  es  mit  dem  dortigen  Kara- 
merzieler-Rückstand  zu  3,200  Rthlr.  70j  Kr.  eine  ganz 
besondere  ßewandniss  habe,  indem  das  Hochfürtliche 
Haus  über  hundert  Jahre  von  der  ganzen  Gräflich  War- 
denbergischen Allodial- Erbschaft,  wovon  Hoehdasselbe 
nicht  den  zehnten  Theil  erhalten,  die  Kammerzieler  habe 
abführen  müssen ,  wodurch  ein  sehr  beträchtlicher  Scha- 
den entstanden  sey.  In  dieser  Rücksicht  sey  vor  meh- 
reren Jahren  eine  Uebereinkunft  abgeschlossen  worden, 
vermöge  deren  nur  immer  ein  altes  und  ein  neues  Ziel 
entrichtet  werden  musste.  Würde  bei  diesen  besonderen, 
hier  obwaltenden  Umständen  ein  billiges  und  ermässigtes 
Aversal-  Quantum  ausgemittelt  werden  können ,  so  sey 
man  erbötig,  das  Ganze  sogleich  zu  berichtigen ; 

b)  Darauf  anzutragen ,  dass,  Falls  noch  keine  ganz  neue 
Matrikel  entworfen  werden  könne ,  der  Kammerzieler- 
Beitrag  des  Fürstenthums  Hohenzollern-Siegmaringen 
herabgesetzt  werden  möge,  da  die  Prägravation  desselben 
in  die  Augen  falle.  Nach  dem  Verzeichnisse  der  Kam- 
merziclcr-Beiträge  zahle  Hohenzollern-Siegmaringen  ent- 
weder um  die  Hälile,  oder  um  ein  Drittheil  mehr,  wie 
Pommern,  Sachsen- Weimar ,  Sachsen -Gotha ,  Sachsen- 
Coburg,  Oldenburg,  die  beiden  Häuser  Schwarzburg 
u.  s.  w.,  welcher  Ansatz  ihm  bei  den  gegenwärtigen  Ver- 
hältnissen nicht  zugemuthet  werden  könne. 
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3)  Für  Lippe  habe  er  anzuführen ,  dass  die  Karomerzleier 

Jährlich  zur  bestimmten  Zeit  immer  prompt  bezahlt  worden 
seyen,  und  der  in  dem  Verzeichniss  aufgerührte  Rückstand 
lediglich  dadurch  veranlasst  worden  wäre,  dass  die  jährlich 
abzulegenden  und  eingeforderten  Rechnungen  von  derPfen- 
nigmeisterei  nicht  eingesandt  worden.  Sobald  aus  den  bei 
dieser  hohen  Versammlung  eingereichten  Vorstellungen  die 
Rechnungslage  sich  habe  ersehen  lassen,  seyen  ftir  die  Jahre 
1815  und  1816,  für  Jedes  zwei  Kammerzieler  sofort  berich- 
tiget worden. 

4)  Für  Waldeck  habe  er  zur  Anzeige  zu  bringen,  dass  da- 
selbst wegen  sofortiger  Abführung  eines  Drittheils  des 
Kammerzieler-Rückstandes,  wie  auch  wegen  Entrichtung 
der  laufenden  Kammerzieler,  vorerst  für  ein  halbes  Jahr, 
das  Nöthige  verfügt  sey. 

Beschluss: 

1)  Dass  der  Vortrag  des  Kurhessischen  Herrn  Gesandten 
^oo  Carlshausen  mit  seinen  wesentlicheren  Anlagen  loco  dteta- 
turae  drucken  zu  lassen  sey,  um  in  der  Berichterstattung  darauf 
Rücksicht  nehmen  zu  können ;  dass  Jedoch ,  um  Indessen  bis  zur 
gänzlichen  Erledigung  der  rcichskammergericbtlichen  Sustenta- 
ÜODi-ADgelegenheit  ftir  den  Unterhalt  der  hülfsbedürftigen  ehe- 
maligen Kammergerichts- Angehörigen  vorläufig  einen  Fond  zu 
erhalten, 

2)  Vorbehaltlich  künftiger  Bestimmung  einVorschuss, 
ifldem  ungefähren  Betrage  eines  halben  Kammerziels,  von  den 
betreffenden  Regierungen  baldmöglichst  zu  erwir- 
ken 5 c)  und 

3)  Daraus  auch  denjenigen,  welche  bisher  aus  der  Pfennlg- 
wäsierel-Kasse  keine  Pension  erhalten  hätten ,  insonderheit  den 
vorhin  von  den  Taxgefällen  besoldeten  Kanzleipersonen,  eine 
feraere  Unterstützung  in  dem  nämlichen,  diesen  Pensionisten  Iiis- 
kr  geleisteten  Betrage  bewilliget  werde,  wobei 

4)  Auch  diejenigen  Advokaten  und  Prokuraloren,  welche 
ftoer  Unterstützung  am  dringendsten  henöthlgten ,  zu  berück- 
sichtigen wären,  wesswegen  endlich 

5)  Der  Kurhessische  Herr  Gesandte  von  Carlshausen 


■ 
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ersucht  werte ,  einen  Etat  dieser  Vertheilung  baldtbunlichst  vor- 
zulegen. 

ä)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  II,  S.  39  u.  f. 

b)  In  der  eilften  Sitzung  am  17.  Februar  1817  erklärte 
Praesidium:  Nachdem  der  Termin  zur  Abstimmung  über  die 
reichskammergerichtliche  Sustentationssache  erschienen  ist ,  so  findet 
Praesidium  keinen  Anstand ,  das  Protokoll  hierüber  zu  eröffnen ;  da 
jedoch  der  Kurhessische  Herr  Gesandte  von  Carlshausen  sich  bereit 
erklärt  hat,  den  in  dieser  Angelegenheit  rückständigen  Vortrag  noch 
in  dieser  Sitzung,  wenn  andere  dringende  Gegenstände  es  erlaubten, 
unfehlbar  aber  in  der  nächsten  zu  erstatten ,  welches ,  wenn  er  auch 
nicht  ganz  nothweiidig  jener  Berathung  voraugehen  niuss ,  doch  in 
mancher  Beziehung,  besonders  wegen  der  Rückstände  von  wesent- 
lichem Einflüsse  auf  die  dereinst  zu  nehmenden  Beschlüsse  ist,  so  will 
man  der  Beurtheilung  der  Herren  Bundestags  -  Gesandten  anheim 
geben,  diesen  Bericht  vor  Allem  abzuwarten. 

SHmmtliche  Stimmen  waren  mit  letzterem  Vorschlage  einverstan- 
den, daher: 

Beschluss: 

Dass  der  com  missarische  Vortrag  des  Kurfürstlich  Hessischen 
Herrn  Gesandten  von  Carlshausen  vordersamsl  abzuwarten  scy  ,  um 
hiernächst  das  Protokoll  zur  Abstimmung  in  der  reichskammergericht- 
lichcn  Sustentationssache  zu  eröffnen. 
Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bunde s-Versamm- 
lung,  Bd.  II,  S.  23,24. 

c)  In  der  dreizehnten  Sitzung  am  24.  Februar  1817 
machte  Praesidium  die  Anzeige:  es  verdanke  dem  Königlich 
Preussischen  Herrn  Gesandten  die  Mittheilung ,  dass  sein  Aller- 
höchster Hof  für  die  reichskammergerichtliche  Sustentationskasse 
einen  Vorschuss  von  3000  Thalern  bewilliget  habe.  Man  beeile 
sich  daher  diesen  rühmlichen  nachahmungswürdigen  Vorgang  zu 
Protokoll  zu  bringen. 

In  derselben  Sitzung  verlas  der  für  die  Stimme  von  Hol- 
stein und  Lauenburg  substituirte  Grossherzoglich  Mecklen- 
burgische Gesandte,  Freiherr  von  Plessen,  folgende  Erklä- 
rung des  Königlich  Dänischen  Gesandten,  Freiherrn  von 
Evben: 


Digitized  by  Google 


„Der  in  der  letzten  Sitzung  gemachte  An  trau :  „Unsem  höchsten 
nd  hohen  Com  mit  teilten  anheim  zu  geben,  den  Betrag  eines  halben 
kammerziels  zu  Beseitigung  der  dringendsten  Bedürfnisse  verschie- 
dener Individuen  des  ehemaligen  Kaiserlichen  Reichskammergerichts 
za  bewilligen",  veranlasst  mich,  in  Gemässheit  bereits  erhaltener  Be- 
fehle zu  der  Aeusserung:  dass  Seine  Majestät  der  König,  mein  aller- 
gnädigster  Herr ,  innigst  wünschen,  allen  kammergerichtlichen  Rer- 
sonen,  die  ein  begründetes  Recht  auf  Pensionen  haben,  diese  baldmög- 
lichst festgestellt  und  ansgemittelt  zu  sehen,  und  dass  hierbei  vorzüg- 
lich auch  darauf  Bedacht  genommen  werden  möge ,  dass  diese  Pen- 
sionszahlungen mit  der  grössten  Pünktlichkeit  in  den  zu  bestimmenden 
Terminen  wirklich  geleistet  werden,  um  für  die  Zukunft  diese  zu  pen- 
sionirenden  Personen  gegen  die  bisher  öfters  eingetretenen  Nahrungs- 
w*ea  möglichst  sicher  zu  steilen.  Zu  dieser  wohlthatigen  Rücksicht 
laben  Seine  Majestät  auch  den  in  der  vertraulichen  Berathung  vom 
9. Dfrember  v.  J.  gemachten  Vorschlag  vollkommen  genehmigt,  dass 
einsabsidium  charitativum  als  Vorschuss  baldmöglichst  tiewilliget 
»Wie,  dessen  Betrag  jedoch  lediglich  von  der  Bestimmungeines  jeden 
Bandes-Mitgliedes  abhängen  sollte,  und  von  den  ailenfallsigen  konfli- 
$*«  Beiträgen  ahzuziehen  seyn  würde ;  nnd  haben  demzufolge,  unter 
erwähnten  Bedingungen ,  und  in  der  ausdrücklichen  Voraussetzung, 
kss  es  nicht  als  eine  Matrikular-Zahlung  angesehen  werde,  mich  be- 
W%t,  unverzüglich  nnd  sobald  nur  mehrere  Bnndesglieder  zu  ähn- 
fchen  provisorischen  Hülfsleistungen  sich  bereit  zu  erklären  geneigt 
*yn  würden,  die  Summe  von  1000 Fl.  zur  fortdauernden  Sustentation 
fes  ehemaligen  Kamme r-Gerichts-Personale  auszuzahlen.  Dieser  pro- 
visorische Vorschuss  würde  jedoch  die  baldige  endliche  Entscheidung 
%er  SustenUÜons- Angelegenheit  in  keiner  Hinsicht  verzögern 
dürfen« 

Vergl:  Protokolle  der  Deutsehen  Bundes-Versamm- 
long,  Bd.  II,  S.  48,  49. 
Dem  Beispiele  dieser  beiden  Höfe  (wegen  Wal  deck  n.  s.  w. 
*  oben) folgten  demnächst  bald  die  anderen  betreffenden  Mit- 
flieder des  Deutschen  Bundes.  Es  wurde  namentlich,  laut 
*iaeigen  in  den  Protokollen  der  Bundes-Versammlung,  der  erwähnte 
^orsehuss  bewi  11  iget  von: 

Kurhessen  —  im  Betrage  eines  halben  Kanunerzieles,  ( 1 4. Sitz- 
■Ii«  27.  Februar  1817.) 
v«njl:  Protokolle  der  Deutschen  Bu ndes- Versamm- 
lung, Bd.  U,  S.  57; 
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Württemberg  and 

Anhalt  —  im  Betrage  eines  halben  Kammerzieles,  (15.  Sitzung 
am  3.  März  1817), 
Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  B undes- Versamm- 
lung, Bd.  II,  S.  74; 
Bremen  —  im  Betrage  eines  halben  Kammerzieles,  (16.  Sitzung 
am  6.  März  1817), 
Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ve rsamm- 
lunj?,  Bd.  U,  S.  82. 
Königreich  Sachsen  —  im  Betrage  von  1200  Thalern,  (17. 
Sitzung  am  10.  März  1817), 

Hannover  —  im  Betrage  von  1500  Thalern  Conventionsmünze, 
(17.  Sitzung  am  10.  März  1817), 

Lippe  —  im  Betrage  eines  halben  Kammerzieles,  (17.  Sitzung  am 
10.  März  1817), 

Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Hundt- s- Versamm- 
lung, Bd.  II,  S.  92,93; 
Nassau  — im  Betrage  von  500  Fl.  (18.  Sitzung  am  13.  März  1817), 
Hohenzollern-Siegmaringen  —  im  Betrage  eines  halben 
Kammerzieles,  (18.  Sitzung  am  13.  März  1817), 

Frankfurt  —  im  Betrage  von  500 Fl.  (18.  Sitzung  am  13.  März 
1817), 

Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes- Versa mm- 
lung,  Bd.  n,  S.  110,  III. 
Liechten stei n  und 

Heu ss ,  jüngerer  Linie  —  im  Betrage  eines  halben  Kammer- 
zieles (20.  Sitzung  am  20.  März  1817), 
Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes- Versamm- 
lung, Bd.  II,  S.  142; 
Reuss  älterer  Linie  und 

Schaumburg  -  Lippe  —  im  Betrage  eines  halben  Kamnier- 
zieles (21.  Sitzung  am  24.  März  1817), 
Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
lung,  Bd.  II,  S.  159; 
Hamburg  und 

Braunschweig  —  im  Betrage  eines  halben  Kammerzieles,  (28. 
Sitzung  am  27.  März  1817), 

Niederlande,  wegen  Luxemburg,  —  im  Betrage  von  1000 
Fl.  holländisch  (23.  Sitzung  am  27.  März  1817), 
Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  B undes- Versamm- 
lung, Bd.  II,  S.  164; 
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Bai  e  rn  -  im  Betrage  von  3000  FL ,  (24.  Sitzung  am  28.  April 
1817,  s.  auch  Litt.  D.), 

Lübeck  -  im  Betrage  von  400  Fl.  im  24  Fl.  Kusse.  (24.  Sitzung 
am  28.  April  1817), 
Vagi:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes  -  Versamm- 
lung, Bd.  II,  S.  198; 
Grossherzoglich  und  HerzoglichSäcbsische  Häuser 
-je  im  Betrage  eines  halben  Kammerzieles,  (25.  Sitzung  am  1.  Mai 
«17), 

Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes -Versamm- 
lung, Bd.  II,  S.  211; 
Grossherzogthum  Hessen  —  im  Betrage  von  1000  FL, 
29.  Sitzung  am  19.  Mai  1817), 

Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes- Versa  mro- 
lung,  Bd.  III,  S.  50; 
Baden  —  im  Betrage  eines  halben  Kammerzieles,  (37.  Sitzung 
am  23.  Juni  1817), 
Vergi:  Protokolle  der  Deutschen  Bu ndes- Versa mm- 
lung,  Bd.  III,  S.  267. 


D< 

Erklärung  des  Königlich  Bai eri sehen  Gesandten 

vom  1.  Mai  1817. 

Fünf  und  zwanzigste  Sitzung  am  1.  Mai  1817.*) 

Praesldium  äussert:  es  wolle  dem  Königlich  Baierl- 
sehen  Herrn  Gesandten  zu  der  In  der  Jüngsten  Sitzung  vom 
28.  v.  M.  vorbehaltenen  Erklärung h)  das  Protokoll 
Mtoen. 

Baiern :  Von  meinem  Allerhöchsten  Höre  mit  der  nöthigen 
Instruction  versehen ,  säume  ich  nicht  in  der  Sustentations- An- 
wesenheit des  ehemaligen  Reichskammergerichts-Personals  die 
Erklärung  nachzutragen  wie  folgt : 

1)  Wenn  schon  das  von  der  Bundes- Versammlung  beschlos- 


Digitized  by  Google 


1 


224 

sene  Provisorium  wegen  Bildung  eines  Fonds  zur  Unterstützung 
der  bedürftigen  kammergerichtlichen  Individuen  durch  vorläufige 
Entrichtung  des  ungefähren  Currentbetrages  eines  halben 
Kammerzieles  ais  sehr  zweckmässig  erkannt  werden  muss ; 
so  kann  doch  auf  eine  weitere  Zahlung  von  Current- Kammer- 
zielern  von  der  Krone  Baiern  deshalb  nicht  mehr  eingegangen 
werden,  weil  durch  die  von  Seite  der  Königlichen  Ccntral-Haupt- 
buchhaltung  am  14.  Jänner  d.  J.  hierüber  angefertigten,  hier  ur- 
schriftlich beigefügten  Erinnerung  und  Berechnung  dargetban 
Ist,  dass  wegen  der  seit  dem  Jahre  1807  übernommenen  Gehalte 
des  Reichskammerrichters  und  mehrerer  der  Assessoren  nicht 
nur  schon  27,675  Fl.  6j  Kr.  alimälig  mehr  aus  dem  Königlichen 
Aerar  bezahlt  wurde,  als  nach  Verhüll niss  der  mit  Kammerzie- 
lern  belegten  Königlichen  Besitzungen  dasselbe  wirklich  getroffen 
hätte,  sondern  dass  auch  gegenwärtig  noch  eine  solche  Cur- 
rent-Ueberlast  von  6,551  Fl.  41|  Kr.  auf  den  Königlichen 
Kassen  hafte. 

2)  Die  Beseitigung  dieser  Forderung  würde  bei  definitiver 
Berichtigung  dieser  Sustenlations  -  Angelegenheit  am  Kürzesten 
dadurch  zu  reajisiren  seyn ,  wenn  auf  Compensation  Jener  Capi- 
talien  angetragen  würde,  welche  die  Kammergerichts -Susten- 
tationskasse  mit  beiläufig  57,000  Gulden  nach  dem  Protokolle  der 
7.  Bundestags -Sitzung  §.  24  aus  dem  Baierischen  Schulden  til- 
gungsfond  nachzufordern  haben  soll. 

3)  Ohnehin  wurde  nur  in  der  Voraussetzung  auf  die  provi- 
sorische Entrichtung  eines  halben  Kammerzieles  angetragen,  dass 
von  Seiten  der  Krone  Baiern  neben  den  Besoldungen  des  in  Kö- 
nigliche Dienste  übernommenen  Kammergerichts-Personals  auch 
noch  ein  Jährlicher  Zuschuss  an  die  kammergerichtliche  Susten- 
tatlonskasse  zu  entrichten  wäre. 

4)  In  der  Voraussetzung  Jedoch,  dass  die  fragliche  Vorschuss- 
lefstung  ganz  unabhängig  von  der  allenfallsigen  Ueberlast  des 
einen  oder  anderen  Bundesstaates,  und  vorzüglich  nur  darum  ge- 
fordert werde,  um  den  dringenden  Nothstand  der  unverschuldet 
leidenden  Kammergeiichts- Individuen  zu  lindern,  da  dieselben 
mit  Ihrem  Unterhalte  nicht  so  lange  zuwarten  können ,  bis  die 
Liquidität  der  matrikularmässigen  Beiträge  eines  Jeden  Thetls 
geprüft  und  gemeinschaftlich  anerkannt  seyn  wird  ?  so  wollen 
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Seine  Majestät  zu  dieser  liberalen  Massregel  gern  mitwirken,  und, 
wie  bereits  in  der  24.  Sitzung  erklärt  worden,  eine  weitere 
Summe  von  3000  Fl«  bei  der  Würzburger  Hauptkasse  dergestalt 
anweisen  lassen ,  dass  nach  dem ,  auch  in  den  ähnlichen  Anwei- 
sungen vom  4.  November  1814  und  4.  December  1815  ausge- 
drückten Vorbehalt,  diese  Zahlung  ohne  Uebernahme  irgend 
einer  weiteren  Verbindlichkeit  und  lediglich  auf  Abschlag  der 
Zinsen,  oder  Zinsrückstände  jenes  Capitals  bewilligt  werde, 
welches  die  ehemalige  Odenwaldische  und  Schwäbische  Reichs- 
ritterschafl  an  die  kammergerichtliche  Sustenlalionskasse  schul- 
dig war ,  die  aber  theilweise  bei  deren  Auseinandersetzung  von 
der  Krone  Baiern  übernommen  worden  sind. 

a)  Vagi:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Vcr- 
»ammlung,  Bd.  II ,  S.  203  u.  f. 

b)  Vergl:  Note  c  zu  Litt.  C. 


E. 

Beschlags  der  Bund  es -Versammlung  vom  14.  Juli  1817. 

Drei  und  vierzigste  Sitzung  am  14.  Juli  1817.*) 

P  ra  es  i  d  i  u  m :  verlas  hierauf  den  Entwurf  des  Beschlusses 
über  die  Sustentation  des  Reichskammergerichts  und  die  dem- 
selben angefügte  Uebersicht  der  bewilligten  Pensionen  vom  1.  Ja- 
nuar 1817. 

Diese  Uebersicht  wurde  dem  Protokolle  unter  Z.  73  bei- 
gelegt. # 

Sämmtliche  Stimmen  waren  mit  dem  Entwürfe  vollkommen 
einverstanden ,  daher 

Beschluss: 

Die  Bundes- Versammlung  hat  schon  seit  ihrer  Eröffnung  ihre 
vorzügliche  und  anhaltende  Aufmerksamkeit  auf  die  Reguli- 
rung  des  Pensionswesens  der  Mi tglieder  und  Ange- 

m.  15 
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hörigen  des  vormaligen  Reichskammergerichts  zu 
Wetzlar  auf  eine  dem  Geiste  der  Deutschen  Nation,  wieder 
Achtung  für  dieses  ehrwürdige  National-Iustitut  entsprechende 
Weise  gerichtet ;  und  nachdem  sie  die  desfalls  an  sie  ergangenen 
Reclamationen  sorgfältig  geprüft  und  erkannt  hat,  dass  selbige 
einen  zwiefachen  Gegenstand  umfassen ,  wovon  der  eine  die  be- 
gehrten angeblichen  Gehalts  rückständebiszuEndedes 
Jahres  1816,  der  andere  aber  die  Feststellung  der  Pen- 
sionen für  die  Zukunft  vom  I.Januar  1817  an,  betritt; 
dass  dieser  letztere  Gegenstand  aber  zu  dringend  scy ,  um  so 
lange  aufgeschoben  zu  werden,  bis  die  Schwierigkeiten  mancher« 
lei  Art,  welche  sich  sowohl  bei  der  Erörterung  derRechlsgriiad« 
der  in  Anspruch  genommenen  Rückstände,  als  der  Mittel,  welche 
zu  deren  Deckung  in  Vorschlag  gebracht  worden,  sich  beseitiger 
lassen  werden,  wenn  schon  auch  dieses  fortdauernd  ein  ange 
legenes  Geschäft  für  die  Bundes- Versammlung  bleiben  wird;  das: 
ferner  die  provisorischen  Mittel,  welche  die  ßundes-Versamm 
lung  bei  ihren  Höfen  zu  Anfang  dieses  Jahres  in  Antrag  gebracht 
und  von  ihnen  erlangt  hatte,  um  den  Hülfsbedürftigcn  ihre  Sub 
sistenz  während  der  Dauer  der  Erörterungen  üher  die  definitiv« 
Regulfrung  der  Pensionen  zu  verschaffen,  diesen  Zweck  nur  un 
vollkommen  und  auf  kurze  Zeit  erfüllen  können,  ohne  dadurcl 
die  Pensionirten  auf  eine  für  sie  so  wünschensvverthe  Welse  fti: 
die  Zukunft  sicher  zu  stellen,  und  die  Nachtheile  zu  heben 
welche  nach  langjähriger  Erfahrung  von  einer  überdies  mit  Ko 
sten  verknüpften  gemeinsamen  Administration  und  Berechnun? 
unzertrennlich  sind ;  so  hat  sie  sich  zunächst  darauf  beschränkt 
die  von  ihr  entworfenen  Vorschläge  zu  definitiver  Regulirung  de 
Pensionen  Itir  das  Kammergericht  und  dessen  Angehörige  für  di 
Zukunft  vom  i,  Januar  1817,  sowohl  was  die  Summe  der  einen 
Jeden  derselben  zuzubilligenden  Pension,  als  die  Art,  wie  zi 
Deckung  derselben,  mittelst  Benutzung  der  noch  vorhandene, 
Activ-Capltalien  und  derNaturalvertheilung  der  Pensionare  unte 
die  dazu  Beitragenden,  zu  gelangen  sey,  der  Genehmigung  Ihre 
Commiltenten  zu  unterwerfen;  und  nachdem  nunmehr  beinah 
die  allerseitige  Zustimmung  derselben  erfolgt  ist,  so  werden  hie 
mit  diese  Pensionen  vom  1.  Januar  1817  an,  und  auf  di 
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Lebenszeit  eines  jeden  Pensionärs  folgender  Gestalt  defini- 
tiv uad  unwiderruflich  festgestellt. l) 

§.  1.  Vom  1.  Januar  1817  erhalten,  im  24.  Fl.  Fuss 
berechnet : 

1)  Der  vormalige  Kammerrichter,  die  KammergerichU-Prä- 
sidenten ,  Assessoren  und  der  Fiskal  auch  Fiskal-Advokat  ihren 
vollen  Gehalt  lebenslänglich  in  dem  Masse  zugesichert,  duss 
a)  Diejenigen  unter  ihnen,  welche  wie  der  Kammergeilchts- 
Präsident,  Freiherr  von  Seckendorf,  die  Kammergerichts- 
Assessoren  von  Weidenfeld,  von  Martini,  von  Schmitz, 
von  Hüber,  der  Reichsflskal  Werner  und  der  Fiskal-Advo- 
kat Schelver,  nicht  wieder  in  Dienste  getreten  siud,  ihren 
ganzen  vormaligen  Gehalt,  somit 
der  Präsident  Freiherr  von  Seckendorf  6580  FL  48  Kr. 


-  Kammergerichts- Assessor  von  Wei- 
den reld   4800  

-  Kammergerichts- Assessor  von  Mar- 
tini   4800  

-  Kammergerichts- Assessor v.Schmitz  4800  

-  Kammergerichts-Assessor  Hüber  4800  -  —  - 

-  Reichsflskal  Werner   ....  3200  -  —  - 

-  Fiskal-Advokat  Schelver  .  .  .  1818  -  -  - 
als  Pensionen  erhalten ;  dass 


b>  Diejenigen  unter  ihnen,  welche  wieder  In  Dienste  gegangen 
sind ,  deren  etatsmässiger  Gehalt  aber  die  Summe  Ihres  vo- 
rigen Gehalts  am  Kammergericht  nicht  erreicht,  die  zur 
Gleichmachung  erforderliche  Summe  als  Zuschuss  erhalten, 
und  diesem  gemäss  dem  vormaligen 

Kammerrichter  Grafen  von  Relgersberg  7040  FL  —  Kr. 
Kammergerichts-Assessor  von  Branca     800  -  —  - 
Kammergerichts-Assessor  Freiherrn  von 

Seckendorf   800  

Kammergerichts-Assessor  von  der  Becke  800  

Kammergerichts-Assessor  von  Linden  800  -  —  - 
Kammergerichts-Assessor  Freiherrn  von 

Riedesel   800   

Kammergerichts-Assessor  von  Neurath 

Jim   800  

15* 
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1200  Fi.  —  Kr. 
353  -  15  - 


Kammergerichts  -  Assessor  von  Hohen- 
horst   

Kammergerlchts-Assessor  von  Stein 
als  Zuschuss-Pension  bewilliget  werden. 
2)  Den  Kanzleipersonen  wird  ihr  aus  der  Prenntgmeisterei 
und  Taxkasse  bezogener  Gehalt,  jedoch  ohne  Erhöhung  und 
ohne  Recht  des  künftigen  Vorrückens ,  als  Pension  zugetheilt ; 
doch  wird  dem  Prokurator Krauss  seine  Pension  von  626  Fl.  auf 
928  Fl.,  als  der  ordentliche  Gehalt  eines  Protonotars,  und  die 
Pension  eines  Jeden  der  drei  Leser  von  464  FI.  auf  701  Fl.  er- 
höhet, dagegen  die  in  den  Kammergerichts-Berechnungcn  unter 
der  allgemeinen  Rubrik  „Kammergerichtsleserei"  aufgeführten 
144  Fl.  nunmehr  vom  1.  Juli  dieses  Jahres  zu  streichen  sind. 
Diesem  gemäss  erhalten : 

der  Kanzlei- Verwalter  von  Handel 

-  Reichspfennigmeister  von  Hötzen- 
dorf  

-  Botenmeister  Gress  . 

-  Protonotar  Appelius 

Vahlkampr 
Krauss  . 

-  Notarius  Wallreuther 

-  Notarius  Gress 

-  Leser  Jagemann 


1882  FI.  24  Kr. 


-  Marx  . 
Paul 

Copist  Schäfer 
Schubert 

-  Herdt  . 


1100 

144 
928 
928 
928 
618 
620 
701 
701 
701 
200 
300 
300 


-  48  - 


40  - 
40  - 


3;  Wird  den  Kamerai-  Aerzten  ihre  bisherige  volle  Besoldung 
zu  912  Fl.  gelassen ;  demnach  erhallen : 

der  Hofrath  Jordan  912  Fl.  —  Kr. 

Gergens  912  -  —  - 

4)  Den  zwölf  reitenden  und  Fuss-Boten,  welche  in  dem  bei- 
gehenden Verzeichniss  sub  Z.  72  speeifleirt  sind ,  wird  an  die 
Stelle  ihres  bisherigen  Gehaltes  und  Emolumente  einem  Jeden 
eine  Pension  von  Jährlich  200  Fl.  bewilligt. 

5)  Findet  der  Deutsche  Bund  sich  bewogen,  den  in  dem  bei- 
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gebendes  Verzeichnisse  sub  Z.  73  benannten  Advokaten  und 
Prokuratoren  einen  Jährlichen  Gnaden-Gehalt  in  drei  verschiede- 
nen Klassen,  ohne  Recht  des  Aurrückens,  zu  800,  1000  und 
IjOO  Fl.  in  dem  Masse  zu  bewilligen,  dass 

den  Hofrät  hm  Lange,  Buchholz,  Abel  und 

Gorobel  ein  Gnadengehalt,  Jedem  von  .    .    1500  Fl. 
den  Hofräthen  Frech,  Tils,  BufTund  v.  Bostel! 

sen.  Jedem  von   1000  - 

den  Hofräthen  Sachs,  Helferich,  Mainoni,  A. 

v.  Bostell  und  Dietz ,  Jedem  von     ...     800  - 
zugestanden  werde;  auch  erhalten  der  Geheime  Rath 
Bissing  und  der  HolYath  Sippmann  Jeder  zu  ihren  be- 
reits geniessenden  Besoldungen  eineZuschuss-Pension 

von  -   .     400  - 

6)  Die  Notarien  und  Protokollisten  Assmann ,  F.  A.  Bach, 
C.  Blum,  Kluthe,  Thomas,  Hepp,  Kleber,  Gottschalk  und 
Maierhörer,  ein  Jeder  ein  Gnadengehalt  von  Jährlich  200  Fl. 

§.  2.  Die  Zahlung  dieser  Pensionen  und  Zuschusspensionen 
erfolgt  in  dem  Masse,  dass 

1)  Für  den  Zellraum  vom  1.  Januar  bis  ult.  Juni  1817  sel- 
bige, so  weit  dieses  nicht  schon  geschehen,  aus  den  von  den 
Bundesstaaten  zu  Anfangs  dieses  Jahres  bewilligten  Vorschüssen, 
den  laufenden  Zinsen  der  Activ-Capitalien  vom  1.  Januar  bis  ult. 
Juni  1817  und  den  fiir  diesen  Zeitraum  in  die  Pfennigmelsterei 
geflossenen  älteren  Kammer/feiern  aus  der  Pfennigmelsterei 
baar,  oder  durch  Ueberweisung  an  die  Staaten ,  welche  aus  die- 
sem Grunde  noch  Zahlungen  an  die  Prennigmeistcrei  zu  leisten 
hatten,  berichtiget  werden,  wohingegen  der,  nach  erfolgter  Zah- 
lung der  oben  gedachten  Pensionen  und  Zuschusspensionen,  auch 
gehörig  zu  belegenden  Administrationskoslen,  ttwa  noch  blei- 
bende Ueberschuss  einstweilen  zu  asserviren  ist ,  um  selbigen 
künftig  bei  Regulirung  des  praeteriti  mit  zu  verwenden. 

2)  Vom  1 .  Juli  dieses  Jahres  an  w  erden  keine  Zahlungen 
pro  taturo  aus  der  Prennlgmeislerei  geleistet,  sondern  es  werden 
diese  Pensionen  den  einzelnen  Pensionären  nach  einer  zwlschea 
den  beitragenden  Staaten  getroffenen  Ucberelnkunil  von  dem  oder 
denjenigen  Staaten  unmittelbar  geleistet,  w  elche  diese  Pensionäre, 
«  sey  auf  die  Tilgung  ihrer,  dem  Kammergerichte  schuldigen 
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Aktiv  -  Capltallen  oder  an  die  Stelle  Ihres  bisherigen  Beitrages 
zur  Sustentatlon  des  Kammergerichts  übernommen  haben. 

§.  3.  Gegen  Zahlung  der  solchergestalt  von  einzelnen  Staa- 
ten übernommenen  Pensionen,  sind  selbige  sowohl  von  aller 
Rückzahlung  ihrer  bisher  dem  Kammergerichte  schuldigen  Ca- 
pitalien  oder  deren  Zinsen  vom  1.  Juli  1817  an,  als  von  allem 
Anspruch  auf  fernere  Beiträge  zur  Sustentatien  des  Kammer- 
gerichts, selbst  in  dem  Falle  befreiet,  wenn  durch  das  nach  dem 
heutigen  Tage  erfolgte  Absterben  eines  von  Ihnen  übernommenen 
Pensionärs,  die  von  Ihnen  übernommene  Last  vermindert  werten 
oder  aufhören  sollte. 
Wie  indess 

1)  das  von  dem  Hause  Solms- Lieh  dem  Kammergerichte 
schuldige  Capital  von  27,611  Fl.  45  Kr.  grössten  Theils  nicht  in 
Renten  verwandelt,  sondern  an  Seine  Königliche  Hoheit  den  Kur- 
fürsten  von  Hessen ,  zur  Bezahlung  des  von  ihm  dem  Kammer- 
gerichte vorgeliehenen  Capitals  von  18,000  Fl.  hlemit  und  mit 
dessen  Zustimmung  cedirt  und  Uberwiesen  wird ;  so  bleibt  dieser 
Theil  des  gedachten  Capitals  In  seiner  völligen  Kraft,  und  treten 
Seine  Königliche  Hoheit  der  Kurfürst  von  Hessen  in  Ansehung 
desselben  und  der  desfalls  constitulrten  oder  nöthigen  Falls  noch 
zu  constituirenden  Hypothek  In  alle  Rechten  des  bisherigen 
Gläubigers,  sowohl  was  das  Capital  selbst  und  dessen  Kündigung 
und  Erhebung,  als  die  vom  1.  Juli  1817  davon  zu  bezahlenden 
Zinsen  anbetrifft,  wohingegen  der  überschiessendc  Thell  des  Ca- 
pitals von  9,611  FI.  45  Kr.  durch  die  von  Solms-Lich  dagegen 
übernommene  Zahlung  der  Pension  erlischt ,  auch  wird 

2)  das  von  Isenburg  dem  Kammergerichte  schuldige  (> 
pital  von  540  Fl.  aur  Kurhessen  mit  allen  Rechten  übertragen. 

§4  4.  In  iffnslcht  der  Zahlung  der  solchergestalt  vcrthellten 
Pensionäre  ist  annoch  festgesetzt: 

1)  üass  diese  Pensionäre  in  Deutschland  leben  können,  wo 
sie  wollen,  und  nicht  gehalten  sind ,  wieder  in  Dienste  zu  gehen, 
es  sey  an  ihrem  Wohnorte  oder  ausserhalb  desselben;  doch  kön 
nen  sie  die  Zahlung  ohne  Einwilligung  dessen,  der  sie  zu  leiste« 
hat,  an  keinem  andern  Orte  als  in  Frankfurt  oder  Wetzlar,  narh 
der  Wahl  dessen ,  der  die  Zahlung  leistet ,  begehren. 
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2)  Die  Zahluogen  werden,  Falls  nicht  den  Einzelnen  ein 
Anderes  zugestanden  wird ,  vierteljährlich  geleistet. 

3)  Sollte  ein  oder  der  andere  Pensionär  wieder  in  besoldete 
Dienste  treten ,  oder  Ihm  künftig  sein  bisheriger  Gehalt  erhöhet 
werden,  so  ist  zwar  dieser  Gehalt  oder  diese  Gehaltserhöhung 
zum  Vortheil  dessen,  der  die  Pension  zu  zahlen  übernommen 
hat,  an  dieser  abzusetzen  j  sofern  Jedoch  dieser  Gehalt  oder  er- 
bobete  Gehalt  die  Summe  der  Pension  nicht  erreicht,  bleibt  der 
Staat,  welcher  diese  Übernommen  hat,  die  Ergänzungssumme 
dem  Pensionär  zu  zahlen  verbunden. 

4)  Wo  mehrere  Staaten  zur  Bezahlung  einer  Pension  con- 
tirriren  ,  ist  verabredet,  dass  sie  sich  elues  gemeinsamen  Ban- 

quiers  in  Frankfurt,  der  Zahlung  halber,  vergleichen  wollen, 
damit  der  Pensionär  auf  eine  einzige,  den  Umständen  nach  In 
duplo  u.  s.  f.  auszustellende,  Quittung  und  auf  ein  Lebens- 
attestat die  volle  Zahlung  erheben  könne. 

5)  Nach  Absterben  eines  Pensionärs  geniessen  dessen  Erben 
die  Pension  noch  bis  zu  Ende  des  Quartals,  in  welchem  er  verstor- 
ben ist,  doch  haben  sie  aurein  Gnaden-Quartal  keinen  Anspruch. 

§.  5.  Wenn  übrigens  die  Bundes- Versammlung  sich  mit 
Freude  von  ihren  Committenten  berufen  sieht,  durch  den  gegen- 
wärtigen Beschluss  einen  öffentlichen  Beweis  zu  geben ,  dass  der 
Geist  Deutscher  Milde,  wie  er  sich  in  dem  Deputations-Abschiede 
von  1803  zum  Vortheile  entlassener  Staatsdiener  so  laut  ausge- 
sprochen ,  sich  nach  allen  Stürmen  der  Staatsumwälzungen  un- 
verändert in  Deutschland  erhalten  hat,  und  in  noch  schöncrem 
Lichte  über  die  Gränzen  der  Verbindlichkeit  hinaus  sich  in  der 
Regulirung  der  künftigen  Pensionen  für  die  Mitglieder  und  An- 
gehörigen des  Kammergerichts  darstellt ;  so  ttndet  die  Bundes- 
versammlung sich  nicht  minder  berufen,  auch  dem  Air  Jetzt  noch 
unerledigten  Theile  der  kammergerichtlichen  Ansprüche,  welche 
«las  praeteritum  bis  zum  Schlüsse  des  Jahrs  1816  betrifft,  ihre 
Sorgfalt  zu  widmen,  und  wird  sowohl  in  Erörterung  der  Rechts- 
grünüe  für  diese  Ansprüche  als  in  Erforschung  der  Mittel,  welche 
zu  ihrer  Befriedigung  dienen  können,  gern  den  Mitgliedern  des 
Kammergerichts  neue  Beweise  geben  ,  wie  angelegen  es  ihr  ist, 
zudem  mitzuwirken,  was  nach  allen  Umständen  zu  ihrem  Vor- 
teile geschehen  kann. 
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Beilage 

zu  dem 

Protokolle  der  drei  and  vierzigsten  Sitzung  vom 

14  Juli  1817. 


Bewilligte  Pensionen  für  das  Kammergeric! 

vom  1.  Januar  1817. 


Staaten, 
welche  die  Zahlung  vom  I. 
Juli  1817  an  ausschliesslich 
übernehmen. 


Namen  der  Pensionäre. 


Preussen  y* 
Baiern  % 
Baden  >/« 
Württemberg 


Preussen 
Baiern 


Württemberg 


Königreich  Sachsen  .  .  . 
Baden   


Baiern  

Baden   

Solms- Lieh   

Hannover   

Preussen   

Königreich  Sachsen  .    .  . 


Preussen  

Grossherzogthum  Hessen 
Preussen     .  . 


Württemberg  . 
Baiem.   .  . 
Holstein  .  ^JV 
Preussen     .  . 
Kurhessen  .  . 
Nassau    .    .  . 
Anhalt    .    .  . 
Lichtenstein  .  .  22  Fl 
Schaiimb.-Llppe  128 
Holstein  .... 


I.    Besoldete  Kameralen. 

Vormaliger  Kammerrichter,  Graf  von  Rel- 
gersberg ,  Zuschuss  

Präsident  von  Seckendorf  

Kammergerichts-Assessorv.  Weidenfeld  .  . 
Kammerger. -Ass.  y.  Martini  

-  v.  Schmitz  

-  v.  Hüber   

-  v.  Branca,  Zuschuss 

-  Frelh.  v.  Seckendorr 

-  v.  d.  Becke  .... 

-  Frelh.  v.  Linden  .  . 

-  v.  Riedesel  .... 

-  v.  Neurath  jnn.  .  . 

-  Frelh.  v.  Hohenhorst 

-    v.Stein  .  .  . 
Kanzlei-Verwalter  v.  Handel  .... 

Reichs-Fiskal  Werner  

Fiskal-Advokat  Schelver  

Kammergerichts- Arzt  Holrath  Jordan 

-  Gergens 
Reichspfennigmeister  v.  Hötzendorf  . 


II.  Kanzlei. 

Botenmefster  Gress  .... 
Protonotar  Appellus  .... 

Vahlkampf  .  .  . 

Krau  ss  

Notar  Wallreuther  .... 

Gress  

Leser  Jagemann  

-  Marx  

-  Paul   

Kopist  Schäfer    .  .  . 


•  ■  .  .  . 


•  .  .  . 


.... 


Schubert 
Herdt  . 
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Staa  tf  n, 
tot  ik  Zahlung  vom  1 . 
I  lül  in  ausschliesslich 


Namen  der  Pensionäre. 


Jährliche 
Penslou 
Im 

24  Fl.  Fuss. 


j-Sehwerin  .  . 
Strelllz 


*k  133  Fi.  j 
*,«Uinie   66 y,  -  j 

-.::::: 

*--H^t'hiDgen  55  Fl.  ) 

*»Wrlngei  U5  -  ( 

.... 
^Weimar      '.    .  ! 
«■-Hrcliingen  55  Fl.  ) 

^ariu-rn  145  -  j 


Ntea 

■"•-Weimar 

Linie  85  Fl. 
V-wUnold      115  - 


III.  Advokaten  und  P ro ku ra to ren. 
Hofralh  Lange 


-  Abel  .  .  .  . 
Gombel  .  .  . 
Frech    .  .  . 

-  Tlls   .  .  .  . 

-  Buff  ...  . 
v.  Bostell  sen. 
v.  Sachs  .  . 
Helferich  .  . 

Geh.  Rath  v.  Bissing  . 
HofTath  Sippmann 

MalnonI    .  . 

A.  v.  Bostell  . 


Dlclz 


IV.   Notarien  und  Protoko  11  Isten. 


Notar  Assmann  .  .  . 

-  Fr.  Anton  Bach 

-  Casimir  Blum  . 


-  Kluthe 


Thomas  .  . 
Hepp  .  .  . 
Fr.  Kleber 


-    J.  F.  Gottschalk 


-  Johann  MayerhöTer 
Protokollist  Zlessler  .  .  . 


V.  Kammerboten. 

Bote  Joseph  Naup  

-  J.  H.  Gülike  

-  J.  P.  Glaser  

-  nenni  Hennings  

-  J.  Ludw.  Horn  .  .  . 

-  J.  A.  Hartniann    .  . 

-  J.  J.  Blttlinger  .  .  . 

-  Joh.  Hembt  .... 

-  Joh.  Rehhorn    .  .  . 

-  J.  Dlcck  

-  J.  Hauch  

-  J.  W.  Schuchart  .  . 


...... 


Fl. 

Kr. 

1500 

— 

1500 

1500 

1500 

— 

1000 

1000 

1000 

1000 
800 

— 

800 
400 

— 

400 

— 

800 

800 
800. 

— 

200 

200 

200 

— 

A  A  ä\ 

200 

200 

— 

200 

200 

'MIO 

200 
200 

— 

— 

200 

200 



200 

200 

200 

200 

200 

200 

200 

200 
200 

200 

• 
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et)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  III,  S.  408  u.  f.,  451  n.  f. 

b)  Der  in  den  vorhergehenden  vertraulichen  Besprechun- 
gen erstatteteund  zumBehufc  weitererBerichterstaltungdiscutirte  um- 
fassende Vortrag  der  hierzu  erwählten Commission,  über  die  kam- 
mergerichtliche S us tent ations-Sac he,  sodann  ein  Nach- 
trag nebst  Tabellen,  wurden  In  der  zwei  und  zwanzigsten 
Sitzung  am  26.  März  1817  unter  der  Z.  47  und  48  zu  Protokoll  ge- 
nommen und  dieselben  für  das  erste  locodictaturae  drucken  zu 
lassen  beschlossen. 
Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  B undes- Versamm- 
lung, Bd.  II,  S.  159. 

In  der  drei  und  dreissigsten  Sitzung  am  9.  Juni  1817 
wurde  mit  der  Abstimmung  begonnen.  In  derselben  genehmigten 
die  Gross  herzoglich  und  Herzogl  ich  Sä  chsi  sehen  Häuser 
nicht  nur  die,  die  Pensionirung  des  reichskammergerichllichen  Per- 
sonals betreffenden  Grundsätze,  welche  der  in  der  21.  und  22.  Sitzung 
verlesene  Vortrag  des  Ausschusses  aufstellt,  sondern  auch  die  wegen 
Verthcilung  der  Pensionäre  geschehenen  Vorschläge ,  und  erklärten 
sich  bereit,  vom  1.  Juli  an  die  ihnen  zngctueilten  Pensionen  zahlen 
zu  lassen.  Der  Gesandte  fügte  hinzu:  „Einen  Schluss  in  dieser  An- 
gelegenheit zu  fassen  dürfte  d  ringen  d  not  h  wendig  seyn ,  da  das 
halbe  Jahr,  für  welches  provisorisch  Beiträge  verwilligt  worden,  mit 
diesem  Monate  zu  Ende  geht,  und  die  Nolh  der  Pensionäre  bei  der 
dermal  igen  ausserordentlichen  Theuerung  doppelt  drückend  seyn 
würde." 

Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bu  ndes-Versa  mm- 
lung,  Bd.  III,  S.  165. 
Ebendaselbst  s:  Bd.  III,  S.  250  —  die  desfallsige  A b s t i m- 
mnng  der  s e c h s z e h n te n  S t i m m e 5  Bd.  III ,  S.  265  —  die  A  b- 
stim mungen  von  Preussen  und  Baden;  Bd.  III,  S.  305  —  die 
Abstimmungen  von  Oesterreich  und  Kur  Ii  essen;  Bd.  III,  S.  318 
—  den  Vortrag  des  Königlich  Hannöverischen  Gesandten,  über 
den  Zustand  der  Kasse  und  Exigeuz  bis  1.  Juli  1817;  Bd.  III, 
S.  323  —  die  Abstimmungen  für  die  Vertheilung,  von 
Oesterreich,  Preussen,  Königreich  Sachsen,  H anno ver, 
Kur h essen,  Dänemark,  den  Grossherzoglich  und  Herzog- 
lich Sächsischen  Häusern,  Braunschweig  und  Nassau, 
Mecklenburg,  der  15.  und  16.  Stimme;  Bd.  III,  S.  370  —  die 
Abstimmung  von  Luxemburg;  Bd.  III,  S.390  —  die  Ab  st  im- 
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uri-ren  von  Baier  ii,  Grossherzogth um  Hessen  und  der 
»7.  Stimme,  (Vergl :  Bd.  III,  S.  398,  346  ,  407  ,  451).  —  Nach  be- 
rrite gefasstem  Beschlüsse  vom  14.  Juli  1817  erfolgten  noch  nach- 
trägliche Abstimmungen  von  Württemberg,  Baden  und  Gross- 
bfrzogthum  Hessen,  (Vergl.  Prot.  u.  s.  w.  Bd.  IV,  S.  21 ,  50, 
66).—  Heber  den  Auftrag  der  Bundes- Versammlung  wegen  A  bsen- 
h  og  eines  Commissars  nach  Wetzlar  zu  lieber  nähme  der 
kasse,  Obligationen  und  Papiere  u.  s.  w.  s:  Protokolle 
e.s.w.  Bd.  IV,  S.  226,240,  291. 


F. 

Beschlags  der  Bandes-Versammlung  vom  10.  Novem- 
ber 1817. 

Sieben  und  vierzigste  Sitzung  am  10.  November 
1817.  •) 

Praesidium:  Um  dem  Beschlüsse  vom  14.  Juli 
LI.  Folge  zu  geben,  wonach  der  bis  Jetzt  noch  unerledigte 
Theil  der  kammergerichtlichen  Ansprüche ,  welcher  das  praele- 
ritum  bis  zu  Ende  des  Jahres  1816  betrifft ,  in  Berathung  genom- 
men werden  soll,  will  Präsidium  der  hohen  Versammlung  anhclm 
slellen,  ob  nicht  Jener  zur  Begulirung  der  Pensionen  vom  1.  Ja- 
nuar 1817  an,  als  pro  futuro  ernannten  Commlssion,  wegen 
des  engen  Zusammenhanges  der  Materien,  auch  die  Begut- 
achtung wegen  Berichtigung  der  Rückstände  über- 
tragen werden  wolle? 

Praest  dl  um  2  legt  zugleich  die  von  dem  Herrn  HolVath 
von  Handel  aus  Auftrag  der  hohen  Versammlung  eingezogenen 
Aufklärungen  und  Ausweise  über  das  r  etc  bekam  m  er  ge- 
richtliche Depositenwesen  vor,  und  äussert  die  Mei- 
nung, dass  auch  dieser  Gegenstand,!  so  wie  die  Erörterung 
der  von  der  Königlich  Württerabergischen  und  Grossherzoglich 
Nischen  Gesandschaft  gemachten  Anträge,  wegen  Verabfolgung 
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der  Schuldscheine  und  Auslieferung  der  Akten  derselben  Com- 
-  mission  zu  übertragen  sey. 

Sämmtliche  Stimmen  treten  dem  Pra'sidial-Vorschlage  Itei, 
daher : 

Beschluss: 

1)  dass  der  aus  den  Herrn  Bundes-Gesandten  von  Martens, 
von  Berg  und  D  a  n  z  für  das  reichskammergerichtliche Pensions- 
wesen pro  futuro  ernannten  Commission  auch  die  Begutach- 
tung der  Rückstände;  und 

2)  derselben  Commission  die  Erörterung  des  rcichs- 
kammergerichtlichen  Depositen  wesens,  der  Ausschei- 
dung und  Auslieferung  der  Akten,  dann  derkammergerichtlichen 
Schuldscheine  zu  übertragen  sey.b) 

a)  Vcrgl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
samuilung,  Bd.  IV,  S.  23. 

b)  In  der  neunten  Sitzung  am  IG.  Februar  1818  wurde 
der  Bericht  des  Kassier  Fuchs ,  über  den  Vollzug  des  ihm  ertheilten 
hohen  Auftrages  wegen  Uebernahme  der  kammergericht- 
liehen  Susten  tationskasse,  der  dazu  gehörigen  Obligatio- 
nen und  P a  p  i  e  r  c  in  W  e  t z  1  a r ,  verlesen. 

Mit  diesem  Berichte  wurde  die  Baarschaft  erwähnter  Kasse  im 
Betrage  von  5,578  Fi.  33  Kr.  im  24.  Fl.  Fusse  und  die  ObligaÜooen 
im  Betrage  von  217,540  FI.  überreicht. 

Sämmtliche  Gesandschaftcn  kamen  überein,  dass  dieser  Bericht, 
welcher  den  mit  gehöriger  Umsicht  bewirkten  vollständigen  Vollzug 
des  erhaltenen  Auftrages  beurkunde,  der  bestehenden  Commission 
(s.  47.  Sitzung  §.  380  vom  Jahre  1817)  zum  Vortrage  und  Gutachten 
über  die  nun  ferner  zu  treffenden  Vorkehrungen  zuzustellen,  die 
kammergerichtliche  Sustentationskasse  und  Obl  igatio- 
nen  aber  einstweilen  in  dem  Bundes-Archive  aufzubewahren 
seyen. 

Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes  -  Versamm- 
lung, Bd.  IV,  S.  291 ,  240,  Bd.  V,  S.  84,  Bd.  VI,  S.  112, 
116. 
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Beschluss  der  Bundes-Versammlung  vom  18.  August 
1825,  betreffend  die  Besoldungs-  und  Pensions-Rück- 
stände  der  zum  vormaligen  Reichs-Kammergerichte 

gehörenden  Pensionen. 

Zwei  und  zwanzigste  Sitzung  am  18.  August 
1825.  •) 

Da  die  Gesandschaften,  welche  noch  nicht  mit  Instructionen 
verseben  waren ,  der  Mehrheit  beitreten  und  den  Beschluss  nicht 
aufhalten  zu  wollen  erklärten b),  so  wurde  nunmehr  folgender 

Beschluss 

gefasst: 

1)  Dass  dem  von  der  Bundestags-Commission  in  Ihrem  Vor- 
trage vom  15.  Juli  1822 c)  gemachten  Antrage  auf  eine  Gcldum- 
lagc  nach  der  Bundesmatrikel  zur  Bezahlung  der  Forderungen 
an  d(e  kammergerichtliche  Kasse  dermalen  keine  Folge  zu  gehen 
sey;  dass  vielmehr 

2)  diejenigen  Regierungen,  welche  noch  mit  Rück  stän- 
den In  der  erwähnten  Kasse  aufgeführt  werden,  zur  Berich- 
tigung derselbe^  au fzu  fordern  seyen,  dass  demnach 

3)  die  für  die  reichskammergerichtlichen  Angelegenheiten 
bestehende  (Kommission  ermächtiget  werde ,  den  Gesandschaften 
der  mit  Rückständen  aufgeführten  Höfe  den  Betrag  derselben  an- 
zuzeigen und  deren  Erklärungen  darüber  zu  erbitten ,  um  einen 
letzten  Versuch  zu  machen,  die  Berichtigung  derselben  ganz  oder 
teilweise  zu  erlangen. 

Zu  dem  Endzwecke  der  Ausführung  desselben  wären  durch 
toKanzlci-Direction  die  Auszüge  aus  den  Büchern  und  die  dar- 
aus hervorgehenden  einzelnen  Restanten  -Verzeichnisse  ausfer- 
tige, solche  aber  durch  die  (Kommission  an  die  betreffenden  Ge- 
äMdschaften  gelangen  zu  lassen ,  welche  sich  von  diesen  die  Er- 
zwungen in  der  Zeil  von  zwei  bis  drei  Monaten  zu  erbitten 
habe. 

* 

4)  Von  der  in  der  Bundeskasse  deponirten  Baarschaft  — 
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24,900  Fl.  2U  Kr«  K-  w-  zur  Berichtigung  eines  Theils  derBe- 
soldungs-Kücksta'nde  in  der  Art  zu  verwenden,  dass 
a;  den  aus  der  Sustcntationskasse  besoldeten  Camera lpersonen 
und  den  Boten  die  Hüllte  ihrer  Rückstände  mit  =5  17,347 
Fi.  53*  Kr.,  dann 
b)  der  zweiten  und  dritten  Klasse  der  Rückstände  der  Kammer 
gerichts- Individuen  und  ihrer  Erben  (als  interimistische 
Unterstützung  und  ohne  Präjudiz)  7552 FI.  28  Kr.  pro  rata 
der  Forderungen,  jedoch  mit  Ausschluss  ihrer  Ansprüche 
aur  Rückstände  bis  1803 ,  ausgezahlt  würden. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes- Ver- 
sammlung, Bd.  XVII,  S.  97. 

0)  In  derselben  Sitzung  halle  die  Commission  Tür  die 
reichskammergerich  Hieben    Angelegenheiten  einen 
ausführlichen  Vortrag  über  die  Besoldungs-  und  Pensions- 
Rückstände  der  zum  ehemaligen  Reichskammergerichte  gehören- 
den Individuen  erstattet.  S.  denselben  und  die  darauf  erfolgten  A  b- 
stimmungen  in: 
den  Prolokollen  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
lung,  Bd.  XVII,  S.  91—97. 
c)  Dieser  Vortrag  ist  dem  Prolokolle  der  fünf  und  zwan- 
zigsten Sitzung  vom  15.  Juli  1822  unter  Zahl  28  angefugt ,  und 
dessen  Druck  locodiclaturae  angeordnet. 
Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  B u ödes- Versamm- 
lung, Bd.  XIV,  S.  155. 


Bescbluss  der  Bundes- Versammlung  vom  24.  November 
1831,  betreffend  die  gänzliche  Beendigung  des  reichs- 
kammergerichtlichen  Sustentations-  und  Pension*- 

Weieu. 

In  der  vierzigsten  Sitzung  am  24.  November  1831 
erfolgte  der 

Beschlüsse) 
1)  Dass  nunmehr,  nach  Massgabe  des  Commisslons- 
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Gutachtens  vom  19.  Mai  1830  und  der  darin  aufgestellten  und 
von  sämmtlichen  hohen  Bundesregierungen  genehmigten  Grund- 
sätze, der  Betrag  sämmtlicher  Kückstandsforderun- 
pen  des  ehemaligen  Reichskammergeriehts- Personals  —  mitHin- 
Lurecbnung  von  2000  Gulden  für  deu  extraordinären  Boten  Et- 
wein  und  3000  Gulden  für  den  Protokoll isteu  Wagner,  so 
wie  unter  Berücksichtigung  des  Erfordernisses  für  die  künftige 
Sustentation  des  Etwein,  Wagner  und  Assmann  —  auf 
48.000  Gulden  im  24  Guldenrusse  definitiv  und  fürimmer 
in  der  Art  festgesetzt  werde,  dass  da  rau  f  unter  kei- 
nerlei Vorwand  weiter  zurückzukommen  ist,  und 
die  verschiedenen  Regierungen  deshalb  nicht  ferner  mit  anderen 
Beiträgen,  als  den  von  ihnen  bereits  bewilligten,  in  Anspruch 
genommen  werden  dürfen ; 

2)  Dass,  da  die  zur  Deckung  dieser  Rückstände  erforder- 
liche Summe  einen  Ausfall  von  8,408  Gulden  57  Kreuzer  im  24 
Guldenfusse  erlitten  hat,  solcher  dadurch  zu  decken  ist,  dass 
sämmtlichen  Participanten  bei  Auszahlung  der  von  ihnen  in  Em- 
pfang zu  nehmenden  Rückstands forderungen  und  Pensionen  ein 
vertallnissmässiger  Abzug  gemacht ,  und  hierdurch  ihre  Befrie- 
dung definitiv  und  für  immer  festgesetzt  werde; 

3)  Dass  es  nunmehr  sämmtlichen  Regierungen  gefallen  möge, 
die  von  ihnen  zugesicherten  Beitrage  zu  der  Totalsumme  von 
39,591  Gulden  3  Kreuzer  im  24  Guldenfusse  an  die  hiessige  Bun- 
des- Matrikularkasse  binnen  sechs  Wochen  einzuzahlen;  und 
endlich 

4)  Dass  die  Bundes-Matrikularkasse ,  unter  specicller  Lei- 
tung der  Bundes-Kanzlei-Direction ,  mit  der  Einziehung  der  in 
Frage  stehenden  Beiträge,  so  wie  der  demnächstigen  Auszahlung 
der  an  die  Participanten  zu  verabfolgenden  Gelder,  nach  Mass- 
gabe  der  angenommenen  Klassen  und  unter  einem  verhältnis- 
mässigen Abzug,  Behufs  Deckung  des  entstandenen  Deflcits,  so 
wie  unter  Beobachtung  des  bei  früheren  Vorgängen  beobachteten 
Verfahrens  und  mit  Anrechnung  der  darauf  bereits  geleisteten 
Vorschüsse,  zu  beauftragen  sey,  auch  letzlere  zugleich,  unter 
nochmaliger  Anerkennung  ihrer  bisherigen  verdienstlichen  Be- 
mühungen um  die  gänzliche  Beendigung  des  kammer- 
ferichtlichen  Sustentations-  und  Pensionswesens, 
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veranlasst  werde,  nach  gänzlich  beendigtem  Liquidationsge- 
schäfte  über  die  Vollziehung  des  ihr  gewordenen  Auftrages  die 
behuflgc  Nachweisung  dieser  hohen  Versammlung  vorzulegen. 

a)  DieserBeschluss  erfolgte  auf  den  Vortrag  des  Königlich 
Hannoverischen  Bundestags  -  Gesan dten ,  Freiherrn  von 
Stralenheim,  Namens  der  für  die  Reichskam  mergerichts- 
Angelcgenhei ten  bestehenden  Commission. 
Vergl.  auch:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes  -  Ver- 
sammlung, Bd.  XII,  S.  25,  Bd.  XIV,  S.  155,  Bd.  XV,  S. 
21,  51 ,  287  ,  74,  625,  110  ,  291,  343—361,  474  ,  618  ,  622,  623, 
624,  626,  Bd.  XVI,  S.  38,  238,  70,  Bd.  XVII,  S.  24,  91,  29,  97, 
Bd.  XVIII,  S.  96. 


I. 

Tortrag,  die  Depositengelder  bei  dem  ehemaligen  Reichs 
kammerger  ichte  betreffend,  und B e schluss  der  Bundes- 
versammlung vom  20.  September  1819. 

FünT  und  dreissigste  Sitzung  vom  20.  September 
1819.') 

DerHerr  Gesandte  der  freien  Stadt  Frankfurt: 
verliest,  Namens  erwähnter  Comrai  ssionb),  Vortrag,  die 
Depositengelder  bei  dem  ehemaligen  Kaiserlichen  und 
Relchskammergerichtc  betreffend. 

In  demselben  wird  der  bei  dem  Kammergerichte  üblich  ge- 
wesene Unterschied  zwischen  alten  und  neuen  Depositen  aus- 
einandergesetzt, die  Verwendung,  verzinsliche  Anlage,  auch  das 
weitere  Schicksal  und  der  Bestand  eines  Theiles  derselben  aus 
älteren  und  neueren  Zeiten  nachgewiesen ,  und  endlich  der  An- 
trag dahin  gestellt,  in  Betreff  der  alten  Depositen  durch  den 
Königlich  Württembergischen  Herrn  Bundes -Gesandten  die  nö- 
thige  Aufklärung  wegen  einer  schwäbischen  Kreis  -  Obligation 
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u.  s.  w.  sich  zu  erbitten,  dann  die  nach  dem  vorhergehenden  Com- 
missions-Vortrag  zu  ernennende  kammergerichtliche  Commission 
zu  beauftragen,  die  jüngste  Depositenrechnung  samml  Conferenz- 
Prolokoll  an  die  hohe  Bundes -Versammlung  zur  weiteren  Bc- 
schlussnahme  einzusenden;  in  Betreff  der  neuen  Depositen  aber, 
die  oben  vorgeschlagene  Commission")  (s.  §.  226)  zu  beauftragen, 
eine  Berechnung  der  neuen  Depositen  vom  Jahre  1770  an,  als 
Forlsetzung  der  von  diesem  Jahre  vorhandenen,  oder,  wenn  eine 
Jüngere  revidirte  Berechnung  vorhanden  seyn  sollte,  als  Fort- 
setzung dieser  zu  fertigen,  und  solche  der  Bundes- Versammlung, 
am  das  Weitere  beschliessen  zu  können,  vorzulegen. 

Der  Vortrag  wurde  dem  Protokolle  unter  Z.  51  angefügt, 
und  —  in  Erwägung,  dass  die  kammergerichtliche  Commission, 
welcher,  nach  dem  so  eben  vernommenen  Gutachten,  ein  Thcil 
des  Depositen -Rechnungswesens  zu  übertragen  wäre,  erst  von 
der  Instructions-Ertheilung  der  Regierungen  abhänge,  — 

beschlossen: 

auch  hierüber  von  den  betreffenden  Regierungen  die  Instructionen 
w  gewärtigen ,  und  zu  dem  Ende  den  Vortrag  loco  dictaturae 
drucken  zu  lassen. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  VIII,  S.  295. 

ö)  Vergl.  oben  unter  F:  den  Beschluss  vom  10.  November 
1817.  In  demselben  wurde  (unter  2)  der  zur  Regulirung  der  Pensionen 
vom  1.  Januar  1817  u.  s.  w.  ernannten  Commission,  auch  die  Er- 
örterung des  reichskainmergerichtlicben  Depositen- 
wesens, der  Ausscheidung  und  Auslieferung  der  Acten  und  der 
kammergerichtlichen  Schuldscheine ,  übertragen. 

c)  In  derselben  Sitzung  hatte  die  Commission  auf  Ernen- 
nung einer  eigenen  Commission  zur  Auseinandersetzung  des 
Archivs  des  ehemaligen  Kaiserlichen  und  Reichskammergerichts  ange- 
tragen, (s.  unten.) 
Vergl:  Protokolle  u.  s.  w.  a.  a.  0.  S.  294,  295. 


16 
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Beschluss  der  Bandes  ■  Versammlung  vom  24.  Februar 
1823,  die  Capitals  ■  Documente  der  reichskammer 
gerichtlichen  Sustentationskasse  betreffend. 

VicrtcSitzungam24.  Februar  1823.') 

Pracsidium:  hält  —  auf  Veranlassung  des  Antrages  der 
Königlich  Württembcrgischeu  Gesandschaft,  dass 
ihr  das  Document  über  ein,  zu  der  reichskammergerichtlichen 
Sustentationskasse  gehörig  gewesenes,  vorhin  von  Württemberg 
zu  vertretendes,  jedoch  bereits  seit  dem  Jahre  1817  erloschenes 
Capital  an  4,800  Fl.  rheinisch  ausgehändigt  werden  möge  — 
Vortrag  über  sämmtliche  Capitals  -  Documente  der 
reichskammergerichtlichen  Sustentationskasse, 
als  eine  die  ßundeskasse  betreffende  Angelegenheit, 
indem  diese  Documente  zuletzt  bei  der  Bundeskasse  aufbewahrt 
wurden  und  in  dem  Kassen -Manuale  des  Bundes -Kassiers  noch 
in  Einnahme  stehen. 

Hierauf  wurde,  nach  den  Anträgen  des  Herrn  Referenten, 

beschlossen: 

1 )  Dass  der  von  dem  vormaligen  Grossherzoglich  ßadischen 
Bundestags  -  Gesandten ,  Herrn  Staatsministcr  Freiherrn  vou 
Berkheim,  der  Bundeskasse  im  Jahre  1817  ertheilten Quittung 
über  den  Empfang  der,  zusammen  auf  180,000  Fl.  rheinisch  lau- 
tenden, zehn  PartiaU Obligationen  des  vormaligen  Rittercan- 
tons  Odenwald,  jede  zu  18,000 Fl.,  annoch das gesandschafl- 
liche  Siegel  beizufügen  und  diese  Quittung  von  dem  Königlich 
Baierischen  und  Königlich  Württembergischen  Herren 
Bundestags-Gesandten  mittelst  Unterschrift  und  Siegel  zu  agno- 
sciren  scy,  sodann  aber  obige  Documente  an  180,000  Fi.  gegen 
jene  vervollständigte  Quittung  bei  der  Kasse  in  Ausgabe  und 
Wegfall  verschrieben  werden  sollen ; 

2)  Dass  die  in  der  Bundes-Kasse  befindliche  Original-Schuld- 
verschreibung des  vormaligen  SchwäbischenKreises,  über 
25,000  Fl.  rheinisch,  den  Herren  Bundestags -Gesandten  von 
ßaiern,  Württemberg,  Baden,  Hohenzoliern-He- 
chingen  und  Hohenzollern-Siegmaringen,  gegen  gc- 
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meinschaflliche  formale  Quittung ,  zur  Cassation  auszuhändigen 
und  bei  der  Kasse  in  Ausgabe  und  Wegfall  zu  bringen  sey ; 
Ät3)  Dass  die,  über  das  Capital  der  30,000  Fi.  rheinisch  bei 
Solms  Lieh  vorhandenen,  in  der  Bundes -Kasse  befindlichen, 
drei  Partialobligationen ,  jede  zu  10,000  Fl.,  nebst  den  zugehö- 
rigen agnatischen  Consens-  und  . anderen  Documenta), den  Herren 
Bundestags-Gesandten  von  Kurhessen  und  Nassau,  in  dei- 
chen einem  von  dem  Fürstlichen  Hause  Solms  zu  bestellenden 
Bevollmächtigten,  gegen  gemeinschaftliche  Quittung  zu  beliebiger 
Verfügung  auszuantworten  seyen  und  hierauf  obige  Documente 
bei  der  Kasse ,  gegen  diese  Quittung ,  in  Ausgabe  und  Wegfall 
gestellt  werden  sollen ; 

4)  Dass  der  von  dem  Kurhessischen  Herrn  Gesandten  im 
Jahre  1817  ort  heilten  Quittung,  über  den  Empfang  der  Original- 
Schuldverschreibung  der  Isenburgischen  Gemeinde  Heu- 
senstamm, über  450  Fl.  rheinisch ,  annoch  das  gesandschaft- 
liche  Siegel  beizulegen,  sodann  aber  das  Document  bei  der  Kasse 
auf  besagte  Quittung  in  Ausgabe  und  Wegfall  zu  bringen  sey,  und 

5)  Dass  der  provisorische  Bundes  -  Kassier  Obigem  gemäss 
das  Nöthige  zu  besorgen  habe. 

[     Zugleich  wurde  auch  noch 
im  6)  für  angemessen  erachtet  und  daher  beschlossen,  dass  der 
vom  Präsidio  gehaltene  Vortrag,  loco  dictaturae  gedruckt, 
dem  heutigen  Sitzungs-Protokolle  unter  Zahl  1  beigefügt  werde. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes -Ver- 
sammlung, Bd.  XV,  S.  65  u.  f. 


Ii. 

Anzeige  von  Preussen,  in  Betreff  der  reichskammer  ■ 
gerichtlichen  Depositen,  und  Beschluss  der  Bundes- 
versammlung vom  8.  Juli  1824. 

Zwanzigste  Sitzung  am  8.  Juli  1824.') 

Preussen:  Auf  das  an  die  Königlich  Preussische  Regie- 
rung mittelst  Beschlusses  vom  15.  Juli  1822  ergangene  Ersuchen 

16* 
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dieser  hohen  Versammlung b)  (25.  Sitzung,  §.  198)  worüber  di 
Königliche  ßundestags-Gesandschaft  damals  sofort  berichtete,  is 
eine  öffentliche  Vorladung  aller  derjenigen,  welche  an  di 
alten,  d.  h.  bis  ungefähr  zum  Jahre  1694  entstandenen e)  reichs 
kammergerichtlichen  Depositen  einigen  Anspruch  aus  irgend  einen 
Grunde  zu  haben  vermeinen  möchten,  durch  das  Königliche  Stadt 
gericht  zu  Wetzlar  in  beschlussmässiger  Art  bewirkt,  um 
nach  Ablauf  der  dabei  anberaumten  viermonatlichen  Frist,  bionet 
welcher  keine  Anmeldung  solcher  Ansprüche  Statt  gefunden,  eic 
gerichtlicher  Prkclusions-Bescheid  öfTentiich  bekannt  ge- 
macht worden. 

Die  hierauf  Bezug  habenden  gerichtlichen  Ausfertigungen, 
bestehend : 

1)  in  einem  Extracte  des  bei  dem  Königlichen  Stadtgerichte  zu 
Wetzlar  verhandelten  Protokolls  vom  24.  April  1824,  und 

2)  in  gedachtem  Präclusions -Bescheide  vom  4.  October  1823, 
beehrt  sich  der  Königliche  Gesandte,  neuerlich  erhaltener  Anwei- 
sung gemäss,  mit  dem  Bemerken  zu  überreichen,  dass  er  sich  im 
Stande  befindet  und  erbötig  ist ,  auf  etwaiges  Verlangen  auch  die 
anderweitigen ,  diesen  Gegenstand  betreffenden  Acten  des  Köni- 
glichen Stadtgerichts  zu  Wetzlar ,  wovon  bei  Entwertung  eines 
schüesslichen  und  vollständigen  Vortrages  über  die  Sache  mit 
Nutzen  Einsicht  zu  nehmen  wäre,  unter  der  Bedingung  gefälliger 
Rückgabe,  nachträglich  noch  mitzutheilen.  — 

Hierauf  wurde 

beschlossen: 
Diese  Anzeige  an  die  betreffende  Commission  abzugeben. 

ä)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes -Ver- 
sammlung, Bd.  XVI,  S.  237. 

b)  In  der  25.  Sitzung  am  15.  Juli  1822  wurde 

beschlossen: 

Es  sey  die  Königlich  Preussi sehe  Regierung  durch  die  Köni- 
gliche Bundestags-Gesandschaft  zu  ersuchen ,  dem  Königlichen  Civil- 
gerichte  zu  Wetzlar  aufzutragen,  alle  diejenigen,  welche  an  die  allen 
kammergerichtlichen  Depositen,  das  heisse,  an  diejenigen,  welche  bis 
ungefähr  in  das  Jahr  1693  Statt  gefunden  hätten,  einigen  Anspruch 
aus  irgend  einem  Grunde  zu  hauen  vermeinen  möchten,  mittelst 
öffentlicher  Ladung  aufzufordern,  sich,  hinnen  einer  anzuberaumenden 
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I,  bei  dem  gedachten  Gerich  te  desfalls  anzumelden,  unter 
i  Rechtsnachtheile ,  dass  die  Ausbleibenden  auf  jeden  Anspruch 
achtet  zu  haben  geachtet  und  nicht  weiter  damit  gehört  werden 
en,  vielmehr  die  erwähnten  Depositen  von  Einer  hohen  Bundes- 
zu  anderen  Zwecken  würden  verwendet  werden,  die- 
nst auch  mit  dem  angedroheten  Rechtsnachtheile  durch 
Spruch  zu  belegen ,  sodann  aber  das  von  dem  Gerichte 
ober  abgehaltene  Protokoll  dieser  hohen  Versammlung  mitzuthei- 
damit  von  derselben  zu  endlicher  Erledigung  dieser  Depositen- 
*  das  Weitere  verfugt  werden  könne. 

erg! :  Protokolle  der  Deutschen  Bundes- Versamm- 
lung, Bd.  XIV,  S.  155,  156. 
t)  Vergl:  Uebersicht  des  kammergerichtlichen  Cas- 
wesens  und  der  von  den  Gameralen  geforderten 
:kstände,  nach  den  Bundestags-Protokollen,  (Bei- 
c  11,  zu  dem  Protokolle  der  18.  Sitzung  vom  26.  Juni 

rolokolle    der  Deutschen  Bundes  -  Versammlung, 
Bd.  XV,  S.  343-361. 

i 

ml 

i 

rtrag,  die  reichskammergerichtlichen  Depositen 
reffend,  and  Beschluss  der  Bundes  -  Versammlung 

vom  29.  Juli  1824. 

Zwei  und  zwanzigste  Sitzung  am  29.  Juli  1824.') 

Der  Herr  Bundestags  -  Gesandte  Danz:  verliest, 
iftens  der  für  die  Angelegenheiten  des  vormaligen  Kaiserlichen 
«1  Reichskammergerichts  gewählten  Commission,  einen 
isrtihrlichen  Vortrag ,  die  reichskammergerichtlichen  Depositen 
*refTend,  worin,  nach  vorangeschickter  vollständiger  Anführung 
t wegen  der  alten  Depositengelder  bisher  Statt  gefundenen 
Handlungen,  darauf  angetragen  wird: 
^>  die  Archiv -Commission  zu  Wetzlar  zu  beauftragen,  die 
Schwabische  Kreis-Obligation  an  die  Bundes-Kanzlei ,  gegen 
Empfangsbescheinigung ,  einzusenden  5 
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2)  die  Königlich  Württembergische  Regierung  durch  die  Kö- 
nigliche Bundestags-Gesandschaft  zu  ersuchen,  das  gedachte 
Capital  nebst  Zinsen b) ,  gegen  Aushändigung  der  Verbiie- 
füng,  hier  auszahlen  zu  lassen. 

Sonst  könnte  noch,  um  das  ganze  kammcrger ich tliche 
Depositenwesen  hier  endlich  zusammen  zu  Tassen, 
beigefügt  werden : 

3)  was  die  neuen  Depositen  betreffe,  habe  sich  die  Archiv- 
Commission  nach  dem  Bundestags -Beschlüsse  vom  25.  Ja- 
nuar 1821,  Num.  11/)  zu  achten,  solche  fortwährend  in 
gemeinsamer  guter  Verwahrung  bis  zu  deren  Ausfolgung 
zu  halten ,  auch  die  eingehenden  Zinsen  von  dem  Verzins- 
lichen jederzeit  gehörig  in  Rechnung  zu  bringen. 

Man  kam  überein,  den  Vortrag,  welcher  diesem  Protokolle 
unter  Zahl  M  angefügt  wurde ,  loco  dictalurae  drucken  zu 
lassen;  sodann  wurde,  dem  Commissions-Antrage  gemäss, 

beschlossen: 

1)  Die  Archiv-Commission  zu  Wetzlar  zu  beauftragen,  die 
Schwäbische  Kr  eis- Obligation  an  die  Bundes -Kanzlei, 
gegen  Empfangsbescheinigung ,  einzusenden ; 

2)  Die  Königlich  Württembergische  Regierung  durch  die 
Königliche  Bundestags  -  Gesandschaft  zu  ersuchen ,  das  gedachte 
Capital  nebst  Zinsen,  gegen  Aushändigung  der  Verbriefung,  hier 
auszahlen  zu  lassen. 

3)  Was  die  nru.ni  Depositen  betreffe,  habe  sich  die  Archiv- 
Commission  nach  dem  Bundestags -Beschlüsse  vom  25.  Januar 
1821 ,  Num.  11 ,  zu  achten ,  solche  fortwährend  in  gemeinsamer 
guter  Verwahrung  bis  zu  deren  Ausfolgung  zu  halten ,  auch  die 
eingehenden  Zinsen  von  dem  Verzinslichen*1)  Jedcrzeitgehörte 

'  in  Rechnung  zu  bringen. 

a)  Vergl:    Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
.  Sammlung,  Bd.  XVI,  S.  240,  241. 

b)  Vergl:  Die  Königlich  Württembergischc  Abstim- 
mung in  der  26.  Sitzung  vom  21.  September  1 820,  (§•  W 

Protokolle  der  Deutschen  Bundes  -  Versammlung 
Bd.  X,  S.  35  u.  f. 

m 

» 

Digitized  by  Google 


247 


c)  „Werden  Acten,  zu  welchen  Depositen  gehören ,  ausgeliefert, 
Mtid  diese  zugleich  mit  auszuant  Worten." 

Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  B  undes- Versain  m- 
lung,  Bd.  XI,  S.  33. 

d)  S.  unten  Litt.  0. 


Anzeige  des  Praesidiums,  die  reichskammergericht 
liehen  Depositen  betreffend,  und  Beschlags  der  Bundes- 
versammlung vom  27.  Januar  1825. 

Zweite  Sitzung  am  27.  Januar  1825.') 

*  Praesidium  eröffiiet:  In  der  22.  Sitzung  den  29.  Juli 
Wigen  Jahres1*)  (§.  124)  sey  die  Archiv-Commission  zu  Wetzlar 
torch  Beschluss  der  hohen  Bundes- Versammlung  angewiesen 
worden,  eine,  unter  den  rclchskammergerichtllchen  Depositen 
befindlich  gewesene,  Schwabische  Kreis-Obligation  von  12,000  Fl. 
B.W.  gegen  Empfangbescheinigung  einzusenden ;  —  die  Königlich 
Wörttemberglsche  Regierung  aber  scy  durch  die  Königliche  Bun- 
testa-s-Gesandschaft  ersucht  worden,  das  erwähnte  Capital  nebst 
Zinsen  gegen  Aushändigung  der  Verbriefüng  hier  auszahlen  zu 
fassen. 

'  Hierauf  sey  die  angezogene  Schwäbische  Kreis -Obligation 
BDtenn  19.  August  vorigen  Jahres  an  die  Bundes-Kanzlci  einge- 
bildet worden,  und  eben  derselben  habe  auch  die  Königlich  Wiirt- 
taBbergische  Staatsschuldenzahlungs-Kassc  unterm  12.,  empfan- 
den den  14.  Januar  I.  J.,  die  Nachricht  crthcilt,  dass  sie  zur 
tazahtung  des  Capitals  und  der  rückständigen ,  dann  der  lau- 
fenden Zinsen,  auf  den  15.  Januar  d.  J.  ermächtigt  sey;  —  sie 
^rechne  dieses  Capital,  sammt  rückständigen  und  laufenden 
Zinsen  auf  21,361  Fl.  58  Kr. ,  und  verlange  die  alsbaldige  Ein- 
sendung jener  Schuldurkunde,  um  hierauf  den  Betrag  durch 
Wechsel  übersenden  zu  können. 

Es  erübrige  nunmehr  nur  noch,  die  Verwaltung  der  Bundes- 
k&se  hiernach  zur  Abgabe  der  Obligation  und  Empfangnahme  des 
Betrages  zu  ermächtigen. 

* 

« 
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Ersuchen,  solche  im  Zweirelsfalle  demjenigen  Gerichte  zuzustel- 
len ,  welches  fiir  competent  in  dieser  Sache  zu  erachten  ist. 

2)  Nach  Vollziehung  dieses  Beschlusses  hat  die  Commission, 
wenn  Zweifel  über  einzelne  Fälle,  namentlich  über  die  unter  5, 
6  und  7  erwähnten ,  entstehen  sollten ,  sowohl  über  den  Vollzug 
als  über  die  etwaigen  Anstände  zu  berichten. 

a)  Dieser  Antrag  ist  enthalten  in  einem  in  derselben  Sitz uii£ 
erstatteten  Commissions- Vortrage.  Es  heisst  daselbst: 

„Die  Archiv-Commission  zu  Wetzlar  stellt  in  ihrem  Berichte  vom 
23.  Januar  d.  J.  rücksichtlich  der  neuen ,  d.  h.  seit  1693  in  Wetzlar 
hinterlegten  Depositen  anheim:  um  die,  zumal  im  Einzelnen, 
ebenso  unbedeutenden ,  als  veralteten  Gegenstände  in  die  Hände  der- 
jenigen zu  bringen,  welche,  was  jedes  Jahr  schwieriger  werde,  einen 
rechtlichen  Anspruch  darauf  zu  begründen  vermögen,  ob  nicht  ebenso 
wie  bei  dem  (ebenfalls  neuen)  v.  Schleifrassischem  Depositum  die 
Einleitung  zu  treffen  sey,  dass  Alle,  welche  auf  die  in  der  Anlage 
verzeichneten  zwölf  Depositen  ein  Anspruchsrecht  zu  haben  vennei- 
nen, durch  das  König].  Preuss.  Stadtgericht  zu  Wetzlar  innerhalb 
peremtorischer  Frist  edictaliter  aufzufordern,  im  Falle  des  Nicht- 
erscheinens aber  als  präcludirt  anzunehmen.  —  Das  v.  Schleifrassische 
Depositum  ist  nach  dem  iu  der  17.  Sitzung  vom  25.  Juni  1829  unter 
§.  115  gefassten  Beschlüsse,  nach  den  vorgelegenen  Erklärungen  der- 
jenigen höchsten  und  hohen  Regierungen ,  unter  deren  Souveränetät 
die  Besitzungen  der  vormaligen  mittelrheinischeu  Reichsritterschaft 
gekommen  sind,  mit  den  Acten  an  das  Königl.  Preuss.  Stadtgericht 
zu  Wetzlar  gegen  Empfangsbescheinigung  verabfolgt  worden,  um  an 
der  Stelle  des  ehemaligen  Kaiserlichen  und  Reichs-Kammergerichts 
die  Erledigung  der  ganzen  Sache  im  Wege  des  Rechts  oder  der  Güte 
zu  bewirken." 

„Was  nun  zuvörderst  die  älteren  Depositen  des  Reichskam- 
mergerichts betrifft ,  die  von  der  Zeit  herrühren ,  wo  dieses  Gericht 
seinen  Sitz  in  Speyer  hatte  (1688),  und  von  der  Zwischenzeit,  ehe  es 
nach  Wetzlar  verlegt  wurde  (1693),  so  sagt  hierüber  der  Commissions- 
vortrag  zum  §.  227  der  35.  Sitzung  von  1819,  Anlage  51,  im  §.  2  Fol- 
gendes :  von  den  alten  Depositen  wurden  verwendet ,  in  den  Jahren 
1622,  1632,  1637  zu  den  Salaricn  für  nothleidcnde  Camcralpersonen, 
in  den  Jahren  1681  und  1698  zum  Transport  von  Acten;  einen  Theil 
nahmen  die  Franzosen  im  Jahre  1688  weg;  auch  wurde,  noch  wäh- 
rend der  vorletzten  Visitation,  Einiges  zur  Bestreitung  von  ßedürf- 
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Bissen  nothieidender  Canzleipersonen,  unter  Versicherung  des  Ersatzes 
aas  den  Taxgefällen,  gebraucht.  Bis  zu  dem  Jahre  1753  blieben  diese 
aJlen  Depositen ,  oder  vielmehr  das ,  was  noch  vorhanden  war ,  unbe- 
achtet liegen,  so  dass  solche,  bei  dem  Wechsel  der  Zeiten  und  weil 
kein  Nachfolger  war,  beinahe  ganz  in  Vergessenheit  kamen;  durch 
tie  Oetüngische  Kamnierzicler-Sache  wurden  dieselben  wieder  in  An- 
regung gebracht.  Jetzt  wurde  die  Depositenkasse  untersucht  und  einige 
Jahre  später  abermals  revidirt.  Mau  nahm  nun  Bedacht,  diese  Gelder 
umzusetzen  und  verzinslich  anzulegen.  Im  Jahre  1765  fand  sich  Gele- 
genheit dazu.  —  Auf  den  weiteren  Commissions Vortrag,  Beilage  29 
»f.  198  des  Protokolls  der  25.  Sitzung,  ward  am  15.  Juli  1822 
unter  §.  198  eine  gerichtliche  Edictalladung  von  Wetzlar  aus  beschlos- 
sen ,  und  da  sich  auf  die  ergangene  Aufforderung  Niemand  gemeldet 
und  ein  Praeclusivum  darüber  erlassen  war,  so  wurde  der  Betrag  der 
allen  Depositen  mit  21,361  Gulden  58  Kreuzern  zur  reichskammer- 
gerichtlichen  Sustentationskasse  abgeliefert  (Protokoll  der  6.  Sitzung 
vom  10.  März  1825  §.  21)  und  dieser  Betrag  zur  Berichtigung  eines 
Theiles  der  kammergerichtlichen  Besoldungsrückstände ,  nach  dem  in 
4er  22.  Sitzung  vom  18.  August  1825  unter  §.  93  gefassten  Beschlüsse 
mit  verwendet." 

„Hinsichtlich  der  neuen  Depositen  verhält  es  sich  anders. 
Die  Deponenten  sind  bekannt,  und  es  ist  auch  hinsichtlich  ihrer  bereits 
dnrrh  die  Beschlüsse  vom  25.  Januar  1821  in  der  3.  Sitzung  unier 
f.  15  membi*.  11,  und  vom  29.  Juli  1824  in  der  22.  Sitzuug  unter 
f  124  membr.  3  Vorsehung  wegen  Auslieferung  u.  s.  w.  getrofTen. 
Es  wurden  diese  Anordnungen  jetzt  noch  genügen,  wenn  nicht  die  in 
dem  ersteren  Beschlüsse  membr.  1  bestimmten  zwanzig  Jahre  der 
Dauer  des  Wetzlarer  Archivs  bald  zu  Ende  liefen  und  es  ralhsam 
wäre ,  inzwischen  so  viel  als  möglich  die  dort  befindlichen  Acten  zu 
vermindern,  um  dereu  definitive  Vertheilung  zu  erleichtem.  —  Die 
Kommission  ist  daher  der  Ansicht,  dass  die  verzeichneten  zwölf  Depo- 
siten mit  den  Acten  an  die  obersten  Gerichte  der  betreffenden  Bundes- 
staaten von  der  Archiv-Commission  zu  W  etzlar  ausgehändigt  werden 
möchten  und  da,  wo  diese  vielleicht  nicht  zu  ermitteln  wären,  erneu- 
erter Bericht ,  wenn  die  übrigen  Ablieferungen  bewerkstelligt  seyn 
werden ,  erstattet  werde.  Sie  schlägt  um  desswillen  die  obersten  Ge- 
richte vor,  weil  diese  in  zweifelhaften  Fällen  am  geeignetsten  zu 
beurtheilen  wissen  werden ,  welchem  der  einzelnen  Landesgerichte 
•Hese  Streitaclen  zukommen. " 
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Besch  Iii  ss  der  Bundes-Vcrsammlung  vom  5.  Oc- 

tober  1837. 

Sieben  und  zwanzigste  Sitzung  am  5.  Octobcr  1837. 

In  Gemässheit  des  Antrages  der  Bundestags  -Comroission 
wurde 

beschlossen: 

1)  Die  Königlich  Preussische  Regierung  durch  ihre  Bundes- 
tags-Gesandschaft  zu  ersuchen,  dem  Königlichen  Civilgerichte  zu 
Wetzlar  au fautragen,  alle  diejenigen ,  welche  an  die  im  Proto- 
kolle der  7.  ßundestagssitzuug  vom  16.  Marz  L  J.  unter  den 
Nummern  5 ,  6 ,  7  und  10  verzeichneten  (auch  in  dem  heutigen 
Commissionsvorlragc  aufgeführten;  Depositen  einigen  Anspruch 
aus  irgend  einem  Grunde  zu  haben  vermeinen  möchten ,  wofern 
sich  nicht  durch  Communication  mit  der  Wetzlarer  Archiv-Com- 
mission  die  muthmasslichen  Interessenten  annoch  sollten  ermit- 
teln lassen,  und  alsdann  durch  Subsidialien,  ansonst  aber  mittelst 
öffentlicher  Ladung  aufzufordern,  sich  binnen  einer  anzuberau- 
menden Frist  bei  gedachtem  Gerichte  desfalls  anzumelden,  unter 
demRcchtsnachthcile,  dass  die  Ausbleibenden  auf  Jeden  Anspruch 
verzichtet  zu  haben  geachtet  und  nicht  weiter  damit  gehört  wer- 
den sollten ,  vielmehr  die  erwähnten  Depositen  von  der  Bundes- 
versammlung zu  anderen  Zwecken  würden  verwendet  werden, 
dieselben  auch  hiernachst  mit  dem  angedrohelen  Rechtsnachtheüe 
durch  richterlichen  Spruch  zu  belegen,  sodann  aber  die  von  dem 
Gerichte  hierüber  verhandelten  Acten  anher  milzutheilen ,  damit 
von  der  Bundes- Versammlung  das  Weitere  verfügt  werden  könne  \ 

2)  die  unter  Nr.  9  und  11  namhaft  gemachten  geringfügigen 
Deposlta  bei  den  dazu  gehörigen  Acten  in  Verwahrung  zu  be- 
halten. 
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Beschluss  der  Bund  es- Versamml un  g  vom  2.  Au- 
gust 1838. 

Achtzehnte  Sitzung  am  2.  August  1838. 

Unter  allseitiger  Zustimmung  zu  dem  Commissionsantrage 
wurde 

beschlossen: 

1;  Der  Bericht  der  Archiv  -  Commission  vom  14.  Juni  1.  J. 
dient  einstweilen  zur  Nachricht,  und  wird,  nebst  legalisirter  Ab- 
schrift der  erlassenen  Edictalien  und  des  darauf  ergangenen  Prä- 
clusivbescheides  des  Königlich  Preussischen  Stadtgerichts,  die 
Berechnung  der  aul*  dieses  Verfahren  verwendeten  Kosten  samrat 
Belegen  und  der  Ausschlag  derselben  auf  die  einzelnen  Deposita, 
somit  des  überbleibenden  reinen  Restes  der  einzuziehenden  Gel- 
der, gewärtigt; 

2)  der  gedachte  Rest  ist  hiernächst  an  die  Bundes-Matri- 
kular-Kasse  abzuliefern ,  und  hat  deren  Verwaltung  davon  vor- 
dersamst die  in  Folge  Beschlusses  vom  17.  Mai  d.  J.  (8.  Sitzung 
(§.llf>)  verauslagten  116  Gulden  47  Kreuzer  als  Rückvergütung 
abzuziehen,  den  weiteren  Uebcrrest  aber,  gleich  den  durch  Be- 
schluss der  6.  diesjährigen  Sitzung  vom  3.  Mai  (§.  90)  der  Ma- 
trikular- Kasse  zugewiesenen  Geldern,  der  vormals  bestandenen 
reichskammergerichtlichen  Sustenlations- Kasse  in  Einnahme  zu 
bringen. 


4. 

Beschluss  der  Bundes- Versammlung  vom  27.  Sep- 
tember 1838. 

Vlerund  zwanzigste  Sitzung  am 27.September  1838. 

Der  Herr  Gesandte  der  freien  Stadt  Frankfurt, 
Gerichtsschultheiss  und  Syndicus  von  Meyer,  erstattet  Namens 
der  belreltenden  Commission  nachstehenden  Vortrag : 
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Auf  den  in  der  18.  Sitzung  vom  2.  August  I.  J.  (§.  221)  ge- 
fassten  Beschluss  übergab  in  der  22.  Sitzung  vom  30.  desselben 
Monats  (§.  252)  der  Königlich  Preussische  Herr  Gesandte  eine 
amtliche  Ausfertigung  des  Präklusivbescheides  des  Königl.  Stadt- 
gerichtes zu  Wetzlar  vom  2.  Mai  d.  J.,  wodurch,  nach  öffentlicher 
Vorladung  der  Prätendenten  an  die  noch  vorhandenen  reichskam- 
mergerichtlichen  Deposita  in  drei  verschiedenen  Zeitungen ,  und 
da  sich  Niemand  hierauf  mit  Ansprüchen  gemeldet,  das  angedrohete 
Präjudiz  des  Ausschlusses  realisirt  und  dieses  in  denselben  öffent- 
lichen Blättern  verkündigt  worden.  Zuvor  schon  übersandle  die 
Wetzlarer  Archiv -Commission  die  Berechnungen  (Darlegung), 
wonach  Rest  verbleibt  689  Gulden  20  Kreuzer,  welche  Summe 
durch  die  Archiv-Commission ,  laut  Empfangs-Anzeige  und  Prä- 
sidialvcrfügung,  an  die  Matrikular-Kasse  abgegeben  wurde.  Es 
ergeht  nunmehr  der  Antrag  u.  s.  w. 

Unter  allseitiger  Zustimmung  zu  dem  Commissionsantrage 
wurde 

beschlossen: 

1)  Es  ist  die  Königlich  Preussische  Anzeige  vom  30.,  so  wie 
die  Berichte  der  Wctzlarer  Archiv-Commission  vom  7.  und  14.  Au- 
gust 1.  J.  desgleichen  die  Anzeige  derBundes-Kassen-Verwaltung 
und  das  Concept  der  Präsidial- Verfügung,  beides  vom  23.  dessel- 
ben Monats,  zu  den  betreffenden  Acten  zu  legen,  und  indem  es 

2)  bei  letztgedachter  Verfügung,  unter  Hinweisung  auf  den 
Beschluss  vom  2.  August  1.  J.  (Prot.  §.  221)  sein  Bewenden  be- 
hält, wovon  die  Kassen- Verwaltung  zu  benachrichtigen  ist,  so  ist 

3)  der  Wetzlarer  Archiv-Commission  zu  erkennen  zugeben, 
dass  durch  die  bisherigen  Verhandlungen ,  insonderheit  die  von 
ihr  erstatteten  Berichte,  auch  geschehene  Einsendung  des  baaren 
Depositenrestes  mit  689  Gulden  20  Kreuzern ,  dieser  Gegenstand 
sich  nunmehr  erledigt  finde. 
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XV. 

Beschlüsse  der  Bundes  -  Versammlung  in  Betreff 
<les  Reichs  •  Kammergerichts-  und  des  Archiv- 
Gebäudes  zu  Wetzlar. 

A. 

Beschlüs s  der  Bundes  •  Versammlung  vom  5.  Februar 

1818. 

Siebente  Sitzung  am  5.  Februar  1818.') 

Der  Königlich  Hannoverische  Herr  Gesandte, 
von  Martens,  trägt  Namens  der  in  der  47.  Sitzung  v.  J.  zur 
Begutachtung  der  noch  zu  erörternden  Punkte  des  vormaligen 
Kaiserlichen  und  Reichs-Kammcrgerichts  ernannten  Commission, 
aus  Veranlassung  einer  an  sie  gerichteten  Aufforderung  der  Koni- 
stich  Preußischen  Gesandschaft,  vor:  dass  die  Königlich  P  reu  s- 
slsche  Regierung  die  Rameralgebäude  zu  Wetzlar, 
neulich  das  Kammergerichtshaus  und  das  Archivgebäude ,  als 
gleich  anderen  öffentlichen  Gebäuden,  mit  der  Stadt  Wetzlar  aus 
dem  vormaligen  Staatseigenthumc  des  Grossherzogthums  Frank- 
furt in  das  Preussische  Staatseigentum  überge- 
wogen ansehe,  indem  sie  insonderheit  Uber  das  eigentliche 
Reidis-Kamraergerichtshaus ,  welches  von  dem  Archive  getrennt 
försich  bestehe  und  ganz  ungebraucht  sey,  baldigst  zu  disponiren 
Ansehe,  mit  der  Erklärung  jedoch,  dass  sie,  so  viel  die  definitive 
Disposition  über  das  Archivgebäude  betreffe,  dabei  alle  Rück- 
ten, welche  die  Actenverwahrung  erfordere,  nehmen  und 
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verfügen  werde,  indem  vorauszusehen  wäre,  dass  eine  allgemein 
anzuordnende  Actcnaushändigung  bedeutenden  Schwierigkeiten 
unterliege. 

Die  Commission  glaube  zwar,  dass  weder  sie,  noch  die 
Bundes -Versammlung  für  sich  und  ohne  Instruction  von  ihren 
Höfen,  die  definitive  Entscheidung  der  Frage  übernehmen  könne: 
ob  die,  aus  gemeinsamen  Mitteln  des  vormaligen  Reichs  erkauften 
oder  erbaueten  Kamerai-Gebäude,  nach  Auflösung  des  Deutschen 
Reiches  und  des  Kammergerichts ,  noch  das  gemeinsame  Eigen- 
thum der  Staaten  geblieben  sey,  welche  zu  diesen  Kosten  beige- 
tragen und  sich  nun  wieder  in  einen  Bund  vereinigt  hätten ,  oder 
ob  sie  dem  Staate,  welchem  Wetzlar  zu  Theil  geworden,  mithin 
zunächst  dem  Grossherzoge  von  Frankfürt  als  erledigtes  Eigen- 
thum zugefallen ,  also  auch  von  diesem  in  die  Hände  von  Preus- 
sen  als  Staatseigenthum  hätten  übergehen  können? 

Auf  jeden  Fall  dürfte  aber  doch  der  Bund ,  als  der  Inbegriff 
der  vormals  zu  dem  Reiche  gehörigen  Staaten ,  berechtigt  seyn, 
das  ihm  annoch  gemeinsame  wichtige  Archiv  so  lange  in  dem 
dazu  bestimmten ,  auf  Kosten  des  Reiches  erbaueten  Archivgebäude 
aufbewahrt  zu  sehen,  bis  entweder  eine  Trennung  des  Archives 
(die  nicht  wahrscheinlich  sey)  möglich  werde ,  oder  bis  wegen 
Aufbewahrung  dieses  Archivs  eine  gemeinsame  Vorkehrung  ge- 
troffen worden  sey. 

Das  Kammergerichtshaus,  über  dessen  Ankauf,  Unterhaltung 
aus  den  gemeinsamen  Mitteln  des  Reiches  und  über  den  dazu  ge- 
leisteten Vorschuss  von  Seiten  der  Stadt  Wetzlar  sich  der  vor- 
tragende Herr  Gesandte  näher  äusserte,  könne  dagegen  dem 
Bunde  von  keinem  Nutzen  seyn,  und  es  scheine  der  Commission, 
dass  die  Bundes- Versammlung  keine  Ursache  habe,  etwas  dawider 
zu  erinnern,  dass  Preussen  dieses  Gebäude  schon  jetzt  baldigst 
zu  verwenden  einen  Werth  darauf  lege ,  wenn  nur  ihre  Aeusse- 
rung  darüber  nicht  als  ein  Vorgreifen  in  die  Instructionen  ange- 
sehen werde,  welche  die  Gesandten  über  die  Ansicht  ihrer  Com- 
miltenten  in  BetrefT  der  Rechtsfrage  selbst  erhalten  könnten; 
denn ,  wie  auch  diese  Ansicht  ausfallen  und  wie  man  sich  mit 
Preussen  darüber  vereinigen  dürfte,  so  würde  doch  der  Bund  wohl 
nie  darauf  Anspruch  machen,  es  fernerhin  gemeinsam  zu  besitzen, 
Jedes  andere  Abkommen  mit  Preussen  aber,  würde  von  dem  Ge- 
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brauche  unabhängig  seyn,  welchen  Preussen  Jetzt  davon  zu  machen 
IQr  gut  finde. 

Sämmtliche  Gesandschaften  vereinigten  sich  hierauf  zu  dem 

Beschlüsse : 

Dass,  unbeschadet  der  einzuholenden  Instructionen,  auf  keinen 
Fall  ein  Anstand  obzuwalten  scheine,  dass  die  Königlich  Preussi- 
scbe  Regierung  das  eigentliche  Kammergerichtshaus  zu  Jedem 
selbstbeliebigen  Gebrauche  verwenden  möge. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  IV,  S.  241  u.  f. 


B. 

Bfschluss  der  Bundes  versammlung  vom 6.  August  1818. 

Ein  und  vierzigste  Sitzung  am  6.  August  1818.') 

Der  Königlich  Hannöverische  Herr  Gesandte, 
von  Martens:  verliest  einen  Vortrag  der  in  der  17.  vorigjäh- 
rigen Siizung  (§.  380)  gewählten  Commission  über  die  Verwah- 
rung der  Taxgelder ,  auch  Reparatur  der  Kammergerichts-  und 
Archiv-Gebäude  zu  Wetzlar  u.  s.  w.  u.  s.  vv. 

Es  sey  aus  früheren  Vorträgen  bekannt,  dass  der  Köni- 
glich Preussische  Hof  das  Eigenthum,  sowohl  desKam- 
mergcrichtshauses  als  des  Archivgebäudes,  als  auf 
denselben  übergegangen  ansehe,  und  sonach  würden  auch 
die  Reparaturen  derselben  ihm  zur  Last  fallen  müssen.  Es  habe 
auch  die  Bundes-Versammlung  in  Ansehung  des  nicht  gebrauchten 
Kammergerichtshauses  kein  Bedenken  gefunden ,  dass  der  Köni- 
glich Preussische  Hof  über  dasselbe  disponire,  welches  auch  ge- 
schehen sey ,  und  davon  wäre  in  dem  gegenwärtigen  Falle  nicht 
weiter  die  Frage. 

Das  Kammergerichts-Archiv-Gebäude  betreffend, 
in  welchem  die  sämmtiiehen  Kammergerichts -Acten  verwahrt 

in.  17 
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würden ,  zu  deren  Obsorge  Preussen  sich  selbst  anheischig  ge- 
macht habe,  so  hatten  zwar  einzelne  Gesandscha den  sich  vertrau- 
lich schon  darüber  erklärt,  wie  sie  das  Eigentumsrecht  Preus- 
sens  an  diesen  Gebäuden  nicht  in  Zweifel  zögen ;  wie  indessen 
dieser  Gegenstand  auf  Bericht  und  Instruction  verstellet  worden, 
bis  Jetzt  aber  keine  Abstimmungen  zu  Protokoll  erfolgt  seyen, 
so  lasse  sich  der  Punkt  des  Eigenthums  noch  zur  Zeit  nicht  als 
definitiv  entschieden  ansehen. 

ßis  dahin  dürften  allerdings  die  Kosten  der  Erhaltung  des 
Gebäudes  demjenigen  zur  Last  fallen,  zu  dessen  Nutzen  sie 
dienten,  oder  doch  von  demselben  so  lange  herbeigeschafft  werden 
müssen ,  bis  über  diesen  Gegenstand  ein  festes  Abkommen  ge- 
troffen worden. 

Es  wäre  allerdings  wünschenswert^  wenn  es  dem  Königlich 
Preussischen  Hofe  gefiele,  diese  Reparaturen  einstweilen  bis  dahin 
allein  selbst  vorzuschiessen  u.  s.  w.  u.  s.  w. 

Oesterreich:  finde  keinen  Anstand  dahin  abzustimmen, 

1)  

2)  dass  das  Eigenthumsrecht  der  Krone  Preussen  auf  das 
kammergerichtliche  Archivgebäude  anzuerkennen  und  daher  von 
keinem  Vorschusse  oder  weiterer  Reparatur  desselben  von  Seite 
des  Deutschen  Bundes  die  Rede,  Jedoch 

3)  die  Königlich  Preussische  Regierung  zu  ersuchen  sey, 
die  Verpflichtung  dagegen  zu  übernehmen,  das  ehemalige  reicns- 
kammergerichtliche  Archiv ,  bis  auf  weitere  endliche  Beschluss- 
nahme  der  Bundes- Versammlung,  aufzubewahren  und  für  dessen 
Erhaltung  Sorge  zu  tragen. 

Baiern:  trage,  in  Gemässheit  ausdrücklicher  Instruction, 
auf  die  Anerkennung  des  Eigenthums  der  Krone  Preussen  auf 
das  Archivgebäude ,  unter  der  Verpflichtung  der  ferneren  einst- 
weiligen Aufbewahrung  des  Archivs,  an,  wogegen  Jeder  weitere 
Vorschuss  für  den  Unterhalt  des  Gebäudes  wegfalle. 

Königreich  Sachsen:  sey  zwar  hierüber  nicht  instruirt, 
wolle  sich  Jedoch  der  Mehrheit  hierin  anschllessen. 
u.  s.  w.  u.  s.  w. b) 

Beschluss: 

1 )  dass   
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2)  das  Eigenthumsrecht  der  Krone  Preussen  über 
das  Kammergerichts  -  Archiv  -  Gebäude  anzuerken- 
nen, daher  auch  kein  weiterer  Vorschuss  zu  dessen  Unterhalt 
zu  leisten  sey,  wogegen  die  Königlich  Preussische  Re- 
gierung 

3)  die  Verpflichtung  übernehmen  werde,  das  reich  s- 
kammergeri  entliehe  Archiv,  bis  auf  weitere  endliche  Be- 
schlussnahme  hierüber,  aufzubewahren  und  flir  dessen  Er- 
haltung Sorge  zu  tragen. 

«)  Vergi:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
simmlung,  Bd.  VI,  S.  112  u.  f. 

b)  Auch  die  übrigen  Gesandschaften  stimmten  für  die 
Anerkennung  des  Eigenthumsrechts  der  Krone  Preus- 
$fo  auf  das  kammergerichtliche  Archiv -Gebäude,  mit  der  Verpflich- 
tung, das  ehemalige  reichskammergerichtliche  Archiv,  bis  auf  weitere 
endliche  Besch! ussnahme  darüber,  aufzubewahren  und  für  dessen  Er- 
lultUDg  Sorge  zu  tragen. 


17 
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XVI. 

Bejschlttsse  derBnndes  ■  Vers  am  m  Inn  g,  das  Archiv 
des  ehemaligen  Reichskammergerichts  betreffend. 

A. 

Beschlnss  der  Bunde s  Versammlung  vom  25.  Januar 

1821. 

Dritte  Sitzung  am  25.  Januar  1821.*) 
Praesidium  trägt  vor:  es  habe  sich  in  den  Abstimmun- 
gen ;in  Betreff  des  ehemaligen  Kaiserlichen  und  Reicbs- 
kammergerichts  und  der  Ausscheidung  desselben  er- 
sehen, und  schlage  vor,  den  diesen  Abstimmungen  vollkommen 
entsprechenden  Commissionsantraginder  ersten  diesjähri- 
gen Sitzung b;  (§.  7)  zum  Beschluss  zu  erheben. 

Sämmtliche  Stimmen  waren  damit  einverstanden ;  daher 

Beschluss: 

1)  Das  Archiv  des  ehemaligen  Kaiserlichen  und  Reichs- 
kammergerichts verbleibt  eine  Reihe  von  wenigstens  zwanzig 
Jahren  unter  derDirection  der  Bundes- Versammlung, 
in  der  von  dieser  angeordneten  Verwahrung;  während  dieses 
Zeitraumes  werden  aus  demselben  einzelne  Acten,  Jedoch  nur 
auf  besonderesVerlangen,  nach  restgesetzten  Bestimmun- 
gen ausgeliefert;  zugleich  soll  die  gänzliche  Auseinandersetzung 
vorbereitet  werden. 

2)  Zur  Aufbewahrung  des  Archivs  werden  die,  dem  Königlich 
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Prcussfscheu  Hofe  eigentümlich  zustehenden,  ehemaligen  Ca- 
nieralgebäude ,  dessen  Anerbieten  gemäss ,  ferner  benutzt ,  und 
derselbe  wird  auch  das  erforderliche  Local  zu  der  Actenaus- 
tfheidung  und  Auslieferung  neben  dem  Archivgebäude  anweisen 
lassen. 

3)  Zur  Verwahrung  des  Archivs ,  Auslieferung  der  Acten, 
und  zur  Vorbereitung  der  Auseinandersetzung,  ist  eine  eigene 
Commission  angeordnet ,  welche  aus  zwei  sachkundigen ,  zu 
Wetzlar  wohnenden  Männern  besteht.  Das  eine  Mitglied  der 
Commission  wird  von  Seiten  der  Bundes- Versammlung  ernannt, 
die  Ernennung  des  andern  Mitgliedes  wird  der  Königlich  Preus- 
jlschen  Regierung  überlassen.  Die  ernannten  Commissarien  stel- 
len der  Bundes- Versammlung  eidliche  Reverse  wegen  treuer  und 
gewissenhafter  Besorgung  dieses  ihnen  aurgetragenen  Geschältes 
aus,  und  wählen  sich  zur  Hülfleistung  pensionirte  ehemalige 
Kammergerichts-Kanzlei-Personen ,  welche ,  nach  erfolgter  Ge- 
nehmigung der  Bundes- Versammlung,  auf  den  hierüber  zu  er- 
stattenden Bericht ,  von  ihnen  selbst  mittelst  Handgelübde  ver- 
pflichtet werden. c) 

Die  Commission  führt  die  Benennung: 
Zudem  reichskammergerichtlichen  Archive 
von  der  Deutschen  Bu nd es- Ver sa mmlung  ver- 
ordnete Commission  — 
und  bedient  sich  eines  mit  gleicher  Inschrift  versehenen  Siegels. 

4)  Diejenigen  Acten,  welche  nach  dem  kammergerichtlichen 
Verfahren  zu  Extrajudicial-Sachen  gehören,  mithin  durch 
die  Reproductton  noch  nicht  gemeinschaftlich  geworden,  viel- 
mehr alleiniges  Eigenthum  des  exhibirenden  Theils  verblieben 
sind,  können  dem  letzteren,  oder  dessen  Nachfolger  selbst, 
verabfolgt  werden. 

5)  Acten  in  noch  nicht  entschiedenen  Judicial-Sachen 
zwischen  Privaten,  mithin  solche,  welche  durch  die  Reproductton 
gemeinschaftliches  Efgenthum  der  Partelen  geworden  sind ,  kön- 
nen weder  an  den  einen ,  noch  an  den  anderen  Thell ,  noch  an 
Wde  zugleich,  auf  deren  alleiniges  Anmelden  abgeliefert 
werden,  sondern  es  ist  hierzu  ein  Ersuchen  desjenigen  Gerichts, 
weiches  J  et  zo  in  der  Sache  zuerkennen  haben  würde,  erfor- 
sch. Die  Interessenten  haben  sich  also  zunächst  an  dieses 
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Gericht  zu  wenden ,  von  welchem  dann  die  Beurteilung  und  er- 
forderliche Berichtigung  der  Legitimation,  so  wie  die  nötbige 
Benachrichtigung  aller  Theiihaher,  gewärtigt  wird. 

6)  Werden  Acten  in  bereits  abgeurtheilten  Sachen  ver- 
langt ,  so  ist  eben  das  zu  beobachten ,  was  in  dem  nächstvorber- 
gehenden  Paragraphen  festgesetzt  ist. 

7)  Ist  dieCompetenz  eines  Gerichts  zweifelhaft  oder  streitig, 
oder  concurriren  mehrere  Gerichte,  so  hat  die  Commission  an  die 
Bundes- Versammlung  gutachtlichen  Bericht  zu  erstatten,  und 
Entschliessung  zu  gewärtigen. 

8)  Wenn  ehemalige  Reichslande ,  welche  bei  dem  Kammer- 
gerichte mit  einander  in  Streitigkeiten  verwickelt  waren ,  Jetzo 
unter  einem  und  dem  nämlichen  Souverän  vereinigt  sind,  so  kön- 
nen die  desfallsigen  Acten  an  das  oberste  Gericht  des  letzteren, 
auf  dessen  Verlangen ,  sofort  ausgeantwortet  werden. 

9)  Acten,  welche  Streitsachen  von  Privaten  gegen  Sou- 
veräne betreffen,  können  an  die  Gerichte  dieser,  vor  welchen 
Jetzo  Hecht  genommen  werden  muss,  nur  mit  Vorwissen 
Jener  oder  ihrer  Nach rolger,  ausgeliefert  werden ,  welchen  da- 
her das  Ansuchen  um  Auslieferung ,  bevor  diese  geschieht,  von 
der  Commission  kund  gemacht,  oder  dass  solches  in  anderer 
Weise  geschehen,  nachgewiesen  werden  muss. 

10)  In  Streitsachen  unter  den  Souveränen  selbst,  ist  die 
Auslieferung  der  Acten  von  einem  Uebereinkommen  der  in 
Streit  befangen  gewesenen  oder  noch  befangenen  Regierungen 
abhängig. 

11)  Werden  Acten,  zu  welchen  Depositen  gehören,  ausge- 
liefert ,  so  sind  diese  zugleich  mit  auszuantworten. 

12)  Testamente,  wenn  der  Testator  noch  am  Leben  ist, 
werden  an  diesen ,  wenn  derselbe  aber  mit  Tode  allgegangen  ist, 
an  das  oberste  Gericht  des  Landes ,  wo  derselbe  gewohnt  oder 
die  Erbschaft  gelegen ,  —  Verträge  und  Schuldverschreibungen 
werden  an  die  contrahirendenTheileoder  deren  Nachfolger,  unter 
wechselseitiger  Einwilligung,  —  übergebene  Privile- 
gien und  Statuten ,  an  die  Exhibenten  oder  deren  Nachfolger, 
ausgehändigt. 

13)  Sind  die  beiden  Gommissarien  in  einem  einzelnen  Falle 
verschiedener  Meinung,  oder  scheint  ihnen  die  Sache  sonst  zwei- 
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fcllwn ,  so  haben  dieselben  an  die  Bundes-Versammlung  Bericht 
u  erstatten  und  Entsehliessung  abzuwarten.  Gegen  Verfügun- 
gen der  Commission  kann  der  Recurs  an  die  Bundes- Versamm- 
ln? Bit  suspensiver  Wirkung  ergriffen  werden. 

14)  Die  Judicial- Acten,  welche  ausgeliefert  werden 
sollen,  werden  vorher  gehörig  inrotulirt;  derlnrotulation  können 
die  Interessenten ,  welchen  überlassen  bleibt ,  wegen  der  Zeit 
Erkundigung  einzuziehen  und  dessfells  keine  besondere  Vorla- 
dung zu  erwarten  haben ,  selbst  durch  legitimirte  Stellvertreter 
beiwohnen,  auch  Abschrift  des  Actenrotuls  verlangen. 

Die  Gerichte  werden  bei  ihrem  Ersuchen  zugleich  die  Art 
der  Empfangnahme  bemerktich  macheu :  in  andern  Fällen  kann 
«ne  Ausantwortung  nur  an  die  Interessenten  selbst,  oder  an 
ton  mit  Specialgewalt  zu  versehende  Bevollmächtigte  ge- 
geben, lieber  eine  Jede  Auslieferung  rouss  Empfangsbe- 
scheinigung ertheilt  werden. 

15;  Während  dieses  AuslieferungsgeschäOes  hat  die  Com- 
mi&sion  alle  diejenigen,  ihr  zur  Hand  kommenden  Acten,  deren 
Aufbewahrung  im  G a nz e  n  oder  zum  T h  e  1 1  nach  ihrem  Dafür- 
halten ohne  allen  Nutzen  seyn  würde,  besonders  zu  reponlren, 
und  solche,  mit  dienlicher  Erläuterung,  in  ein ,  voo  Zeit  zu  Zeit 
au  die  Bundes-Versammlung  einzuschickendes,  Verzelchniss 
zu  bringen. 

16)  Die  Commission  Itihrt  über  ihre  Verrichtungen  ein  ei- 
gnes Protokoll,  zu  welchem  auch  dieBescheinigungen 
über  geschehene  Auslieferungen  registrirt  werden,  und  erstattet 
too sechs  zu  sechs  Monaten  Bericht  über  den  Fortgang  de» 
Geschäft*  an  die  Bundes-Versammlung. 

17)  Inspection  der  Acten  ist  nur  den  bei  einer  Sache  Inter- 
«sirten ,  die  sich  ais  solche  gehörig  legitimirt  haben ,  oder  deren 
m  Specialgewalt  versehenen  Bevollmächtigten,  in  Gegenwart 
eines  Mitgliedes  der  Commission,  oder  eines  Gehülfen  derselben, 
verstattet.  Für  die  Inspection  der  Acten  sind  die  rückständigen 
Protokollar-Gebühren  so  wenig,  als  die  sonst  von  den  Archiva- 
nen privativ  bezogenen  Aufsuchungs-Gebühren  zu  bezahlen,  da- 
?e?en ,  und  Statt  aller  Gebühr ,  sind  für  eine  Jede  Sitzung,  inso- 
fern solche  nicht  iänger  als  drei  Stunden  dauert ,  1  Gulden  und 
»  Kreuzer  im  U  Fl.  Fusse  zu  entrichten. 
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18)  Bis  zur  endlichen  Auseinandersetzung  des  Archivs  sind 
ais  Aushändigungs-Gebühr  für  die  in  einer  einzelnen  Sache  ver- 
handelten Acten  überhaupt,  und  ohne  Berücksichtigung  deren 
Grösse,  5  Gulden  im  24  Fi.  MUnzftisse;  für  einzelne  Stücke, 
als  Testamente,  Verträge  u.  s.  w.,  welche  nicht  einen  Theil  von 
Acten  —  als  von  welchen  solche  n  i  e  getrennt  werden  dürfen  — 
ausmachen,  1  Fl.  30  Kr.  zu  entrichten.  Die  Ausantwortung 
übergebener  Privilegien,  Landesprocess-,  Polizei-Ordnungen  und 
Statuten  ist  von  jeder  Gebühr  befreiet. 

Rückständige  Protokollar-,  Urtheils-  und  Fo- 
lürungs-Gebühren  können  nicht  gefordert  werden. 

19)  Ueber  die  also  bestimmten  Aushändigungs-Gebühren  ist 
von  der  Commission  besondere  Rechnung  zu  führen ,  und  diese 
von  sechs  Monaten  zu  sechs  Monaten ,  neben  dem  §.  16  gedach- 
ten Berichte,  an  die  Bundes-Versammlung  einzuschicken.  Die 
bereits  vorhandenen  Kanzlei-Taxgelder  hat  die  Commission  eben- 
mässig  in  Verwahrung  zu  nehmen,  und  eine  abgesonderte 
Berechnung  derselben  der  ersten  Rechnung  über  die  neue  Ein- 
nahme beizulegen. 

20)  Aus  dem  Ertrage  dieser  Einnahme  wird  die  Remune- 
ration der  Commissarien  und  derjenigen,  welche  Hülfe  leisten, 
sammt  den  Kosten  für  Feuerung,  Schreib  -  Materialien  u.  dergl. 
bestritten;  die  Bestimmung  der  Art  derVertheilung,  nach  Abzug 
der  genannten  Kosten ,  bleibt  vorbehalten. 

21)  Wegen  der  kammergerichtlichen  Bibliothek*)  wird 
die  Bundes-Versammlung  dereinst  besondere  EntSchliessung 
fassen. 

Hlernächst  machte  Praesidiumden  weiteren  Antrag,  die 
zur  Erstattung  des  Vortrages  über  das  Reichskammergericbts- 
Archiv  ernannte  Commission,  welche  aus  den  Herren  Bundes- 
tags-Gesandten von  Martens,  von  Berg  und  Syndicus  Danz 
besteht,  zu  ersuchen,  ihre  Verrichtungen  in  der  Art  fortzusetzen, 
dass  sie  mit  der  in  Wetzlar  niederzusetzenden  Commission  der 
hohen  Bundes-Versammlung  die  (Korrespondenz  übernehme ,  die- 
selbe instruire  und  die  erforderlichen  Vorträge  an  die  Versamm- 
lung erstatte,  —  zu  diesem  Ende  schlage  Praesidium  vor,  die 
erwähnte  Commission  mit  noch  zwei  Mitgliedern  zu  vermehren. 

Sämmtliche  Gesandschaften  stimmten  diesem  Antrage  bei, 
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'iod  in  der  hierauf  angestellten  Wahl  wurden  der  Kaiserlich 
Österreichische  präsidirende  Herr  Gesandte 

Graf  von  Buol- Schau  enstein, 
und  der  Königlich  Preussische  Herr  Gesandte, 

Graf  von  der  Goltz, 
zu  Mitgliedern  ausersehen. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
stmmluDg,  Bd.  XI,  S.  31  n.  f. 

»)  Vergl:  Protokolle  der  Dentschen  Bundes-Ver- 
'ammlung,  Bd.  XI,  S.  16. 

c)Vergi:  Beschluss  <lrr  Bundes- Versammlung  vom 
7.  Februar  1822. 

Prolokolle   der  Deutschen  Bundes  -  Versammlung, 

Bd.  XIII ,  S.  122. 
Beschluss  der  Bundes- Versammlung  vom  7. März  1822. 
Protokolle  der  Deutschen    Bundes  -  Versammlung, 

Bd.  XIH ,  S.  202. 
S.  ferner  hinsichtlich  der  Bestellung  der  erwähnten  Commission 
und  der  einzelnen  Abstimmungen:] 

Protokolle  der  Deutschen  Bundes  - Versamm- 
lung, Bd.  IV,  S.  23,-  B.  VIII,  S.  294,-  Bd.  IX,  S. 
70,  142,268. 

<f)  Vergl:  diefolgendenBeschlüsse  der  Bun des- Versamm- 
ln g  vom  19.  Juni  1823  und  29.  Januar  1824. 
J.  L,  Kitiber,  öffentliches  Recht  des  Teutschen  Bundes  u.  s.  w. 

(4.  Aufl.  1840)  S.  58. 
J.L.  Kluber,  Quellen-Sammlung  u.  s.  w. ,  S.  332  u.  f. 


Vergl.  auch:  J.  L.  Klüber,  öffentliches  Recht  des  Teutschen  Bun- 
des  u.  s.  w.  (4-  Aufl.  1840)  S.  45  ,  46  ,  923. 

Fr.Traug.  Friedemann,  Zeitschrift  für  die  Archive  Deutsch- 
lands (Heft  I-ill,  Gotha  1847  ,  8),  Heft  I,  S.  55-60,  Heft  II, 
S.  97—107. 
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Beschluss  der  Bundes- Versammlung  vom  19.  Juni  1823. 

Siebenzehnte  Sitzung  am  19.  Juni  1823.') 

Der  Gesandte  der  freien  Stadt  Frankfurt,  Herr 
Oanz,  erstattet  einen  Com  missions- Vortrag,  das  Ar- 
chiv des  ehemaligen  Kaiserlichen  und  Reichs-Kammer- 
gerichts  und  die  Auseinandersetzung  desselben,  insbe- 
sondere aber  die  unterm  17.  März  und  2.  Mai  d.  J.  (Protok.§.61 
und  80)  eingelangten  Schreiben  der  Archi  v-Commission 
zu  W  e  t  z  1  a  r  betreffend . 

Sämmt  liebe  Gesandschaften  erklärten  sich  mit  den 
Commissionsanträgen  vollkommen  einverstanden ;  es  wurde  da- 
her ganz  in  dessen  Gemässheit 

beschlossen: 

dass 

1)  der  Archiv-Commission  die  Zufriedenheit  der  hohen  Bun- 
des-Versammlung  über  ihre  bisherige  Geschäftsführung  bezeugt 
werde,  und  derselben  das  Commissions-Protokoll  nebst  den  An- 
lagen und  dem  Register,  so  wie  die  Taxamtsrechnungen  zu  re- 
mittiren  seyen?  dass  jedoch  nicht  allein 

2)  die  Archiv-Commission  anzuweisen  sey,  sich  künftig  über 
jede  Actenauslieferung  auch  von  den  Gerichten  besondere  Em- 
pfangsbescheinigung, allenfalls  nach  einem  gedruckten ,  nur  zu 
unterfertigenden ,  den  Acten  oder  dem  Antwortschreiben  beizu- 
legenden Formular,  zu  erbitten,  sondern  dass  auch  die  Herren 
Bundestags-Gesandten  zu  ersuchen  seyen,  bei  ihren  Regierungen 
zu  veranlassen,  dass  die  respectiven  Gerichte,  welche  Acten  in 
Empfang  genommen  haben ,  die  abgehenden  Bescheinigungen  der 
Archiv-Commission  annoch  zu  schicken  |  dass 

3)  der  nach  der  Jüngsten  Taxamtsrechnung  vorhandene  Kas- 
senvorrath  dergestalt  zu  vertheilen  sey,  dass  die  beiden  Commis- 
sarien  davon  zwei  Drittheile  und  die  Gehülfen  ein  Drittheil,  Jene 
wie  diese  zu  gleichen  Theilen  beziehen ; 

4)  woneben  die  in  dem  Bundestags-Beschlusse  vom  25.  Ja- 
nuar 1821,  §.  19,  gedachte  abgesonderte  Berechnung  dervor- 
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MUVIJVII   WlrVI  VII    ItUllfilVIliU.^VlUVI        '  VII      LJV  IlLII  *       *  »  *  lv  II  l  T  ViVUI 

fiiiüion  zu  gewärtigen  wäre; 

5)  dass  der  Antrag  der  Archiv-Commission ,  die  Ausbändi- 
jrun^sgebühr  für  die  im  §.  8  dieses  Bundestags-Beschlusses  er- 
wähnten  Acten  auf  die  Hälfte  der  im  §.  18  festgesetzten  Taxe 
herabzusetzen ,  sammt  dem  Ansatz  für  Siegelgebühr  zu  45  Kr. 
zu  genehmigen,  auch  dass  es  bei  der  bisher  in  l'ebung  gewesenen 
Belohnung  der  Archivpedelle  mit  12  Kr.  für  Aufwartung  bei  Ses- 
sionen ,  flir  Arbelt  bei  dem  Packen  der  Acten  und  bei  Siegelung 
zu  belassen  sey. 

6)  Von  Zernichtung  der  nach  dem  Bundestags-Beschlusse 
vom  25.  Januar  1821 ,  §.15,  bis  hierhin  von  der  Archiv-Com- 
mission reponirten  Acten,  dürfte  noch  zur  Zeit  zu  abstrabiren 
seyn,  mit  dem  Auftrage  jedoch  an  die  Commission,  das  Ver- 
zekhniss  mit  gleichem  Fleisse  fortzusetzen ;  woneben  den  Herren 
Bundestags- Gesandten  überlassen  bleiben  könnte,  von  dem  be- 
reits gefertigten  Verzeichnisse  Einsicht  zu  nehmen ,  um  allen- 
falls ihre  Regierungen  auf  diese  oder  Jene  der  verzeichneten  Acten 
aufmerksam  zu  machen.  Endlich 

7)  werde  der  Archiv -Commission  aufgetragen,  an  die  hohe 
Bundes- Versammlung  darüber  Bericht  zu  erstatten  ,  was  es  mit 
herkam  mergerichtllc  he  n  Bibliothek,  in  Rücksicht  deren 
vormaliger  Einrichtung  und  Beschaffenheit,  und  der  durch  die 
Auflösung  des  Kammergerichts  mit  derselben  eingetretenen  Ver- 
änderung für  eine  Bewandniss  habe. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
iammlung,  Bd.  XV,  S.  304,305. 


C. 

BeschUss  der  Bundes  versammlung  vom  29.  Januar 

1824. 

Dritte  Sitzung  am  29.  Januar  1824.') 
Die  Bundestags-Commission  wegen  desreichs- 
kaamergerich  Wichen  Archiv  es  zu  Wetzlar,  und  in 
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deren  Namen  der  Gesandte  der  freien  Stadt  Frankfürt,  Hen 
Danz,  erstattet  Vortrag  auf  den  Bericht  der  Archiv-Coramfssion 
vom  24.  November  vorigen  Jahres  (Protokoll  der  23.  Sitzung 
§.  161),  und  In  Gemässbeit  ihrer  Anträge  wurde 

beschlossen: 

1)  dass  es,  nach  den  vorgelegten  früheren  Taxamts-Rech- 
nungen,  einer  besonderen  Berechnung  der  älteren  Kanzlei- 
gelder weiter  nicht  bedürfe,  und  dass  die  sä  mint  Ii  eben  Tax- 
amts-Rechnungen  an  die  Archiv-Commission  zuremittirenseyen; 

2)  dass  es  noch  zur  Zeit  bei  dem  3.  und  5.  Absätze  des  Be- 
schlusses dieser  hohen  Versammlung  vom  19.  Juni  vorigen  Jah- 
res sein  Bewenden  behalte  ? 

3)  dass  von  dem  Verkaufe  oder  der  Zernichtung  der  soge- 
nannten Miscellaneen ,  so  wie  aller  anderen  in  dem  Archive  be- 
findlichen Acten,  noch  zur  Zeit  zu  abslrahiren,  den  Herren Bun- 
destag^Gesandten  aber  zu  überlassen  sey,  auch  von  dem  gefer- 
tigten zweiten  Verzeichnisse  der  reponirten  Acten  Einsicht  zu 
nehmen,  um  allenfalls  ihre  Regierungen  auf  diese  oder  Jene  der 
verzeichneten  Acten  auflmerksam  zu  machen  5  endlich 

4)  dass  wegen  der  kammergerichtlichen  Bibliothek  keine 
weitere  Anregung  zu  machen  sey ,  sondern  dieser  Gegenstand 
auf  sich  zu  beruhen  habe. 

ff)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  XVI,  S.  71,  72. 


D. 

Beschlüsse  der  Bundes- Vers ammlung  vom  5.  Hai  1829. 

EilfteSitzungamö.  Mai  1825.*) 

Der  Gesandte  der  freien  Städte,  Herr  Danz:  er- 
stattet Vortrag  der  Bundestags-Commission  über  den  ihr  unterm 
10.  Mörz  d.  J.  (Prot.  §.  20)  mitgetheUten  Bericht  der  Wetzlarer 
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Archiv-Commission  vom  19.  Februar  e.  a. ,  und  unter  allgemei- 
ner Zustimmung  zu  den  Anträgen  Ersterer ,  wurde 

beschlossen: 

1)  wegen  des  Verkaufs  oder  der  Zernichtung  der  sogenann- 
ten Miscellaneen ,  so  wie  aller  anderen  in  dem  Archive  befind- 
lichen Acten ,  sey  es  noch  zur  Zeit  bei  dem  Beschlüsse  dieser 
hohen  Versammlung  vom  29.  Januar  1824  zu  belassen  5 

2)  auch  wegen  Remuneration  des  Personals  der  Archiv-Com- 
mission  die  Entschliessung  vorzubehalten ,  übrigens 

3)  das  Commissions-Protokoll,  nebst  Anlagen  und  Register, 
so  wie  die  Taxamtsrechnung,  an  die  Archiv-Commission  zurück- 
zusenden. 


Dessgleichen  wurde  der  Commissions-Vortrag  auf  die 
Anfrage  der  Wetzlarer  Archiv-Commission  (7.  Sitzung  §.  28) 
vom  7.  März  dieses  Jahres  verlesen ,  und  nachdem  sämmtliche 
Gesandschaften  dem  Antrage  beigestimmt  hatten ,  dem  zufolge 

beschlossen: 

dass  Acten  über  Bestellung  von  Vormundschaften 
und  Curatelen  an  diejenigen  obersten  Justizbehörden  auszu- 
antworten  seyen,  denen  diese  Anordnung  zugestanden  haben 
würde,  wenn  der  Fall  unter  den  dermaligen  Verhältnissen  ein- 
getreten wäre. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  XVII,  S.  50. 
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F. 

Beschlüsse  der  Bunde  s  -  Versammlung  wegen  gänz- 
licher Auseinandersetzung  des  Reichskammer- 
gerichts-Archivs. 

*  * 

Beschluss  der  B  u  n  d  e  s-  Ve  rsa  w  m  lu  ri  g  vom 

17.  Mai  1838. 

Achte  Sitzungam  17.  Mai  1838. 

Sammtliche  Gesandschaften  waren  mit  den  Commissions- 
An trägen  einverstanden ,  und  es  wurde  sonach 

beschlossen: 

Es  hat 

1 )  was  die  Absonderung  und  Vernichtung  der  vermeintlich 
werthlosen  Acten  betrifft,  bei  der  früheren  Ablehnung  noch  zur 
Zeit  um  so  mehr  sein  Verbleiben,  als  deren  Sichtung  und  Ausschei- 
dung annoch  genauere  Einsicht  und  Berathung  erfordert  und  bis 
zu  der  im  Bundes-Beschlusse  vom  25.  Januar  1821  in  Aussicht 
genommenen  gänzlichen  Auseinandersetzung  des  Archivs  fligllch 
so  weit  ausgesetzt  bleiben  kann ,  als  nicht  das  dort  unter  Nr.  15 
verordnete  die  besondere  Reponirung  und  Verzeichnung  solcher 
Acten  den  Commissarien  ohnehin  zur  PHicht  macht. 

2)  Da  diese  schliesslicbe  Auseinandersetzung 
nach  dem  gedachten  Beschlüsse  während  der  provisorisch  be- 
stimmten zwanzig  Jahre  zugleich  vorbereitet  werden  sollte,  hin- 
gegen nicht  zu  befinden  ist ,  dass  bisher  zur  Erreichung  dieses 
Zweckes  wirkliche  Anstalt  getroffen  worden  sey$  so  hat  die 
Archiv  -  Commission  binnen  drei  Monaten  über  die  Art  und 
Weise,  wie  solche  am  Geeignetsten  zu  bewerkstel- 
ligen seyn  möge,  gutachtlich  anhero  zu  Süssem. 

3)  Nachdem  der  Vorbehalt  in  mehrgedachtem  Beschlüsse 
unter  Nr.  20  wegen  der  Remuneration  der  Commissarien  und 
ihrer  Gehüifen  durch  die  Vertheilung  der  Einnahme  sich  in  spä- 
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irren  Bundes- Beschlüssen  bereits  erledigt  findet,  Jedoch  hohe 
Bundes- Versammlung  geneigt  Ist,  nach  der  wirkliehen  Ausein- 
andersetzung des  Archivs  eine,  dieser  ausserordentlichen  Arbeit 
angemessene  besondere  Belohnung  bei  den  höchsten  Regierungen 
in  Antrag  zu  bringen,  so  werden  die Cornmlssarien  hierauf  einst- 
wellen  mit  dem  Anfflgen  verwiesen,  dass,  wenn  bei  der  Vorbe- 
reitung hierzu  den  Pedellen  eine  ausserordentliche  Mühe  erwach- 
en sollte,  sie,  unter  deren  näheren  Angabe,  Jedesmal  mit  Ihrem 
Berichte  sachgemässe  Anträge  auf  gieichbaldige  Vergütung  zn 
stellen  haben,  ohne  diese  vorher  selber  zu  leisten,  —  das  Ver- 
langen aber ,  ihnen  selbst  ein  Jährliches  Fixum  und  zwar  von  so 
hohem  Belauf  zu  bewilligen,  nirgends  begründet  erscheine ,  und 
dessen  Gewährung  sich  durch  die  Absicht  ihrer  transjtorischen 
Verwendung  nicht  rechtfertigen  würde. 

4)  Hätten  zwar  die  Commissarien  wegen  der  Annahme  des 
Pedellgchülfen  R.  Hartwig  vordersamst  bei  hoher  Bundes- Vcr- 
Sammlung  anzufragen  ,  und  deren  Genehmigung  einzuholen  ge- 
tobt; inzwischen  wird  derselbe,  so  lange  er  sich  brauchbar  be- 
weisen und  seinen  Dienst  zur  Zufriedenheit  versehen  wird ,  fiir- 
M bei  demselben  zu  belassen ,  und  Ist,  wenn  sich  künftig  mit 
1en  Pedellen  eine  Veränderung  zutragen  wird ,  zuvörderst  dar- 
über zu  berichten  und  EntSchliessung  abzuwarten. 

Endlich 

8)  wird  zwar  das  Interesse  anerkannt ,  welches  die  alten 
reicbskammergerlchtlichen  Acten  einzeln  für  die  Geschichtsfor- 
schung und  Rechtsgelehrsamkeit  haben  können,  ohne  dass  Je- 
toh  darum  ein  längerer  Fortbestand  der  Commisslon,  als  im 
Ganzen  unpraktisch  und  mit  der  ursprünglichen  Verfügung  nicht 
äbereinstimmend ,  sich  zur  Genehmhaltung  empfehle. 


Beschluss  der  ß  u  n  des- Ver  sam  m  1  u  ng  vom 

25.  Juli  1839. 

Vierzehnte  Sitzung  am  25.  Juli  1839. 
h  Folge  der  nunmehr  abgegebenen  sämmtlichen  Ab- 
Kimmungen  wurde  nach  den  Commissionsanträgen 
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beschlossen: 

1)  Es  sind  sä  m  ml  liehe  höchste  und  hohe  Regierungen  der 
Deutschen  Bundesstaaten  durch  ihre  Gesandschaiten  zu  ersueben, 
ehebaldigst  anhero  zu  erklären ,  ob  sie  geneigt  seyen ,  sofern  II 
nicht  bereits  von  einer  oder  der  anderen  derselben  geschehen  i>t. 
nach  etwa  zuvor  von  der  Archiv-Commission  zu  begehrendem 
Verzeichniss ,  für  dessen  Anfertigung  die  Commissarien  eine, 
auf  ihren  Antrag  von  den  betreffenden  Regierungen  festzusetzende 
Vergütung  erhalten ,  fürerst  alle  im  Bundes-Beschlusse  vom  25. 
Januar  1821 ,  unter  Nr.  5,  6  und  8,  auch  beziehungsweise  Nr. 
10,  bemerkte,  oder  sonstige,  ihre  Länder  und  deren  Zugehörige 
betreffende  Acten,  oder  doch  deren  grössten  Theil  gegen  eine  bei 
mehr  al^  vierzig  Prozessen  zu  erlegende  Gebühr  von  1  Fl.  15  Kr. 
(als  dem  Viertheile  der  ursprünglich  bestimmten),*)  uud  unter 
Angabe  der  zum  Empfang  ermächtigten  Behörden,  aus  dem  Wetz- 
larer kammergerichtlichen  Archive  abzufordern,  um  hierdurch 
sowohl  der  gänzlichen  Auseinandersetzung  desselben  einen  An- 
fang und  grössere  Erleichterung,  auch  Abhülfe  gegen  die  Enge 
des  Raums ,  als  dem  damit  beschädigten  Personal  eine  angemes- 
sene Belohnung  für  die  dann  eintretende  grössere  xMühewaltung 
zu  verschaffen. 

2)  Wird  der  Wetzlarer  Archiv-Commission,  (welcher  zu- 
gleich Abschrift  der  vorstehenden  Verfügung  zur  einstweiligen 
Nachlicht  mitzutheilen  ist) ,  wegen  Unzulänglichkeit  ihrer  der- 
maligen  Begutachtung,  unter  Einräumung  einer  Frist  von  secte 
Monaten ,  aufgetragen ,  ein  specielleres  und  erschöpfendes  Gut 
achten  darüber  zu  erstatten,  wie  es  zum  Behufe  der  kündigen 
gänzlichen  Erledigung  des  Geschäfts  mit  den  in  obgedaebtem 
Bundes-Beschlusse  unter  Nr.  4, 7,9, 10, 12  erwähnten  Acten  oder 
Actenstücken ,  desgleichen  mit  den  Senats-  und  Plenar- Proto- 
kollen, Urtheilsmanualien,  Repertorien,  werlhlosen  Aclenstücken 
vorgängig  genauer  Ausscheidung,  bloss  historisch  merkwürdigen 
Acten ,  die  von  keiner  Regierung  requirirt  werden ,  ferner  mit 
denjenigen,  welche  vormalige  Reichslande  betreffen,  die  nicht 
zum  Deutschen  Bunde  gehören ,  endlich  mit  dem  sonstigen  Zu 
behör  des  Archivs,  zu  halten  seyn  dürfte,  indem  solche  Vor 
schlage  und  deren  reife  Prüfung  zu  der  im  Beschlüsse  von  1821 
verordneten  und  in  dem  eidlichen  Revers  der  Commissarien  aus 
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drücklich  erwähnten  Vorbereitung  mit  gehören  5  gleichwie  dem- 
nächst 

2)  die  Commissi 011  von  selbst  Bedacht  nehmen  wird,  den 
durch  stärkere  Actenabforderungen  gewonnenen  Raum  zur  or- 
dentlichen Reponirung  der  Jetzt  in  Masse  aufgehäuften  Acten  zu 
benutzen. 

• 

a)  Ausnahmsweise  bestimmt  der B e sch  luss  der  Buii  des- 
Versammlung vom  13.  Mai  1836  (5.  Sitzung):  die  reichskammer- 
gtrichUiche  Archiv-Commission  zu  Wetzlar  wird  ermächtigt, 
bei  Auslieferung  der  Freiherrlich  von  und  zu  Aufsessischen 
Familien- Acten  (aufweiche  der  Freiherr  H  a  n  s  von  und  zu  Auf- 
sess,  im  Interesse  der  Wissenschaft,  angetragen)  an  das 
Königlich  Baierische  Appellations-Gericht  zu  Bamberg,  Statt  der 
vollenTaxe  vonöGulden  für  jede  einzelne  Sache,  nur 
lGulden  15Kreuzer,  und  12  Kreuzer  für  den  Pedell,  zu  berechnen. 


* 

9. 

Beschluss  der  Bundes  - Versammlung  vom 

23.  September  1839.  a) 

In  der  zwei  und  zwanzigsten  Sitzung  vom  23. 
September  1  839  erfolgte  folgender 

Beschluss: 

1)  Es  werden  die  mit  zusammen  59  Rthlrn.  21  Sgr.  8  Pf. 
Preoss.  Courant  oder  104  Gulden  30^  Kreuzern  im  24  Gulden- 
fusse,  berechneten  Kosten  der  inneren  Einrichtung  des  von  der 
Königlich  Preussischen  Regierung  angewiesenen  neuen  Locales; 
wir  Reponirung  der  abzusondernden  werthlosen  Reichskammer- 
gerichts-Acten  genehmigt,  und  solche  auf  die  Matrikular- Kasse 
angewiesen. 

2)  Da  nach  Artikel  XV  des  Bundes-Beschlusses  vom  25.  Ja- 
nuar 1821  die  Ausscheidung  und  besondere  Reponirung  der  für 
nutzlos  zu  achtenden  Acten  ohnehin  —  aber  nur  gelegenheitlich 
-  vorgenommen  und  darüber  mit  dienlicher  Erläuterung  von 
Zeit  zu  Zeit  ein  Verzeichniss  an  hohe  Bundes-Versammlung  ein- 

III.  18 
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geschickt  werden  soll :  so  hat  es  zwar  keinen  Anstand,  dass  hier- 
bei das  neue  angewiesene  Local  mit  benutzt  werde :  Jedoch  kann 
dafür  kein  besonderer  Expedient  bestelR,  noch  bestimmte  Bnreau- 
kosteti  angewiesen  werden ,  während  unverihetd liehe  Ausgaben 
verrechnet  werden  dürfen ; 

3)  wird ,  wegen  der  im  Berichte  vom  20.  Oktober  vorigen 
Jahres  enthaltenen  neuen  Anträge  in  Betreff  der  Actenabforde- 
rung b) ,  die  Archiv-Commisston  auf  den  Bundes-Beschluss  der 
diesjährigen  14.  Sitzung  vom  25.  Juli,  worin  ein  umfassendes 
Gutachten  erfordert  wird ,  verwiesen ; 

4)  will  die  Bundes- Versammlung  die  von  dem  SladtgerichU- 
Director  Krauss  hinsichtlich  seiner  persönlichen  Mitwirkung  an- 
geführten Entschuldigungsgründe  nicht  verkennen ,  verhofH  je- 
doch ,  dass  derselbe  seinem  Mitcommissarius  bei  dem  Ausliefe, 
rungsgescbäftc  ferner  nach  Möglichkeit  mit  Rath  und  Hülfe  ai 
Händen  gehen,  und  dass  letzterer  denselben  bei  der  von  den  hohen 
Regierungen  zuzugestehenden  Belohnung  auf  eine  angemessene 
Weise  betheiligen  werde. 

a)  Einige  sp  edel  lere  B  eschlüsse  der  Deutschen  Bun- 
des-  Versammlung  aus  den  Jahren  1845,  !84G  und  1847,  wegen 
Auseinandersetzung  des  Reichskammerge  richt$-Jr- 
chires,  sollen  in  den  Ergänzungen  und  Fortsetzungen 
des  Diplomatischen  Archiees  Jblgen. 

b)  Durch  Beschluss  der  Bundes-Versammlung  vom  13. 
Mai  1836  (5.  Sitzung)  wurde  bestimmt:  das  Verzcichniss  der  zu 
Wetzlar  befindlichen  Bildnisse  Deutscher  Kaiser  nud  Knr- 
f  ü  r  s  t  e  n  an  die  allerhöchsten  und  höchsten  Regiefnngenzn  über- 
senden, und  denselben  anheim  zu  stellen,  die  Portrait s  aussen 
betreffenden  Regentenfamilicn  oder  aus  jenen  ihrer  Angehörigen  ü 
nehmen  und  auf  ihre  Kosten  abtransportir  en  zu  lassen. 


 . 
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Beschlüsse  der  Bundes- Versammlung,  in  Betret 
dir  Pensionirung  der  Mitglieder  und  Diener 

des  Johanniter-Ordens. 

A. 

lese  hUss  der  Bun  des  -  V  ersammlun  g  vom  29.  November 

1816. 

Sechste  Sitzung  am  25.  November  1816.-) 

Holstein-Oldenburg,  Anhalt  und  Sch warzburg: 
Der  Herzoglich  Holstein-Oldenburg- ,  Anhalt-  und  Sehwarzbur- 
gisebe  Herr  Gesandle  verliest  einen  ausfiihrliehen  Vortrag  (s. 
Aul.  20;  Ober  die  Bittschrift  des  Bevollmächtigten  des  Johan- 
niter-Ordens von  Jerusalem,  Freiherrn  von  Pfürdt,  Bailll 
öes  Deutschen  Grosspriorats,  die  Erhaltung  des  Ordens,  Zurück- 
labe  der  noch  unverä'usserten  Güter  desselben  und  einstweilige 
Vorsorge  für  den  Unterhalt  der  dermaligen  Mitglieder  betreffend, b) 
(*.  Ziff.  34  des  Einreich.  Prot.),  und  unter  allgemeinem  Einver- 
stÜndnisse  mit  dem  vortragenden  Herrn  Gesandten  wurde 

beschlossen: 
dass  wegen  Ausdehnung  der  in  dem  XV.  Artikel  der  Bundes- 
Acte  hifisichtlich  der  Deutschen  Ordensritter  enthaltenen  Bestim- 
mung*) auf  die  Alltglleder  des  Johanniter-Ordens,  dieses  Gesuch 
üres  Bevollmächtigten  zur  Berathuog  und  Beschlussnahme  nach 
gängiger  Berichtserstattung  auszustellen  sey. d) 

18* 
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ä)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  I,  S.  101. 

ö)  Vom  14.  September  1816. 
Vergl:  J.  L.  Kl  über,  Acten  des  Wiener  Congresses,  Bd.  I,  Heft 
III ,  S.  85. 

Nachträgliche  Aktenstücke  der  Deutschen  Bundes- 
verband! ungen  als  Anhang  zu  den  Protokollen  der 
Bundes-Versammlung,  Bd.  I,  S.  23  u.  f. 

c)  „Die  Mitglieder  des  Deutschen  Ordens  werden  ebenfalls,  nach 
den  in  dem  Reichs-Deputations-Hauptschlusse  von  1803  für  die  Dom- 
stifter festgesetzten  Grundsätzen,  Pensionen  erhalten,  insofern  sie 
ihnen  noch  nicht  hinreichend  bewilliget  worden ;  und  diejenigen  Für- 
sten ,  welche  eingezogene  Besitzungen  des  Deutschen  Ordens  erhal- 
tenjiaben,  werden  diese  Pensionen  nach  Verhältniss  ihres  Antbeils 
an  den  ehemaligen  Besitzungen  bezahlen." 

d)  In  der  vierzehnten  Sitzung  am  23.  December  1816 
erfolgte  auf  den  Vortrag  einer  Vorstellung  des  Grafen  von  Bent- 
heim, die  Vertheilung  einer  Schuld  des  Joh  anniter-Or- 
dens  betreffend  (vom  4.  December  1816)  nachstehender 

Beschluss: 

Dass  zwar  die  Ausführung  des ,  dem  Gesuche  des  Herrn  Grafen 
von  Bentheim  beigefügten  Zahlungsplanes  zur  Entscheidung  der  Bun- 
des-Versammlung bisher  nicht  erwachsen  sey ,  gleichwohl  den  Ge- 
sandten! der  Bundesstaaten ,  welche  an  dieser  Sache  ein  Interesse 
haben,  anheim  gestellt  werde,  bei  ihren  Höfen  darauf  anzutragen, 
sie  zu  bevollmächtigen,  mit  Zuziehung  der  übrigen  Interessenten  hier 
eine  zweckmässige  Vereinbarung  über  die  Auseinandersetzung  dieser 
ursprünglichen  Schuld  des  Deutschen  Grosspriorats  des  Johanniter- 
Ordens  unter  den  Interessenten  einzuleiten,  zu  denen  Oesterreich, 
Preussen,  Baiern,  Hannover,  Württemberg,  Baden,  Grossherzogthum 
Hessen ,  auch  ausserhalb  Deutschland ,  Holland  wegen  Arnheim  und 
Nimwegen ,  auch  die  Schweiz  gehören. 

Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
lung, Bd.  I,  S.  204  u.  f. 

Nachträgliche  Actenstücke  der  Deutschen  Bundes- 
Verhandlung e n" u.  s.  w. ,  Bd.  I ,  S.  244  u.  f. 

Ein  solcher  Vertrag  kam  am  12.  Januar  1829  zu  Stande,  wurde 
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der  Bundes- Versammlang  vorgelegt  und  bei  ihr  von  den  betheiligten 
Bundesgliedern  genehmigt. 
Vergl:  J.  L.  Kl  über,  öffentliches  Recht  des  Teutschen  Bundes 
u.  s.  w.  (4.  Aufl.  1840)  S.  317. 


Beschlnss  der  Bundes- Versammlung  vom  17.  Juli 

1817. 

Vier  und  vierzigste  Sitzung  am  17.  Juli  1817.') 

Praesidium:  aus  den  vorliegenden  einhelligen  Ab- 
stimmungen b)  ergebe  sich  folgender 

Beschluss: 

Die  Deutsche  Bundes- Versammlung  hat  auf  die  von  den  Be- 
vollmächtigten des  Johanniter -Ordens  eingereichte  Vorstellung, 
Ziffer  34  von  1816,  beschlossen,  dass,  so  viel  die  Pensionl- 
rung  der  dermaligen  Mitglieder  des  Johanniter  -  Or- 
dens') inDeutschland  betreffe,  die  In  dem  ArtikelXV  der  Deut- 
schen Bundes-Acte ,  in  Betreif  der  Pensionirung  der  Mitglieder 
des  Deutschen  Ordens ,  enthaltenen  Bestimmungen  und  deren 
Anwendung  auch  auf  die  Mitglieder  und  Diener  des  Johanniter- 
Ordens  auszudehnen  sey. 

•)  Vergl:  Protokolle  derJDeutschen  Bundes-Ver- 
simmlung,  Bd.  III ,  S.  457." 

b)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  III,  S.  253,  298  ,  331 ,  355  ,  401 ,  430  ,  457. 

c)  Ueber  den  Johanniter-  oder  Malteser- 0 rden  in 
Deutschland  vergl : 

i.  L.  Kl  üb  er,  essai  sur  l'Ordre  de  Malte  ou  de  St.  Jean,  et  sur 
ses  rapports  avec  TAUemagne  en  general ,  et  avec  le  Brisgau 
en  pari ic ulier,  Baale,  1806,  8. 

Heber  den  Malteser-Orden  und  seine  gegenwärtigen 
Verhältnisse  zu  Deutschland  überhaupt,  und  zum 
Breisgau  insbesondere,  Frankfurt  und  Leipzig,  1804  ,  8. 
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Der  Hauptsitz  des  Ordens,  Malta,  wurde  am  9.  Juni  1798  von 
Napoleon  in  Besitz  genommen,  am  3.  September  1800  aber  von 
England  erobert,  welches  die  im  Frieden  von  Amiens  stipulirte 
Rückgabe  au  den  Orden  verweigerte.  Der  Artikel  VII  des  Pariser 
Friedens  vom  30.  Mai  1814  bestimmte: 

„L'ile  de  Malte  et  ses  dependances  appartiendront ,  en  toute 
proprio  et  souverainete ,  a  S.  M.  Britannique." 
Nach  der  Bestimmung  des  Reichsdeputations  -  Haupt- 
schlusses vom  25.  Februar  1803  sollte  der  Deutsche  und  der 
Malteser  Orden,  „aus  Rücksicht  für  die  Kriegsdienste  ihrer  Glie- 
der4', derSäcularisation  nicht  unterworfen  werden.  Der  Pressbor- 
gcr  Frieden  vom  26.  December  1805  (Art.  XIII)  nahm  jedoch  dem 
Deutschen  Grosspriorat  oder  Johannitermeisterthum  die  Grafschaft 
Bondorf  und  gab  dieselbe  an  W  ü  r  1 1  e  m  b  e  rg.  Der  Artikel  XIX  der 
Rheinbunds-Acte  vom  12. Juli  1806  gab  das  Fürstenthum  Heides- 
heim  dem  Grossherzoge  von  Baden.  In  dem  Artikel  III  des  Vertra- 
ges vom  25.  September  1806,  über  die  Aufnahme  des  Grossherzoges 
von  Würz  bürg  in  den  rheinischen  Bund,  wurden  demselben  alle 
im  Würzburgischen  gelegenen  Güter  des  Johanniter-Ordens,  mit  aller 
Souveräuetat  und  Proprietät,  von  Napoleon  zuerkannt.  In  Baier u, 
WQ  im  Jahre  1802  ein  eigenes  Priorat  für  die  dortigen  Onl  ms  besitz  Hil- 
gen gestiftet  worden  war,  wurde  der  Orden  durch  das  Edict  vom  8. 
September  1808  aufgehoben.  Das  König  1.  westphälische  Edict 
vom  16.  Februar  1810  hob  den  Orden  in  dem  ganzen  Königreiche  auf  und 
bestimmte  dessen  Besitzungen  zur  Dotation  des  Ordens  der  westphä- 
lischen  Krone.  In  Württemberg  wurden,  ebenfalls  im  Jahre  1810, 
die  Gefalle  der  Johannitcr-Commeiithureien  incamerirt  und  daraus  eine 
Dotation  für  den  Militär- Verdienstorden  gebildet.  Nachdem  Preus- 
sen  durch  das  Edikt  vom  30.  Oktober  1810  sämmtliche  geistliche 
Güter  in  der  Monarchie  eingezogen  und  für  Staatsgüter  erklärt  hatte, 
wurden  unterm  23.  Januar  1811  die  Bailei  Brandenburg  des  Jo- 
hanniter-Ordens und  das  Herrenmeisterthum  zu  S  o  n  n  e  n  b  u  r  g,  nebst 
allen  Commenden  derselben,  für  aufgelöset  und  erloschen  erklärt,  und 
deren  sämmtliche  Güter  als  Staatsgüter  eingezogen.  Dagegen  errich- 
tete der  König  unterm  23.  Mai  1812  „zu  einem  ehrenvollen  Andenken 
der  erloschenen  Bailei  Brandenburg44  einen  neuen  Ehrenorden,  in  der 
Eigenschaft  und  unter  der  Benennung:  „König],  preuss.  St.  Jo- 
hanniter-Orden",  ohne  Einkünfte  und  ohne  besondere  Verpflich- 
tung der  Ritter ,  auch  ohne  Ahnenprobe.  —  Es  blieb  dem  Orden  in 
Deutschland  nur  noch  das  Grosspriorat  in  Böhmen,  mit  Com- 
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ttodeu  in  Oesterreich ,  Mähreu  und  Schlesien.  Indem  Kirchen- 
staat «od  «  Sicilie u  besitzt  der  Orden  seine  Güter  noch.  Das 
Geicral-Capitel  oder  heil  ige  Conseil  desselben  befand  sich 
zum  Jahre  1826  zu  Catanea  auf  der  Insel  Sicilien |  durch  die 
päpstliche  Balle  vom  12.  Mai  1826  wurde  es  provisorisch  nach  Fer- 
rara  im  Kirchenstaat  verlegt.  Am  29.  Oktober  1831  hielten  „die 
Filter  des  souveränen  Ordens  des  heiligen  Johann  von  Jerusalem44  zu 
London  ein  Capitel.  Obgleich  nun  der  Orden  keine  Besitzungen  mit 
SwverSnetät  mehr  inne  hat,  so  sind  doch  von  mehreren  Höfen  noch 
ii  der  neueren  Zeil  dessen  Gesandte  zweiten  und  dritten  Ranges 
wjenommen,  z.  B.  von  Oesterreich  und  Frankreich  im 
hhrt\m,  von  Oesterreich  im  Jahre  1836  u.  s.  w. 

Unterm  15.  Januar  1839  ist  vom  Kaiser  von  Oesterreich  gc- 
^hfliid  worden,  dasa sich,  zur  Erhaltung  und  Beschüizung  des  Or- 
kus, ein  eigenes  lombardisch- venezianisches  Johanniter- Ordens- 
Prörat  bilde.  Auch  der  König  von  Sicilien  stellte  durch  das  R*» 
«ript  vom  7.  September  1839  den  Orden  wieder  her. 
Vergl:  J.  L.  Kl  über,  öffentliches  Recht  des  Deutschen  Bundes 
u.  s.  w.  (4.  Aufl.  1840)  S.  316,  317.    (Ebendaselbst  auch  von 
der,  nach  Artikel  LI  der  Wiener  Congress-Acte ,  Oesterreich 
zustehenden  Souveränetät ,  nebst  Eigenthum  ,  über  den  J  o- 
hanniterhof  zu  Frankfurt  a.  M.  und  den  dazu  gehörigen 
Flaschenh  of,  u.  s.  w.) 
J-L.  Kluber,  Uebersicht  der  diplomatischen  Verhandlungen  des 

Wiener  Congresses,  S.  110  u.  f. ,  274  .  553,  560. 
iL.  Kluber,  Acten  des  Wiener  Congresses  u.  s.  w.,  Bd.  I, 
'     Heft  III,  S.  85,  Bd.  VI,  S.  464. 

Allgemeine  Zeitung  vom  9.  Juni  1825,  Artikel  „Rom44. 


c. 

Vorträge  und  Beschlüsse  der  Bundes-Tersammlaag 

vom  17.  Oktober  1820. 

Zwei  uud  drelssigste  Sitzung  am  17.  Oktober 

Dieselbe  Comml ssionh)  erstattet  Bericht  In  der  Pen- 
Angelegenheit  der  Mitglieder  des  Deutschen  Gross- 
Kiorats  des  Johanniter- Ordens. 
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Es  wird  darin  der  Inhalt  der,  unter  Zahl  78  vom  Jahre  1818 
eingekommenen ,  so  betitelten  „nachträglichen  Bittschrift  um 
Regulirung  der  Entschädfgungs-  und  Pensions-Ansprüche  von 
Seiten  der  Mitglieder  des  Deutschen  Grosspriorats  des  Johanniter- 
Ordens",  vollständig  mitgetheilt,  und  hiernächsl  in  dem  Gutachten 
nachgewiesen,  dass  die  persönlichen  Verhältnisse  der  Ordens- 
glieder bei  weitem  nicht  so  genau  auseinander  gesetzt  seyen, 
um  bestimmte  Vorschläge  über  diese  Reclamation  machen  zu 
können.  Die  Commission  durchging  die  einzelnen  Angaben,  und 
zeigte,  was  nach  der  vorliegenden  Bittschrift,  zur  gehörigen 
Uebersicht  der  Verhältnisse ,  noch  beigebracht  werden  müsse. 

Zugleich  bemerkte  sie ,  dass  die  Grundsätze ,  worüber  in 
Ansehung  des  Deutschen  Ordens  Beschluss  zu  fassen  sey ,  auch 
hier  ihre  Anwendung  finden  würden ,  so  wie  die  Frage :  ob  Pen- 
sionen aus  überrheinischen  ehemaligen  Ordensgütern  gefordert 
werden  könnten ,  auch  hier  in  Anregung  kommen  müsse. 

Da  auch  wegen  des  Verlustes  in  der  Schweiz  reclamirt  werde, 
so  würden  hierüber  die  Verhältnisse  näher  anzuzeigen  seyn,  um 
beurtheilen  zu  können,  ob  und  in  wiefern  eine  Verwendung  von 
Seiten  des  Bundes  Statt  haben  möchte? 

Nachdem  endlich  die  Commission  die  besonderen  Anstände 
und  Verhältnisse  jedes  einzelnen  Reclamanten  erwähnt  hatte, 
machte  dieselbe  den  Antrag ,  dass 

1)  wegen  der  Pensions- Ansprüche  aus  ehemaligen  Ordens- 
gütern auf  dem  linken  Rheinufer,  die  in  Ansehung  des  Deutschen 
Ordens  zu  erwartende  EntSchliessung  demnächst  auch  hierauf 
anzuwenden  sey ; 

2)  dass  der  Mandatar  der  Reclamanten,  Dr.  Hiepe  hieselbst 
unter  Mittheilung  des  gegenwärtigen  Vortrages,  aufgefordert 
werde,  die  darin  bemerklich  gemachten  näheren  Erläuterungen 
beizubringen  ; 

3)  dass  die  darin  genannten  Commandeurs ,  Freiherr  von 
P  für  dt  zu  Herrenstrunden  und  Freiherr  von  Rein  ach  zu 
Wesel  und  Borken,  sodann  der  Ordensbeamte  Hof  mann  zu 
Herrenstrunden ,  dem  Königlich  Preussischen ,  —  der  Comman- 
deur  Freiherr  von  Bodmann  dem  Königlich  Württembergischen 
Hofe  vorerst  zur  geneigten  Berücksichtigung  empfohlen  werden 
mögen. 
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Der  Vortrag  wurde  dem  Protokolle  unter  Zahl  22  beigelegt. 

Sämmtliche  Gesandschaften  traten  dem  Commisslonsantrage 
vollkommen  bei;  daher: 

Beschlüsse 

t)  dass  die  in  Ansehung  der  Pensions-Ansprüche  der  trans- 
rhenanischen  Deutschen  Ordensritter  zu  erwartende  Erschlies- 
sung demnächst  auch  auf  die  Mitglieder  des  Grossprio- 
rats  des  Johanniter-Ordens  in  Deutschland  anzu- 
wenden sey ; 

2)  dass  der  Mandatar  der  Reklamanten ,  unter  Mittheilung 
{re&enwärtigen  Vortrags,  aufgefordert  werde,  die  darin  bemerk- 
lieh gemachten  näheren  Erläuterungen  beizubringen ; 

3)  dass  die  Commandeurs,  Freiherr  von  Pfürd t  zu  Herren- 
strunden und  Freiherr  von  Rein  ach  zu  Wesel  und  Borken,  so- 
dann der  Ordensbeamte  Hof  mann  zu  Herrenstrunden,  dem 
Königlich  Preussischen ,  —  der  Commandeur  Freiherr  von  Bod- 
mann  aber  dem  Königlich  Württembergischen  Hofe  vorerst  zur 
Berücksichtigung  empfohlen  werden. 


Ebendieselbe  Commission  erstattet  Vortrag  über 
die  von  dem  Kaiserlich -Königlichen  Kämmerer  und  Ritter  des 
Malteser- Ordens,  Franz  Edmund  Grafen  von  Coudenhove, 
Zahl  41  und  87  vom  Jahre  1818  eingereichte  Reclamation  und 
nachträgliche  Erklärung,  Pensions-Angelegenheit  betreffend,  und 
nach  vollständig  mitgeteiltem  Inhalte ,  stellt  dieselbe  ihren  An- 
trag dahin :  dass,  da  es  sich  nicht  von  Aufstellung  neuer  Grund- 
sätze, sondern  nur  von  einer  nach  den  vorwaltenden  Umständen 
als  höchst  billig  erscheinenden  Berücksichtigung  des  Reclamanten, 
welche  nicht  zur  Consequenz  gezogen  werden  könnte,  somit  nur 
?on  einer  Verwilligung  aus  Gnaden,  handle,  eine  lebenslängliche 
Pension  von  2,000  Fl.  zu  demjenigen,  was  Graf  von  Couden- 
hove schon  erhalten  habe,  den  Umständen  nicht  unangemessen 
s<?yn  würde,  und  zu  wünschen  wäre,  dass  dem  Reclamanten  ein 
Beitrag  durch  die  Verwendung  dieser  hohen  Versammlung  von 
denjenigen  Regierungen  ausgewirkt  werden  möchte ,  welche  die 
Guter  der,  vor  der  gänzlichen  Auflösung  des  Ordens,  in  den 
Staaten  des  Rheinbundes  erledigten  Commenden ,  in  deren  Eine 
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der  Graf  von  C  o u d  e n  h  o  v e  hätte  einrücken  können  und  sollen, 
besässen.  Nach  der  Angabe  de»  Reclamanten  würde  die  Ver- 
wendung an  die  Höfe  von  Preussen ,  Württemberg  und  Baden 
gerichtet  werden  können. 

Der  Vortrag  wurde  unter  Zahl  23  zu  Protokoll  genommen. 

Sammt liehe  Stimmen  vereinigten  sich  mit  dem  Antrage  der 
Commission;  daher 

Beschluss: 

dass  die  Bundes-Versammlung ,  in  billiger  Berücksichtigung  der 
für  den  Malteser-Ordens-Kitter,  Franz  Edmund  Grafen  von  Cou- 
d  e  n  h  o  v  e ,  sprechenden  besondern  Gründe  und  ohne  dass  solches 
zur  Consequenz  zu  ziehen ,  eine ,  aus  Gnaden  zu  verwiiUgende, 
lebenslängliche  Pension  von  2,000  Fl.,  über  dasjenige,  wasRecla- 
mant  bereits  erhalten  habe,  den  Umständen  angemessen  finde, 
und  den  Wunsch  unterhalte,  dass  diejenigen  Regierungen,  welche 
Güter  der,  vor  der  gänzlichen  Auflösung  des  Ordens  in  den  Staa- 
ten des  Rheinbundes  erledigten  Commenden  besitzen,  von  deneu 
Eine  dem  Grafen  von  Coudenhove  hätte  verliehen  werden 
können ,  dazu  beitragen  möchten ,  zu  welchem  Ende  sie  den  Re- 
clamanten  den  betreffenden  Regierungen,  inshesondere  aber  Preus- 
sen ,  Württemberg  und  Baden ,  empfehle. 

ä)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung, Bd.  X,  S.  196  u.  f. 
J.  L.  Klüber,  öffentliches  Recht  des  Teutschen  Bundes  u.  s.  w. 
(4.  AuH.  1846)  S.  317. 
b)  Zur  Erleichterung  der  Pensions-ReguKrung  für  die  Mitglieder 
des  Deutschen  und  des  Johanniter-Ordens,  niedergesetzt  in  der  43. 
Sitzung  am  14.  Mai  1827.  ( Vergl  :  die  f  o  1  g  e  n  d  e  N  u  m  m  er  Litt.  C, 
Note  h.) 
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Beschlüsse  der  Bundes-Versamml nng,  betreffend 
die  Regulirnng  der  Pensionen  der  Hitglieder  und 
Diener  des  Deutschen  Ordens. 

A. 

Tortrag  und  Be schlug s  der  Bundes  -  Versammlung  vom 

16.  December  1816. 

Zwölfte  Sitzungam  16.  December  1816.*) 

Der  Herzoglich  Holstein  -  Oldenburg. ,  Anhalt- 
Uüd  Schwarzburgische  Herr  Gesandte  von  Berg: 
verliest  einen  Vortrag  aitf 

1)  Die  Ziff.  29  eingetragene  Denkschrift  für  den  Frei- 
herrn Philipp  Otto  von  Münchhausen,  als  Landkommenthur 
der  Deutschen  Ordens-ßallei  Sachsen,  eine  Interpretation  des  Ar- 
iels XV  der  Deutschen  Bundes- Acte  betreffend ;  und 

2)  Die  Ziff.  54  erwähnte  Reclamation  des  Königlich  YVürt- 
tonbergischen  General-Lieutenants  Freiherrn  von  W  tili  wart  h, 
Deutschen  Ordenskommenthurs,  wegen  Verkürzung  seiner  Bun- 
ksadenmässlgen  Deutschen  Ordens -Pension,  sowohl  fürs  Ver- 
gangene als  Künftige. 

Der  Herr  Referent  trug  den  Inhalt  und  Zweck  beider  Reda- 
ktionen mit  der  Geschichte  der  Aufhebung  des  Deutschen  Ordens 
den  ehemaligen  rheinischen  Bundesstaaten b)  vor  und  erörterte 
hiernäcbst  die  Gründe,  aus  welchen  beide  von  dieser  hohen  Ver- 
sammlung berücksichtiget  zu  werden,  geeignet  seyen.  Derselbe 
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bemerkt ,  dass  Jetzt  drei  Fragen  hauptsächlich  in  Anregung  ge- 
bracht wären,  welche  auf  einige  ündeutlichkeit  oder  doch  Unvoll- 
ständigkeit  der  den  vorliegenden  Gegenstand  bezieienden  Verfü- 
gung der  Bundes-Acte  hinwiesen. 

Erstens:  wie  es  in  Ansehung  der  Pension  innig  der  Deut- 
schen Ordensritter  zu  halten  sey ,  wenn  in  einem  Lande  zwar 
eingezogene  Güter  des  Deutschen  Ordens  sich  befänden ,  solche 
jedoch  veräussert  worden ,  che  die  gegenwärtige  Regierung  zu 
dem  Besitze  dieses  Landes  wieder  gelangt  sey,  folglich  nicht 
gesagt  werden  könne,  dass  die  Jetzt  regierenden  Fürsten  der- 
gleichen eingezogene  Güter  des  Deutschen  Ordens  wirklich 
erhalten  haben? 

Zweitens:  ob  die  Gesammtmasse  der  Deutschen  Ordens- 
güter für  die  den  Mitgliedern  dieses  Ordens  durch  die  Bundes- 
Acte  zugesicherten  Pensionen  verhaltet  sey ,  oder  nur  die  Güter- 
masse Jeder  Bailei  oder  gar  nur  Jede  eingezogene  Besitzung  zum 
Vortheile  ihres  vormaligen  Nutzniessers? 

Drittens:  ob  die  Pensionen  in  dem  Masse,  wie  die  Bundes- 
Acte  nach  Anleitung  des  Reichsdeputations  -  Hauptschlusses  sie 
zusichere ,  von  der  Zeit  der  Aufhebung  des  Ordens  an ,  oder  was 
die  wiederhergestellten  Regierungen  betreffe,  wenigstens  von  1813 
an,  gerordert  werden  können. 

Da  in  dem  XV.  Artikel  der  Bundes-Acte  eine  bestimmte 
unzweifelhafte  Entscheidung  dieser  Fragen  nicht  enthalten,  so 
trug  der  referirende  Herr  Gesandte  darauf  an:  in  doppelter  Hin- 
sicht die  Vorstellungen  der  Freiherren  von  Münchhausen  und 
von  Wöll warth  anzunehmen,  und  die  darauf  sich  beziehenden 
Fragen  einer  näheren  Prüfung  zu  unterziehen,  um  hiernächst  dem 
XV.  Artikel  der  Bundes-Acte  eine  dem  Zwecke  gemässe  Anwen- 
dung zu  verschaffen,  als  worüber  die  erforderlichen  Instructionen 
einzuholen  wären. 

Der  Vortrag  des  Herrn  Gesandten  von  Berg  wurde  (unter 
Ziff.  32)  zu  dem  Protokolle  registrirt. 

Sämmtllche  Stimmen  waren  mit  dem  Herrn  Referenten  voll- 
kommen einverstanden,  daher 

Beschluss: 

Dass  wegen  Anwendung  des  XV.  Artikels  der  Bundes-Acte 
in  Beziehung  auf  die  Pensionen  der  Deutschen  Ordensritter ,  und 
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insbesondere  der  dabei  eintretenden  Fragen ,  sowohl  hinsichtlich 
ier  Verbindlichkeit  aus  verausserten  Ordensgütern  in  Jenen  Lan- 
mf?  welche  an  ihre  vorigen  Regenten  erst  später  zurückgestellt 
worden  sind ,  als  wegen  Verhaftung  der  Gesammtmasse  sämmt- 
icher  Ordens- ,  oder  nur  der  einzelnen  Bailei- ,  oder  auch  bloss 
ier  einzelnen  unmittelbar  zum  Genüsse  angewiesenen  Ordens- 
rüler,  als  endlich  wegen  des  Anfangs  dieser  Pensionsschuldigkeit, 
h  erforderlichen  Instructionen  einzuholen ,  und  nach  deren  Er- 
langung über  die  beiden  Gesuche  der  Freiherren  von  Münch- 

lausen  und  von  WÖIlwarth  Beschluss  zu  fassen  sey. 
fr 

t*  *)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
ummlung,  Bd.  I,  S.  177,  178. 

JtfUc h t r ägl ic he  Actenstücke  der  Deutschen  Bundes- 
I  Verhandlungen  u.s. w.  Bd.I,  S.215u.f.,  230  u.f.  Bd.ll, 
^     S.  31  u.  f.,  207  u.  f. 

L  *)  Vergl:  Decret del'Empereur  des  Frau  cais  portants  up- 
lfession  de  V  Ordre  Tentonique  dans  les  Etats  de  laCon- 
^Uratio n  d  u  R  hin,  en  tlate  de  R  a  tisb  <>  n  n  *i  le  24.  A\  ril  1809. 
oniteur  universel,  an  1809,  p.  568,  Nr.  143. 
plomatischcs  Archiv  u.s.  w.  Thl.  I,  Abth.  I,  S.  265,  Nr.X, 
Note  m. 

C,  Note  d  dieser  Nummer. 


'ort rag  und  Beschluss  der  Bundes- Versammlung  vom 

27.  März  1817. 

Drei  und  zwanzigste  Sitzung  am  27.  März  1817.*) 

Der  Herzoglich  Oldenburgische,  Anhalt-  und 
ftkwarzburgische  Herr  Gesandte  von  Berg:  erstattet 
über  die  neuesten  Reklamationen  des  Deutschen  Ordens- 
ithurs, Freiherrn  von  Wöll warth: 
1)  lim  Anerkennung  und  Bestätigung  des  ihm  als  einzigen  noch 
lebenden  Ritter  und  Commenthur  der  Bailei  Sachsen 
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henden  Ascendenz-Rechtes  in  die  nun  erledigte  landcommen- 
thurliche  Competenz ;  dann 
2)  Um  Erledigung  seines  früheren  Gesuches,  wegen  Fest- 
setzung seiner  Pension. 

Der  Herr  Referent  führt  an :  bereits  in  der  12.  vorigjährigen 
Sitzung  seyen  die  Pensionsgesuche  des  nun  verstorbenen  Land- 
commenthurs  Freiherrn  von  Münchhausen  und  des  Coramen- 
timrs  Freiherrn  von  WölUvarth  vorgekommen,  und  es  sey 
daraur  beschlossen  worden ,  sie  anzunehmen ,  und  über  die  vor- 
gekommenen zweifelhaften  Fragen  Instructionen  zu  verlangen. 

In  der  gegenwärtigen  Vorstellung  (Z.  95  vom  Jahre  1817) 
begehre  Freiherr  von  Wöllwarth,  als  einziger  noch  lebender 
Ritter,  in  die  landcommenthurliche  Competenz  vorzurücken.  Kr 
beziehe  sich  in  dieser  Hinsicht  aur  den  XV.  Artikel  der  Deutschen 
Rundes -Acte,  und  auf  den  durch  ihn  auch  für  die  Mitglieder  des 
Deutschen  Ordens  als  gültig  erklärten  LIH.  Artikel  des  Reichs- 
deputalions  -  Hauptschlusses  von  1803,  wo  das  Ascendenzrecht 
derjenigen  Domicellaren,  welche  schon  einigen  Genuss  ihrer  Prä- 
benden  bezogen  hätten ,  festgesetzt  sey. h)  In  Verbindung  meh- 
rerer für  sein  Gesuch  sprechender  Rilligkeitsgründe,  schliesse  er 
mit  der  Ritte,  dass  ihm,  als  einzigem  noch  lebenden  Mitgliede  der 
Railei  Sachsen : 

1)  Die  ihm  als  Commenthur  der  gedachten  Railei  zustehende 
Pension,  in  so  fern  sie  noch  nicht  vollständig  entrichtet 
worden  sey,  von  Michaelis  1808  an,  bis  zum  Absterben  des 
Landescdmmenthurs  Freiherrn  von  Münchhausen  nach- 
getragen; sodann 

2)  Von  diesem  Zeitpunkte  an  die  landcommenthurliche  Com- 
petenz verabfolgt  werde. 

Der  Herr  Referent  ist  der  Meinung ,  dass  obgleich  aus  dem 
zweiten  Theile  dieses  Gesuches  nicht  erhelle,  dass  Rittsteller  sich 
zuvörderst  an  die  Herzoglich  Rraunschwelglsche  Regierung  ge- 
wandt habe  j  so  möchte  doch ,  wegen  des  offenbaren  Zusammen- 
hanges dieser  Sache  mit  dem  in  der  12.  vorigjahrigen  Sitzung 
gefassten  Reschlusse,  die  gegenwärtige  Reclamation  anzunehmen, 
darüber  Instruction  einzuholen  und  demnächst,  mit  Rücksicht  auf 
#ie  zu  erwartende  Erklärung  der  Herzoglich  Hraunschweiglschen 
Regierung,  ein  Reschluss  zu  fassen  seyn. 
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In  Bezug  anf  die  wieder  vorgelegte  Eingabe  des  Bevollmäch- 
tigten des  Freiherrn  von  Wöllwarth,  Dr.  AleT,  Z.  US,  äus- 
serte der  vortragende  Herr  Gesandte ,  dass  da  derselbe  bloss  die 
ii  der  12.  Sitzung  vorigen  Jahrs,  vorbehaltene  Schlussnahme  auf 
dessen  frühere  Pensions-Reclamation  in  Erinnerung  bringe ,  nichts 
anders  erübrige,  als  dass  die  noch  ausstehenden  Instructionen  von 
fai  betreffenden  Gesandscharten  nachgesucht  würden. 

Der  Vortrag  des  Herrn  Referenten  ist  unter  Z.  53  beigelegt, 
und  unter  einhelliger  Zustimmung  zu  dem  Gutachten  des  Herrn 
Referenten  wurde 

beschlossen: 

Dass  über  die  neueste  Reclamation  des  Freiherrn  von  Wöll- 
warth Instruction  einzuholen,  und  demnächst,  mit  Rücksicht 
auf  die  zu  erw  artende  Erklärung  der  Herzoglich  Braunschweigt- 
»eben  Regierung,  hierauf  Beschluss  zu  fassen,  die  noch  aus- 
stehenden Instructionen  über  die  Pensionirung  der  Deutschen 
Ifens -Mitglieder  überhaupt  aber  bei  diesem  Anlasse  in  Eltone* 
Äfczu  bringen  seyen. 

a)  Vergi:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
ummlung,  Bd.  Ii,  S.  177,  178. 

*i  „Die  Domicellaren  da ,  wo  sie  wirklich  schon  einigen  Genuas 
her  hübenden  bezogen  haben ,  werden  in  der  Quote  ihrer  Sustea- 
atien  den  Capitularen  gleich  gehalten  ,  und  rücken  hiernächst ,  Falls 

der  Landesherr  nicht  in  ander  Weg  mit  ihnen  abfindet ,  in  die 
nirend  werdenden  Capitelspfründen." 


©4 

Beschluss  der  Bundes  Ve rsammlung  vom  17.  Juli  1817. 

Vier  und  vierzigste  Sitzung  vom  17.  Juli  1817.  ■) 

Praesidium:  In  Folge  der  bereits  in  der  letzten  Sitzung 
genommenen  Wahl  einer  Commissionb)  zur  Erleichterung 

Pen«io»8  -  Regulirung  für  die  Mitglieder  des  Deutschen  und 
Johanniter- Ordens,  lege  ich  nunmehr  der  hohen  Versammlung 
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den  Entwurf  des  sich  hierauf  beziehenden  Beschlusses c)  zur  Ge- 
nehmigung vor. 

SMmmtliche  Stimmen  nehmen  diesen  Entwurf  an,  daher 

Beschluss: 

Die  Bundes  -  Versammlung  durch  den  Artikel  XV  der  Deut- 
schen Bundes -Acte  verpflichtet,4)  für  die  Sicherstellung  ange- 
messener Pensionen  der  Mitglieder  des  Deutschen  Ordens,  nach 
den  in  dem  Reicbsdeputations  -  Hauptsehlusse  von  1803  für  die 
Domstifter  festgesetzten  Grundsätzen,  Sorge  zu  tragen,  und  über- 
zeugt ,  dass  die  Commission ,  welche  zur  Vereinigung  der ,  nach 
den  erfolgten  Abstimmungen  in  mehreren  Beziehungen  sehr  ver- 
schiedenen Ansichten  ernannt  worden,  in  der  Gerechtigkeit  und 
Grossmuth  der  betheiligten  Regierungen  die  erwünschteste  Unter- 
stützung ihrer  Bemühungen  finden  wird,  beschliesst : 

1)  Die  ernannte  Commission  wird,  ohne  in  weitläufige 
Erörterungen  und  Untersuchungen  einzugehen ,  nach  Anleitung 
der  vorliegenden  Abstimmungen ,  und ,  Falls  sie  es  nöthig  findet, 
nach  vorgängiger  Communication  mit  den  betreffenden  Gesandten, 
sich  bemühen,  ein  gemeinsames  Elnverständniss  über  die  Anwen- 
dung der  Grundsätze,  welche  bei  der  Pensionirung  der  Mitglieder 
des  Deutsch-Ordens  zu  befolgen  sind ,  zu  bewirken ,  und  sofort 
die  Bundes- Versammlung  davon  in  Kenntniss  zu  setzen  ;  oder  aber 

2)  In  dessen  Entstehung  ihr  Gutachten,  wie  den  Mitgliedern 
des  gedachten  Ordens  die  ihnen  gebührenden  Pensionen  in  dem 
durch  die  Bundes -Acte  bestimmten  Masse  festzusetzen  und  zu 
sichern  seyen ,  erstatten.  Endlich 

3)  wird  es  der  Commission  überlassen ,  mit  Zuziehung  der 
Gesandschaften  der  betheiligten  Höfe,  eine  billige  Uebereinkunft 
mit  den  wenigen  noch  übrigen  Individuen  dieses  Ordens  einzu- 
leiten ;  bis  dahin  aber  werden  die  Bundesgesandten  dieser  Höfe 
ersucht,  dahin  zu  wirken,  dass  da,  wo  es  vielleicht  noch  nicht, 
oder  wenigstens  nicht  in  gehörigem  Masse  geschehen  seyn  möchte, 
den  Gliedern  und  Dienern  des  Deutsch-Ordens  eine  angemessene 
provisorische  Pension  bewilligt  und  angewiesen  werde. 

ä)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  Iii,  S.  459  ,  460. 
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A»  In  4er  drei  und  vierzigsten  Sitznng  am  14.  Juli  1817 
rmg  Praesidium,  vorbehaltlich  des  demnächst  zu  ziehenden  Be- 
ehiusses ,  zur  Erleichterung  der  Aaseinandersetzung  des  Gegenstan- 
ds, weicher  den  Deutschen-  und  den  Johanniter-Orden  betrefft,  darauf 
a:  eine  Com mission  von  fünf  Mitgliedern  zu  wählen ,  welche  der 

>hen  Versammlung  hierüber  Bericht  erstatten  möchte.  Einverstanden 
lit  diesem  Vorschlage  wurde  sogleich  zur  Wahl  geschritten ,  welche 
af  die  Herren  Gesandten:  Grafen  von  der  Goltz,  Freiherrn  von 
Kretin,  von  Martens,  Freiherrn  von  Eyben  und  von  Berg  fiel. 

Vergi:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes- Versamm- 
lung, Bd.  III,  S.  430. 

c)  Die  einzelnen  Abstimmungen  über  die  Anwendung  des 
[V.  Artikels  der  Bundes -Acte,  in  Beziehung  auf  die  Pensionen  der 
deutschen  Ordensritter,  und  insbesondere  der  dabei  eintretenden  drei 
7rajjen  (vergi.  Litt.  A)  s.  in  den 

Protokollen  der  Deutschen  B undes- Versam mlungt 
!      Bd.  III,  S.  251,  295,  331,  339,  350,  423,  457. 

Vortrag  des  Herzoglich  Holstein- 0 Idenburg-,  An- 
kalt-und  Fürstlich  Schwarzburgischen  Gesandten  von 
Berg,  über  die,  Z.128  des Einreichungs-Protokolles  erwähnte,  Vor- 
stellung des  Freiherrn  Franz  von  B  od  eck  und  E  1 1  ga  u ,  als  S  p  e- 
ciil-Be  voll  mächt  igten  der  Intestat- Erben  des  Deutsch- 
Ördens-C omraenth urs  zu  Nürnberg,  Wilhelm  Baptist 
Freiherrn  von  Truc  h  sess-H  Ii  ei  n  fei  den  zu  Ra  ppol  tsw  eiler , 
dessen  Pensions-Rückstände  betreffend. 
Protokolle  der  Deutschen  Bundes  -  Versammlung, 
Bd.  Iii,  S.  89. 

Vergi.  auch : 

Erklärung  des  Köni gl.  Baie ri sehen  Gesandten,  Frei- 
wrn  von  A re  tin  ,  über  den  in  der  31.  Sitzung  gefassten  Beschluss, 
Gesuch  der  I ntes tat-Erben  desDeu  tsch-Ordens-Com- 
aeothurs  zu  Nürnberg,  Freiherrn  von  Truchsess -Rhein- 
fclden,  dessen  Pensions-Rückstand  betreffend. 
Protjokolle  der  Deutschen  Bundes  -  Versammlung, 
Bd.  III,  S.  235. 

rf)  Vergi:  J.  L.  Rlüber,  Acten  des  Wiener  Congresses  u.  s.w. 
N.  U,  S.  470,  489. 
J.L.K  1  über,  üebersicht  der  diplomatischen  Verhandlungen u.  s.  w. 

S.  462  u.  f. 

DI.  19 
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Dem  Deutschen  Orden  waren,  gleichwie  seil  1796  von  Preussen 
die  Landeshoheit  über  ansehnliche  Bezirke  in  Franken,  schon  während 
des  französisch -österreichischen  Krieges  im  Jahre  1805  bedeutende 
Besitzungen  von  Baiern ,  Württemberg  und  Baden  als  erobertes  Gut. 
entrissen  worden.  Dies  wurde  durch  die  Artikel  VIII,  XII  und  XV 
des  PresburgerFriedeus  vom  26.  December  1805  bestätigt,  wel- 
cher die  noch  übrigen  Besitzungen  des  Hoch-  und  Deutschmeisters, 
nebst  dieser  Würde,  erblich  im  Mannstamme  nach  dem  Rechte  der 
Erstgeburt,  dem  von  dem  Kaiser  von  Oesterreich  hiezu  ernannten 
Prinzen  seines  Hauses  bestimmte,  (s.  Diplomat.  Archiv.  Tbl.  1.) 
Auch  gab  die  rheinische  Bu ndes-Acte  von  1806  verschiedene 
Besitzungen  des  Ordens  an  Baiern,  Württemberg,  Baden  und  Hohen- 
zollern-Sigmaringen.  Während  des  Krieges  zwischen  Oesterreich  und 
Frankreich  im  Jahre  1809  wurde  der  Orden  von  Napoleou  durch 
das  oben  (Litt.  A,  Note  b)  angeführte  Decret  vom  24.  April  1809  in 
allen  rheinischen  Bundesstaaten  unterdrückt,  und  dessen  ganzes 
Besitzthum  den  Bundesfürslen  zugewiesen,  in  deren  Gebiet  es  gelegen 
war,  die  dagegen  Pensionen  an  diejenigen  ihrer Unterthanen  bezahlen 
sollten,  welche  als  Ordensglieder  im  Besitze  der  Ordensgüter  waren. 
Diese  Verfugung  wurde  von  Oesterreich,  in  Ansehung  der  ausser  dem 
österreichischen  Gebiete  gelegenen  Ordensgüter  anerkannt  in  dem 
IV.  Artikel  des  Wiener  Friedens  vom  14.  October  1809.  —  Die 
im  Königreiche  Sachsen  gelegenen  Güter  des  Deutschen  Ordens 
überliess  der  König  im  September  1811  den  Universitäten  Leipzig  und 
Wittenberg,  so  wie  den  Fürstenschulen  Pforta,  Meissen  und  Grimma. 
DerWiener Congress  liess,  in  derDeutschen Bundes-Acte, 
Artikel  XV,  die  in  dem  Wiener  Frieden  vom  14.  October  1809  aner- 
kannten Verfügungen  über  die  Güter  des  Deutschen  Ordens ,  im  All- 
gemeinen stillschweigend  gelten.  In  den  0  e  s  t e  r  r  e  i  c h  i s  c  h  e  n  Staa- 
ten besteht  der  Deutsche  Orden  noch ;  ebenso  —  jedoch  ausser  Ver- 
bindung mit  der  niederländischen  AbtheUung,  —  in  der  Niederlän- 
dischen Provinz  Utrecht. 

.  Vergl :  J .  L.  K 1  ü  b  e  r,  öffentliches  Recht  des  Teutschen  Bundes  u.  s.  w. 
(4.  Aufl.  1840)  S.  314  u.  f.  (Ebendaselbst  auch  von  der  nach 
Art.  LI  der  Congress-Acte  Oesterreich  zustehenden  Souve- 
ränetät  und  Eigenthum  über  das  zu  der  ehemaligen  Deutsch- 
Ordens-Commende  Frankfurt  gehörende  Deutsch -  Ordens- 
haus zu  Frankfurt  a.  M.  u.  s.  w.) 
P.  A.  Winkopp,  der  "rheinische  Bund  u.  s.  w.  LV,  S.  57  u.  f., 
75  u.  f.,  77  u.  f.,  "XXVI,  S.  200  u.  f.,  XXIII,  S.  14  ,  450, 
XXXVII,  S.  149,  LVI,  S.  189. 
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J.  L.  K  lab  er,  Staatsrecht  des  Rheinbundes,  §.  100  Note  e. 

J.  L.  Kl  ober,  Acten  des  Wiener  Congresses,  Bd.  II,  S.  470,  Bd. 
VI,  S.  543  u.  f.,  Bd.  VIII,  S.  120. 

J.L.Klüber,  Cebersicht  der  diplomatischen  Verhandlungen  u.  s.  w. 
S.  142,  274,  462  u.  f.  - 

Haupt ve rt ra g  der  an  den  vormals  deutschordenischen 
BesitzungenbetheiligtenHöfe  (Baiern,  Württemberg, 
Baden,  Hessen,  Nassau,  Grossherzogthum  Frankfurt),  über  die 
Auseinandersetzung  der  da  raufsich  bezieh  enden 
Verna  I  tnisse,  geschlossen  zu  Mergentheim,  den  18. 
Mai  1815.  Mergentheim,  1815,  Fol.  Auch  in: 

de  Martens,  Recueil  etc.  Supplein.  Tom.  VI,  p.  491. 

Kochet  Schoell,  histoireabregeedestraitesetc.  Tom. XI, p.363. 


D. 

Beschlnss  der  B nndes- Versammlung  vom  23.  August 

1832. 

Ein  und  dreissigstc  Sitzung  vom  23.  August  1832. 

1.  Die  Fragen  Uber  das  Ascensionsrecht  der  Deutschen 
Ordensritter  und  den  Anfangstermin  der  von  ihnen  anzusprechen- 
den Pensionen  unterliegen  der  unmittelbaren  Entscheidung  der 
hohen  Bundes- Versammlung. 

2.  Die  Bundes  -  Versammlung  erkennt  kein  Ascensions- 
recht an. 

3.  Der  Deutsch-Ordens-Commenthur ,  Freiherr  von  Willi« 
w*rth,  hat  sonach  kein  Ascensionsrecht  auf  die  Commende 
Bergen,  sondern  nur  eine  nach  den  Revenüen  der  Commende 
Beddingen,  in  deren  Besitz  er  gewesen,  zu  bestimmende 
Pension  anzusprechen. 

4.  Der  Anfangstermin  der  von  ihm  anzusprechenden  reichs- 
deputationsrecessmässlgen  Pension  von  W  eddin  gen  ist  der 
Ta?  der  Unterzeichnung  der  Deutschen  Bundes- Acte. 

5.  Der  Bevollmächtigte  des  Freiherrn  von  Wöllwarth 
*ird  von  diesem  Beschlüsse  in  Kenntniss  gesetzt. 


19' 
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XIX. 


Beschluss  der  Bundes- Versammlung  vom  28.  No- 
vember 1816,  betreffend  die  Reclamation  der  vor- 
mals Königlich  Westphälischen  Staat s diener 

wegen  ihrer  Pensionirung. 

Siebente  Sitzung  am  28.  November  1816.') 

Mecklenburg-Schwerin  und  Strelitz:  Der  Gross- 
herzoglich Mecklenburg- Schwerin-  und  Strelitzische  Herr  Ge- 
sandte referirt  über  die  unter  Z.  22  des  Einreichungs-Protokolles 
erwähnte  Vorstellung  des  Friedrich  Murhardt,  vormals  Köni- 
glich Westphälischen  Bibliothekars  zu  Cassel ,  wegen  Vorsorge 
fiir  die  vormals  Königlich  Westfälischen  Staatsdiener,  ufid  stellt 
zur  Erwägung  vor,  dass  der  vormaligen  Westphälischen  Staats- 
diener weder  die  Wiener  Congress  -  Acte  erwähne,  noch  in  der 
Bundes-Acte  irgendwo  festgesetzt  werde ,  dass  darüber  von  dem 
Bundestage  entschieden  werden  solle. 

Der  Kurfürstlich  Hessische  Herr  Gesandte  be- 
merkte, dass  Se.  Königliche  Hoheit  der  Kurfürst  schon  so  viele 
Rücksichten  auf  Anstellung  vormaliger  Westphälischer  Staats- 
diener im  Militär-  und  Civil -Etat  genommen  hätten,  so  weites 
ohne  Zurücksetzung  Ihrer  eigenen  vorhinigen  Diener  hätte  ge- 
schehen können. 

Auf  diesen  (unter  23)  angebogenen  Vortrag  des  Herrn  Ge- 
sandten, Freiherrn  von  Plessen,  wurde,  übereinstimmend  mit 
»einem  Gutachten, 

beschlossen: 
Dass  die  angebrachte  Reclamation,  als  nicht  vor  den  Bundes- 
tag gehörig,  abzuweisen  sey. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutsehen  Bundes-Ver- 
samralung,  Bd.  I ,  S.  111. 
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Beschlüsse  der  Bundes  -  Versammlung,  betreffend 
die  Reelamation  der  Domcapitnlaren  zu  Con- 
stanz ,  wegen  der  ihnen  durch  die  Badische  Regie- 
rung auferlegten  Pensions-Steuer. 

Tortrag  und  Beschlags  der  Bandes -Versammlung  vom 

24.  lai  1821. 

Zwanzigste  Sitzung  am  24.  Mai  1821. •) 

öer  Königlich  Württembergiscfae  Herr  Bundes- 
Ugs-Gesandte,  Freiherr  von  Wangenheim:  erstattet 
Vortrag  über  die  Zahl  15  dieses  Jahres  eingekonuneue  Beschwerde 
der  Mitglieder  des  Domstiils  zu  Constanz.  treffen  die  ihnen  durch 
ein  Grossherzoglich  Badisches  Steuergesetz  vom  31.  October 
Jahres  vermeintlich  zugefügte  Beeinträchtigung  ihrer  in 
4trBunde*-ActegarantirtenSustenUtioiisrechte,  worin  dieselhen 

dass  die  hohe  Bundes- Versammlung  die  Grossherzoglich  Ba- 
dische Regierung  gerechtest  vermögen  wolle,  ihnen  ihre 
relcosschlussmässlgen  Pensionen  in  Gemässheit  des  Reichs- 
deputations-Hauptschlusses  und  der  Deutschen  Bundes- Acte, 
von  der  ausgeschriebenen  Besoldungs-  und  Pen- 
sions-Steuer frei  zu  belassen. 
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Das  angeführte  Steuergesetz  unterwerfe  unter  andern  die  bis 
dabin  steuerfrei  gewesenen,  in  Gcmässheit  des  Reicbsdeputations- 
Hauptschiusses  von  1803  festgesetzten  Pensionen,  in  Hinsicht 
welcher  der  Artikel  XV  der  Bundes- Acte  jenen  Mitgliedern  der 
ehemaligen  Domstifler  die  BefUgniss  einräume,  sie  ohne  Ab- 
zug1") in  jedem ,  mit  dem  Deutschen  Bunde  im  Frieden  lebenden 
Staate  zu  verzehren.  Durcli  diese  Besoldungs-  und  Pensions- 
Steuer  glaubten  sich  nun  die  Mitglieder  des  Domstiftes  Constanz, 
dem  Sinne  der  Bundes- Acte  zuwider,  beschwert. 

Die  Gründe,  womit  die  Reclamanten  ihre  Vorstellung  unter- 
stützten, führte  der  Herr  Referent  näher  aus,  und  ging  sodann 
zur  Beurtheilung  der  Beschwerde  über. 

Sein  Gutachten  ging  im  Wesentlichsten  dahin : 

Die  Competenz  der  Bundes- Versammlung,  diese  Beschwerde 
anzunehmen  und  einer  richterlichen  Entscheidung  zuzuführen, 
sey  ausser  Zweifel;  nur  darüber  könne  ein  Zweifel  entstehen: 

wer  diese  Beschwerde  nach  den,  im  §.  53  des  Reichsdeputa- 
lions  -  Hauptschlusses  und  dem  Artikel  XV  der  Bundes-Acte  ent- 
haltenen, gesetzlichen  Bestimmungen  rechtlich  zu  beurtheilen  und 
zu  entscheiden  habe? 

ob  die  Bundes- Versammlung  oder  eine  für  solche  Gegen- 
stände competente  Grossherzogliche  richterliche  Behörde? 

Aus  Veranlassung  dieser  Fragen  erörtert  der  Herr  Referent 
die  Folgen ,  welche  aus  dem  Begriffe  der  völkerrechtlichen  Garantie 
abzuleiten  sind,  und  ist,  unter  Berufung  auf  die  neuesten  Schriften 
über  das  europäische  Völkerrecht,  der  Meinung,  dass  im  vorlie- 
genden Falle  der  §.  53  des  Reichsdeputations-Hauptschlusses  und 
der  Artikel  XV  der  Bundes-Acte  zwar  für  ein,  die  Grossherzog- 
lich Badische  Regierung  so  gut,  wie  alle  Deutsche  Regierungen, 
unbedingt  verpflichtendes  Gesetz  von  dieser  hohen  Versammlung 
erklärt  werden  müsse  ,*  dass  Jedoch  die  rechtliche  Beurtheilung, 
ob  die  angebrachte  Beschwerde  in  diesem  Gesetze  gegründet  sey 
oder  nicht,  der  competenten  richterlichen  Behörde  um  so  gewisser 
zu  überlassen  seyn  werde,  als  die  Bundes-Versammlung  in  ihren 
bundesgeselzlichen  Attributen  keine  richterlichen  Functionen  habe, 
die  Entscheidung  Jener  Frage  aber  durchaus  einen  Rfchter  vor- 
aussetze. 
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Nach  dieser  rechtlichen  Ueberzeugung  des  Herrn  Referenten 
die  reciamirenden  Glieder  des  Domcaoitelä  zu  Constanz 


hier  ab-,  und,  Falls  sie  den  Grund  ihrer  Beschwerde  durch  die 
Bestimmungen  des  Reichsdeputations -Hauptschlusses  von  1803 
und  durch  die  der  Bundes-Acte,  welche  für  die  Grossherzoglich 
Badische  Regierung  allerdings  unbedingt  verpflichtend  seyen,  und 
Iiis  zur  Norm  der  Entscheidung  dienen  müssten ,  nachweisen  zu 
können  glauben  sollten,  an  die,  flir  die  Entscheidung  solcher  Fra- 
gen nach  der  Badischen  Landesverfassung  competente,  richter- 
|eke  Behörde  zu  verweisen. 

Sollte  jedoch  dieser  Antrag  von  der  Mehrheit  nicht  genehmigt 
jf erden,  weil  man  die  Competenz  der  Bundes- Versammlung  zur 
ebenen  Entscheidung  aus  dem  Begriffe  völkerrechtlicher  Garan- 
tien ableiten  zu  kö'nnen  meine,  so  glaube  Referent  seinen  Antrag 
dahin  richten  zu  müssen,  dass,  vor  der  Entscheidung  dieses  ein- 
zelnen Falles ,  die  Präjudicial- Frage  über  die  rechtlichen  Wir- 
kongen einer  vom  Bunde  übernommenen  Garantie  bundesgesetz- 
lich entschieden  und  dafür  sofort  eine  die  Entscheidung  vorbe- 
reitende Einleitung  getroffen  werde. 

W  In  der  Voraussetzung  endlich ,  dass  auch ,  mit  Verwerfung 
dieses  Antrages,  durch  die  Mehrheit  entschieden  werden  könnte, 
fcss,  weil  kein  Zweifel  Uber  die  Competenz  der  Bundes-Ver- 
»mmlung  zur  eigenen  Entscheidung  in  diesem  einzelnen  Falle 
'tfroalte,  der  Gnind  der  vorliegenden  Beschwerde  sofort  in  Erwä- 
gung zu  ziehen  und  darauf  in  der  Hauptsache  zu  verfiigen  sey, 
fing  der  Herr  Referent  noch  in  die  genaue  und  vollständige  Beur- 
Teilung  der  Beschwerde  selbst  ein ,  und  äusserte  seine  Meinung 
dahin : 

dass  die  Grossherzoglich  Badische  Regierung  in  dem  Rechte, 
Steuer  auf  alle  Staatsgenossen  ohne  Ausnahme  umzulegen,  in 
Beziehung  auf  die  Mitglieder  des  Domstifts  Constanz  durch  den 
Reichsdeputations-Hauptschluss  und  die  Bundes-Acte  nicht  be- 
schränkt, daher  auch  die  gegen  dieselbe  von  den  Reclamanten 
erhobene  Beschwerde  unbegründet  sey. 
p*  Der  Herr  Referent  fflhrt  alle  von  den  Reclamanten  angezo- 
genen Gesetzstellen  und  alle  zur  Rechtfertigung  ihrer  Ansprüche 
getragenen  Gründe  auf,  beleuchtet  dieselben  und  äussert,  dass, 
wenn  er  sich  von  dem  Rechte  und  der  Verpflichtung  der  hohen 
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Bundes- Versammlung,  in  der  Sache  selbst  zu  entscheiden ,  über- 
zeugen konnte,  er,  von  dem  Standpunkte  des  Rechts  aus,  darauf 
antragen  würde : 

die  Reclamanten  mit  ihrer,  durch  den  §.  53  des  Reichsdepu- 
tattons Hauptschlusses  und  den  Artikel  XV  der  Bundds-Acie 
nicht  begründeten  Beschwerde  gegen  die  Grossherzoglich 
Badische  Regierung  ah-  und  lediglich  an  die  Billigkeit  Sr. 
Königlichen  Hoheit  des  Grossherzogs  von  Baden  hin  zu 
weisen. 

Sollte  man  aber  an  dem  eigentlichen  Sinne  der  von  den  Recla- 
manten angeführten,  in  diesem  Vortrage  beleuchteten,  rechtlicher 
Normen  noch  zweifeln,  und,  von  dem  Standpunkte  des  garantirten 
Gesetzes  aus ,  eine  authentische  Interpretation  für  nöthig  erach- 
ten ;  so  müsse  Referent  erinnern,  dass  ein  Vertrag  nur  von  denen, 
die  denselben  eingegangen  oder  auf  deren  schiedsrichterliche  Ent- 
scheidung dieselben  sich  berufen  hätten ,  authentisch  ausgelegt 
werden  könne  —  so  wie  auch  die  YorlYage  selbst ,  ob  der  Sinn 
eines  Vertrages  zweifelhaft  sey,  nur  durch  eine  ähnliche  Ueber- 
einkunft  seine  Entscheidung  erhalte. 

Der  Vertrag  wurde  unter  Zahl  19  angefügt  und  dessen  Druci 
loco  dictaturae  verabredet. 

Bei  der  hierauf  angestellten  Berathung  und  Umfrage  ergab 
sich,  dass  die  Mehrheit  den  Wunsch  ausdrückte,  vordersamst  die 
Erklärung  der  Grossherzoglich  Badischen  Regierung  hierüber  zu 
vernehmen  $  in  Hinsicht  auf  die  Wichtigkeit  und  die  Folgen  der 
in  dem  Vortrage  des  Herrn  Gesandten,  Freiherrn  von  WTangen- 
heim,  aufgeworfenen,  hier  zur  Entscheidung  zu  bringenden 
Fragen  aber  sprach  sich  die  Mehrheit  dahin  aus,  dass  hierüber, 
wenn  die  zu  erwartende  Grossherzoglich  Badiscbe  Erklärung  <> 
»och  erforderlich  machen  sollte,  die  Instructionen  der  Regierungen 
einzuholen  wären  ?  daher 

Beschluss: 

Dass  Uber  die  Reclamation  der  Domcapitularen  zu  Conslanz, 
wegen  der  ihnen  von  der  Grossherzoglich  Badischen  Regierung 
auferlegten  Pensions-Steuer  ftir's  Erste  die  Erklärung  dieser  Re- 
gierunge)  sich  zu  erbitten,  und  hiernächst  zu  berathen  sey,  in 
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wekher  Masse  man  auf  Instructionseinholiuig  hierüber  antragen 

■Ii. 

•)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
siDmioDg,  Bd.  XII,  S.  45  u.  f. 

h)  Die  Worte  „ohne  Abzug"  sind  in  der  amtlichen  französischen 
tebersetzung  der  Bundes-Acte  weggeblieben. 
Vergl:  Diplomatisches  Archir  u.  s.  w.  Thl.  II,  AMh.  I, 
S.  48 ,  Nr.  II. 

c)  Dieselbe  erfolgte  in  der  34.  Sitzung  am  20.  Decem- 
. e r  1821,  wonächst  beschlossen  wurde:  die  Erklärung  der 
Gfossherzogtich  Badischen  Regierung  an  die  Reclamations-Commisston 
zu  Erstattung  eines  erschöpfenden  Berichts  abzugeben,  damit  nach  ein- 
gelangten Instructionen  darüber  der  Besthluss  gefasst  werden  könne. 
Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes- Versamm- 
lung, Bd.  XII,  S.  354-362. 


B. 

3eschlus s  der  Bundes-Ve r s am m  1  ung  vom  26.  Juni  1823. 

Achtzehnte  Sitzung  am  26.  Juni  1823.*) 

Hiernach  wurde  durch  die  Mehrheit b) 

beschlossen: 

Dass  die  Domcapitularen  zu  Constanz  mit  ihrer  weder  durch 
<Be  |§.  52  und  53  des  Reichsdeputations  -  Hauptschlusses ,  noch 
tecb  den  Artikel  XV  der  Bundes-Acte  begründeten  Beschwerde 
F«ren  die  Grossherzoglich  Badische  Regierung,  wegen  Bezahlung 
?ißer  Pensions-Steuer ,  abzuweisen  seyen.') 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
iinmlung,  Bd.  XV,  S.  335. 

I)  Die  verschiedenen  Abstimmungen  erfolgten  in  dersel- 
ben Sitzung. 

Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
lung,  Bd.  XV,  S.  328-335. 
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Das  Commissions-Gutachten  (s.  Litt.  A,  Note  c)  wurde  in 
der  13.  Sitzung  am  12.  Mai  1823  zum  Vortrag  gebracht  und 
darauf  beschlossen:  am  26.  Juni  1823  abzustimmen. 

Vergl:   Protokolle  der  Deutschen  Bundes- Versamm- 
lung Bd.  XV,  S.  147—149. 
c)  Auch  die  Domcapitularen  zu  Speyer  wurden  durch  Bc- 
schluss  vom  11.  März  1824  (9.  Sitzung)  mit  ihrer  Reclamation, 
wegen  der  ihnen  von  der  Grossherzogl.  BadischenRegierung 
auferlegten  Pensions-Steuer,  abgewiesen. 
Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bunde s-Versamm- 

lung,  Bd.  XVI,  S.  120-127. 
J.  L.  Kl  über,  öffentliches  Recht  des  Teutschen  Bundes  u.  s.  w. 
(4.  Aufl.  1840)  S.  318. 
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Beschluss  der  Bundes -Versammlnn  g  vom  18.  Ja- 
naar  1821 ,  betreffend  die  Sammlung  der  in  den  Bun- 
desstaaten geltenden  Gesetze. 

Zweite  Sitzung  am  18.  Januar  1821.') 

Der  Königlich  Baierische  Herr  Bundestagsde- 
batte Freiherr  von  Aretin:  Nach  der  bisherigen  Ge- 
schälte-Erfahrung  haben  sich  bereits  öfters  die  Fälle  ereignet, 
das*  man  sich  die  in  den  Bundesstaaten  geltenden  Ge- 
setze, deren  Einsicht  bei  einzelnen  Veranlassungen  nothwendig 
war,  nur  mit  Weitläufigkeiten  und  Zeitverlust  verschaffen  konnte. 

Dies  Bedürfniss  zeigt  sich  am  häufigsten  bei  Bearbeitung  der 
ReclamatioDsfäile ,  und  ebenso  ist,  nach  der  beschlossenen  Ein- 
richtung im  Austrägalverfabren ,  die  Kenntniss  sämmtlicher ,  in 
den  verschiedenen  Bundesstaaten  eingeführten  Gerichtsordnungen 
der  hohen  Bundesversammlung  fast  unentbehrlich. 

Ich  glaube  daher  aur  die  Notwendigkeit  aufmerksam  machen 
zu  müssen,  dass  uns  diese  nöthfgen  Hülfsmittel  baldmöglichst 
verschafft  werden  möchten. 

Hierzu  kann  man  vorzüglich  auf  zwei  Wegen  gelangen; 
durch  den  Buchhandel ,  und  unmittelbar  durch  die  Regierungen 
selbst. 

Die  auf  den  Ankauf  sich  ergebenden  Kosten  würden  der  ge- 
meinschaftlichen Kasse  keine  sehr  bedeutende  Last  verursachen. 
Nie  unmittelbare  Mittheilung  von  den  Regierungen  würde  auch 
diese  ersparen ,  und  eine  richtigere  und  vollständigere  Sammlung 


Digitized  by  Google 


300 


hoffen  lassen.  Unter  einer  zweckmässigen  Ausscheidung  können 
vielleicht  beide  Wege  am  füglichsten  verbunden  werden. 

Ich  erlaube  mir  daher ,  den  Vorschlag  zu  machen,  dass  man 

1)  durch  das  hiesige  Ober  -Post-  Amt  sämmtliche,  in  allen 
Staaten  des  Deutschen  Bundes  erscheinenden  Gesetz-  und  Regie- 
rungsblätter, durch  welche  die  Verordnungen  zur  offlciellen  Kennt- 
niss  gebracht  werden,  von  dem  laufenden  Jahre  anfangend,  sich 
verschaffe ; 

2)  an  sämmtliche  Regierungen  durch  die  Bundestagsgesand- 
schaften  die  Bitte  stelle,  dass  sie  baldmöglichst  vollständige  Exem- 
plare der,  gegenwärtig  in  Jedem  JJundesstaaVe  geltenden,  bürger. 
liehen  Gesetzbücher  und  Gerichtsordnungen  mittheilen  möchten. 
Selbst  (He  Strafgesetzbücher  können  manchmal  zur  Einsloht  ooth- 
wendig  werden ,  und  sehr  wünschenswert!)  wäre  es,  da,  wo  ge- 
setzliche und  halbofücielle  Commentare  über  die  Rechlsbücher 
bestehen,  auch  diese  zu  besitzen.  Würden  dann  noch  die  in  den 
meisten  Staaten  vorhandenen  Sammlungen  von  Landes -Verord- 
nungen und  systematischen  Handlwchern,  ferner  die  Gesetz  und 
Regierungsblätter  von  den  Jahren  1800  bis  L820  einschliesslich 
endlich  die  gedruckten  landständischen  Verhandlungen  beigefügt, 
so  würden  die  Hülftqueltea  vermehrt,  und  man  sich  zum  vertep- 
pelten  Danke  verpflichtet  fühlen. 

3)  Sämmtliche  Werke  wären  in  der  Bibliothek  der  Bundes- 
versammlung aufzustellen  und  in  vorkommenden  Fällen  an  die 
derselbe«  bedürfenden  Bundestags-Gesandteo  gegen  Bescheinigung 
zum  zeitlichen  Gebrauche  abzugeben. 

Uater  einhelliger  Zustimmung  zu  diesem  Antrage  wurde 

beschlossen: 

1)  dass  sämmtliche,  in  den  Staaten  des  Deutschen  Bundes 
erscheinenden  Gesetz-  und  Regierungsblätter,  durch  welche  die 
Verordnungen  zur  offlciellen  Kenntniss  gebracht  werden,  von  dem 
laufenden  Jahre  anfangend ,  durch  das  hiesige  Ober- Post-Ami  zu 
bestellen  und  die  Bundes -Kanzlei -Kasse  zur  Bestreitung  dieser 
Auslagen  zu  ermächtigen ;  sodann 

2)  an  sämmtliche  Regierungen  durch  die  Bundestags-Gesand- 
schallen  die  Bitte  zu  stellen  sey,  dass  sie  baldmöglichst  voltatän- 
dige  Exemplareder,  gegenwärtig  in  Jedem  Bundesstaate  geltenden, 
bürgerlichen  und  peinlichen  Gesetzbücher,  dann  der  Gericht  sord- 
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nungen,  etwa  auch  der  gesetzlichen  und  halbofficiellen  Commen- 
tare  über  die  Rechtsbücher,  mittheilen  möchten ;  die  Bundes- Ver- 
sammlung würde  es  überdies  mit  besonderem  Danke  erkennen, 
wenn  die  Regierungen  noch  die  in  den  meisten  Staaten  vorhan- 
denen Sammlungen  von  Landesverordnungen  und  systematischen 
Handbüchern ,  ferner  die  Gesetz  -  und  Regierungsblätter  von  den 
Jahren  1800  bis  1820  einschliesslich,  endlich  die  gedruckten  land- 
ständischen Verhandlungen  hinzufügen  wollten. b) 

3)  Sämmtliche  Werke  wären  dereinst  in  der  Bibliothek  der 
Bundes- Versammlung  aufzustellen  und  in  vorkommenden  Fällen 
aa  die  derselben  bedürfenden  Herren  Bumlestags-Gesan dten  gegefl 
Bescheinigung  abzugeben. 

6)  Verg:  Protokolle  der  Deutsehen  Btin  dos  - V  cr- 
simmlong,  Bd.  XI,  S.  19,  20. 

b)  Io  demselben  und  in  den  folgenden  Jahren  wurden  nach  und 
oacb  von  den  verschiedenen  Bundestags-Gesandschaften  Anzeigen  des 
Wölls  gemacht:  dass  ihre  Co  mm  Meuten  ,  die  Ansicht  vdn  der  Nütz- 
lichkeit einer  am  Sitze  der  Bund  es- Versammlung  anzulegenden  Samm- 
lung der  in  den  Bundesstaaten  geltenden  Gesetze  u.  s.  w.  vollkommen 
ineilend ,  die  angemessenen  Weisungen  wegen  deren  Einsendung  an 
fc  betreffenden  Behörden  erlassen  hätten.  D&ngemäss  wurden  die 
terschiedenen  Gesetz  *  Sammlohgen  n.  s.  w.  von  den  Bundestags-Ge* 
sandten  an  die  Bundes- Versammlung  übergeben. 
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Bescblnss  der  Bundes- Versammlung  vom  27.  An 
gast  1829,  betreffend  die  unentgeld liehe  Abgabe 
der  Gesetz-  und  Regierungsblätter  an  die  Bundes- 
versammlung. 

Fünf  und  zwanzigste  Sitzung  am  27.  August  1829. 

Unter  einhelliger  Zustimmung  wurde 

beschlossen : 

Dass  die  sämmtlichen  Gesandschaften  sich  dahin  vereinigen 
wollen,  bei  ihren  Allerhöchsten  und  Höchsten  Regierungen  darauf 
anzutragen : 

dass  die  allgemeinen  Gesetz* und  Regierungsblätter 
an  die  Bundes- Versammlung  unentgeldlich  abge- 
geben werden  möchten  5  — 
indessen  wären  die  Blätter ,  welche  bisher  aus  der  Kanzleikasse 
bezahlt  wurden b),  vom  1 .  Jänner  künftigen  Jahres  an  abzuschalten. 

ä)  Auf  Antrag  des  für  die  Revision  der  Bundesrechnungen  beste- 
henden Ausschusses, 

b)  Vergl:  den,  in  der  vorhergehenden  Nummer  enthal- 
tenen, Beschluss  der  Bundes- Versamml ung  vom  18.  Januar 
1821,  unter  1. 
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Ulli. 

Beschluss  der  Bundes- Vers  ammlung  vom  29.  No- 
vember 1832,  betreffend  die  Mittheilnng  der  Ver- 
handlungen der  Stände- Versammlungen. 

Fünf  und  vi  erzigste  Si  tzung  vom  29.  November  1832. 

Praesidium:  Da  gegenwärtig  in  dem  Grossherzogthume 
Saasen -Weimar  die  Landstände  versammelt  seyen,  so  werde 
die  Grossherzogliche  Regierung  nach  Artikel  IV  des  Bundes- 
Beschlusses  vom  28.  Juni  d.  J.*)  um  Mittheilung  der  ständischen 
Verhandlungen  an  die  betreffende  Bundestags -Commission  zu 
ersuchen  seyn ,  womit  auch  zugleich  schon  jetzt  das  allgemeine 
Ersuchen  an  sämmtliche  Regierungen  zu  verbinden  seyn  dürfte, 
die  Verhandlungen  ihrer  Stände  Jedes  Mal ,  so  oft  sich  letztere 
versammelten ,  der  Bundes- Versammlung  mitzutheilen.  f 

Unter  Zustimmung  zu  diesem  Antrage  wurde 

beschlossen i 

1)  Die  Grossherzoglich  Sachsen-Weimarische  Regierung  wird 
zur  Mittheilung  der  Verhandlungen  ihrer  gegenwärtig  versam- 
melten Stände  an  die  in  Gemässheit  des  Artikels  IV  des  Bundes- 
Beschlusses  vom  28.  Juni  ernannte  Bundestags-Commission  auf- 
gefordert, und  hiermit  zugleich 

t)  schon  jetzt  das  Ersuchen  an^ämm^t  Ii  che  Regierungen 
verbunden ,  die  Verhandlungen  ihrer  Stände  Jedes  Mal ,  so 
oft  sich  letztere  versammeln  werden ,  der  eben  erwähnten  Com- 
mission durch  ihre  Gesandschaften  mitzutheilen. 

ff)Vergl:  Diplomatisches  Archiv  u.s.w.  Thl.  II,  Abth.  I, 
S- 419,  420.  Nr.  XLIX. 
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Verabredung  der  Bund  es -Versammlung  vom  4.  Au- 
gust 1831,  betreffend  die  Sammlung  und  den  Druck 
der  von  den  Bundesregierungen  ergangenen  Ver- 
ordnungen hinsichtlich  der  asiatischen  Brechrühr. 

In  der  vier  und  zwanzigsten  Sitzung  am  4.  August 
1831  wurde  in  der  Bundes  -  Versammlung  die  Abrede  getroffen: 

Sümmtliche  wegen  Abhaltung  und  Behandlung  der  asiati- 
schen Brechruhr  (Cholera  morbus)  von  Seite  der  höchsten 
und  hohen  Bundesregierungen  ergangenen  und  nachfolgenden 
Verordnungen  und  Anweisungen,  welche  der  Bundes- 
Versammlung  mitgetheüt  werden,  sammeln  und  in  besondern 
Heften  drucken  zu  lassen.1) 

a)  Dieser  Abrede  gemäss  erschien  gedruckt  zu  Frankfurt  am  Main, 
vom  August  1831  bis  März  1832,  in  neun  Heilen  auf  530  Seiten 
in  gross  4o : 

Sammlung  der  von  den  Regierungen  der  Deutschen  Bundes- 
staaten ergangenen  Verordnungen  und  Instructionen  wegen  Ver- 
hütung und  Behandlung  der  asiatischenBrech  rühr  (Cholera 
morbus).  f 

Vdrgl:  J.  L.  Klub  er,  Quellen  -  Sammlung  u.  s.  w.  Fortsetzung, 
S.  32,  33. 
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Beschin s s  der  Bundes- Versammlung  vom  29.  No- 
vember 1838,  betreffend  die  Zollfreiheit  der  Gesand- 
ickaften  der  nicht  im  Zollvereine  begriffenen 
lentschen  Bundesstaaten  und  der  auswärtigen 
lichte  in  der  freien  Stadt  Frankfurt.  *) 

Berlind  dre issigste  Sitzung  am  29. November  1838. 

*  Praesidium:  Die  hohe  Bundes  -  Versammlung  hat  in  der 
Uta  Sitzung  vom  28.  AprU  1836  (§.  64  des  Protokolls)  nach- 
Hebenden  Beschluss  gefösst : 

4)  Das  Präsidium  der  Bundes- Versammlung  wird  ersucht,  unter 
Festbaltung  des  Grundsatzes  der  gesandschalUichen  ZoU- 

*  befrdung ,  mit  dem  Senate  der  freien  Stadt  Frankfurt  die- 
■  Jenigen  Control-Mass regeln  zu  verabreden,  welche  zur  Be- 
seitigung eines  allenfailsigen  Missbrauchs  oder  luterschleifs 

'  dienlich  seyn  dürften.  Dasselbe  wird  zugleich  ermächtigt, 
zu  dieser  Verhandlung  noch  zwei  Bundestags  -  Gesandte 
zuzuziehen.4' 

«lj  Die  freie  Stadt  Frankfurt  wird  ersucht,  zu  dieser  Verhand- 
lung ihre  Bundestags- Gesandschaft  mit  der  erforderlichen 
Ermächtigung  zu  versehen.'4 

**J  Das  Resultat  der  Verhandlung  ist  seiner  Zeit  der  Bundes- 
Versammlung  zur  definitiven  Erledigung  vorzulegen.44 

,ö  Genässheit  dieses  Beschlusses  hat  der  Präsidirende,  unter  Zu- 
des  Königlich  Sächsischen  und  des  Grossherzoglich  Meck- 

m.  20 
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lcnburglschen  Herrn  Gesandten ,  die  Ihm  aufgetragene  Verhand- 
lung mit  dem  vom  Senate  der  Stadt  Frankfürt  dazu  ermächtigten 
Frankfürtischen  Herrn  Bundestags -Gesandten,  Gcrichtsschult- 
heissen  von  Meyer,  gepflogen,  und  er  beehrt  sich  nunmehr,  das 
Resultat  derselben ,  welches  in  einer  von  dem  Präsidirenden  und 
den  beiden  oben  genannten  Bundestags-Gesandlen  unterm  23.  No- 
vember 1.  J.  an  den  Frankftirtischen  Bundestags  -  Gesandten  ge- 
richteten Note  und  in  der  hierauf  von  dem  letzteren  unterm 
29.  desselben  Monats  ertheilten  Antvvortsnote  enthalten  ist,  dieser 
hohen  Versammlung  mittelst  Ueberreichung  dieser  Actenstücke 
zur  definitiven  Erledigung  vorzulegen. 

Die  eben  erwähnten  Noten  lauten  wie  folgt : 

Note  vom  23.  November  1838: 

,,  Auf  die  Note,  welche  die  zu  den  Verhandlungen  milden 
Bundestags-Gesandschaflen  niedergesetzte  Coramlssion  des  Senats 
der  freien  Stadt  Frankfurt  a.  M. ,  im  Auftrage  des  letzteren, 
unterm  12.  Februar  183G  an  den  von  dem  mit  unterzeichneten 
Kaiserlich  Königlichen  Präsidial-Gesandten  im  Präsidio  der  Bun- 
des-Versammlung  substituirten  Königlich  Preussischcn  Herrn 
Gesandten,  in  Betreff  der  gesandschaltlichen  Zollbefreiung  erlas- 
sen hat,  beehren  die  Unterzeichneten  sich,  in  Folge  Auftrages 
hoher  Bundes- Versammlung,  dem  Bundestags-Gesandten  der  freien 
Stadt  Frankfurt,  Herrn  Gcrichtsschultheissen  von  Meyer,  die 
nachfolgende  Mlttheilung  zu  machen": 

,,Wenn  es  sich  gegenwärtig  lediglich  davon  handelt,  die 
dermalen  bestehenden  Verhältnisse  durch  gemeinsam  zu  verab- 
redende Modalitäten  und  Controlmassregeln  mit  den  durch  den 
Anschluss  an  den  Zoll- Verein  herbeigeführten  Verhältnissen  mög- 
lichst in  Einklang  zu  bringen ,  so  werden ,  nach  Ueberzeugung 
der  Unterzeichneten,  sowohl  die  im  Bunde  begriffenen  Regierun- 
gen, als  die  durch  Repräsentanten  beim  Bunde  vertretenen  Höfe, 
diesem  billigen  Wunsche  gewiss  bereitwillig  entgegen  kommen.44 

„Die  von  hoher  Bundes- Versammlung  mit  der  diesfälligen 
Verhandlung  beauftragte  Commission  bietet  sonach  gern  die  Hand 
zu  solchen  Bestimmungen,  von  welchen  sie  erwarten  darf,  dass 
sie  die  einhellige  Zustimmung  der  Bundes- Versammlung  erhalten 
und  den  bei  dem  Durchlauchtigsten  Bunde  aecreditirten  auswär- 
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ü«ren  Gesandschafion  bei  der  denselben  förmlich  im  Namen  des 
Bundes  zugesicherten  Zollbefreiung  keinen  gerechten  Grund  zur 
Beschwerde  geben  werden.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus- 
gehend, und  nach  der  der  Commission  durch  Bundes -Beschluss 
rom  28.  April  1836  ertheilten  Instruction,  folgt,  dass  die  weitere 
Verabredung  hauptsächlich  solche  Punkte  zum  Gegenstande  habe, 
welche  bei  dem  Anschluss  der  freien  Stadt  Frankfurt  an  den  Zoll- 
Verein  zur  Beseitigung  eines  möglichen  Missbrauches  der  gesand- 
scbaftlichen  Zollfreiheit  gereichen,  und  sonst  nach  den  veränderten 
Einrichtungen  erforderlich  sind.*4 

„Es  wird  sonach 
1)  die  neue  Anordnung  nur  für  die  Dauer  des  Anschlusses  an 

den  Zollverein  bestehen ; 
2j  halten  die  Unterzeichneten  es  von  selbst  verstanden,  dass 

die  Herren  Gesandten  ausser  der  zollfreien  Einführ  aller 
v    Gegenstände,  welche  bei  ihrem  ersten  Antritte  und  in  einem 

Zeitraum  von  einem  Jahre  nach  demselben,  zur  Einrichtung 

•  ihres  Hauses  gehören,  —  als  Wagen,  Pferde,  Möbel,  Klel- 
«  dungsstückc,  Wäsche,  Tischgeschirre  u.  s.  w.  — ,  und 
fr    welche  während  dieses  Zeitraumes  nicht  auf  den  Freiconto 

eingetragen  werden ,  dergleichen  Gegenstände  auch  später 

•  zu  jeder  Zeit  zollfrei ,  Jedoch  alsdann  mit  Anrechnung  aur 
den  Freiconto,  einbringen  können. 

Diese  Bestimmung  wird  auch,  wie  bisher,  auf  die  Loga- 
tions-Secretäre,  desgleichen  auf  alle  der  Gesandschaft  ange- 
hörenden Personen  ausgedehnt  zu  verbleiben  haben. 
3)  Was  die  EröfTnung  eines  Freiconto  für  Jeden  Gesandten 

•  wegen  des  Verbrauchs  zollpflichtiger  Gegenstände  betrifft, 
so  stellt  sich  dieser  Vorschlag  als  eine ,  den  Grundsatz  der 
gesandschafllichen  Zollfreiheit  im  Wesentlichen  nicht  gefähr- 
dende und  durch  die  neue  Zolleini  ichtung  anscheinend  not- 
wendig gewordene  Massregel  dar ;  die  Commission  ist  auch 
der  Ansicht,  dass  eine  Summe  von  3,500  Gulden  in  der 
Regel  und  für  die  gewöhnlichen  Verhältnisse  für  den  zu 
eröffnenden  Freiconto  zureichend  seyn  wird  5  dagegen  muss 
für  den  Fall ,  dass  der  Freiconto  eines  Gesandten  absorbirt 
seyn  sollte,  die  auf  den  Wunsch  eines  Gesandten  erfolgende 
Erneuerung  des  Freiconto  vorbehalten  werden,  wogegen 

20* 
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derselbe  alle,  für  die  einer  Gesandschaft  angehörenden  Per- 
sonen eingehenden  zollpflichtigen  Verbrauchsartikel  mit  auf 
seinen  Freiconlo  zu  nehmen  kein  Bedenken  tragen  wird. 
Da  es  sich  nun  von  selbst  versteht ,  dass  von  den  Gesand- 
schaften  in  diesen  Freiconto  nur  die  wirklich  zum  Gebrauch 
der  Gesandten  und  der  Ihrigen  erforderlichen  zollpflichtigen 
Gegenstände  aller  Art  aufgenommen  werden ,  so  sieht  man 
der  Zusicherung  entgegen ,  dass  die  Erneuerung  eines  sol- 
chen ,  in  der  Weise  erschöpften  Freiconto,  auf  den  Antrag 
der  betreffenden  Gesandschaft,  Jedes  Mal  bereitwillig  erfol- 
gen werde. 

4)  Die  Mitglieder  der  Militär-Commission  der  Deutschen  Bundes- 
versammlung haben  bisher  die  Zollbefreiung  von  den  zu 
ihrer  Einrichtung  erforderlichen  Gegenständen ,  so  wie  von 
zollpflichtigen  Verbrauchsartikeln  genossen;  diese  Einrich- 
tungwird auch  in  Zukunft  aufrecht  zu  erhalten  seyn;  diese 
sämmtlichen  Personen  werden  wie  das  übrige  Gesandschafls- 
personal  zu  behandeln  und  ihr  Verbrauch  bei  dein  Freiconto 
der  betreffenden  Gesandschaft  in  Aufrechnung  zu  bringen, 
hinsichtlich  der  zur  Einrichtung  ihres  Hauses  gehörigen 
Gegenstände  aber  während  des  ersten  Jahres  nach  ihrer 
Ankunft  denselben  die  Zollbefreiung  ohne  Aufrechnung  bei 
dem  Freiconto  zu  belassen  seyn. 

5)  Dem  Bundes-Canzlei-Director  und  den  übrigen  zur  Bundes- 
Präsidial  -  Canzlei  gehörigen  Individuen ,  desgleichen  dem 
Bundes-Cassier  und  dem  Bundes-Casse-Controleur,  wird 
die  bisher  genossene  Zollfreiheit  gleichfalls  zu  belassen  und 
deren  Verbrauch  dem  Freiconto  des  jeweiligen  Kaiserlich 
Königlichen  Präsidial-Gesaudten  in  Aufrechnung  zu  bringen 
seyn. 

Endlich 

6)  ist  die  Commission  damit  einverstanden,  dass  über  alle  ein- 
gehenden, zur  Einrichtung  und  zum  Verbrauch  gehörenden 
zollpflichtigen  Gegenstände ,  zur  Erlangung  der  sofortigen 
zollfreien  Abfertigung,  ein  mit  der  Unterschrift  der  betreffen- 
den Gesandten,  oder,  in  deren  Abwesenheit,  der  von  ihnen 
damit  beauftragten  Personen ,  und  dem  gesandschaftlichen 
Siegel  versehener  Schein  vorgezeigt  wferden  müsse.44 b) 
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,,Di«  Commission,  welche  bei  den  im  Obigen  aurgestellten 
Grundsätzen  sowohl  allgemeine  völkerrechtliche  Rücksichten,  als 

die  eigentümliche  Stellung  dos  Bundes  im  Auge  gehabt  hat,  sieht 
einer  weiteren  und  —  wie  sie  nicht  bezweifelt  —  das  Elnver- 
ständniss  des  Senats  der  freien  Stadt  mit  den  obigen  Vorschlägen 
ausdrückenden  gefälligen  Erklärung  entgegen. " 

„Die  Unterzeichneten  benutzen  übrigens  diesen  Anlass  gern, 
udi  dem  Gesandten  der  freien  Stadt  Frankfurt,  Herrn  Gerichts- 
schultheissen  von  Meyer,  die  Versicherung  der  vollkommensten 
Hochachtung  auszudrücken.'* 

M  üneh-Belli  nghausen.     Man  teuf  fei.     Sc  back. 

Antwort-Note  vom  29.  November  1838. 

,,Dcr  unterzeichnete  Bundestags  -  Gesandte  der  freien  Stadt 
Frankfurt,  Gerichtsschultheiss  und  Syndicus  von  Meyer,  hat 
nicht  verfehlt,  die  gefällige  Note  der  verehrlichen  Bundestags- 
Commission  vom  23.  d.Mts.,  die  gesandschaftliche  Zollbefreiung 
betreffend,  dem  Senate  vorzulegen,  und  ist  nunmehr  ermächtigt, 
dieselbe  in  Folgendem  zu  erwiedern:" 

„Wenn  die  verehrliche  Bundestags -Commission  hierin  von 
der  Ansicht,  unter  Bezugnahme  auf  den  Bundes  ■  Beschluss  vom 
28.  April  1836  ausgeht,  dass  die  weitere  Verabredung  hauptsäch- 
lich solche  Punkte  zum  Gegenstande  habe,  welche  bei  dem  An- 
schluss  der  freien  Stadt  Frankfurt  an  den  Zollverein  zur  Besei- 
tigung eines  möglichen  Missbrauchs  der  gesandschaftllchen  Zoll- 
fn-ibei t  gereichen,  und  sonst  nach  den  veränderten  Einrichtungen 
erforderlich  sind,  so  besteht  keine  Verschiedenheit  der  Ansichten; 
denn  dasselbe  wird  auch  von  Seiten  des  Senats  der  freien  Stadt 
Frankfurt  beabsichtigt." 

„Der  Senat  war  auch  darin  immer  in  übereinstimmender 
Ansicht  mit  der  verehrlichen  Bundestags  -  Commission ,  dass  die 
Verabredung  von  Modalitäten  und  Controlmassregeln  nach  den 
dermaligen  Verhältnissen  der  hauptsächlichste  Gegenstand  der 
Jetzigen  Verständigung  seyn  werde,  Qndet  daher  in  deren  Be- 
schränkung auf  die  Dauer  des  Anschlusses  der  hiesigen  Stadt  an 
den  Zollverein  kein  Bedenken/4 
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„Ebenso  ist  der  Senat  mit  den  sub  Num  2  —  6  genannten 
Punkten  einverstanden. 1  * 

„Es  erübrigt  daher  nur  Folgendes :" 

„Da  hinsichtlich  der  Erneuerung  des  Freicontos,  bei  dessen 
Erschöpfung,  eine  besondere  Zusicherung  von  Seilen  des  Senats 
gewünscht,  und  in  der  gefälligen  Note  der  verehrlichen  Bundes- 
tags *  Commission  ausgesprochen  wird,  dass  alle  zollpflichtigen 
Artikel  von  den  Gesandschaiten,  sowohl  für  sich,  als  für  die  ihnen 
angehörenden  Personen  und  die  Mitglieder  der  Militär- Commis- 
sion,  auf  den  Freiconto  der  Gesandschafl  gesetzt,  mithin  für  jede 
Gesandschaft  nur  ein  Freiconto  etablirt  werden  soll,  und  es  sich 
von  selbst  verstehe,  dass  von  den  Gesandschalten  in  diesen  Frei- 
conto nur  die  wirklich  zum  Gebrauch  der  Gesandten  und  der 
Ihrigen  erforderlichen  zollpflichtigen  Gegenstände  aller  Art  auf- 
genommen werden?  so  ist  der  Senat  bei  dieser  entgegenkommen- 
den Erklärung  um  so  bereitwilliger ,  seiner  Seits  derselben  ent- 
sprechend zu  erwiedern,  dass  die  Erneuerung  des  in  der  Weise 
erschöpften  Freicontos  erfolgen  werde." 

„Derselbe  wird  daher  durch  die  Senats  -  Commission  zu  den 
Verhandlungen  mit  den  hohen  Bundestags-Gcsandschaflen  jährlich 
denselben  das  Verzeichniss  desjenigen  zustellen  lassen ,  was  im 
Laufe  des  Jahres  auf  den  Freiconto  geschrieben  worden  ist,  damit 
daraus  der  Betrag  sowohl,  als  im  Uebrigen  ersehen  werden  kann, 
ob  nichts  eingetragen  worden ,  was  etwa  nicht  wirklich  zum  ge- 
sandschaftlichen  Gebrauche  bestimmt  gewesen." 

„Die  Zollfreiheit  wird  ihrer  Natur  nach  sich  im  Allgemeinen 
nur  auf  die  unmittelbar  aus  dem  Auslande  auf  den  Namen  der 
Gesandschaiten  eingehenden  Gegenstände  beziehen,  jedoch  die 
zollfreie  Entnahme  von  Colonialwaaren  und  Wein  aus  den  unver- 
steuerten, aurdem  hiesigen  Packhofe  befindlichen  Lagern ,  wie 
bisher,  auch  ferner  Statt  finden  können." 

„Schliesslich  hat  der  Unterzeichnete  noch  zu  bemerken,  dass 
die  hiernach  getroffene  Verabredung  ausser  Einfluss  auf  dasjenige 
bleibt,  was  zwischen  den  zum  Zollvereine  gehörigen  Regierungen 
über  die  Zollbefreiung  ihrer  Bundestags- Gesandten  und  Militär- 
Bevollmächtigten  verabredet  worden  ist,  und  demgemäss  von  den 
einzelnen  dieser  Regierungen  hinsichtlich  der  ihren  Gesandten 
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und  Militär-Bevollmächtigten  ferner  zustehenden  Zollbefreiungen 

etwa  bestimmt  seyn  oder  künftig  bestimmt  werden  sollte." 

„Der  Unterzeichnete  bittet  bei  dieser  Gelegenheit  die  ver- 
rhrliclie  Bundestags-Comniission ,  den  Ausdruck  seiner  vollkom- 
mensten Hochachtung  zu  genehmigen. < ' 

•  •?ir-  /*>  „ 

Meyer. 


Nachdem  der  Herr  Gesandte  der  freien  Städte  hier- 
auf bestätiget  hatte ,  dass  der  Senat  der  freien  Stadt  Frankfurt 
die  von  ihrem  Bundestags-Gesandten  in  der  Note  vom  29.  Novem- 
ber d.J.  geraachten  Zusagen  genehmigt  habe,  wurde  einhellig 

beschlossen: 

1)  Den  mittelst  der  vorstehenden  Noten  vom  23.  und  29.  No- 
vember d.  J.  von  dem  präsidirenden  Gesandten  der  Bundes- Ver- 
sammlung, unter  Zuziehung  der  Gesandten  von  Königreich  Sachsen 
und  Mecklenburg ,  mit  jenem  der  freien  Stadt  Frankfurt  verab- 
redeten Modificationen  der  im  Jahre  1816  vereinbarten,  und  durch 
Bundes -Beschluss  vom  19.  Februar  1824  auf  die  bei  dem  Bunde 
actreditirten  Gesand schaflen  ausgedehnten  Bestimmungen  über 
die  gesandsebaftlichen  Vorrechte,  wird  die  Genehmigung  ertheilt, 
und 

2)  das  Präsidium  ersucht,  den  bei  dem  Bunde  aecreditirten 
Gesandschaften  hiervon  Mittheilung  zu  machen. 

a)  Vergl:  Note  an  den  Senat  der  freien  Stadt  Frankfurt 
vom  22.  October  1816,  Nr.  IV. 
Diplomatisches  Archiv  u.  s.  w.  Thl.  II,  Abth.  I,  Nr.  XXI, 
S.  235. 

Erklärung  des  Senates  der  freien  Stadt  Frankfurt  vom 
25.  Oclober  1816. 

Diplomatisches  Archiv  u.  s.  w.  Tbl.  II,  Abth.  I,  Nr.  XXII, 
S.239. 

Beschluss  der  Bundes-Versammlung  vom  19.  Februar 
1824,  betreffend  die  Hechte  der  bei  dem  Deutschen  Bunde 
aecreditirten  fremden  Gesandten. 
Diplomatisches  Archiv  u.  s.w.  Thl.  U,  Abth.  I,  Nr.  XXIV, 
S.252. 
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*  ö)  Nachdem  der  Senat  der  freien  Stadt  Frankfurt  im  Jahre  1839 
der  Bundes- Versammlung  den  Wunsch  zu  erkennen  gegeben :  „dass 
künftighin ,  zur  Vermeidung  jeden  Aufenthaltes  bei  der  Ablieferung 
aller  auf  den  Freiconto  bezogenen  Gegenstände,  ein  genaues  Ver- 
zeichniss  derselben  der  Zollbehörde  überlassen  werden  möge44 ,  wird 
auf  dem  mit  der  Unterschrift  des  Gesandten  und  dem  gesandschaft- 
lichen  Siegel  versehenen  Scheine  eine  besondere  Bescheinignng  dar 
über  ertheilt,  für  wen  die  einzelnen  Gegenstände  entnommen  werden 
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Verhandlungen  nndBeschluss  der  Bunde s- Ver- 
sammlung, den  Todesfall  eines  Bundestags -Ge- 
sandten betreffend. 

A. 

* 

iozeige  des  Praesidiums  nndBeschluss  derBundes- 
Versammlung  vom  22.  Februar  1821. 

Siebente  Sitzung  am  22.  Februar  1821.') 

Praesidlum:  Der  empfindliche  Verlust,  welchen  wir 
durch  den  unerwarteten  Todesfall  eines  der  verehrtesten  und 
ausgezeichnetsten  Mitglieder  dieser  hoben  Versammlung  erlitten, 
le?l  mir  die  Pflicht  auf,  von  dem,  was  hierauf  verfügt  wor- 
den, ungesäumt  Rechenschaft  zu  geben. 

Nach  einer  Krankheit  von  wenigen  Tagen ,  bis  zu  welcher 
der  Königlich  Hannöverische  Herr  Bundestagsgesandte  von  Mar- 
tens seine  immer  rege  Geschäftstätigkeit  keinen  Augenblick 
unterbrochen  hatte,  verstarb  derselbe  gestern  früh  zwischen  drei 
und  vier  Uhr.  Zwei  Tage  vorher,  am  19.  Februar,  hatte  er  noch 
den  Königlich  Sächsischen  Herrn  Bundestagsgesandten  von  Glo- 
big für  seine  Stimme  substituirt. 

Der  Trauerfall  wurde  mir  unverzüglich  angezeigt,  und  ich 
versäumte  nicht ,  hiernach ,  mit  Rücksicht  auf  die  Vorschriften 

vorläufigen  Geschäfts-Ordnung, b)  die  geeigneten 
Verfügungen  zu  treffen. 
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Da  bei  der  Königlich  Hannöverischen  Bundcslags-Gesand- 
schaft  keine  gesandschaftliche  Person  anwesend  ist,  welche  die 
Versiegelung  vornehmen  konnte ,  so  fand  ich  mich  aufgerufen, 
für  dieselbe  Sorge  zu  tragen.  Ich  ertheilte  daher  ungesäumt  dem 
Kaiserlich-Königlich  Oesterreichischen  Herrn  Hofrath  und  Buii- 
des-Canzlci-Director ,  Frhrn.  von  Handel,  den  Auftrag,  unter 
Beiziehung  des  ersten  Bundestags-Canzlistcn  als  Actuars,  die 
Versiegelung  vorzunehmen. 

Wenn  hierzu  schon  die  Bestimmungen  der  Geschäfts-Ord- 
nung aufforderten ,  so  glaubte  ich  noch  in  dem  Umstand  eine 
doppelte  Veranlassung  zu  finden,  dass  der  Verstorbene  viele 
wichtige  Papiere  der  Bundes- Versammlung ,  und ,  unter  diesen, 
die  der  Revision  unterliegenden  Rechnungen  in  seiner  Wohnung 
und  als  Mitglied  von  achtzehn  bestehenden  Commissionen  bei- 
nahe an  allen  Geschäftsgegenständen  den  Ihätigsten  Antheil  ge- 
nommen hatte. 

Diese  Rücksicht  dürfte  überhaupt  für  künftige  Fälle  eine 
Bestimmung  nothvvendig  machen,  dass  das  Präsidium  jedes  Mal 
an  der  Versiegelung  Theil  zu  nehmen  habe. 

Im  gegenwärtigen  Falle  glaubte  ich  übrigens,  dass  eben  so 
sehr  das  Vertrauen  des  Verstorbenen  beachtet ,  als  den  Gesin- 
nungen der  hohen  Versammlung  entsprochen  würde,  wenn  der 
substituirte  Herr  Gesandte  v.  Globig  die  gleichzeitige  Obsigna- 
tion vornähme. 

Auf  welche  Art  dieselbe  in  Gegenwart  der  beiden  Legations- 
Canzlisten  von  Hannover  und  Braunschwelg,  dann  des  Bevoll- 
mächtigten der  Frau  Wittwe,  Herrn  Grafen  von  Beust,  vorge- 
nommen ,  und  welche  Sicherung  hierbei  für  die  diesseitigen  Pa- 
piere getrofTen  wurde,  zeigen  die  beiden  hiermit  vorgelegten 
Protokolle. 

Praesidium  und  Herr  v.  Gl  olug  verlasen  hierauf  die  bei 
der  Versiegelung  aufgenommenen  Protokolle,  womit  Letzterer 
die  Anzeige  verband ,  dass  er  von  dem  Trauerfaile  unverzüglich 
durch  Estafette  Nachricht  an  das  Königliche  Staats-Ministerium 
in  Hannover  gegeben  habe,  um  die  baldigste  Ernennung  eines 
Nachfolgers  oder  Vertreters  zu  veranlassen. 

Praesidium  fuhr  fort:  Nach  Vollziehung  dessen,  was  das 
Geschäft  erforderte ,  war  es  an  uns ,  eine  nicht  minder  heilige 
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teilt  des  Herzens  zu  erfüllen.  In  Uebereinslfmmung  mit  den 
bekannten  Gesinnungen  sämmtlicher  Mitglieder  dieser  hoben 
Sammlung,  veranlasste  ich,  dass  der  Frau  WiUwc  unser 
»aller  Wunsch  eröffhet  wurde,  durch  die  ausgezeichneteste  % 
Etenfeier  die  offenkundigsten  Beweise  unserer  hohen  Achtung 
den  Mann  darzulegen,  welchen  wir  uns  und  dem  gesammten 
tschen  Vaterlande  durch  den  Tod  eutrissen  sehen ,  nachdem 
selbe  seit  der  Bundesgründung ,  bei  deren  Verhandlungen  er 
st  mitgewirkt,  in  der  ununterbrochensten  Thätigkeit  an  des- 
Belebung und  näheren  Ausbildung  den  entschiedensten  An- 
I  bewährt,  mit  dem  angestrengtesten  Eifer  seiner  GeschäRs- 
tre,  wie  der  Wissenschaft,  alle  Kräfte  gewidmet  und  uns 
i  so  oft  Beweise  seiner  tiefen  Kenntnisse  als  seiner  edelsten 
scbeoliebe  gegeben  hatte. 

Wenn  die  Frau  Wittwe,  die  hohe  Bescheidenheit  des  Ver- 
den auch  nach  seinem  Tode  ehrend ,  Jede  feierliche  Aus- 
mung  ablehnte,  und  in  prunkloser  Stille  die  Beerdigung  vor- 
«nrnen wissen  wollte;  so  darf  es  uns  nicht  erlaubt  seyn,  dem 
asche  entgegen  zu  handeln  und  die  tiefe  Wehmuth  der  trost- 
i  Gattin  zu  stören. 

Jeder  von  uns  wird  die  Trauer  in  seinem  Herzen  tragen, 
,auch  ohne  Leichengepränge,  die  Hülle  des  Verewigten  mit 
nerz  in  die  Grube  senken  sehen. 

Die  hohe  Versammlung  wird  mir  erlauben,  der  Frau  Wittwe 
iamen  von  uns  Allen  das  innigst  empfundene  Beileid  zu  be- 
9,  zugleich  aber  das  gerechte  Anerkenntniss  der  hohen 
liensle  des  Verstorbenen  in  unserm  Protokolle  nieder  zu 

L 

Sämmtliche  Gesandschaften  vereinigten  ihre  Bei- 
bezeigung  mit  den  von  dem  präsidirenden  Herrn  Gesandten 
drückten  Gefühlen ,  nahmen  dessen  Erbieten  dankbar  an, 
genehmigten  seine  sämmtlicben  desfallsigen  Vorschläge.  In 
ig  auf  die  weitere  Bemerkung  wegen  der  Obsignation  aber 
de 

beschlossen: 
bei  der  Revision  der  Geschäftsordnung  auf  ihre  Vervollstän- 
ßg  hinsichtlich  dieses  Gegenstandes  Bedacht  zu  nehmen. 
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a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Vcr- 
sammlung,  Bd.  XI,  S.  81  u.  f. 

b)  Vergl:  Diplomatisches  Archiv  u.  s.w.  TW.  II,  Abth.  I, 
'  Nr.  XV,  S.  193. 

J.  L.  Kl  üb  er,  öffentliches  Recht  des  Tcutschen  Bundes  u.  s.  w. 
(4.  Aufl.  1840)  S.  166. 


II. 

Anzeige  des  Prae sidiums  vom  1.  März  1821. 

Achte  Sitzung  am  i.  März  1821.*) 

Praesidium:  zeigt  an,  der  Königlich  Hannoverische  Herr 
Geheime  LegationsraUt  von  Hinüber  sey  dahier  angekommen 
und  habe  sich  mittelst  Vollmacht  d.  d.  Hannover  den  24.  Februar 
laufenden  Jahres ,  legitimirt,  dass  er  mit  allen  denjenigen  An- 
Ordnungen  beauftragt  sey,  welche  in  Absicht  der,  unter  der  Auf- 
sicht des  verstorbenen  Königlich  Hannöverischen  Herrn  Bundes- 
tagsgesandten von  Martens  gestandenen,  gesandschaftlichen 
Registratur-  sowohl,  als  der  sonst  in  seinen  Händen  befindlich 
gewesenen  Official-Scripluren  und  der  nach  seinem  Tode  noch 
eingegangenen  oder  eingehenden  Official- Schreiben,  zunächst 
erforderlich  und  dem  Dienste  gemäss  seyen,  mithin  besonders 
auch  die  Entsicgelung  der  unter  Siegel  genommenen  Dienstpa- 
piere des  Verstorbenen  zu  bewirken ,  und  sich  solche  ausliefern 
zu  lassen. 

Auch  —  bemerkte  Präsidium  —  habe  der  Herr  Geheime  Le- 
gationsrath  von  Hinüber  zu  erkennen  gegeben,  wie  sehr  es 
seinem  Gouvernement  angelegen  sey,  dass  Jede  Stockung,  welche 
durch  den  Todesfall  des  Herrn  von  Martens  bis  zur  erfolgen- 
den Ernennung  seines  Nachfolgers  in  den  Bundestagsgeschäften 
entstehen  könnte,  vermieden  würde. 

Nachdem  hierauf  die  Vollmacht  verlesen  wurde ,  proponirte 
Praesidum: 

1)  dem  Geheimen  Legationsrath,  Herrn  von  Hinüber,  die 
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Bereitwilligkeit  zu  erkennen  zugeben,  die  EntSiegelung  des  Nach- 
lasses des  Herrn  von  Martens  auf  dieselbe  Art,  wie  die  Sperre 
angelegt  worden  sey,  zu  bewirken,  um  sowohl  die  Ausscheidung 
der  Bundes-Registratur-Gegenstände  zu  treffen,  als  auch  ihm 
in  Erfüllung  seines  Auftrages  beförderlich  entgegen  zu  kommen. 
Sollte  hiernächst  Herr  von  Hinüber  nicht  in  dem  Falle  seyn, 
wegen  des  Nachlasses  selbst  Anordnung  zu  treffen ,  so  wäre  sol- 
cher, nach  bewirkter  Absonderung  der  Schrillen,  bis  auf  weitere 
Verltigung  der  Königlich  Hannöverischen  Regierung,  wieder 
unter  das  Siegel  der  Bundes-Präsidial-Canzlei  zu  legen ; 

2)  schlage  Präsidium  vor,  dem  Herrn  Geheimen  Legations- 
rath von  Hinüber  die  Geneigtheit  der  hohen  Bundes- Versamm- 
lung zu  erkennen  zu  geben ,  Jede  Verfügung,  welche  sein  Gou- 
vernement wegen  provisorischer  Substitution  für  die  Königlich 
Hannöverische  Stimme  zu  treffen  für  gut  finden  dürfte,  anzuer- 
kennen. 

Sämmtliche  Stimmen  waren  mit  diesem  Antrage  einverstan- 
den, und  in  dessen  Gemä'ssheit  wurde  das  Präsidium  ersucht, 
den  Herrn  von  Hinüber  hievon  in  Kenntniss  zu  setzen. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  XI,  S.  86  ,  87. 


C. 

Anzeige  des  Praesidiums  vom  8.  Hirz  1821. 

Neunte  Sitzung  am  8.  März  !  821.*) 

Der  Kai  serlich- Königlich  Oesterreichische  prä- 
sidirende  Herr  Gesandte,  Graf  von  Buol-Schauen- 
stetn,  zeigt  an:  dass  er  sich  des  in  der  8.  Sitzung  (§.  42)  er- 
haltenen Aultrages  der  hohen  Bundes- Versammlung  gegen  den 
Königlich  Hannöverischen  Geheimen  Legationsrath ,  Herrn  von 
Hinüber,  entledigt,  und  dass  dieser  den  Wunsch  geäussert 
habe,  die  von  dem  Herrn  Bundestagsgesandten  von  Martens 
zwei  Tage  vor  seinem  Ableben  getroffene  Substitution  des  Kö- 
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nlglich  Sächsischen  Herrn  Gesandten  von  Gl  ob  lg,  zur  Stimm- 
führung für  Hannover,  möge  einstweilen  noch  fortgesetzt  werden. 

Der  Königlich  Sächsische  Herr  Bundestagsge- 
sandte von  Globig  erklärte  hierauf,  dass,  nachdem  ihm  Herr 
von  Hinüber  diesen  Wunsch  des  Königlich  Hannöverischen 
Ministeriums,  im  Namen  und  Auftrag  desselben,  zu  erkennen 
gegeben  habe,  er  keinen  Anstand  nehme,  sich  der  Stimmlührung 
für  Hannover  zu  unterziehen. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  X,  S.  99. 


D. 

Anzeige  des  Praesidiums  vom  15.  März  1821. 

Zehnte  Sitzungam  15.  März  1821.') 

Praesidium:  macht  die  Anzeige,  dass  die  Entsiege- 
lung  des  Nachlasses  des  verstorbenen  Königlich  Hannöverischen 
Bundestagsgesandten,  Herrn  von  Martens,  am  12.  dieses  Mo- 
nats auf  dieselbe  Art,  wie  vormals  die  Obsignation,  vorgenom- 
men, auch  die  Sperre  nicht  weiter  angelegt  worden  sey,  weil 
sich  ein  Ehecontract  mit  der  Bestimmung  wechselseitiger  Suc- 
cession  vorgefunden  habe,  wonächst,  nach  ausgeschiedenen  Bun- 
destags-Acten  ,  alles  Uebrlge  der  Verfügung  des  Königlich  Han- 
növerischen Herrn  Commissärs  überlassen  worden  sey. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  XI,  S.  106. 
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XXVII. 

Beschlas s  der  Bundes -Versammlung  vom  5.  No- 
vember 1835,  betreffend  das  Verbot  der  Acten  Ver- 
schickung in  Polizei-  oder  Criminal-Sachen  an 
Facultäten  und  Schöppenstühle.  ) 

In  der  sieben  und  zwanzigsten  Sitzung  am  5.  No- 
vember 1835  wurde 

besch  lossen : 

Die  Bundesstaaten,  in  denen  die  Verschickung  der 
Acten  in  Pol  izei-  und  Criminal-Sachen  an  Facultäten 
und  Schöppenstühle  dermalen  noch  gestattet  ist,  werden  ver- 
anlasst, solche  Anordnungen  zu  treffen,  dass  diese  Verschickung 
der  Acten,  es  sey  an  Deutsche  oder  ausländische  Universitäten, 
spätestens  von  dem  1.  Januar  1837  an  aufhöre. 

Die  Regierungen ,  in  deren  Staaten  Universitäten  bestehen, 
werden  ersucht ,  den  Universitäten,  von  dem  gleichen  Ter- 
mine an,  die  Annahme  solcher  Acten  zum  Spruche  zu  unter- 
lagen. 

ö)  Vergl:  Beschluss  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung  vom  13.  November  1834. 
Diplomatisches  Archiv  u.  s.  w.  Thl.  II,  Abth.  I,  S.  146, 
Nr.  XII. 
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Bes  chluss  der  Bundes-Versammlung  vom  21.  Juni 
1838,  betreffend  die  nochmalige  Erinnerung  an  die 
Vollziehung  des  Beschlusses  vom  5.  Februar  1824 
Aber  die  Aufnahme  von  Bundes- Verhandlungen 

in  Deutsche  Zeitungen. 

Zwölfte  Sitzung  am  21.  Juni  1838. 

Praesidium  trägt,  aus  Veranlassung  einer  vorausgegan- 
genen vertraulichen  Verhandlung,  darauf  an,  dass  die  Vollzie- 
hung der  in  dem  Bundes-Beschlusse  vom  5  Februar  1824*)  (Pro- 
tokoll der  4.  Sitzung  §.  39),  sub  4,  enthaltenen  Bestimmung, 
zufolge  welcher  man  sich  dahin  vereinigt  habe,  ,,dass  in  Bundes- 
sachen überhaupt,  sowohl  in  Beziehung  auf  die  Verhandlungen 
der  hohen  Bundes- Versammlung  selbst,  als  auch  auf  die  Geschäfte 
aller  von  ihr  abhängenden  Commissionen ,  in  den  in  den  Deut- 
schen Bundesstaaten  erscheinenden  Zeitungen  nichts  anders  auf- 
genommen werde,  als  wörtlich,  was  die  denselben  mitgetheilten 
Bundestags -Protokolle  enthielten 1 1  bei  den  Regierungen  aufs 
Neue  in  Erinnerung  gebracht  werde. 

Sämmtliche  Gesand  Schäften  waren  mit  dem  Antrage 
einverstanden,  daher 

Beschluss: 

Dass  die  Vollziehung  der  in  dem  Bundes-Beschlusse 
vom  5.  Februar  1824,  sub  4,  enthaltenen  Bestim- 
mung bei  den  Regierungen  aufs  Neue  in  Erinnerung  zu 
bringen  sey. 

ä)  Vergl:  Diplomatisches  Archiv  u.  s.  w.  Thl.  I,  S.  271. 
Nr.  XXVIII. 
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Beschluss  der  Bundes  -  Versammlung  vom  28. 
April  1836,  betreffend  die  Aufnahme  von  Verhand- 
lungen Deutscher  Stände-Versammlungen  in 
Zeitungen  und  periodische  Schriften.  ) 

Dritte  Sitzung  am  28.  April  1836. 

In  Gemässheit  der  nunmehr  erfolgten  säromtllchen  Abstim- 
mungen über  den  Commissions-  Vortrag  vom  1.  Oktober  1835 
(§.  401  des  Protokolls  der  25.  Sitzung)  erfolgte  hierauf  der 

Beschluss: 

Dass  Berichte  und  Nachrichten  über  Verhandlun- 
gen Deutscher  Stände-Versammlungen  nur  aus  den 
öffentlich  en Blätter  n  und  aus  den  zur  0 ef  f entlich keit 
bestimmten  Acten  des  betreffenden  Bundesstaates  in  die  Zei- 
tungen und  periodischen  Schriften  aufgenommen ,  und  dass  des- 
halb die  Herausgeber  und  Redactoren  der  Öffentlichen  Blätter  an- 
gehalten werden  sollen ,  Jederzeit  die  Quelle  anzugeben, 
aus  welcher  sie  solche  Berichte  und  Nachrichten  geschöpft  haben. 

«JVergl.  auch  :  Diplomatisches  Are  hiv,  Thl.  II,  Abth.  I, 
S.  419,  Nr.  XLIX. 


III 
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Beschlnss  der  Bundes  -  Versammlung  vom  28.  Fe 
bruar  1833,  betreffend  die  Bef ugniss  der  Anstr  ägal 
Gerichte  zn  anbedingten  Mandaten. a) 

In  der  achten  Sitzung  am  28.  Fe  bruar  1833  wurde 

beschlossen: 

1)  Ein  Austrägalgericht  kann  zwar  mit  unbeding- 
tenMandaten,  wenn  über  Neuerungen  wahrend  der  Rechts- 
hängigkeit einer  bei  demselben  In  gerichtlicher  Verhandlung  ste- 
henden Streitsache  geklagt  wird,  —  vorausgesetzt,  dass  an  den 
Erfordernissen  zu  einer  Verfügung  dieser  Art  in  anderer  Bezie- 
hung kein  Mangel  erscheint — ,  vorschreiten,  jedoch  hat  sich 
das  Gericht  hierbei  der  Androhung  von  Geldstrafen  zu  enthalten 
und  die  Veranlassung  der  Vollstreckung  des  auf  das  erlassene 
Mandat  ergehenden ,  an  die  Bundes -Versammlung  einzusenden- 
den, schliesslichen  Erkenntnisses  dieser  lediglich  zu  überlassen. 

2)  Die  Gesandschaften  derjenigen  Regierungen,  deren  oberste 
Gerichtshöfe  dermalen  als  Austrägalgerichte  bestellt  sind ,  wer- 
den ersucht ,  den  gegenwärtigen  Beschluss  an  die  Gerichtshöfe 
zu  ihrer  Danachachtung  gelangen  zu  lassen. 

a)  Vergl:  F.  W.  Freih  v.  Leonhardi,  das  Aus trägal verfah- 
ren des  Deutschen  Bundes,  Bd.  I,  S.  144. 
J.  L.  Kl  üb  er,  Öffentliches  Recht  des  Teutschen  Bundes  u.  s.  w. 
(4.  Aufl.  1840)  S.  218,221. 
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xro. 

Beschlns s  derBundes-Versammlnng  vom  25.  Juni 
1835,  betreffend  die  ünzulässigkeit  tob  Nichtig- 
keits-Beschwerden  im  Austrägal  ■ Verfahren. 

SechszehnteSitzungam25.  Juni  1835. 

|  In  Gemässheit  der  nunmehr  erfolgten  sämmtlichen  Abstim- 
mungen über  den  Commissions- Vortrag*)  und  in  Ueber- 
eiostimmung  mit  dem  Antrage  desselben  erfolgte  hierauf  der 

Beschluss: 

Dass  von  dem  Artikel  XXVI  des  Entwurfes  eines  Bundes- 
^ßeschlusses  über  das  Verfahren  in  Streitigkeiten  der  Bun- 
Meder  unter  einander  (Protokoll  der  37.  Sitzung  vom  21.  De- 
cember  1820,  §.  2l4)b),  so  wie  überhaupt  von  Jeder  b und es- 
sesetzlichen  Bestimmung  über  die  Zulässigkeit  von 
Niehtigkeits-Beschwerden  zu  abstrahiren  sey. 

a)  Ein  Auszug  aus  diesem  Commissions-Vortrage  (vom 
«7.  Juli  1834 ,  in  der  28.  Sitzung  §.  365)  findet  sich  in : 

G.  v.  Meyer,  Staats- Acten  u.  s.  w.  Thl.  II,  Fortsetzung  (Frank- 
furt a.  M.  1840,  8) ,  S.  500  u.  f. 

b)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
*ammlung,  Bd.  X,  S.  263—205,  292—304. 


2i« 
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Beschluss  der  Bundes- Versammlung  vom  23.  Jini 
1836,  betreffend  die  ünzn lässigkeit  des  Gebrauchs 
vonStempel  papier  nnd  der  Erhebung  vonSporteln 
bei  Austrägal-  nnd  Compromiss •  Verhandlun- 
gen. ') 

* 

ehnte  Sitzung  am  23.  Juni  1  836. 

Praesldium  trägt  vor:  über  den  Antrag  wegen  Be- 
freiung der  Aus trägal-  und  Compromiss-Sachen  von 
der  Slempelabgabe  und  der  Spor tclcn trichtung  scycn 
säramtliche  Abstimmungen  erfolgt,  und  halten  sich  einhellig  Tur 
dieselbe,  sowohl  bei  den  nach  den  Artikeln  XXI  und  XXX ,  als 
bei  den  nach  dem  Artikel  XXIV  der  Wiener  Schluss-Acte  vor- 
kommenden Austrägal-  und  Comproniiss-Vcrhandlun- 
gen  ausgesprochen,  nur  mit  dem  Unterschiede,  dass  die  Fest- 
setzung dieser  Befreiung  bei  den  Verhandlungen  nach  dem  Arti- 
kel XXIV  von  der  Mehrheit  als  Gegenstand  einer  Vereinba- 
rung angesehen  werde.  Dieser  Umstand  scheint  jedoch  nicht  zu 
hindern,  dass,  nachdem  jedenfalls  fiir  die  behagliche  Befreiung 
in  allen  Austrägal-  und  Compromiss-Sachen,  sowohl  nach  den 
Artikeln  XXI  und  XXX,  als  nach  Artikel  XXIV,  Stimmenein- 
helligkeit vorliege,  diese  Befreiung  auch  in  einem  und  demselben 
Satze  des  zu  fassenden  Beschlusses  in  gleicher  Art  ausgesprochen 
werde. 

Die  Bundes-Versammlung  fand  hierbei  in  Rücksicht 
aur  die  vorliegende  Slimmeneinhelligkeil  nichts  zu  erinnern. 

Praesldium  stellt  sodann  ferner  in  Um  Trage:  ob  die  in 
Rede  stehende  Befreiung  nicht  auch,  nach  der  in  der  Abstimmung 
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der  Königlich  Württembergischen  Gesandschaft  geäusserten  An- 
sicht, auf  das  nach  Artikel  XX  der  Schluss-Acte  bei  Streitig- 
keiten über  den  Jüngsten  Besitz  einzuleitende  Verfahren  auszu- 
dehnen sey? 

Sa'mrntliche  Gesand schaden  erklärten  sich  hiermit  ebenfalls 
einverstanden ,  und  es  erfolgte  hiernach ,  In  Uebereinstimmung 
mit  dem  vom  Präsidio  vorgelegten  Entwurf,  einhellig  der 

Beschl  uss: 

1)  In  Erwägung  der  im  Bundes-Beschlusse  vom  3.  August 
1820, b)  das  bei  Aufstellung  der  Austrägalinstanzen  zu  beobach- 
tende Verfahren  betreffend,  Artikel  V,  enthaltenen  Bestimmung, 
welche  folgendermassen  lautet : 

„über  den  Kostenpunkt  soll  das  erwählte  Austrägal- 
gcricht  nach  gemeinrechtlichen  Grundsätzen  erkennen, 
und  bei  deren  Bestimmung  die  ihm  vorgeschriebene  Tax- 
ordnung befolgen,  ohne  weitere  Gebühren  In  Ansatz  zu 
bringen ," 

wird  restgesetzt,  dassder  Anwendung  desStempelpapiers, 
so  wie  der  E  r  h  e b  u  n  g  von  S  p  o  r  t  e  1  n ,  sowohl  bei  den  auf  den 
Grand  der  Artikel  XXI,  XXIV  und  XXX  der  Wiener  Schluss- 
Acte  vorkommenden  Austrägal-  und  Compromiss- Verbandlungen, 
als  bei  dem  nach  dem  Artikel  XX  der  Wiener  Schluss-Acte  in 
Sreitigkeiten  über  den  jüngsten  Besitz  eingeleiteten  Verfahren, 
nicht  Statt  zu  geben  sey. 

2)  Die  höchsten  und  hohen  Regierungen  werden  ersucht, 
die  obersten  Gerichtshöfe  von  diesem  Beschlüsse  zu  ihrer  Nach- 
achtung  in  Kenntniss  zu  setzen. 

a)  Vergl:  F.  W.  Freih.  v.  Leonhard i,  das  Austrägalver- 
fehren  des  Deutschen  Bundes,  Thl.  I ,  S.  145. 

b)  Vergl:  Diplomatisches  Archiv  u.s.  w.  Thl.  II,  Abth.  I, 
S  292,  Nr.  XXXV. 
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Beschluss  der  Bundes- Versammlung  vom  19.  Ok- 
tober 1838,  betreffend  die  Modi fication  der  Bestim- 
mung des  Art.  111,5  der  Aus trägal -Ordnung  vom 
16.  Juni  1817,  durch  Bildung  besonderer  Austrä- 
gal-Senate  bei  den  obersten  Gerichten. 

Neun  und  zwanzigste  Sitzung  vom  19.  Oktober 
1838. 

Praesidium  eröffnet:  nachdem  es  den  von  ihm  verfasstcn 
Entwurr  des  über  den  Königlich  Hannöverischen  Antrag  wegen 
Bildung  besonderer  Austrägal-Senate  zu  ziehenden 
Beschlusses  den  verehrlichen  Gesandschailen  bereits  fttiher  ver- 
traulich vorgelegt  und  die  von  einigen  Gesandschallen  gemachten 
Bemerkungen  gehörig  berücksichtigt  habe,  so  wolle  dasselbe  an- 
heim  geben,  nunmehr  den  förmlichen  Beschluss  über  diese,  flir 
das  Austrägal- Verfahren  wichtige  Modification  in  das  Protokoll 
niederzulegen. 

Hiernach  wurde  einhellig 

beschlossen: 
Die  in  der  Austrägal-Ordnung  vom  16.  Juni  1817,  Artikel 
HI,  5 ,")  enthaltene  Bestimmung: 

„dass  der  zur  Uebernahme  eines  AusträgalauRrages  er- 
wählte oberste  Gerichtshof  Falls  derselbe  aus  mehreren 
Senaten  bestehen  sollte,  die  Austrägalsachen  in  pleno  zu 
verhandeln  habe/4 
wird  nach  den  gemachten  Erfahrungen ,  zur  Erleichterung  der 
mit  Austrägalprozessen  betheilten  obersten  Gerichtshöfe  und  zur 
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Beförderung  des  Geschäftsganges  bei  denselben,  in  nachstehender 
Weise  mod i ficirt: 

Denjenigen  Regierungen ,  deren  oberste  Gerichte  aus  meh- 
reren Senaten  bestehen  und,  ausser  dem  Präsidenten  und  Director, 
mehr  als  zwölf  Mitglieder  zählen,  ist  gestaltet,  einen  beson- 
dern Senat  für  dieAusträgalsachenzu  bilden,  der  Je- 
doch, mitEinschlussdes  Vorsitzenden,  wenigstens  aus  drei- 
zehn Mitgliedern  bestehen  soll.    #  / 

Ein  solcher  Austrägal-Senat  ist  entweder  aus  zwei  Senaten 
des  obersten  Gerichtshofes  unter  Beobachtung  einer  bestimmten 
Reihefolge  zu  bilden,  oder  es  sind  diejenigen  Mitgtieder,  aus 
welchen  der  Austrägal-Senat  bleibend  bestehen  soll ,  im  Voraus 
zu  benennen  und  zur  Stellvertretung  für  verhinderte  oder  abge- 
gangene Mitglieder  zwei  Ersatzmänner  zu  bezeichnen, auch 
bei  dem  Austritte  eines  Mitgliedes  oder  Ersatzmannes  die  fest- 
gesetzte Zahl  sogleich  wieder  zu  ergänzen. 

In  dem  ersteren  Falle,  nämlich  wenn  eine  Reihefolge  Statt 
findet ,  muss  eine  Jede  Austrägalsache  bis  zu  deren  Beendigung 
bei  einem  und  demselben  Austrägal-Senate  verbleiben. 
m Sowohl  die  Reihefolge,  nach  welcher  die  Bildung  des  Aus- 
tragalgerichts  aus  alternirenden  Staaten  Statt  haben  soll,  als  auch 
die  persönliche  Zusammensetzung  der  bleibenden  Austrägal-Se- 
nate sind  bei  der  Bundes- Versammlung  stets  in  Evidenz  zu  hal- 
len, damit,  noch  vor  der  Wahl  eines  Austrägalgerich ts,  über  die 
Zusammensetzung  der  Austrägal-Senate  bei  sämmtlichen  obersten 
Justizstellen  der  Bundesglieder  kein  Zweifel  bestehen  könne. 

Die  Anwendung  dieses  Beschlusses  auf  bereits  anhängige 
Austrägalsachen  kann  nur  mit  Einwilligung  der  betheiligten  Re- 
gierungen Statt  finden. 

fl)  Vergl :  Diplomatisches  Archiv  u.  s.  w.  Thl.  H,  Abth.  I, 
S  288,  Nr.  XXXIII. 
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Beschluss  der  Bunde s  Versammlung  vom  15. Sep- 
tember 1842,  betreffend  die  Befugniss  der  Austrägal- 
Gerichte  zur  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen 
Stand  gegen  Fristversäumnisse,  n.  s.  w.  ) 

Auf  die  in  der  Bundes- Versammlung  zur  Erörterung  gebrach- 
ten nachstehenden  drei  Fragen: 

1)  Ob  dieBundes-Austrägal-Gerichte  betagt  seyen, 
Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  gegen 
Fr i s  t  v e rsä u  m  n i s s e  zu  ertheilen  ? 

2)  Welche  rechtliche  Folgen  in  Fällen,  worin  der  Artikel 
XXXderSchluss-Acte  zur  Anwendung  kommt,  mithin  die 
betreffenden  Privatpersonen,  von  deren  Forderungen  es  sich  ban- 
delt, als  die  eigentlichen  Kläger  vor  Gericht  nicht  auftreten,  an 
die  vom  Gerichtshof  ausgehende  Bezeichnung  Einzelner  unter 
den  betheiligten  Bundesgliedern  als  Kläger  überhaupt,  na- 
mentlich in  Ansehung  der  Bcweislast  zu  knüpfen  seyen? 

3)  Ob  nicht  den  In  Streitigkeiten  zwischen  Bundesgliedern, 
welche  an  die  Austrägal-Instanz  gelangen ,  von  den  bethciliglen 
Regierungen  am  Bundestage  abgegebenen  Erklärungen 
gleiche  Beweiskraft  in  dem  austrägalgerichtlichen  Verfahren, 
wie  den  bei  dem  Gerichtshofe  selbst  eingegebenen  Erklärungen 
der  streitenden  Theile  zuzugestehen  sey? 

wird  hiermit 
1)  in  Bezug  auf  die  erste  Frage  festgesetzt: 
dass  die  Austrägal  -  Gerichte  ebenso  berechtigt,  als  verpflichtet 
sind ,  bei  Gesuchen  der  Parteien  um  Wiedereinsetzung  in  den 
vorigen  Stand  gegen  Fristversäumnisse  nach  Massgabe  ihrer 
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Prozess- Ordnung  zu  verhandeln  und,  nach  Prüfung  der  Ent- 
tthuldigungsgründe,  darüber  zu  entscheiden. 

2)  Hinsichtlich  der  zweiten  Frage  wird  bestimmt: 

dass,  da  die  Zutheiiung  der  Partei  rolle  des  Klägers  in  Streitig- 
keiten, welche  nach  Artikel  XXX  der  Schluss-Acte  zur  Ver- 
handlung kommen,  die  Bedeutung  nicht  hat,  wie  im  gewöhn- 
lichen Prozessverfahren,  an  diese  uneigentliche  Bezeichnung  auch 
keinerlei  rechtliche  Folgen,  und  namentlich  nicht  In  Beziehung 
auf  die  Beweislast,  geknüpft  werden  können. 

3)  Hinsichtlich  der  dritten  Frage  wird  von  der  Feststel- 
le einer  positiven  Norm  Umgang  genommen  und  es  der  Beur- 
teilung der  Austrägal-Gerichte  forthin  Obertassen ,  oh  und  wel- 

r  Werth  den  Erklärungen  am  Bundestage,  nach  Prozess- 
Ordnung  und  Bechtsprincipien,  mit  Bücksicht  auf  die  ganze 
Sachlage,  vor  Gericht  beizulegen  sey. 

a)  Vergl:  G.  Emminghaus,  Corpus  juris  Germanici  tarn  pu- 
büd,  quam  privati  academicum  (Thl.  I,  2.  Aufl.,  'Jena,  1844  ,  8, 
Tbl.  II,  erste  Lieferung,  1847)  Thl.  I,  S.  940,  —  wo  obiger  ßcschluss 
mit  Genehmigung  der  hohen  Bundes- Versammlung  zuerst  veröffent- 
licht ist. 


S. auch:  v.  Lindelof,  von  dem  Rechte  der  ßundes-Austrägal- 
Gerichte,  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  zu  ertheilen. 
Darmstadt,  1838,  8. 
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Beschluss  der  Bundes- Versammlung  vom  30.0k 
tober  1834,  betreffend  die  Er  rieb  tan  g  eines  Schieds- 
gerichts zur  Entscheidung  von  Streitigkeiten 
zwischen  der  Regierung  und  den  Ständen  in  einem 

Bundesstaate.  ) 

Protokoll  der  Plenar-Versammlung  vom  30.  Ok- 
tober 1834. 

Sämmtliche  Stimmen  erklärten  ihre  Zustimmung  zu 
dem  Präsidialantrage.  Hiernach  wurde 

beschlossen: 

Die  nachstehenden ,  die  Errichtung  eines  Schiedsge- 
richtes zur  Entscheidung  der  Streitigkeiten  zwischeu 
den  Regierungen  und  den  Ständen  betreffenden  zwölf 
Artikel  werden  durch  einhellige  Zustimmung  hiermit  zum 
Bundesgesetze  erhoben. 

Artikel  I. 

Für  den  Fall,  dass  in  einem  Bundesstaate  zwischen  der  Re- 
gierung und  den  Ständen  über  die  Auslegung  der  Verfassung, 
oder  über  die  Gränzen  der  bei  Ausübung  bestimmter  Rechte  des 
Regenten  den  Ständen  eingeräumten  Mitwirkung,  namentlich 
durch  Verweigerung  der  zur  Führung  einer  den  Bundespflichten 
und  der  Landesverfassung  entsprechenden  Regierung  erforder- 
lichen Mittel,  Irrungen  entstehen,  und  alle  verfassungsmässigen 
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and  mit  den  Gesetzen  vereinbarlicbcn  Wege  zu  deren  genügen- 
den Beseitigung  ohne  Erfolg  eingeschlagen  worden  sind,  ver- 
pflichten sich  die  Bundesglieder ,  als  solche,  gegen  einander,  ehe 
sie  die  Dazwischenkunft  des  Bundes  nachsuchen ,  die  Entschei- 
dung solcher  Streitigkeiten  durch  Schiedsrichter  auf  dem  in  den 
folgenden  Artikeln  bezeichneten  Wege  zu  veranlassen. 

Artikel  II. 

Um  das  Schiedsgericht  zu  bilden,  ernennt  jede  der 
siebenzehn  Stimmen  des  engern  Rathes  der  Bundes- 
versammlung aus  den  von  ihr  repräsentirten  Staaten,  von  drei 
zu  drei  Jahren,  zwei  durch  Charaktere  und  Gesinnung  aus-  - 
gezeichnete  Männer,  welche  durch  mehrjährigen  Dienst  hinläng- 
liche Kenntnisse  und  Geschäftsbildung,  der  eine  im  Juridischen, 
der  andere  im  administrativen  Fache,  erprobt  haben.  Die  erfolg- 
ten  Ernennungen  werden  von  den  einzelnen  Regierungen  der 
Bundes- Versammlung  angezeigt ,  und  von  dieser,  sobald  die  An- 
zeigen von  allen  siebenzehn  Stimmen  eingegangen  sind ,  öffent- 
lich bekannt  gemacht. b)  Ebenso  werden  die  durch  freiwilligen 
Rücktritt,  durch  Krankheit  oder  Tod  eines  Spruchmannes ,  vor 
Ablauf  der  bestimmten  Zeit  eintretenden  Erledigungen  von  den 
Regierungen  für  die  noch  übrige  Dauer  der  dreijährigen  Frist 
sofort  ergänzt. 

Das  Verhältniss  dieser  vier  und  dreissig  Spruchmänner  zu 
den  Regierungen ,  welche  sie  ernannt  haben,  bleibt  unverändert, 
und  es  giebt  ihnen  die  Ernennung  zum  Sprucbmanne  auf  Gehalt 
oder  Rang  keinen  Anspruch. 

Artikel  III. 

Wenn,  In  dem  Artikel  I  bezeichneten  Falle,  der  Weg  einer 
schiedsrichterlichen  Entscheidung  betreten  wird , r)  so  erstattet 
die  betreffende  Regierung  hievon  Anzeige  an  die  Bundes -Ver- 
tftnmlung,  und  es  werden  aus  der  bekannt  gemachten  Liste  der 
vier  und  dreissig  Spruchmänner  in  der  Regel  sechs  Schiedsrich- 
ter, und  zwar  drei  von  der  Regierung  und  drei  von  den  Ständen, 
ausgewählt  5  die  von  der  beteiligten  Regierung  ernannten  Spruch- 
männer  sind  von  der  Wahl  zu  Schiedsrichtern  für  den  gegebenen 
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Fall  ausgeschlossen ,  sofern  nicht  beide  Theile  mit  deren  Zulas- 
sung einverstanden  sind.  Es  bleibt  dem  Uebereinkommen  beider 
Theile  überlassen,  sich  auf  die  Wahl  von  zwei  oder  vier 
Schiedsrichtern  zu  beschränken ,  oder  deren  Zahl  auf  acht  aus- 
zudehnen. 

Die  gewählten  Schiedsrichter  werden  von  der  betreffenden 
Regierung  der  Bundes- Versammlung  angezeigt.  Erfolgt,  in  dem 
Falle  der  Vereinbarung  über  dieBerufang  an  das  Schiedsgericht, 
und  nachdem  die  Regierung  den  Ständen  die  Liste  der  Spruchmän- 
nermilgetheilt  hat,  die  Wahl  der  Schiedsrichter  nicht  binnen  vier 
Wochen,  so  ernennt  die  Bundes- Versammlung  die  letzteren  Statt 
des  säumigen  Thciles. 

Artikel  IV. 

Die  Schiedsrichter  werden  von  der  Bijndes-Versanimluiig, 
mittelst  ihrer  Regierung,  von  der  auf  sie  gefallenen  Ernennung 
in  Kcnntniss  gesetzt,  und  aufgefordert,  einen  Obmann  aus 
der  Zahl  der  übrigen  Spruchmänner  zu  wählen ;  bei  Gleichheit 
der  Stimmen  wird  ein  Obmann  von  der  Bundes  -  Versammlung 
ernannt. 

Artikel  V. 

Die  von  der  betreffenden  Regierung  bei  der  Bundes -Ver- 
sammlung eingereichten  Acten,  in  welchen  die  Streitfragen  be- 
reits durch  gegenseitige  Denkschriften  oder  auf  andere  Art  fest- 
gestellt seyn  müssen,  werden  dem  Obmann  übersendet,  welcher 
die  Abfassung  und  Correlation  zwei  Schiedsrichtern  überträgt, 
deren  Einer  aus  den  von  der  Regierung,  der  Andere  aus  den  von 
den  Ständen  Erwählten  zu  nehmen  Ist. 


Artikel  VI« 

Demnächst  versammeln  sich  die  Schiedsrichter,  einschliess- 
lich des  Obmannes,  an  einem  von  beiden  Theilcn  zu  bestimmen- 
den, oder,  in  Ermangelung  einer  Ucbereinkunft,  von  der  Bun- 
des-Versammlung  zu  bezeichnenden  Orte,  und  entscheiden,  nach 
Ihrem  Gewissen  und  eigener  Einsicht,  den  streitigen  Fall  durch 
Mehrheit  der  Stimmen. 
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Artikel  VII. 

Sollten  die  Schiedsrichter  zur  Fällung  des  definitiven  Spru-  . 
cbes  eine  nähere  Ermittelung  oder  Aufklärung  von  Thatsachen 
för  unumgänglich  nolhwendig  erachten ,  so  werden  sie  diess  der 
Bundes- Versammlung  anzeigen,  welche  die  Ergänzung  der 
Acten  durch  den  Bundestags-Gesandten  der  betheiligten  Regie- 
rung bewirken  lässt. 

Artikel  VIII. 

« 

Sofern  nicht  In  dem  zuletzt  bezeichneten  Falle  eine  Verzö- 
gerung unvermeidlich  wird ,  muss  die  Entscheidung  spätestens 
binnen  vier  Monaten,  von  der  Ernennung  des  Obmannes  an 
gerechnet,  erfolgen,  und  bei  der  Bundes- Versammlung  zur 
weiteren  Mitteilung  an  die  betheiligte  Regierung  eingereicht 
werden. 

Artikel  IX. 

Der  schiedsrichterliche  Ausspruch  hat  die  Krall  und  Wir- 
kung eines  austrägalgerichllichen  Erkenntnisses,  und  die  bun- 
desgesetzliche  Executions- Ordnung d)  findet  hierauf  ihre  An- 
wendung. 

Bei  Streitigkelten  über  die  Ansätze  eines  Budgets  insbeson- 
dere, erstreckt  sich  diese  Kraft  und  Wirkung  auf  die  Dauer  der 
Steuerbewilllgungs-Periode ,  welche  das  in  Frage  stehende  Bud- 
get umfasst. 

Artikel  X. 

Sollten  sich  über  den  Betrag  der  durch  das  schiedsrichter- 
liche Verfahren  veranlassten,  dem  betheiliglen  Staate  in  ihrem 
ganzen  Umrange  zur  Last  fallenden  Kosten,  Anstände  ergeben, 
so  werden  diese  durch  Festsetzung  von  Seiten  der  Bundes- Ver- 
sammlung erledigt.  '  . 

# 

Artikel  XI. 

Das  in  den  vorstehenden  Artikeln  I— X  näher  bezeichnete 
Schiedsgericht  findet  auch  zur  Schlichtung  der  in  den  freien 
Städten  zwichen  den  Senaten  und  den  verfassungsmässigen  bür- 
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gerlichen  Behörden  derselben  sich  etwa  ergebenden  Irrungen  und 
Streitigkeiten  anaioge  Anwendung. 

Der  XL  VI.  Artikel  der  Wiener  Congrcss-Acte  vom  Jahre 
1815  in  Betreff  der  Verfassung  der  freien  Stadt  Frankfurt  erhält 
Jedoch  hierdurch  keine  Abänderung. 

Artikel  XII. 

Da  es  den  Mitgliedern  des  Bundes  unbenommen  bleibt,  sich 
darüber  einzuverstehen ,  dass  die  zwischen  ihnen  entstandenen 
Streitigkeiten  auf  dem  Wege  des ,  Artikel  II,  gebildeten  Schieds- 
gerichtes ausgetragen  werden,  so  wird  die  Bundes- Versamm- 
lung, eintretenden  Falles ,  auf  die  hiervon  von  den  streitenden 
Bundesgliedern  gleichzeitig  gemachte  Anzeige ,  nach  Massgabe 
der  Artikel  III— X ,  die  Einleitung  des  schiedsrichterlichen  Ver- 
fahrens veranlassen. 


a)  Vergl:  Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen 
Preussischen  Staaten,  1843,  S.  270  u.  f.  Nr.  23. 

Beschluss  der  Bundes-Versammlung  vom  15.  September 
1842  (Nr.  5)) 

Diplomatisches  Archiv  u.  s.  w.  Thl.  II,  Abth.  I, 
S.  450 ,  Nr.  LVII, 

b)  In  Gemässheit  dieser  Bestimmung  wurde  von  drei  zu  drei 
Jahren  das  Verzeichniss  der  ernanuten  Spruchmänner  bei 
der  Bundes-Versammlung  (zuerst  in  der  Sitzung  vom  12.  März 
1835)  vorgelegt  und  demnächst  beschlossen,  dasselbe  durch  offi- 
cielle  Artikel  in  den  Zeitungen  zur  öffentlichen  Kenntniss  zu 
bringen. 

c)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung, Bd.  XV,  S.  429. 

Wiener  Schluss  Acte  vom  15.  Mai  1820,  Art.  XXV,  XXVI, 
XXVII,  LVII,  LVIII,LIX. 

Diplomatisches  Archiv  u.  s.  w.  Thl.  II,  Abth.  I, 
S.  »2  ,  93,  101,  102,  Nr.  IX. 

J.  L.  Rlüber,  öffentliches  Becht  des  Teutschen  Bundes  u.  s.  w. 
(4.  Aufl.  1840)  S.  410,  411 ,  290  u.  f. 
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d)  Vergl:  Diplomatisches  Archiv  u.s.w.  Thl.  II,  Abth.  I, 
k  294  u.  f. ,  Nr.  XXX VI. 


A.  Müller,  Archiv  für  die  neueste  Gesetzgebung  u.  s.  w.  Bd.  VI, 
S.  144  a.  f. 

F.  Frei b.  v.  Gruben,  Abhandlungen  über  Gegenstände  des  öf- 
fentlichen Rechts  des  Deutschen  Bundes  und  des  Staatsrechts 
der  Bandesstaaten  (Stuttgart,  1836,  8),  Heft  II:  „Betrach- 
tungen über  das  bundesgesetzliche  Schiedsgericht." 
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XXXTI. 

Beschlüsse  der  Bundes- Versammlung,  betreffend 
die  Erläuterung  des  Artikels  VIII  des  Beschlüs- 
se s  vom  23.  Juni  1817,  Aber  die  Nachsteuer-  und 

Abzügsfreiheit. 

A. 

Vortrag  und  Beschl  uss  der  Bundes- Versammlung  vom 

13.  Juni  1827. 

Siebenzehnte  Sitzung  am  13.  Juni  1827. 

P  r  a  e  s  i  d  i  u  m :  In  dem  Bundestags-Beschlussc  vom  23.  Juni 
1817  über  die  Abzugs-  und  Nachsteuerfreiheit  ist  unter 
andern  Bestimmungen  auch  restgesetzt  worden,  dass  diese  Frei- 
heit vom  1.  Juli  1817  an  Statt  finden,  und  dabei  der  Zeitpunkt 
der  Vermögens -Exportation  zur  Richtschnur  angenom- 
men werden  soll.  •)  Bereits  in  der  vertraulichen  Sitzung  vom 
23.  Februar  1818  wurde  aber  der  Zweifel  zur  Sprache  gebracht, 
ob  im  Sinne  des  vorbemerkten  Beschlusses  ein  Abzugsgeld  von 
demjenigen  Vermögen  eingezogen  werden  könne,  welches  zwar 
vor  dem  1.  Juli  1817  einem  Ausländer  angeben,  hingegen  erst 
nach  diesem  Zeitpunkte  wirklich  ausgeführt  worden  sey?  Der 
Kaiserlich  -  Königliche  präsidirende  Gesandte  sprach  bei  dieser 
Gelegenheit  die  Ansicht  aus,  dass  der  Bundes -Beschluss  vom 
23.  Juni  1817  die  reelle  und  nicht  die  Qngirle  Exportation,  so 
wie  den  Zeitpunkt  der  wirklichen  Ausftihr  des  Vermögens ,  und 
nicht  jenen  des  Anfalls,  als  Richtschnur  vorgesteckt  habe,  und 
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dass  demnach  jedes  Vermögen,  das  bis  zu  dem  Termine  vom  1.  Juli 
1817  aus  einem  Bundesstaate  in  den  andern  noch  nicht  wirklich 
ausgeführt  worden,  von  Abzug  und  Nachsteuer  frei  bleiben  müsse. 
Dieser  Ansicht  pflichteten  damals  auch  die  übrigen  verehrlichen 
Bundestags- Gesandscharten  bei;  ein  förmlicher Beschluss  ist  aber 
bis  jetzt  darüber  nicht  gefasst  worden. 

Da  sich  nun  seitdem  bei  mehreren  vorgekommenen  Expor- 
tationsfallen  ähnliche  Zweifel  erhoben  haben,  und  es  daher  wün- 
schenswerth  ist,  dass  durch  einen  formlichen  Beschluss  jeder 
Ungleichheit  der  Behandlung  vorgebeugt  werde;  so  giebt  sich 
Praesidium,  in  Folge  eines  von  seinem  Allerhöchsten  Hofe  erhal- 
tenen Auftrages ,  hiermit  die  Ehre,  darauf  anzutragen ,  dass  es 
der  hoben  Bundes- Versammlung  gefallig  seyn  wolle,  der  oben 
bemerkten,  in  der  vertraulichen  Sitzung  vom  23.  Februar  1818 
ausgesprochenen  Ansicht  der  GesandschaRen  durch  einen  eigenen 
Bundes-Beschluss  die  nirmliche  Bestätigung  zu  erlheilen,  mithin 
bestimmt  auszusprechen,  wienach  bei  Abfassung  jenes  Beschlusses 
die  Absicht  des  Deutschen  Bundes  diese  gewesen  sey,  dass  bei 
Anwendung  der  unter  den  Deutschen  Bundesstaaten  bestehenden 
Vermögens-Freizügigkeit  der  Tag  der  reellen  Exportation,  ohne 
Rücksicht  auf  den  Tag  des  Anfalls,  entscheidend  sey. 

Hierauf  vereinigten  sich  nach  dem  Präsidialantrage  sämmt- 
liche  Gesand scharten  zu  dem 

Beschlüsse: 

bei  ihren  höchsten  und  hohen  Regierungen  binnen  längstens  vier 

■ 

Wochen  Instruction  hierüber  einzuholen. 

ö)  Vergl :  DiplomatischesArchivn.  s.  w.  Tbl.  II,  Abth.  l> 
S.  307,  Nr.  XL. 


B. 

Abstimmungen  und  Beschluss  der  Bundes- Versamm- 
lung vom  2.  August  1827. 

Vier  und  zwanzigste  Sitzung  am  2.  August  1827. 

Preussen:  Der  Bundestags  -  Beschluss  vom  23.  Juni  1817 
über  die  Nachsteuer-  und  Abzugsfreiheit,  und  insbesondere  die 
HI.  22 


33S 


Im  Vlh.  lind  letzten  Artikel  desselben  enthaltene  Best! imnung, 
dferen  Sinn  jetzt  näher  festgestellt  werden  soll,  wird  von  der 
Königlich  Preussischen  Regierung  so  verstanden,  dass  dabei  offen- 
bar die  Absicht  zum  Grunde  lag,  die  Nachsteuerpflichtigen  so 
günstig  als  möglich  zu  behandeln.  Deshalb  ist  auch,  indem  da- 
selbst der  1 .  Juli  1817  als  terminus  a  quo  der  völligen  Nach- 
steuerflreiheit  restgestellt  wurde ,  nicht  etwa  der  Zeitpunkt  des 
Anfalles,  sondern  ausdrücklich  der  Zeitpunkt  derExportation  des 
Vermögens  zur  Richtschnur  angenommen  worden. 

Hieraus  folgt,  dass,  wenn  am  1.  Juli  1817  die  Exportation 
des  Vermögens  noch  nicht  Statt  gefunden  hat,  die  Nachsteuer 
wegfallen  und  überhaupt,  vom  1.  Juli  1817  an  gerechnet,  jede 
Nachsteuer- Erhebung  cessiren  musss,  es  möge  der  Anfall  des 
Vermögens  sich  auch  längst  vor  dem  1.  Juli  1817,  und  zu  wel- 
cher Zeit  er  wolle,  ereignet  haben,  indem  es  auf  diesen  Umstand 
nicht  weiter  ankommen  kann. 

Lös't  man  die  durch  gegenwärtige  Abstimmung  zu  beant- 
wortende allgemeine  Frage ,  so  wie  solches  in  der  vertraulichen 
Sitzung  vom  19.  Februar  1818  von  Seiten  des  damaligen  Köni- 
glich Hannöverischen  Herrn  Bundestags-Gesandten  von  Martens 
geschehen  ist,  zu  grösserer  Deutlichkeit  in  die  beiden  daselbst 
aufgeworrenen  Fragen  auf;  so  muss  die  erste  derselben,  nämlich 
die  Frage : 

ob  von  beweglichem  Vermögen,  welches  einem  Ausländer  vor 
dem  1.  Juli  1817  angefallen  ist,  aber  reell  erst  rtäch  diesem 
Termine  exportirt  wird ,  die  etwa  noch  nicht  erhobene  Nach- 
steuer erhoben  werden  könne  ? 
nach  Massgabe  der  obigen  Ansicht  nothwendig  verneint  wer- 
den. Die  zweite  dieser  Fragen,  nämlich: 

ob ,  wenn  vom  beweglichen  Vermögen  dieser  Art  die  Nach- 
steuer schon  vor  gedachtem  Termine  erhoben  worden  ist,  das 
Bezahlte  alsdann  zurückgefordert  werden  könne,  wenn  die 
reelle  Exportation  erweislich  erst  nach  diesem  Termine  erfolgt  ? 
ist  demnach  Königlich  Preussischer  Seits  im  Allgemeinen  zu  be- 
jahen, Jedoch  mit  der  in  der  Allerhöchsten  Verordnuug  vom 
11.  Mai  1819  enthaltenen  Beschränkung:  dass,  wenn  in  Fällen, 
welche  vor  dem  1.  Juli  1817  vorgekommen,  die  Nachsteuer  oder 
der  Abzug  von  Privatberechtigten  bereits  eingezogen  wor- 
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den  seyn  sollte,  es  dabei  sein  Bewenden  haben  müsse,  so  wie  mit 
^Bestimmung:  dass,  wenn  ein  Ausländer  nach  vollendeter 

Erbsehaftsregulirung  und  gänzlich  abgemachter  Sache  das  Ihm 
zugefallene  Capitalvermögen  nicht  wirklich  ausführt,  sondern  im 
Lande  auf  Hypothek  stehen  lässt,  und  demselben  die  hypotheka- 
rische Obligation  extradirt  wird,  diese  Extradition  der  reellen 
Exportation  völlig  gleich  zu  achten  sey. 

Baiern:  hat  die  Bestimmung  des  Beschlusses  vom  23.  Juni 
1817,  wegen  Festsetzung  des  Termins  der  einzutretenden  Nach- 
steuer- und  Abzugsfreiheit  unter  den  Deutschen  Bundesstaaten 
nie  in  einem  andern  Sinne  genommen,  als  dass  der  Tag  der  reellen 
E.\portation,  ohne  Rücksicht  auf  den  Tag  des  Anfalls,  entschei- 
dend sey. 

Es  hat  diese  Ansicht  in  der  wegen  der  Nachsteuer-  und 
Abzugsfreiheit  zwischen  den  Deutschen  Bundesstaaten  unterm 
29.  Juli  1817  erlassenen  Verordnung  §.  8  ausgesprochen ,  und 
auch  bisher  schon  keine  Ausnahme  von  der  allgemeinen  Nach- 
steuerfreiheit zum  Nachtheile  der  vor  dem  1.  Juli  1817  schon  in 
das  Eigenthum  von  Unterthanen  anderer  Bundesstaaten  überge- 
gangenen und  erst  nach  diesem  Zeitpunkte  ausgeführten  Vermö- 
gen gemacht.  —  Dasselbe  tritt  daher  vollkommen  dem  Präsidial- 
aolrage wegen  des  desfalls  zu  fassenden  Beschlusses  bei. 

Königreich  Sachsen,  Hannover,  Württemberg: 
dösgleichen. 

Baden:  Nach  diesseitiger  Ansicht  ist  der  Zeitpunkt  der 
wirklichen  Vermögensexportation ,  und  nicht  der  frühere  Anfall, 
als  Richtschnur  hinsichtlich  der  gestatteten  Abzugsfreiheit  anzu- 
nehmen, wie  dieser  Grundsatz  auch  in  dem  Grossherzogthume 
Baden  bereits  in  dem  Jahre  1808  ausgesprochen  und  seither  ange- 
wendet worden  ist. 

Kurhessen:  Die  Kurfürstlich  Hessischen  Finanzbehörden 
haben  dem  XVIH.  Artikel  der  Bundes -Acte  und  dem  Beschlüsse 
der  hohen  Bundes -Versammlung  vom  23.  Juni  1817  bereits  die 
practische  Folge  gegeben ,  dass  sie  auch  von  früher  angefallenem 
Vermögen,  welches  seit  diesem  letztgedachten  Zeitpunkte  aus 
d«n  Kurfiirstenthuroe  in  andere  Deutsche  Bundesstaaten  exportirt 
worden  ist,  kein  Abzugsgeld  erhoben  haben,  und  es  hat  daher  bei 
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der  Kurfürstlichen  Staatsregierung  um  so  weniger  Bedenken  ge- 
fanden,  die  Gesandschart  zu  ermächtigen,  dem  in  der  17.  Sitzung 
dieses  Jahres  §.  62  in  dieser  Beziehung  geschehenen  Antrage  dei 
verehrlichen  K.K.  Oesterreichischen  Präsidial -Gesandschaft  bei- 
zutreten. 

Sämmtliche  übrige  Gesand Schäften  traten  ebenfalls  dem  Prä- 
sidial-Antrage  bei  und  es  wurde  daher  durch  Stimmeneinhelligkeit 

beschlossen: 

Bei  Abfassung  des  Beschlusses  vom  23.  Juni  1817  sey  die 
Absicht  des  Deutschen  Bundes  gewesen,  dass  bei  Anwendung  der 
unter  den  Deutschen  Bundesstaaten  bestehenden  Freizügigkeit  der 
Tag  des  wirklichen  Abzuges  entscheide.*) 

a)  Vergl.  auch:  J.  L.  KI  üb  er,  Acten  des  Wiener  Congresses 
u.  s.  w.  Bd.  II,  S.  368. 

J.  L.  Klüber,  üebersicht  der  diplomatischen  Verhandlungen 
u.s.  w.  S.  213  u.  f. 

Protokolle  der  Deutschen  Bundes  -  Versammlung, 
Bd.  II,  S.  36  ,  58. 

K.  K.  Oesterreichisches  Hof  -  Kanzlei  -  Decrel  vom 
12.  October  1827.  (Dasselbe  dient  zur  Erläuterung  des  §.  4  des 
Patents  vom  2.  März  1820,  —  s:  Diplomatisches  Archiv 
u.  s.  w.  TU.  II,  Abth.  I,  S.  313,  Nr.  XLI.) 

(v.  Gagern)  Mein  Antheil  an  der  Politik,  Abth.  III,  S.  51  u.f. 

J.  L.  Klüber,  öffentliches  Recht  des  Teutschen  Bundes  u.s.w. 
(4.  Aufl.  1840)  S.  306—  308.  Es  heisst  daselbst  u.  a.  (Note  d  zu 
§.  229):  „Da  Forderungen  (uomina)  als  unkörperliche  Sachen  eiuer 
idealen  Exportation  fähig  sind ,  so  sind  sie  für  in  das  Ausland  über- 
gegangen von  dem  Zeitpunkte  an  zu  achten ,  in  welchem  nach  den 
Gesetzen  anzunehmen  ist ,  dass  sie  dem  Ausländer  angefallen  seyen ; 
wobei  z.  B.  die  Grundsätze  von  dem  Erbschaftsantritt,  von  derDeli- 
berationszeit ,  von  der  Acceptalion  u.  s.  w.  in  Betracht  kommen." 
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Beschlüsse  der  Bundes- Versammlung,  betreffend 
die  Nieders etzung  einer  Central -  Behörde  wegen  eines 
gegen  den  Bestand  des  Deutschen  Bundes  und 
die  öffentliche  Ordnung  in  Deutschland  gerich- 
teten Co  mpl  Otts. 

A. 

Beschlas  s  der  Bunde s-Versammlung  vom  20.  Juni  1833. 

Sechs  und  zwanzigste  Sitzung  am  20.  Ju[ni  1 833. 

Artikel  I. 

Von  Bundes  wegen  wird  eine  Centraibehörde  niedergesetzt, 
deren  Aufgabe  ist,  die  näheren  Umstände,  den  Umfang  und  den 
Zusammenhang  des  gegen  den  Bestand  des  Bundes  und 
gegen  die  öffentliche  Ordnung  in  Deutschland  gerich- 
teten Co  mpl  Otts,  insbesondere  des  am  3.  April  1.  J.  zu  Frank- 
en Statt  gehabten  Attentats ,  zu  erheben  und  fortwährend  von 
sämmtlichen  Verhandlungen  der  verschiedenen,  mit  Unter- 
suchungen wegen  Theilnahme  an  dem  gedachten  Complotte  in 
den  einzelnen  Bundesstaaten  beschäftigten  Behörden  im  Interesse 
der  Gesammtheit  Kenn tniss  zu  nehmen,  auch  gegenseitige  Mit- 
theilungen und  Aufschlüsse  unter  denselben  zu  befördern ,  end- 
lich für  die  Gründlichkeit,  Vollständigkeit  und  Beschleunigung 
der  anhängigen  Untersuchungen  Sorge  zu  tragen. 

Diese  Behörde  versammelt  sich  vierzehn  Tage  nach  gegen- 
wärtigem Beschlüsse  zu  Frankfurt  am  Main. 
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Artikel  ». 

Die  Bundes  -  Versammlung  wählt  die  Regierungen  von 
Oesterreich,  Preussen,  Baiern,  Württemberg  und 
Grossherzogthum  Hessen,  deren  jede  ein  Mitglied  der 
Centraibehörde  des  Bundes  zu  ernennen  hat. 

Der  Vorsitz  bei  dieser  Behörde  richtet  sich  nach  der  Abstim- 
mungsordnung  in  der  Bundes- Versammlung. 

Artikel  3. 

Zu  Mitgliedern  dieser  Behörde  können  nur  durch  Erfahrung 
im  Untersuchungsrache  erprobte  Beamte  des  Richterstandes  er- 
nannt werden. 

Einem  jeden  derselben  wird  von  der  betreffenden  Regierung 
ein  auf  das  Protokoll  verpflichteter  Actuar  oder  ein  Kanzlist  bei- 
gegeben und  im  Uebrigen  der  Behörde  die  Bildung  Ihrer  Kanzlei 
überlassen. 

Die  Beschlüsse  werden  nach  der  Stimmenmehrheit  gefasst, 
der  weitere  Geschäftsgang  wird  von  der  Centraibehörde  selbst 
festgesetzt. 

Artikel  *. 

Die  Regierungen ,  in  deren  Staaten  Untersuchungen  we^en 
des  Complotts  gegen  den  Bund  und  die  einzelnen  Bundesregie- 
rungen Statt  finden ,  werden  der  Bundes- Versammlung  die  damit 
beauftragten  Laudesbehörden  bezeichnen. 

Artikel  5. 

Diese  Landesbehörden  werden  von  ihren  Regierungen  ange- 
wiesen werden,  der  Centrai-Behörde  des  Bundes  fortwährend  und 
schleunigst  Alles ,  was  sich  auf  die  Untersuchungen  bezieht  und 
zu  ihrer  Kenntniss  gelangt,  mitzutheilen,  so  wie  auch  den  Requi- 
sitionen derselben,  welche  die  Ausmiltelung  des  Thatbeslandes, 
des  Ursprungs  und  der  Verzweigungen  des  Complotts  betreffen, 
unverzüglich  und  vollständig  zu  genügen. 

Artikel  G. 

Die  Central -Behörde  des  Bundes  hat  die  Betogniss,  an  alle 
Orte,  wo  solche  Untersuchungen  Im  Gange  sind,  eines  ihrer  Mit- 
glieder abzuordnen,  um  die  Acten  einzusehen,  und  den  Verhören 
der  Angeschuldigten  beizuwohnen ,  ohne  jedoch  an  der  llnter- 


Digitized  by  Google 


m 


3*3 

Hebung  selbst,  welche  der  Landesbehörde 
^Aulbeil  zu  nehmen. 
* ,  Jm  Falle  solcher  Entsendungen  oder  anderer  Verhinderungen, 
*rird  die  Bundes- Versammlung  für  die  Vollständigkeit  der  Central- 
ßthörde  durch  Wahl  anderer  Regierungen  zu  zeitweiliger  Bei- 
ordnung von  Stellvertretern  nach  Bcdürfniss  Sorge  tragen ;  #als 
wiche  Regierungen  werden  Kurhessen  und  Kassau  bezeiphnet 

>  Artikel  *. 

Die  Central  -Behörde  des  Bundes  erstattet  ihre  Beliebte  an 
in  Folge  des  Artikels  XXVIH  der  Wiener  Schluss- Acte*)  er* 
nannton  Bundestags- Ausschuss.  An  diesen  richtet  sie  ihre  An* 
über  die  Leitung  und  Beförderung  der  Untersuchungen, 
bei  sich  zeigenden  Anständen ,  und  eben  so  legt  sie 
Iben  von  Zeit  zu  Zeit  das  Ergebniss  der  Untersuchungen  vor. 
Sie  bat  alle  über  die  aufrührerischen  Complotte  In  den  ein- 
Deutschen  Bundesstaaten  ihr  zugehenden  Notizen  zusam- 
men zu  stellen,  die  Thatsachen  aufzuklären,  und  hiermit  ihre 
Anträge  wegen  gründlicher  Hebung  des  Uebels  zu  verbinden. 

Artikel  n. 

Die  Kosten  der  gedachten  Centrai-Behörde  werden  von  dem 
e  getragen  und  aus  der  Malrikularkasse  bestritten. 

Artikel  9. 

Die  Bundesregierungen  werden  den  Vollzug  dieses  Beschlus- 
ses, in  so  weit  er  eine  jede  betrifft,  der  Bundes- Versammlung 
•»verweilt  anzeigen. 


I  a\  w 


a)  „Wenn  die  Öffentliche  Ruhe  und  gesetzliche  Ordnung  in  meh- 
reren Bundesstaaten  durch  gefährliche  Verbindungen  und  Anschläge 
drohet  sind,  und  dagegen  nur  durch  Zusammenwirken  der  Gesammt- 
kit  zureichende  Massregeln  ergriffen  werden  können,  so  ist  die 
ßgudes-Versammlung  befugt  und  berufen,  nach  vorgängiger  Rück- 
sprache mit  den  zunächst  bedroheien  Regierungen,  solche  Massregeln 
w  terathen  und  zu  beschliessen." 


* 
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II. 

Beschluss  der  Bundes  versammlung  vom  8.  August 

1833. 

Vier  und  dreissigste  Sitzung  am  8.  August  1833. 

1)  Die  durch  Bundes  -  Beschluss  vom  20.  Juni  d.  J.  (Proto- 
koll der  26.  Sitzung,  §.  258)  niedergesetzte  Centrai-Behörde  des 
Bundes  wird  als  eonstituirt  erklärt,  und  die  in  Folge  des  Ar- 
tikels XXVIII  der  Wiener  Schluss-Acte  gewählte  Bundestags- 
Cummissiüii  sonach  ersucht,  dieser  Central -Behörde  den  eben 
besagten  Beschluss  als  Instruction  zur  Erfüllung  des  ihr  erlheilten 
Auftrages  mitzutheilen ,  desgleichen  an  dieselbe  die  Anzeigen  der 
betreffenden  Regierungen  über  die  Behörden,  welche  mit  den  ein- 
geleiteten oder  noch  einzuleitenden  Untersuchungen  beauftragt 
sind,  gelangen  zu  lassen. 

2)  Die  Verwaltung  derBundes-Matrikular-Kasse  wird  ange- 
wiesen, den  Mitgliedern  der  durch  Bundes-Beschluss  vom  20.  Juni 
d.  J.  gebildeten  Centrai-Behörde,  so  wie  den  ihnen  beigegebenen 
Beamten  die  ihnen  gebührenden  Genüsse  zu  verabfolgen,  desglei- 
chen die  durch  diese  Central -Behörde  veranlassten  sonstigen 
Ausgaben  aus  der  Bundes-Matrikular-Kasse  zu  bestreiten  und  In 
Rechnung  zu  bringen. 

3)  lieber  den  Auftrag  und  die  erfolgte  Constituirung  der 
Centrai-Behörde  ist  in  die  Frankfurter  Zeitungen  ein  o  Tficieller 
Artikel  in  der  vom  Präsidlo  angegebenen  Weise  einrücken  zu 
lassen. 


c. 

Beschluss  der  Bundes  versammlung  vom  10.  October 

1833. 

Drei  und  vierzigste  Sitzung  am  10.  October  1833. 
Die  Höchsten  und  Hohen  Regierungen  werden  wiederholt 
aufgefordert,  sämmtliche  mit  Untersuchungen  wegen  des  Com- 
plotts ,  das  alle  gegen  den  Bund ,  die  einzelnen  Regierungen  und 
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die  öffentliche  Sicherheit  überhaupt  gerichteten  verbrecherischen 
Unternehmungen  umfasst,  in  ihren  Staaten  beauftragten  Behörden 
anzuweisen : 

1)  Der  Central  -  Behörde  alles ,  was  sich  auf  die  von  ihnen  in 
dem  bezeichneten  Umfange  geführten  Untersuchungen  be- 
zieht und  zu  ihrer  Kenntniss  gelangt ,  mithin  auch  die  Re- 
sultate der  Untersuchungen,  •)  vollständig  mitzutheilen,  ohne 
eine  vorgängige  Aufforderung  deshalb  abzuwarten,  nicht 
weniger  die  in  Folge  einer  solchen  Mittheüung  von  Jener 
Behörde  als  erforderlich  bezeichneten  Acten  in  Ur-  oder 
legalisirten  Abschriften  zu  übersenden  5 

2)  den  Requisitionen,  welche  die  Ausmittelung  des  Thatbestan- 
des,  des  Ursprungs  und  der  Verzweigungen  jenes  Complotts 
betreffen,  unverzüglich  und  vollständig  zu  genügen. 

a)  Vergl:  Darlegung  der  Hauptrcsul täte  aus  den 
wegen  der  revolutionären  Complotte  der  neuerenZeit 
inDeutschland  geführten  Untersuchungen.  Auf  den  Zeit- 
abschnitt mit  Ende  Juli  1838.  —  Frankfurt  a.  M. ,  Bundes -Präsidial- 
Druckerci.  4°. 
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Beschlüsse  der  Bundes- Versammlung,  betreffend 
das  Wandern  und  die  Versammlungen  und  Verbin- 
dungen der  Deutschen  Handwerksgesellen. 

■ 

Beschluss  der  Bundes  -Versammlung  vom  15.  Januar 

1835. ') 

Dritte  Sitzung  am  1 5.  Januar  1835. 

Da  es  im  Interesse  des  Deutschen  Bundes  liegt,  dass  die 
Deutschen  Handwerksgesellen  an  keinen  Associationen  und  Ver- 
sammlungen Theil  nehmen ,  wodurch  die  öffentliche  Ruhe  im  In- 
oder  Auslande  bedroht  oder  gestört  werden  könnte ,  so  soll 

1)  das  Wandern  der  den  Deutschen  Bundesstaaten  angehö- 
rigen  Handwerksgesellen  nach  denjenigen  Ländern  und  Orten, 
In  welchen  offenkundig  dergleichen  Associationen  und  Versamm- 
lungen geduldet  werden ,  so  lange  diese  Duldung  notorisch  be- 
steht, verboten  seyn. 

2)  In  Absicht  auf  die  Zurückbcrufüng  der  gegenwärtig  in 
solchen  Ländern,  worin  Associationen  und  Versammlungen  der 
obgedachten  Art  geduldet  werden,  befindlichen  Handwerksgesellen 
und  deren  Beaufsichtigung  bei  ihrer  Rückkehr  nach  derHeimalh, 
werden  von  den  höchsten  und  hohen  Regierungen  dem  Zwecke 
entsprechende  Verfügungen  getroffen  werden. 

3)  Ueber  die  in  Deutschland  wandernden  Handwerksgesellen 
wird  strenge  polizeiliche  Aufsicht,  insbesondere  rücksichtlich  der 
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Verbindungen,  In  welche  sie  sich  einlassen  könnten,  geführt 
werden. 

4)  Die  Bundesregierungen  werden  sich  durch  ihre  Bundes- 
tags -  Gesandschaften  in  fortwährender  Kenntniss  erhalten ,  nach 
welchen  Ländern  und  Orten  sie  wegen  darin  notorisch  Statt  fin- 
dender Associationen  und  Versammlungen  der  oben  erwähnten 
Art  das  Wandern  der  Handwerksgesellen  verboten  haben. 

a)  Vergl:  Gesetz- und  Verordnungsblatt  für  das  Kö- 
nigreich Sachsen,  1835,  S.  388,  St.  17. 


B. 

Beschluss  der  Bundes  ■  Versammlung  vom  12.  Mari 

1896.*) 

Zehnte  Sitzung  am  12.  März  1835. 

Da  in  tfnem  grossen  Theile  der  Schweiz  dergleichen  Asso- 
ciationen und  Versammlungen  unter  den  Handwerksgesellen  offen- 
kundig bestehen  und  geduldet  werden ,  so  ist  das  Wandern  der 
Handwerksgesellen  in  die  gesamrate  Schweiz  von  den  Bundes- 
regierungen zu  verhindern. 

a)  Vergl:  Gesetz- und  Verordnungsblatt  fürdasKö- 
nigreich  Sachsen,  1835,  S.  388,  St.  17. 


.- — — 1  
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XXXIX. 

Beschluss  der  Bundes  -  Vers  ammlung  vom  18.  An- 
gast  1836,  wegen  der  Bestrafung  von  Vergehen 
gegen  den  Deutschen  Bnnd  und  wegen  Auslieferung 
politischer  Verbrecher  auf  dem  Deutschen 

Bundesgebiete. 

In  der  sechszehnten  Sitzung  vom  18.  August  1836 
erfolgte  wegen  der  Bestrafung  von  Vergehen  gegen 
den  Deutschen  Bund  und  wegen  Auslieferung  politi- 
scher Verbrecher  aufdem  Deutschen  Bundesgebiele 
nachstehender 

Beschluss:  •) 
Artikel  I. 

Da  nicht  nur  der  Zweck  des  Deutschen  Bundes  in  der  Erhal- 
tung der  Unabhängigkeit  und  Unverletzbarkeit  der  Deutschen 
Staaten,  so  wie  In  jener  der  äusseren  und  inneren  Ruhe  und 
Sicherheit  Deutschlands  besteht,  sondern  auch  die  Verfassung 
des  Bundes  wegen  ihres  wesentlichen  Zusammenhanges  mit  den 
Verfassungen  der  einzelnen  Bundesstaaten  als  ein  notwendiger 
Bestand t heil  der  letzteren  anzusehen  ist ,  mithin  ein  gegen  den 
Bund  oder  dessen  Verfassung  gerichteter  Angriff  zugleich  einen 
Angriff  gegen  jeden  einzelnen  Bundesstaat  in  sich  begreift;  so  ist 
jedes  Unternehmen  gegen  die  Existenz,  die  Integrität,  die  Sicher- 
heit oder  die  Verfassung  des  Deutschen  Bundes,  in  den  einzelnen 
Bundesstaaten ,  nach  Massgabe  der  in  den  letzteren  bestehenden 
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odertünfflg  In  Wirksamkeit  tretenden  Gesetze,  nach  welchen 
eine  gleiche  gegen  den  einzelnen  Bundesstaat  begangene  Hand- 
lung als  Hochverrath,  Landesverrat]!  oder  unter  einer  andern 
Benennung  zu  richten  wäre,  zu  beurtheilen  und  zu  bestrafen. 

ArtlUel  II. 

Die  Bundesstaaten  verpflichten  sich  gegen  einander,  Indivi- 
duen, welche  der  Anstiftung  eines  gegen  den  Souverän,  oder 
gegen  die  Existenz,  Integrität,  Verfassung  oder  Sicherheit  eines 
andern  Bundesstaates  gerichteten  Unternehmens ,  oder  einer  dar- 
auf abzielenden  Verbindung ,  der  Theilnahme  daran ,  oder  der 
Begünstigung  derselben  beeinzichtigt  sind ,  dem  verletzten  oder 
bedroheten  Staate  auf  Verlangen  auszuliefern ,  —  vorausgesetzt, 
dass  ein  solches  Individuum  nicht  entweder  einUnterthan  des  um 
die  Auslieferung  angegangenen  Staates  selbst,  oder  in  demselben 
schon**egen  anderer  ihm  zur  Last  fallenden  Verbrechen  zu  unter- 
suchen und  zu  bestrafen  ist.  Sollte  das  Unternehmen,  dessen  der 
Auszuliefernde  beeinzichtigt  ist,  gegen  mehrere  einzelne  Bundes- 
staaten gerichtet  seyn ,  so  hat  die  Auslieferung  an  Jenen  dieser 
Staaten  zu  geschehen,  welcher  darum  zuerst  das  Ansuchen  stellt. 

fl)  Vergl:  Gesetz  -  Sammlung  für  die  Königlichen 
Preussischen  Staaten,  1836,  S.  309,  Nr.  20. 

Gesetz-  und  Verordnungsblatt  für  das  Königreich 
Sachsen,  1836,  S.  308  ,  309,  St.  22. 
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Beschiii ss  der  Bundes-Versamm  lang  vom  13.  No- 
vember 1834,  betreffend  gemeinsame  Maas s regele 
der  in  dem  Deutschen  Bünde  vereinigten  Regie 
rungen  hinsichtlich  der  Universitäten  und  ander« 
Lehr-  und  E rziehungs  Anstalten  Deutschlands 

j 

Neun  und  dreissigste  Sitzung  am  13.  November 

1834.-) 

Sämmtliche  Gesandschaften  erklärten  ihre  Zustim- 
mung zu  den  Commissionsanträgen ,  es  wurde  demnach 

beschlossen:  1 

1)  Die  nachstehenden  fün  fzehn  Artikel,  die  Univer- 
sitäten und  andere  Lehr-  und  Erziehungs- Anstallen 
betreffend1*),  werden  hiermit  zum  ßundes-Beschlusse  er- 
hoben. J 

2)  Die  Höchsten  und  Hohen  Regierungen  werden  ersucht, 
in  Gemässheit  der  in  diesen  Artikeln  enthaltenen  Bestimmungen 
in  möglichst  kurzer  Frist  die  erforderlichen  Einrichtungen  zu 
treffen  und  selbige  bei  der  Bundes  -  Versammlung  zur  Anzeige 
zu  bringen. c)  I 

Artikel  I. 

Die  Regierungen  werden  auf  ihren  Universitäten  ftir  die 
Immatrikulation  eine  eigene  Commission  niedersetzen,  welcher 
der  ausserordentliche  Regierungs-Bevollmächtigte  oder  ein  von  der 
Regierung  dazu  ernannter  Stellvertreter  desselben  beiwohnen  wird. 
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AileSttitffrendäi  sind  verWiiiden,  sich  bei  dieser  Com mfssion 
mrbtlb  zwef  Tagen  nach  ihfief  Ankunft  zur  Immatrikulation 
a  melden.  Acht  Tage  nach  dem  vortctitfftöhlässlgen  Beginnen' 
er  Vorlesungen  darf,  ohne  Genehmigung  der  von  der  Regierung 
ierzu  bestimmten  Behörde,  keine  Immatrikulation  mehr  Statt 
nden.  Diese  Genehmigung  wird  Insbesondere  alsdann  erfolgen, 
renn  ein  Studirender  die  Verzögerung  seiner  Anmeldung  durch1 
iachweisung  gültiger  Verhinderungsgründe  zu  entschuldigen 
ermag. 

Auch  die  aur  einer  Universität  bereits  immatrikulirten  Stu- 
fenden müssen  sich  beim  Anfange  eines  Jeden  Semesters  In  den 
■  Immatrikulation  angesetzten  Stunden  bei  der  Commlssion 
idden  und  sich  über  den  inzwischen  gemachten  Aufenthalt  aus- 

Artikel  II. 

Ein  Studirender,  welcher  um  die  Immatrikulation  nachsucht, 
äss  der  Commission  vorlegen : 

1)  Wenn  er  das  akademische  Studium  beginnt,  —  ein  Zeug- 
es setaer  wissenschaftlichen  Vorbereitung  zu  demselben  und 
eifos  sittlichen  Betragens,  wie  solches  durch  die  Gesetze  des 

dem  er  angehört,  vorgeschrieben  Ist. 
Wo  noch  keine  Verordnungen  hierüber  bestehen,  werden  sie 
Ibsen  werden. 

Die  Regierungen  werden  einander  von  ihren  Uber  diese  Zeug- 
feie erlassenen  Gesetzen,  durch  deren  Mittheilung  an  die  Bundes- 
versammlung, in  Kenntniss  setzen. 

2)  Wenn  der  Studirende  sich  von  einer  Universität  auf  eine 
HHiiTe  begeben  hat,  auch  von  jeder  früher  besuchten —  ein  Zeug- 
es des  Fleisses  und  sittlichen  Betragens. 

3)  Wenn  er  die  akademischen  Studien  eine  Zelt  lang  unter- 
gehen hat,  —  ein  Zeugniss  über  sein  Betragen  von  der 
Wrtgkeit  des  Orts,  wo  er  sich  im  letzteren  Jahre  längere  Zeit 
Ehalten  hat ,  In  welchem  zugleich  zu  bemerken  ist ,  dass  von 

eine  öffentliche  Lehranstalt  nicht  besucht  sey. 

Pässe  und  Privatzeugnisse  genügen  nicht;  doch  kann  bei 
*kn,  welche  aus  Orten  ausser  Deutschland  kommen,  hierin 
^Nachsicht  Statt  finden. 

*J  Jedenfalls  bei  solchen  Studlrenden ,  die  einer  väterlichen 
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oder  vormundschaftlichen  Gewalt  noch  unterworfen  sind  —  ein 
obrigkeitlich  beglaubigtes  Zeugniss  der  Aeltern  oder  derer, 
welche  ihre  Stelle  vertreten ,  d  a  s  s  der  Studirende  von  ihnen  auf 
die  Universität,  wo  er  aufgenommen  zu  werden  verlangt,  ge- 
sandt sey. 

Diese  Zeugnisse  sind  von  der  Immatriciüations-Comroission 
nebst  dem  Passe  des  Studirenden  bis  zu  seinem  Abgange  au&u- 
be  wahren. 

Ist  Alles  gehörig  beobachtet ,  so  erhält  der  Studirende  die 
gewöhnliche  Matrikel;  die  Regierungen  der  Bundesstaaten 
werden  aber  Verfügung  treffen ,  dass  diese  in  keinem  derselben 
Statt  eines  Passes  angenommen  werden  kann. 

Artikel  III« 

In  den  Zeugnissen  über  das  Betragen  sind  die  etwa  erkannten 
Strafen  nebst  der  Ursache  derselben  anzuführen,  und  zwar  in 
allen  Fällen,  wo  irgend  eine  Strafe  wegen  verbotener  Verbin- 
dung erkannt  ist.  Die  Anführung  der  Bestrafung  wegen  anderer 
nicht  erheblicher  Contraventionen  kann  nach  dem  Ermessen  der 
Behörde  entweder  ganz  unterbleiben ,  oder  nur  im  Allgemeinen 
angedeutet  werden.  In  allen  Zeugnissen  ist  (wo  möglich  mit  An- 
gabe der  Gründe)  zu  bemerken ,  ob  der  Inhaber  der  Theilnahme 
an  verbotenen  Verbindungen  verdächtig  geworden  sey  oder  nicht. 

Jeder  ist  verpflichtet,  um  diese  Zeugnisse  so  zettig  nachzu- 
suchen, dass  er  sie  bei  der  Immatrikulation  vorzeigen  kann,  und 
die  Behörden  sind  gehalten,  solche  ohne  Aufenthalt  auszufertigen, 
Falls  nicht  Gründe  der  Verweigerung  vorliegen,  welche  auf  Ver- 
langen des  Studirenden  bescheinigt  werden  müssen.  Gegen  die 
Verweigerung  kann  derselbe  den  Recurs  an  die  Oberbehörde 
nehmen. 

Kann  ein  Studircnder  bei  dem  Gesuche  um  Immatrikulation 
'  die  erforderlichen  Zeugnisse  nicht  vorlegen,  verspricht  er  Jedoch 
deren  Nachlieferung,  so  kann  er,  nach  dein  Ermessen  der  Imma- 
trikulations-Commission ,  vorerst  ohne  Immatrikulation,  auf  die 
akademischen  Gesetze  verpflichtet  und  zum  Besuche  derCollegien 
zugelassen  werden.  Von  Seiten  der  Universität  soll  aber  sofort 
an  die  Behörde ,  welche  die  Zeugnisse  auszustellen  oder  zu  be- 
glaubigen hat,  um  Nachricht  geschrieben  werden,  welche  von 
derselben  ohne  Aufenthalt  zu  ertheilen  ist. 
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Artikel  IV. 

Die  Immatrikulation  ist  zu  verweigern  s 

1)  wenn  ein  Studirender  sich  zu  spät  dazu  meldet,  und  sich 
deshalb  nicht  genügend  entschuldigen  kann  (Artikel  I) ; 

2)  wenn  er  die  erforderlichen  Zeugnisse  nicht  vorlegen  kann. 

Erfolgt  auf  die  Erkundigung  von  Seiten  der  Universität  läng- 
stens binnen  vier  Wochen ,  vom  Abgangstage  des  Schreibens  an 
«rechnet,  keine  Antwort ,  oder  wird  die  Ertheilung  eines  Zeug- 
nisses, aus  welchem  Grunde  es  auch  sey,  verweigert  (Artikel  II 
und  III),  so  muss  der  Angekommene  in  der  Regel  sofort  die  Uni- 
versität verlassen,  wenn  sich  die  Regierung  nicht  aus  besonders 
rüi  ksichlswürdigen  Gründen  bewogen  findet,  ihm  den  Besuch  der 
Coilegien  unten  der  im  vorstehenden  Artikel  enthaltenen  Beschrän- 
kung noch  auf  eine  bestimmte  Zeit  zu  gestatten. 

Auch  bleibt  ihm  ufi benommen,  wenn  er  später  mit  den  erfor- 
derlichen Zeugnissen  versehen  ist,  sich  wieder  zu  meldeft. 

3)  Wen»  der  Ankommende  von  einer  andern  Universität 
ffliltclst  desConsiliiabeundi  weggewiesen  ist. 

Ein  solcher  kann  von  einer  Universität  nur  dann  wieder 
angenommen  werden ,  wenn  die  Regierung  dieser  Universität, 
nach  vorgängiger  notwendiger ,  mittelst  des  Regierungs-BevolN 
Nächtigten  zu  pflegender  Rücksprache  mit  der  Regierung  der 
Universität ,  welche  die  Wegweisung  verfügt  hat,  es  gestattet. 
Xu  der  Aufnahme  eines  Relegirten  ist  nebstdem  die  Einwil- 
ligung der  Regierung  des  Landes,  dem  er  angehört,  erforderlich. 

4)  Wenn  sich  gegen  den  Ankommenden  ein  dringender  Ver- 
flacht ergibt,  dass  er  einer  verbotenen  Verbindung  angehört  und 
er  sich  von  demselben  auf  eine  befriedigende  Weise  nicht  zu« 
reinigen  vermag. 

Die  Regierungs-Commissäre  werden  darüber  wachen ,  dass 
die  Universitäten  jede  Wegweisung  eines  Studfrenden  von  der 
Iniversität,  nebst  der  genau  zu  bezeichnenden  Ursache  und  einem 
Signalement  des  Weggewiesenen,  sich  gegenseitig  mittheilen, 
zugleich  aber  auch  die  Aeltern  des  Weggewiesenen  oder  deren 
Stellvertreter  davon  benachrichtigen. 

Artikel  V. 

■federn  Studirenden  werden  vor  der  Immatrikulation  die  Vor- 
schriften der  §$.  3  Und  4  des  Bundes -Beschlusses  vortt  20.  Sep- 

m.  23 
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tember  1819  über  die  in  Ansehung  der  Universitäten  zu  ergrei- 
fenden Massregeln ,  so  wie  die  Bestimmungen  der  hier  folgenden 
Artikel,  in  einem  wörtlichen  Abdrucke  eingehändigt,  welcher 
sich  mit  folgendem  Reverse  schliesst: 

„Ich  Endesunterzeichneter  verspreche  mittelst  meiner  Na- 
mensunterschrift auf  Ehre  und  Gewissen : 

1)  dass  ich  an  keiner  verbotenen  oder  unerlaubten  Verbin- 
dung der  Studirenden,  insbesondere  an  keiner  burschenschaft- 
lichen  Verbindung,  welchen  Namen  dieselbe  auch  führen  mag, 
Theil  nehmen ,  mich  an  dergleichen  Verbindungen  in  keiner  Be- 
ziehung näher  oder  entfernter  anschliessen,  noch  solche  auf  irgend 
eine  Art  befördern  werde ; 

2)  dass  ich  weder  zu  dem  Zwecke  gemeinschaftlicher  Be- 
rathschlagungen  über  die  bestehenden  Gesetze  und  Einrichtungen 
des  Landes,  noch  zu  Jenem  der  wirklichen  Auflehnung  gegen 
obrigkeitliche  Massregeln  mit  Andern  mich  vereinigen  werde. 

Insbesondere  erkläre  ich  mich  für  verpflichtet ,  den  Forde- 
rungen, welche  die  diesem  Reverse  vorgedruckten  Bestimmungen 
enthalten,  stets  nachzukommen,  widrigenfalls  aber  mich  allen 
gegen  deren  Uebertreter  daselbst  ausgesprochenen  Strafen  und 
nachtheiligen  Folgen  unweigerlich  zu  unterwerfen. 44 

Erst  nachdem  dieser  Revers  unterschrieben  worden  ist,  fin- 
det die  Immatrikulation  Statt.  Wer  diese  Unterschrift  verwei- 
gert ,  ist  sofort  und  ohne  alle  Nachsicht  von  der  Universität  zu 
verweisen. 

Artikel  VI« 

Vereinigungen  der  Studirenden  zu  wissenschaftlichen  oder 
geselligen  Zwecken  können  mit  Erlaubnlss  der  Regierung,  unter 
den  von  letzterer  festzusetzenden  Bedingungen,  Statt  finden. 
Alle  anderen  Verbindungen  der  Studirenden ,  sowohl  unter  sich 
als  mit  sonstigen  geheimen  Gesellschaften ,  sind  als  verboten  zu 
betrachten. 

Artikel  VII« 

DieTheilnahme  an  verbotenen  Verbindungen  soll,  unbeschadet 
der  in  einzelnen  Staaten  bestehenden  strengeren  Bestimmungen, 
nach  folgenden  Abstufungen  bestraft  werden : 

1)  Die  Stifter  einer  verbotenen  Verbindung  und  alle  die- 
jenigen ,  welche  Andere  zum  Beitritte  verleitet  oder  zu  verleiten 
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gesucht  haben ,  sollen  niemals  mit  blosser  Carcerstrafe ,  sondern 
jedenfalls  mit  dem  Consilio  abeundi ,  oder  nach  Befinden  mit  der 
Relegation,  die  den  Umständen  nach  zu  schärfen  ist,  belegt  werden. 

2)  Die  übrigen  Mitglieder  solcher  Verbindungen  sollen  mit 
strenger  Carcerstrafe ,  bei  wiederholter  oder  fortgesetzter  Theil- 
nahmeaber,  wenn  schon  eine  Strafe  wegen  verbotener  Verbin- 
dungen vorangegangen  ist,  oder  andere  Verschärfongsgründe 
vorliegen,  mit  der  Unterschrift  des  Consilii  abeundi,  oder  dem 
Consilio  abeundi  selbst ,  oder ,  bei  besonders  erschwerenden  Um- 
ständen, mit  der  Relegation,  die  dem  Befinden  nach  zu  schärfen 
ist,  belegt  werden. 

3)  In  so  fern  aber  eine  Verbindung  mit  den  Studirenden  an- 
derer Universitäten ,  zur  Beförderung  verbotener  Verbindungen, 
Briefe  wechselt,  oder  durch  Deputirte  communieirt,  so  sollen  alle 
diejenigen  Mitglieder,  welche  an  dieser  Correspondenz  einen  thä- 
ligen  Antheil  genommen  haben,  mit  der  Relegation  bestraft  werden. 

4)  Auch  diejenigen,  welche,  ohne  Mitglieder  der  Gesellschaft 
zu  seyn,  dennoch  für  die  Verbindung  thätig  gewesen  sind,  sollen, 
nach  Befinden  der  Umstände,  nach  obigen  Strafabstufungen  be- 
straft werden. 

5)  Wer  w  egen  verbotener  Verbindungen  bestraft  wird,  ver- 
liert nach  Umständen  zugleich  die  akademischen  Beneficien ,  die 
ihm  aus  öffentlichen  Fondskassen  oder  von  Städten,  Stiftern,  aus 
Kirchenregistern  u.  s.  w.  verliehen  seyn  möchten,  oder  deren 
Genuss  aus  irgend  einem  anderen  Grunde  an  die  Zustimmung  der 
Slaatsbehörden  gebunden  ist.  Desgleichen  verliert  er  die  seither 
etwa  genossene  Befreiung  bei  Bezahlung  der  Honoraiien  für 
Vorlesungen. 

6)  Wer  wegen  verbotener  Verbindungen  mit  dem  Consilio 
abeundi  belegt  ist,  dem  kann  die  zur  Wiederaufnahmc^auf  eine 
Iniversität  erforderliche  Erlaubniss  (Artikel  IV ,  Nun».  3)  vor 
Ablauf  von  sechs  Monaten,  und  dem,  der  mit  Relegation  bestraft 
worden  ist,  vor  Ablauf  von  einem  Jahre  nicht  ertheilt  werden. 

Sollte  die  eine  oder  die  andere  Strafe  theils  wegen  verbo- 
tener Verbindungen ,  theils  wegen  anderer  Vergehen  erkannt 
werden,  und  das  in  Betreff  verbotener  Verbindungen  zur  Last 
fallende  Verschulden  nicht  so  gross  gewesen  seyn ,  dass  deshalb 

23* 
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allein  auf  Wegweisung  erkannt  werden  seyn  würde,  so  sind  die 
oben  bezeichneten  Zeiträume  aur  die  Hälfte  beschränkt. 

7)  Bei  allen  in  den  akademischen  Gesetzen  des  betreffenden 
Staates  erwähnten  Vergehungen  der  Studlrenden,  ist,  hei  dem 
Daseyn  von  Indiclen ,  nachzuforschen ,  ob  dazu  eiae  verboteie 
Verbindung  näheren  oder  entfernteren  Anlass  gegeben  habe. 
Wenn  dies  der  Fall  ist ,  so  soU  es  als  erschwerender  Umstand 
angesehen  werden. 

8)  Dem  Gesuche  um  Aufhebung  der  Wegweisung  von  einer 
Universität  in  den  Fällen  und  nach  Ablauf  der  festgesetzten  Zeit, 
wo  Begnadigung  Statt  finden  kann  (Num.  6  oben),  wollen  die 
Regierungen  niemals  willfahren ,  wenn  der  Nachsuchende  nicht 
glaubhaft  darthut ,  dass  er  die  Zeit  der  Verweisung  von  der  Uni- 
versität nützlich  verwendet,  sich  eines  untadelhaften  Lebenswan- 
dels beflissen  hat ,  und  keine  glaubhaften  Anzeigen ,  dass  er  an 
verbotenen  Verbindungen  Antlieil  genommen,  vorliegen. 

Artikel  VIII. 

Die  Mitglieder  eines  burschenschaftlichen  oder  einer  auf  po- 
litische Zwecke  unter  irgend  einem  Namen  gerichteten  unerlaub- 
Verbindung  trifft  (vorbehaltlich  der  etwa  zu  verhängenden  Cri- 
minalstrafen)  geschärfte  Relegation.  Die  künftig  aus  solchem 
Grunde  mit  geschärfter  Relegation  Bestraften  sollen  ebenso  wenig 
zum  Civiidienstc,  als  zu  einem  kirchlichen  oder  Schul-Amte,  zu 
einer  akademischen  Würde,  zur  Advocaiur,  zur  ärztlichen  oder 
chirurgischen  Praxis,  innerhalb  der  Staaten  des  Deutschen  Bundes 
zugelassen  werden. 

Würde  sich  eine  Regierung  durch  besonders  erheblich« 
Gründe  bewogen  finden,  eine  gegen  einen  ihrer  Lnterthanea 
wegen  Verbindungen  der  bezeichneten  Art  erkannte  Strafe  im 
Gnadenwege  zu  mildem  oder  nachzulassen,  so  wird  dieses  nie 
ohne  sorgfältige  Erwägung  aller  Umstände ,  ohne  Ueberzeugung 
von  dem  Austritte  des  Verirrten  aus  Jeder  gesetzwidrigen  Verbin- 
dung und  ohne  Anordnung  der  erforderlichen  Aufsicht  geschehen. 

Artikel  IV. 

Die  Regierungen  werden  das  Erforderliche  verfügen ,  damit 
in  Fällen,  wo  politische  Verbindungen  der  Studirenden  auf  Uni- 
versitäten vorkommen ,  sämmtliehe  übrige  Universitäten  alsbald 
hiervon  benachrichtigt  werden, 
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Bei  allen  mit  akademischen  Strafen  zu  belegenden  Gesetz- 
widrigkeiten bleibt  die  criminelle  Bestrafung,  nach  Beschaffenheit 
der  verübten  gesetzwidrigen  That,  and  insbesondere  auch  dann 
vorbehalten,  wenn  die  Zwecke  einer  Verbindung  der  Studirenden 
jder  die  in  Folge  derselben  begangenen  Handlungen  die  Anwen- 
<lurc  härterer  Strafgesetze  noth wendig  machen. 

Artikel  M. 

Wer  gegen  eine  Universität,  ein  Institut,  eine  Behörde  oder 
eiaen  akademischen  Lehrer  eine  sogenannte  Verrufserklärung 
frectoder  indirect  unternimmt,  soll  von  allen  Deutseben  Uni- 
versitäten ausgeschlossen  seyn,  und  es  soll  diese  Ausschliessung 
öffentlich  bekannt  gemacht  werden.  Diejenigen,  welche  die  Aus- 
phrung  solcher  Verrufserklärung  vorsätzlich  befördern,  werden, 
aach  den  Umständen,  mit  dem  Consilio  abeundi  oder  mit  der  Ke- 
k^ation  bestraft  werden ,  und  es  wird  in  Ansehung  ihrer  Auf- 
nahme aur  einer  andern  Universität  dasjenige  Statt  linden ,  was 
rten  Artikel  VH  Num.  6  bestimmt  Ist. 

Gleiche  Strafe,  wie  Beförderer  vorgedachter  Verrufserklä'- 
nmgen,  wird  diejenigen  Studirenden  treffen,  welche  sich  Ver- 
ntfserklärungen  gegen  Privatpersonen  erlauben  oder  daran  Theii 
Kimen. 

Der  Landesgesetzgebung  bleibt  die  Bestimmung  Uberlassen, 
I     weit  Verrufserklärungen  ausserdem  als  Injurien  zu  beban- 
seyen. 

Artikel  x  1 1. 

9  Jeder  der  auf  einer  Universität  studlrt  hat  und  in  den  Staats- 
rat treten  will,  ist  verpflichtet,  bei  dem  Abgange  von  der  Uni- 
versität sich  mit  einem  Zeugnisse  über  die  Vorlesungen,  die  er 
ksucht  hat,  über  seinen  Fleiss  und  seine  Aufführung  zu  versehen. 
;  Ohne  die  Vorlage  dieser  Zeugnisse  wird  Keiner  in  einem 
tischen  Bundesstaate  zu  einem  Examen  zugelassen  und  also 
•*  nicht  im  Staatsdienste  angestellt  werden.  Die  Regierungen 
Verden  solche  Verfügungen  treffen ,  dass  die  auszustellenden 
Zeugnisse  ein  möglichst  genaues  und  bestimmtes  Urtheil  geben. 

Vorzüglich  haben  diese  Zeugnisse  sich  auch  auf  die  Frage 
tor  Hieilnahme  an  verbotenen  Verbindunsren  zu  erstrecken.  Die 
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ausserordentlichen  Regierungs-  Bevollmächtigten  werden  ange- 
wiesen werden ,  über  den  gewissenhaften  Vollzug  dieser  Anord- 
nung zu  wachen. 

Artikel  XI II. 

Die  akademischen  Gremien,  als  solche,  werden  der  von  ihnen 
bisher  ausgeübten  Strafgerichtsbarkeit  in  Crlminal-  und 
allgemeinen  Polizei-Sachen  über  dieStudirenden  allenthalben  ent- 
hoben. Die  Bezeichnung  und  Zusammensetzung  derjenigen  Be- 
hörden ,  welchen  diese  Gerichtsbarkeit  übertragen  werden  soll, 
bleibt  den  einzelnen  Landesregierungen  überlassen. 

Vorstehende  Bestimmung  bezieht  sich  jedoch  eben  so  wenig 
auf  einfache ,  die  Studirenden  ausschliesslich  betreffende  Disci- 
plinar-Gegenstande,  namentlich  die  Aufsicht  aur  Studien,  Sitten 
und  Beobachtung  der  akademischen  Statuten,  als  auf  Erkennung 
eigentlich  akademischer  Strafen. 

Artikel  XIV. 

Die  Bestimmungen  der  Artikel  I  bis  XII  sollen  auf  sechs 
Jahre  als  eine  verbindliche  Verabredung  bestehen,  vorbehaltlich 
einer  weitern  Uebereinkunfl ,  wenn  sie  nach  den  inzwischen  ge- 
sammelten Erfahrungen  für  angemessen  erachtet  werden. 

Artikel  XV. 

Die  Artikel  I  bis  XU  sollen  auch  auf  andere  öffentliche  so- 
wohl als  Privat-Lehr-  und  Erziehungs-Anstalten,  so  weit  es  ihrer 
Natur  nach  thunlich  ist,  angewendet  werden.  Die  Regierungen 
werden  auch  bei  diesen  die  zweckmässigste  Fürsorge  eintreten 
lassen,  dass  dem  Verbindungswesen,  namentlich  so  weit  dasselbe 
eine  politische  Tendenz  hat,  kräftigst  vorgebeugt  und  sonach  die 
Vorschriften  des  §.  2  des  Bundes-Beschlusses  vom  20.  September 
1819  insbesondere  auf  die  Prival-Institute  ausgedehnt  werden. 

a)  Vergl:  Gesetz  -  Sam  mlttog  für  die  Königlichen 
Preussischen  Staaten,  1835,  S.  287,  Nr.  28. 

b)  Vergl i  Erklärung  des  Gesandten  der  Grossh erzog- 
lich  und  Herzoglich  Sächsischen  Häuser,  von  Hendrich 
in  der  13.  Sitzangam  1 .  April  1819.  Es  heisst  daselbst : 

„Die  in  verschiedenen,  neuerlich  erschienenen,  zum  Theil  offici- 
ellen,  Druckschriften  verbreiteten  irrigen  Meinungeu  über  das  Wesen 
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ien  Universitäten,  dir  Angriffe  gegen  die  auf  denselben  be- 
iden Einrichtungen,  besonders  auf  Jena,  und  die  Wichtigkeit  der 
ithiing  über  die  zweckmässigsten  Veränderungen  bei  den,  der  ge- 
lten Deutschen  Jugend  gewidmeten  Unterrichts-  und  Biidungs- 
Jten.  haben  Seine  Königliche  Hoheit,  den  Grossherzog  von 
fhsen- Weimar- Eisenach  und  Seine  Durchlaucht  den  Herzog  von 
jn-Gotha  und  Altenburg  bewogen,  diese  Angelegenheit  an  den 
lauclitigsten  Bund  zu  bringen,  und  mir  zu  befehlen,  Folgendes 
ire  Meinung  über  diesen  Gegenstand  zu  Protokoll  zu  geben 
1)   Das  Deutsche  L 'niversitäteuwesen  ist  ein  Gegenstand,  wel- 
ein  gemeinsames  Interesse  für  alle  Deutschen  Regierungen  hat, 
sich  darum  zu  einer  Herathung  auf  dem  Bundestage  eignet." 
t]  „Gern  werden  Seine  Königliche  Hoheit  und  Seine  Herzogliche 
Haucht  zu  einer  Vereinigung  über  gewisse  Grundsätze  der  aka- 
kfl  Disriplin  und  überhaupt  zu  allen  zweckmässigen  und  aus- 
m  Massregeln  die  Bände  bieten,  welche  das  Regiment  auf  den 
»rsiläten  erleichtern,  wie  Sie  denn  schon  jetzt  es  mit  Wohlgefal- 
icrkt  haben,  dass  die  Universität  Jena  sich  in  einem  noch  be- 
leu  Vereine  mit  andern  Deutschen  l  nivei  sitiiten  betrachtet, 
z.  B. ,  in  Gemässbeil  eines  Senats- Beschlusses,  unmittelbar 
den  I  n ruhen  in  Güttingen,  keinem  von  dorther  kommenden,  mit 
issen  der  Universität  nicht  versehenen  Studenten  die  Imnutri- 
>n  verslattet  hat.44 
3i  ..Aber  eingedenk  dessen,  was  von  Deutschen  Universitäten 
ristet  und  in  seinen  Erfolgen  und  seinen  Gründen  längst  anerkannt, 
mii  sehen,  wie  von  Nicht  deutschen  gepriesen  worden  ist,  wer- 
be Königliche  Hoheit  und  Seine  Herzogliche  Durchlaucht  nie 
m  für  Einrichtungen,  welche  das  innere  W  esen  derselben  noth- 
Eerstören ,  sie,  dureh  Aqfhchong  der  akademischen  Freiheit, 
>sen  gelehrten  Schulen,  Gymnasien  u.  s.  w.  umformen  würden.4' 
—  hiess  es  in  der  Rede,  mit  welcher  von  dem  Kaiser  lirh-Köni- 
tyesteireichischen  präsidirenden  Herrn  Gesandten  die  erste 
Gliche  Sitzung  des  Bundestages  eröffnet  wurde,  —  sind  unsere 
ptrsitaten  nicht  ein  stolzes  Denkmal  deutscher  Enlwickelung? 
Ii  Ausländer,  nicht  immer  gerecht  gegen  uns  mit  der  Wagschaale 
Verdienstes,  räumen  der  Form  dieser  unserer  wissenschaftlichen 
titute,  schon  wegen  ihrer,  die  Wissenschaft,  alle  einzelnen  Haupt- 
HKüfszweige,  als  ein  Ganzes  berücksichtigenden  Umfassung,  einen 
Kien  Vorzug  ein.44 
fj  „Auch  Freiheit  der  Meinungen  und  der  Lehre  muss  den  Uni- 
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verspäten  verbleiben:  denn  im  offenen  Kampfe  der  Meinungen  soll 
hier  das  Wahre  gefunden,  gegen  das  Einseitige,  gegen  das  Vertrauen 
auf  Autoritäten ,  soll  hier  der  Schüler  bewahrt,  zur  Selbstständigkeit 
soll  er  erhoben  werden." 

„Uebrigens  benutzt  der  Grossherzoglich  und  Herzoglich  Sächsi- 
sche Gesandte  diese  Gelegenheit,  um,  dem  weiteren  Befehle  seiner 
beiden  genannten  höchsten  Höfe  entsprechend,  eine  gedrängte  Dar- 
stellung dessen,  was  neuester  Zeit  für  die  Uni versität 
Jena  und  auf  solcher  geschehen  ist,  zu  den  Acten  des  Deut- 
schen Bundes  zu  bringen ,  damit  dieser  hohen  Versammlung ,  zur  Be- 
richtigung mancher,  ohne  allen  Beweis  ausgesprochenen,  die  Deut- 
schen Universitäten ,  besonders  aber  Jena ,  treffenden  Behauptungea 
und  Urtheile,  Thatsachen  vorliegen  mögen." 

Die  Darstellung  wurde  diesem  Protokolle  unter  Zahl  8  angefügt. 
Protokolle   der  Deutschen  Bundes  -  Versammlung, 
Bd.  VII,  S.  145,  146,  150—157. 

In  Folge  jener  Eröffnung,  „den  gegenwärtigen  Zustand 
der  Deutschen  Universitäten  betreffend, u  wurde,  auf  den  An- 
trag von  0 es te r r e i c  h ,  in  der  1 6.  S  i t z  n  n  g  a m  6.  M a  i  1 8 1 9  die 
Erwählung  einer  Commission  von  fünf  Mitgliedern  beschlos- 
sen, um  jene  Eröffnung  sowohl,  als  die  Massregeln,  zu  welchen 
selbe  die  nöthige  Veranlassung  gebe,  baldmöglichst  zu  einem  gemein- 
samen Einverständnisse  vorzubereiten.  Die  Wahl  fiel  auf  die  Gesand- 
ten: Grafen  von  Buol-Schauenstein,  Grafen  von  der  Goltz, 
von  Martens,  Freiherrn  von  Wangenheim  und  Freiherrn  von 
Berckheim.  Als  Stellvertreter  wurden  gewählt:  die  Freiherren 
von  A  r  e  t  i  n  und  von  P 1  e  s  s  e  n.  Nach  dem  Beschlüsse  sollte  es  jener 
Commission  unbenommen  bleiben,  einen  oder  mehrere  der  übrigen 
Herren  Gesandten  jener  Staaten,  in  deren  Umfange  Universitäten 
lägen ,  zur  Theilnahme  an  jenen  ßerathungen  einzuladen. 
Protokolle  der  Deutschen  Bundes  -  Versammlung, 
Bd.  VII ,  S.  215  u.  f. 

Vergl.  ferner:  den  Vortrag  des  Präsidiums  über  die  Ge- 
brechen des  Schul-  und  Universitäts-Wesens,  deu  Ent- 
wurf (2)  eines  provisorischen  Beschlusses  über  die  in  An- 
sehung der  Universitäten  zu  ergreifen  den  Massrege  In, 

und  den  Besch  lu  ss  der  Bti ndes-V ersammlung  (ad  III)  vom 
20.  September  1819, 
Diplomatisches  Archiv  u.  s.  w.  TW.  II,  Abth.  I,  S.  320 u.  f., 
337  u.  f.,  346  und  347,  Nr.  XLI1I. 
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DieEröffnungen  des  Kaiserlich-Königlich  präsidi- 
enden  Gesandten  in  Betreff  der  Gebrechen  des  Schul« 
Bd  (Jniversitäts-Wesens,  and  den  Besehlass  der  Ben- 
ies-Versammlung  (2)  vom  16.  August  1824, 
Diplomatisches  Archiv  u.  s.  w.  Thl.  II,  Abth.  I,  S.  369  u.  f., 
376  u.  f.,  393,  Nr.  XLVII. 

In  Folge  dieses  Beschlusses  wurde,  auf  Vorschlag  des  Präsidiums, 
tder?6.  Sitzung  am26.  August  1824  eine  neue  Commis- 
fon  zur  Begutachtung  gemeinschaftlicher  Massregeln  hinsichtlich 
es  jresammten  Sehul-Unterrichts-  und  Erziehungs- Wesens  in  Deutsch- 
end gewählt.  Die  Wahl  fiel  auf  die  Gesandten  von  Oesterreich, 
Bossen,  Baiern,  Königreich  Sachsen  und  Hannover. 
Protokolle  der  Deutschen  Bundes  -  Versammlung, 
Bd.  XVI,  S.  278,  279. 

Der  Beschluss  der  Bundes  - Versammlung  vom  5.  Juli 
832  endlich  bestimmt  (5) :  dass  der  am  20.  September  1819  gefasste, 
weiteren  Beschlusses  vom  12.  (16.)  August  fortbestehende, 
visorische  Beschluss  über  die  in  Ansehung  der  U n i v e r s i <* 
ten  zu  ergreifenden  Massregeln,  sowohl  im  Allgemeinen, 
ib  insbesondere  hinsichtlich  der  in  den  §§.  2  und  3  desselben  enthal- 
ten Bestimmungen ,  in  den  geeigneten  Fallen,  in  so  weit  es  noch 
id)t  geschehen ,  unfehlbar  zur  Anwendung  kommen  werde. 
Diplomatisches  Archiv  u.s.w.  Thl. II,  Abth.I,  S.423,  Nr.  L, 

$.  auch:  J.  L.  Kl  über,  öffentliches  Recht  des  Teutscben  Bundes 
.    u.  s.  w.  (4.  Aufl.  1840)  S.  736,  737. 

e)  Es  dürfte  die  Aufnahme  der  folgenden,  in  der  Beilage  zu 
to.Wder  Leipziger  Zeitung  vom  15.  April  1846  enthaltenen  Erklä- 
re eines  hochgeachteten  Staatsmannes  überhaupt  nicht  ohne  In- 
seyn  und  möge  dieselbe  hier  ihren  Platz  finden  : 
M  einem  Deputat ionsbericht  der  II.  sächsischen  Kammer  vom 
Marc  1846  wird  in  Veranlassung  der  sogenannten  geheimen  Be- 
gösse der  Wiener  Conferenz  vom  Jahre  1834  das  betreffende  Han- 
^to  der  Königl.  sächsischen  Regierung  getadelt  und  der  Ausdruck 
toer  standischen  Missbilligung  beantragt.  Da  dieser  Tadel  auch  mich, 
*  damaligen  königlichen  sächsischen  Staatsminister,  trifft,  und  eine 
F^nÜche  Vertretung  meiner  Handlungen  in  den  Kammern  mir  nicht 
*t>r  zusteht,  so  halte  ich  mich  zu  einer  öffentlichen  Darlegung  mei- 
**r  desfailsigen  Ansichten  verpflichtet.  Es  beruhen  diese  auf  folgen- 
too  Sätzen : u 
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1)  „Die  Regierungsbefugniss  monarchischer  Staaten  zum  An- 
schluss  geheimer  Verträge  ist  eine  ebenso  allgemein  anerkannte,  als 
entschieden  festzuhaltende,  da  jede  dazu  nicht  befugte  Regierung 
öfterer  in  den  Fall  kommen  würde,  von  wichtigen  Verhandlungen, 
zum  empfindlichen  Nachtheil  ihres  Ansehens  nach  Aussen  und  ihrer 
Interessen  im  Innern,  ausgeschlossen  zu  werden.44 

„Denn,  dass  nicht  alle  Staatsverhältnisse  nach  Inuen  und  Aussen 
zurOeffentlichkeit  gebracht  werden  können,  und  dass  eine  Regierung, 
die  kein  Geheimniss  zu  bewahren  und  keine  Uebereinkunfl  auf  eigene 
Verantwortlichkeit  zu  übernehmen  vermöchte ,  eine  traurige  Stellung 
im  Deutschen  Staatenbund  einnehmen  würde,  bedarf  keines  Beweises. 
Im  Lande  der  strengsten  constitutionellen  Vorschriften ,  in  England, 
fehlt  es  nicht  an  geheimen  Verhandlungen  und  Verträgen,  die  zu  einer 
ministeriellen  Verantwortlichkeit  nur  dann  Veranlassung  geben  könn- 
ten, wenn  aus  ihnen  verfassungswidrige  Handlungen  hervorgehen 
würden.'4 

2)  „Die  königlich  sächsische  Regierung  konnte  im  vorliegenden 
Falle  weder  eine  Mittheilung  an  die  Kammern  machen ,  noch  jetzt  auf 
irgend  eine  Einzelnheit  der  fraglichen  Verhandlungen  eingehen ,  da 
sie  deren  Geheimhaltung  versprach  und  durch  ein  gegentheiliges  Han- 
deln ihren  gesammten  Deutschen  Bundesgenossen  gegenüber  sich 
eines  Wortbruchs  schuldig  gemacht  haben  würde." 

3)  „Können  und  haben  sonach  ständische  Kammern  geheime 
Verträge  nur  nach  ihren  Ergebnissen  zu  beurtheilen,  so  wird  von 
dem  Ausdruck  einer  ständischen  Rüge  oder  Besch  werde  auch  nur  dann 
die  Rede  seyn  können,  wenn  auf  jenen  Grund  verfassungswidrige 
Massregeln  verfügt  worden  wären." 

„Anerkanntermassen  war  Dies  zeither  nicht  der  Fall  und  kann 
es  auch  fernerhin  nicht  seyn ,  da  die  königlich  sächsische  Regierung 
ihr  Interpretationsprincip,  bei  Bekanntmachung  der  Bundes-Beschlüsse 
vom  28.  Juni  1832 ,  dahin  aussprach : 44 

„Wir  haben  diesen  Beschlüssen,  unter  Bezugnahme  auf  die  nach 
der  sächsischen  Verfassungs-Urkunde  vom  4.  September  1831, 
§.  96  u.  f.  den  Ständen  in  Ansehung  der  Bewilligung  der  Lan- 
desabgaben zustehenden  Rechte,  als  Bundesfürsten  Unsere  Zu- 
stimmung zu  geben  um  so  weniger  Bedenken  finden  können, 
als  dadurch  den  gesammten  verfassungsmässigen  Rechten  der 
neuen  Stände  des  Königreichs  Sachsen  nirgends  Eintrag  ge- 
schehen kann  und  soll."  (Gesetz-Sammlung  für  das  Königreich 

Sachsen,  1832,  S.  391.) 
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„Wurde  nun  diese  Zusage  seitdem  treulich  erfüllt ,  und  war  ein 
Terfassungswidriger  Einfluss  der  sogenannten  geheimen  Wiener  Be- 
schlüsse nirgends  wahrzunehmen,  so  wird  auch  der  Antrag  einer 
darüber  auszudrückenden  ständischen  Missbilligung  für  ausreichend 
begründet  nicht  zu  erachten  seyn." 

Altenburg,  am  12.  April  1846. 

v.  Lindenau. 
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Beschluss  der  Bundes- Versammlung  vom  18. Sep- 
tember 1834,  betreffend  die  ünstatthaftigkeit  der 
Einmischung  fremder  Mächte  in  die  inneres 
Angelegenheiten  des  Deutschen  Bnndes. 

Vier  und  d r ei ssig st e  Sitzung  am  18.  September 
1834. 

Es  wurde  einhellig 

beschlossen:  1 

In  Erwägung, 

dass  der  Deutsche  Bund  abschliessend  nur  von  den  souve- 
ränen Fürsten  und  freien  Städten  Deutschlands  errichtet  worden 
ist  (Artikel  I  der  Bundes- Acte) ,  — 

dass  durch  die  Einverleibung  des  Bundes- Vertrages  in  die 
Congress-Acte  den  fremden  Mächteu ,  welche  die  Congress-Acte 
mit  unterzeichnet  haben,  weder  ein  Recht,  die  AuArechtbaltung 
der  in  der  Deutschen  Bundes-Acte  sanctionirten  Grundsätze  zu 
beaufsichtigen,  eingeräumt,  noch  eine  Verpflichtung,  die  Un- 
abhängigkeit der  einzelnen  Glieder  des  Deutschen  Bundes  zu  be- 
schützen ,  übertragen  worden ,  — 

dass  vielmehr  daraus  für  gedachte  Mächte  die  Verbindlich- 
keit ,  sich  vermöge  der  vertragsmässigen  Grund-Verfassung  des 
Bundes  jeder  Einmischung  in  dessen  innere  Angelegenheiten  zu 
enthalten ,  hervorgegangen  ist ,  — 

dass  es  dagegen  der  eigentliche  Zweck  des  Deutschen  Bun- 
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des  ist,  die  innere  und  äussere  Sicherheit  Deutschlands,  und  dit 
Unabhängigkeit  und  Unverletzbarkeit  der  einzelnen  Deutseben 
Staaten  sdbst  xu  erhalten  (Artikel  II  der  Bundes- Acte); 

in  fernerer  Erwägung» 
dass  der  Bundes -Versammlung  das  Recht  zusteht,  die 
Grundgesetze  des  Bundes  abzufassen  und  abzuändern  (Arti- 
kel VI), 

und  dass  die  Bundesglieder  unter  sich  Uber  diejenigen  Falte 
übereingekommen  sind,  in  weichen  die  Bundes- Versammlung 
durch  Stimmenmehrheit  oder  Stirn  meneinhtdligkeit  gültige  Be- 
schlüsse zu  fassen  berechtigt  ist  (Artikel  VII),  — 

dass  ferner  die  organische  Einrichtung  des  Bundes,  in  Rück- 
sicht auf  seine  militärischen,  inneren  und  auswärtigen  Ange- 
legenheiten, ausdrücklich  der  Bundes- Versammlung  zugewiesen 
ist  (Artikel  X),  — 

dass  alle  Mitglieder  des  Bundes  in  der  Bundes- Acte  (ohne 
irgendwo  und  Irgendwie  die  Garantie  fremder  Mächte  in  Anspruch 
zu  nehmen)  versprochen  haben ,  sowohl  ganz  Deutschland ,  als 
Jeden  einzelnen  Bundesstaat  gegen  Angriff  in  Schutz  zu  nehmen, 
und  sich  gegenseitig  ihre  sämmtlichen  unter  dem  Bunde  begriffe- 
nen Besitzungen  zu  garantiren  (Artikel  XI)  5 

in  Erwägung  endlich , 
dass  Deutschland  mittelst  der  Bundes- Verfassung  ein  eige- 
ner, durch  sich  selbst  entstandener,  für  innere  und  äussere 
Zwecke  so  vollständig  gebildeter  und  so  fest  begründeter  politi- 
scher Körper  geworden  ist,  dass  es  als  ein  Hauptbestandteil 
des  Europäischen  Staatengebäudes  alle  Mittel  besitzt,  nm  ohne 
fremde  Beihülfe  seine  innere  Ruhe  ebenso,  als  die  unverbrüch- 
liche Sicherheit  und  Selbstständigkeit  der  im  Bunde  vereinten 
souveränen  Fürsten  und  freien  Städte,  zu  verbürgen j  — 

in  Erwägung  aller  dieser  Verhältnisse ,  kann  der  Deutsche 
Bund  in  dem  Inhalte  der  Note  des  Königlich  Französischen 
bevollmächtigten  Ministers  vom  30.  Juni,  und  Jener  des  Königlich 
Grossbrilannischen  bevollmächtigten  Ministers  vom  18. 
Juli  1  nur  eine  fremde  Einmischung  in  seine  inneren  Ange- 
legenheiten, und  eine  Anforderung  von  Rechten  und  Befugnissen 
«kennen,  wekhe,  wenn  sie,  dem  Blindes -Vertrage  und  der 
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Congress  -  Acte  zuwider,  zugestanden  würde,  das  ganze  Ver- 
hältniss  des  Bundes  verrücken,  seine  Selbstständigkeit  gefähr- 
den ,  und  dem  Bunde  eine  den  Absichten  und  Zwecken  seiner 
Stifter  widerstrebende  Abhängigkeit  gegen  das  Ausland  geben 
würde. 

Diesem  nach  beschliesst  die  Bundes- Versammlung: 

1)  Dass  der  Deutsche  Bund  sich  gegen  die  in  den  Noten  des 
Königlich  Französischen  und  des  Königlich  Grossbritan- 
nischen Ministers  vom  30.  Juni  und  vom  18.  Juli  d.  J.  aufge- 
stellten Theorien,  als  mit  der  Deutschen  Bundes- Acte  im  directen 
Widerspruche  stehend ,  feierlich  verwahre; •)  dass  der- 
selbe den  fremden  Mächten,  als  Mitunterzeichnern  der  Congress- 
Acte,  in  Bundes -Angelegenheiten  niemals  Rechte  zugestehen 
werde ,  welche ,  nach  dem  Wortlaute  des  Bundes- Vertrages  und 
ebenso  nach  dem  Inhalte  der  Congress-Acte,  ausdrücklich  nur 
den  Gliedern  des  Deutschen  Bundes  und  dessen  Gesammtbeit  zu- 
stehen ,  dass  der  wahre  Schutz  und  Schirm  der  einzelnen  Bun- 
desstaaten gegen  Verletzung  ihrer  Unabhängigkeit  in  der  aus- 
schliessend  nur  von  den  Bundesgliedern  gegenseitig  übernomme- 
nen Garantie  ihrer  im  Bunde  begriffenen  Besitzungen  liege,  uud 
dass  der  Bund  in  der  ruhigen  und  consequenten  Entwicklung 
und  Ausbildung  seiner  Gesetzgebung  nach  Massgabe  der  Bundes- 
zwecke, und  in  der  gewissenhaften  und  treuen  Anwendung  der 
im  Bundes-Vertrage  zwischen  den  Gliedern  des  Deutschen  Bun- 
des festgesetzten  Grundsätze ,  sich  durch  keinen  Versuch  irgend 
einer  Einmischung  stören  lassen  werde. 

2)  Der  Bundes-Versammlung  und  besonders  dem  Präsidium 
dient  gegenwärtiger  Beschluss  zur  Richtschnur  ftir  die  Fälle, 
wenn  wider  Vermuthen  von  Seiten  fremder  Mächte  sich  ähnliche 
Einschreitungen  in  die  inneren  Angelegenheiten  des  Bundes, 
oder  eine  Bestreitung  der  Competenz  der  Bundes-Versammlung 
erneuern  sollten ;  und  es  werden  sonach  Noten  solchen  Inhalts 
diesen  Grundsätzen  gemäss  behandelt  werden ,  ohne  sich  in  wei- 
tere Erklärungen  einzulassen. 

3)  In  der  durch  das  Präsidium  zu  bewirkenden  Mittheilung 
von  Abschriften  dieses  Beschlusses  an  die  Gesandschaften  von 
Frankreich  und  Grossbritannien , b;  werden  die  bevollmächtigten 
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Minister  genannter  Höfe  die  Beantwortung  Ihrer  Noten  vom  30. 
Juni  und  vom  IS.  Juli  d.  J.  finden. 

a)  Die  hier  angeführten  Noten,  welche  zu  diesem  wichtigen 
Beschlasse  der  Bundes- Versammlung  Veranlassung  gaben ,  enthielten 
Vorstellungen  gegen  die  Beschlüsse  vom  Jahre  1832  und  wollten  be- 
haupten, dass,  da  Frankreich  und  England  die  Wiener  Congress-Acte 
n't  unterzeichnet  hätten ,  ihnen  auch  obliege ,  die  Vollziehung  der 
Deutschen  Bundes-Acte  zu  garantiren. 

b)  Vergl.  auch:  J.  L.  Klüber,  öffentliches  Recht  des Teutschen 
u.  s.  w.  (4.  Aufl.  1840)  S.  242  ,  924. 
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Beschlus s  der  Bodes-Versammlung  vom  12.  No- 
vember 1835  p  betreffend  die  Unzulässigkeit  der  Auf- 
stellung von  Consnln  in  Deutschen  Bundes- 
festungen. 

In  der  acht  und  zwanzigsten  Sitzung  am  12.  No- 
vember 1835  wurde  in  Gemässheit  der  erfolgten  säramtlichen 
Abstimmungen  über  den  Commissionsantrag  vom  17.  September 
1835*)  (23.  Sitzung,  §.  380) 

beschlossen: 

1)  Dass  die  Aufstellung  von  Consuln  in  Deutschen 
Bundes  festun  gen b)  unzulässig  sey ; 

2 )  Dass  das  Militär-Gouvernement  der  Bundesfestung  Mainz, 
in  Erledigung  seines  Berichtes  vom  16.  September  1833,  des- 
gleichen die  Militär -Gouvernements  der  Bundesfestungen  Lu- 
xemburg und  Landau,  von  dem  gegenwärtigen  Beschlüsse 
durch  das  Präsidium  der  Bundes- Versammlung  in  Kenntniss  zu 
setzen  seyen. 

a)  Bereits  in  der  5.  Sitzung  vom  Jahre  1835  wurde  über  einen 
Bericht  des  Festungs-Gouvernements  zu  Mainz  vom  16.  September 
1833,  wegen  der  von  den  Rheinuferstaaten  beabsichtigten  Anstellung 
von  Consuln  in  Mainz,  berathen.  Der  Commissionsantrag 
vom  17.  September  (23.  Sitzung)  sagt  u.  a.  Folgendes:  Das  am 27. 
September  1832  zum  Bundes-Beschluss  erhobene  Reglement  der  Bun- 
desfestung Mainz  lässt  den  Fall  anwesender  Consuln  unerwähnt. 
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Dass  der  Aufenthalt  von  bleibenden  Agenten  fremder  Staaten  in  Bun- 
desfestungen unangemessen  sey ,  folgt  aus  den  Grundsätzen  des  Bun- 
des hinsichtlich  dieser  Festungen.  In  der  Ausübung  der  Befugnisse 
des  Festungsgouvernements  würden  dabei  unangenehme  Collisionen 
nicht  immer  zu  vermeiden  seyn.  Dass  aber  der  zu  fassende  Beschluss 
wegen  Nichtzulassung  von  Consuln  für  all  e  Bundesfestungen  zu  gel- 
ten habe,  folgt  aus  dem  Eintritte  der  nämlichen  Gegengründe  wie  bei 
Mainz ,  wenn  je  von  Aufstellung  solcher  Agenten  in  einer  anderen 
Bandesfestung  die  Rede  seyn  sollte. 

b)  Vom  Jahre  1832  an  war  wegen  der  Rheinschifffahrts-Interes- 
sen  von  mehreren  Regierungen  die  Designation  oder  Ernennung  blei- 
bender Agenten  zu  Mainz  bereits  erfolgt. 
Vergl.  auch  s  Das  Grossherzoglich  Hessische  Reglement 
in  Beziehung  auf  C  o  n  s  u  1  a  t  e  vom  24.  December  1834.  (Die 
Grossherzogliche  Regierung  wahrte  darin  auch  die  Reciprocität, 
es  wurde  aber  seitdem  kein  weiteres  Begehren  wegen  des  lan- 
desherrlichen Exequatur  für  einen  Consul  in  Mainz  gestellt.) 


DL  24 
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p 

Beschluss  der  Bundes-Versammlung,  betreffet 
die  Noti fication  und  Anerkennung  der  Thronbe- 
steigung des  Königs  der  Franzosen,  Ludwig 

Philipp. 

A. 

Beschluss  der  Bundes- Yersam mlung  vom  9.  September 
1830,  betreffend  die  Notification  der  Thron besteiguog 
des  Königs  der  Franzosen,  Ludwig  Philipp. 

Sechs  und  zwanzigste  Sitzung  am  9.  September 
1830. 

Der  Kaiserlich-Königliche  präsidirende  Herr 
Gesandte,  Freiherr  von  Münch-ßellinghausen  er- 
öffnet der  hohen  Versammlung:  es  sey  am  4.  dieses  der  Marquis 
de  Dalmatie  hier  angekommen,  und  habe  dem  Präsidirenden 
schriftlich  von  seiner  Ankunft  und  dem  Zwecke  seiner  Sendung 
an  den  Durchlauchtigsten  Deutschen  Bund  Kenntniss  gegeben, 
und  zugleich  Tag  und  Stunde  zu  vernehmen  gewünscht,  wenn 
er  das  Schreiben ,  dessen  Ueberbringer  er  sey ,  in  die  Hände  des 
Präsidirenden  niederlegen  könne. . 

Derselbe  habe  hierauf  den  Marquis  eingeladen ,  am  5.  d. 
in  der  Vormittagsstunde  sich  in  das  Hotel  des  präsidirenden  Ge- 
sandten zu  begeben. 
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Der  Marquis  de  Dal  mal ie  habe  dieser  Erklärung  entspro- 
oen  und  dem  präsidirenden  Gesandten  das  S  c  h  r  e  i  b  e  n,  welches 
derselbe  hiermit  in  Ur-  und  Abschrift  der  hohen  Bundes- Versa  mm  - 
,ans  vorlege,  übergeben.  Der  Marquis  habe  diese  Uebergabe  mit 
folgender  Erklärung  begleitet:  Der  König  hat  mich  nach  Frank- 
Hirt  abgeordnet ,  um  dem  Durchlauchtigsten  Deutschen  Bunde, 
md  in  dessen  Namen  dem  Präsidirenden  der  hohen  Bundes- Ver- 
sammlung das  Notificationsschreiben  Seiner  Thron- 
besteigung") zu  übergeben.  Seine  Majestät  haben  mir  aufget- 
ragen, nebst  diesem  auch  noch  mündlieh  die  Versicherung  der 
freundschaftlichsten  Gesinnungen  beizufügen ,  von  welchen  Sich 
Höchstdiesel ben  für  den  Durchlauchtigsten  Deutschen  Bund  und 
Jessen  Mitglieder  durchdrungen  fühlen ,  nicht  minder  auch  den 
aufrichtigen  Wunsch  Seiner  Majestät  auszudrücken,  mit  dem 
Deutschen  Bunde  fortwährend  in  Frieden  und  Eintracht  die  besten 
Verhältnisse  zu  unterhalten.  Der  Kim  ig  bat  mich  ausserdem  nock 
besonders  verpflichtet,  auf  das  Förmlichste  zu  versichern,  dass 
las  neue  französische  Gouvernement  die  Erhaltung  des  allgemei- 
aea  Europäischen  Friedens  wünsche,  und  dass  dasselbe  die 
leberzeugung  habe ,  es  könne  der  Frieden  in  Europa  nur  durch 
Einhaltung  der  bestehenden  Verträge  und  durch  Begründung  der 
.untren  Ruhe  sänamtlicher  Staaten  gesichert  werden.  Von  diesen 
Gesinnungen  sind  Seine  Majestät  erfüllt,  und  Höchstdieselben 
sind  fest  entschlossen,  in  diesem  Sinne  zu  regieren.  Diese  Re- 
eierungr  haben  Seine  Majestät  übrigens,  ganz  gegen  Ihre  persön- 
lichen Wünsche,  blos  nach  dem  Willen  der  Nation  übernommen, 
u«  das  Reich  vor  Anarchie  zu  bewahren,  die  sieh  gewiss  bald 
nicht  bloss  auf  die  Glänzen  Frankreichs  beschränkt  haben,  Son- 
dra auch  die  Nachbarstaaten  betroffen  haben  würde.4' 

Der  Präsidirende  habe  hierauf  dem  Herrn  Marquis  erwie- 
dert:  „dass  er  nicht  ermangeln  werde,  der  hohen  ßundes-Vcr- 
sammlung  in  ihrer  am  9.  d.  Statt  findenden  ordentlichen  Sitzung 
sowohl  das  überbrachte  Schreiben  vorzulegen,  als  auch  die  münd- 
lichen Aeusserungen ,  mit  welchen  solches  übergeben  worden, 
üirKenntniss  zu  bringen.  Es  bezweifle  übrigens  derselbe  nicht, 
dass  sich  die  sämmtlichen  Buudestags-Gesandschaften  sofort  be- 
eilen würden,  Ihren  höchsten  und  hohen  (Kommittenten  Abschrif- 
ten dieses  Schreibens  zur  Schlussfassung  vorzulegen.*' 

24* 
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Der  Marquis  de  Dalmatie  habe  hierauf  erwiedert :  „dass 
man  ihn  bereits  in  Paris  davon  benachrichtiget  habe ,  dass  dieses 
der  Gang  seyn  werde,  welcher  nach  der  Geschäftsordnung 
des  Bundestages  hinsichtlich  dieses  Schreibens  befolgt  werden 
würde." 

Der  Kaiserlich  -  Königliche  präsidirende  Herr 
Gesandte  verlas  hierauf  die  Abschriii  des  Königlichen  Noti- 
flcations-Schreibens,  wobei  nichts  erinnert  wurde.  Sodann  wurde 
zur  Eröffnung  des  Originals  geschritten  und ,  nachdem  selbiges 
mit  der  Abschrift  ganz  übereinstimmend  beftinden  worden  war, 
auf  Antrag  des  Präsidiums, 

beschlossen: 
Dass  Königliche  Notifications-Schreiben,  gegeben 
Paris  22.  August  1830,  den  allerhöchsten,  höchsten  und  hohen 
Regierungen  vorzulegen  und  ihre  EntSchliessungen  hierüber  sich 
mit  möglichster  Beschleunigung  zu  erbitten. 

ä)  Dasselbe  lautet : 

Trfcs-hauts,  trts-illustres  Princes  Souverains  etVilles  libres  com- 
posant  la  Säränissime  Confcdgration  Germanique ! 

Des  6vfcnemens ,  qui  Vous  sont  connus ,  avaient  l rouMe  la  paix 
intärieure  de  la  France  et  semblaient  la  menacer  des  plus  grandcs 
calamitcs.  Appell  par  le  voeu  des  deux  chambres  et  Fassentimeiif 
pTicral  de  la  nation ,  Nous  avons  acceptä  la  Couronne  avec  le  titre 
de  Roi  des  Francais.  Nossentimens  personnels  Vous  sont  trop  connus, 
pour  qu'ilNous  soit  n£cessaire  de  Vous  entretenir  de  tout  ce  queNous 
avons  eprouvä  dans  cette  conjoncture.  Nous  gämissons  des  malheurs 
de  la  brauche  ainec  de  Notre  famille :  Notre  seule  ambition  aurait  etl 
de  les  pr^venir  et  de  rester  dans  le  rang,  oü  la  Providence  Nous  avait 
place  Mais  les  circonstances  etaient  iraperieuses ,  Nous  avons  du 
Nous  de  von  c  c :  la  moindre  hesitation  de  Notre  part  pouvait  plonger 
le  Royaume  dans  les  dfcsordres  dont  il  6tait  impossible  de  prevoir  le 
terme ,  et  qui  auraient  pu  comprometlre  la  continuation  de  cette  paix 
indispensable  au  bonheur  de  tous  les  Etats.  Dans  des  circonstances 
aussi  graves ,  Notre  premier  besoin  est  de  Vous  assurer  de  la  fenne 
rtsolution ,  oü  Nous  sommes ,  de  ne  rien  nebliger  pour  affermir  et 
resserrer  les  liens  d'ami l  ie  et  de  bonne  harmonie ,  qui  existent  entre 
les  deux  Pays.  Nous  avons  lieu  d'espärer,  que  la  Sörtnissime  Con- 
fcdäration  Germanique  partagera  Nos  disposiüons  et  qu'Elle  Nous 
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aidera  ä  tttcindre  un  bnt  si  ünportant  pour  lc  repos  du  monde.  Nous 
airissons  avcc  empressement  cette  occasion  pour  Vous  exprimer  les 
äisaranccs  de  Notre  sincere  a  Rectum ,  et  de  Huteret,  que  Nous  pre- 
Donsa  la  prosperite  des  tres-hauts  et  des  tres-illustres  Souverains 
et  Vil les  Hbres  composaut  la  Serenissime  Confederation  Germanique. 
Ecrit  ä  Paris,  le  22.  Aout  1830. 

(Signe)      L«ula  Philippe* 

(Contresign*)  Mol*. 


Beschluss  der  Bundes- Versammlung  vom  23.  September 
1836,  betreffend  die  Antwort  des  Deutschen  Bandes  aar 
das  obige  Notifi cations-Schreiben. 

•  ■ 

Acht  und  zwanzigste  Sitzung  am  23.  September 
1830. 

Der  Kaiserlich -Königliche  präsldirende  Herr 
Gesandte,  Freiherr  von  Münch  Bellinghausen:  legt 
den  Entwurf  des  Antwortschreibens  vor,  welches  Namens 
des  Durchlauchtigsten  Deutschen  Bundes  an  Se.  Majestät  den 
ßöoig  der  Franzosen  auf  AllerhöchstdessenNotlflcationsscbreiben 
vom  22.  August  d.  J.  zu  erlassen  wäre. 

Der  Entwurf  wurde  einhellig  genehmigt  und  hierauf 

beschlossen: 

Dass  das  im  Entwürfe  vorgelegte  Antwortschrelben 
Namens  des  Durchlauchtigsten  Deutschen  Bundes  an  Seine 
Majestät  den  König  der  Franzosen,  Ludwig  Philipp,  zu 
erlassen ,  und  der  Kaiserlich-Königliche  prä'sidirende  Herr  Ge- 
sandte um  die  geeignete  Einleitung  zu  ersuchen  sey ,  damit  das- 
selbe an  seine  Bestimmung  gebracht  werde. 
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Beschluss  der  Bundes-Ver  Sammlung  vom  4.  Ok- 
tober 1832,  betreffend  die  Anerkennung  des  Prinzen 
Otto  von  Baiern  als  König  von  Griechenland,  Sei- 
tens des  Deutschen  Bundes. 

Sieben  und  dreissigste  Sitzung  am  4.  Oktober 
1832. 

Oesterreich:  Der  Kaiserlich-Königliche  Hof  spricht  sich, 
im  Sinne  des  in  der  3*.  Sitzung  zu  Protokoll  gegebenen  Präsi- 
dial-An  träges,  mit  Vergnügen  für  die  Anerkennung  des  Prinzen 
Otto  von  Baiern  als  König  von  Griechenland  aus,  an*  über- 
lHsst  sich  der  Hoffnung,  dass  es  unter  dem  Schulze  der  gött- 
lichen Vorsehung  den  Bemühungen  Sr.  Königlichen  Majestät  ge- 
lingen werde,  Ordnung  und  Ruhe  in  Griechenland  auf  feste  und 
dauerhafte  Weise  zu  begründen,  und  dadurch  der  von  den  Höfet 
von  Frankreich ,  Grossbritannien  und  Russland  bei  Errichtung 
dieses  christlichen  Königreiches  vorgesetzten  Absicht  zu  ent- 
sprechen. 

Preussen:  wie  Oesterreich. 

Baiern:  Die  Zustimmung  Sr.  Majestät  des  Königs  von 
Baiern  zu  der  von  den  drei  Mächten  von  Frankreich ,  Grossbri- 
tannien und  Russland  erfolgten  Uebertragung  der  Krone  des 
n^uen  Griechischen  Staates  an  Ihren  vielgeliebten  Sohn,  den 
Prinzen  Otto,  ist  bereits  durch  die  am  27.  Mai  ertheilte  Ratifica- 
tion des  am  7.  Mai  1.  J.  hierüber  zu  London  von  den  Bevollmäch- 
tigten der  besagten  Mächte  mit  Jener  von  ßaiern  abgeschlossenen 
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Staate- Vertrages  erfolgt ,  und  der  Gesandte  hat  diese  Zustim- 
mung bereits  in  der  34.  Sitzung  der  hohen  Bundes- Versammlung 

|  logezeigt. 

Sihnmt  liehe  flfcrlge  Stimmen  pachteten  der  Kartaer- 
iifMtönigfieW  Oesterreichischen  Abstimmung  bei. 

Hierauf  wurde 

beschlossen:  ' 

'  Nachdem  die  Höfe  von  Frankreich,  Grossbritannien 
undüusskand  an  den  Deutschen  Bund  die  Einladung  ge- 
richtet haben,  den  zur  Regierung  de»  im  Orient  begründeten 
neuen  christlichen  Königreichs  berufenen  Prinzen  Otto,  zweit- 
geborenen  Sohn  Sr.  Majestät  des  Königs  von  Baiern,  als  König 
von  Griechenland  anerkennen  zu  wollen;  so  haben  die  souve- 
ränen Fürsten  und  freien  Städte,  —  in  Erwägung,  dass  die  Ottoma- 
nische Pforte  sich  ihrer  Rechte  auf  Griechenland  förmlich  und 
feierlich  begeben,  und  eingewilliget  hat,  die  Unabhängigkeit 
dieses  Landes  anzuerkennen, —  in  Erwägung,  dass  Se.  Majestät 
der  König  von  Baiern ,  nach  der  gleichfalls  an  den  Bund  gelang- 
ten Anzeige,  die  Königskrone  für  diesen  minderjährigen  Prinzen 
angenommen  haben  —  beschlossen  und  beschliessen  hiermit : 

Dass  Seine  Königliche  Hoheit  der  Prinz  Otto  von  Baiern 
vonseiten  des  Deutschen  Bundes  als  König  von  Griechen- 
land anerkannt  werde.-) 

Der  gegenwärtige  Beschluss  wird  den  beim  Deutschen  Bunde 
aecreditirten  Gesandten  der  drei  Höfe  in  Erwiederung  auf  deren 
Noten  vom  11.  September  l.  J.  durch  das  Präsidium  des  Bundes- 
tags, und  Se.  Majestät  dem  Könige  von  Baiern  durch  Dessen 
Bundestags-Gesandschaft  zur  Kenntniss  gebracht  und  dabei  die 
frohe  Hoffnung  ausgedrückt,  dass  es  unter  dem  Schutze  der  gött- 
lichen Vorsehung  den  Bemühungen  Sr.  Majestät  des  Königs  von 
Griechenland  gelingen  möge,  Ordnung,  Ruhe  und  Wohlfahrt  In 
Griechenland  auf  feste  und  dauerhafte  Weise  zu  begründen,  und 
dadurch  den  von  drei  Höfen  bei  Errichtung  dieses  christlichen 
Königreichs  vorgesetzten  wohlwollenden  Absichten  zu  ent- 
sprechen. 

Baiern:  Die  Königliche  Gesandschaft  ermangelt  nicht,  im 
Namen  ihresflofes  die  Theilnahme  der  den  Deutschen  Bund  bii- 
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denden  Fürsten  und  freien  Städte  an  diesem  Ereignisse  dankbar 
anzuerkennen. 


a)  König  Otto,  oder  vielmehr  in  seinem  Namen  die  für  die  Zeit 
seiner  Minderjährigkeit  angeordnete  Regentsehalt,  notificirte 
dem  Deutschen  Bunde  seine  Thronbesteigung  in  einem 
Schreiben  d.  d.  München,  den  5.  Oktober  1832. 
Vergl:  J.  L.  Klüber,  Quellen-Sammlung  u.  s.  w.,  Fortsetzung, 
S.  75. 

J.  L.  Klüber,  öffentliches  Recht  des  TeuUchen  Bundes  u.  s.  w. 
(4.  Aufl.  1840)  S.  242. 
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XXV. 

Beschluss  der  Bundes -Versammlung  vom  17.  Mai 
1138,  betreffend  das  Stimmverhältniss  Sr.  Durch- 
laucht des  Landgrafen  zu  Hessen-Homhurg. 

Achte  Sitzung  am  17.  Mai  1838. 

Praesidium:  Nachdem  in  Beziehung  auf  das  Stirn m- 
verbältniss  und  den  Platz,  welchen  Se.  Durchlaucht  der 
Herr  Landgraf  zu  Hessen -Horn bürg-)  in  pleno  und  in  der 
engem  Versammlung  einzunehmen  haben  werden ,  unter  sa'mmt- 
licben  Bundesgliedern  Uebereinstimmung  besteht ,  so  dUrfle  die- 
sem gemäss  der  Beschluss  zu  ziehen  seyn ,  und  Se.  Durchlaucht 
der  Herr  Landgraf,  in  Beantwortung  seines  Schreibens  vom  9. 
Oktober  v.  J. ,  durch  das  Präsidium  mit  dem  Bemerken  hiervon 
verständiget  werden,  dass,  nach  vorhergegangener  Begrüssung 
und  Verständigung  mit  den  Gliedern  der  16.  Curie ,  hinsichtlich 
der  erforderlichen  inneren  Organisation ,  Seiner  Theilnahme  an 
den  Berathungen  dieser  hohen  Versammlung  kein  Anstand  mehr 
im  Wege  stehe. 

Hiernach  wurde 

beschlossen: 

1)  Seine  Durchlaucht  den  Landgrafen  zu  Hessen- 
Homburg  in  pleno  mit  Einer  Stimme  zu  betheiligen ,  und  Den- 
selben ,  unbeschadet  seines  Ranges ,  den  souveränen  Fürsten  in 
der  Weise  anzureihen ,  dass  er  den  Platz  vor  den  freien  Städten 
einnehme  $ 

2)  Seine  Durchlaucht  zu  veranlassen,  sich  im  engeren  Käthe 
den  zur  16.  Gesammtstimme  vereinigten  Fürsten  anzu- 
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schliessen,  demgemäss  wegen  Begrüssung  und  Verständi- 
gung mit  den  Gliedern  der  16.  Curie  hinsichtlich  der  erferder- 
lichen  inneren  Organisation  die  geeignete  Einleitung  zu  treffen; 

3)  Seine  Durchlaucht  den  Herrn  Landgrafen,  in  Erwiede- 
rung auf  sein  Schreiben  vom  9.  Oktober  v.  J. ,  durch  das  Präsi- 
dium von  diesen  Beschlüssen  mit  dem  Bemerken  in  Kenntniss  zu 
setzen  ,  dass,  nach  erfolgter  Einigung  mit  den  Gliedern  der  16. 
Curie ,  der  bundesverfassungsroässigen  Ausübung  seines  Stimm- 
rechts in  der-  engeren  Versammlung  kein  Hinderniss  im  Wege 
stehen  werde ; 

4)  die  FüratHchen  Glieder  der  16.  Gesammtstimme ,  unter 
Anerkennung  ihrer  Bereitwilligkeit  wegen  Aufnahme  des  Land- 
grafen  von  Hessen-Homburg  in  ihrer  Mitte,  durch  ihre 
Gesandschaft  zu  ersuchen ,  sich  wegen  der  nothwendig  werden- 
den Veränderung  in  der  inneren  Organisation  der  Curie  mit  dem 
Landgrafen  von  Hessen  in  das  Einvernehmen  setzen ,  und  seiner 
Zelt  über  die  Statt  geAmdene  Verständigung  wegen  Ausübung 
des  Stimmrechts  in  der  engern  Versammlung  die  Anzeige  anher 
machen  zn  wollen« 

a)  Vei^l:  Di plo  matis ehes  Are hi v  u.  s.  w.  Tbl.  II,  Abtf».  I, 
S.  78,  Nr.  VII. 


— 
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Herzoglich  Sachsen- Altenbnrgisches  Patent, 
die  Annahme  des  Prädicats  „Hoheit"  betreffend, 

vom  20.  April  1844.  ) 

Wir  Joseph,  voq  GottesGnaden  Herzog  zu  Sach- 
sen, Jülich,  Kleve  und  Berg,  auch  Engern  und 
Westphalen  u.  s.  w.  u.  s.  w. 

lügen  hiermit  zu  wissen,  dass  Wir  in  Gemeinschart  mit  Unseren 
Herren  Vettern,  den  Herzogen  von  Sachsen -Meiningen  und 
Sachsen  -  Coburg  -  Gotha ,  Liebden,  Liebden,  den  Rang  und  die 
Würde  Unserer  Herzoglichen  Häuser  durch  Abänderung  des  Prä- 
dicats :  Durchlaucht  hervorzuheben  für  angemessen  und  nöthig 
erachtet  und  Uns  demzufolge  mittels  eines  von  Uns  unterm 
dieses  Monats  unterzeichneten  Hausbeschlusses  dahin  vereinigt 
haben,  dass  von  heute  an  die  regierenden  Herzoge  zu  Sachsen, 
Ihre  directe  Nachkommen  in  erster  Generation  und  präsumtive 
Regierungs-Nachfolger,  statt  des  bisherigen  Prädicats:  „Herzog- 
liche Durchlaucht",  dasPrädicat :  „H  o  h  ei  t"  führen  werden  j  Wir 
auch  das  gleiche  Prädicat  „Hoheit"  Unsern  vielgeliebten  Herren 
Brüdern  für  Ihre  Person  mit  Einscbluss  Ihrer  Gemahlinnen ,  die 
nicht  schon  ein  gleiches  Prädicat  haben ,  zu  ertheilen  Uns  bewo- 
gen gefunden  haben. 

Wonach  alle  Unsere  Behörden,  Diener  und  Unterthanen 
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geistlichen  und  weltlichen  Standes,  in  allen  Anreden  und  An- 
schreiben sich  zu  achten  haben. 

Gegeben  Alten  bürg,  den  20.  April  1844» 

(Ii  S.)     Joseph,  H.  z.  S. 

E.  v.  Braun.  Hermann. 

ä)  Vergl:  Herzogl.  Sa  c  hsen  -  Altenbu  rgische  Gesetz- 
sammlung, 1844,  N.  III,  S.  10. 

Aehnliche  Bekanntmachungen  wurden ,  zu  gleicher  Zeit  — 
von  den  regierenden  Herzogen  von  Sachsen-Coburg-Gotha  und 
Sachsen-Meiningen,  bald  darauf  von  den  regierenden  Herzogen 
von  Anhalt-Dessau,  Anhalt-ßernburg  und  Anhalt-Cö- 
then  erlassen. 
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Seschluss  der  Bandes- Versammlung  vom  16.  Au- 
gut  1844,  betreffend  die  Ertheilnng  des  Praedicats 
..Hoheit"  an  die  regierenden  Herzoge  von  Brann- 
schweig, Nassau,Sachsen-Coburg-Gotha,  Sach- 
sen-Heiningen,  Sachsen • Altenburg,  Anhalt* 
Dessau,  AnhaltBernburg  und  Anhalt-Cöthen. 

In  der  sieben  und  zwanzigsten  Sitzung  am  16. 
August  1844  (Separat-Protokoll)  wurde  einhellig 

beschlossen: 

Dass  von  Seilen  des  Deutschen  Bundes  den  die  Regierung 
rührenden  Durchlauchtigsten  Herzogen  von  Braun  schweig, 
Kassau,  Sachsen-Coburg-Gotha,  Sach  sen-Meinin- 
&en,  Sachsen-Altenburg,  Anhalt-Dessau,  Anhalt- 
Bernburg  und  Anhalt-Cöthen  fflr  Ihre  Person  Stait  des 
bisher  geführten  Prädicats , ,  Durchlaucht"  das  Prädicat  „Hoheit" 
*erde  beigelegt  werden ,  sobald  die  erforderliche  Notiflcation 
über  die  diessfalls  beliebte  Veränderung  des  Prädicats  von  Seiten 
^durchlauchtigsten  Herzoge  bei  der  Bundes- Versammlung  ein- 
gegangen seyn  wird. ') 

In  der  vertrauensvollen  Erwartung,  dass  die  durchlauch- 
^len  Herzoge  weder  in  der  deutschen  noch  in  fremder  Sprache 
W  einer  Bezeichnung  bedienen ,  oder  eine  solche  in  Anspruch 
nehmen  werden ,  wodurch  Zweifel  darüber  entstehen  könnten, 
daMurch  das  Prädicat  „Hoheit"  ein  anderes  als  Jenes  der  „Her- 
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zoglichen  Hoheit*'  gemeint  sey,  wird  von  der  näheren  Bezeich- 
nung desselben  Umgang  genommen. 

Gegenwärtiger,  ausdrücklich  nur  die  Courtoisieflrage  der 
durchlauchtigsten  regierenden  Herzoge  erledigender  Beschluss 
soll  die  wechselseitigen  Rangverhältnisse  unter  den  souveränen 
Häusern  durchaus  nicht  berühren  und  vielmehr  hinsichtlich  des 
Ranges  und  Vortrittes  Alles  und  Jedes  in  der  bisherigen  Lage 
verbleiben. 

a)  Vergl.  auch:  Allgemeine  Zeitung  vom  26.  April,  2.,  3M 
4.,  7.,  12.,  17.,  23.  Mai,  1.,  9.,  10.,  12,  20.  Juni,  2.,  3.  Juli,  18., 
23. ,  24. ,  25. ,  30.  August  und  2.  September  1844. 

H.  A.  Zachariae,  Deutsches  Staats-  und  Bundesrecht  u.  s.  w. 
Abth.  III,  (Göttingen,  1845,  8.)  S.  195. 

Da  jede  der  Mächte,  welche  das  Aachener  Protokoll  vom 
11.  Oktober  1818  unterzeichnet  haben  (Oesterreich,  Prenssen,  Russ- 
land ,  Frankreich  und  Grossbritaunien)  Titelerhöhungen  bei  regieren- 
den  Häusern  nur  in  Gemeinschaft  mit  den  vier  andern  Mächten  anzu- 
erkennen sich  verpflichtet,  so  erfolgten  die  nothigen  Eröffnungen 
Seitens  des  K.  K.  Oesterreichischen  Cabinets  an  jene  Höfe. 

Bei  den  Verhandlungen,  welche  in  der  Bundes -Versammlung 
über  diesen  Gegenstand  gepflogen  wurden,  war  man  der  Ansicht, 
dass  eine  angemessene  Prädicatserhöhung  n  i  c  h  t  a  1 1  e  i  n  bei  den  re- 
gierenden Herzogen  von  Sachsen  und  Anhalt ,  sondern  zugleich  bei 
saramt  liehen  Herzogen,  die  dem  Deutschen  Bunde  als  Mitglie- 
der angehören ,  von  Seiten  desselben  anerkannt  werde. 

Dem  Beschlüsse  vom  16.  August  1844  gemäss,  erfolgten  hierauf 
die  betreffenden  ausdrücklichen  Anzeigen  des  angenommenen 
Pr ädicates  „Hohei t",  Seitens  der  erwähnten  regierenden  Her- 
zoge ,  bei  der  Bundes- Versammlung. 

Bald  darauf  wurde  der  Bundes-Versammlung  die  Annahme  des 
Prädicates  „Königliche  Hoheit"  von  Seiten  des  Kurprinzen 
uud  Mitregenten  von  Hessen  notificirt.  Mehrere  Mitglieder  des 
Deutschen  Bundes  verliehen  ihren  Regierungsnachfolgern  und  näch- 
sten Angehörigen  dasPrädicat  „Königliche  Hoheit4'  oder  andere 
höherePrädicate,  als  denselben  bisher  beigelegt  worden. 
So  ertheilte  z.  B.  der  König  von  Baiern  dem  Herzog  Maximi- 
lian in  Baiern  das  Prädicat  „Königlich e  Hohei  t."  Der  Badi- 
sche Gesandte  machte  die  Anzeige  bei  der  Bundes-Ver- 
sammlung, dass  derG  rossherzog  von  Baden  dem  Erbgross- 
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herzog  von  Bade  n  das  Prädicat  „Königliche  Ho  heil4'  und  den 
Prinzen  und  Prinzessinnen  des  Grossherzoglichen  Hau- 
ses das  Prädicat  „Grossherzogliche  Hoheit46  verliehen  habe. 
Seitens  des  Grossherzoglich  Hessischen  Gesandten  er- 
folgte die  Anzeige :  dass  der  Grossherzog  von  H  essen  durch 
hausgesetzliche  Bestimmung  dem  jedesmaligen  Erbgrossherzog 
das  Prädicat  „Königliche  Hoheit41  und  den  säramtlichen  übrigen 
von  einem  Grossherzoge  abstammenden  Prl n z e n  und  Prinzes- 
sinnen des  Grossherzoglichen  Hauses  das  Prädicat  „Gross- 
herzogliche Roheit14  crtlieilt  habe. 

Bei  mehreren  grossherzoglichen  Häusern  war  die  Bei- 
legung des  Prädicats  .,K  önigliche  Hoheit",  in  Beziehung  auf  den 
Nachfolger  in  der  Regierung,  schon«früher  üblich  und  unbestritten 
gewesen.  So  wurde  z.  B.  gleich  bei  der  Annahme  der  Grossherzog- 
lichen Würde  von  Seiten  des  verewigten  Gross herzogs  von 
Sachsen -Weimar- Eisenach,  im  Jahre  1815,  bestimmt  und 
gesetzlich  festgesetzt:  es  solle  auch  der  jedesmalige  Erbgross- 
herzog das  Prädicat  ,,K  Önigliche  Hoheit**  führen.  Demgemäss 
hat  Se.  Königliehe  Hoheit  der  jetzt  regierende  Grossherzog,  sofort 
nach  Annahme  der  Grossherzoglichen  Würde  von  Seiten  des  verewig- 
ten Grossherzoges,  den  Charakter  als  ,.Er  b  gross  he  rzog**  mit  dem 
Prädicate  „Königliche  Hoheit'4  angenommen  und  geführt.  Als 
am  I  i.  Juni  1828  der  jetzige  Grossherzog  zur  Regierung  gelangte, 
i>t  von  dem  jetz  igen  E  rbgrossherzoge  das  Prädicat  ,,Kön  ig- 
liche  Roheit44  zu  gleicher  Zeit  mit  der  gedachten  Thronbesteigung 
Seines  Herrn  Vaters  angenommen  worden.  Bis  zur  Thronbesteigung 
Seines  Renn  Vaters  führte  der  jetzige  Erbgrossherzog  das  Prädicat 
Hoheit"  und  ebenso  führt  jetzt  Dessen  Herr  Sohn  Carl  Au- 
gust das  Prädicat  „Hoheit/4 


Digitized  by  Google 


XXVIII. 

Beschluss  der  Bundes- Versammlung  vom  7. Juli 
1817,  betreffend  die  Bestellung  eigener  Agenten 

am  Bundestage. 

Ein  und  vierzigste  Sitzung  am  7.  Juli  1817.') 

Bei  Gelegenheit  des  eben  gefassten  Beschlusses b)  äusserte 
der  Herr  Gesandte  der  16.  Stimme,  Freiherr  von 
Leonhard!:  er  erlaube  sich  den  Antrag  zu  machen,  ob  es 
nicht  räthllch  wäre,  eigene  Agenten  von  Seiten  einer  hohen 
Bundes-Versammlung  zu  bestellen,  welche  für  alle  Forma- 
lien der  Eingaben  zu  sorgen  hätten. 

Sämmtliche  Herren  Gesandten  waren  damit  einverstanden, 
und  kamen  überein,  einen  Ausschuss  von  drei  Mitgliedern  zu 
wählen,  welcher  nähere  Vorschläge  über  die  Bestellung  der 
Agenten,  ihre  Wirksamkeit,  Verpflichtung  und  Berechtigung 
zu  machen  übernähme.  Die  sogleich  vorgenommene  Wahl  fiel 
auf  die  Herren  Gesandten  von  Berg,  Freiherrn  von  Leon- 
hard i  und  Senator  Smidt. 

Beschluss: 

Dass  die  Herren  Gesandten  von  Berg,  Freiherr  von  Leon- 
hard! und  Senator  Smidt  ersucht  werden,  Vorschläge  über 
die  Art  (l er  Bestellung  eigener  Age nten  am  Bundes- 
tage, ihre  Wirksamkeit,  Verpflichtung  und  Berech- 
tigung zu  machen.') 
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a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutsehen  Rundes-Ver- 
sammlung, Bd.  III,  S.  380,  381. 

b)  Dieser  Beschluss  betraf  die  Abweisung  einer  unzulässigen  Be- 
schwerde „mit  dergerechten  Rüge  der  in  derselben  vor- 
kommenden und  die  der  hohen  Rundes-Versammlung 
schuldige  Achtung  verletzenden  Ausdrücke." 

Vergi:  Protokolle  der  Deutschen  R undes- Versamm- 
lung, Rd.  III,  S.  380. 

c)  IndereinundfünfzigstenSitzungam  2 4.  Novem- 
ber 1817  verlas  der  Herzoglich  Holstein-Oldenburg-, 
Anhalt-  und  Fürstlich  SchwarzburgischeHerr  Gesandte 
von  Berg  ein  Gutachten,  die  Res  tellung  der  Agenten  bei 
der  Bundes- Versammlung  betreffend,  worin  die  in  der  41. 
Sitzung  dieses  Jahres  (§.  315)  gewählte  Commission,  von  der  bis- 
herigen Erfahrung  geleitet,  dass  öfters  auf  eine  unangemessene,  undeut- 
liche, unbestimmte,  ja  selbst  unschickliche  Weise  abgefasste  Vor- 
stellungen bei  der  hohen  Ruudes-Versammlung  eingereicht,  und  von 
Personen  verfasst,  unterzeichnet  oder  übergeben  werden,  an  die  es 
schwer  hält,  die  EntSchliessungen  der  Rundes-Versammlung  gelangen 
ia lassen;  die  verschiedenen  Gesichtspunkte  aufstellt ,  woraus  dieser 
Gegenstand  zu  beurtheilen  seyn  dürfte,  und  insonderheit  von  der 
Bemerkung  ausgeht,  dass,  wenn  gleich  der  Recurs  von  Privatpersonen 
*n  die  Bundes- Versammlung  als  eine  Ausnahme  von  der  Regel  betrach- 
tet werden  müsse,  jedoch  jedem  Deutschen  der  Weg  an  dieselbe  jeder- 
zeit offen  erhalten ,  und  daher  eben  so  sehr  der  Anschein  von  Er- 
schwerung als  von  Aufmunterung  zu  vermeiden  sey. 

Das  Gutachten  wurde  Z.  77  dem  Protokolle  angefügt,  unter  all- 
gemeinem Einverständnisse  hierauf 

beschlossen: 

dass  commissarische  Gutachten  loco  dictaturae  drucken  zu  lassen, 
and  hiernächst  in  weitere  Rerathung  zu  ziehen. 

Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Rundes-Versamm- 
lung, Rd.  IV,  S.  49  ,  50. 

Auf  die  späterhin  (in  der  58.  Sitzung  vom  22.  December  1817  und 
ia  der 9.  Sitzung  vom  16.  Februar  1818)  vorgetragenen  Gesuche 
einiger Advocaten  um  Ueber tragung  von  Agentenstellen  bei 

III.  25 
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der  Bundes  - Versammlung,  wurde  beschlossen:  diö 

Gesuche  lediglich  ad  acta  zu  nehmen , 

da  nach  Massgabe  des  in  der  55.  Sitzung  §.  412  gefassteo  B< 
Schlusses  vom  11.  December  1817  (die  Jbfassun 
und  Einreichung  der  Priva  t-Reclamationcn  A 
der  Bundes-Fersammlung  betreffend)  von  Anste 
lung  eigener  Agenten  dermalen  abstrahirt  wonte 
sey. 

Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bund es-V ersimi 

lung,  Bd.  IV,  S.  147  ,  291. 
Diplomatisches  Archiv  u.  s.  w.  Thl.  II,  Abth.  I,  S.  267,3 

Nr.  XXVI.  i 
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Beschluss  der  Bundes-Versammlung  vom  10.  No- 
vember 1831,  betreffend  die  Fortdane r  der  von  den 
Bandesmitgliedern,  bis  zur  Vereinbarung 
Iber  ein  definitives  Pres sge setz,  übernommenen 
Verpflichtung  znr  Aufsicht  über  die  in  ihren  Län- 
dern erscheinenden  Zeitungen,  Zeit-  und  Flug- 
schriften. 

Acht  und  dreissigsteSitzuDg  vom  10.  November 
1831.') 

Präsidium.  Die  K.  K.  Präsidial  -  Gesandschaft  ist  von 
ihrem  allerhöchsten  Hofe  zu  folgenden  Anträgen  angewiesen : 

1)  Da  sämmtliche  Mitglieder  des  Deutschen  Bundes  die  feier- 
liche Verpflichtung  gegen  einander  übernommen  haben,  bei  der 
Aufsieht  über  die  in  ihren  Ländern  erscheinenden  Zeitungen, 
Zeit,  und  Flugschriften  mit  wachsamen  Ernste  zu  verfahren, 
und  diese  Aufsicht  dergestalt  handhaben  zu  lassen,  dass  dadurch 
gegenseitigen  Klagen  und  unangenehmen  Erörterungen  auf  Jede 
Weise  möglichst  vorgebeugt  werde ,  in  neuerer  Zeit  aber  der 
Missbrauch  der  periodisch-politischen  Presse  in  einer  höchst  be- 
dauerlichen Weise  zugenommen  hat;  so  wolle  die  Bundesver- 
sammlung sämmtlichen  Bundesregierungen  diese,  bis  zur  Ver- 
einbarung  über  ein  definitives  Pressgesetz  in  voller  Kraft  ver- 
bleibende, gegenseitige  Verpflichtung  mit  dem  Ersuchen  in 
Erinnerung  bringen ,  die  geeigneten  Mittel  und  Vorkehrungen 
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zu  treffen,  damit  die  Aufsicht  über  die  in  ihren  Staaten  erschei- 
nenden Zeitblätter  nach  dem  Sinne  und  Zweck  der  bestehenden 
Bundesbeschlüsse  gehandhabt  werde. 

2)  Da  die  Bundes- Versammlung  befügt  ist,  die  zu  ihrer 
Kenntniss  gelangenden ,  unter  der  Hauptbestimmung  des  Press- 
gesetzes vom  20.  September  1819  begriffenen  Schriften ,  in  wel- 
chem Deutschen  Staate  sie  auch  erscheinen  mögen,  wenn  solche, 
nach  dem  Gutachten  einer  von  ihr  ernannten  Commission,  der 
Würde  des  Bundes,  der  Sicherheit  einzelner  Bundesstaaten,  oder 
der  Erhaltung  des  Friedens  und  der  Ruhe  in  Deutschland  zuwider 
laufen,  zu  unterdrücken ,  die  Commission  aber  durch  den  Ab- 
gang eines  Mitgliedes  nicht  vollzählig  ist,  so  wolle  die  hohe 
Bundesversammlung  diese  Commission  durch  übliche  Wahl  er- 
gänzen. 

Sämmtliche  Gesandschaften  erklären  ihr  Einver- 
ständniss  mit  dem  Präsidialantrag ;  es  wurde  sodann  zur  Wahl 
geschritten,  welche  aur  den  königlich-dänischen,  her- 
zoglich holsteinisch-  und  lauenburgischen  Herrn 
Gesandten  fiel,  sonach 

Beschluss: 

1)  Da  sämmtliche  Mitglieder  des  Deutschen  Bundes  die  feier- 
liche Verpflichtung  gegeneinander  übernommen  haben,  bei  der 
Aufsicht  über  die  in  ihren  Ländern  erscheinenden  Zeitun- 
gen, Zeit-  und  Flugschriften  mit  wachsamen  Ernste  zu 
verfahren,  und  diese  Ansicht  dergestalt  handhaben  zu  lassen? 
dass  dadurch  gegenseitigen  Klagen  und  unangenehmen  Erörte- 
rungen auf  jede  Weise  möglichst  vorgebeugt  werde,  in  neuerer 
Zeit  aber  der  Missbrauch  der  periodisch -politischen  Presse  in 
einer  höchst  bedauerlichen  Weise  zugenommen  hat ;  so  bringt 
die  Bundesversammlung  sämmtlichen  Bundesregierungen  diese, 
bis  zur  Vereinbarung  über  ein  definitives  Pressgesetz  in  voller 
Kraft  verbleibende,  gegenseitige  Verpflichtung  mit  dem  Ersuchen 
in  Erinnerung,  die  geeigneten  Mittel  und  Vorkehrungen  zu 
treffen,  damit  die  Aufsicht  über  die  in  ihren  Staaten  erscheinen- 
den Zeitblätter  nach  dem  Sinn  und  Zweck  der  bestehenden  ßua- 
desbeschlüsse  gehandhabt  werde. 

2)  Die  nach  dem  Pressgesetze  vom  20.  September  1819  be- 
stehende Bundestags-Commission  wird  durch  die  auf  den  königl. 
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dänischen,  herzog! .  holsteinisch-  und  lauenburgischen  Herrn  Ge- 
sandten gefallene  Wahl  ergänzt. 

a)  Vergl:  J.  L.  Kl  über,  Quellen -Sammlung  u.  s.  w. ,  Fort- 
setzung, S.  87  u.  f. 

Diplomatisches  Archiv,  Thl.  II,  Abth.  I,  S.  330  —  332, 
m-m,  Nr.  XLIII.  -  S.  37&-381,  393,  Nr.  XL VII.  —  S.  396, 
397,  Nr.  XLVIII.  —  S.  409,  419,  Nr.  XLIX.  —  S.  422,  Nr.  L. 

Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versammlung, 
Bd.  II,  S.  159,  160. —  Bd.  V,  S.  204.  —  Bd.  VI,  S.  213,  215, 
293-350.  (9y  Fortrag  des  Herzoglich  Holstein 'Oldenburgischen, 
Anhalt.-  und  Fürstlich  Schwarzburgischen  Gesandten,  Nenn 
ton  Berg:  üebersicht  der  verschiedenen  Gesetzge- 
bungen über  Pressfreiheit,  besonders  in  Deutsch- 
\and.")  —  Bd.  VIII,  S.  266,  274,  281 ,  289.  —  Bd.  X,  S.  259.  — 
Bd.  XV,  S.  122,  150,  169,  175,  272  ,  362  ,  371.  —  Bd.  XVI,  S.  149, 

252,  276. 


Eine  sorgfältige  Sammlung  der  gesetzlichen  |Bestim- 
mongen  über  Pressrecht  in  allen  Deutschen  Bun  desstaa- 
tco  findet  sieb  in: 
B.  Th.  Schletter,  Handbuch  der  Deutschen  Pressgesetzgebung 

(Leipzig,  1846,  8.)  S.  159  u.  f. 
Vergl.  auch:  J.L.  Kl  über,  öffentliches  Recht  des  Deutschen  Bun- 
des u.  s.  w.  (4.  Aufl.  1840)  S.  741  n.  f.,  797  ,  208. 
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Beschluss  der  Bundes- Versammlung  vom  14.  Jini 
1832,  betreffend  eine  Erläuterung  des  provisori- 
schen Pressgesetze s  vom  20.  September  1819. ') 

In  der  ein  und  zwanzigsten  Sitzung  am  14.  Juni 
1832  wurde 

beschlossen: 

Die  hohe  Bundes -Versammlung  spricht  ihre  Meinung  dahin 
aus,  dass  der  §.7,  Absatz  2,  des  Bundestags-Beschlus- 
ses vom  20.  September  1 8 1 9 b)  nicht  in  dem  Sinne  genom- 
men werden  könne,  dass  die  dort  genannten  Verfasser,  Heraus- 
geber und  Verleger,  wenn  sie  den  Vorschriften  dieses  Beschlusses 
gemäss  gehandelt  haben ,  für  die  von  ihnen  verfassteil ,  herausge- 
gebenen oder  verlegten  Schrillen  auch  gegen  die  einzelnen  Bun- 
desstaaten von  aller  weiteren  Verantwortung  entbunden  seyen; 
dass  es  vielmehr  eine  selbstverstandene  Sache  sey,  dass  in  dieser 
Beziehung  die  Anwendung  der  Landesgesetze  auf  die  durch  die 
Presse  begangenen  Verbrechen  oder  Vergehen  durch  die  Bundes- 
gesetze keinerlei  Beschränkung  unterworfen  sey. 

a)  Vergl :  Königlich  PreussischesPatentvom8.April 
1847,  über  die  Publication  des  Beschlusses  der  Deutschen 
Bundes  -  Versammlung  vom  14.  Juni  1832,  die  Auslegung 
des  §.  7  des  Bundestags-Beschlusses  vom  20.  September 
1819  betreffend. 
Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussischen 
Staaten,  1847,  Nr.  17. 
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Censur-Edict  für  die  königl.  pr eussischen  Staaten 
vom  18.  October  1819. 

Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preus- 
sischen  Staaten,  1819,  S.  224. 
b )  Dieser  Absatz  des  §.  7  lautet : 

„Die  Verfasser,  Herausgeber  und  Verleger  der  unter  der  Haupt- 
bestimmung  des  §.  1  begriffenen  Schriften  bleiben  übrigens,  wenn  sie 
den  Vorschriften  dieses  Beschlusses  gemäss  gehandelt  haben,  von 
aller  weiteren  Verantwortung  frei ,  und  die  in  §.  6  erwähnten  Aus- 
spruche der  Bundes-Versammlung  werden  ausschliessend  gegen  die 
Schrillen,  nie  gegen  die  Personen  gerichtet.44 
Vergl:  Diplomatisches  Archiv  u.  s.w.  Thl.  n,  Abth.  I, 
S.  341 ,  342 ,  Nr.  XLIII. 
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Iii. 

Beschluss  der  Bandes- Versammlung  vom  5.  Juli 
1832,  betreffend  die  Aufhebung  des  Grossherzog- 
lich Badischen  Press  -Gesetzes.  ) 

Vier  und  zwanzigste  Sitzung  am  5.  Juli  1832. 

Es  wurde  vom  Praesidio  der  Entwurf  des  Beschlusses 
verlesen,  nach  vorheriger  Umfrage  von  sämmtlichen  Ge- 
sandschaft en  als  den  Abstimmungen  der  Mehrheit  vollkommen 
entsprechend  erkannt,  und  sonach 

beschlossen: 

Dass  das  am  1.  März  1.  J.  im  G  rossherz  ogt  hu  nie  Ba- 
den in  Wirksamkeit  getretene  Press-Gesetz  für  unverein- 
bar mit  der  bestehenden  Bundes-Gesetzgefoung  Ober 
die  Presse  zu  erklären  sey  und  daher  nicht  bestehen 
dürfe. 

Dem  zufolge  spricht  die  Bundes -Versammlung  die  zuver- 
sichtliche Erwartung  aus ,  dass  die  Grossherzogliche  Regierung 
dieses  Press- Gesetz  sofort  suspendire,  und  zur  Vorbeugung  jeder 
ferner  davon  zu  besorgenden  Verletzung  der  Interessen  und 
Rechte  des  Bundes  oder  der  einzelnen  Bundesstaaten,  sich  die 
strenge  und  gewissenhafte  Handhabung  der  Bundes -Beschlüsse 
vom  20.  September  1819  und  vom  16.  August  1824  angelegen 
seyn  lassen  werde. 

Die  Bundes -Versammlung  erwartet  die  Anzeige  über  den 
Vollzug  dieses  Beschlusses  binnen  vierzehn  Tagen. 

a)  Vergl :  A.Müller,  Archiv  für  die  neueste  Gesetzgebung  aller 
Deutschen  Staaten  u.  s.  w.  Bd.  VIII,  S.  23  u.  f.  „Zur  Sache  der 
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Badischen  Press  -  Gesetzgebung.  —  Ein  Beitrag  zur  Inter- 
pretation des  Artikel  XVIII  der  Bnndes-Acte." 

Am  Schlosse  dieses  Aufsatzes  heisst  es  u.  a. : 

„Der  Herausgeber  dieses  Archivs  kann,  so  oft  von  deutscher 

Pressfreiheit,  von  Aufhebung  der  Censur  die  Rede  ist,  nicht  oft  genug 
daran  erinnern,  dass  die  grossen  Bundesmächte  das  Recht  einer  allge- 
meinen Pressgesetzgebung  dem  gesammten  Bunde  vindicirt,  und 
folglich  den  einzelnen  Bundesstaaten  die  Befugniss,  in  dieser  Sache 
isolirte  Verordnungen  zu  geben,  nicht  eingeräumt  haben.  Nament- 
lich erklärte  das  K.K.  Oes  terre  ich  isc  he  Ministerium  in  einer, 
durch  das  badische  Pressgesetz  vom  Jahre  1832  veranlassten  Note 
vom  27.  März  desselben  Jahres  ausdrücklich:44 

..Wir  sind  fortwährend  der  Meinung,  dass  bei  der  engen  Ver- 
bindung, welche  die  Gemeinschaft  der  Sprache  und  Schrift 
zwischen  sämmtlichcn  Deutschen  Volksstämmen  gestiftet,  und 
den  Deutschen  Bund  befestigt  hat,  der  Missbrauch  niemals  ein 
blosses  L  o  c  a  1  ü  b e  1 ,  folglich  auch  die  Beschränkung  desselben 
nie  blos  als  ein  Objekt  der  Landesgesetzgebung  eines  Bundes- 
staats betrachtet  werden  könne;  u.  s.  w.44 
„Alles,  was  von  der  grossherzoglichen  Regierung  wegen  Ab- 
schaffung der  Censur  in  Folge  der  obigen  Motion  zu  erwarteu  wäre, 
kann,  hingesehen  auf  die  Möglichkeit  des  Erfolgs  nur  darin  bestehen, 
dass  sie  das  vom  Bundestag  verheissene  allgemeine  deutsche 
Pressgesetz  in  Frankfurt  wiederholt  in  Antrag  brächte.  Aber 
wem  drängt  sich  hier  die  Bemerkung  nicht  auf,  dass*  bei  den  divergi- 
renden  Ansichten  der  Mächte  über  diesen  hochwichtigen  Gegenstand 
«in  gemeinsames ,  durchgreifendes  Pressgesetz  noch  lange  unter  die 
frommen  Wünsche  der  öffentlichen  Politik  gehören  werde?*' 

„Wenn  man  der  Vortheile  eines  Schutz  und  Schirm  gewährenden 
Bündnisses  nicht  beraubt  seyn  will,  so  gebietet  die  Klugheit,  die 
Nachtheile  ertragen  zu  lernen,  die  an  das  Lebergewicht  und  den  mo- 
ralischen und  politischen  Einfluss  der  stimmfuhrenden  Bundesgenossen 
geknüpft  sind.  In  den  Annalen  des  Völkerrechts  aller  und  neuer  Zeit 
haben  einsichtsvolle  Publicisten  unklugen  Widerstand  zu  unrechter 
Zeit  und  gegen  mächtige  Gegner  stets  missrathen.  Bei  allen  Bünd- 
nissen und  Friedensschlüssen,  und  in  der  ganzen  Sphäre  völkerrecht- 
licher Bewegungen  ist  kluge  Nachgiebigkeit  gegen  mächtige  Nach- 
barn immer  eine  Hauptstaatsmaxime  gewesen,  und  diese  ist  so  natur- 
fcemäss,  dass  selbst  die  wilden  Volksstämme  sich  danach  richten, 
u.  s.  w.u 
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Vergl .  ferner : 

Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  333 — 466: 

Vo  rtrag  des  Regierungs-Commissärs,  Geh.  Raths  Frei- 
herrn von  Weiler  bei  Vorlage  des  Pressgesetzes  für  das  Gross- 
herzogthum Baden  (183t); 
Entwurf  des  Pressgesetzes,  von  der  Grossherzoglich  Badi- 
schen Regierung  den  Ständen  zur  Begutachtung  vorgelegt; 
Commissions-Bericht  über  den  I.  und  II.  Titel  des  Press- 
gesetz-Entwurfs,  erstattet  von  dem  Abgeordneten  Dutt- 
Ii  nger; 

Press-Gesetz  nach  der  Annahme  der  zweiten  Kammer ; 
Commissions-Bericht  über  den  III.  Titel  des  Entwurfs  eines 

Pressgesetzes ,  namentlich  über  das  Pressverfahren ,  erstattet 

von  dem  Abgeordneten  Beck; 
Commissions-Bericht  der  ersten  Kammer  über  den  I.  uud 

II.  Titel  des  Pressgesetz -Entwurfs,  erstaltet  vom  Professor 

Zell; 

Commissions-Bericht  der  ersten  Kammer  über  den  III.  Titel 
des  Pressgesetz-Entwurfs,  namentlich  über  das  Pressverfahren, 
erstattet  von  dem  Geh.  Rath  Freih.  v.  Rüdt; 

Commissions-Bericht  über  die  Aenderungen  der  ersten  Kam- 
mer in  den  zwei  ersten  Titeln  des  Pressgesetz-Entwurfs,  er- 
stattet vom  Abgeordneten  Duttlinger. 
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Deschings  der  Bundes  versammlung  vom  29.  No- 
rember  1832 ,  betreffend  die  Anwendung  des  provi- 
sorischen Pressgesetzes  vom  20.  September  1819 
anch  anf  1  ithographirte  Schriften. ') 

In  der  fünf  und  vierzigsten  Sitzung  am  29.  No- 
vember 1832  wurde 

rt  beschlossen: 

Sämmt liehe  Regierungen  werden  veranlasst,  darauf  zu  hal- 
len, dass  die  Vorschriften  des  provisorischen  Bundes- 
Pressgesetzes  nicht  nur  bei  gedruckten,  sondern, 
wie  sich  solches  von  selbst  versteht,  auch  bei  lithogra- 
Jhirten  Schriften  in  Anwendung  gebracht  werden. 

a)  Vergl :  J.  L.  Kl  über,  Quellen  -  Sammlung  u.  s.  w.  Fort- 
setzung, S.  101. 
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Beschluss  der  Bandes  -  Versammlung  vom  4.  De- 
cember  1834,  betreffend denDeutschenBuchhandel.  ) 

In  der  zwei  und  vierzigsten  Sitzung  am  4.  Dec ein- 
her 1834  wurde 

beschlossen: 

1)  Die  aus  den  Herren  Gesandten  von  Oesterreich ,  Preus- 
sen,  Baiern,  Königreich  Sachsen  und  Baden  als  Mitgliedern,  dann 
den  Herren  Gesandten  von  Württemberg  und  der  freien  Stadt 
Frankfurt,  als  Stellvertretern,  bestehende  Com mission  wird 
ersucht,  in  Erwägung  zu  ziehen  und  zu  begutachten,  in  wie 
fern  über  die  Organisation  des  Deutschen  Buchhandels 
einUebereinkommen  unter  sammt  liehen  Bundesgliedern  zu 
treffen  sey. 

2)  Die  höchsten  und  hohen  Regierungen  werden  ersucht, 
geachtete  Buchhändler  ihrer  Staaten  Uber  diesen  Ge- 
genstand vernehmen  und  die  Ergebnisse  dieser  Vernehmung 
an  die  Bundestags-Commission  gelangen  zu  lassen. 

ä)  Vergl:  A.  Müller,  Archiv  für  die  neueste  Gesetzgebung 
aller  Deutschen  Staaten  u.  s.  w. ,  Bd.  VI ,  S.  176. 
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Beschluss  der  Bundes-Ver Sammlung  vom  10.  De- 
cember  1835,  betreffend  das  Verbot  der  Schriften  ans 
der  unter  der  Bezeichnung  „das  jnnge  Deutschland " 
oder  „die  jnnge  Literatur "  bekannten  literarischen 

Schule. a) 

In  der  ein  und  dreissigsten  Sitzung  am  10.  De- 
zember 1835  wurde 

beschlossen : 

Nachdem  sich  in  Deutschland  in  neuerer  Zeit ,  und  zuletzt 
unter  der  Benennung  „das  Junge  Deutschland"  oder  „die 
Junge  Literatur",  eine  literarische  Schule  gebildet  hat,  deren 
Bemühungen  unverholen  dahin  gehen,  in  belletristischen,  für  alle 
Klassen  von  Lesern  zugänglichen  Schriften  die  christliche  Reli- 
gion auf  die  frechste  Weise  anzugreifen,  die  bestehenden  socialen 
Verbältnisse  herabzuwürdigen  und  alle  Zucht  und  Sittlichkeit  zu 
zerstören :  so  hat  die  Deutsche  Bundes- Versammlung ,  —  in  Er- 
wägung, dass  es  dringend  nothwendig  sey,  diesen  verderblichen, 
die  Grundpfeiler  aller  gesetzlichen  Ordnung  untergrabenden  Be- 
strebungen durch  Zusammenwirken  aller  Bundesregierungen  so- 
fort Einhalt  zu  thun ,  und  unbeschadet  weiterer  vom  Bunde  oder 
von  den  Regierungen  zur  Erreichung  des  Zweckes  nach  Umstän- 
den zu  ergreifenden  Massregeln ,  —  sich  zu  nachstehenden  Be- 
stimmungen vereiniget : 

1)  Sämmtliche  Deutsche  Regierungen  übernehmen  die  Ver- 
pflichtung, gegen  die  Verfasser,  Verleger,  Drucker  und  Verbreiter 
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der  Schriften  aus  der  unter  der  Bezeichnung  „das  Junge  Deutsch- 
land" oder  ,, die  Junge  Literatur"  bekannten  literarischen  Schule, 
zu  welcher  namentlich  Heinrich  Heine,  Carl  Gutzkow,  Hein- 
rich Laube,  Ludolph  Wienbarg  und  Theodor  Mündt  gehö- 
ren ,  die  Straf-  und  Polizei  -  Gesetze  ihres  Landes ,  so  wie  die 
gegen  den  Missbrauch  der  Presse  bestehenden  Vorschriften,  nach 
ihrer  vollen  Strenge  in  Anwendung  zu  bringen,  auch  die  Ver- 
breitung dieser  Schriften ,  sey  es  durch  den  Buchhandel ,  durch 
Leihbibliotheken  oder  aur  sonstige  Weise,  mit  allen  ihnen  gesetz- 
lich zu  Gebote  stehenden  Mitteln  zu  verhindern. 

2)  Die  Buchhändler  werden  hinsichtlich  des  Verlages  und 
Vertriebes  der  oben  erwähnten  Schrillen  durch  die  Regierungen 
in  angemessener  Weise  verwarnt  und  es  wird  ihnen  gegenwärtig 
gehalten  werden,  wie  sehr  es  in  ihrem  wohlverstandenen  eigenen 
Interesse  liege ,  die  Massregeln  der  Regierungen  gegen  die  zer- 
störende Tendenz  Jener  literarischen  Erzeugnisse  auch  ihrerseits, 
mit  Rücksicht  auf  den  von  ihnen  in  Anspruch  genommenen  Schutz 
des  Bundes,  wirksam  zu  unterstützen. 

3)  Die  Regierung  der  freien  Stadt  Hamburg  wird  aufgefor- 
dert, in  dieser  Beziehung  insbesondere  derHoffinann-und  Campe'- 
schen  Buchhandlung  zu  Hamburg,  welche  vorzugsweise  Schri Ken 
obiger  Art  in  Verlag  und  Vertrieb  hat,  die  geeignete  Verwarnung 
zugehen  zu  lassen.  # 

a)  Ein  vollständiges  Verzeichnis»  der  durch  B  esc  hl üsse  der 
Bundes-Versammlung  seit  dem  Jahre  1823  bis  auf  die  neueste 
Zeit  untersagten  periodischen  und  anderen  Schriften  liefert: 
H.  Th.  Sehl  etter,  Handbuch  der  Deutschen  Pressgesetzgebung, 
S.  147-158,  350. 
Vergl.  auch:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  XV,  S.  178. 
J.L.KInber,  Quellen-Sammlung u.  s. w.,  Fortsetzung, 8.87—100. 
A.  Müller,  Archiv  für  die  neueste  Gesetzgebung  aller  Deutschen 
'l        Staaten  n.  s.  w.  Bd.  IV,  S.  457  u.  f. 

i  • 
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Königlich  Prenssische  Cabinetsordre  vom  8.  Fe- 
bruar 1846,  das  Verbot  des  Debits  der  Verlags- 
nn d  Commissions- Artikel  des  vormaligen  lite- 
rarischen Comptoirs  zu  Zürich  undWinterthur, 
jetzt  der  Bnchhandlnng  Fr  ob  el  nnd  Comp,  zu 
Zürich,  für  den  ganzen  Umfang  der  Preussi- 
sehen  Monarchie  betreffend.') 

In  Folge  der  Beschlüsse  der  Deutschen  Bundes- 
versammlung vom  12.  Juni  v.  J.  und  15.  Januar  d.  J. 
bestimme  Ich  hierdurch  für  den  ganzen  Umfang  der  Monarchie : 
dass  ftir Verlags-  und  Commissions-Artikel  des  vormaligen  lite- 
rarischen Comptoirs  zu  Zürich  und  Winterthur,  Jetzt 
der  Buchhandlung  Fröhel  und  Comp,  zu  Zürich,  eine 
Debitserlaubniss  (Verordnung  vom  23.  Fehruar  1843,  §.11,  Nr.  3) 
nicht  mehr  ertheilt  und  der  Debit  bisher  erlaubter  Verlags-  und 
Commissions-Artikel  des  genannten  literarischen  Comptoirs  und 
der  genannten  Buchhandlung  nur  noch  in  so  weit,  als  es  zur  Auf- 
räumung der  schon  vor  Publication  des  gegenwärtigen  Erlasses 
von  inländischen  Buchhändlern  wirklich  angekauften  Exemplare, 
deren  Zahl  von  der  Polizeibehörde  bei  jedem  zur  getreuen  An- 
gabe hierüber  verpflichteten  Buchhändler  genau  festzustellen  ist, 
gestattet,  im  Uebrigen  aber  der  Debit  sämmtlicher  Jetzigen  und 
zukünftigen  Verlags-  und  Commissions-Artikel  dieses  literari- 
schen Comptoirs  und  dieser  Buchhandlung  bei  Vermeidung  der 
durch  die  Verordnung  vom  18.  October  1819,  Artikel  XVI  Nr.  5, 
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und  den  Erlass  vom  6.  August  1837,  Nr.  4,  angedroheten  und 
mit  der  im  zweiten  Satze  des  §.  14  der  Verordnung  vom  30.  Juni 
1843  bestimmten  Massgabe  anzuwendenden  Strafe  bis  auf  Wei- 
teres gänzlich  verboten  seyn  soll. 

Dieser  mein  Befehl  ist  durch  die  Gesetz-Sammlung  zur  öffent- 
lichen Kenntniss  zu  bringen. 

Berlin,  den  8.  Februar  1846. 

Friedrich  Wilhelm. 

An  die  Staats -Minister  v.  Bodelschwingh,  Uli  den  und 

Freiherrn  v.  Canitz. 

a)  Vergl :  Gesetz  -  Sammlun g  für  die  Königlichen 
Preussischen  Staaten,  1846,  S.  155.  Nr.  11. 
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Ii  VI. 

Königlich  Preussische  Cabinetsordre  voml6. Au- 
gust 1827,  wegen  Einleitung  einer  Vereinbarnng  mit 
den  einzelnen  Staaten  des  Deutschen  Bundes, 
zum  Zweck  gemeinschaftlichen  Schutzes  der 
Rechte  der  Schriftsteller  und  Verleger  wider 
den  Bücher-Nachdruck.  ) 

Da  zur  Zeit  die  Verbandlungen  am  Bundestage  in  Frankfurt 
am  Main,  um  in  Folge  des  XVIII.  Artikels  der  Deutschen  Bundes- 
Acte  zu  gleichförmigen  Bestimmungen  über  die  Sicherstellung 
der  Schriftsteller  und  Verleger  gegen  den  Nachdruck  zu  gelan- 
gen, noch  nicht  zum  gewünschten  Resultate  geltihrt  haben ;  so 
genehmige  Ich  die  in  Ihrem  gemeinschaftlichen  Berichte  vom 
23.  v.  M.  in  Antrag  gebrachte  Einleitung  einer  Verhandlung  mit 
denjenigen  Deutschen  Staaten,  in  denen  der  Bücher -Nachdruck 
verboten  ist,  um,  mit  Vorbehalt  der  weiteren  Erledigung  dieses 
Gegenstandes  durch  gemeinsamen  Bundes-ßeschiuss, 
sich  vorläufig  über  den  Grundsatz  zu  vereinbaren ,  dass  in  An- 
wendung der  vorhandenen  Gesetze  der  Unterschied  zwischen 
Inländer  und  Ausländer  in  Beziehung  auf  die  gegenseitigen  Un- 
terthanen  aufgehoben  und  denselben  wegen  ihrer  Verlags- Artikel 
ein  gleicher  Schutz  wie  dem  Inländer  zu  Theil  werde.  Auch 
genehmige  Ich ,  dass  die  Vereinbarungen ,  sobald  sie  durch  Aus- 
tausch von  Ministerial-Erklärungen  vollzogen  worden ,  durch  die. 
Gesetz -Sammlung  zur  öffentlichen  Kenntniss  gebracht  werden, 
III.  26 
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um  auf  den  Grund  Meiner  gegenwärtigen,  ebenfalls  in  dteGeset 
Sammlung  aufzunehmenden,  Ordre  Gesetzeskraft  zu  erhalten. 

Teplitz,  den  16.  August  1827. 

Friedrich  Wilhelm. 

An 

die  Staatsminister  i 

Freiherren  von  Aitenstein,  von  Schuckmaon, 
Grafen  von  Bernstorffund  Grafen  von  Dankelmann. 

a)  Vergl:  Gesetz  -  Sammlung  für  die  Königlich 
Preussischen  Staaten,  1827,  S.  123,  Nr.  17. 
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Königlich  Preussische  Minister ial  -  Erklärung 
vom  11.  September  1827,  über  die  mit  Hannover  ge- 
troffene Vereinbarung,  den  Schutz  der  Rechte  der 
Schriftsteller  und  Verleger  in  den  beidersei- 
tigen Staaten  wider  den  Bücher- Nachdruck 

betreffend.  ) 

Das  Königlich  Preussische  Ministerium  der  auswärtigen  An- 
wesenheiten erklärt  hierdurch,  in  Gemässheit  der  ihm  von  Seiner 
Majestät  ertheilten  Ermächtigung : 
nachdem  von  der  Königlich  Grossbritannisch-Hannöverischen 
Regierung  die  Zusicherung  ertlieilt  worden  ist,  dass  vorläufig 
und  bis  dahin,  dass  es  nach  Artikel  XVIII  der  Deutschen 
Bundes- Acte,  zu  einem  gemeinsamen  Bundes-Beschluss  zur 
Sicherstellung  der  Hechte  der  Schriftsteller  und  Verleger 
gegen  den  Bücher- Nachdruck  kommen  wird,  diejeni- 
gen gesetzlichen  Bestimmungen,  welche  zu  Gunsten  der  e in- 
heimisch en  Schriftsteller  und  Verleger  in  den  Königlich 
Hannöverischen  Landen  gegenwärtig  bestehen ,  In  ganz  glei- 
chem Masse  auch  zum  Schutze  der  Schriftsteller  und  Ver- 
leger der  Preussischen  Monarchie,  für  gültig  erklärt  und  in 
Anwendung  gebracht  werden  sollen, 
foss  das  Verbot  wider  den  Bücher -Nachdruck ,  so  wie  solches 
Kreits  im  ganzen  Bereiche  der  Preussischcn  Monarchie,  zum 
kbutz  der  inländischen  Schriftsteller  und  Verleger,  nach 
1°  to  den  einzelnen  Provinzen  geltenden  Gesetzen  besteht,  auch 

26  • 
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auf  die  Schriftsteller  und  Verleger  des  Königreichs  Hannover 
Anwendung  findet,  und  mithin  Jeder  durch  Nachdruck  oder  des- 
sen Verbreitung  begangene  Frevel  gegen  letztere,  nach  denselben 
gesetzlichen  Vorschriften  beurtheilt  und  geahndet  werden  solle, 
als  handelte  es  sich  von  beeinträchtigten  Schriftstellern  und  Ver- 
legern in  den  Preussischen  Staaten  selbst. 

Gegenwärtige  Erklärung  soll,  nachdem  sie  gegen  eine  über- 
einstimmde  von  dem  Königlich  Grossbritannisch-Hannöverischen 
Cabinets- Ministerium  vollzogene  Erklärung  ausgewechselt  wor- 
den seyn  wird,  durch  öffentliche  Bekanntmachung  in  den  diessei- 
tigen Staaten  mit  dem  t.  November  des  laufenden  Jahres  1827 
In  Kraft  und  Wirksamkeit  treten. 

Berlin,  den  11.  September  1827. 

(X.S.) 

Königlich  Preussisches  Ministerium  der  auswär- 
tigen Angelegenheiten. 

von  Schönberg. 


Vorstehende  Ministerial- Erklärung  wird,  nachdem  solche 
gegen  eine  übereinstimmende,  von  dem  Königlich  Grossbritannisch- 
Hannöverischen  Cabinets-Ministerium  unterm  7.  September  1827 
vollzogene,  Erklärung  ausgetauscht  worden  ist,  unter  Beziehung 
auf  die  Allerhöchste  Cabinets-Ordre  vom  16.  August  1827,  hier- 
durch zur  öffentlichen  Kenntniss  gebracht. 

Berlin,  den  27.  September  1827. 

Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheiten. 

von  Schönberg. 

a)  Veifl:  Gesetz-Sammlung  für  die  Königl.  Preus- 
sischen S  taaten ,  1827,  S.  124,  Nr.  17,  ferner: 

Ministerial-Erklärung  vom  18.  September  1827 ,  über  die 
mit  dem  Grossherzogthum  Hessen  getroffene  Vereinba- 
rung, die  Sicherstellung  der  Rechte  der  Schrift  steller 
und  Verleger  in  den  beiderseitigen  Staaten  wider  den  Bücher- 
Nachdruck  betreffend. 

Gesetz  -  Sammlung  für  die  Königlich  Preussischen 
Staaten,  1827.  S.  125,  Nr.  17.  • 
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Jfinisterial-Erklärungen,  Vereinbarungen  densel- 
ben Gegenstand  betreffend,  mit: 
Oldenborg,  vom  27.  September  1827, 

Gesetz-Sammlungu.  s.  w.,  1827,  S.  126,  Nr.  17; 
Schaumburg-Lippe,  vom  24.  September  1827, 

Gesetz-Sammlung  u.  s.  w»,  1827,  S.  163,  Nr.  20; 
Braunschweig,  vom  4.  October  1827, 

Gesetz-Sammlungu.  s.  w. ,  1827,  S.  164,  Nr.  20; 
Schwarzburg-Sondersbausen,  vom  6.  October  1827, 

Gesetz-Sammlung  u.  s.  w.,  1827,  S.  165,  Nr.  20; 
Labeck,  vom  19.  October  1827, 

Gesetz-Sammlungu.  s.  w.,  1827,  S.  167,  Nr.  21 ; 
Schwarzburg-Rudolstadt,  vom  20.  October  1827, 

Gesetz-Sammlungu.  s.  w.,  1827,  S.  169,  Nr.  21; 
Bremen,  vom  20.  October  1827, 

Gesetz-Sammlungu.  s.  w.,  1827,  S.  170,  Nr.  2t ; 
Königreich  Sachsen,  vom  28.  October  1827, 

Gesetz-Sammlungu.  s.w.,  1827,  S.  172,  Nr.  21; 
Lippe-Detmold,  vom  20.  October  1827, 

Gesetz-Sammlung  u.  s.  w.,  1827,  S.  175,  Nr.  22; 
Nassau,  vom  5.  November  1827, 

Gesetz-Sammlungu.  s.w.,  1827,  S.  177,  Nr.  22; 
Ho.henzollern-Sigm  »ringen,  vom  22.  November  1827, 

Geset  z-Sammlung  u.  s.  w.,  1827,  S.  179,  Nr.  22; 
Sachsen-Coburg-Gotha,  vom  27.  November  1827, 

Gesetz-Sammlungu.  s.  w.,  1827,  S.  181,  Nr.  22; 
Mecklenburg-Schwerin,  vom  7.  November  1827, 

Gesetz-Sammlungu.  s.  w.,  1828,  S.  2,  Nr.  1 ; 
Mecklenburg- Strelitz,  vom  27.  November  1827, 

Gesetz- Sammlung  u.  s.  w.,  1828,  S.  3,  Nr.  1 ; 
Sachsen-Altenburg,  vom  8.  Januar  1828, 

Gesetz-Sammlung  u.  s.  w.,  1828,  S.  7,  Nr.  1 ; 
Hohenzo  1 1  ern-Hech  inge  n ,  vom  8.  Januar  1828, 

Gesetz-Sammlung  u.  s.  w.,  1828,  S.  9,  Nr.  1,"; 
Anhalt-Bernburg,  vom  9.  Januar  1828, 

Gesetz-Sammlung u.  s.  w.,  1828,  S.  10,  Nr.  1 ; 
fteuss-SchleitzundReuss-Lobenstein,  vom  10.  Januar  1828, 

Gesetz-Sammlungu.  s.  w.,  1828,  S.  1 1 ,  Nr.  1 ; 
Anhalt-Dessau,  vom  11.  December  1827, 

Gesetz-Sammlungu.  s.  w.,  1828,  S.  13,  Nr.  2; 
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Baden,  vom  4.  Januar  1828, 

Gesetz-Sammlung  u.  s.  w.,  1828,  S.  14,  Nr.  2; 
Reuss-Plauen,  ältere  Linie  zu  Greiz,  vom  18. Janaar  1828. 

Gesetz-Sammlung  u.  s.  w.,  1828,  S.  15,  Nr.  2; 
Dänemark,  für  die  Herzogtümer  Holstein,  Lauenburg  and 
Schleswig,  vom  11.  December  1827, 

Gesetz-Sammlung  u.  s.  w.,  1828,  S.  17,  Nr.  3: 
W  a  1  d  e  c  k ,  vom  26.  November  1827, 

Gesetz-Sammlung  u.  s.w.,  1828,  S.  21,  Nr.  4: 
Sachsen-VVeimar-Eisenach,  vom  18.  Januar  1828, 

Gesetz- Sammlung  u.  s.  w.,  1828,  S.  22,  Nr.  4;  i 
Württemberg,  vom  19.  Februar  1828,  J 

Gesetz-Sammlung  u.  s.  w.,  1828,  S.  23,  Nr.  4;  * 
Sachsen-Meiningen,  vom  7.  Februar  1828,  | 

Gesetz-Sammlung  u.  s.  w.,  1828,  S.  27,  Nr.  4: 
,  Hamburg,  vom  13.  Juli  1828, 

Gesetz-Sammlung  u.  s.  w.,  1828,  S.  91,  Nr.  14; 
Anhalt-Kothen,  vom  8.  Mai  1829, 

Gesetz-Sammlung  u.  s.  w.,  1829,  S.  39,  Nr.  6; 
Kurfürstenthum  Hessen,  vom  30.  Octobcr  1829, 

Gesetz-Sammlung  u.  s.w.,  1829,  S.  127,  Nr.  17. 
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Beschluss  der  Bundesversammlung  vom  6.  Sep- 
tember 1832,  betreffend  die  Sicherstellnng  der 
Rechte  der  Schriftsteller  und  Verleger  gegen 

den  Nachdrnck. ') 

In  der  drei  und  drcissigsten  Sitzung  am  6.  Septem- 
ber 1832  erfolgte  nachstehender 

Beschluss: 

Um  nach  Artikel  XVIII d  der  Deutschen  Bundes -Acte  die 
Rechte  der  Schriftsteller,  Herausgeber  und  Verleger  gegen  den 
Nachdruck  von  Gegenständen  des  Buch  -  und  Kunst-Handels 
sicher  zu  stellen ,  vereinigen  sich  die  souveränen  Fürsten  und 
freien  Städte  Deutschlands  vorerst  über  den  Grundsatz ,  dass  bei 
Anwendung  der  gesetzlichen  Vorschriften  und  Massregeln  wider 
den  Nachdruck ,  in  Zukunft  der  Unterschied  zwischen  den  eige- 
nen Unterthanen  eines  Bundesstaates  und  Jenen  der  übrigen  im 
Deutschen  Bunde  vereinten  Staaten  gegenseitig  und  im  ganzen 
Lmlange  des  Bundes  in  der  Art  aurgehoben  werden  soll,  dass  die 
Herausgeber,  Verleger  und  Schriftsteller  eines  Bundesstaates  sich 
in  jedem  andern  Bundesstaate  des  dort  gesetzlich  bestehenden 
Schutzes  gegen  den  Nachdruck  zu  erfreuen  haben  werden. 

Die  höchsten  und  hohen  Regierungen  werden  die  zur  Voll- 
ziehung dieses  Beschlusses  nöthigen  Verfügungen  erlassen ,  wie 
dieses  geschehen,  so  wie  überhaupt  von  den  gegen  den  Nachdruck 
bestehenden  Gesetzen  und  Anordnungen ,  binnen  zwei  Monaten 
der  Bundes- Versammlung  Mittheilung  machen. 
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a)  Nachdem  in  Folge  der  Königl.  Preussischen  C abinets- 
Ordre  vom  16.  August  1827  (s.  oben)  von  dem  K.  Pr.  Ministerium 
der  auswärtigen  Angelegenheiten  mit  dem  grössten  Theiie  der 
Deutschen  Bundesstaaten  über  die  Sicherstellung  der  Rechte 
der  Schriftsteller  und  Verleger  gegen  den  Bücher -Nachdruck  bereits 
in  den  Jahren  1827,  1828  und  1829  besondere  Vereinbarungen 
über  den  Grundsatz : 

dass  in  Anwendung  der  deshalb  vorhandenen  Gesetze ,  der  Un- 
terschied zwischen  Inländern  und  Ausländern  in  Beziehung  auf 
die  gegenseitigen  Unterthanen  aufgehoben  und  denselben  ein 
gleicher  Schutz  wie  den  Inländern  zu  Theil  werde, 
getroffen  worden,  trat  die  Deutsche  Bundes-Versammlung  auf  den 
Antrag  des  König  1.  Preuss.  Bundestags-Gesandten  über 
die  Annahme  dieses  Grundsatzes  zwischen  sämmtlichen  Bundesstaaten 
in  Berathung  und  vereinigte  sich  auf  den  Grund  der  letzteren  zu 
obigem  Beschlüsse. 

Vergl.  auch:  Königl.  Preussisch  e  Verordnung  über  die 
Anwendung  des,  von  der  Deutschen  Bundes-Versammlung  unterin 
6.  September  1832  gefassten  Beschlusses,  die  Sichersteilling 
der  Rechte  der  Schriftsteller  und  Verleger  gegen  den 
Nachdruck  betreffend,  auf  die  zum  Deutschen  Bunde 
nichtgehörigen  Provinzen  der  Monarchie,  d.  d.  Berlin, 
den  12.  Februar  1833. 
Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussischen 
Staaten,  1833,  S.  25,  Nr.  4. 

S.  ferner:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung, Bd.  II,  S.  159,  160.  —  Bd.  VI,  S.  55—69.  —  Bd.  VII, 
S.  66,  68  u.  f.  -  Bd.  XIII,  S.  221.  —  Bd.  XV,  S.  122,  129,  310, 321, 
322,  324,  327. 

Eine  mit  grosser  Genauigkeit  zusammengestellte  Sammlung 
der  gesetzlichen  Bestimmungen  über  literarisches  Ei- 
genthum findet  sich  in: 
H.  Th.  Schletter,  Handbuch  der  Deutschen  Pressgesetzgelwng, 
S.  8  u.  f. 

Vergl.  auch:  J.  L.  Kl  über,  öffentliches  Recht  des  Teutschen  Bun- 
des u.  s.  w.  (4.  Aufl.  1840)  S.  322,  707  u.  f. 
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Beschlnss  der  Bundes  -  Versammlung  vom  9.  No- 
vember 1837,  wegen  Annahme  gleichförmiger  Grund- 
sätze zum  Schutze  des  schriftstellerischen  und 
künstlerischen  Eigenthums  gegen  Nachdruck 
und  nnbefngte  Nachbildung. 

t  > 

In  der  ein  und  dreissigsten  Sitzung  vom  9.  No- 
vember 1837*)  vereinigte  sich  die  Bundes- Versammlung  zu 
folgendem 

Beschlüsse: b) 

Die  im  Deutschen  Bunde  vereinigten  Regierungen  kommen 
überein,  zu  Gunsten  der  im  Umfange  des  Bundesgebietes  erschei- 
nenden literarischen  und  artistischen  Erzeugnisse  folgende  Grund- 
sätze in  Anwendung  zu  bringen : 

Artikel  1. 

Literarische  Erzeugnisse  aller  Art,  so  wie  Werke  der  Kunst, 
sie  mögen  bereits  veröffentlicht  seyn  oder  nicht,  dürfen  ohne  Ein- 
willigung des  Urhebers  oder  Desjenigen,  welchem  derselbe  seine 
Rechte  an  dem  Originale  übertragen  hat,  auf  mechanischem 
Wege  nicht  vervielfältigt  werden. 

Artikel  *. 

Das  im  Artikel  1  bezeichnete  Recht  des  Urhebers  oder  Des- 
sen ,  der  das  Eigenthum  des  literarischen  oder  artistischen  Wer- 
kes erworben  hat,  geht  auf  dessen  Erben  und  Rechtsnachfolger 
über,  und  soll ,  in  so  fern  auf  dem  Werke  der  Herausgeber  oder 
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Verleger  genannt  ist,  in  sämmtlichen  Bundesstaaten  minde- 
stens während  eines  Zeitraumes  von  zehn  Jahren  anerkannt 
und  geschützt  werden. 

Diese  Frist  von  zehn  Jahren  ist  für  die  in  den  letztverflos- 
senen  zwanzig  Jahren  im  Umfange  des  Deutschen  Bundesgebiets 
erschienenen  Druckschriften  oder  artistischen  Erzeugnisse  vom 
Tage  des  gegenwärtigen  Bundesbeschlusses ,  bei  den  künftig  er- 
scheinenden Werken  vom  Jahre  ihres  Erscheinens  an,  zu  rechnen. 

Bei  den  in  mehreren  Abtheilungen  herauskommenden  Wer- 
ken ist  diese  Frist  für  das  ganze  Werk  erst  von  Herausgabe  des 
letzten  Bandes  oder  Helles  zu  zählen ,  vorausgesetzt ,  dass  zwi- 
schen der  Herausgabe  der  einzelnen  Bände  oder  Hefte  kein  iän- 
gcrer  als  dreijähriger  Zeitraum  verflossen  ist. 

Artikel  3. 

Zu  Gunsten  von  Urhebern,  Herausgebern  oder  Verlegern 
von  grossen,  mit  bedeutenden  Vorauslagen  verbundenen  Werken 
der  Wissenschaft  und  Kunst  (Artikel  1)  wird  das  ausgesprochene 
Minimum  des  Schutzes  der  Gesammtheit  gegen  den  Nachdruck 
(Artikel  2)  auch  bis  zu  einem  längeren,  höchstens  zwanzig- 
jährigen, Zeiträume  ausgedehnt,  und  hinsichtlich  derjenigen 
Regierungen,  deren  Landes- Gesetzgebung  diese  verlängerte 
Schutzfrist  nicht  ohnehin  erreicht,  diesfalls  eine  Vereinbarung 
am  Bundestage  getroffen  werden,  wenn  die  betreffende  Regierung 
drei  Jahre  nach  dem  öffentlichen  Erscheinen  hierzu  den  Antrag 
stellt. 

Artikel  4. 

Dem  Urheber,  Verleger  und  Herausgeber  der  Originalien 
nachgedruckter  oder  nachgebildeter  Werke  steht  der  Anspruch 
auf  volle  Entschädigung  zu. 

Ausser  den  in  Gemässhcit  der  Landesgesetze  gegen  den  Nach- 
druck zu  verhängenden  Strafen  soll  in  allen  Fällen  die  Wegnahme 
der  nachgedruckten  Exemplare,  und  bei  Werken  der  Kunst  auch 
noch  die  Beschlagnahme  der  zur  Nachbildung  gemachten  Vorrich- 
tungen, also  der  Formen,  Platten,  Steine  u.  s.  w.,  Statt  finden. 

Artikel  5. 

Der  Debit  aller  Nachdrücke  und  Nachbildungen  der  unter  1 
bezeichneten  Gegenstände,  sie  mögen  im  Deutschen  Bundesgebiete 
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oder  ausserhalb  desselben  veranstaltet  seyn,  soll  in  allen  Bundes- 
staaten, bei  Vermeidung  der  Wegnahme  und  der  durch  die  Lan- 
dessesetze  angedroheten  Strafen,  untersagt  seyn.  Es  versteht 
sich  übrigens  von  selbst,  dass  die  Bundesregierungen,  in  deren 
Staaten  bis  Jetzt  der  Nachdruck  gesetzlich  nicht  verboten  war, 
selbst  zu  bestimmen  haben,  ob  und  auf  wie  lange  sie  im  Bereiche 
ihrer  Staaten  den  Vertrieb  der  vorräthigen ,  bisher  erschienenen 
Nachdrücke  gestatten  wollen. 

Artikel  o. 

Es  wird  der  Bundes- Versammlung  davon,  wie  die  vor- 
stehenden allgemeinen  Grundsätze  von  den  Bundesregierungen 
durch  specielle  Gesetze  oder  Verordnungen  in  Ausführung  ge- 
bracht werden  sollen,  Nachricht  gegeben,  und  dabei  zugleich 
angezeigt  werden ,  welche  Förmlichkeit  in  den  einzelnen  Staaten 
erforderlich  sey,  um  den  Charakter  einer  Original- Ausgabe  und 
den  Zeitpunkt  des  Erscheinens  nachzuweisen.  — 

Da  übrigens  eine  grosse  Mehrheit  der  Bundesregierungen 
sich  dafür  erklärt  hat,  dass  den  Schriftstellern  und  Verlegern 
eine  noch  ausgedehntere  Schutzfrist  im  gesammten  Umfange  des 
Bundesgebietes  gesichert  werden  möge,  als  diejenige  ist ,  welche 
in  dem  Artikel  2  des  gegenwärtigen  Bundesbeschiusses  als  Mini- 
mum ausgesprochen  wird ,  so  soll  mit  Eintritt  des  Jahres  1842, 
wenn  sich  das  Bedürfniss  hiezu  nicht  früher  zeigen  sollte,  am 
Bundestage  sowohl  die  Frage  wegen  einer  verlängerten  Dauer 
des  den  Rechten  der  Schriftsteller  und  Verleger  von  der  Gcsammt- 
heit  der  Bundesglicder  zu  bewilligenden  Schutzes  neuerdings 
gemeinsam  berathen ,  als  auch  überhaupt  der  Einfluss  in  Erwä- 
gung gezogen  werden,  welchen,  nach  den  immittelst  gesammelten 
Erfahrungen ,  die  gegenwärtigen  Bestimmungen  auf  Kunst  und 
Literatur,  auf  die  Interessen  des  Publikums  und  auf  den  Flor  des 
Kunst-  und  Buchhandels  bewährt  haben. 

a)  Vergl:  König].  Preiissi sches  Publications-Patent 
vom  29.  November  1837. 
Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Prcussi sehen 
Staaten,  1837,  S.  161,  Nr.  21. 
*)  Nachdem  die  Deutsche  Bundes- Versammlung  darüber  in  Bera- 
tung getreten,  in  Ausführung  der  betreffenden  Bestimmung  des  Arti- 
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tikels  XVIII  der  Deutschen  Bundes-Acte,  ingleichen  des 
Bundes  -  Beschlusses  vom  2.  April  1835,  wodurch  der 
Nachdruck  im  Umfange  des  ganzen  Bundesgebietes  ver- 
boten worden  ist,  gleichförmige  Grundsätze  zum  Schutze 
der  Schriftsteller  und  auch  der  Künstler  gegen  Nachdruck  und 
unbefugte  Nachbildung  ihrer  Werke  für  den  ganzen  Umfaog 
des  Bundesgebiets  festzustellen,  erfolgte  der  obige,  in  dem  Separat- 
protokolle der  31.  Sitzung  enthaltene,  Beschluss. 

Der  hier  erwähnte  Beschluss  der  Bundes- Versammlung 
vom  2.  April  1835,  welcher  den  Nachdruck  im  Umfange  des 
ganzen  Bundesgebietes  verbietet  und  die  Feststellung 
und  den  Schutz  des  schriftstellerischen  Eigenthums  nach 
gleichförmigen  Grundsätzen  ausspricht,  fordern  zugleich  die 
Bundesregierungen  zur  Anzeige  dessen  auf,  was  sie  zur  Ausführung 
jenes  Verbotes  verfügt  haben  oder  noch  verfügen  wollen. 

In  der  Sitzung  der  Bundes- Versammlung  vom  5.  No- 
vember 1835  erfolgte  eine  authentische  Interpretation 
dieses  Beschlusses  (vom  2.  April  1835)  dahin: 

1)  dass  sie,  die  Bundes -Versammlung,  sich  nach  Massgabe  des 
Beschlusses  vom  2.  April  1835  auf  die  Aufstellung  einiger  Hauptgrund- 
sätze,  welche  bei  dem  Schutze  des  schriftstellerischen  Eigenthums  in 
den  sämmtlichen  Deutschen  Bundesstaaten  zur  Anwen- 
dung zu  bringen ,  beschränke ; 

2)  dass  das  durch  den  Beschluss  vom  2.  April  1835  ausge- 
sprochene Verbot  des  Nachdruckes  als  ein  positives  bestehe, 
und  in  allen  Bundesstaaten,  wo  es  nicht  bereits  geschehen,  jedenfalls 
und  selbst  alsdann  zum  Vollzug  zu  bringen  sey ,  wenn,  wider  Vermu- 
then,  die  Vereinigung  sämmtlicher  Bundesglieder  über 
gleichförmige  Grundsätze  nicht  zu  Stande  kommen 
sollte. 

Vergl:  H.  Th.  Schletter,  Handbuch  der  Deutschen  Press-Gesetz- 
gebung, Einleitung,  S.  XXII  u.  f. 
Ebendaselbst  wird,  S.  346,  in  den  Zu  Sätzen  und  Nach- 
trägen ,  erwähnt,  dass  der  Bundes-Beschluss  vom  2.  April  1835  und 
dessen  authentische  Interpretation  vom  2.  November  1835  fast  in 
keinem  Deutschen  Staate  zur  Publication  gelangt  seyen;  —  dem 
Herausgeber  des  diplomatischen  Archivs  ist  indessen  kein  Bundes- 
staat bekannt,  in  welchem  eine  förmliche  Bekannt  machung  jenes  Be- 
schlusses und  dessen  authentischer  Interpretation  erfolgt  wäre. 
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Beschlnss  der  Bundes-Versammlung  vom  19.  Juni 
1845,  wegen  Erweiterung  des  Schutzes  für  Werke 
der  Literatur  und  Kunst  gegen  Nachdruck  und 
mechanische  Vervielfältigung.  *) 

In  der  ein  und  zwanzigsten  Sitzung  vom  19.  Juni 
1845  wurde 

beschlossen : 

Nachdem  der  Bundes-Beschluss  vom  9.  November 
1837  nur  das  geringste  Mass  des  Schutzes  festgestellt  hat, 
welcher  innerhalb  des  Deutschen  Bundesgebietes  den  dort  erschei- 
nenden literarischen  und  artistischen  Erzeugnissen  gegen  den 
Nachdruck  und  Jede  andere  unbefugte  Vervielfältigung  auf  me- 
chanischem Wege  zu  gewähren  war,  eine  weitere  Vereinbarung 
über  gemeinsame  Gewährung  eines  völlig  ausreichenden  Schutzes 
aber  gleichzeitig  vorbehalten  worden  ist,  so  sind  sämmtliche  Deut- 
sche Regierungen  über  folgende  Bestimmungen  zur  Er- 
gänzung des  Beschlusses  vom  9.  November  1837 
übereingekommen :  * 
1)  Der  durch  den  Artikel  2  des  Beschlusses  vom  9.  November 
1837  für  mindestens  zehn  Jahre,  von  dem  Erscheinen  eines 
literarischen  Erzeugnisses  oder  Werkes  der  Kunst  an ,  zuge- 
sicherte Schutz  gegen  den  Nachdruck  und  Jede  andere  unbe- 
Higte  Vervielfältigung  auf  mechanischem  Wege  wird  fortan 
innerhalb  des  ganzen  Deutschen  Bundesgebietes  für  die  Le- 
bensdauer derUrheber  solcher  literarischen  Erzeug- 
nisse und  Werke  der  Kunst,  und  auf  dreissig  Jahre 
nach  dem  Tode  derselben  gewährt. 
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2)  Werke  anonymer  oder  pseudonymer  Autoren,  sov 
posthume  und  solche  Werke,  welche  von  moralisch 
Personen  (Akademien,  Universitäten  u.  s.  w.  herriihn 
gemessen  solchen  Schutzes  während  dreissig  Jahre 
von  dem  Jahre  ihres  Erscheinens  an. 

3)  Um  diesen  Schutz  in  allen  Deutschen  Bundesstaaten 
Anspruch  nehmen  zu  können,  genügt  es,  die  Bedingunj 
und  Förmlichkeiten  erfüllt  zu  haben ,  welche  dieserhall 
dem  Deutschen  Staate ,  in  welchem  das  Originalwerk 
scheint,  gesetzlich  vorgeschrieben  sind. 

4)  Die  Verbindlichkeit  zu  voller  Schadloshaltung  der  di 
Nachdruck  u.  s.  w.  Verletzten  liegt  dem  Nachdrucker 
demjenigen ,  welcher  mit  Nachdruck  wissentlich  Ha 
treibt,  ob,  und  zwar  solidarisch,  in  so  weit  nicht  allgem 
Rechtsgrundsätze  dem  entgegen  stehen. 

5)  Die  Entschädigung  soll  in  dem  Verkaufspreise  einer  i 
terlich  festzusetzenden  Anzahl  von  Exemplaren  des  fr 
nalwerkcs  bestehen,  welche  bis  auf  1000  Exemplare  au 
gen  kann ,  und  eine  noch  höhere  seyn  soll ,  wenn  von 
Verletzten  ein  noch  grösserer  Schaden  nachgewiesen  \ 
den  ist. 

6)  Ausserdem  sind  gegen  den  Nachdruck  und  andere  u 
fügte  Vervielfältigung  auf  mechanischem  Wege,  auf 
Antrag  des  Verletzten,  In  allen  Bundesstaaten,  wo  diel 
desgesetzgebung  nicht  noch  höhere  Strafen  vorschr 
Geldbussen  bis  zu  1000  Gulden  zu  verhängen. 

7)  Die  über  dergleichen  Vergehen  erkennenden  Richter  ha 
nach  näherer  Bestimmung  der  Landesgesetze,  in  denjen 
Fällen,  wo  ihrem  Ermessen  zufolge  der  Beftind  von  S 
verständigen  einzuholen  ist ,  bei  literarischen  Werket 
Gutachten  von  Schriftstellern,  Gelehrten  und  Buchbänd 
bei  musikalischen  und  Kunstwerken  das  vonKünstlern,  Ki 
verständigen  und  Musik-  oder  Kunsthändlern  einzuhol 

«)  Vcrgl:  Regierungs  -  Blatt  für  das  Grossher; 
thum  Sachsen-Weimar-Eisenach ,  1846,  S.  56,  57,  Nr. 
Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussisc 
Staaten,  1846,  Nr.  9. 


Digitized  by  Google 


MI. 

chlnss  der  Bnndes- Ver  sammlnng,  vom  23.No- 
ber  1838,  betreffend  die  Sicherung  der  Werke 
edrichs  von  Schiller  gegen  den  Nachdruck. 

• 

Drei  und  dreissigste  Sitzung  am  23.  November 
8.') 

Württemberg:  Die  Königliche  Gesandschalt  ist  auf  den 
der  Königlich  Preussischen  Regierung  in  der  12.  Sitzung  der 
les-Versammlung  vom  21.  Juni  d.  J.  (§.  153  des  Protokolls) 
Jllen  Antrag : 

iass  den  Werken  des  Friedrich  von  Schiller,  in  allen 
lavon  bereits  veranstalteten  oder  noch  zu  veranstaltenden 
Ausgaben,  aur  den  Grund  des  3.  Artikels  des  Bundes  -Be- 
schlusses vom  9.  November  v.  J.,  von  Bundes  wegen  der 
Schutz  gegen  den  Nachdruck  auf  zwanzig  Jahre ,  vom  Tage 
les  zu  fassenden  Beschlusses  an,  gewährt  werden  möge", 
*  Erklärung  angewiesen ,  dass  man  zwar  (wie  auch  schon 
eo  bemerkte)  den  Artikel  3  des  Bundestags-Beschlusses  vom 
Jvcmber  v.  J.  nicht  als  anwendbar  auf  Werke  erachte,  welche 
HevonSchiller'schen,  mit  unbedeutenden  Ausnahmen  einiger 
itra'ge,  schon  seit  länger  als  zwanzig  Jahren  im  Drucke  er- 
nen  sind ,  inzwischen  nicht  gemeint  sey,  einer  diesfallsigen 
ahmsweisen  allseitigen  Vereinbarung  den  Beitritt  zu 
a?en ,  damit  Jedoch  die  sich  übrigens  von  selbst  verstehende 
mssetzung  verbinden  müsse,  dass  durch  diese  Begünstigung 
wo  Schiller'schen  Werke ,  der  Debit  der  im  Einklänge  mit 
»«lebenden  Gesetzgebung  bereits  veranstalteten  Nachdrucks- 


Digitized  by  Google 


416 


Ausgaben  der  gedachten  Werke  nicht  gehindert  werden  könne 
und  solle. 

Praesidium:  legte  hierauf  den  Entwurf  des  Beschlusses 
vor,  bei  welchem  nichts  erinnert  wurde  $  daher 

Beschluss: 

1)  Die  souveränen  Fürsten  und  freien  Städte  Deutschlands 
vereinbaren  sich,  dass  den  Werken  Friedrich's  v.  Schiller 
zu  Gunsten  dessen  Erben  in  allen  davon  bereits  veranstalteten 
oder  noch  zu  veranstaltenden  Ausgaben  der  Schutz  gegen 
den  Nachdruck  während  zwanzig  Jahren,  vom  heu- 
tigen Tage  (23.  November  1838)  an ,  in  sämmtlichen  zum  Deut- 
schen Bunde  gehörenden  Staaten  gewährt  werde. 

2)  Hiervon  ist  dem  Appellations-Gerichts-Rath  Friedrich 
Wilhelm  Ernst  v.  Schiller,  auf  dessen,  Namens  der  Erben 
Friedrich's  v.  Schiller,  unterm  26.  December  v.  J.  an  die 
Bundes- Versammlung  gerichtetes  Gesuch ,  Nachricht  zu  geben. 

a)  Vergl:  Gesetz  -  Sammlung  für  die  Königlichen 
Preussischen  Staaten,  1841,  S.  125,  Nr.  11. 

Aehnliche  Beschlüsse  der  Bund  es -  Versammlung  er- 
folgten zum  Schutz  gegen  den  Nachdruck  der  Werke: 

von  W.  v.  Göthe  — 
in  der  sechsten  Sitzung  vom  4.  April  1840 ; 

von  Jean  Paul  Friedrich  Richter  — 
in  der  drei  und  zwauzigs  ten  Sitzung  vom  22.  Oc  tob  er  1840: 
von  Christoph  Martin  Wieland  und 

W.  v.  Göthe  — 

in  der  dritten  Sitzung  vom  11.  Februar  1841; 
von  Johann  Gottfried  von  Herder  — 

in  der  neunzehnten  Sitzung  vom  28.  Juli  1842. 
Vergl:  Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preus- 
sischen Staaten,  1841,  S.  125,126  Nr.  If  +  1842,  S.  299. 
300,  Nr.  24. 
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Be schluss  der  Bundes-Versammlnng  vom  22.  April 
1841,  wegen  des  den  Verfassern  musikalischer  Com- 
Positionen  und  dramatischer  Werke  zn  gewäh- 
renden Schützes. a) 

In  der  zehnten  Sitzung  vom  22.  April  1841  verei- 
nigte sich  die  Bundes- Versammlung  zu  folgendem 

Beschlüsse: 

Die  im  Deutschen  Bunde  vereinigten  Regierungen  werden 
zum  Schutze  der  inländischen  Verfasser  musikali- 
scher Co  mposit  Ionen  und  dramatisch  er  Werke  gegen 
unbefugte  Aufführung  und  Darstellung  derselben  im 
Umfange  des  Bundesgebiets  folgende  Bestimmungen  in  Anwen- 
dung bringen  s 

1)  die  öffentliche  Aufführung  eines  dramatischen  oder  musika- 
lischen Werkes ,  im  Ganzen  oder  mit  Abkürzungen ,  darf  nur 
mit  Erlaubniss  des  Autors ,  seiner  Erben  oder  sonstigen  Rechts- 
nachfolger Statt  finden,  so  lange  das  Werk  nicht  durch  den  Druck 
veröffentlicht  worden  ist; 

2)  dieses  ausschliessende  Recht  des  Autors,  seiner  Erben  oder 
sonstigen  Rechtsnachfolger  soll  wenigstens  während  zehn  Jahren, 
von  der  ersten  rechtmässigen  Aufführung  des  Werkes  an,  in 
sammtlichen  Bundesstaaten  anerkannt  und  geschützt  werden. 
Hat  Jedoch  der  Autor  die  Aufführung  seines  Werkes  ohne  Nen- 
nung seines  Familien  -  oder  offenkundigen  Autornamens  irgend 

in.  27 
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Jemandem  gestattet,  so  findet  auch  gegen  Andere  kein  abschlies- 
sendes Recht  Statt ; 

3)  dem  Autor  oder  dessen  Rechtsnachfolgern  steht  gegen  Jeden, 
welcher  dessen  ausschliessliches  Recht  durch  öffentliche  Auffüh- 
rung eines  noch  nicht  gedruckten  dramatischen  oder  musikali- 
schen Werkes  beeinträchtigt,  Anspruch  auf  Entschädigung  zu \ 

4)  die  Bestimmung  dieser  letzteren  und  der  Art,  wie  dieselbe 
gesichert  und  verwirklicht  werden  soll,  so  wie  die  Festsetzung 
der  etwa  noch  neben  dem  Schadenersatze  zu  leistenden  Geldbus- 
sen ,  bleibt  den  Landesgesetzen  vorbehalten ;  stets  ist  jedoch  der 
ganze  Betrag  der  Einnahme  von  jeder  unbefugten  Aufführung 
ohne  Abzug  der  auf  dieselbe  verwendeten  Kosten,  und  ohne  Unter- 
schied, ob  das  Stück  allein  oder  in  Verbindung  mit  einem  anderen 
den  Gegenstand  der  Aufführung  ausgemacht  hat ,  in  Beschlag:  zu 
nehmen. 

a)  Vergl:  Gesetz  -  Sammlung  für  die  Königlichen 
Preussischen  Staaten,  1841,  S.  385,  386,  Nr.  24. 


.  I 


Beschlnss  der  Bundes  -  Versammlung  vom  20. 
April  1818,  betreffend  dieRech  u  ung  der  Bandeskasse. 

Neunzehnte  Sitzung  «am  20.  April  18t 8. ■) 

Praesidium:  legt  den  von  dem  K.  K.  Herrn  Hofrath  und 
Kanzlci-Director  von  Handel  erstatteten  Bericht  vor,  mittelst 
welchem  derselbe  die  Rechnung  der  ßu ndeskassch)  vom 
I.  November  1810  bis  dabin  1817,  die  dazu  gehörenden  Jour- 
nale, Haupt-,  Vormerk-  und  YVechsclbücher ,  dann  den  Kasse- 
Aosweis  vom  31.  März  1818  übergiebt,  die  Vorschr Uten,  nach 
welchen  diese  Hechnungen  geführt  worden ,  nälier  erörtert  und 
die  Notwendigkeit  neuer  Zuschüsse,  dann  der  wegen  der 
Rernnungs-Revision  und  künftigen  Verrechnung  zu  treffenden 
Verfügungen  darstellt. 

Auf  den  einhellig  angenommenen  Vorschlag  des  Praesidii 
wurde  eine  Commtssion  von  dret  Mitgliedern  erwählt,  welche 
die  Prutting  der  Rechnung  sowohl,  als  der  hierüber  weiters  er- 
forderlichen Vorschläge,  gefälligst  übernähme. 

Die  Wahl  fiel  auf  die  Herren  Bundestagsgesandten : 
von  Martens, 

Freiherrn  von  B  e  r  c  k  h  e  i  m  und 
von  Lepel; 

daher 

Beschluss: 

Dass  der  Bericht ,  sammt  Bundes -Kasse -Rechnungen  und 
Anlagen  der,  aus  den  Herren  Gesandten  von  Martens,  Frei- 
aerrn  vonBerckheim  und  von  Lepel  bestehenden  Coramis- 

27* 
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sion  zuzustellen  sey ,  um  die  Revision  derselben ,  dann  die  Be- 
gutachtung der  weiters  erforderlichen  Massregeln,  sowohl  wegen 
der  neuen  Zuschüsse  zu  dieser  Kasse,  als  auch  der  künftigen 
Verrechnung,  gefälligst  zu  übernehmen. 

ä)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  V,  S.  197. 

b)  Ueber  die  Errichtung  der  B  u nde skasse  spricht  bereits 
die  Registratur  über  die  6.  vertra uliche  Besprechung  der 
Herren  Bundestags-Gesandten,  vom  30.  Oktober  1816.  Es 
heisst  daselbst  in  dem  Vortrage  des  präsidirenden  Herrn  Ge- 
sandten : 

Zur  vorläufigen  Bildung  einer  Bundeskasse  möchte  wohl 
der  Antrag  zweckmässig  seyn ,  dass  die  Herren  Gesandten  der  enge- 
ren Bundes-Versammlung  ihren  Regierungen  anheim  stellten,  einen 
einstweiligen  Vorschuss  von  1000  —  2000  FI,,  welcher  nach  Mass- 
gabe der  zu  seiner  Zeit  festzusetzenden  Matrikel  genau  zu  verrech- 
nen wäre ,  zu  leisten ,  und  die  Aufbewahrung  und  Verwaltung  die- 
ses Betrages  unter  die  Obhut  des  Praesidii  zu  stellen. 

Der  Preussische  Herr  Gesandte  stimmte,  gleich  allen  übrigen, 
diesen  Anträgen  vollkommen  mit  dem  bei ,  dass  der  zur  vorläufigen 
Bildung  der  Bundeskasse  zu  leistende  Vorschuss  nach  dem  Mass- 
stabe von  2000  Fl.  von  j  eder  der  17  Stimmen  eingehen  möge. 
Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
lung, Bd.  I,  S.  237. 
J.  L.  Kl  über,  öffentkches  Recht  des  Teutschen  Bundes  u.  s.  w. 

(4.  Aufl.  1840)  S.  162,  163. 
LübeckischerStaats-Kalender  auf  1831,  S.  86. 
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Beschluss  der  Bundes- Versammlung  vom  4.  Hai 
1818,  betreffend  die  fernere  Leistung  von  Zu- 
schüssen zur  Deckung  der  Bundeskanzlei- 

Bedfirfnisse. 

Zwei  und  zwanzigste  Sitzung  am  4.  Mai  1818.*) 

Der  Königlich  Hannöverische  Gesandte,  Herr 
von  Martens,  verliest  einen  Bericht  der  in  der  19.  Sitzung 
dieses  Jahres  gewählten  Kommission ,  in  Betreff  der  Bundes- 
Rasse-Rechnung  und  der  neuen  Zuschüsse  zu  derselben ,  worin 
bemerkt  wird ,  dass  die  unter  der  Leitung  des  Herrn  Hofraths 
und  Kanzlei- Di  reo  tors  von  Handel  von  dem  Herrn  Kassier  Fuchs 
geführte  Rechnung  mit  so  vieler  Ordnung,  Klarheit  und  Pünkt- 
lichkeit verfasst  sey,  dass  die  Commission  die  Prüfung  dersel- 
ben leicht  selbst  habe  übernehmen  können,  —  und  sich  verpflich- 
tet glaube,  die  Bundes -Versammlung  darauf  aufmerksam  zu 
machen ,  dass  der  Herr  Kassier  Fuchs ,  der  ohne  Verpflichtung 
und  Vergeltung  sich  diesem  Geschäfte  unterzogen  und  dasselbe 
rühmlich  ausgeführt  habe,  einen  neuen  gerechten  Anspruch  auf 
den  Dank  der  Versammlung  hätte,  indess  sich  eine  schickliche 
Gelegenheit  darbieten  werde ,  ihm  denselben  auf  eine  angemes- 
sene Weise  zu  erkennen  zu  geben. 

Die  Commission  durchging  hiernächst  die  Einnahme-  und 
Ausgabe-Rubriken ,  äusserte  ihre  Ansicht ,  wonach  auch  kündig 
die  Druckkosten  der  Protokolle  aus  der  Bundeskasse  zu  bestrei- 
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teil  seyen,  und  stellte  die  Dringlichkeit  neuer  Zuschüsse  zu  dieser 
Kasse  dar. 

Bei  Bildung  der  Kasse  sey  darauf  angetragen  und  beliebt 
worden,  dass  für  jede  Stimme  im  enger  nRathe  2,000  Fl. 
herbeigeschossen  werden;  von  mehreren  Bundesgliedern  wäre 
aber  bei  der  Bewilligung  erklärt  worden,  dass  dieses  nur  als  ein 
Vorschuss  und  auf  künftige  Berechnung  bewilligt  werde. 

So  wie  die  Bewilligung  darauf  beruhet  habe,  dass,  bei  der 
Notwendigkeit  einer  schnellen  Herbeischallung  dieser  Typus 
der  bequemste  gewesen ,  so  scheine  auch  der  nächste  Grund  des 
dabei  gemachten  Vorbehalts  der  gewesen  zu  seyn ,  zu  verhüten, 
dass  nicht  dieser  einmal  befolgte  Typus  Tür  andere  gemeinsame 
Lasten  zur  Folgerung  gezogen  werde.  Diese  Besorgniss  habe 
sich  seitdem  durch  nichts  bestätiget;  denn  ausser  der  freiwillig 
bewilligten  Gratifikation  für  den  Legationsrath  Herrleln,  sey 
keine  Art  von  Gemeinlast  auf  diesen  Fuss  rcparUrt  worden ,  und 
könne  auch  wohl  für  keine  Ausgabe,  die  nicht  mit  dem  Stimm- 
rechte in  Verbindung  stehe ,  vorgeschlagen  werden. 

Allein,  für  die  fraglichen  Ausgaben  der  Bundeskanzlei-Kasse 
scheine  es,  dass  die  Beibehaltung  dieses  Typus  auch  für  die  Zu- 
kunft die  rathsamste  sey;  denn  abgerechnet,  dass  wenigstens 
für  jetzt  noch  keine  allgemeine  Geldmatrikel  vorhanden  sey,  so 
scheine  es,  dass  diejenige,  welche  man  in  Betreif  des  Militär- 
wesens  und  der  dahiu  gehörenden  Geld-Abgaben  zu  entwerfen 
im  Begriff  stehe,  hier  nicht  zum  MasssUbe  dienen  könne,  wenn 
sie  auf  den  Fuss  der  Population  ganz,  oder  doch  der  Regel  nach, 
eingeführt  werden  sollte.  Unläugbar  seyen  wohl  diese  gemein- 
samen Buudes-Kanzleikosten  dadurch  von  allen  übrigen  verschie- 
den, dass  jeder  Stimmführende  davon  ungefähr  gleichen  Vor- 
theil ziehe  und  daran  gleiches  Interesse  habe,  und  jedes  Mitglied 
des  engern  Hathes  gleiches  Stimmrecht  und  gleichen  Autheil  an 
den  Beschlüssen  habe,  welches  als  der  Zweck  anzusehen  sey, 
zu  dessen  Erreichung  der  gemeinsame  Aufwand  der  Bundes- 
Kanzlei-Kosten  als  das  notwendige  Mittel  erschiene. 

Die  Commission  trug  daher  darauf  an : 
dass  die  Bundes- Versammlung,  unter  Lrtheilung  der  De- 
charge  für  die  Rechnung  vom  l,  November  18L6  bis  dahiu 
1817,  und  zu  Bestreitung  der  noch  seitdem  rückständigen 
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oder  künftigen  Kosten,  sich  eines  gemeinsamen  Beschlus- 
ses vereinige ,  damit  ein  Jeder  seine  Committenten  dahin 
vermöge,  einen  abermaligen  Beitrag  von  2000 Fl.  für  jede 
der  siebenzehn  Stimmen  des  engern  Käthes  zu  bewilligen 
und  baldmöglichst  einzahlen  zu  lassen,  dabei  aber  zu  be- 
'  Vorworten  seyn  dürfte,  dass  dieser  Typus  der  Verkeilung 
"      der  Kosten  allein  auf  die  Bundes- Kanzlei-Kosten  anwend- 
'   •  to  sey,  und  fiir  keine  andern  Gattungen  gemeiner  Lasten 
*"  zur  Consequenz  gezogen  werden  solle. 
Der  Vortrag  wurde  diesem  Protokolle  unter  Ziffer  16  angefügt. 

Sämmtliche  Gesandschaften  vereinigten  sich,  der  Commis- 
sion  für  die  Erstattung  dieses  erschöpfenden  Vortrages  ihren  ver- 
bindlichsten Dank  auszudrücken ,  und  traten  ihrem  Vorschlage 
wegen  der  dem  Rechnungsführer  zu  ertheilenden  Decharge,  wegen 
der  künftigen  Verrechnung  der  Druckkosten  und  der  Notwen- 
digkeit eines  alsbaldigen  neuen  Zuschusses  zu  der  Bundes- 
Kasse,  bei. 

Die  Mehrheit  theilte  nicht  minder  die  Ansicht  der  Commis- 
sion,  dass  diese  Zuschüsse  nach  den  17  Stimmen  im  engern 
Rathe,  von  jeder  derselben  mit  2000  Fl.  zu  leisten,  und  hicraur 
aber  den  Regierungen  der  Antrag  zu  machen  sey ;  —  wonächst 
sämmtliche  Gesandschaften  übereinkamen,  unverweilt  an  ihre 
höchsten  Committenten  über  diesen  Gegenstand  Bericht  zu  er- 
statten; daher 

Beschluss: 

1)  Dass  dem  Kassier  Fuchs  über  die  Bundeskassc-Rechnung 
vom  I.November  1816  bis  dahin  1817  die  Decharge  ertheiit 
werde, 

2)  Die  Verrechnung  der  Druckkosten  der  Protokolle  u.s.  w. 
io  der  bisherigen  Art  fortzusetzen ,  und 

3)  wegen  alsbaldiger  Leistung  neuer  Zuschüsse  zur 
Deckung  der  Bundeskanzlei-Bed ür fnisse,  für  jede 
d er  s i e b en z e h n  Stimmen  im  engem  Rathe  mit  2000  Fl. 
im  24  Fl.  Fusse,  an  die  Regierungen  unverweilt  Bericht  zu  er- 
statten, zu  dessen  Behufe  aber,  den  Commissions- Vortrag  loco 
dktaturae  drucken  zu  lassen. b) 
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a)  Vcrgi:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  V,  S.  213  u.  f. 

b)  Es  erfolgte  nach  und  nach ,  in  Gemässheit  dieses  Beschlusses, 
der  fortwährend  gültig  blieb,  die  Einzahlung  der  Beiträge. 

Zu  derBundescanzlei-Kasse,  bestimmt  für  die  Bedürfnisse 
der  Bundescanzlei ,  sind  also ,  so  oft  es  durch  einen  Beschluss  der 
Bundesversammlung  für  nöthig  erklärt  wird ,  für  j  e  d  e  d  e  r  s  i  e  b  e  n- 
zehn  Stimmen  des  engern  Raths  2000 Fl.  im  24 Guldenfuss  zu  ent- 
richten, mithin  von  allen  Stimmberechtigten  zusammen  34,000  Gulden. 

Die  Quoten  der  Theilhaber  an  den  sechs  Curia t- Stimmen 
—  den  Stimmen  12,  13,  14,  15,  16  und  17—,  sind  bestimmt,  wie 
folgt : 

12.  Sachsen-Weimar   666  Fl.  40  Kr. 

Coburg-Gotha   520  -   40  - 

Meiuingen-Hildburghausen  .    .    .     438   -  21 
-      Altenburg   374   -    19  - 

Summe  2000  -  — 

13.  Nassau  und  Braunschweig,  von  jedem  .    .  1000  -  — 

14.  Schwerin  und  Strelitz  von  jedem     .   .   .  1000  -  — 

15.  Oldenburg   888  -  53%  - 

Anhalt  -  Dessau ,  Anhalt  -  Göthen ,  Anhalt- 

Bernburg,  Schwarzburg-Sondershausen  und 
Schwarzburg-Rudolstadt,  von  jedem    .    .     222   -    131/«  - 

16.  Hohenzollern  -  Hechingen ,  Liechtenstein, 
Hohenzollern-Sigmaringen,  Waldeck,  Reuss 
älterer  Linie,  Reuss  jüngerer  Linie,  Schaum- 
burg-Lippe und  Lippe  (Detmold),  von  jedem     250  -  — 

17.  Von  jeder  der  vier  Freien  Städte,  Lübeck, 

Frankfurt,  Bremen  und  Hamburg     ...     500  -  —  - 

Vergl:  J.  L.  Klub  er,  Quellen-Sammlung  u.  s.  w. ,  Fortsetzung. 
S.  80,81. 

Wie  bereits  am  betreffenden  Orte  erwähut  worden ,  wurde  der 
Landgraf  von  Hessen -Homburg  durch  den  Beschluss  der 
Bundcs-Vcrsammlung  vom  17.  Mai  1838  veranlasst,  sich  den 
zur  16.  Gesamm  tstimme  vereinigten  Fürsten  anzuschliessen. 

In  dem  Beschlüsse  der  Bundes-Versammlung  vom  5. 
August  1819  (28.  Sitzung),  die  Rechnung  der  Bnndeskasse 
betreffend*,  wurde ,  unter  5 ,  festgesetzt : 
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dass ,  in  Ansehung  der  für  die  in  diesem  Jahre  versammelt« 
Mililär-Commission  verw  endeten  oder  künftig  zu  verwenden- 
den Rosten,  dahin  bei  den  Regierungen  angetragen  werde, 
dass  die  Kosten  des  Drucks  derMil  itar-Commission  s- 
Protokolle  aus  den  obigen,  nach  der  Stimmenzahl 
im  engern  Rathezu  bewillige  nden  Zu  schlissen  mil 
bestritten  werde,  zn  allen  übrigen,  dem  Bunde  gemeinsam 
zur  Last  fallenden  Kosten  derselben  aber  nach  dem  Fusse  der 
Matrikel  concurrirt  werde. 
Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  B u ndes- Versamm- 
lung, Bd.  VIII,  S.  192. 
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Beschlnss  der  Bundes  Versammlung  vom21. Juni 
1827,  betreffend  die  Grundsätze  und  Einrichtungen 
bei  dem  Bundeskassen-  und  Rechnungswesen. 

Achtzehnte  Sitzung  am  21.  Juni  1827  (Separat- 
Protokoll.) 

Der  Königlich  Sächsische  Gesandte,  Herr  von 
Carlowiz,  trägt  Namens  der  Commission  für  das  Bundes- 
rechnungswesen vor : 

Die  bei  dem  Bundeskassen-  und  Rechnungswesen  bestehen- 
den Grundsätze  und  Einrichtungen  beruhen  theils  auf  einzelnen 
in  den  Bundestags-Protokollen  zerstreuetcn Bestimmungen,  theils 
auf  dem  Gebrauch ,  welchen  das  Wesen  der  Sache  und  die  Er- 
fahrung herbeigeführt  haben. 

Die  Commission  zu  dem  Rechnungswesen  der  hohen  Bundes- 
versammlung fand  die  stete  Anwendung  mancher  dieser  Grund- 
s  ätze  und  Einrichtungen  nur  dann  völlig  gesichert ,  wenn 
selbige  irgendwo  zusammengestellt  seyen,  um  sie  vollstän 
dig  übersehen  und  sich  ihrer  sofort  erinnern  zu  können ;  sie  über- 
zeugte sich ,  dass  eine  solche  Zusammenstellung  wesentlich  bei- 
trage, sowohl  die  Fertigung,  als  die  Prüfung  der  Rechnungen 
zu  erleichtern,  und  durfte  voraussetzen,  dass  eine  diesrallsige 
Uebersicht  auch  der  hohen  Bundes- Versammlung  erwünscht  seyn 
werde. 

Durch  diese  Rücksicht  hat  sie  sich  veranlasst  gefunden,  eine 
Uebersicht  der  Grundsätze  und  Einrichtungen 
bei  dem  Bundeskassen-  und  Rechnungswesen 
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zu  entwerfen  und  dieselbe ,  nachdem  der  provisorische  Bundes- 
kassier und  Rechnungsführer,  Herr  Horrack,  sich  mit  deren 
Motiven  und  Inhalt  völlig  einverstanden  erklärt  hat,  hier  der 
hohen  Versammlung  hochachtungsvoll  vorzulegen,  indem  sie  ge- 
fälliger Beurtheiiung  anheim  stellt ,  oh  solche  zur  Notiz  in  das 
Protokoll  aufzunehmen  und  Herrn  Horrack  zur  künftigen  Nach- 
achtung zuzufertigen  seyn  werde. 

Die  hohe  Versammlung  erkannte,  auf  Antrag  des  Praesidii, 
mit  verhindiichstera  Danke,  dass  die  Commission  sich  bemühet 
habe,  die  Uebersicht  der  Grundsätze  und  Einrichtungen  hei  dem 
Bundeskassen-  und  Rechnungswesen  zu  fertigen  und  ihr  vorzu- 
legen, und  fasste  hierauf  den 

Beschluss: 

Dass  diese  in  dasProtokoll  einzutragen  und  demRech- 
nungsführer  zur  künftigen  Nach  ach  tu  ng  mitzut  hei- 
len sey. 


Uebersicht 

4er Grundsätze  und  Einrichtungen  bei  dem  Bundes- 
kassen- und  Rechnungswesen. 

♦ 

Fundamentalbestimmungen  der  Wiener  Schluss- 

Acte. 

In  Bezug  auf  das  ßundeskassen-  und  Rechnungswesen  ent- 
halt Artikel  LH  der  Wiener  Schluss-Acte  vom  15.  Mai  1820  fol- 
gende Bestimmungen : 

„Da,  zu  Erreichung  der  Zwecke  und  Besorgung  der  Ange- 
legenheiten des  Bundes,  von  der  Gesammtheit  der  Mitglieder 
Geldbeiträge  zu  leisten  sind ,  so  hat  die  Bundes-Versammlung 

1)  den  Betragder  gewöhnlichen  verfassungsmässigen  Ausga- 
ben, so  weit  solches  im  Allgemeinen  geschehen  kann,  festzusetzen  ? 

2)  in  vorkommenden  Fällen  die  zur  Ausführung  besonderer, 
in  Hinsicht  auf  anerkannte  Bundeszwecke  gefassteu  Beschlüsse 
erforderlichen,  ausserordentlichen  Ausgaben  und  die  zur  Bestrei- 
tung derselben  zu  leistenden  Beiträge  zu  bestimmen ; 
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3)  das  matrikularmässige  Verhältniss ,  nach  welchem  von 
den  Mitgliedern  des  Bundes  beizutragen  ist ,  festzusetzen ; 

4)  die  Erhebung,  Verwendung  und  Verrechnung  der  Bei- 
träge anzuordnen,  und  darüber  Aufsicht  zu  führen. 

2. 

Bundeskassen. 

Bei  dem  Bundestage  bestehen  zweiHauptkassen: 

1)  Die  Bundes-Kanzlei- Kasse 

und 

2)  Die  Bundes-Matrikular-Kasse. 

3. 

Zweck  und  Dotation  der  Bundes-Kan ziel -Kasse. 

Die  Bundes-Kanzlei-Kasse  ist  zu  Bestreitung  der  Kosten  der 
Bundes-Kanzlei  bestimmt. 

Zu  diesen  Kosten  werden  die  des  Druckes  der,  nicht  nur 
von  der  Bundes-Versammlung,  soudern  auch  von  der  Mi- 
litär-Coinmission  ausgehenden  Protokolle  und  anderen 
Schriften  mitgerechnet. 

Sie  wird  von  den  Bundesstaaten  in  der  Art  dotirl,  dass 
Jede  der  siebenzehn  Stimmen  im  engern  Rathe  der 
Bundes-Versammlung  einen  gleichmässigen  Beitrag  ent- 
richtet. 

(Beschluss  vom  20.  August  1818,  Prot.  S.  435,  und  vom 
5.  August  1819,  S.  448.) 

4. 

Zweck  und  Dotation  dcrBundes-Matrikular-Kasse. 

Aus  der  Bundes-Matrikular-Kasse  werden  alle  von  dem 
Bunde  gemeinsam  zu  tragenden  Ausgaben,  mit  allei- 
niger Ausnahme  der  Bundestags-Kanzlei,  bestritten. 

Sie  wird  durch  Beiträge  der  Bundesstaaten  nach  dem 
Massstabe  der  Bundes-Matrikel  dotirt. 
(Beschluss  vom  20.  August  1818,  Prot.  S.  435.) 
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5. 

FUial-Kassen  der  Bund es-Matrikular-Kasse. 

Da  die  Ausgaben  der  Bundes  -Matrikular-  Kasse  sehr  ver- 
schiedenartig sind  und  nicht  alle  von  dem  Kassier  unmittelbar 
besorgt  werden  können ,  so  bestehen  bei  selbiger  zu  gewissen 
Klassen  der  Ausgaben  Filial-Kassen,  welche  von  Zeit  zu 
Zeit  nach  dem  Bedürfnisse  der  Sache  eingerichtet  werden. 

Die  Behörde,  welche  eineFilial-Kasse  verwaltet,  zeigt  ihren 
Geldbedarf  dem  Präsidio  der  Bundes -Versammlung  an,  erhält 
hierauf,  nach  einem  von  letzterer  zu  fassenden  Beschlüsse,  den 
erforderlichen  Vorschuss  aus  der  Matrikular-Kasse  und  berech- 
net sich  unmittelbar  mit  selbiger. 

Diese  Behörden  leisten,  da  nöthig,  von  den  empfangenen 
Suramen  wieder  Vorschüsse  an  die  ihnen  untergeordneten  Behör- 
den, welche  sich  mit  ihnen  hierüber  zu  berechnen  haben. 

Die  Specialrechnungen  über  die  Filial-Kassen  dienen  der 
Hauptrechnung  über  die  Matrikular-Kasse  zu  Unterlagen. 

Dermalen  bestehen  zwei  solche  der  Matrikular-Kasse  un- 
mittelbar untergeordnete  Filial-Kassen : 
die  Kasse  der  Militär- Com mission, 

und 

dieKasse  derCentral-Untersuchungs-Commission. 

& 

Verwaltung  der  Bundes-Kassen. 

Beide  Bundes-Kassen  befinden  sich  im  Locale  der  Bundes- 
versammlung ,  stehen  unter  der  obersten  Aufsicht  des  Praesidii 
und  werden  unter  der  Leitung  des  Kanzlei-Directors  von  einem 
Kassier  und  Rechnungsführer  verwaltet. 

7. 

Verfahren  bei  Erhebung  von  Beiträgen  zu  den  Bun- 
des-Kassen. 

Die  Bundes-Versammlung  erklärt  durchBeschluss, 
wenn  und  in  welcher  Summe  ein  Beitrag  zu  Dotation 
einer  Bundes-Kasse  erforderlich  sey,  und  hierauf  veran- 
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.  lassen  die  Gesandschaften  bei  ihren  Regierungen  die  Einzahlung 
der  sie  treffenden  Rate. 

Sollen  Matrikularbeiträge  erhoben  werden ,  so  wird  bei  der 
Bundes-Kanzlei  ein  von  demKanzlei-Director  unterschrifllich  be- 
kräftigter Auswurf  über  den  Betrag  der  von  jeder  Regierung  zu 
gewährenden  Rate  gefertigt  und  der  Gesandschaft  m i Ige th eilt. 

Die  Beiträge  zu  den  Bundes-Kassen  sind  von  den  Gesand- 
schaften voll  und  ohne  Zurechnung  von  Porto  und  andern  Spesen 
einzuliefern.  (Besch luss  vom  19.  Juli  1821,  Prot.  S.  578.) 

Die  Quittungen  über  diese  Beiträge  werden  von  dem  Kassier 
ausgestellt  und  von  dem  Kauzlei-Director  signirt. 

8. 

Kassenbücher. 

Von  jeder  der  beiden  Bundes-Kassen  wird  ein  Journal,  ein 
Hauptbuch  oder  Manual,  ein  Vormerkbuch  und  ein  Wechselbuch 
gehalten. 

In  das  Journal  werden  die  Einnahmen  und  Ausgaben,  so 
wie  sie  erfolgen ,  mit  Bezug  auf  die  Nummer  des  Belegs  und  die 
Seite  des  Hauptbuches  eingetragen.  Die  Seiten  desselben  sind 
nicht  nur  paginirt,  sondern  werden  auch  von  dem  Kanzlei-Di- 
rector,  ehe  ein  Eintrag  erfolgt  ,  paraphirt. 

Das  Hauptbuch  oder  Manual  ist  nach  den  Kapiteln  der 
Rechnung  eingeteilt.  Auf  jeder  Seite  ist  die  Gebühr  (das  Sollen) 
und  die  Abstattung  (das  Haben)  einander  gegenüber  gestellt.  In 
selbiges  werden  die  Einnahmen  und  Ausgaben  aus  dem  Journale 
in  die  geeigneten  Capitel  übertragen  und  daher  gibt  solches  bei 
Fertigung  der  Rechnung  die  Grundlage  ab. 

Das  Vorbemerkbuch  enthält  die  Verfügungen  der  Bun- 
des-Versammlung  und  sonstige  Notizen,  welche  auf  die  Kasse 
Bezug  haben. 

Das  Wech  sei  buch  ist  ein  Journal  über  die  bei  der  Kasse 
eingehenden  Wechsel  und  Anweisungen ,  mit  Bemerkung  der 
Verfalltermine. 

Ueberdiess  wird  noch  mit  jeder  Behörde,  welche  eine  Filial- 
Kasse  zu  verwalten  hat,  ein  besonderes  Conto  gehalten,  worin 
die  von  selbiger  aus  der  Matrikular- Kasse  erhobenen  Vor- 


Digitized  by  Google 


431 

. 

schösse  und  die  hierauf  zurückverrechneten  Summen  eingetragen 
werden. 

9. 

Rechnungsbelege. 

Jede  auf  die  Bundes -Kassen  Bezug  habende  Haupt-  oder 
Specialrechnung  nuiss,  in  Rücksicht  der  Einnahme  und  Ausgabe, 
mit  den  gehörigen  Belegen  versehen  seyn. 

Enthalten  die  Belege  zu  den  Bundes -Kassen -Rechnungen 
weitläufligere  Liquidationen,  so  werden  sie,  bevor  die  Zahlung 
erfolgt,  von  einem  Rechnungsbeamten  in  Rücksicht  des  Calculi 
geprüft ,  roth  vorgestrichen  und  verifleirt. 

Bei  bedeutenderen  Summen  wird  der  Beleg  vorerst  von  dem 
Kanzlei- Di rector  durch  Signatur  dir  passirend  erklärt,  ehe  die 
Zahlung  geleistet  werden  kann. 

Zu  den  Belegen  einer  Matrikularrechnung  gehören  auch  die 
Specialrechnungen  über  ihre  Filial-Kassen. 

10. 

Ablegung,  PrüTung  und  Justi  fication  der  Rech- 
nungen. 

Leber  die  Bundes-  und  Filial -Kassen  werden  in  der  Regel 
Jahresrechnungen  abgelegt. 

Das  Rechnungsjahr  geht  vom  1.  November  bis  zum  30.  Ok- 
iober. 

Den  Rechnungen  werden  die  auf  selbige  Bezug  habenden 
Belege  beigefügt. 

Die  in  der  Specialrechnung  über  eine  Filial-Kasse  verrech- 
nete Ausgabe  wird  in  der  iMatrikularrechnung  in  voller  Summe, 
Jedoch  erst  dann  verschrieben ,  wenn  die  Bundes-Versammlung 
Jene  Specialrechnung  geprüft  und  den  Rechnungsführer  durch 
Beschluss  angewiesen  hat,  welche  Summe  er  nach  selbiger  in 
Ausgabe  zu  verschreiben  habe. 

Die  Specialrechnungen  werden  dem  Rechnungsführer  der 
Bundes-Kassen  übersendet,  welcher  selbige  zu  prüfen ,  für  deren 
BerichUgung  durch  die  Behörde  zu  sorgen  und  solche  dann,  mit 
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Beifügung  seiner  unerledigt  gebliebenen  Erinnerungen ,  an  den 
Kanzlel-Director  abzugeben  hat. 

Auch  die  von  Ihm  abgelegten  Bundes-Kassen-Rechnungen 
gibt  er  an  Letzteren  ab. 

Der  Kanzlel-Director  nimmt  von  den  an  Ihn  gelangten  Rech- 
nungen Kenntniss,  ertheilt  dem  Rechnungsführer  der  Bundes- 
Kassen  die  in  Bezug  auf  selbige  ihm  nöthig  scheinenden  Wei- 
sungen und  überreicht  sodann  diese  Rechnungen  dem  Bundes- 
tags-Präsidio ,  durch  welches  solche  an  die  Bundes -Versamm- 
lung gelangen. 

Hier  werden  die  Rechnungen  der  aus  drei  Mitgliedern  be- 
stehenden Commission  zu  dem  Rechnungswesen  der  Bundes- Ver- 
sammlung mitgetheilt. 

Diese  prüft  selbige ,  sorgt  für  die  Erledigung  der  sich  er- 
gebenden Ausstellungen ,  und  erstattet ,  sowohl  speciell  über  das 
Resultat  der  Prüfling,  als  auch  über  das  Kassen-  und  Rechnungs- 
wesen der  Bundes- Versammlung  überhaupt,  Vortrag. 

Auf  den  Vortrag  der  Commission  fasst  die  Bundes- Versamm- 
lung Beschluss  in  Bezug  auf  die  Justification  der  Rechnungen, 
die  Notwendigkeit  und  den  Betrag  zu  erhebender  Anlagen  und 
andere  einschlagende  Gegenstände. 

Die  Beschlüsse  werden  durch  die  Protokolle  bekannt 
gemacht. 

11. 

Inhalt  der  Rechnung  über  die  Bundes-Kanzlei- 

Kasse. 

Die  Rechnung  über  die  Bundes  -  Kanzlei  -  Kasse  muss  dem 
Wesen  der  Sache  nach  enthalten: 

A.  in  der  Einnahme, 

a)  Die  Beiträge  der  Bundesstaaten , 

b)  die  übrigen  zur  Vereinnahmung  geeigneten  Posten. 

B.  In  der  Ausgabe. 

a)  den  Kanzleiaufwand  aller  Art, 

b)  die  übrigen  zur  Verausgabung  geeigneten  Posten. 
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C.  In  Rechnungbestande, 

a)  die  ßaarscbaft, 

b)  die  Rückstände  an  Beiträgen, 

c)  die  geleisteten  Berechnungsvorschüsse. 


12. 

Schema  zu  der  Rechnung  über  die  Bundes-Kanzlei 

Kasse. 

Diesem  gemäss  wird  die  Rechnung  über  die  Bundes-Kanzlei- 
Sasse  nach  folgendem  Schema  geführt : 

Einnahme. 

—  Fl.  —  Kr.    Cap.   I.  Kassenbestand ,  nach  der  letzten 

Rechnung. 

•  —  -  —  -  -  II.  Beiträge  der  Bundesstaaten.  (Die 
I  im  Laufe  des  Rechnungsjahres  von 

der  Bundes- Versammlung  beschlos- 
senen Beiträge  in  voller  Summe, 
,  einschliesslich  der  etwaigen  Rück- 

»  stände  an  selbigen,  übrigens  mit 

»  Angabe  der  Beschlüsse. 

_  .   —  .       .    in.  Erhobene  Vorschüsse. 

—  -  —  -       -    IV.  Zurückemprangene  Vorschüsse. 

—  -  —  -       -     V.  Mängelersatzposten. 

—  -   —  -       -    VI.  Verschiedene  Einnahmen. 

—  Fl.  —  Kr.  Summe. 

Ausgabe. 

—  Fl.  — Kr.  Cap.      I.  Gratlflcationen. 

—  -  —  -  -       II.  Besoldungen. 

—  -  —  -  -      III.  Diäten. 
 —  -  -      IV.  Druckkosten. 

—  -  —  -  -       V.  Kanzleierfordernisse. 

—  -  —  -  -      VI.  Heitzungskosten. 

—  -  —  -  -     VII.  Reparaturen  und  Handwerksar- 

beiten. 

 _   .  .    VIII.  Porto. 

—  -  —  -  -      IX.  Bücher  und  andere  Schriften. 

—  -  —   -  -       X.  Buchbinderarbeiten. 
UL  28 


Digitized  by  Google 


434 


—  Fl.  —  Kr.  Cap.   XI.  Geleistete  Vorschüsse. 

—  -  —  -       -     XII.  Zurückerstattete  Vorschüsse. 

—  .  —  .       -    XIII.  Mäogelersatzposten. 

—  -  —  -       -    XIV.  Verschiedene  Ausgaben. 

—  Fl.  —  Kr.  Summe. 

Abschluss. 

—  FI.  —  Kr.  Einnahme. 

—  Fl.  —  Kr.  Ausgabe. 

—  Fl.  —  Kr.  Kassenbestand,  und  zwar 

—  Fl.  —  Kr.  baar, 

—  -  —  -     an  Beitragsrückständen 
(oder  Guthaben  des  Rechnungsführers.) 

Verzeich niss  der  Rückstände  an  Beiträgen. 
(Nach  individueller  Angabe.) 

Verzeichniss  der  Vorschüsse  zu  künftiger  Be- 
rechnung. 

(Nach  individueller  Angabe.) 

H a u ptüb ersieht  des  Rechnungsbestandes. 

—  Fl.  —  Kr.  ßaarschaft. 

—  -  —  -    Rückstände  an  Beiträgen. 

—  -  —  -  Berechnungsvorschüsse. 

—  Fl.  —  Kr.  Summe. 

13. 

Ausgabe  der  Bundes-Kanzlei-Kasse  an  Gratifica- 

tionen  und  Besoldungen. 

Der  Personaletat  der  aus  der  Bundes-Kanzlei-Kasse  zu 
besoldenden  Bundes-Kanzlei  gründet  sich  auf  die  Beschlüsse  vom 
30.  Oktober  und  23.  December  1816  (Prot.  S.  13  und  243)  und 
der  Besoldungsetat,  auf  den  Beschluss  vom  30.  Juli  1821  (Prot. 
S.  638). 

Hiernach  ist  der  Etat : 
ein  Kanzlei-Director,  zur  Zeit  ohne  Gehalt,  nur  gegen 

3,000  Fl.  —  Kr.  Gratiflcation, 
ein  Registrator   .    .    .    mit  1,500  -  —  -  Gehalt, 
ein  erster  Kanzlist   .    .     -   1,375  -  —  - 
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ein  zweiter  Kanzlist  ...  mit  1,250  FL  —  Kr.  Gehalt, 
ein  dritter  Kanzlist,  zugleich 

Corrector  -  1,125  -  —  - 

ein  erster  Kanzleidiener    .    .     -     660  -  —  - 

ein  zweiter  Kanzleidiener  .    .     -     660  -  —  - 

Die  Stelle  eines  Kassiers  und  Rechnungsführers  derßundes- 
Kassen  ist  noch  nicht  aur  dem  Etat  und  wurde  Jederzeit  von  einem 
Kaiserlich -Königlich  Oesterreichischen  Rechnungsofflcial ,  ohne 
Gehaltoder  bestimmte  Gratiflcation,  unter  der  Aufsicht  der  Kanzlei- 
Direktion  versehen.  Die  demselben  bisher  von  Zeit  zu  Zeit  bewil- 
ligten ausserordentlichen  Gratificationen  haben  gemeinjährig  die 
verhält nissmässig  viel  zu  geringe  Summe  von  550  Fl.  betragen. 

14. 

Ausgabe  der  Bundes-Kanzlei-Kasse  an  Druck- 
kosten. 

Leber  den  Druck  der  von  der  Bundes- Versammlung  und 
Militär-Commission  ausgehenden  Protokolle  und  sonstigen  Schrif- 
ten, welcher  nach  dem  Beschlüsse  vom  5.  August  1819  (Prot. 
$.488)  aus  der  Bundes-Kanzlei-Kasse  bezahlt  wird,  besteht  zwi- 
schen der  Kanzlei -Direction  und  der  Andreäischen  Bundestags- 
Präsidial-Druckerei  ein  Contract. 

Der  letzte  Contract  wurde  auf  den  Grund  des  Beschlusses 
vom  25.  April  1822  geschlossen.  (Prot.  S.  262.) 

Diesem  gemäss  sind  die  Salze,  wonach  die  Bezahlung  be- 
rechnet wird,  folgende :' 

Für  Satz,  Druck  und|Stempelung  Jeden  Bogens  wird  

Fl.  bezahlt. 

Das  Papier  wird  nach  dem  gangbaren  Preise  bezahlt,  bisher 
das  Buch  mit  ... .  Kr. 

Jeder  Bogen,  auf  dem  nicht  über  zwei  Seiten  bedruckt  sind, 
wird,  in  Rücksicht  auf  Satz  und  Druck,  für  einen  halben ,  und 
an  Papier,  für  einen  ganzen  Bogen  gerechnet. 

Abdrücke  einzelner  Paragraphen  oder  anderer  Bruchstücke 
aus  den  Protokollen  werden  überhaupt  mit  . . .  Kr.  für  den  Bogen 
bezahlt. 

28* 
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Bei  Tabelle«  wird ,  für  Satz,  Druck  und  Stempelung,  wenn 
sie  nur  auf  Einer  Seite  bedruckt  sind ,  der  Bogen  bezahlt : 
in  gewöhnlichem  oder  Median-Format,  mit  ..  —  Fl.  —  Kr. 
ta  Royal-  oder  Subroyal-Format  ...    -  .  .  —  -  —  - 

in  Imperlal-Format   -  ..  —  -  —  - 

Ist  die  Tabelle  auf  beiden  Seiten  bedruckt,  so  wird  das  Dop- 
pelte des  obigen  Satzes  bezahlt. 

Das  Papier  zu  den  Tabellen  wird  nach  dem  gültigen  Preise 

Für  ilas  Heften  der  Protokolle  einer  Sitzung  wird  ...  Fl. 
feezahlt. 

Der  Bedarf  an  Exemplaren  der  Bundestags-  und  Militär- 
Commissions-Protokolle  war  1824  =  275  Stück. 

15. 

Inhalt  der  Rechnung  über  die  Bundes-Matrikular- 

Kasse. 

Nach  dem  Wesen  der  Sache  muss  die  Rechnung  über  die 
Bundes-Matrikular-Kasse  enthalten : 

A.  In  der  Ei  nnahme, 

a)  alle  ausgeschriebenen  Matrikularbeiträge ; 

b)  die  von  den  Filial-Kassen  restituirten  oder  verrechneten 
Vorschüsse ; 

c)  die  übrigen  zur  Vereinnahmung  geeigneten  Posten. 

B.  In  der  Ausgabe, 

a)  die  den  Filial-Kassen  zu  künftiger  Berechnung  gegebenen 
Vorschüsse ; 

b)  den  von  den  Ffllal  -  Kassen  bestrittenen  und  verrechneten 
Aufwand ,  diesen  Jedoch  nur  summarisch  mit  Hinweisimg 
auf  deren  Specialrechnungen ; 

c)  den  von  der  iMatrikular-Kasse  unmittelbar  bestrittenen  Auf- 
wand ; 

d)  Äie  übrigen  zur  Verausgabung  geeigneten  Posten. 

C.  Im  Bestand. 

a)  die  Baarschaft ; 

b)  die  Rückstände  an  Matrikularbelträgen; 

c)  die  geleisteten  Rechnungsvorschüsse. 
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16. 

Schema  zu  der  Rechnung  Ober  die  Bundes-Matrl- 

kular-Kasse. 

Das  Schema  zu  der  Rechnung  über  die  Bundes-Matrikular- 
Kasse  ist  sonach  folgendes: 

Einnahme. 

Kr.   Cap.   I.  Kassenbestand  ^nach   der  letzten 

Rechnung. 
II.  3Iatrikularbeiträge.  (Die  im  Laufe 
des  Rechnungsjahres  von  der  Bun- 
des -  Versammlung  beschlossenen 
Beiträge,  in  voller  Summe,  ein- 
schliesslich der  etwaigen  Rück- 
stände, übrigens  mit  Angabe  der 
Beschlüsse.) 

-  III.  Von  der  Militär-Coramission  berech- 
nete Ausgaben.  (In  voller  Summe, 
mit  Bezug  auf  die  diesfallsigen  Un- 
terlagsrechnungen.) 

-  IV.  Von  der  Central -Untersuchungs- 
Commission  berechnete  Ausgaben. 
(Ebenfalls  in  voller  Summe  und  mit 
Bezug  auf  die  diesfallsigen  Unter- 
lairsrechnungen.l 

V.  Erhobene  Vorschüsse. 

-  VI.  Mängelersatzposten. 

-  VII.  Verschiedene  Einnahmen. 

—  Fl.  —  Kr.  Summe. 

Ausgabe. 

—  Fl.  -  Kr.   Cap.   I.  Vorschüsse  an  die  Militär-Commis- 

sion ,  zur  Berechnung. 

—  .  —  .  .  n.  Von  der  Militär-Commission  berech- 
nete Ausgaben.  (Die  in  der  Ein- 
nahme Cap.  III  verschriebene  durch- 
laufende Post.) 
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—  Fl.  -  Kr.   Cap.  III.  Vorschüsse  an  die  Central- Unter- 

suchungs  -  Commission ,  zur  Be- 
rechnung. 

—  -  —  -       -    IV.  Von  der  Central  -  Untersuchungs- 

Commission  berechnete  Ausgaben. 
(Die  in  der  Einnahme  Cap.  IV  ver- 
schriebene durchlaufende  Post.) 

—  -  —  -       -     V.  Zurückerstattete  Vorschüsse. 

—  -  —  -       -    VI.  Mängelersatzposten. 

—  -  —  -       -  VII.  Verschiedene  Ausgaben. 

—  -  —  -       -  VIII.  Pensionen  der  OfTicianten  der  auf- 

gelösten transrhenanischen  Susten- 
tationsanstalt.  (Nach  dem  Be- 
schlüsse vom  10.  Juni  1824,  Prot. 
S.  264.) 

—  -  —  -       -    IX.  Ausgaben  für  die  Commission  zu 

Prüfung  der  Forderungen  an  die 
ehemalige  Reichs-Operations-  Kasse. 
(Nach  dem  Beschlüsse  vom  18.  Au- 
gust 1825,  Prot.  S.  332.) 


—  FL  —  Kr.  Summe. 

Abschluss. 

—  Fl.  —  Kr.  Einnahme. 

—  -  —  -  Ausgabe. 


—  Fl.  —  Kr.  Kassenbestand,  und  zwar: 

m 

—  Fl.  —  Kr.  baar, 

—  -  —  -  an  Beitragsrückständen 
(oder  Guthaben  des  Rechnungsführers.) 

Verzeichniss  der  Rückstände  an  Matrikular- 
beiträgen. 

•*«  (Nach  individueller  Angabe.)  ' 

Verzeichniss  der  Vorschüsse  zu  künftigerBe- 
rechnung. 

]]  (Nach  individueller  Angabe.) 

Haupt- Ueber sieht  des  Rechnungsbestandes. 
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—  Fl.  —  Kr.  ßaarscliaft. 

_  .  _  .    Rückstände  an  Matrikularbeiträgen. 

—  -  —  -  Berecbnungsvorschüsse. 

—  Fl.  —  Kr.  Summe. 

Ist  ein  Guthaben  des  Rechnungsführers  ver- 
blieben ,  so  wird  hier  selbiges  angegeben ,  von 
obiger  Summe  abgezogen  und  die  dann  noch 
verbleibende  Summe  des  Rechnungsbestandes 
bemerkt. 

17. 

Form  der  Rechnungen  über  Filial-Kassen. 

Die  der  Bundes-Matrikular- Kasse  unmittelbar  untergeord- 
neten Filial-Kassen  werden  nach  dem  Jedesmaligen  Bedarf  der 
Sache  zu  sehr  verschiedenartigen  Zwecken  eingerichtet  oder  um- 
gestaltet. Daher  lassen  sich  im  Voraus  allgemeine  Bestimmungen 
über  die  Formen  der  diesfallsigen  Rechnungen  nicht  treffen.  In 
der  Regel  bleibt  der  Behörde ,  welche  eine  solche  Kasse  zu  ver- 
walten hat ,  überlassen ,  nach  der  ihr  beiwohnenden  genauen 
Kenntniss  des  Erfordernisses  die  geeignetste  Rechnungsform 
selbst  zu  wählen.  Indess  wird  immer  der  Bundeskassier  dahin 
zu  wirken  haben ,  dass  die  gewählte  Form  auch  wirklich  eine 
geeignete  sey  und  an  die  Rechnung  über  die  Matrikular-Kasse 
vollkommen  passe. 

18. 

Inventarien  der  Bundes-Kassen. 

Zu  dem  Vermögen  der  Bundes-Kanzlei-Kasse  ge- 
hören als  Inventariura: 

die  Bibliothek  der  Bundes-Versammlung 
und 

das  Mobiliar  zum  Gebrauche  der  Bundes-Versammlung, 
der  Bundes-Kanzlei  und  im  Kassen-Locale,  so  weit  sel- 
biges auf  Rechnung  dieser  Kasse  angeschafft  worden  ist 
und  unterhalten  wird. 
Der  Kanzlei-Direclor  hat  über  dieses  Inventarium  die  obere  Auf- 
sicht. 
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Die  Specialaursicht  über  das  Mobiliar  im  Kassenlocale  führt 
der  Bundes-Kassier,  die  über  das  übrige  Inventarium  aber  der- 
jenige Kanzlei  -  Officiant ,  welchen  der  Kanzlei  -  Director  hierzu 
beauftragt. 

Zu  dem  Vermögen  der  Bundes-Matrikular-Kasse 
gehören  als  Inventarium: 

die  Sammlung  von  Büchern ,  Karten ,  Rissen  und  Instru- 
menten zum  Gebrauche  der  Militär-Commission ; 
das  Mobiliar  zum  Gebrauche  derselben ,  so  weit  selbiges 
aus  der  Malrikular- Kasse  angeschafft  worden  Ist  und 
unterhalten  wird ; 
die  Mobilien  und  Instrumente  der  der  Militfir-Conmission 
untergeordneten  Militär  -  Localbehörden ,  welche  auf 
Rechnung  dieser  Kasse  angeschafft  worden  sind* 
Die  Aufsicht  über  das  bei  der  Militär-Commission  befindliche  In- 
ventarium führt  der  von  dem  Präsidio  der  Commission  hierzu 
beauftragte  Offleier ;  die  über  die  Mobilien  der  Militär-Localbe- 
börden  itihren  diese  Behörden  selbst. 

Der  Bundeskassier  hat  dafür  zu  sorgen  9  dass  bei  den  Bun- 
des-Kassen  über  Jeden  Tbeil  des  ihnen  gehörigen  Inventarii  voll- 
ständige Verzeichnisse  vorhanden  sind  und  selbige  von  Zeit  zu 
Zeit  in  Rücksicht  auf  den  Zuwachs  und  Abgang  gehörig  nach- 
getragen werden. 
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IiXVI. 

ichlflsse  der  Bundes -Versammlung  (Iber  die 
initive  Organisirnng  des  Bundes-Kass  en- 

wesens. 

A. 

chliss  der  Bundes  •  Versammlung  vom  14.  Oktober 

1130. 

In  der  zwei  und  dreissigsten  Sitzung  am  14.  Ok- 
er 1830  wurde 

beschlossen: 

1)  Zur  Verwaltung  der  Bundes-Matrikular-  und 

Bundes-  Kanzlei-Kasse  und  zu  der  damit  verbundenen 

hnungsführung  werden  bestellt: 

fl  Bundes  -  Kassier  mit  einer  jährlichen  Be- 
soldung von   3,000  FL 

i  Hassen  -  Con  troleur  mit  einer  Jährlichen 
Besoldung  von   1,800  Fl. 

o  Kassen  -  Diener  all  einer  jährlichen  Besol- 
dung von    500  Fl. 

W  Fl.-Fusse. 

*)  Die  Caution  des  Bundeskassiers  wird  auf  3000  Gulden, 
-  «lesKasseneontroleurs  nur  2000  Gulden  im  24  Fl.  Fussc  fest- 
tat  Die  Bundes- Versammlung  wird  beide  Beamten  mit  Dienst- 
njcttonen  versehen ,  auf  welche  dieselben  bei  dem  Präsidio  in 
und  Pflichten  genommen  werden. 
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3)  Zum  Bundeskassier  wird  ernannt :  der  K.  K.  Rechnungs- 
offlcial,  Michael  Horrack, 

zum  Kassencontroleur :  der  erste  Bundeskanzlist,  Carl  Schmitt, 
zum  Kassendiener,  Caspar  Dem,  aus  Mainz. 

4)  Die  Besoldungen,  welche  vom  1.  Januar  1831  anfangen, 
werden  zu  zwei  Drittheilen  aur  die  Matrikular-  und  zu  einem 
Dritlheile  aur  die  Bundes  -  Kanzlei  -  Kasse  in  monatlichen  Raten 
angewiesen. 


B. 

Beschluss  der  Bundes- Versammlung  vom  27.  Januar 

1831. 

In  der  zweiten  Sitzung  am  27.  Januar  1831  wurde 

beschlossen: 

1)  Dass  die  von  der  Bundestags  -  Commission  für  die  Revi- 
sion der  Bundesrechnungen  vorgelegte  Instruction  genehmigt 
wird  und  den  beiden  Kassenbeamten  zur  genauen  Befolgung  zu- 
zustellen Ist,  auch  dieselben  hierauf,  nach  vorher  berichtigter 
Caution ,  von  dem  Präsidio  in  Eid  und  Pflichten  zu  nehmen  sind. 

2)  Die  von  den  beiden  Kassenbeamten  mit  drei-  und  zwei- 
tausend Gulden  zu  stellenden  Cautionen  haben  dieselben  in 
Deutschen  Staatspapieren ,  nach  dem  Tagescours  berechnet,  zu 
übergeben ,  wonächst  der  Herr  Gesandte  der  freien  Stadt  Frank- 
furt um  die  geräliige  Einleitung  ersucht  wird ,  damit  diese  von 
Seiten  der  Bundes-Kanzlei-Direction  zu  übergebenden  Urkunden 
bei  dem  Rechneiamte  der  freien  Stadt  Frankfürt  angenommen 
werden,  und  in  dem  der  Bundes-Kanzlei-Direction  auszustel- 
lenden Depositenschein,  in  welchem  das  Depositum  bezeichnet 
wird,  ausdrücklich  bemerkt  werde,  dass  solches  als  Dlenstcaution, 
ohne  besondere  Genehmigung  dieser  hohen  Versammlung  weder 
ausgeantwortet  noch  verändert  werden  dürfe  $  die  Erhebung  der 
Zinsabschnitte  aber  wfire  in  den  Verfallterminen  nur  gegen  ein 
Zeugniss  der  Kanzlei-Direction  zuzugestehen.*) 
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3)  Der  Kanzlist  Daniel  Leutheusser  wird  zum  ersten 
Bundeskanzlisten ,  mit  der  vom  1.  Februar  d.  J.  anfangenden 
Besoldung,  wie  sie  bisher  der  zum  Controleur  beiorderte  Kanz- 
list Carl  Schmitt  bezogen  hat,  und  unter  Beibehaltung  der 
Druckcorreclur,  —  an  des  Kanzlisten  Leutheusser  Stelle  aber, 
ond  mit  dessen  gleichfalls  von  dem  1.  Februar  d.  J.  für  seinen 
Nachfolger  anfangenden  Besoldung  wird  Sebastian  H arveng 
aus  Mannheim  ernannt. 

4)  Dem  Präsidirenden  der  Militär-Commission,  dem  Kaiser- 
lich-Königlichen Herrn  Generalmajor  Grafen  Baillet  de  La- 
tour, wird  die  anderweite  Besetzung  der  durch  die  Anstellung 
des  Sebastian  Harveng  erledigten  Diurnistenstelle  in  der  Milltär- 
Commissions-Kanzlei  überlassen. 

5)  Die  Verwaltung  fter  Bundes  -Kanzlei  -Kasse  wird  unter 
Mitteilung  dieses  Beschlusses  zur  Verrechnung  der  Besoldungen 
des  Daniel  Leutheusser  und  Sebastian  Harveng ,  so  wie  des  neu 
einzutretenden  Diurnisten  in  der  MilitKr-Commissions- Kanzlei, 
vom  1.  Februar  dieses  Jahres  anfangend,  legitimirt. 

a)  Nach  Anzeige  des  Gesandten  der  freien  Stadt  Frank- 
furt, in  der  4.  Sitzung  vom  Jahre  1831,  hatte  das  erwähnte  Amt  den 
obigem  Beschlüsse  entsprechenden  Auftrag  erhalten. 


Vergl:  J.  L.  Kl  üb  er,  öffentliches  Recht  des  Teutleben  Bundes 
(4.  Aufl.  1840)  S.  162,  163,  237. 
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Beschluss  der  Bunde  s- Vers  ammlun  g  vom  20.  An- 
gust  1818,  betreffend  die  Annahme  der  provisori- 
schen Bundes-Matrikel  auf  fünf  Jahre. 

Drei  und  vierzigste  Sitzung  vom  20.  August  1818.') 

Der  Kaiserlich  Oesterreichische  präsidirende 
Herr  Gesandte  giebt  folgenden  Vortrag  über  die  Matrikel 
des  Deutschen  Bundes  zu  Protokoll. 

Auf  die  in  der  15.  und  16  Sitzung  gemachten  Antrüge,  bei 
Fertigung  einer  provisorisch  aur  fünf  Jahre  geltenden  Bundes- 
Matrikel  zu  verhältnissmässiger  Vertheilung  aller  Gesammtkosten, 
namentlich  der  Mannschartsstellungen  und  Geldlei- 
stungen, der  Regel  nach  allein  die  Population  zum  Mass- 
stabe zu  wählen ,  und  bei  Festsetzung  der  Population ,  statt  der 
oft  abweichenden  statistischen  Angaben,  welche  der  Arbeit  der 
Commission  zur  Grundlage  gedient  hatten,  den  eigenen  Angaben 
eines  jeden  Bundesstaates  zu  folgen  und  nur,  Falls  sich  dabei 
Abweichungen  ergeben  sollten ,  diese  durch  Besprechung  in  ver- 
traulichen Sitzungen  zu  heben,  kamen  in  der  19.  Sitzung  säramt- 
liche  Herren  Gesandten  darin  überein,  dass,  aus  den  angeführten 
Gründen,  die  Bundes- Versammlung  wünsche,  dass  ein  jeder 
Bundesstaat  nach  seiner  besten  Wissenschaft  die  officielle 
Angabe  der  dermaligen  Volkszahl  seines  Gebietes, 
in  dem  umfassendsten  Sinne  des  Worts,  baldmöglichst  einsenden 
möge. 

Dieser  Wunsch  ist  nunmehr  in  Erfüllung  gegangen,  und  die 
vorliegende  Tabelle  zeigt,  dass,  und  wie  ein  Jeder  der  Bundes- 
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Maaten  ohne  Ausnahme  die  oftlcielle  Angabe  seiner  Bevölkerung 
eingesandt  habe;  es  ist  auch,  nachdem  Sachsen-Gotha  seine  An- 
fangs zu  geringe  Angabe  freiwillig  erhöhet  hat,  wider  die  Angabe 
keines  der  übrigen  Bundesstaaten  etwas  erinnert  worden;  es 
scheint  daher  nichts  mehr  übrig  zu  seyn  ,  ais  dass  diese  Tabelle 
jetzt  der  hohen  Bundes- Versammlung  vorgelegt,  und  sie  einge- 
laden werde,  in  Folge  der  bereits  erhaltenen  Instructionen ,  diese 
Tabelle  durch  einen Beschluss  für  die  auf  die  nächsten  fünf 
Jahre  provisorisch  geltende  Bundes  -  Matrikel  zu 
«Wären. 

Gleichwie  es  schon  in  der  Natur  der  Sache  liegt,  dass  alle 
gemeinsamen  Lasten  in  gleichem  Verhältnisse  getheilt  werden, 
auch  bei  den  eingeholten  offlciellen  Angaben  der  Population  schon 
der  Vorschlag  zum  Grunde  gelegt  wurde,  dass  diese  Matrikel, 
der  Regel  nach,  sowohl  für  Geldleistungen,  als  für  Mannschafts- 
stellungen gelten  möge ,  so  wird  selbst  der  Umstand  die  Abfas- 
sung eines  allgemeinen  Beschlusses  nicht  aufhalten  können,  dass 
tbeils  die  Frage:  ob  auch  in  Bezug  auf  die  freien  Städte  die 
Volkszahl  als  unbedingte  und  einzige  Grundlage  des  Matrikular- 
Anscblages  zu  betrachten  sey?  noch  auf  nähere  ßerathung  ver- 
stellt worden ,  theils  die  Königlich  Sächsische  Gesandschaft  in 
torer  Abstimmung  auf  eine  Herabsetzung  ihres  Geld-Matrikular- 
Anschlages,  im  Verhältniss  gegen  ihren  eigenen  Mannschafts- 
anschlag, antragen  zu  müssen  angedeutet  hat ;  denn ,  wenn  auch 
die  Berat bung  über  die  Geldveranschlagung  der  freien  Städte  nicht 
schon  dadurch  als  gehoben  angesehen  werden  sollte,  dass  sie  ihre 
Votkszahl  eben  in  dieser  Hinsicht  auf  eine  liberalere  Weise ,  als 
sie  nach  den  angegebenen  Grundsätzen  schuldig  gewesen,  ange- 
geben zu  hallen  versichern ,  auch  sonst  andere  Gründe  selbst  in 
Ansehung  ihrer  für  die  Beibehaltung  der  allgemeinen  Regel  zu 
streiten  scheinen,  so  wird  dennoch  aur  Jeden  Fall  und  wenn  auch 
mit  ihnen  künftig  ein  Anderes  verabredet  werden  sollte,  dieses 
nur  als  eine  Ausnahme  zu  betrachten  seyn ,  welche  die  Feststel- 
lung der  Regel  nicht  verhindern,  sondern  höchstens  nur  dabei 
einen  besonderen  Vorbehalt  veranlassen  könnte;  ebenmässig 
würde,  so  viel  die  von  Sachsen  begehrte  Herabsetzung  seines 
Beitrages  an  Gelde  betrifft,  diese,  in  Folge  einer  desfalls  annoch 
mit  ihm  zu  pflegenden  Unterhandlung ,  nur  als  eine  Ausnahme 
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Statt  finden  können ,  welche  die  Anerkennung  der  Regel ,  selbst 
an  seiner  Seite,  nicht  verhindern  würde. 

Unter  diesen  Umständen  lege  ich  daher  der  hohen  Bundes- 
versammlung die  angefügte  Tabelle  als  das  Resultat  der  ein- 
gegangenen officiellen  Angaben  vor,  und  trage  daher  darauf  an, 
dass  Sie  durch  Ihren  Beschluss  selbige  als  die  für  die  nächsten 
fünf  Jahre  zur  Regel  angenommene  Bundes-Matrikel,  sowohl  für 
Mannschaftsstellungen,  als  gemeinsame  Geldleistungen  (mit  allei- 
niger Ausnahme  der  anders  vertheilten  Bundeskanzlei -Kosten) 
erklären ,  zugleich  aber  auch  festsetzen  möge ,  dass  zum  Behufe 
einer,  nach  Ablauf  dieser  fünf  Jahre  einzuführenden  definitiven 
Matrikel  eine  Commission  in  Zeiten  ernannt  werde,  welche  die 
Grundsätze  näher  entwickele ,  nach  welchen  selbige  künftig  zu 
entwerfen  sey,  damit,  nachdem  diese  Grundsätze  von  der  Bundes- 
versammlung angenommen  worden,  in  Gemässheit  derselben 
eine  definitive  Matrikel  zeitig  und  vor  Ablauf  der  fünfjährigen 
Frist  gefertiget  werden  möge. 

Preussen:  tritt  dem  Kaiserlich  Oesterreichischen  Antrage 
vollkommen  bei. 

Bai  ein:  ebenfalls. 

K  ö  n  i  g  r  e  i  c  h  S  a  c  h  s  e  n :  Der  Königlich  Sächsische  Bundes- 
gesandte hält  sich  ermächtigt,  den  zur  Stellung  der  Contingente 
des  Deutschen  Bundes  angenommenen  Massstab  der  Bevölkerung, 
ebenfalls  in  Ansehung  der  Geldbeiträge  als  ein  Provisorium  auf 
fünf  Jahre  anzuerkennen.  Bei  der  notorischen  Ueberhevölkerung 
der  Königlich  Sächsischen  Staaten ,  erscheint  aber  bei  den  zu  be- 
stimmenden Geldansätzen  dieses  Missvcrhältnlss  unzweifelhaft, 
und  dürfte  diesseitige  Gesandschaft  wohl  gegenwärtig,  bei  der 
allgemein  anerkannten  Voraussetzung  dieser  Berücksichtigung, 
nur  zum  Ueberfluss  die  in  der  Abstimmung  vom  9.  Mai  dieses 
Jahres  gemachte  Bemerkung  und  Verwahrung  hierdurch  erneuern. 

Hannover:  Diesseitige  Gesandschart  tritt  dem  Antrage  des 
präsidirenden  Herrn  Gesandten  dahin  bei,  dass  die  vorgelegte,  auf 
officiellen  Angaben  beruhende  Bevölkerungsliste  der  Bundesstaaten 
als  Grundlage  einer  auf  lünf  Jahre  geltenden  provisorischen  Ma- 
trikel, sowohl  für  die  Mannschaflsstellung,  als  unter  dem  in 
seinem  Antrage  berührten  Vorbehalte,  für  die  Geldbeiträge  ange- 
nommen werde. 
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Württemberg:  erklärte  sich  mit  den  beiden  Anträgen 
der  Kaiserlich  OesUrreichischen  Gesandschaft  einverstanden. 
Baden, 
Kurhessen, 

Grossherzogthum  Hessen, 
Dänemark,  wegen  Holstein  und  Lauenburg, 
Niederlande,  wegen  des  Grossherzogthums  Luxem- 
burg, 

Grossherzogllch  und  Herzoglich  Sächsische  Häu- 
ser, 

Braun  schweig  und  Nassau, 

Mecklenburg-Schwerin  und  Mecklenburg-Strelitz, 
Holstein-Oldenburg,  Anhalt  und  Schwarzburg, 
Hohenzollern,  Liechtenstein,  Reuss,  Schaum- 
burg-Lippe, Lippe  und  Waldeck, 
die  freien  Städte,  Lübeck,  Frankfurt,  Bremen 
und  Hamburg: 
erklärten  sich  sämmtlich  mit  dem  Kaiserlich  Oesterreichischen 
Antrage  einverstanden  j  daher 


1)  Die  von  den  Bundesgliedern  angegebene  Volks- 
zahl ihrer  Bundesstaaten  wird  aur  die  nächsten  fünf 
Jahre  provisorisch  als  Bun des  - Matrikel  angenommen,  und 
zwar  nach  der  provisorisch  bestehenden  Stimmenordnung  in  Pleno, 
mit  Vorbehalt  weiterer  Bestimmung  für  Hessen-Homburg  : 


Beschluss: 


Bundesstaaten. 


Seelenzahl. 


Oesterreich     .    .    .  . 

Preussen   

Sachsen   

ßaiern  

Hannover   

Württemberg .   .   .  . 

Baden   

Kurhessen   

Grossherzogthum  Hessen 
Holstein  und  Lauenburg 


9,482,227 
7,923,439 
1,200,000 
3,500,000 
1,305,351 
1,395,402 
1,000,000 


540,000 
619,500 
360,000 
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Bundesstaaten. 


Seelenzahl. 


Luxemburg  

ßraunschweig  

Mecklenburg-Schwerin  

Nassau  

Sachsen- Weimar  

Gotha  

Coburg   

Mein  Ingen  

Hildburghausen  

Mecklenburg-  Strelitz  

Holstein-Oldenburg  

Anhalt -Dessau  

Bernburg   

-  Cöthen  

Schwarzburg-Sondershausen  

Rudolstadt  

Hohenzollern-Hechingen  

Liechtenstein  

Hohenzollern-Sigmaringen  

Waldeck  

Reuss ,  ältere  Linie  

Heuss ,  Jüngere  Linie  

Schaumburg-Lippe  

Lippe   

Hessen-Homburg .  

Lübeck  

Frankflirt  

Bremen  

Hamburg  

Summa    .    .  . 


214,058 
209,600 
358,000 
302,769 
201,000 
185,682 
80,012 
54,400 
29,706 
71,769 
217,769 
52,947 
37,046 
32,454 
45,117 
53,937 
14,500 
5,546 
35,560 
51,877 
22,255 
52,205 
24,000 
69,062 
20,000 
40, 650 
47,850 
48,500 
129,800 


30,094,050. 


2)  Diese  Matrikel  gilt  als  Regel,  sowohl  für  Man  li- 
sch a  rtss  teil  ungen  als  Gel  die  istungen ,  mit  alleiniger 
Ausnahme  der  anders  vertheilten  Bundes-Kanzlei- 
Kosten. 
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3)  Die  Grundsätze,  wonach  die  definitive ,  nach  fünf  Jahren 
einzuführende  Matrikel  bearbeitet  werden  soll ,  wird  eine  dem- 
nächst eigends  zu  wählende  Commission  begutachten ;  die  Bun- 
des-Versammlung  wird  solche  noch  vor  Ablauf  der  fünfjährigen 
Frist  erörtern,  und  durch  weitere  ßeschlussnahme  sich  über  eine 
definitive  Matrikel  vereinigen. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes- Ver- 
sammlung, Bd.  VI,  S.  iai«.f.£.eta. 

S.  auch:  Die  Protokolle  u.  s.  w.  der  31.  Sitzung  §.  203, 
32.  Sitzung  §.  206,  35.  Sitzung  §.  235,  37.  Sitzung  §.  259,  43.  Sitzung 
§.«8,  vom  Jahre  1817;  dar  15.  Sitzung  §.  78 ,  Ml  Sitzung  §.  95, 
22.  Sitzung  §.  105,  25.  Sitzung  §.  113,  28.  Sitzung  §.  138,  32.  Sitzung 
166  vom  Jahre  1816. 

J.  L.  K4Äb«r„  «ffeotUcfaet  Recht  des  Teutadien  Bundes  u.  s.  w. 
(4.  Aufl.  1840)  S.  252,  251. 


m. 
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Beschluss  der  Bundes  -Versammlung  vom  4.  Fe- 
bruar 1819,  betreffend  die  Ergänzung  des  Beschlusses 
vom  20.  August  1818,  wegen  Annahme  der  proviso- 
rischen Bnndes-Hatrikel  anf  fünf  Jahre. 

Dritte  Sitzung  am  4.  Februar  1819.'; 

Niederlande,  wegen  des  Gross  herzog  thum  s  Luxem- 
burg: Erhaltener  Allerhöchster  Weisung  gemäss,  ist  der  Köni- 
glich Niederländische,  Grossherzoglich  Luxemburgische  Bundes- 
tags-Gesandte  in  den  Stand  gesetzt,  die,  vermöge  §.  95  der 
19.  vorjährigen  Sitzung  von  der  Bundes- Versammlung  ausge- 
sprochenen Wunsches : 

„dass  ein  Jeder  Bundesstaat,  nach  seiner  besten  WissenscbaR, 
die  officielle  Angabe  der  dermaligen  Volkszahl  seines  Ge- 
bietes, in  dem  umfassendsten  Sinne  des  Wortes,  bald  mög- 
lichst einsenden  möge", 

seiner  Zeit  abgegebene  Erklärung ,  in  Betreff  der  Population  des 
Grossherzogthums  Luxemburg,  dahin  zu  berichtigen  und  zu  ver- 
vollständigen,  dass  dieselbe,  nach  den  dem  Grossherzogthume 
durch  den  Wiener  Congress  verliehenen  Grundbestimmungen, 
und  in  Verfolg  einer  neuerdings  von  Staats  wegen  befohlenen 
und  vollstreckten  Zählung,  nicht  214,058,  sondern  vielmehr 
255,628  Seelen  betrage,  wodurch  demnach  derGesammtzahl  eine 
Erhöhung  von  41,570  Seelen  zuwächst. 
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Kurhessen:  Um  die  Abfassung  einer  Bundes -Matrikel 
nicht  aufzuhalten ,  ist  Kurhessischer  Seits  im  vergangenen  Frü- 
]ahre  nachgegeben  worden ,  dass  die  aus  statistischen  Werken 
entlehnte  runde  Summe  von  540,000  als  die  Bevölkerung  der 
Kurhessischen  Staaten  angenommen  werde,  ungeachtet  sie  die 
Volkszahl ,  wie  solche  sich  aus  freilich  zum  Theile  älteren  Zäh- 
lungen ergeben  hatte,  um  ein  Geringes  überstieg.  Neuere,  im 
Spätjahr  1818  vollendete  Zählungen  haben  ein  anderes  Resultat, 
nämlich  537,868,  geliefert. 

Ist  gleich  diese  Erhöhung ,  gegen  die  Bevölkerung  des  gan- 
zen Deutschen  Bundes  gehalten,  von  geringem  Belang,  so  sind 
doch  Se.  Königliche  Hoheit  der  Kurfürst  zu  gewissenhaft,  um, 
zum  Nachtheile  Ihrer  Verbündeten ,  von  dem  Rechte  Gebrauch 
zu  machen ,  welches  der  Beschluss  der  43.  vorjährigen  Sitzung 
Ihnen  gibt,  vielmehr  bin  ich  angewiesen,  darauf  anzutragen* 
dass  die  provisorische  Bundes-Matrikel  schon  jetzt  nach  der 
obigen  Angabe  berichtiget  werden  möge. 

Hierauf  wurde 

■ 

beschlossen: 

Dass,  wenn  gleich  keine  Verminderung  der  Bundes- 
Matrikel  binnen  der  fünf  Jahre,  für  welche  dieselbe  festgesetzt 
worden,  Statt  haben  könne,  gleichwohl  diese  und  Jede  nach- 
folgende Verm  ehrung  in  dieselbe  aufzunehmen  sey.k) 

•■  i 

.  ... 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  VII,  S.  55  ,  56. 

b)  Die  hiernach  berichtigte  Bundes-Matrikel  s.  unten 
in  den  Tabellen  zu  den  näheren  Bestimmungen  über  die 
Kriegsverfassung  des  Deutschen  Bundes,  Zifferl. 


Was  die  Beitrage  zu  der  Bundes  -  Matrikular- Kasse 
betrifft,  so  wurden  in  der  zwei  und  dreissigsten Sitzung  am 
7.December  1821  die  Beiträge  angezeigt,  die  an  den  durch  Be- 
schluss der  28.  Sitzung  vom  29.  Juli  1821  ausgeschlagenen  30,000  Fl. 
zur  Bundes-Matrikularkässe  genehmigt  und  eingegangen  seyen. 
Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  B u ndes-Versamm- 
lung,  Bd.  XII,  S.  274. 

29* 
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Nach  Am  in  dem  Protokolle  vom  12.  J alt  1827 ,  §.  79,  fr 
gesrtzten  Aeud er u»gen,  haben  za  einer  bewilligten  Summe i 
ftO.000  Guiden  die  einzelnen  Bundesstaaten  beizutragen  i 

Fl.  ir. 

üesterreicb   9,430  50 

Pneussen   7,880  30 

K.  Sachsen   1,193  30 

Öaiern   3,540  m  42 

Hannover   1,298  *  15 

Württemberg   1,378  55 

Baden   *94  35 

Kurliessen   564  47 

GrosstoeTzogtimm  Hessen   616  10 

Bdhteln  and  Lauenbarg   858  l 

Lmewtons   »4  IS 

"Braun  schweig  ........  208  27 

Mecklenburg -Schwerin   356  § 

Nassau   ä01  7 

Sachsen- Weimar   199  55 

Altenburg   97  39 

Coburg -€otha   *tO  59 

und  für  das  Fürst enth um  Lichtenberg  24  9& 

-  Meiningen  -fliklburgtousen  ....  tlM  « 

Mecklenburg- St  rrlitz  .   ..   71  22 

Holstein-Oldenburg   216  35 

Anhalt -Dessau   52  40 

-  Bernburg   36  50 

-  Göthen   32  IT 

Schwarzburg- Sondershausen   44  52 

"Rudolstadt   53  40 

Hohenzollem-  Hechingen   14  25 

Liechtenstein   5  30 

Hohenzollern  -  Sigmaringen  "  .  35  221 

Waldeck   51  35 

Beuss,  älterer  Linie   22  7! 

-  jüngerer  Linie   51  55 

Schaumburg -Lippe   23  32 

Lippe   68  40 

Hessen  -  Homburg   19  55 
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Bremen . 
Hamburg 


Lübeck  . 
Frankfurt 


Fl. 
40 
47 
48 

129 


Kr. 
25 
35 
15 
5 


Vergl:  J.  L.  Kl  über,  Quellen- Sammlung  u.  s.  w.  S.  329,  330. 

Ebendaselbst,  Fortsetzung,  S.  83  ,  84  s:  „Matrikel  der 
Bundes-  oder  Bundes-Matrikular-Kasse,  nach  denBe- 
schlüssen  der  Bundes-Versammlung  vom  12.  Juli  1827 
uod  30.  April  1831. 
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Beschlus  s  der  Bnndes-Versammlnng  vom  12.  Juli 
1823,  betreffend  die  einstweilige  Fortdauer  der 
provisorischen  Bundes-Matrikel. 

Ein  und  zwanzigste  Sitzung  am  12.  Juli  1823.*) 

Der  Königlich  Hannöverische  Herr  Bundestags- 
Gesandte  von  Hammerstein:  erstattet  nachfolgenden  Vor- 
trag der  in  der  16.  Sitzung  d.  J.  (§.  101)  gewählten  Commis- 
si on  zur  Begutachtung  der  Grundsätze,  nach  welchen  die 
definitiv  einzuführende  Matrikel  zu  bearbeiten  sey. 

§.  1.  Als  durch  den  Bundes-Beschluss  der  43.  Sitzung  vom 
20.  August  1818  die  aur  den  offlciellen  Angaben  der  Volkszahl 
der  Bundesstaaten  beruhende  Bundes-Matrikel  provisorisch  auf 
fünf  Jahre ,  sowohl  für  Mannschaftstellungen  als  Geldleistungen, 
mit  alleiniger  Ausnahme  der  Bundes-Kanziei-Kosten ,  angenom- 
men wurde,  wurde  zugieich  beschlossen : 

,,die  Grundsätze,  wonach  die  definitive,  nach  fünf  Jahren 
einzuführende  Matrikel  bearbeitet  werden  soll,  wird  eine 
demnächst  elgends  zu  wählende  Commission  begutachten  5 
die  Bundes -Versammlung  wird  solche  noch  vor  Ablauf  der 
fünfjährigen  Frist  erörtern,  und  durch  weitere  Beschluss- 
nahme  sich  über  eine  definitive  Matrikel  vereinigen.** 
Die  Wahl  dieser  Commission  ist  inzwischen  erst  in  der 
16.  Sitzung  vom  12.  Juni  1823  erfolgt. 

§.2.  Die  Wichtigkeit  des  Gegenstandes  und  die  Verschie- 
denheit der  Ansichten  über  denselben,  schliessen  es  ltir  die  Com- 
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oiission  aus,  noch  vor  den  Ferien  mit  irgend  einer  Gründlichkeit 
ein  Gutachten  darüber  vorzulegen. 

Denn,  wenn  auch  in  den  früheren  Abstimmungen  der  Gegen- 
stand bereits  eine  vielseitige  und  tief  eingehende  Erörterung 
gefonden  hat;  so  ist  doch  nicht  voraus  zu  bestimmen,  welcher 
Abänderung  oder  Erweiterung  jene  Ansichten  in  dem  Verlaufe 
der  abgeflossenen  fünf  Jahre  haben  unterworfen  seyn  können? 

§.  3.  In  Folge  dieser  Betrachtungen  wird  die  Commission 
so  wenig  einen  Vorwurf  zu  besorgen  haben ,  wenn  sie ,  noch  zur 
Zeit  ein  Gutachten  zu  erstatten ,  Bedenken  findet,  dass  sie  viel- 
mehr solchen  verdienen  würde,  wenn  sie  dasselbe  schon  Jetzt 
vorlegen  wollte. 

§.  4.  Gleichwohl  ist  der  Zeitpunkt,  für  welchen  die  gegen- 
wärtige provisorische  Matrikel  eine  gesetzmässige  Gültigkeit  hat, 
auf  lünf  Jahre  bestimmt,  und  diese  Gültigkeit  wird  daher  mit 
diesem  Jahre  erlöschen. 

Einem  Staatenbunde,  ohne  feststehenden  Beitragsmassstab 
für  Mannschaftstellung  und  Geldleistung,  würden  aber  die  we- 
sentlichsten Elemente  eines  ordnungsmässigen  Bestandes  und 
einer  wirksamen  Realität  fehlen. 
\  Da  derselbe  in  keinem  Momente  seiner  Existenz  ohne  diese 
wesentlichen  Grundlagen  derselben  seyn  darf;  so  bleibt  in  der 
gegenwärtigen  Lage  in  der  That  nichts  anderes  übrig,  als  eine 
Verlängerung  des  bisherigen  Provisoriums. 

§.  5.  Die  Commission  hält  sich  daher  verpflichtet  auf  einen 
Beschluss  dahin  anzutragen : 

1)  dass  die  in  der  43.  Sitzung  vom  20.  August  1818  auf 
lünf  Jahre,  sowohl  für  Mannschaftstellung  als  Geldleistungen, 
mit  alleiniger  Ausnahme  der  anders  vertheilten  Bundes-Kanzlei- 
Kosten,  angenommene  Matrikel,  annoch  provisorisch  bis  dahin  in 
Gültigkeit  bleibe ,  bis  eine  definitive  Matrikel  beschlossen  seyn 
werde ;  ' 

l)  dass  bis  dahin  in  gleicher  Masse  diejenige  Bestimmung  in 
Gültigkeit  bleibe,  zufolge  welcher,  nach  dem  in  der  3.  Sitzung 
des  Jahres  1819  gefassten  Beschlüsse  der  Bundes-Versammlung, 
wenn  gleich  keine  Verminderung  der  Matrikel  binnen  dieses  Pro- 
visoriums Statt  haben  kann,  gleichwohl  eine  etwa  nachfolgende 
Vermehrung  in  dieselbe  aufzunehmen  ist ; 
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dass  dn?  WicwBuödesregtotfilgeB  zu  ersuchen  seyen,  der 
Commission  baldmöglichst  die  etwa  erforderlichen  weUeren  Mii- 
theUungen  ihrer  An  siebten  zukommen  lassen  zu  wolteii  n  sowohl 
über  die  Grundlagen  einer  definitiven  Matrikel  überhaupt,  als 
besonders  über  diejenige  der  Population  5  und.  in  wie  fem  für 
letztere  eine  >  die  seit  fünf  Jahren  eingetretenen  Veränderungen 
begreifende ,  Rectificatien  der  bisherigen  Angaben ,  so  wie  eine 
grössere  Gleichförmigkeit  derselben ,  vorzüglich  In  Hinsicht  der 
Berechnung  der  Fremden,  als  erforderHch  zu  betrachten  sey? 
Bei  der  hierauf  gehaltenen  Umfrage  wurde  einhellig  aner- 
kannt ,  dass ,  da  der  Deutsehe  Bund  in  keinem  Momente 
ohne  Matrikel  seyn  könne ,  die  gegenwärtig  bestehende  so 
lange  fortdauern  müsse,  Ms  eine  andere  angenommen  wor- 
den sey. 

In  Folge  dessen  äusserte  sich  die  Mehrheit  mit  den  Com- 
mission san  trägen  einverstanden. 

Der  Grossherzoglich  und  Herzoglich  Sächsi- 
sche Herr  Gesandte:  stimmte  dabin,  dass  in  einer  der  ersten 
Sitzungen  des  künftigen  Jahres  lU>er  die  drei  Commissionsanlrage 
abgestimmt  werden,  bis  dahin  aber  die  provisorische  Matrikel 
auf  Jeden  Fall  fortdauern  möge. 

Der  Herr  Gesandte  von  Olden bürg,  Anhaltuad 
Schwarz  bürg:  Nach  dem  Bundestags-Beschlusse  vom  20.  Au« 
gust  1818  wurde  die  provisorische  Matrikel  auf  die  nächsten  fünf 
Jahre  angenommen  und  zugleich  festgesetzt:  dass  die  Grund- 
sätze, wonach  die  definitive,  nach  fünr  Jahren  einzuführende 
Matrikel  bearbeitet  werden  solle,  durch  eine  zu  ernennende  Com- 
mission zu  begutachten.  Letztere  wurde  in  der  16.  diesjährigen 
Sitzung  vom  12.  Juni  d.  J.  erwählt,  und  um  Erstattung  ihres 
Gutachtens  über  diese  Angelegenheit  ersucht. 

Wenn  diese  verehrliche  Commission  uns  nun  so  eben  die 
Gründe  dargelegt  hat,  weshalb  sie  sich  ausser  Stand  sieht*  schon 
heute  ein  umfassendes  Gutachten  zu  erstatten,  so  lasse  ich  — 
durchdrungen  von  der  Wichtigkeit  und  Schwierigkeit  der  Arbeit 
—  diesen  Gründen  die  volleste  Anerkennung  wiederfahren.  Ich 
verkenne  ebenso  wenig  die  in  den  Umständen  begründete  Not- 
wendigkeit, die  bisherige  Matrikel  noch  auf  einige  Zeit  zu  ver- 
längern ,  bis  die  Vorarbeiten  zu  der  beabsichtigten  definitiven 
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Matrikel  beendigt.  Allein  ich  muss,  in  Uebereinstiromung  mit 
lern  Herrn  Gesandten  der  Grossherzoglich  und  Herzoglich  Sach- 
lichen Häuser,  schon  jetzt  darauf  antragen ,  diese  Prolongation 
tuf  einen  bestimmten  Zeitraum  zu  beschränken,  während 
^ssen  sämmUiche  Bundesstaaten  sich  über  die  Grundsätze  der 
Isdano  einzuführenden  Matrikel  vereinigen  können.  Die  weitere 
leusserung  Uber  den  ganzen  Inhalt  des  Commlssionsvortrages, 
lach  Massgabe  einzuholender  InjCructionen ,  muss  ich  mir  vor- 
ehalten. 

Der  Herr  Gesandte  der  16.  Stimme:  trat  der  Ah- 
iimmung  des  Grussherzoglich  und  Herzoglich  Sächsischen  Herrn 
if  sandten  bei. 
I    Hierauf  wurde 

i  beschlossen: 

Die  Bundes- Versammlung  —  durchdrungen  von  der  Ueber- 
«ogung,  dass  der  Deutsche  Bund  in  keinem  Momente  ohne  eine 
laHikei  seyn  könne  —  beschFiesst : 

1)  dass  die  gegenwärtig  bestehende  provisorische 
fttrikel  nothwendig  so  lange  fortwähren  müsse,  bis  eine 
Wie  zu  Stande  gekommen  sey ;  dass 

2)  die  Abstimmungen  über  die  in  dem  Coramissionsvortrage 
■zeichneten  Punkte  am  15.  Januar  1824 b)  zu  Protokoll  zu  geben 
Ifen ;  übrigens  aber 

3)  die  Bundes- Versammlung  sieb  beeifern  werde,  die  Arbeiten 
*fle&  einer  definitiven  Matrikel  möglichst  zu  beschleunigen. 

a)  Vergi:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
tmmJung,  Bd.  XV,  S.  509m.  f. 

i.  L.  Kl  über ,  öffentliches  Hecht  des  Teutleben  Bundes  iL  s.  w. 
i  Aufl.  1840)  S.  253. 

b)  Ausführliche  Abstimmungen  und  Erörterungen 
kr  die  gedachten,  in  dem  obigen  Commissions-  Vortrage  bezeichneten, 
«ulkte  erfolgten  in  der  ers ten  Sitzu ng  am  15.  Januar  1824. 
Vergi:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes- Versamm- 

I      lung,  Bd.  XVI,  S.  18-36. 
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Beschluss  der  Bundes  -  Versammlung  vom  12.  Juli 
1827 ,  betreffend  die  durch  die  Snccession  in  die  Her- 
zoglich Sachsen- Gotha-  nnd  Altenbnrgischen 
Lande  veränderten  Matrikularverhältnisse.  ) 

Ein  und  zwanzigste  Sitzung  am  12.  Juli  1827. 

Der  Grossherzoglich  und  Herzoglich  Sächsi- 
sche Herr  Gesandte,  Graf  von  ßeust:  gibt,  in  seiner 
Eigenschaft  als  Herzoglich  Sächsischer  Gesandter ,  folgende  Er 
klärung  zum  Protokoll : 

Als  die  Gesandschafl  in  der  ersten  diesjährigen  Sitzung 
hoher  Bundes  Versammlung  von  der  —  unter  weiland  Sr.  Maje- 
stät, des  zu  allgemeinem  Bedauern  jüngst  verewigten  Königs 
Friedrich  August  von  Sachsen,  glorwiirdigsten  Gedächtnisses, 
hohen  Vermittelung  —  zwischen  den  Durchlauchtigsten  Herzogen 
von  Sachsen,  Ernestinischer  Linie,  über  die  Nachfolge  in  die 
Herzoglich  Sachsen -Gotha- Alten  burgischen  Lande 

am  12.  November  vorigen  Jahres  zu  Hildburghausen  zu 
Stande  gekommenen  Verein  igung  die  Anzeige  machte,  behielt 
sie  sich  zugleich  wegen  der  Matrikular-  und  einiger  andern,  mit 
dem  Erlöschen  der  Herzoglich  Sachsen  -  Gothaischen  Speciallinie 
und  nurgedachtcr  Vereinbarung  in  Verbindung  stehenden  Ver- 
hältnisse weitere  Mittheilungen  und  Anträge  vor. 

Die  Gesandschaft  sieht  sich  hierzu  dermalen  in  Ansehung 
derMatrikular- Verhältnisse  im  Stande,  und  hat  in  dieser 
Hinsicht  die  Ehre,  hoher  Bundes- Versammlung  Folgendes  an- 
zuzeigen. 
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Die  Volkszahl  der  sämmtlichen  Besitzungen  des  Herzoglichen 
Sachsen-Gothaischen  Gesammthauses  beträgt  nach  der  provisori- 
schen Matrikel  in  runder  Zahl 

349,800Seelen 

1)  Sachsen-Gotha-Altenburg   185,682  Seelen 

2)  Sachsen-Meiningen  .    .    .    .    .    .    .     54,400     -  • 

3)  Sachsen-  Coburg  -Saalfeld  (incl.  25,000 
Seelen  wegen  des  Fürstenthums  Lichten- 
berg)  80,012  - 

4)  Sachsen-Hildburghausen    ....    .  29,706  - 

349,800  Seelen 

Es  war  auf  diese  Zahl  höchstgedachtem  Gothaischen  Ge- 
sammthause  ein  Militär-Contingent  von 

3,498  Mann 

zugetheilt,  und  davon  waren,  incl.  250  Mann  auf  25,000  Seelen 
für  das  Fürstenthum  Lichtenberg ,  gerechnet  worden : 

1)  für  Gotha-Altenburg  ....    1,857  Mann 

2)  -  Meiningen   544  - 

3)  -  Coburg  incl.  Lichtenberg   .      800  - 

4)  -  Hildburghausen    .    .    .  297 

3,498  Mann 

Es  waren  also,  rechnet  man  das  Fürstlich  Lichtenbergische 
Contingent  mit  250  Mann  ab,  für  die  eigentlich  Sächsischen  Lande 

3,248  Mann 

geblieben. 

Bei  der  Theilung  der  Herzoglich  Sachsen-Golha-Altenburgi- 
sehen  Lande  durch  den  oberwähnten  Vergleich  d.  d.  Hildburg- 
hausen am  12.  November  1826,  hat  man  die,  durch  Bundestags- 
Beschluss  für  das  Herzoglich  Sachsen  -  Gothaische  Gesammthaus 
berechnete,  ganze  Zahl  der  Contingentsmannschaft  nach  dem 
Verhältnisse  der  Summe  der  einem  Jeden  der  succedirenden  Her- 
zoglichen Häuser  von  den  Gotha- Altenburgischen  Landen  zuge- 
fallenen und  seinen  eigenen  zurückbehaltenen  Landestheilen  ver- 
theilt und  sich  dabei  folgendes  Verhältniss  ergeben : 

1)  Sachsen -Altenburg 

wegen    ....   98,200  Seelen,    982  Mann  Contingent 

2)  Sachsen  -  Coburg  - 
Gotha ,    ohne  die 
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25 , 000  Seele»  des 
Fürsten  thums  Lich- 
tenberg, wegen  .  11 1,600  Seelen,  1,1 16  Mann  Coatingeat 
3)  Sachsen-Meiningen* 
JUiWburghausen  we- 
gen ...    .    .  115,000     -     1,150  - 

a)  ohne  Lichtenberg  324,800  Seelen,  3,248  Mann  Cwittogent 

b)  mit  Lichtenberg    340,800    -     3,498  - 

Nach  demselben  Verhältnisse  sind  auch  die  Matrfknlarbei- 
träge,  welche  für  das  ganze  Herzogliche  Gesammthans  Gotha  auf 
jede  von  dem  ganzen  Durchlauchtigsten  Bunde  zusammen  zu 
bringenden  30,000  Ff.,  ohne  die  aur  das  Fürstentum  Lichten- 
berg mit  24  Fl.  52V, 6  Kr.  gerechnete  Quote, 

323  Ff.  %,  Kr. 
betragen,  itir  die  Zukunft  angenommen  worden : 

1)  bei  Sachsen-ARenburg  07  FI.  39  Kr. 

2)  -  Sachsen  Coburg-Gotha  ....    110  -   90%«  - 

3)  -  Sachsen-Meiningen-HiMburghausen   114  -  22 

323  Fl.  —  yl§  Kr. 

Die  Gesandschaft  hat  mit  dieser  Anzeige  die  Bitte  zu  verbin- 
den, hiernach  das  Notlüge  in  der  provisorischen  Bundes-Matrikel 
bemerken  zu  lassen ,  und  sich  die  Anzeigen  und  Anträge  wegen 
einiger  anderen  Gegenstände  vorzubehalten. 

Hierauf  wurde ,  nach  dem  Antrage  des  P  r  a  e  s  i  d  1  i , 

beschlossen  s 

Von  den  Angaben  der  Herzoglich  Sächsischen  Gesandschaft 
h*  der  provisorischen  Bundes-Matrikel  die  angemessene 
Vermerkung,  und  der  Militär-Commission  sowohl,  als  der 
Bundes  -Matrikular-  Kassen  -  Verwaltung  hiervon  Mittheitang  zw 
machen,  im  Debrigen  aber  diese  Erklärung  an  die  zur  Begutach- 
tung einer  definitiven  Matrikel  bestehende  Bundestags  -Commte- 
sfc>n  abzugeben. 

a)  Vergl:  Diplomatisches  Archiv  u.s.w.  Thl.  II,  Abth.M. 
S.  1376  u.  f.  (Nr.  CXJI),  1380  u.  f.  (Nr.  CXIII.) 
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Verhandlungen  ud  Beschlüsse  der  Bundes- Ver- 
sammlang, betreffend  die  Hebung  der  Anstände 
iwisohen  den  regierenden  Fürsten  Renss,  jün- 
gerer Linie,  hinsichtlich  des  Beitragsverhältnis- 
ses zu  den  matrikularmässigen  Bnndeslei- 

stungen, 

Am 

Erklärung  des  Gesandten  der  16.  Stimme  nid  Be- 
schluß der  Bundes- Versammlung*™»  15.  Januar  1624. 

E  i  sie  Si  izuiig-  am  Ii.  J  anuar  1824.  *) 
Bcr  Herr  »Gesandte  der  16.  Stimme,  Freiherr  von 
Leoufeferdth  Von  Seiner  Durchlaucht  dem  souveränen  Fürsten 
Reu ss  von  Schleiz,  habe  ich  den  Auftrag  erhaRen,  Folgendes 
zum  Protokolle  zu  geben « 

Bei  der  im  Jahre  18 IS  «-richteten  und  in  der  21.  Sitzung 
v.  i.  provisorisch  verlängerten  Matrikel ,  nach  welcher,  in  Folge 
verschiedener  Hand  es -Beschlüsse,  alle  Geldbeiträge  an  die  Ma- 
trikuiar-Kasse,  wie  die  Manns  chatteten  ung  unter  den  Bundes- 
staaten repartlrt  werden,  ist  die  S*ele*zaM  6er  die  FürstHck 
Kcuss&ehe  jüngere  Link;  bildenden  Fürstentümer  Schleiz, 
Lob  en  stein  und  Ebers  dor  1'  nur  coli  ectiv  mit  52,205  See- 
len angegeben  ,  und  ebenso  in  die  *en  Grundztigen  der  öundes- 
ÄliUünerfassung  beiliegenden  Tabellen  aufgenommen  worden. 
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Bei  Aufstellung  des  Bundes-Militär-Contingents  der  Fürst- 
lich Reussischen  Häuser  hat  sich  nun  ergeben ,  dass  die  Fürst- 
lichen Häuser  Reuss- Lobenstein  und  Reuss-Ebersdorf  die  Ansicht 
hegen,  dass  die  Reparation  matrikularmässiger  Bundesleistungen, 
innerhalb  der  Fürstlich  Reussischen  jüngeren 
Linie,  nicht  nach  der  für  alle  Bundesstaaten  angenommenen 
Matrikel ,  sondern  nach  demjenigen  Fuss  geschehen  müsse,  wo- 
nach zur  Zeit  des  Deutschen  Reichsverbandes  die  Reichs-  und 
Kreislästen,  innerhalb  des  Reussischen  Gesammthau- 
s  e  s ,  vertheilt  worden  sind . 

Da  man  aber  Fürstlich  Reuss-Schleizer  Seits  dafür  hält,  dass 
diese  Ansicht  der  oben  genannten  beiden  Fürstentümer  dem 
Buchstaben  und  Geiste  der  Bundesgesetzgebung  zuwiderlaufe, 
so  hat  man  in  der  gedruckten  Denkschrift,1*)  welche  ich  hier- 
mit zugleich  dieser  hohen  Versammlung  zu  übergeben  mich 
beehre,  den  Versuch  gemacht,  dass  hier  obwaltende  Sachverhält- 
niss  näher  darzustellen ;  ich  verbinde  damit  den  Antrag: 

die  hohe  Bundes- Versammlung  wolle,  nach  Einsicht  jener 
Denkschrift,  zu  Auflrechthaltung  ihrer  Beschlüsse  das  Geeig- 
nete verfügen ,  damit  solche  innerhalb  der  Jüngern  Linie  des 
Fürstlich  Reussischen  Hauses  allenthalben  vollständig  zur 
Ausführung  gebracht  werden,  auch  zu  diesem  Behufe  be- 
schlossen ,  dass  in  die  neu  anzufertigende  Matrikel ,  die  Po- 
pulation eines  Jeden  der  drei  zur  jüngeren  Linie  des  Reus- 
sischen Hauses  gehörenden  Fürstentümer  besonders  einge- 
tragen werde,  damit  in  Zukunft  die  bundesroatrikularmässige 
in  Verpflichtungeines  jeden  Einzelnen  dieser  Bundesfürsten  desto 
deutlicher  erhelle. 

In  Beziehung  auf  diesen  so  eben  durch  mich  gemachten  An- 
trag, von  welchem  Ihre  Hochfürstlichen  Durchlauchten,  die  regie- 
renden Fürsten  Reuss  zuLobenstein  und  Ebersdorf  bereüs 
unterrichtet  sind,  bin  ich  von  Hb'cbstdenenselben  angewiesen 
worden,  dieser  hohen  Versammlung  zugleich  eine  vorläufige 
Gegenerklärung  hiermit  zu  übergeben,  und  dabei  eine  nähere 
Darstellung  der  Rechtsgründe  annoch  vorzubehalten ,  aus  denen 
Ihre  Durchlauchten  der  Ansicht  sind ,  dass  die  ganze  Angelegen- 
heit, entweder  durch  bundestägige  Vermittelung  eines 
gütlichen  Uebereinkommens,  oder  im  Wege  derordent- 
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liehen  Aus  träge,  welche  im  Reussischen  Gesammthause,  fiir 
adle  Irrungen  zwischen  den  Gliedern  desselben ,  durch  einen  all- 
gemeinen Familienvertrag  vom  Jahre  1668  vorgeschrieben  sind, 
der  Entscheidung  zuzuführen  seyn  würde. 

Hierauf  wurde,  nach  dem  Antrage  des  Kaiserlich-Köni- 
glichen präsf direnden  Herrn  Gesandten,  einhellig 

beschlossen:! 

Diese  Di fferenz  zwischen  den  Fürstlich  Reussischen  Häusern, 
Jüngerer  Linie,  an  eine  besonders  zu  wählende  Commmissioo 
zur  Begutachtung  abzugeben. 

Die  Wahl  wurde  alsbald  auf  herkömmliche  Art  vorgenommen 
und  zu  dieser  Commission  die  Herren  Gesandten, 

Freiherr  von  Münch-Bellinghausen , 
von  Carlowiz,  und 
Graf  von  Eyben 
ausersehen. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  XVI,  S.  37,  38. 

b)  Vergl:  J.  L.  Kl  über,  öffentliches  Recht  des  Teutschen  Bun- 
des u.  s.  w.  (4.  Aufl.  1840)  S.  253. 

J.  L.  Kl  üb  er,  Abhandlungen  und  Beobachtungen  für  Geschieh t- 
tonde,  Staats-  und  Rechtswissenschaften  (2  Thle.  Frankfurt  a.  M. 
1830,  1834,  8.)  Thl.  D,  S.  261  u.f. 

(„Recurs  eines  Mitgliedes  des  Teutschen  Bundes 
unmittelbar  an  die  Gesammtheit  der  Bundesge- 
nossen wegen  Beschwerde  wider  Beschlüsse  oder 
gegen  die  Verfahrungswcise  der  Bundes-Ver- 
samralung.") 

Die  souveränen  Fürsten  Reuss,  jüngerer  Linie,  waren 
anter  sich  in  Differenz  gerathen  über  den  Massstab,  nach  welchem 
die  Mannschaft  des  in  der  Matrikel  für  Bildung  des  Bundesheeres 
ihnen  beiden  gemeinschaftlich  zugeschriebenen  Contingents  unter 
ihnen  zu  vertheilen  sey.  Zu  Anfang  des  Jahres  1824  veranlasste 
Reuss -Schleiz  über  diese  Angelegenheit  eine  contradictorische  Ver- 
handlung in  der  Bundes -Versammlung.  Durch  zwei  Beschlüsse 
der  letzteren  vom  18.  und  24.  März  1824  (s.  unten)  hielt  Reuss- 
Lobenstein  und  Ebersdorfsich  und  zugleich,  indirect,  alle  Bun- 
desgenossen für  beschwert  und  darum  sich  fiir  berechtigt  zur  Be- 
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sobwerdefrihning  ^vider  flic  Rundes '•'Ver  Sammlung  bei  säntHirt^otofMi 
Mitgliedern  des  Bundes.  Oer  Fürst  «endete  an  aHe  souveränes  Pür- 
sten und  freien  Städte  lies  Deutschen  fiuades,  begleitet  von  einen 
Handschreiben  Sr.  Durchlaucht  vom  3U .  Apri  I  1825,  eine  Recurs- 
Deaksßhrift  („Erklärung  de*  FürsUfekcn  Hauses Äeuaa-Lo- 
benstein  und  ßbersdorf  au  die  Allerhöchsten,  Höchsten  und 
Hohen  Glieder  des  Durchlauchtigsten  DeutschenBundes,  betref- 
fend das  Verfahren  der  Bundes  -  Versammlung  bei  einem 
Streit  in  dem  Fürstlichen  flause  Neuss ,  jüngerer  Linie ,  über  den 
fhetlungsmassstab  seines  Bundes  -  Con tingents  Im 
April  1825")  und  Hess  dieselbe  am  13.  Mai  18B5  der  hohen  Bunde* 
Versammlung  übergeben.  Eine  förmliche  Verhandlung  über  diesen 
Recurs  ist  in  der  Bundes- Versammlung  nicht  erfolgt.  Die  Differenz 
selbst  wurde  beigelegt  durch  den  Vergleich  beider  Theile  vom 
13.  Mai  1828. 

Die  durch  diesen  RecursßiU  veranlassten  Denkschrißen  sind 
wenig  bekannt  geworden.  Da  dieselben  für  das  Bundesreokt  »oh 
besonderem  Interesse  sind,  so  sollen  sie  in  die  Ergänzungen 
und  Fortsetzungen  des  diplomatischen  Archive*,  —  da 
es  in  diesem  Theile  an  Baum  gebricht,  —  mit  möglichster  Vollstän- 
digkeit aufgenommen  werden. 


B. 

» 

Beschluss  der  Bund e s -  Versammlung  von  18.  lärx  1824. 

Zehnte  Sitzung  am  18.  März  1824.*) 

Der  Vortragt  wurde  diesem  Protokolle  unter  ZaW  4  an- 
gefügt und  dessen  Druek  loco  dictaturaeyejctöretely  in  der  Sache 
selbst  aber,  nach  dem  Antrage  der  Commission, 

beschlossen: 

1)  dass  der  für  alle  höchste  und  hohe  Glieder  des  Deutsches 
Bundes  verbindliche  Massstab  der  Bundes-Matrikei  auch  der  Mass- 
stab  der  BundesJeistuugen  eines  jeden  der  Fürstlich  Reussiscbea 
Häuser  jüngerer  Linie  sey* 

%)  dass  mitbin  jedes  dieser  Fürstlichen  Häuser  das  nach  obi- 
gem Massstabe  auf  selbiges  kommende  Bundes- Conttagent  voll. 
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ständig  zu  stellen,  auszurüsten,  zu  unterhalten  und  in  der  durch 
die  Kriegsverfessung  des  Deutschen  Bundes  bestimmten  Masse 
stets  in  Bereitschaft  zu  halten  habe ; 

3)  dass  die  hohe  Bundes -Versammlung  —  nach  der  in  der 
Wiener  Schluss  -  Acte ,  Artikel  XXXI  ihr  aufgelegten  amtlichen 
Verpflichtung,  für  die  Vollziehung  der  Bundesgesetze  und  der  in 
Gemässhelt  ihrer  Competenz  von  ihr  gefassten  Beschlüsse  zu 
sorgen  und  zu  diesem  Ende ,  nach  Befinden ,  die  erforderlichen 
Executionsmassregeln  in  Anwendung  zu  bringen  —  von  den 
Fürstlichen  Häusern  Reuss-Lobenstein  und  Reuss-Ebersdorf  bin- 
nen sechs  Monaten  eine  Anzeige  von  der  erfolgten  völligen  Her- 
stellung und  Ausrüstung  des  nach  der  Bundesmatrikel  von  Ihnen 
bereit  zu  haltenden  Bundes-Contlngcnts  erwarte; 

4)  dass  die  hohe  Bundes- Versammlung,  auf  den  Grund  der 
Bundes-Acte,  Anstand  nehmen  müsse,  der  Protestation  der  ge- 
dachten Häuser,  wider  die  individuelle  Eintragung  der  zu  der 
Fürstlichen  jüngeren  Linie  Reuss  gehörigen  höchsten  Häuser  In 
die  eben  unter  der  Arbeit  begriffene  definitive  Bundes-Matrikel, 
die  gewünschte  Folge  zu  geben ;  und 

5)  dass  den  Fürstlichen  Häusern  jüngerer  Linie  Reuss  an- 
beim  gestellt  sey,  die  übrigen ,  in  der  vorliegenden  Differenz  zur 
Sprache  gekommenen,  streitigen  Punkte,  welche  nicht,  wie  die 
oberwähnten,  die  Bundes- Verfassung,  sondern  die  Rechtsverhält- 
nisse dieser  Häuser  unter  sich  betreffen ,  zu  deren  Entscheidung 
also  die  hohe  Bundes- Versammlung  nicht  berufen  ist,  auf  dem 
durch  die  Erb-  und  Geschlechts- Vereinigung  aller  Fürstlich  Reus- 
sischen Häuser  vom  10.  November  1668,  §.71,  vorgezeichneten 
hausgesetzlichen  Wege  gütlich  oder  rechtlich  zu  beseitigen. 

a)  Vcrgl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes -Ver- 
sammlung, Bd.  XVI,  S.  141. 

b)  Vortrag  des  Königlich  Säch  sischen  Bundestags- 
Gesandten,  Herrn  von  Carlowiz. 

Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  B undes-Versamm- 
lung,  a.  a.  0.  S.  134—141. 
S.  auch:  Erklärung  der  Fürstlichen  Häuser  Reuss-Loben- 
stein und  Eber  sdorf,  mit  Bezug  auf  die  vorläufige  Gegenerklärung 
hinsichtlich  des  in  der  1 .  Sitzung  vom  15.  Januar  1824  (s.  oben)  vernom- 
menen Antrags,  —  in  der  neunten  Sitzung  am  11.  März  1824. 
III.  30 
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Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
lung,  Bd.  XVI,  S.  130-133. 


c. 

Beschluss  der  Bundes -Versammlung  vom  24.  Man  1824 

.    Eilfte  Sitzung  am  24.  März  1824.'; 
Diesem  gemäss  wurde 

beschlossen: 

1)  Die  Bundes- Versammlung  bezieht  sich  auf  ihren  in  der 
10.  Sitzung  vom  18.  März  d.  J.  gefassten  Beschluss,  welchen 
sie,  in  allen  das  Bundesverhältniss  betreffenden  Fällen,  in  seinem 
wahren  Sinne  zu  handhaben  wissen  wird ; 

2)  Die  Erklärung  der  Fürstlich  Reussischen  Häuser  Loben- 
stein  und  Ebersdorf b)  wird  in  das  Bundes  -  Archiv  niedergelegt, 
jedoch  der  Druck  derselben  loco  diclaturae  Itir  überflüssig  erklärt. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes -Ver- 
sammlung, Bd.  XVI,  S.  145. 

b)  Der  Gesandtederl  6.  Stimme  hatte  in  derselben  Sitze- 
in  Bezug  auf  den  Beschluss  vom  18.  März  1824,  Namens  Ihrer  Hoch- 
fürstlichen  Durchlauchten ,  der  Fürsten  Reuss  zu  Lobenstein  und 
E b e r s d o r f ,  die  formliche  Erklärung  abgegeben :  , ,dass Höcbst- 
dieselben,  bei  jetziger,  in  Ihrer  äussern  Stellung  gegen  den  Deutschen 
Bund  veränderten  Sachlage ,  gegen  jede  Anerkennung  irgend  eines 
Präjudizes  hinsichtlich  der  Anwendung,  welche  von  der  Form  und 
vom  wesentlichen  Inhalte  dieses  verehrlichen  Bundes-Beschlusses  auf 
den  Bestand  der  innern  Vcrfassungsvcrhältnisse  der  Fürstlich  Reus- 
sischen j ungern  Linie  und  auf  die  Wirksamkeit  des  ganzen,  von  den 
genannten  zwei  Hochfürstlichen  Häusern  eigentlich  behaupteten 
Rechtsgebietes  bei  dem  eventuell  zwischen  denselben  und  dem  Hoch- 
fürstlichen  Hause  Schleiz  zu  eröffnenden  hausgesetzlichen  Prozess- 
verfahren irgend  versucht  werden  dürfte,  sich  ausdrücklich  ver- 
wahrt und  keine  Ihnen  für  das  bezeichnete  Rechts verhältniss  narli- 
theilige  Voraussetzung  oder  Consequenz ,  dem  nurgenannten  Fürst- 
liehen Hause  gegenüber,  eingeräumt  haben  wollen. u  u.  s.  w.  u.  s.  w. 

Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes- Versamm- 
lung, a.  a.  0.  S.  143  u.  f. 


/ 
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D. 

Inzeige  von  der  Erledigung  der  obgeschwebten  Diffe- 
renz durch  gütliche  Debereinknnft  und  Beschluss  der 

Bundes- Versamm lung  vom  29.  Januar  1829. 

• 

Erste  Sitzung  am  29.  Januar  1829. 

Der  Herr  Bundes  tags- Gesandte  der  16.  Stimme 
Freiherr  von  Leonhard!:  In  Beziehung  aur  die  früheren 
Verbandlungen  über  das  Beitragsverhältniss  der  Durchlauchtig- 
sten Fürsten  Reuss,  jüngerer  Linie,  zu  den  Bundesleistungen, 
bin  ich  nunmehr  beauftragt,  für 

Seine  Hochfürstliche  Durchlaucht  zu  Schleiz 
zu  erklären  :  dass,  in  so  weit  der  Beschluss  der  hohen  Bundes- 
versammlung vom  18.  März  1824  solche  der  eigenen  Uebercin- 
kunfl  der  beteiligten  hohen  Häuser  oder  der  Entscheidung  im 
hausgesetzlichen  Austrägalwege  zuwies,  mittelst  gütlicher  Ueber- 
oinkunft,  durch  unterm  13.  Mai  1828  abgeschlossenen  und  unterm 
3. Juni  desselben  Jahres  ratificirten  Vertrages,  die  desfallsigen 
Mtaenzlen  ihre  vollständige  Erledigung  gerunden  haben ;  und 
hiermit  den  Antrag  zu  verbinden : 
dass  der  bisherige  Coliectiv-Eintragder  Fürstlich Rciis- 
sischen  Häuser,  jüngerer  Linie,  in  der  Bundes -Matrikel  — 
zu  erhöheter  Sicherheit  für  genaue  Erfüllung  der  bundes- 
gesetzlichen Leistungen  derselben  und  zu  einer  Testen  Grund- 
lage diesfallsiger  Ansprüche  —  nunmehr  in  einen  indivi- 
duellen verwandelt,  und  von  der  Gesammtbevölkerung  der 
Lande  Fürstlich  Reussischer  jüngerer  Linie  an  52,206  See- 
len die  Volkszahl  von  26,103  dem  Hochfürstlichen  Hause 
Schleiz  zugeschrieben  werden  möge. 
Zugleich  haben  auch 

Seine  Hochfürstliche  Durchlaucht  zu  Loben- 
stein-Ebersdorf  mich  angewiesen,  diese  hohe  Versammlung 
in  Kenntniss  zu  setzen:  dass  mittelst  eines  Arrangements,  im 
Innern,  und  durch  Entschädigung  von  Seiten  des  Hochfürstlichen 
Hauses  Reuss-Schleiz,  im  Wege  g  ü  1 1 1  c  h  e r  U ehe r ei  n  k  u  n  f  I 
vom  13.  Mai  1828,  ratificirt  3.  Juni  desselben  Jahres  die  obge- 

30* 
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schwebten  Differenzier!  über  den  Massstab  der  respecüven  E 

träge  zu  den  matrikularmässigen  Bundesleistungen  vollkomn 

ausgeglichen  worden  sind. 

Höchstdieselben  haben  mich  demgemäss  beauftragt,  sie* 

falls  daraur  anzutragen : 

dass  von  der  Gesammtbevölkerung  der  Fürstlich  Reussisd 
Lande,  jüngerer  Linie,  an  52,206  Seelen  die  Volkszahl1 
26,103  dem  Hoch  fürstlichen  Hause  Lobenstein  und  Ebersd 
zugeschrieben ,  und  Höchstdasselbe  mit  dieser  in  die  Bund 
Matrikel  eingetragen  werde. 

Auf  Antrag  der  P  r  ä  s  i  d  i  i  wurde  hierauf  1 


Da  diese  Erklärung  der  Fürstlich  Reussischen  Häuser,  | 
gerer  Linie,  als  Folge  des  Bundestags-Beschlusses  vom  18.  M 
1824,  die  Ausgleichung  der  zwischen  denselben  obgeschweb 
Differenzien  zur  Kenntniss  der  Bundes- Versammlung  bringt, 
wäre  diese  Anzeige ,  als  solche ,  zur  erfreulichen  Nachriefet 
nehmen;  die  individuelle  Eintragung  der  zu  beiden  Häusern, 
hörigen  Bevölkerung  in  die  unter  der  Bearbeitung  begriffi 
definitive  Bundes-Matrikel  zu  bewirken,  und  zu  diesem  Ende 
vorliegenden  Erklärungen  an  die  betreffende  Commission  gelang 


beschlossen: 


zu  lassen. 
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Beschlüsse  der  Bundes- Versammlung,  betreffend 
die  Abänderung  der  Matrikel  des  Deutschen 
Bandes  wegen  Abtretung  des  Fürstenthums  Lich- 
tenberg an  die  Krone  Preussen. 

Am 

Beschlas  s  der  Bandes- Versammlung  vom  26.  September 

1834. 


Nene  Ausfertigung  der  Bandes-Matrikel,  vom  26.  Sep- 
tember 1831 


Fünf  und  dreissigste  Sitzung  am  26.  September 

1834.-) 

Auf  Präsidlalantrag  erfolgte  üiernächst  nachstehender 

Beschluss: 

1)  Die  Bundes- Kanzlei -Direction  wird  beauftragt,  in  der 
provisorischen  Bundes-Matrikei  die  von  der  Herzoglich  Sachsen- 
Coburg -Gothaischen  Bundestags -Gesandschaft  noch  zuletzt  im 
Jahre  1827  (Protokoll  der  21.  Sitzung  §.  79)  zu  25,000  Seelen 
angegebenen  Bevölkerung  desFürstenthumsLichtenberg 
bei  Sachsen  -  Coburg  -  Gotha  in  Abzug  zu  bringen,  bei 
Preussen  aber  hinzuzurechnen  und  ist  die  hiernach  abge- 
änderte Matrikel,  vom  22.  September  d.  J.  anfangend,  bei  allen 
Malrikularausschlägen  und  Leistungen  zum  Grunde  zu  legen. 
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Der  Bundes -Kassen -Verwaltung  ist  hiervon  Kenntniss  zu 
geben,  und  die  hiernach  abgeänderte  Matrikel  diesem  Pro- 
tokolle beizufügen. 

2)  Die  heuligen  Erklärungen  derBundestags-Gesandschafteu 
von  Sachsen-Coburg-Gotha  und  Preussen  sind  an  den  Bundestags- 
Ausschuss  in  Militär-Angelegenheiten  zur  Erstattung  seines  Gut- 
achtens über  die  durch  die  angezeigte  Gebietsabtretung  in  der 
Stellung  des  Bundes -Contingents  eintretende  Abänderung,  des- 
gleichen an  die  zur  Begutachtung  der  definitiven  Bundes-Matrikel 
bestehende  Bundestags-Commission  zurKenntnissnahme  zu  über- 
weisen. 

a)  Vergl:  Diplomatisches  Archiv  u.  s.w.  Thl.  II,  Abtb.II, 
S.  1401  u.  f.  Nr.  CXV,  CXVI. 


Matrikel  des  Deutschen  Bundes  Beilage. 

nach 

den  Beschlüssen  der  B  an  de  s-Ver  Sammlung  vom  20.  Au- 
gust 1818,  4.  Februar  1819,  12.  Juli  1827,  30.  April  1831  und 

26.  September  1834. 


Bundesstaaten. 

1 

Seelen- 

B undesstaaten. 

Seelen- 

zahl. 

zabl. 

Oesterreich  

9,482,277 

Transport  .  . 

29,162,413 

Preussen   

7,948,439 

220,718 

Königreich  Sachsen  .  .  . 

1,200,000 

Anhalt-Dessau  

52,947 

Baiern  

3,560,000 

Bernburg  .  .  .  . 

37,046 

Hannover   

1,305,35t 

Cölhen  

52,45 i 

Württemberg  

1,395.462 

Schwarzburg-Sondersh. . 

45,117 

Baden   

1,000,000 
567,868 

Rudolstadt 

53,937 

Kurhessen  

Hohenzollern-Hechingen 

14,300 

(•rossherzogt  Ii  um  Hessen 

619,500 

5,546 

Holstein  und  Lauenbnrg  . 

360,000 

Hohenz.-Siginaringrn  .  . 

35,560 

Luxemburg  

255,628 

Waldeck  

51,877 

Braunschweig  

209,600 

Reuss,  ältere  Linie  .  .  . 

22,255 

Mecklenburg-Schwerin  . 

358,000 

jüngere  Linie  .  . 

52,205 

'Vassau  

302,769 

Schaumburg-Lippe  .  .  . 

24,000 

Sachsen-Weimar  .... 

201,000 

Lippe   

69,062 

Coburg-Gotha  . 

111,600 

Hrssi'n-Homburg  .... 

20,000 

Meiningen-Hild- 

Lübeck   

40,650 

burghausen.  . 

115,000 

Frankfurt  

47,850 

Alteuburg  .  .  . 

98,200 

Bremen  

48,500 

Mecklenburg-Strelitz  .  . 

71,769 

Hamburg  

129,800 

Latus  .... 

29,162,413 

Summa  .  .  .' 

30,166,437 
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Beschlags  der  Bundes -Versammlung  vom  3.  September 

1835. 

In  der  ein  und  zwanzigsten  Sitzung  vom  3.  Sep- 
tember 1835  wurde 

beschlossen: 

1)  In  Folge  der  Abtretung  des  Fürstenthums  Lich- 
tenberg von  der  Herzoglich  Sachsen -Coburg-Gothai- 
schen Regierung  an  die  Krone  Preussen,  vermehrt 
sich  das  Königlich  Preussische  Bundes-Contingent, 
und  vermindert  sich  das  Herzoglich  Sachsen -Coburg- 
Gothaische  Bundes-Contingent  um  250  Mann;  letz- 
teres beträgt  daher  nunmehr  1,116  Mann. 

2)  Der  Königlich  Preussische  Theil  der  Kriegsbe- 
satzung der  Bundesfestung  Mainz  wird  um  250  Mann  ver- 
stärkt, mithin  im  Ganzen  von  7,000  auf  7,250  Mann  erhöhet. 

3)  Die  Militär-Commission  der  Deutschen  Bundes- Versamm- 
lung wird  zur  Verständigung  des  Mainzer  Festungs- Gouverne- 
ments von  dem  gegenwärtigen  Beschlüsse  in  Kenntniss  gesetzt. 


Digitized  by  Google 


Beschlüsse  der  Bundes  Versammlung,  betreffend 
die  Abänderung  der  Matrikel  des  Deutschen  Bnn 
des ,  in  Folge  der  Abtretung  eines  Theils  des  Gross- 
herzogthums  Luxemburg  an  Belgien  und  der 
Snbstitnirnng  des  neugebildeten  Herzogthums 

Limburg  für  denselben. 

A. 

Beschluss  der  Bundes- Versammlung  vom  5.  September 

1839. 

Neunzehnte  Sitzung  am  5.  September  1 839. 

Von  vorstehender  Schlussfassung*)  wird 

1)  Die  Königlich  Niederländische,  Grossherzoglich  Luxem- 
burgische Bundestags -Gesandschaft  auf  die  in  das  Protokoll  der 
16.  Sitzung  d.  J.  niedergelegte  Erklärung  in  Kenntniss  gesetzt, 
auch 

2)  die  Bundes- Kanzlei -Direction  beauftragt,  die  proviso- 
rische Bundcs-Matrikel  nach  dem  in  der  Erklärung  der  Kö- 
niglich Niederländischen  Bundestags  -  Gesandschaft  vom  H>.  Au- 
gust L  J.  (10.  Sitzung  §.  214)  angegebenen  Verhältnisse  der 
Scelcnanzahl  berichtigen  zu  lassen,  die  sonach  berichtigte 
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Matrikel,  vom  L  October  I.  J.  an,  bei  allen  matrikularmäs- 
sigen  Leistungen  zum  Grunde  zu  legen,  die  ßundes-Kasscn- Ver- 
waltung hiervon  zu  verständigerf,  und  die  abgeänderte  Matrikel 
der  Bundes- Versammlung  zur  Kenntn issnahme  vorzulegen. 

a)  Die  Verträge  über  die  Abtretung  eines  Thetls  des 
Grossher  sog  thums  Luxemburg  u.  s.  w.  und  die  hierauf 
Bezug  habenden  Beschlüsse  der  Bundes-  Versammlung 
t.  in  den  Ergänzungen  und  Fortsetzungen  des  diploma- 
tischen Archives. 


B. 

Beschluss  der  Bundes -Versammlung  vom  16.  September 

1839. 


Neue  Ausfertigung  der  Bundes-Matrikel,  vom  (5.)  16. 

September  1839. 


Ein  und  zwanzigste  Sitzung  am  16.  September 

1839. 

Praesidium:  übergibt  die  in  Folge  des  Bundes-Bcschiusses 
vom  5.  d.  M.  (§.  251  des  Protokolls)  abgeänderte,  vom 
1.  October  an  allen  matrikularmässigen  Leistungen  zum  Grunde 
zulegende,  Bundes-Matrikel. 

Dieselbe  ward  zur  Kenntniss  genommen,  und  dem  Protokolle 
unter  Ziffer  1  angefügt,  wie  folgt. 
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Beilage,  Ziffer  1. 


Matrikel  des  Deutschen  Bundes 

wie  solche  in  der  19.  Sitzung  vom  5.  September  1839  berichtiget 
worden  und  vom  1.  October  1839  an  zn  gelten  hat. ') 


1  >                      1                        I  & 

Bundesstaaten. 

Seelen- 

Bundesstaaten. 

Seelen- 

zahl. 

zahl. 

Oesterreich  

9,482,277 

1 

Transport.  .  . 

29,160,368 

Preussen  

7,948,439 

Oldenburg   

220,718 

Königreich  Sachsen  .  .  . 

1,200,000 

Anhalt-Dessau  

52,947 

Baiern  

3,560,000 

Bernburg  .... 

37,046 

Ii  i  ti  niit'ikp 

1  ..>".i..,.i  1 

1,395,462 

Württemberg  

Sch  wa  rzbu  rg-Sondersh . 

45,117 

Baden 

i  nun  nun 

UnrinUl.irit 

II  HU  ISIcMilli  l 

51  937 

Kurllessen  

567,868 

Hohenzollern-HechingeD 

14,500 

Grossherzogthum  Hessen 

nl9,500 
360,000 

5,546 
35,560 

Holstein  und  Lauenbarg  . 

Hohenz.- Sigmaringen.  . 

Luxemburg  und  Limburg 

253,583 

Waldeck  

51,877 

Braunschweig  

209,600 

Reuss,  ältere  Linie  .  .  . 

22,255 

Mecklenburg-Schwerin  . 

358,000 

jüngere  Linie  .  . 

52,205 

Hassan  

302,769 

Schaumburg-Lippe  .  .  . 

24,000 

Sachseu-Weimar .  .   .  . 

201,000 

69,062 

Coburg-Gotha  . 

111,600 

Hessen-Hornburg  .  .  .  . 

20,000 

Meiningen-Hild- 

40,650 

burghausen.  . 

115,000 

47,850 

Alienburg  .  .  . 

98,200 

48,500 
129,800 

Mecklcnburg-Strelitz  .  . 

71,709 

29,160,368 

Summa.  .  .  . 

30,164,392 

ä)  Vergl:  Die  Kriegs  Verfassung  des  teutschen  Bun- 
des, nach  den  neuest en  Bestimmungen  (Mainz,  1842,  8.) 
S.  74. 

J.  L.  Kl  üb  er,  öffentliches  Hecht  des  Teutschen  Bundes  (4.  Aufl. 
1840)  S.  924  ,  887  („Matrikel  der  Bundes-  oder  Bundes- 
matrikular  -  Kasse  (auch  Kriegs  -  Kasse),  nach  den 
ne uesten  Beschlüssen  der  Bundes- Versammlung  vom 
5.  und  16.  September  1839." 


Die  Matrikel  des  Deutschen  Bundes  nach  dem  Beschlüsse 
der  Bundes- Versammlung  vom  14.  April  1842  stimmt  mit  obiger 
vom  5.  September  1839  genau  überein. 
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Besch luss  der  Bundes- Versammlung  vom  15.  März 
1819,  betreffend  die  Aufstellung  einer  Militär- 
Commission  der  Deutschen  Bundes  Versamm- 
lung. ') 

ZehnteSitzung  am  15.  März  1819. b) 

Praest  di  um :  legt  den  Entwurf  des  Beschlusses  wegen 
Aufstellung  einer  Militär-Commission  derDeutschen 
ßundes-Versammlung  vor. 

Derselbe  wurde  verlesen,  und  mit  der  Stimmenmehrheit 
übereinstimmend  befunden. 

Der  Kurhessische  Herr  Gesandte  bemerkte  indessen: 
Es  scheine  ihm ,  dass  das  Resultat  der  neulichen  vertraulichen 
Discussion ,  wegen  der  Militär-Commission,  nicht  sowohl  gewe- 
sen sey,  dass  jeder  Division  der  gemischten  Corps,  sondern  jedem 
Bundesstaate  unbenommen  bleiben  solle,  einen  Abgeordneten 
hierher  zu  senden,  der  den  Sitzungen  der  Militär-Commission, 
nicht  mitberathend,  beiwohne,  bis  die  Reihe,  das  Corps  zu  ver- 
treten, direct  oder  substitulionsweise  an  ihn  komme.  Hierdurch 
aliein  werde  die  Gleichheit  der  Rechte  gehörig  salvirt,  und  die 
Unannehmlichkeit  einer  Discussion  unter  zu  vielen  Abgeordnelen 
vermieden ,  da  solche  niemals  unter  mehr  als  sechs  Mitgliedern 
Statt  finden  könne. 

Der  Grossherzoglich  Hessische  Herr  Gesandte 
trat  dieser  Bemerkung  bei. 

Praesidium:  Bei  der  in  der  vertraulichen  Sitzung  vom 
II.  d.  M.  Statt  gehabten  Erörterung  des  Vorschlages,  wegen 
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der  Zusammensetzung  und  des  Wirkungskreises  derMilitär-Com- 
mission,  war  nur  allein  von  dem  Verhältnisse  der  Divisions- 
Abgeordneten  zu  der  aus  den  Corps -Bevollmächtigten  zu  consti- 
tuirenden  Militär- Commission  die  Frage,  und  der  vorliegende 
ßeschluss  ist  nach  der  eminenten  Stimmenmehrheit,  welche  sich 
nur  für  Divisions -Abgeordnete  aussprach,  entworfen,  man  will 
Jedoch  den  Kur-  und  Grossherzoglich  Hessischen  Antrag  sogleich 
in  Umfrage  stellen. 

Oesterreich:  erklärt  sich  für  den  Entwurf  des  Beschlusses. 

Preussen:  stimmt  für  den  vorgelesenen  Entwurf. 

Baiern:  findet  den  Entwurf  des  Beschlusses  in  der  Stim- 
menmehrheit gegründet,  und  schlägt  vor,  dem  Beschlüsse  noch 
eine ,  die  Rechte  der  einzelne^  Bundesstaaten  zur  Beschickung 
der  Mililär-Commission  schützende,  Clausel  beizufügen. 

Königreich  Sachsen:  unter  Bezug  auf  seine  Abstim- 
mung in  der  6.  Sitzung  trägt  dahin  an,  dass  die  Absendungdermit- 
berathenden  Abgeordneten  auf  die  Divisionen  zu  beschränken  sey. 

Hannover:  einverstanden  mit  dem  Entwürfe  des  Be- 
schlusses und  dem  Vorschlage  der  Königlich  Baierischen  Gesand- 
schaft. 

Württemberg:  es  scheine  nicht,  dass  Irgend  ein  Staat 
den  Anspruch  mache ,  welchen  der  Kurhessische  Herr  Gesandte 
in  Anregung  gebracht  habe;  dagegen  scheine  es  dem  Königlichen 
Gesandten  billig,  dass,  wenn  Kurhessen  das  Opfer  der  Trennung 
von  dem  Grossherzoglich  Hessischen  Contingente  bringe ,  Jenen 
Staaten  das  Recht  der  Divlsionärs,  durch  einen  Bevollmächtigten 
die  Sitzungen  derMüitär-Commission  zu  beschicken,  zugestanden 
werde. 

Baden:  adhärirt  der  Königlich  Württembergischen  Ab- 
stimmung. 

Dänemark,  wegen  Holstein  und  Lauenburg:  einver- 
standen mit  dem  Beschlüsse,  und  mit  dem,  seiner  Abstimmung 
in  der  2.  Sitzung  vollkommen  entsprechenden,  von  der  Königlich 
Baierischen  Gesandschan  so  eben  proponirten  Vorbehalte. 

Niederlande,  wegen  des  Grossherzogthums  Lu- 
xemburg: wie  Baiern. 

Grossherzoglich  und  Herzoglich  Sächsische  Häu- 
ser: ad  majora. 
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Braunschweig  und  Nassau:  wie  Hannover. 

Mecklenburg-Schwerin  undStrelitz:  für  den  Ent- 
wurf des  Beschlusses,  und  Andel  bei  dem  von  Baiern  vorgeschla- 
fen Zusätze  nichts  zu  erinnern. 

Holstein-Oldenburg,  Anhalt  und  Schwarzburg: 
(ür  den  Besohl uss  und  den  von  Baiern  vorgeschlagenen  Zusatz. 

Hohenzollern,  Liechtenstein,  Rcuss,  Schaum- 
burg-Lippe, Lippe  und  Waldeck:  ebenfalls,  mit  der  Be- 
nerkung:  wenn  Kurhessen  einen  eigenen  Bevollmächtigten  bei 
der  Miütär-Commission,  gleich  den  Divisions-Abgeordneten ,  zu 
haben  wünsche,  so  könne  dies  in  Art  einer  Ausnahme  zugegeben 
werden. 

■  Die  freien  Städte,  Lübeck,  Frankfurt,  Bremen 
flnd  H  a  m  b  u  r  g :  stimmen  für  den  Beschluss,  mit  dem  von  Baiern 
erwähnten  Zusätze. 

Diesem  gemäss  wurde  in  der  I.  Abtheilung  unter  der  Auf- 
schrift: „Zusammensetzung  der  Militär  •  Commis- 
sion"  eingeschaltet:  „unbeschadet  der  Gleichheit  der 
lechte",  übrigens  aber  der  Beschluss,  als  den  Abstimmungen 
miss,  genehmigt;  daher 

,  Beschluss: 

Die  Deutsche  Bundes- Versammlung  —  in  Erwägung,  dass 
«e  sowohl  zur  endlichen  Festsetzung  des  Milltär-Verfassungs- 
Nanes  des- Deutschen  Bundes  und  zur  Leitung  der  für  die  forti- 
•otorischen  Arbeiten  bestimmten  Local-Commissionen,f) 
täauch  überhaupt  zu  den  laufenden,  eigentlich  rei  n  militäri- 
schen Geschäften,  eines  zeitlichen  technischen  Bei- 
>tmdes  bedarf,  hat 

beschlossen: 

I  Zusammensetzung  der  Mill tär-Commission. 

Es  wird  eine  zeitliche  Militär-Commission  der  Deut- 
zen Bundes- Versammlung  ernannt,  welche,  unbescha- 
fcl  der  Gleichheit  der  Rechte,  nach  den  Armeecorps,  aus  einem 
OesUrreirhischen ,  einem  Freussischen ,  einem  Balerischen  und 
v«n  jedem  der  drei  gemischten  Corps,  nach  eigener  üchereinkunll 
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der  bethetligten  Bnndesglieder,  aus  einem  Militär-Bevollmäch- 
tigten, Im  Ganzen  also  aus  sechs  Mitgliedern  besieht. 

Die  zur  Stellung  der  drei  zusammengesetzten  Corps  beru- 
fenen Bundesstaaten  werden  über  die  unmittelbare  Slimmenver- 
tretung  der  Corps  durch  eine  Auswahl,  oder  durch  einen  Wechsel 
nach  bestimmtem  Zeitverlaufe,  oder  aur 'sonst  eine  andere  Art 
übereinkommen. 

Jeder  Division  in  den  gemischten  Armeecorps  wird  zwar 
unbenommen  bleiben,  einen  Abgeordneten  den  Commissions- 
Sitzungen  beiwohnen  zu  lassen;  da  jedoch  in  dieser Militär-Coro- 
roisslon  die  Armeecorps  immerhin  nur  als  militärische  Einheiten 
erscheinen ,  so  wird  sowohl  die  Bundes-Versammlung  und  der 
Bundestags-Ausschuss ,  als  auch  die  Militär- Commission  selbst, 
nur  einen  Abgeordneten  von  jedem  Corps,  als  wirkliches  stimm- 
führendes Mitglied  und  Corps-Bevollmächtigten ,  erkennen. 

Die  Bevollmächtigten  derjenigen  Staaten,  welche  eigene 
Corps  stellen ,  sind  befügt,  in  Verhinderungsfällen  andere,  in 
Diensten  ihrer  Regierungen  stehende,  dazu  geeignete  Officiere 
zu  substltuiren.  Die  Bevollmächtigten  der  gemischten  Corps  Sub- 
stituten einen  Divisions- Abgeordneten  aus  demselben  Corps; 
sollte  jedoch  von  einem  zusammengesetzten  Corps  nur  Ein  Be- 
vollmächtigter anwesend  seyn,  so  hat  derselbe  ebenfalls  das 
Krell i ,  auch  einen  anderen  geeigneten  Ofllcier,  der  nicht  unter 
die  Klasse  der  Abgeordneten  gehört,  zu  substltuiren. 

Uebrigens  wird  noch  festgesetzt,  dass  die  Militär-Bevoll- 
mächtigten wenigstens  den  Rang  eines  Stabsofficiers  haben,  und, 
bei  den  zusammengesetzten  Corps,  aus  den  Staaten  der  betreifen- 
den Corps  genommen  werden  müssen. 

II.  Wirkungskreis  der  Militär- Commission. 

• 

Der  Wirkungskreis  dieser  Commission  ist  im  Allgemeinen: 

1)  Die  technischen  Militär -Arbeiten  zu  liefern,  welche  ihr 
von  der  Bundes-Versammlung  oder  von  dem  Bundestags- Aus- 
schusse übertragen  werden. 

2)  Dieselbe  hat ,  während  Ihrer  Geschäftsführung ,  die  Evi- 
denthaltung des  Sundes  aller  Contingente  des  Bundesheeres  In 
der  Art  zu  besorgen ,  dass  die  bei  der  Bundes-Versammlung  ein- 
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gehenden  Stand-  und  Dienst -Tabellen  der  verschiedenen  Contin- 
gente  des  Bundesheeres  durch  den  Bundestags  -Ausschuss  der 
Mili tar-C ommission  übergeben  werden ,  welche  selbige  sodann  in 
eine  Total-Uebersicht  zusammenfasst ,  und,  mit  ihren  etwaigen 
Bemerkungen,  dem  ßundestags-Ausschusse  vorlegt. 

3)  Derselben  liegt  die  rein  militärische  Aufsicht  ob,  über  die 
ßundesfestungen  und  den  Militärdienst  in  denselben. 

4)  Die  Leitung  der  forüficatorischen  Arbeiten ,  welche  von 
der  Bundes-Versammlung  beschlossen  und  angeordnet  wurden. 
Es  werden  daher ,  während  des  Baues  und  der  Herstellung  der 
Festungen,  die  umständlichen  periodischen  Berichte  über  den 
Fortgang  der  Arbeiten  eben  so,  als  die  sonstigen  technischen 
Anfragen  der  Feslungs-Comraandanten,  in  Beziehung  auf  die 
Festungs  -  Arbeiten ,  durch  diese  Militär- Commission  mit  Ent- 
schliessung  erledigt ;  insofern  es  Jedoch  nicht  auf  rein  technische 
ßeslimmungen ,  welche  bereits  im  Grundsätze  durch  die  von  der 
Bundes-Versammlung  angenommenen  Entwürfe  und  Plane  ent- 
schieden sind,  oder  auf  nicht  blosse  Vollziehung  bereits  getroffener 
Anordnungen  ankommt,  werden  die  Elitschliessungen  der  Com- 
mission dem  ßundestags-Ausschusse  vorläufig  vorgelegt. 

5)  Da  sich  keine  strenge  Aufsicht  über  die  eigentlichen  forti- 
fleatorischen  Arbeiten  anders,  als  durch  persönliche  Inspection 
der  Sachverständigen  denken  lässt,  so  hat  —  was  sich  von  selbst 
versteht  —  nicht  nur  die  Bundes-Versammlung  das  Recht,  ein 
Mitglied,  oder  mehrere  der  Militär- Commission,  mit  speciellen 
Aufträgen  nach  einem  oder  dem  andern  der  zu  befestigenden 
Punkte  abzusenden,  sondern  auch  die  Militär-Commission  selbst 
ist  ermächtigt,  zum  Behufe  solcher  Inspectionen ,  Entsendungen 
ihrer  einzelnen  Mitglieder  anzuordnen ,  vorher  ist  jedoch  eine 
solche  beabsichtigte  Entsendung  dem  Präsidirenden  des  Bundes- 
tages anzuzeigen,  welcher,  in  dringenden  Fällen,  die  vorläufige 
Bewilligung  im  Namen  der  Versammlung  erlheilt. 

6)  Die  Militär-Commission  hat  keine  eigene  Kasse,  sondern 
wegen  der  benöthigten  Gelder  sich  an  den  Bundestags-Ausschuss 
zur  weitern  Veranlassung  zu  wenden ,  sodann  aber  für  die  Ver- 
wendung der  ihr  zugewiesenen  Summen  zu  sorgen. 

7)  Die  Militär-Commission  ist  für  die  zweckmässige  Aus- 
föhrung  aller  von  der  Bundes- Versammlung  beschlossenen  und 
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Ihr  übertragenen  Arbeiten ,  so  wie  für  die  richtige  und  zweck- 
massige  Verwendung  der  dazu  angewiesenen  Gelder  verant- 
wortlich. 

8)  Es  Ist  eine  Folge  dieser  Verantwortlichkeit  ffir  die  fortl- 
flcatorischen  Arbeiten ,  dass  alle  hierauf  sich  beziehenden  Anord- 
nungen der  Bundes- Versammlung  nur  durch  diese  Militär-Com- 
misslon  zum  Vollzug  gebracht  werden  können ,  und  ihr  also  die 
unmittelbare  Leitung,  so  wie  der  Gang  Jener  Arbeiten  anver- 
trauet wird. 

9)  Die  Milltär-Commission  ist,  in  ihrer  Gesammtheit,  als 
eine  der  Bundes -Versammlung  untergeordnete  Behörde  zu  be- 
trachten, so  wie  hingegen  die  einzelnen  Mitglieder  derselben  nur 
den  sie  bevollmächtigenden  Regierungen ,  für  die  von  diesen  er- 
haltenen besonderen  Aufträge,  verantwortlich  sind. 

An  diese  Militär-Commission  sind  die  verschiedenen  Militär- 
Local  -  Commissionen  und  die  Gouverneure  und  Commandanten 
der  Bundesfestungen ,  wenn  dieselben  von  dem  Bunde  übernom- 
men seyn  werden,  angewiesen. 

III.  Geschäftsgang  der  Militär-Commission. 

1)  Die  Geschäfte  der  Militär-Commission  werden  unter  die 
Mitglieder  derselben  v  er  t  hellt,  von  den  betreffenden  Referenten 
vorgetragen ,  und  nach  der  Stimmenmehrheit  der  Beschluss  ge- 
fasst,  im  Falle  der  Gleichheit  der  Stimmen,  legt  die  Militär-Com- 
mission das  Resultat  ihrer  Berathung ,  nämlich  die  verschiedenen 
Meinungen,  dem  Bundestags-Ausschusse  vor. 

Auch  findet  dasselbe  auf  besonderes  Verlangen  der  Minorität 
Statt,  und  in  allen  Fällen  wird  bei  einem,  durch  die  Mehrheit  ab- 
gefassten  Beschlüsse  die  molivlrte  Ansicht  der  Minorität  in  das 
Commissions-Protokoll  gelegt. 

2)  Es  müssen  wenigstens  vier  Mitglieder  versammelt  seyn, 
um  in  dieser  Militär-Commission  einen  Beschluss  fassen  zu  können. 

3)  In  Ansehung  der  allgemeinen  collegialischen  Geschäfts- 
führung können  unbedenklich  die  bei  dem  vormaligen  Militär- 
Ausschusse,  durch  Beschluss  vom  9.  April  vorigen  Jahres,*)  ge- 
troffenen Bestimmungen  auch  bei  dieser  Militär-Commission  in 
analoge  Anwendung  treten ,  nur  fällt 
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4)  hier  das  damalige  Präsidium  eines  Civil  -  Staatsbeamten 
ebenso  weg  als 

5)  überhaupt  unter  sammtlichen  Mitgliedern  vollkommene 
Gleichheit  der  Stimmen  und  Rechte  gilt ,  und  nur  zur  Geschäfts- 
ordnung dem  Bevollmächtigten  der  nach  der  Bundes -Acte  zuerst 
stimmenden  Regierung  bei  dieser  Militär-Commission  der,  einzig 
die  Geschäftsführung  betreffende  Vorsitz  obliegt,  für  deren  unver- 
riickten  Gang  derselbe  auch  im  Verhinderungsfalle  durch  Sub- 
stitution zu  sorgen  verbunden  ist. 

6)  Die  Militär-Commission  verhandelt  unmittelbar  nur  mit 
dem  Bundestags -Ausschusse,  und  zwar  in  der  Regel  mittelst 
schriftlicher  Berichte. 

Seilten  mündliche  Aufschlüsse  und  Vorlage  weiter  motivirter 
Gründe  zweckmässig  gefunden  werden,  so  ladet  derßundestags- 
Ausschuss  den  Referenten  der  Militär-Commission  des  betreffen- 
den Gegenstandes  ein,  solche  vorzutragen. 

Sind  die  Stimmen  in  der  Militär-Commission  gleich,  und  der 
Bundestags-Ausschuss  verlangt  mündlichen  Vortrag  über  die  Ver- 
schiedenheit der  Meinungen ,  so  sendet  erstere  zwei  ihrer  Mit- 
glieder, die  entgegengesetzten  Ansichten  zu  entwickeln. 

Uebrigens  bleibt  es  auch  im  Allgemeinen  und  Jederzeit  der 
Bundes-Versammlung,  so  wie  dem  Bundestags- Ausschusse  vor- 
behalten, ein  oder  mehrere  Mitglieder  der  3IiIitär-Coramission  zu 
mündlichen  Besprechungen  und  Erläuterungen  einzuladen. 

7)  Die  Prolokolle  der  3Iilitär-Commission  müssen  von 
sammtlichen  anwesenden  stimmftihrenden  Mitgliedern  derselben, 
ihre  Berichte  und  Ausfertigungen  an  ihre  untergeordneten  Militär- 
Behörden  aber,  von  dem  Präsidirenden  und  dem  betreffenden 
Referenten,  im  Aultrage  der  Militär-Commission,  unterfertigt 
werden. 

8)  Die  an  die  Militär-Commission  eingehenden  Berichte  und 
Anfragen  werden  ihr  unter  der  Aufschrift : 

„An  die  Militär-Commission  der  hohen  Bundes- 
versammlung" 

zugefertiget ,  von  dem  Präsidirenden  eröffnet,  nach  dessen  Ein- 
sicht in  ein  Diarium  verzeichnet,  und  dann  sofort  den  betreffenden 
Referenten  zugesteUt. 

31* 
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ä)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes- Ver- 
sammlung, Bd.  VII,  S.  10,  38,  52,  65,  79,  109,  118,  123,  138,  160, 
180  ,  236,  Bd.  VIII,  S.  191 ,  263,  Bd.  IX,  S.  62  ,  206,  Bd.  X,  S.  104, 
116,  248. 

b)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  VII,  S.  117  u.  f. 

c)  Die  Local-Militär-Commissionen,  der  (Central-) Mi- 
litär-Commission  untergeordnet,  wurden  ernannt  theils  für  die  Aas- 
wahl neu  zu  befestigender  Plätze,  theils  zu  örtlichen  Untersuchungen 
und  Aufnahmen  und  zu  deshalb  zu  erstattenden  Gutachten. 

Vergl:  ProtokollederDeutschen  Bundes- Versamm- 
lung, Bd.  VI,  S.  208  ,  258,  287,  Bd.  VII,  S.  10,  14,  52,  53,  87, 113, 
Bd.  VIII,  S.  176,  263,  265,  Bd.  X,  S.  14,  97,  99. 

d)  In  Gemässheit  dieses  Beschlusses  vom  9.  April  1818  müs- 
sen dieJMilitär- Abgeordnelen  zu  ihrer  Legitimation  bei  der  Bundes- 
versammlung und  unter  sich  mit  Vollmachten  ihrer Committenten 
versehen  seyn.  Der  Vorsitz  wird  einem  besonders  dazu  zu  ernen- 
nenden Bevollmächtigten  übertragen.  Das  Geschäft  des  Präsi- 
direndenist:  a)  den  Conferenzen  vorzusitzen;  b)  ihren  innern 
Gang  zu  ordnen;  c)  die  Gegenstände  in  einer  jedesmaligen  gehörigen 
Reihefolge  zur  Sprache  zu  bringen,  die  Meinungen  aufzufassen,  die 
Verhandlungen  zu  leiten ,  und  diese  Berathungen ,  wo  möglich ,  zum 
Resultate  einer  Vereinigung  zu  führen ;  d)  an  den  Präsidirenden  er- 
gehen die  Anfragen  und  Aufträge  des  Bundestags -Ausschusses,  und 
durch  ihn  geschehen  überhaupt  die  Mittheilungen  des  Militär-Aus- 
schusses an  den  Bundestags- Ausschuss;  e)  der  Präsidirende  trägt 
Sorge  für  die  Einrichtung  des  Protokolls  in  den  Sitzungen  des  Militär- 
Ausschusses  ,  und  für  die  Ordnung  und  Aufbewahrung  der  Acten. 

Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes- Versamm- 
lung, Bd.  V,  S.  153. 


Auf  den  Vortrag  des  Präsidiums  in  der  27.  Sitzung  am 
29.  Juli  181 9,  dass  die  Militär- Commission  der  Bundes- Versamm- 
lung angezeigt  habe ,  dass  die  Arbeiten  der  zur  Untersuchung  der  zu 
befestigenden  Punkte  ernannten  Local-Commissionen  verschiedene 
Auslagen  erheischten,  die  ihrer  Natur  nach  nur  gemeinschaftlich 
getragen  werden  könnten,  erfolgte  unter  einhelliger  Zustimmung  der 

Besch luss: 

dass  der  zur  Bestreitung  der  gemeinschaftlichen  Auslagen  der 
Local-Commissionen  erforderliche  Vorschuss  von  6000  Fl.  durch  ma- 
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trikularmässigc  Vertheil ung  unter  sämmtliche  Bundesstaaten ,  zu  er- 
beben und  die  betreffenden  Beiträge  an  die  Bundes-Canzlei-Direction 
abzuliefern  seyen ;  hierüber  wäre  eine  eigene  Rechnung  zu  führen, 
and  die  eingehenden  Beiträge  in  Einnahme,  die  von  der  Bundes-Militär- 
Commission  der  hohen  Bundes -Versammlung,  in  eigends  geprüften 
Rechnungen,  zu  specificircnden  Auslagen  in  Ausgabe  zu  stellen. 

Vergl:  Protokol le  der  Deut  s che n  Bundes- Versa ram- 
long,  Bd.  VIII,  S.  177. 

In  Uebereinstimmung  mit  dem  Antrage  der  Rechnungs-Revisions- 
Commission  erfolgte  in  der  28.  Sitzung  am  5.  August  1819  der 

Besch luss: 

dass  in  Ansehung  der  für  die  in  diesem  Jahre  versammelte  Militär- 
Commission  verwendeten  oder  künftig  zu  verwendenden  Kosten ,  da- 
hin bei  den  Regierungen  angetragen  werde,  dass  die  Kosten  des 
Drucks  d  er  MiHtär-Couimissions- Protokolle  aus  den  nach  der  Stimmen- 
zahl  im  engeren  Rathe  zu  bewilligenden  Zuschüssen  mit  bestritten 
werden ,  zu  allen  übrigen  dem  Bunde  gemeinsam  zur  Last  fallenden 
Kosten  derselben  aber  nach  demFusse  der  Matrikel  concurrirt  werde. 

Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
lung,  Bd.  VIII,  S.  190  u.  f. 
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Vereinigung  vom  24.  Februar  1831,  betreffend  die  Le- 
gitimation der  zur  Militär* C  ommission  derDeut- 
geben  Bnndes-Versammlnng  abgeordneten  Ge- 
nerale lind  Stabso ff ici er e.  ) 

Sechste  Sitzung  am  24.  Februar  1831. 

Bei  Gelegenheit  der  Uebergabe  von  neuen  Militär-Voll- 
machten kam  zur  Sprache,  dass  durch  mehrere  Bundes-Be- 
schliisse  und  mehrjährige  Observanz  die  Legitimation  der 
Bevollmächtigten  zu  der  Militär- Commiss Ion  bisher 
In  der  Art  für  genügend  erkannt  worden  sey,  wenn  der  Bundes- 
tags-Gesandte der  committirenden  Regierung  der  hohen  Bundes- 
versammlung von  der  Bevollmächtigung  der  Militär- Abgeord- 
neten Anzeige  mache,  worauf  die  Militär  Commisslon  von  dessen 
Anerkennung  benachrichtigt  werde. 

Sämmtliche  Gesandschaften  vereinigten  sich  dahin, 
dass  dieses  Verfahren  als  Regel  künftig  einzuhalten  und  daher 
die  fJeberreichung  eigener  Vollmachten  für  die  Militär -Bevoll- 
mächtigten weder  bei  der  hohen  Bundes-Versammlung,  noch  bei 
der  Militär-Commission  erforderlich,  dass  vielmehr  die  Anzeige 
des  Gesandten  bei  der  hohen  Bundes-Versammlung  und  die  Be- 
nachrichtigung von  Seiten  der  letzteren  an  die  Militär-Commis- 
sion hinreichend  sey ,  so  wie  es  sich  auch  von  selbst  verstehe, 
dass  die  Wirksamkeit  des  Militär -Bevollmächtigten  durch  die 
Bundes-Beschlüsse  und  die  der  Militär-Commission  vorgezeich- 
nete Geschäfls-Ordnung  bestimmt  werde. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung, Bd.  VII,  S.  123,  124. 
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Beschluss  der  Bundes -Versammlung  vom  16. Hai 
1839 ,  betreffend  die  Unterstützung  der  Militär« 
Co mmis sion  mit  dienstlichen  Hülf smit t ein. 

In  Gemässheit  des  Antrages  des  Ausschusses  wurde 

beschlossen: 

1 )  Die  Regierungen  werden  ersucht ,  die  in  ihren  Staaten 
geltenden  und  die  künftig  zu  ertheilenden  mittheilbaren  Vor- 
schriften über  Formation,  Dienst,  Verwaltung  und  Jede  Art  von 
Competenzen  ihrerTruppen,  ingleichen  auch  die  jährlichen  Rang- 
imd  Quartier-Listen,  an  das  Bundes -Archiv  für  den  Gebrauch 
der  Militär-Commission  gelangen  zu  lassen. 

2)  Die  Militär-Commission  wird  ermächtigt,  die  Anschaffung 
für  zweckmässig  erachteter  Karten  und  sonstiger  strategischer 
Hülfsmittel,  insofern  sie  nicht  von  den  höchsten  und  hohen  Re- 
gierungen selbst  verliehen  werden  woUen,  bei  vorkommender 
Gelegenheit  in  Antrag  zu  bringen. 
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Beschluss  der  Bundes- Vers  ammlzing  vom  9. April 
1821,  betreffend  die  Annahme  des  Entwurfs  der 
Kriegsverfassung  des  Deutschen  Bundes  in 
ihren  allgemeinen  Umrissen  und  wesentlichen 

Bestimmungen. 

Protokoll  der  Plenar- Versammlung. 

Geschehen,  Frankfurt,  den  9.  April  1821.') 
Praesidium:  Unter  die  ersten,  das  Wesen  des  Bundes 
begründenden  Anstalten  gehört  die  Herstellung  einer  angemesse- 
nen Kriegsverfassung. b) 

Die  Bundes- Versammlung  hat  seit  ihrem  Entstehen ,  dieser 
wichtigen  Angelegenheit  ihre  vorzügliche  Aufmerksamkeit  ge- 
widmet, und,  gestützt  aur  die  Vorarbeiten  des  hierzu  bestimmten 
Bundestags- Ausschusses  und  der  Militär-  Commission,  sich  fort- 
während bemühet ,  den  Gegenstand  seiner  Erledigung  entgegen 
zu  führen. c) 

Nachdem  endlich  der  XIII.  und  XIV.  Artikel  der  Wiener 
Schluss-Acte  den  Weg  näher  vorgezeichnet  hatten,  auf  welchem 
organische  Bundeseinrichtungen ,  mit  Ausscheidung  der  allge- 
meinen Umrisse  und  wesentlichen  Bestimmungen 
von  den  weiteren  Verhandlungen  über  die  Ausführung  im 
Einzelnen  getroffen  werden  sollen :d)  so  hat  der  Bundestags- 
Ausschuss,  unter  Anknüpfung  an  dasjenige,  was  hierüber  in  der 
dreissigsten  vorjährigen  Sitzung-)  verhandelt  worden,  sich  ver- 
anlasst gefunden ,  der  hohen  Versammlung  den  Entwurf  einer 
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Krieirsverfassung  des  Deutschen  Bundes  in  Ihren  allgemeinen 
Umrissen  und  wesentlichen  Bestimmungen  vorzulegen. 

Von  welchem  Gesichtspunkte  man  hierbei  ausgegangen ,  ist 
in  dem  am  15.  Februar  dieses  Jahres  erstatteten  Vortrage  näher 
entwickelt. 

Seither  hat  die  hohe  Versammlung  theils  in  förmlichen,  theils 
in  vertraulichen  Sitzungen  den  ihr  vorgelegten  Entwurf  einer 
sorgfältigen  Prüfüng  unterworfen,  und  dem  Bundestags -Aus- 
schusse die  sowohl  über  die  Sache,  als  über  die  Fassung  gemach- 
ten Bemerkungen  zu  dem  Ende  mitgetheilt,  um  dieselben  ver- 
gleichend zusammen  zu  stellen,  die  Erinnerungen  gehörig  zu 
würdigen,  und  das  Ganze  mit  weiterem  Antrage  vorzulegen. 

Nunmehr  ist  nicht  nur  von  dem  Bundestags-Ausschusse  die  - 
Aufgabe  gelöset,  sondern  auch  von  der  Bundes -Versammlung 
die  weitere  Berathung  darüber  gepflogen  und  der  Gegenstand  zu 
der  Reife  gebracht  worden ,  dass  die  grundgesetzlichen  Bestim- 
mungen verfassungsmässig  getroffen  werden  können. 

Praesidium  sieht  sich  daher  in  den  Stand  gesetzt ,  den  auf 
solche  Art  berichtigten 

„Entwurf  einer  Kriegsverfassung  des  Deut- 
schen Bundes  in  ihren  allgemeinen  Umrissen 
und  wesentlichen  Bestimmungen" 
hiermit  der  hohen  Plenar- Versammlung  mit  dem  Antrage  vorzu- 
legen, dass  derselbe  sofort 

1)  zur  Abstimmung  gebracht  und 

2)  wenn  derselbe  durch  Stimmeneinhelligkeit  angenommen 
wird,  zum  ßundesgesetze  erhoben  werde. 

3)  Nach  der  Fassung  dieses  Beschlusses  wird  es  der  engern 
Versammlung  zu  überlassen  seyn,  auf  den  Grund  der  theils 
vorliegenden ,  theils  von  der  Militär  -  Commission  noch  zu 
erwartenden  Vorarbeiten ,  zur  weitern  Ausführung  im  Ein- 
zelnen zu  schreiten. 

Umfrage: 

Oesterreich:  stimmt  auf  Annahme  des  vorgelegten  Ent- 
wurfs der  Kriegsverfassung  des  Deutschen  Bundes  in  ihren  all- 
gemeinen Umrissen  und  wesentlichen  Bestimmungen,  und  trägt 
dahin  an,  dass  derselbe  zum  organischen  Grundgesetze  jerhoben 
werde. 
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Sämmtliche  Stimmen  nehmen  die  vorgeschlagenen 
XXIV  Artikel  der  Kriegsverfessung  des  Deutschen  Bundes  ein- 
heilig  an ;  daher 

Beschluss: 

.  Dass  die  nachfolgenden  XXIV  Artikel  der  Kriegs. 
Verfassung  des  Deut  sehen  Bund  es  in  ihren  allgemei- 
nen Umrissen  und  wesentlichen  Bestimmun  gen  zum 
organischen  Bundesgesetze  erhoben  werden. 

Artikel  I. 

Das  Bundesheer  ist  aus  den  Contingenten  aller  Bun- 
desstaaten zusammen  gesetzt,  welche  nach  der  jedesmaligen 
Bundes-Matrikel  gestellt  werden. 

Artikel  II. 

Das  Verhältniss  der  Waffengatt ungen  wird  nach 
den  Grundsätzen  der  neueren  Kriegsftihrung  festgesetzt. 

Artikel  III. 

Zur  Bereithaltung  für,  den  Fall  des  Ausrückens  wird  das 
Bundesheer  schon  im  Frieden  gebildet,  und  dessen  Stärke, 
so  wie  die  Innere  Ein th eilung,  durch  besondere  Bundes-Be- 
schlüsse  bestimmt. 

Artikel  IV. 

Das  Bundesheer  besteht  aus  vollständig  gebildeten,  theils  un- 
gemischten, theils  zusammengesetzten  Armeecorps,  welche 
ihre  Unterabtheilungen  von  Divisionen,  Brigaden  u.  s.  w.  haben. f) 

Artikel  V. 

Kein  Bundesstaat ,  dessen  Contingent  ein  oder  mehrere  Ar- 
meecorps für  sich  allein  bildet,  darfContingente  anderer  Bun- 
desstaaten mit  dem  seinigen  in  eine  Abiheilung  vereinigen. 

Artikel  Tl. 

Bei  den  zusammengesetzten  Armeecorps  und  Divisionen 
werden  sich  die  betreffenden  Bundesstaaten  über  die  Bildung  der 
erforderlichen  Abtheilungen,  und  deren  vollständige  Organisation, 
unter  einander  vereinigen.  *) 

Wenn  dies  nicht  geschieht,  wird  die  Bundes-Versammlung 
entscheiden. 
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Bei  der  Organisation  der  Kriegsmacht  des  Bundes  ist  auf 
die  aus  besonderen  Verhältnissen  der  einzelnen  Staaten  her- 
vorgehenden Interessen  derselben  in  so  weit  Rücksicht 
zu  nehmen,  als  es  mit  den  allgemeinen  Zwecken  vereinbar  aner- 
kannt wird. 

Artikel  VIII. 

Nach  der  grundgesetzlichen  Gleichheit  der  Rechte  und  Pflich- 
ten, soll  selbst  der  Schein  von  Suprematie  eines  Bundesstaa- 
tes über  den  andern  vermieden  werden. 

Artikel  IX. 

In  Jedem  Bundesstaate  muss  das  Contingent  immer  in  einem 
solchen  Stande  gehalten  werden,  dass  es  in  kürzester  Zeit,  nach 
der  vom  Bunde  erfolgten  Aufforderung,  marsch  - und  schlag- 
fertig, und  in  allen  seinen  Thellen  vollständig  gerüstet, 
ausrücken  könne. 

Artikel  X. 

Die  Stärke  und  dieZusammen Ziehung  des  aufzustel- 
lenden Kriegsheeres  werden  durch  besondere  Bundes -Be- 
schlüsse bestimmt. 

Artikel  II. 

Die  Anstalten  müssen  allenthalben  so  getroffen  seyn ,  dass 
das  Bundesheer  vollzählig  erhalten  und  im  Falle  der  Noth  wen- 
digkeit verstärkt  werden  könne. 

Zu  diesem  Ende  soll  eine  besondere  Reserve  bestehen. 

Artikel  XII. 

Das  aufgestellte  Kriegsheer  des  Bundes  ist  ein  Heer,  und 
wird  von  e  i  n  e  m  Feldherrn  befehligt. 

Artikel  XIII. 

Der  Ober feldherr  wird  Jedesmal ,  wenn  die  Aufstellung 
des  Kriegsheeres  beschlossen  wird ,  von  dem  Bunde  erwählt. 
Seine  Stelle  hört  mit  der  Auflösung  des  Heeres  wieder  auf. 

Artikel  XIV. 

Der  Oberfeidherr  wird  von  der  Bundes- Versammlung,  welche 
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»eine  einzige  Behörde  ist,  in  Eid  und  Pflichten  des  Bundes 
genommen. 

Artikel  XV. 

Die  Bestimmung  und  Ausführung  des  Operationsplanes 
wird  ganz  dem  Ermessen  des  Oberfeldherrn  überlassen. 

Derselbe  ist  dem  Bunde  persönlich  verantwortlich  und 
kann  einem  Kriegsgerichte  unterworfen  werden. 

Artikel  XVI. 

Der  Oberfeldherr  ist  gehalten,  alle  Theile  des  Bundesheeres, 
so  weit  es  von  ihm  abhängt,  durchaus  gleichmässig  zu  be- 
handeln. 

Er  darf  die  festgesetzte  Heeres-Eintheilung  nicht 
abändern;  doch  steht  es  ihm  frei,  zeitliche  Detachirungen  zu 
verfügen. 

Artikel  XVII. 

Die  Befehlshaber  der  ei nze Ine n Truppen- Abthei- 
lung en  werden  von  dem  Staate,  dessen  Truppen  sie  befehligen 
sollen,  ernannt. 

Für  die  Abtheilungen ,  welche  aus  mehreren  Contingenten 
zusammengesetzt  sind,  bleibt  die  Ernennung  der  Vereinigung 
der  betheiligten  Regierungen  überlassen. 

Artikel  XVII l. 

Die  Pflichten  und  Rechte  dieser  Befehlshaber ,  welche 
aus  ihren  Verhältnissen  zum  Bunde  hervorgehen,  sind  denen  des 
Oberfeldherrn  analog.  Sie  haben  unbedingten  Gehorsam  von  allen 
ihren  Untergebenen  zu  fordern ,  so  wie  ihren  Vorgesetzten  zu 
leisten.» 

Artikel  XIX. 

Die  Gerichtsbarkeit  steht  den  Befehlshabern  der  Heeres- 
Abtheilungen  zu,  nach  den  von  den  Bundesstaaten  denselben 
vorgeschriebenen  Gränzen. 

Artikel  XX. 

Die  Verpflegung  des  Bundesheeres  wird  unter  der  ober- 
sten Leitung  des  Oberfeldherrn  durch  Bevollmächtigte  sämmt- 
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iicher  Armeecorps,  und,  innerhalb  der  Bundesstaaten,  unter 
Mitwirkung  der  betreffenden  Landes-Commissarien  besorgt. 

Artikel  JLJLE. 

Auf  besondern  Bundes-Beschluss  wird  aus  den  matrikular- 
mässigen  Beiträgen  sämmtlicher  Bundesglieder  eine  eigene 
Kriegs ka ss e  errichtet. 

Artikel  XXII. 

Die  Vergütung  von  Durchmarsch-  und  Cantonirungs- 
Rosten,  so  wie  von  andern  allgemeinen  Leistungen  in  den  Bun- 
desstaaten ,  soll  nach  billig  ermässigten  Preisen  geschehen ,  und 
den  Landesuntcrthanen  immer  so  schnell  als  möglich  baare  Be- 
zahlung geleistet  werden. 

Artikel  XXI 1 1. 

Allenthalben  ist  der  Grundsatz  einer  gleichen  Verkei- 
lung der  Lasten  und  der  Vortheile,  sowohl  rUcksichtlich  der 
Heeres- Abtheilungen ,  als  der  Bundesstaaten ,  zur  steten  Richt- 
schnur zu  nehmen. 

Artikel  XXI V. 

Zwischen  sämmtlichen  Bundesstaaten  soll  ein  allgemeines 
Cartell  bestehen. h) 

Graf  von  Buol -Sc  hauen  stein. 

Goltz. 

Globig. 

Aretin. 

Hammerstein. 

Wangenhelm. 

Blittersdorff. 

Lepel. 

Ha  rnier. 

Eyben. 

Griinne. 

Hammerstein,  für  Braunschweig. 
Pentz,  für  Mecklenburg-Schwerin. 
Hamme rstein,  ex  substit.  ftir  Nassau. 
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Beust,  für  Sachsen- Weimar,  Gotha,  Coburg,  Mei- 
ningen und  Hildburghausen. 

P  e  n  t  z ,  für  Mecklenburg-Strelitz. 

Berg,  fiir  Holstein-Oldenburg,  Anhalt-Dessau,  Bern- 
burg und  Cöthen;  desgleichen  für  Schwarzburg- 
Sondershausen  und  Rudolstadt. 

Leonhard!,  für  Hohenzollern-Hechingen ,  Liechten- 
stein, HoheozoUern-Sigroaringen,  Waldeck,  Reuss 
altere  und  jüngere  Linie,  Schaumburg-Lippe  und 
Lippe. 

S  m  i  d  t ,  ex  substit.  für  Lübeck. 
Danz. 

Smidt,  für  Bremen,  und  ex  substit.  für  Hamburg. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
Sammlung,  Bd.  XI,  S.  192  u.  f. 

b)  Vergl:  Uebersichtliche  Darstellung  der  Militär- 
und  Kriegsverfassung  des  Deutschen  Bundes,  aus  dem 
Gesichtspunkte  des  öffentlichen  Rechts ,  und  mit  einigen  kosmopoliti- 
schen Anmerkungen ,  in : 

A.  Müller,  Archiv  für  die  neueste  Gesetzgebung  aller  Deutschen 
Staaten  u.  s.  w.  Bd.  IV,  S.  163— 242. 
Quellen-Nachträgezuder  übersichtlichen  Darstel- 
lung der  Militär- und  Kriegs  Verfassung  des  Deutschen 
Bundes: 
Ebendaselbst,  Bd.  IV,  S.  467—481. 

Darstellung  der  Militärverhältnisse  des  Deutschen 

Bundes.  Mainz ,  1833  ,  8. 
W.  Freiherr  v.  Leonhardi,  Versuch  einer Entwickelung  der 

Kriegsverfassung  des  Deutschen  Bundes.    Frankfurt  a/M., 

1835,8. 

M.  Ritter  v.  Xylander,  das  Heerwesen  der  Staaten  des  Deut- 
schen Bundes.  Augsburg  1842,  8.  Supplementband, 
1846,  8. 

(v.  Gagern)  Mein  Antheil  an  der  Politik,  Abth.  III,  S.  190-^W. 

Die  Kriegs  Verfassung  desDcutschenBundes  nach  den 
neuesten  Bestimmungen.  Mainz,  1842.  8.  In  dem  Vor- 
worte dieser  für  den  vorliegenden  Gegenstand  besonders  wichtigen 
Schrill  beisst  es:  „Die  Kriegs  Verfassung  des  teutschen 
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Bundes  bat  ihre  Begründung  durch  die  Bundesbe- 
sch lüsse  vom  9.  und  12.  April  1821  und  vom  1 1.  Juli  1 822 
erhalten.  Seitdem  sind  eine  Reihe  von  Veränderungen, 
Ergänzungen  und  Erläuterungen  nothwendig  gewor- 
den, für  welche  derBundesbeschluss  vom  24.  Juni  1841 
einen  Abschnitt  zu  bilden  geeignet  ist.*'  Der  Herausgeber 
schliesst  das  Vorwort  mit  folgenden  Worten :  „Teutschlands  Kriegs- 
wesen hat  in  der  jüngst  verflossenen  Zeit  bedeutende  Fortschritte  ge- 
macht. Die  grosse  Aufgabe ,  dem  Bunde ,  in  welchem  unsere  Zuver- 
sicht und  Hoffnung  ruht,  bei  strengster  Beachtung  der  Selbstständig- 
keit und  Gleichberechtigung  aller  seiner  Glieder,  eine  Kraft  des  Wi- 
derstandes zu  sichern,  die  nur  in  einträchtiger  selbstvergessener  Un- 
terordnung unter  den  höheren  gemeinsamen  Zweck  gefunden  werden 
kann ,  ist  ihrem  Ziele  um  Vieles  näher  gerückt.  Wer  zu  würdigen 
verstand,  wie  alle  Bundesgenossen ,  von  denen  an ,  die  im  Rathe  Eu- 
ropas sitzen ,  bis  zu  den  mindermächtigen  hin ,  sich  die  Hände  ge- 
boten haben ,  um  das  gemeinsame  Vaterland  allenthalben  durch  feste 
Plätze  zu  schirmen  5  wie  sie  keiue  Opfer ,  keine  sonst  wohlbegrün- 
dete Schwierigkeit  scheueten,  um  erkannte  Mängel  in  der  Militär- 
Verfassung  des  Bundes  dauernd  zu  heben ,  der  wird ,  so  lange  ein 
solcher  Sinn  unter  uns  waltet,  beruhigt  in  die  Zukunft  sehen." 

J.  L.  Klüber,  öffentliches  Recht  des  teutschen  Bundes  u.  s.  w. 
(4.  Aufl.  1840)  S.  193—275  ,  817  ,  924. 


Dieser  und  den  folgenden  Nummern  ist,  zu  bes- 
serer Ueber sieht,  in  den  Noten,  dasjenige  im  Wesentlichen 
unmittelbar  als  Zusatz  beigeßigt  worden,  was  nach  den 
späteren  Beschlüssen  der  hohen  Bundes-V  er- 
Sammlung,  als  Erläuterung  und  Ergänzung  gel- 
ten muss. 


c)  Vergl.  namentlich:  Protokolle  der  Deutschen  Bun- 
des-Versammlung,  Bd.  VII,  S.  8  ,  36  ,  51,  65  ,  79  ,  87  ,  88,  102, 
108,126,  Bd.  VIII,  S.  64,  141,232  ,  262  ,  265,  Bd.  X,  S.  14,404, 
243. 

d)  Art.  Xni.  „lieber  folgende  Gegenstände : 
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1)  Annahme  neuer  Grundgesetze,  oder  Abänderung  der  bestehen- 
den; 

2)  Organische  Einrichtungen ,  das  heisst ,  bleibende  Anstalten ,  als 
Mittel  zur  Erfüllung  der  ausgesprochenen  Bundeszwecke; 

3)  Aufnahme  neuer  Mitglieder  in  den  Bund; 

4)  Religions-Angelegenheiten ; 

findet  kein  Beschluss  durch  Stimmenmehrheit  Statt ;  jedoch  kann  eine 
definitive  Abstimmung  über  Gegenstände  dieser  Art  nur  nach  genauer 
Prüfung  und  Erörterung  der  den  Widerspruch  einzelner  Bundesglie- 
der bestimmenden  Gründe ,  deren  Darlegung  in  keinem  Falle  verwei- 
gert werden  darf,  erfolgen.44 

Art.  XIV.  „Was  insbesondere  die  organischen  Einrichtungen 
betrifft,  so  muss  nicht  nur  über  die  Vorfrage ,  ob  solche  unter  den 
obwaltenden  Umständen  nothwendig  sind,  sondern  auch  über  Ent- 
wurf und  Anlage  derselben  in  ihren  allgemeinen  Umrissen  und  we- 
sentlichen Bestimmungen,  im  Plenum,  und  durch  Stimmen-Einhellig- 
keit entschieden  werden.  Wenn  die  Entscheidung  zu  Gunsten  der 
vorgeschlagenen  Einrichtung  ausgefallen  ist,  so  bleiben  die  sämmt- 
lichen  weiteren  Verhandlungen  über  die  Ausführung  im  Einzelnen 
der  engern  Versammlung  überlassen,  wTelche  alle  dabei  noch  vorkom- 
menden Fragen  durch  Stimmenmehrheit  entscheidet ,  auch  nach  Be- 
finden der  Umstände  eine  Commission  aus  ihrer  Mitte  anordnet ,  um 
die  verschiedenen  Meinungen  und  Anträge  mit  möglichster  Schonung 
und  Berücksichtigung  der  Verhältnisse  und  Wünsche  der  Einzelnen 
auszugleichen.44 

e)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  X,  S.  104  u.  f. 

f)  Im  Jahre  1830  sind  neunzehnGontingente  aus  dem  Ar- 
meecorps-Verbände  geschieden,  und  unter  der  Benennung „Reserve- 
Infanterie- Di  Vision44  zu  einer  besondern  Abtheilung  des  Buo- 
desheeres  vereinigt  worden ,  welche  zunächst  zur  Verstärkung  der 
Kriegsgarnisonen  in  den  Bundesfestungen  bestimmt  ist. 

S.  unten:  den  Beschluss  der  B undes-Versammlung  vom 
9.  December  1830. 

g)  Zu  diesem  Zwecke  haben  die  Staaten  des  8.  Armeecorps  am 
14.  September  1831 ,  die  des  9.  Armeecorps  am  30.  December  1854 
und  die  des  10.  Armeecorps  am  25.  Juni  1835  Uebereinkünfte 
(Corpsacten),  und  ausserdem  die  Staaten  der  2.  Division  des  10. 
Armeecorps,  zur  Regulirung  der  inneren  Verhältnisse  ihrer  Division, 
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mter  dem  31.  Juli  1835  noch  einen  besondern  Vertrag  abgeschlos- 
sen, und  znr  Kenntniss  der  hohen  Bundes- Versammlung  gebracht. 
Vcrgl:  Die  Kriegsverfassung  des  teutschen  Bundes, 
nach  den  neuesten  Bestimm ungen,  S.  6. 
h)  Dies  Carte  11  ist  abgefasst  und  durch  den  Besch luss  der 
Bandes-Versammlung  vom  10.  Februar  1831 ,  und  ein  Nach- 
trag dazu  durch  den  Beschluss  der  Bundes-Versammlung 
vom  17.  Mai  1832  angenommen  worden.  (S.  unten.) 


III. 


32 


Besch  lu  ss  der  Bund  es  -Versammlung  voml2.Ap 
1821,  betreffend  die  Annahme  der  fünf  ersten  1 
schnitte  der  näheren  Bestimmnngen  der  Krief 
Verfassung  des  Deutschen  Bundes. 

i 

Sieben  zehnte  Sitzung  am  12.  April  1821.*) 

Ferner  wurde  ein  von  dem  Ausschusse  in  Militä 
Sachen  erstatteter  Bericht  über  die  f  ü  n  f  e  r  s  t  e  n  A  b  s  ch  n  il 
der  Grundzüge  der  Militärvcrfassung  des  Deutschen  Bundes,  i 
der  Zusammenstellung  der  von  den  verschiedenen  BundesU; 
Gesandscharten  zu  den  fünf  ersten  Abschnitten  der  Grundzi 
der  Militärverfassung  gemachten  Bemerkungen  verlesen.  Ei> 
rer  enthält  die  Resultate  der  Prüfung  Jener  Bemerkungen  und 
hierauf  gegründeten  Anträge  in  einem  hiernach  abgeändeü 
Entwürfe  der  näheren  Bestimmungen  derKriegsvi 
rassung  des  Deutschen  Bundes. 

Der  Bericht  des  Ausschusses,  die  Zusammenstellung 
Bemerkungen  und  der  neue  Entwurf  der  fünf  ersten  Abschnl 
wurden  diesem  Protokolle  unter  den  Zahlen  13,  14  und  15 1 
fügt ,  auch  der  Druck  derselben  loco  dictaturac  verabredet. 

Nachdem  in  mehreren  vertraulichen  Sitzungen  die  iu 
ersten  Abschnitte  der  Grundzüge  ausführlich  erörtert, 
darüber  gemachten  Bemerkungen  und  Einwendungen  sorgfal 
geprüft,  die  verschiedenen  Ansichten  nach  Möglichkeit  aus,' 
glichen ,  und  in  der  heutigen  Versammlung  darüber  ahgestim 
worden;  so  sind  die  in  nachfolgenden  44  Paragraph 
enthaltenen 
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,    Näheren  Bestimmungren  der  Kriegsverfassung 

des  Deutschen  Bundes 
iheils einhellig,  theils  durch  Stimmenmehrheit  definitiv  an- 
genommen ,  und  ist  demnach 

beschlossen 

rorden: 

I.  Abschnitt. 
Stärke  des  Bundesheeres. 

'  §•  i. 

Die  Kriegsmacht  des  Bundes  ist  aus  den  Contingenten 
aller  Bundesstaaten  zusammengesetzt. 

Das  gewöhnliche  Contlngent  eines  Jeden  Bundesstaates  be- 
trat den  hundertsten  Theil  seiner  Bevölkerung,  nach  der  unter 
Ziffer  1  beigefügten ,  durch  den  Beschluss  vom  20.  August  1818 
vorläufig  aur  fünf  Jahre  angenommenen,  und  am  4.  Februar  1819 
berichtigten  Bundesmatrikcl. b) 

§•  *• 

Unter  dieser  Zahl  Ist  nur  die  streitbare  Mannschaft 
aller  Waffengattungen  begriffen. 

Zur  streitbaren  Mannschaft  werden  gerechnet,  die  Officiere, 
Interofflcierc,  Geraeine,  Spiel-  und  Zimmer- Leute,  dann  die 
Arülierie-Fuhrwesens-Soldaten ,  so  weit  sie  nach  §.  15  zur  Be- 
dienung des  Geschützes  gerechnet  werden  können. 

Jene  Mannschaft ,  welche  für  das  übrige  Armeefuhrwesen, 
für  die  Bäckerei  und  die  Sanitätsanstalten  dem  Heere  zugetheilt 
*irü,  rauss  über  den  hundertsten  Theil  gestellt  werden. 

§.  3. 

Das  Bundesheer  muss,  sobald  es  vom  Bunde  aufgeboten 
»W,  in  allen  seinen  Thellen  vollständig  gestellt  werden. 

§.  4. 

Um  die  Vollständigkeit  des  Heeres  fortwährend  zu  sichern, 
muss,  sogleich  nach  dem  Ausrücken  desselben,  der  sechshun-  • 
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dertsleTheil  der  ganzen  Bevölkerung  alsErsatzmannsclia 
aufgestellt  und  unausgesetzt  vollzählig  erhallen  werden. 

Sechs  Wochen  nach  dem  Ausrücken  des  Bundeshecres  w 
von  dieser  Ersatzmannschart  die  Hälfte ,  nämlich  der  zwölfl« 
dcrtsle  Theil  der  ganzen  Bevölkerung,  als  Ergänzung  dem  He< 
nachgesendet,  mit  den  übrigen  Nachsendungen  aber,  an  Mm 
schafl  sowohl ,  als  an  Pferden  und  Material ,  nach  Massgabe 
Bedarfs  von  zwei  zu  zwei  Monaten  fortgefahren. 

§.  5. 

Damit  bei  grösseren  Verlusten  einzelner  Contingenle  um 
hältnissmässige  Leistungen  vermieden  werden,  soll  der  Ers 
für  das  Heer  in  einem  Kriegsjahre  den  zweihundertsteil  Theil 
Bevölkerung  nicht  übersteigen. 

§•  & 

Der  hei  Jedem  Coulingcnte  sich  ergebende  Abgang  i 
monatlich  durch  gleichförmig  zu  verfassende  Abgangsberi 
angezeigt. 

§.  7. 

Unter  dem  Abgange  werden  verslanden,  alle  Todlcn, 
fangenen  und  Deserteurs  gleich  nach  ihrem  Abgange,  dam 
Vermissten  nach  einem  Zeiträume  von  vier  Wochen,  und 
im  Spital  befindlichen  Verwundeten  und  Kranken ,  welche  i 
drei  Monaten  als  relddienstuntauglich  anerkannt  werden,  j 

Die  übrigen  Verwundeten  und  Kranken  werden  zwar  d 
zu  dem  Abgange  gerechnet ;  sollten  sie  jedoch  den  zehnten  I 
des  Conlingente  übersteigen,  so  müsstc  dieser  Ueberscliuss, 
die  zu  grosse  Schwächung  des  Bundesheeres  zu  vermeiden,  i 
dem  im  §.  5  angenommenen  Maximum  ersetzt  werden. 

§.  8. 

Grössere  Anstrengungen  müssen  durch  besoro 
Bundes-Beschlüssc  bestimmt  werden. 

§.  9. 

Dieselben  können  in  keinem  Falle  von  einzelnen  Bnn 
Staaten,  sondern  nur  im  Allgemeinen  nach  derMatrifc^ 
fordert  werden. 
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§.  10. 

» 

Für  dieReservcn,  welche  bei  solchen  aussergewöhnlichen 
Anstrengungen  zur  Verstärkung  des  Bundesheeres  nachrücken, 
komm« 'ii  die  nämlichen  Bestimmungen  in  Anwendung ,  welche 
Hir  das  Heer  selbst  gegeben  sind. 

Sie  werden  mit  dem  betreffenden  Armeecorps,  oder,  wenn 
dieses  nicht  möglich  ist,  in  selbstständige  Körper  vereinigt, 
welche  mit  Jenem  analog  zusammenzusetzen ,  zu  befehligen ,  zu 
organisiren  und  zu  behandeln  sind. 

II.  Abschnitt. 
Verhältnis«  der  Waffengattungen. 

§  II 

Das  numerische  Verhältniss  der  Reit  er  ei  des  Bundesheeres 
wird  auf  ein  Siebentheil  der  Gesammtzahl  eines  Jeden  Contin- 
ii angenommen. e) 

§.  12. 

Für  die  Artillerie  wird  das  Verhältniss  dergestalt  fest- 
gesetzt, dass  zwei  Stücke  Geschütz  für  jedes  Tausend  Mann  des 
Contingents  gerechnet  werden. 

Jeder  Bundesstaat  wird  nächstdem  noch  wenigstens  ein  Ge- 
schütz nebst  Ausrüstung  auf  Jedes  Tausend  Mann  des  ganzen 
Contingents  in  seinen  Zeughäusern  und  Depots  vorrälhig  haben, 
um  jeden  Abgang  sofort  ersetzen  zu  können.*1) 

§.  13. 

Die  Feld-Artillerie  des  Bundes  soll  in  der  Regel  be- 
stehen aus 

einem  Viertheil  Haubitzen , 
einem  Viertheil  Zwöltyfiindcrn , 
zwei  Viertheilen  Secbspftindern. 
Ein  Fünftheil  der  Gesammtzahl  soll  reitende  Artillerie  oder 
Cavallerie-Geschütz  seyn. 

Die  Stellung  schwererer  Feldgeschütze  als  Zwölfyfünder 
wird  der  Convenienz  der  betreffenden  Staaten  überlassen,  und  in 
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diesem  Falle  von  der  Zahl  der  auf  dieselben  fallenden  zwöltyl 
digen  und  sechspfündigen  Batterien  abgerechnet. 

§.  14. 

Ausser  den  Feldgeschützen  für  die  Linie  wird  noch  ein 
lagerungsparkfürdas  gesammte  Bundesheer ,  welcher a 
100  schweren  Kanonen , 
30  Belagerungs-Haubitzcn  und 
70  Mörsern 

bestehen  soll ,  nach  den  unter  Ziffer  2  bis  7  beiliegenden  J 
weisen,  corpsweise  gestellt,  und  im  Falle  eines  Krieges  nach 
Bestimmung  des  Oberfeldherrn  auf  einem  oder  mehreren  Punfc 
vereinigt. 

Ueber  die  Stellung  dieser  Geschütze  werden  sich  die  Glk 
der  gemischten  Corps  unter  sich  vereinigen,  und  das  Resii 
ihrer  Uebereinkunft,  drei  Monate  nach  der  Annahme  der  näh* 
Bestimmungen ,  der  Bundes- Versammlung  anzeigen.  •) 

§.  15. 

Für  die  Bedienung  der  Feldgeschütze  werden 
Durchschnitte  36  Mann  auf  Jedes  Stück  gerechnet,  worunter» 
die  Artillerie-Fuhrwesens-Soldalen  mit  begriffen  sind,  insol 
solche  die  festgesetzte  Zahl  nicht  überschreiten. 

Diejenige  Artilleriemannschan;,  welche  zur  Bedleou 
des  Belagerungsparks  gehört,  wird  von  den  Staaten,  wel 
diese  Geschütze  geben,  und  zwar  nach  der  dem  §.  14  unter  ZI 
7  beiliegenden  Tabelle  geslellt  und  vom  Stande  der  Infanterie 
gezogen. 

§.  16. 

Für  Pioniers  und  Pontonlers  wird  das  Verhältnis* 
hundertsten  Theiles  der  Armee  festgesetzt. 

§•  17. 

Ein  jedes  Conlingent,  dessen  Stärke  mehr  als  ein  Ann* 
corps  beträgt,  stellt  einen  Brückentrain  für  grosse  tm 
nach  Massgabe  des  Bedürfnisses;  jedes  der  übrigen  einzeln 
Armeecorps  aber,  ohne  Unterschied,  ob  gemischt  oder  uflgemisd 
einen  lür  eine  Flussbreite  von  400  Schuhen. 
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§.  18. 

Sappeurs  und  Mineurs  werden,  als  zum  Belagerungspark 
gehörig,  ausser  dem  für  Pionniers  und  Pontonlers  bestimmten 
Huoderttheile  der  Armee,  von  denjenigen  Bundesstaaten,  bei 
weichen  sich  diese  Corps  bereits  im  Frieden  befinden,  gestellt. 

§.  19. 

Das  numerische  Verhältnis«  des  Fuss  Volkes  ergibt  sich 
von  selbst,  wenn  die  Reiterei ,  die  Bedienung  der  Feldgeschütze 
und  des  Belagerungsparks,  die  Pionniers  und  Pontoniers,  dann 
die  Sappeurs  und  Mineurs,  von  der  Gcsammtzahl  des  ganzen 
Heeres  abgezogen  werden. 

§.20. 

Ungefähr  der  zwanzigste  Theii  des  Fussvolkes  soll  aus  Jä- 
gern ,  Büchsen-  oder  Scharfschützen  bestehen. f) 

Die  unter  Ziffer  8  angefügte  Tabelle  enthält  eine  Ueber- 
sicht  aller  Warrengattungen  Tür  das  Bundesheer,  so  wie 
soiche  nach  der  Matrikel  und  zufolge  der  angenommenen  Bestim- 
mungen über  das  numerische  Verhältniss  derselben  Im  completen 
Kriegsstande  von  sämmtlichen  Bundesstaaten  zu  stellen  sind. «) 

§.  M. 

Es  bleibt  den  Bundesstaaten  überlassen ,  zur  Bildung  ihrer 
Contingente  auch  Landwehr  zu  verwenden;  doch  muss  die- 
selbe gleich  den  Linientruppen  geübt,  ausgerüstet,  schlagfertig 
und  mit  in  der  Linie  gebildeten  Oflicieren  besetzt  seyn. 

Als  Grundsatz  wird  auch  hierbei  angenommen ,  dass  kein 
Contingent  zum  grösseren  Tbeile  aus  Landwehr  bestehen 
köone. 

§.  22. 

Der  Landsturm  gehört  nicht  in  das  geregelte  System  des 
Krieges,  sondern  ist  zu  den  Anstalten  zu  zählen,  welche  im  Au- 
genblicke der  Gerahr  ihre  Bestimmung  erhalten,  und  dem  eigenen 
Ermessen  der  einzelnen  Bundesstaaten  überlassen  bleil>en. 
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III.  Abschnitt. 
Einteilung  des  Bundesheeres. 

§.23. 

Das  ßundesbeer  besteht  (nach  der  Beilage  Ziffer  9)  aus  sie- 
ben ungemischten  und  drei  combinirtenArmeecorps, 
welche,  ohne  weitere  Benennung,  nach  Nummern  bezeichnet 
werden,  und  deren  Jedes  in  Abtheilungen  von  Divisionen,  Bri- 
gaden, Regimentern,  Bataillons,  Compagnien,  Schwadrouen 
und  Batterien  zerfällt. h) 

§.  24. 

Ein  Armeecorps  enthält  mindestens  zwei  Divisionen, 
eine  Division  mindestens  zwei  Brigaden, 
eine  Brigade  mindestens  zwei  Regimenter, 
ein  Cavallerie-Regiment  wenigstens  vier  Schwadronen, 
ein  Infanterie-Regiment  wenigstens  zwei  Bataillons, 
ein  Bataillon  in  der  Regel  nicht  unter  800  Mann, 
eine  Schwadron  oder  eine  Compagnle  im  Durchschnitte  150 
Manu. 

eine  Batterie  sechs  oder  acht  Stücke  Geschütz. 

§.  25. 

Das  Minimum  eines  zu  stellenden  Cavallerie-Contingents 
ist  300  Prerde,  oder  eine  Division, 
das  eines  selbstsländigen  Infanterie-Körpers  400  Mann, 
das  der  Geschütze  eine  Batterie  von  sechs  oder  acht  Stücken. 

Die  Stellung  dieser  Einheit  wird  der  Uebcreinkunft  der  Bun- 
desstaaten, mit  der  unerläßlichen  Bedingniss  überlassen,  dass 
sie  ganz  gleich  organisirt,  bewaffnet  und  geübt  seyn  müsse. 

Als  Grundsatz  wird  jedoch  festgesetzt ,  dass ,  im  Falle  der 
Vertretung,  solche  nur  im  Corps  Statt  finden  kann. 

In  Ansehung  der  Gcschützcinbeit  wird  angenommen,  <te 
dort,  wo  das  zu  stellende  Contlngent  nicht  die  Zahl  6  oder  8  er- 
reichen sollte,  die  betreffenden  Staaten  sich  unter  einanderwegen 
des  Mchrstellens  von  einem  oder  zwei  Stücken  Geschützes  ver- 
einigen werden. 
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§.  26. 

Die  Theilhaber  an  den  combintrten  Corps  und  Divisionen 
werden  sich  unter  einander  vereinigen,  wie  sie  die  gesetz- 
lichen Abtheiiungen  zu  bilden  und  die  verschiedenen  Waf- 
fengattungen nach  dem  angenommenen  Verhältnisse  unter  sicii 
zu  vertheilen  Tür  gut  flnden,  und  diese  Uehereinkunft,  drei  Mo- 
nate  nach  Annahme  der  näheren  Bestimmungen,  der  Bundes- Ver- 
sammlung anzeigen. 

Da,  wo  sie  sich  nicht  vereinigen  könnten,  wird  die  Bundes- 
versammlung vermittelnd  einwirken,  und  nötigenfalls  ent- 
scheiden. 

§.  27. 

In  Jedem  Armeecorps  muss  auf  die  Bildung  einer  starken 
Cavallerie-  und  Geschütz- Reserve  Rücksicht  genommen 
werden. s) 

IV.  Abschnitt. 
Bereithaltung  im  Frieden. 
§.  28. 

In  jedem  Bundesstaate  muss  das  Contingent  von  einem  Pro- 
cent  der  Bevölkerung  so  marsch-  und  schlagfertig  erhallen  wer- 
den, dass  es,  vier  Wochen  nach  der  vom  Bunde  erfolgten  Auf- 
forderung ,  in  allen  seinen  Thcilen  zur  Vcrfiiguug  des  Obcrfeld- 
berrn,  auf  die  für  jedes  Armeecorps  zu  bestimmenden  Sammel- 
plätze, gestellt  werden  könne. 

§  29. 

Um  diesen  Zweck  zu  erreichen,  werden  folgende  Grund- 
sätze angenommen : 

1)  DasMaterial  der  Rüstung  für  alle  Waffengattungen 
muss  stets  in  gehöriger  Anzahl  und  Eigenschaft  vorhanden  seyn. 
Auch  müssen  in  den  Zeughäusern  die  nöthigen  Vorräthe  liegen, 
um  Jeden  Abgang  schnell  ersetzen  zu  können. k) 

§.30. 

2)  Die  Conlingente  des  Bundesheeres  müssen  auch  im  Frie- 
den vollständig  erhalten  werden.  Zur  Ersparung  des  Soldes  und 
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der  Verpflegung  kann  zwar  im  Frieden  bei  allen  Waflengattun- 
gen  eine  zeitliche  Beurlaubung  Statt  finden;  eiu  Tbeil  der 
Mannschaft,  so  wie  der  Dienstpferde ,  muss  jedoch  stets  bei  den 
Fahnen  und  im  Dienste  bleiben. 

§.  31. 

3)  Hierzu  wird  folgender  Massstab  aufgestellt: 

a)  Bei  dem  Fussvolke  muss  der  sechste  Theil  der  eiugeübten 
Mannschaft  und  wenigstens  zwei  Drittheile  der  Unterofflciere 
im  Dienste  beibehalten  werden.1) 

b)  Bei  der  Reiterei  wird  der  dienstthuende  Stand  in  der  Regel 
auf  zwei  Drittheile  der  Mannschaft  und  der  Dienstpferde 
festgesetzt,  Falls  nicht  die  besonderen  Landeseinrichtun- 
gen eine  Beschränkung  auf  ein  Drittheil ,  unbeschadet  des 
Zweckes ,  zulassen. m) 

Den  Bundesstaaten,  bei  welchen  keine  Beurlaubung 
der  Dienslprerde  Statt  findet  und  welche  keine  Landwehr- 
Cavallerie  stellen ,  ist  eine  Vacanthaltung  von  Dienstpfer- 
den in  Friedenszeiten  gestattet ;  es  darf  diese  Jedoch  nicht 
ein  Fünftheil  des  präsenten  Standes  übersteigen ,  und  es 
müssen  Vorkehrungen  getroffen  seyn ,  dass  die  Mobilma- 
chung derCavallerie  demungeachtet  in  der  bestimmten  Frisl 
geschehen  könne, 
cj  Bei  der  reitenden  Artillerie  wird  das  Minimum  des  dieost- 
thuenden  Standes  ebenfalls  auf  zwei  Drittheile,  unter  den- 
selben Modiflealionen ,  wie  bei  derCavallerie,  —  bei  der 
Fuss- Artillerie  aber  und  bei  der  Bespannung  des  Geschützes 
und  der  ersten  Munitionswagen  auf  ein  Drittheil  des  vollen 
Standes  festgesetzt. ") 

§.  32. 

Die  gesammte  Mannschaft  des  gewöhnlichen  ContingenLs 
nämlich  der  hundertste  Theil  der  Bevölkerung,  muss  alle  Jabr 
vom  Urlaube  einberufen,  und  wenigstens  durch  vier  Wochen  im 
Dienste  und  Gebrauche  der  Waffen  geübt  werden. 

Die  kleineren  Contingente  werden  sich  unter  einander  ver- 
einigen, die  Jährlichen  Uebuugen,  in  möglichster  Verladung 
aller  Waffengattungen,  allenfalls  in  Brigadeu,  vorzunehmen.0) 
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'  §.  33. 

Damit  flir  den  Fall,  wo  durch  besondern  Bundes- Beschluss 
(§.8)  eine  Verstärkung  des  Bundesheeres  nöthig  gefunden 
wird,  dieselbe  gehörig  aufgestellt  werden  könne,  müssen  in  Jedem 
Bundesstaate ,  der  nicht  ohnehin  eine  bedeutendere  Anzahl  von 
felddiensttauglichen  Truppen  unterhält,  schon  in  Friedenszeltcn 
Cadres  von  Ofllcieren,  Unterofllcieren  und  Spielleuten  für  den 
dreihundertsten  Theil  der  Bevölkerung,  nebst  dem  milbigen  Ma- 
terial, vorhanden,  auch  solche  Einrichtungen  getroffen  seyn, 
dass,  zehn  Wochen  nach  dem  gefassten  Bundcs-Beschlussc,  voll- 
standig  geübte  und  ausgerüstete  Regimenter,  Bataillons  und  Es- 
cadrous  schlagfertig  aufgestellt  werden  können. r) 

§.  34. 

Der  Bundes  -  Versammlung  wird  am  1.  Jänner  Jeden  Jahres 
eine  üeb ersieht  des  Standes  des  Bundesheeres  vorgelegt. 

Den  Bundesstaaten,  deren  Contingente  ein  oder  mehrere  Ar- 
meecorps  in  sich  begreifen,  bleibt  es  überlassen,  die  diesfallsigen 
Tabellen  nach  den  bei  ihnen  gelteuden  Einrichtungen  abzufassen.  qj 

Die  unter  Zahl  10  beigelegte  Tabelle  zeigt  die  Form  der 
Standes-Ausweise,  über  welche  sich  die  Theilhaber  der  gemisch- 
ten Armeecorps  vereinigt  haben.  Sie  werden  solche  corps-  oder 
wenigstens  divisionsweise  einsenden. 

Diejenigen  Bundesglieder,  welche  zusammen  eine  Division 
bilden,  werden  sich  unter  einander  über  die  Art  derMusterung 
einverstehen ,  und ,  drei  Monate  nach  Annahme  der  näheren  Be- 
stimmungen ,  Ihre  Anzeige  hierüber  an  die  Bundes- Versammlung 
machen. T) 

V.  Abschnitt. 
Mobilmachung  des  Bundeshceres. 

§.  35. 

Der  Bund  wird  beschlossen,  ob  von  jedem  Bundesstaate  nur 
ein  Theil  des  Contingents  oder  das  Ganze  zu  stellen  sey. 

§.  36. 

Wenn  das  Bundesheer  ausrückt ,  wird  vou  dem  Oberfeld- 
herrn für  alle  Contingente  ein  gemeinschaftliches  Erkennungs- 
zeichen vorgeschrieben . 
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§.  37. 

In  Hinsicht  der  Bewaffnung,  dann  des  Calibers  der  Ge- 
wehre und  des  Geschützes,  soll  in  jedem  Armeecorps  eine  solche 
Uebereinslimmung  Statt  finden,  dass  die  Munition  der  Artillerie, 
und  vorzüglich  jene  der  Feuergewehre,  gegenseitig  gebraucht 
werden  könne. ') 

§.  38. 

Was  zur  ersten  Ausrüstung  an  Munition  für  die  Feld- 
geschütze erforderlich  ist,  zeigt  die  Beilage  11. 

Von  diesem  Munitionsbedarf  werden  zwei  Drilthetle  dem 
Heere  mit  eigener  Bespannung  nachgeführt,  das  letzte  Drittheil 
aber  in  Depots  zur  Abltihrung  bereit  gehalten ,  jedoch  ohne  Ver- 
bindlichkeil zu  eigener  Bespannung. 

Diese  Depols  dürfen  nicht  über  24  Meilen  von  der  ersten 
Aufstellung  des  Bundesheeres  entfernt  seyn. x) 

Der  Munitionsbedarf  für  den  Belagerungspark  ist  aus  der 
Tabelle  2  ersichtlich. 

§.  39. 

Das  ärztliche  Personal  für  die  Linie  muss  bei  allen 
Contingenten  unausgesetzt  complet  erhalten,  nächstdem  aber,  im 
Falle  des  Krieges,  auf  den  zebuten  bis  zwölften  Theil  der  Stärke 
des  Bundesheeres  ein  hinlängliches  ärztliches  uud  ein  Hospital- 
Personale  aufgenommen  werden.") 

§.  40. 

Die  Vorräthe  an  Arzneien ,  Verband-Requisiten  und  Spital- 
Bedürfnissen  sind  auf  den  zehnten  bis  zwölften  Theil  der  Stärke 
eines  jeden  Corps  zu  berechnen,  und  es  muss  hierbei  die  Hallte 
für  bewegliche  Spitäler  in  Anschlag  gebracht  werden. 

Ein  eigenes  Sanitäts- Reglement  enthält  übrigens  auch  über 
diese  höchst  wichtigen  Gegenstände  besondere  und  genaue  Be- 
stimmungen.^ 

§.  41. 

Bei  Jedem  Armeecorps  sollen  so  viele  Backöfen  mitgeltihrl 
werden,  dass  in  24  Stunden  für  den  vierten  Theil  derMannscbaR 
ßrod  gebacken  werden  kann. 
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,  Das  Bäckerpersonale,  welches  militärisch  organisirt  und  be- 
waffnet werden  soll ,  um  nötigenfalls  für  die  Verteidigung  der 
Magazine  verwendet  werden  zu  können,  muss  so  berechnet  wer- 
den, dass  aur  jedes  Tausend  Mann  vier  Bäcker,  mit  Einschluss 
der  Oberbäcker,  kommen. 

§•  **• 

Die  Transportmittel  müssen  bei  Jedem  Armeecorps  der- 
gestalt eingerichtet  seyn,  dass  die  Naturalverpflegung  für  die 
Mannschaft  wenigstens  auf  vier  Tage  mitgeführt  werden  könne. 

§•  43. 

In  Hinsicht  der  Wa  f  fenübungcn  und  des  Dicnst- 
regiements  sollen,  wenigstens  in  der  Hauptsache ,  bei  jedem 
Armeecorps  gleiche  Grundsätze  beobachtet  werden. w) 

§.  44. 

Unter  den  Officicren  der  verschiedenen  Bundesstaaten  bei 
Zusammenziehung  der  Contingenle'  und  im  gemeinschaftlichen 
Dienste  entscheidet  über  den  Rang  der  Militärgrad  und  das 
Dienstalter. 

Um  Jedoch  in  dieser  Beziehung  allen  lnconvenienzen  hei  Ver- 
einigung verschiedener  Abtheilungen,  vorzubeugen,  wird  als 
Regel  restgesetzt :  dass  nur 
fiir  eine  Division  ein  General  -  oder  Feldmarschall-Lieutenant; 
Tür  eine  Brigade  ein  Generalmajor  oder  General -Feld  Wacht- 
meister 5 

für  ein  Infanterie-Regiment  von  2  bis  3  Bataillons, 
für  ein  Cavallerie  Regiment  von  4  bis  8  Escadrons,  dann 
für  6  Batterien,  ein  Oberst; 
für  ein  Infanterie-Bataillon  von  4  bis  6  Compagnien, 
für  eine  Cavallcrie-Division  von  2  Escadrons,  dann 
für  2  Batterien,  ein  Oberstlieutenant  oder  Major; 
fiir  eine  Compagnie  oder  Schwadron,  und 
fiir  eine  Batterie  von  6  bis  8  Geschützen  ein  Hauptmann  oder 
Oberlieutenant, 

als  Commandant  zu  ernennen  ist. 

Uebrigens  bleibt  es  den  Staaten  unbenommen,  ihren  Officieren 

im  eigenen  Contingent  einen  beliebigen  Dienstgrad  zu  ertheilen; 
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bei  Zusammenfassung  verschiedener  Abtheilungen  wird  Jedoch 
nicht  auf  diesen,  sondern  nur  auf  Jenen  Rücksicht  genommen, 
der  ihnen ,  zufolge  obiger  Bestimmungen ,  nach  der  Abtneilung, 
weicher  sie  vorstehen,  zukommt.  «) 


Die  zu  diesen  näheren  Bestimmungen  gehörigen  Tabellen 
von  Ziffer  t  bis  11  wurden  diesem  Protokolle  unter  Zahl  16  bei- 
gelegt. 

o)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  XI,  S.  204  u.  f. 

t)  Nach  dem  Besch  lusse  der  Bunde s-Versammlu ng  vom 
9.  December  1830  (s.  unten)  ist  für  die  Contingente  von  Nassau. 
Oldenburg  und  Frankfurt,  nachdem  diese  Staaten  ganz  oder 
zum  Theil  von  der  Stellung  der  kostspieligeren  Truppengattungen 
befreiet  worden ,  eine  vermehrteKopfzahl  angesetzt. 

c)  Nach  dem  Beschlüsse  der  Bundes-Versamml  ung  vom 
14.  December  1830  (s.  unten)  ist  die  Stärke  der  Cavallerie  für  das 
Contingent  von  Mecklenburg-Strelitz  auf  ein  Zehntheil  des 
Ganzen  bestimml  worden. 

Nach  dem  Beschlüsse  der  Bundes- Versammlung  vom 
9.  December  1830  (s.  unten)  stellen  Nassau,  Ol  den  bürg  und  die 
neunzehn  Staaten,  deren  Contingente  zur  Reserve-Infan- 
terie-Division vereinigt  sind,  keine  Cavallerie. 

ff")  Nassau  hat  nach  dem  gedachten  Besch  1  usse  vom  9.  De- 
cember 1830,  die  Verpflichtung  eine  grössere  Geschützquote 
zu  stellen  d.  h.  eine  Batterie  von  8  Geschützen.  Dagegen  sind  nach 
demselben  Beschlüsse  die  erwähnten  neunzehn  Staaten, 
deren  Contingente  die  Reserve-Infanterie-Division  bilden, 
von  der  Artilleriestellungfrei. 

e)  Nach  dem  Beschlüsse  derBundes-Versamralung  vom 
9.  December  1830  ist  das  neunte  Armeecorps  von  der  Stellung 
zum  Belagerungsparke  befreiet. 

/)  Nach  dem  Beschlüsse  der  Bundes-Versammluug vom 
25.  April  1831  (s.  unten)  werden  bei  den  neunzehn  zur  Reserve- 
Infanterie-Division  gehörigen  Contingenten  auf  je  1000 
Manu  132  Jäger  oder  Scharfschützen  gerechnet,  Falls  ein- 
zelne der  dabei  interessirten  Staaten  es  nicht  vorziehen ,  ihr  ganzes 
Contingent  in  Truppen  der  genannten  Art  zu  stellen. 


Digitized  by  Google 


511 


Nach  der,  laut  B  es  c  hluss  der  Bundes-Versammlung  vom 
10.  December  1840  beabsichtigten  Einteilung  der  erwähnten  Division 
Görden  die  Contingentc  von  Liechtenstein,  Hessen-Homburg 
und  Schau  m bnrg-Lippe  ganz  in  Jägern  gestellt  werden. 
V'ergl:  Die  Kri  egs  Verfassung  des  teutschcn  Bundes 
nach  den  neuesten  Bestimmungen,  S.  18. 

g)  Die  ursprünglichen  Festsetzungen,  auf  denen  die 
tintheilung  in  dieser  Lebersicht  beruhet,  sind  durch  die  Beschlüsse 
der  Bund  es- Versammlung  vom  9.  December  1830  und  vom 
W.  April  1831  a bgea  n  der t  worden. 

Das  Grossherzoglhiim  Oldenburg  stellt  29  Mann  mehr,  da  das 
Kontingent  der  Herrschaft  kniphausen,  welche  nach  der  am 
S.Juni  1825  zu  Berlin  abgeschlossenen  Ueberei n kun f l  (S.  Th.  H, 
Abth.  I.  S.  742,  Nr.  LXXXV,  A)  zum  Deutschen  Bunde  gehört, 
'»N  t  lcn  besitzt  und  einen  Bestaiidthcil  derOldenburgischen  Infan- 
tprie-Brigadc  ausmacht,  (s:  unten.) 

Ferner  stellt  Preussen,  wegen  des  Erwerbes  des  Fürstentums 
l.n  liienberg  von  Sachsen  -  Coburg  -  Gotha  ,  die  auf  diesen 
Obietstheil  fallende  Quote ,  so  dass  sein  einfaches  Conlingcnt  jetzt 
um  250  Mann  grosser,  dagegen  dos  von  Sachsen-Coburg-Gotha  um  so 
vif I  Mann  kleiner  ist.  (s.  unten.) 

Das  einfache  Contingent  des  Grossherzogthums  Luxemburg 
>l.  wegen  der  eingetretenen  Gebietsveränderung,  nach  der 
neaesten  Bundesmatrikel  um  20  Mann  vermindert. 

h)  Nach  dem  Beschlüsse  der  ß  u  n  d  e  s  -  V  e  r  s  a  m  m  1  u  n  g  vom 
10.  December  1840  soll  als  Kinheit  der  Formalion  von  Infanterie  das 
Bataillon  angenommen  werden,  weshalb  alle  diejenigen  (Kontin- 
gente, welche  eine  solche  Starke  nicht  erreichen,  unbeschadet  aller 
Hechte,  zu  combinirten  Bataillonen  zu  vereinigen  sind, 
v  unten.) 

Durch  den  Besc hluss  der  Bundes  -  Versammlung  vom 
ft.October  1835  wurde  die  Binlheilong  der  Rcservc-lnfa uteri e- 
Division  in  drei  Inspectionen  festgesetzt;  so  wie  der  Bc- 
ichluss  vom  10.  December  1840  die  Absicht  ausspricht,  dieselbe  in 
dreizehn  Bataillone  einzuteilen. 

Obgleich  das  Contingent  der  freien  Stadt  F ran kfurt  zur  Dis- 
position des  Oberfeldherrn  gestellt  ist,  so  wird  dasselbe  doch  der 
Widmung  zum  Bundes-Feslungs-Dienste  keineswegs  entzogen.  (S.  un- 
ten Besch  I  u  s  s  der  Bundes-Versammlung  vom  3.  Marz  1831.) 

Das  Contingent  von  Luxemburg  macht  nach  dem  Besen  i  usse 
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der  Rundes- Versammlung  vom  14.  December  1830  einen  Theil 
der  Kriegsbesatzung  der  Bundesfestung  Luxemburg  aus.  Demunge- 
achtet  gehört  es,  nach  dem  Beschlüsse  der  B  und  es  -Vers  am  ro- 
lung  vom  17.  Februar  1831,  auch  ferner  zum  neunten  Armeecorps. 
Vergl:  Die  Kriegsverfassung  des  teutschen  Bundes 

u.  s.  w. ,  S.  2 1  ,  22. 
/)  Nach  dem  Beschlüsse  der  Bundes-Versammlung  vom 
10.  December  1840  sind  Aenderungen,  welche  die  hohen  Contingents- 
Regicrungen  in  der  Organisation  und  den  sonstigen  Einrichtungen 
ihrer  zum  Bundesheere  gehörigen  Truppen  vornehmen ,  stets  zur 
Kenntniss  der  Bundes-Versammlung  zu  bringen. 
Vergl:  Die  Kriegsverfassung  des  leutschen  Bundes 

u.  s.  w.  S.  23.  • 
Ar)  Nach  dem  Beschlüsse  der  Bundes-Versam mlung  vom 
24.  Juni  184!  müssen  für  den  completen  Stand  des  auf  den  Kriegsfuss 
berechneten  Contingents  nicht  nur  die  Waffen ,  die  Munition ,  Beklei- 
dung, Equipirung  und  Feldausrüstung  jeder  Art,  sondern  auch  dir 
gesammte  Pferdeausrüstung  und  Reschirrung  für  die  Cavallerip ,  Ar- 
tillerie und  die  Trains,  deren  jede  ausrückende  Truppe  bedarf,  vor- 
handen seyn.  Für  letztere  müssen  bereits  im  Frieden  die  Fuhrwerke 
vorräthig  gehalten  werden,  daher  namentlich  die  Regiments-,  Muni- 
tions-,  Laboratorien-,  Spital-,  Räckerei-  und  Pontons-Fuhrwesen,  so 
wie  die  Transportmittel  für  die  regelmässige  Verpflegung  der  Truppen. 
Vergl:  Die  Kriegs  Verfassung  des  teutschen  Bundes 

S.  24,  25. 

/)  Der  volle  Bedarf  an  Ofllcieren,  welcher  nach  allgemeinen  Grund- 
sätzen zu  der  Kriegsformation  des  ganzen  Contingents  gehört,  soll 
auch  im  Frieden  stets  beibehalten  werden. 

Der  complete  Stand  wirklicher  Unterofflciere  und  der  Spielleute 
soll  in  der  Regel  auch  im  Frieden  präsent  gehalten ,  und  von  ersteren 
nur  da,  wo  es  die  Landeseinrichtungen  unbeschadet  des  Zweckes  ge- 
statten, höchstens  ein  Drittheil  beurlaubt  werden. 

Ferner  bestimmt  derBeschlussderBundes- Versammlung 
vom  24.  Juni  1841 : 

Von  der  eingerückten  Mannschaft  soll  mindestens  ein  Sechstheil 
stets  bei  den  Fahnen  bleiben,  in  welches  keine  Rekruten  einzurechnen 
sind.  Letztere  müssen  bis  zu  ihrer  völligen  Ausbildung,  über  jene 
Zahl  hinaus ,  im  Dienste  behalten  werden. 

Der  Präsenzstand  ist  übrigens  so  zu  regeln,  dass  die  Gesammt- 
summe  der  Zeit,  welche  der  Soldat,  nachdem  er  aufgehört  hat,  Rekrut 
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zu  seyn ,  bei  den  Fahnen  zubringt ,  je  nach  den  besonderen  Landes- 
finrichtnngen,  nicht  unter  anderthalb  bis  zu  zwei  Jahren  festgesetzt 
*  erde. 

m)  Der  Beschluss  der  Bundes  -  Versammlung  vom  24. 

Ion  D f\s U mint  : 

Der  Stand  der  Oülciere  soll  ebenso  wie  bei  der  Infanterie  auch 
im  Frieden  vollzählig  erhalten  werden. 

Hinsichtlich  der  Unterofficiere  und  Trompeter  ist  die  geltende 
Regel  festzuhalten,  dass  dieselben  weder  vacant  gehalten,  noch  beur- 
uiiDi  weruen  aunen. 

Nur  in  dem  selten  anzunehmenden  Falle,  wo  besondere  Einrich- 
tungen es  dem  Zwecke  unbeschadet  gestatten ,  soll  eine  temporäre 
Beurlaubung  derselben  von  höchstens  einem  Drill  heile  in  denjenigen 
Bundesstaaten,  die  sich  für  das  Beurlaubung- System  erklärt  ha- 
ben, sowie  von  einem  Fünftheile  in  denjenigen  Bundesstaaten ,  die 
das  System  der  Vacanthaitung  eines  Fünflheils  der  Pferde  vorgezogen 
haben ,  Statt  linden  können. 

Von  der  geraeinen  Mannschaft  und  den  Pferden  kann,  in  den 
Staaten ,  in  welchen  das  Beurlaubungs-System  Statt  findet ,  und  wo 
demnach  sämmt liehe,  zum  Kriegsetat  gehörige  Pferde  im  Besitze  der 
Regierung  seyn  müssen,  ein  Drittheil  im  Frieden  beurlaubt  werden; 
dagegen  fällt  die  im  obigen  §.  nachgelassene  Beurlaubung  von  zwei 
Drittheilen  der  Mannschaft  und  Pferde  wreg.  Wo  die  Vacanthaitung 
eingeführt  ist ,  die  —  wie  oben  im  §.  festgesetzt  ist ,  —  ein  Fiinftheil 
des  Pferdebedarfes  betragen  darf,  soll  auch  das  correspondirende  Fünf- 
iheil  der  Mannschaft  beurlaubt  werden  können.  Es  ist  aber  dann 
darauf  zu  halten ,  dass  vier  Fünftheile  der  Pferde  und  Mannschaften 
des  Contingents  (nach  Abzug  der  Oülciere ,  Unterofficiere  und  Trom- 
peter) stets  im  Dienste  bleiben ,  und  jeder  Ausfall ,  sey  er  durch  Ab- 
gang oder  durch  temporären  Urlaub  entstanden ,  immer  durch  Ein- 
ziehung derselben  Zahl  von  Leuten  aus  dem  beurlaubten  Fünftheil 
ersetzt  werde. 
Vergl:  Die  Kriegsverfassung  u.  s.  w.  S.  27. 

n)  Der  Beschluss  der  Bun  des-Versammlung  vom  24. 
Juni  1841  «riebt  folgende  Bestimmungen : 

Bei  der  r  e  i  t  e  n  d  e  n  A  r  t  i  1 1  e  r  i  e  finden  dieselben  Bestimmungen 
Anwendung,  welche  für  die  Cavallerie  gegeben  worden  sind. 

Bei  der  Fuss- Artillerie  ist  der  volle  Bedarf  an  Offleieren 
ebenfalls  beizubehalten.  In  Beziehung  auf  den  Präsenzstand  und  die 
Beurlaubung  der  Unterofficiere  in  Friedenszeiten,  treten  dieselben 
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Grundsätze  wie  bei  der  Cavallerie  ein.  Von  den  zu  36  Maon  auf  ein 
Geschütz  normal  massig  berechneten  Mannschaften  (§.  15)  mnss,  mit 
Ausschluss  der  Rekruten,  stets  ein  Drittheil  im  Dienste  seyn,  wogegen 
der  Rest  temporär  beurlaubt  werden  kann.  Die  Mannschaft,  welche 
zu  der  im  Frieden  beizubehaltenden  Bespannung,  sowohl  bei  der 
Fuss-  als  bei  der  reitenden  Artillerie,  gehört,  ist  in  diesem  DrittheiJe 
nicht  mit  einzurechnen. 

Hinsichtlich  der  Bespannung  ist  der  bestehende  Grundsatz, 
dass  für  ein  Driltheil  sämmtlicher  Geschütze  und  der  ersten  Munitions- 
wagen die  kriegsmässige  Bespannung  im  Frieden  stets  im  Dienste  seyn 
soll,  festzuhalten ;  dabei  aber  den  hohen  Regierungen  zu  überlassen, 
ob  sie  diese  normalmassige  Zahl  von  Pferden  auf  sämmtliche  Batterien 
vertheilen ,  oder  ganze  Batterien  bespannt  andere  unbespannt  lassen 
wollen. 

Die  Zugpferde  für  die  nicht  den  Batterien  unmittelbar  angehörigen 
Munitionswägen ,  so  wie  die  Bespannung  aller  andern  Fuhrwerke  des 
Contingents,  können  im  Frieden  vacant  gehalten  werden. 

Bei  den  Ponton  nieren,  Pionnieren,  Sappeureu  und  Mi- 
neu  reu  treten  für  die  Friedensbereitschafl  dieselben  Grundsätze,  wie 
bei  der  Fuss- Artillerie  ein. 

Vergl:  D  ie  Kriegsverfassung  u.  s.w.  S.  28,  29. 


Nach  demselben  Beschlüsse  der  Bundes-Versammlung 
sind  sämmtliche  in  den  §§.  29  bis  31  angeführten  Bestimmungen  für 
die  Friedensbereitschaft  der  Natur  nach  als  Minima  zu  betrachten; 
also  unbeschadet  Desjenigen ,  was  über  diese  hinaus  durch  die  beson- 
deren Landes-  and  sonstigen  Verhältnisse  noch  weiter  geboten ,  und 
dieserhalb  von  den  hohen  Regierungen  im  Sinne  der  bestehenden 
Kriegsverfassung  zur  vollständigeren  Sicherung  der  Bereitschaft  an- 
geordnet worden  ist;  und  zwar  so,  dass  die  in  dieser  Beziehung  in 
den  einzelnen  Bundesstaaten  bisher  getroffenen  Anordnungen,  nament- 
lich jene,  welche  sich  auf  den  Präsenzstand  von  Unterofficieren,  Spiel- 
leuten und  Pferden  beziehen,  auch  fernerhin  aufrecht  erhalten  werden 
sollen. 

Vergl:  Die  Kriegsverfassung  u.  s.  w.  S.  29,  30. 

o)  Durch  den  ßeschluss  der  Bund  es -  Versammlung  vom 
10.  December  1840  ist  empfohlen: 

In  Ansehung  der  Reserve-Infanterie-Division  — ,  die 
Formation  der  combinirten  Bataillone  (vergl.  Noteh)  schon  im  Frieden 
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antreten  zu  lassen,  jedem  derselben  einen  aus  dem  Befehlshaber  und 
Adjutanten  bestehenden  Stab  zu  geben ,  und  die  Bestimmung  zu  treffen, 
dass  das  Bataillon  mindestens  jedes  zweite  Jahr  zu  grösseren  Uebun- 
jen  vereinigt  werde ; 

ZurBewirkung  der  nöthigen  taktischen  Ausbildung  Einrichtungen 
m  treffen ,  um  die  Bataillone  der  genannten  Division  an  grössereu 
Truppenübungen  der  inspicirenden  Machte  Theil  nehmen  zu  lassen. 

Vergl:   Die  Kriegsverfassung  u.  s.  w.    S.  30  und  Bei- 
lage 9*. 

p)  DerBeschluss  der  Bund  es- Versammlung  vom  24.  Juni 

Um  in  denjenigen  Staaten,  welche  nicht  ohnehin  eine,  das  ordent- 
liche Contingent  (von  einem  Procent  der  Bevölkerung)  um  ein  Drit- 
theil  übersteigende  Anzahl  von  felddiensttauglichen  Truppen  unter- 
Wien, den  Bestimmungen  des  §.  zu  genügen,  und  um  nöthigen  Falls 
die  Reserve  auch  noch  in  kürzerer  Zeit  als  zehn  Wochen  schläg- 
st marschfertig  aufstellen  zu  können ,  ist  zur  näheren  Erläuterung 
und  genaueren  Bestimmung  der  ertheilten  Vorschriften  festgesetzt: 

1.  DieOfflcicre,  ünterofllciere  und  Spielleute,  welche  zu  dem 
Bestände  der  Reserve  gehören,  müssen  schon  in  dem  Friedensetat 
vorhanden ,  und  die  der  Reiterei  beritten  seyn.  Zur  Ersparung  wird 
nachgelassen,  dass  die  Hälfte  der  Offlciere  im  Frieden  aus  solchen 
bestehe ,  die  verabschiedet ,  aber  noch  diensttauglich  sind ,  und  dass 
von  den  ünterofilcicren  die  Hälfte  beurlaubt  werde. 

2.  Unter  den  Mannschaften  für  die  Reserve  sind  nur  solche  zu 
verstehen,  die  schon  ihre  Ausbildung  vorher  erhalten  haben.  Leute, 
die  ohne  vorher  exercirt  zu  seyn ,  nur  in  den  Listen  geführt  werden, 
sind  kein  Material  für  die  Rerserve.  Die  erforderliche  Anzahl  einge- 
übter Mannschaft  ist  im  Frieden  dadurch  bereit  zu  halten, 

dass  entweder  die  Kopfzahl  des  Contingents  um  ein  Drittheil 
erhöhet  wird ,  und  durch  einen  angemessenen  Turnus  sämmt- 
liche  Mannschaften  ausgebildet  werden ,  oder  dass  die  Reserve 
aus  Leuten  zusammen  gesetzt  wird,  welche  ihrer  Militärpflich- 
tigkeit in  den  gewöhnlichen  Contingenten  bereits  genügt  haben. 
In  letzterem  Falle  aber  ist  es  unerlässlich ,  dass  diese  ausge- 
dienten Leute  in  einen  bestimmten  militärischen  Verband  ge- 
bracht, stets  evident  gehalten ,  und  während  einer  kurzen  Zeit 
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Bekleidung,  Equipirung  and  Fuhrwesen  muss  auch  im  Frieden  stet 
vollständig  seyn. 
Vergl:  Die  K  riegsverfassung  u.  s.w.  S.  81,32. 

DerselbeBeschluss  derBundes-Versammlung  setzt  fest 
Um  die  Bestimmungen  der  §§.  4  und  5  der  Kriegs  Verfassung  hin- 
sichtlich der  Ersatzmannschaft  zu  sichern ,  ist  festgesetzt  wor- 
den, dass  es  erforderlich  ist,  im  Friedensetat  jedes  ContingenU  die 
Mittel  zu  besitzen ,  um  die  Ersatzmannschaft  unverzüglich  mit  ihrem 
Cadre  an  Offleieren,  ünteroffleieren  und  Spielleuten  versehen,  und 
dieselbe  in  der  durch  die  Kriegsverfassung  vorgeschriebenen  Zeit  den 
Gontingente  in  felddiensttauglichem  Stande  nachsenden  zu  können. 
Vergl:  Die  Kriegsverfassung  u.  s.w.  S.  32. 
q)  Vergl:  Die  Kriegsverfassung  u.  s.  w.  S.  33.  Daselbst 
heisst  es : 

„Statt  der  vorstehend  gedachten  Sundestabelle  ist  eine  von 
sämmtlichen  hohen  Bundesstaaten  am  1.  Januar  jeden  Jahres, 
nach  dem  (in  der  Beilage  10 •  enthaltenen)  Schema  und  den  zu  des- 
sen richtigen  Verständniss  dienenden  Bemerkungen  (s.  Beilage  10 ' 
ausgearbeitete  Standestabelle  der  hohen  Bundes- Versammlang 
zu  überreichen.  (Bundes  -  Beschluss  vom  24.  Juni  1841.)  Durch 
den  Beitritt  der  betheiligten  hohen  Begierungen  zu  diesem  Beschlasse 
ist  der  zweite  Absatz  des  §.  als  unterdrückt  zu  betrachten." 

r)  Der  Beschluss  der  Bund  es- Versammlung  vom  24.  Juni 
1841  bestimmt: 

In  Bezug  auf  die  gemeinschaftlich  en  Muster  un gen  der 
gemischten  Divisionen  sind  die  hohen  Begierungen,  welche  die 
2.  Division  des  9.  Armeecorps,  so  wie  die  zwei  Divisionen  des  10.  Ar- 
meecorps stellen,  ersucht,  sich  binnen  Jahresfrist  über  deren 
Bewirkung  gegen  den  Bund  zu  äussern. 


Hinsichtlich  der 

Inspicirungen 
sind  nachstehende  Bestimmungen  getroffen  (vergl:  Die  Kriegsver- 
fassung u.  s.  w.  S.  34  —  42) : 

Die  hohe  Bundes- Versammlung  hält  Inspicirungen  für  zweck- 
dienlich ,  um  namentlich  eine  möglichst  genaue  Kenntniss  von  der 
bundesverfassungsmässigen  vollen  Friedensbereitschaft  des  Bundes- 
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beeres,  und  der,  in  Beziehung  auf  alle  in  der  Kriegs  Verfassung  ent- 
haltenen Bestimmungen,  in  den  Bundesstaaten  getroffenen  Einrich- 
Utagen  zu  erlangen. 

Zn  diesem  Zwecke  sind  angeordnet  worden : 

eine   allgemeine   Inspicirung   sämmtlicher  Armee- 
corps, und 

besondere  Inspicirungen  der  Reserve-Infanterie- Di- 
vision. 

A.  Allgemeine  Inspicirung. 

Eine  allgemeine  Inspicirung  sämmtlicher  Armeecorps  soll  im 
Jahre  1841  Statt  finden.  Die  hierzu  durch 

Bundes-Beschluss  vom  24.  Juni  1841 
erlassene  Instruction  enthält  im  Wesentlichen  Folgendes : 

Die  Inspicirung  wird  im  Namen  und  aus  Auftrag  des 
Durc hlauch tigsten  Bundes  vollzogen.  Das  Bereich  des  ge- 
rammten Bundesheeres  ist  in  Inspicirungsrayons  eingetheilt, 
von  denen  jeder  mindestens  eine  ganze  Division  umfasst.  Für  jeden 
dieser  Rayons  werden  drei  Generale  verschiedener  Bundesstaaten 
sainspecteuren  ernannt,  die  ihren  Auftrag  gemeinschaftlich  voll- 
führen. Die  hierbei  hetheiligten  Regierungen  haben  sich  dieserhalb 
anter  einander  zu  verständigen  und  die  getroffene  Wahl  sowohl  der 
hohen  Bundes- Versamm  1  ung  als  den  Staaten ,  welche  iu  dem  Inspi- 
drnngsrayon  begriffen  sind,  anzuzeigen.  Ebenso  haben  zwischen  den 
betheiligten  hohen  Regierungen  Vereinbarungen  über  die  nähere  Be- 
stimmung der  Zeit  und  des  Ortes  der  Musterung  zu  geschehen. 

^S^^^^dist^i n ^ ^  tlcs  d^Jö  Inspcc l»cui*dJ  ertöte u  fl»i*ci ^^o^  &m  d  % 
eine  genaue  und  vollständige  Kenntniss  der  gesammten  Militärcin- 
richtungen  des  betreffenden  Staates ,  zu  welchem  Behufe  sie  sich  von 
der  hohen  Regierung  desselben  folgende  Uebersichten  und  Nachwei* 
wogen  zu  erbitten  haben : 

a)  die  gesammte  Organisation  des  Contingents,  sowohl  für  die,  Frie- 
dens- als  die  Kriegs-Formation  desselben ; 

b)  die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Militärpflichtigkeit  und 
Dienstzeit; 

c)  den  wirklichen  Präsenzstand  an  Mannschaften  und  Pferden  für 
die  verschiedenen  Epochen  des  Jahres ; 

d)  die  Zeit  der  ersten  Ausbildung  bei  den  verschiedenen  Waffen- 
gattungen, und  die  Verwendung  der  gesammten  Dienstzeit; 
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c)  die  Mittel  zur  Bildung  des  Ersatzes  an  Offleieren,  (Jnterofflciereii 

und  Mannschaften ; 

f)  die  Organisation  der  Reserve,  und  zwar  die  schon  im  Friedens- 
etat  vorhandenen  Ofliciere  und  l  nterofficiere ,  die  Gesanuntzahl 

.  der  für  die  Reserve  disponibeln  ausexercirlen  Mannschaften,  die 
ständige  Formation  dieser  Truppe,  und  deren  jährliche  Uebungen  : 

g)  die  Zeit  und  den  Umfang  der  grösseren  Zusammenziehungen  und 
Uebungen  des  gesanimten  Contingents ; 

h)  die  Galiber,  sowohl  der  Geschütze  als  des  kleinen  Gewehrs ; 

i)  die  Exercir-  und  Dienst-Reglements  jeder  Art ; 

k)  die  Vorräthe  des  gesammten  Materials  der  Ausrüstung  und  zwar 
die  Geschütze,  die  kleinen  Feuerwaffen,  die  blanken  Waffen,  das 
lose  Pulver,  die  fertige  Munition,  die  Bekleidung  und  Equipirung, 
die  Pferdcausrüstung,  die  Fuhrwerke  für  das  Regiments-,  Muni- 
tion s-.  Laboratorien-,  Spital-,  Bäckerei-Fuhrwesen,  die  Ponton- 
trains,  die  Transportmittel  für  die  regelmässige  Verpflegung  der 
Truppe ; 

1)  die  Einrichtungen  und  Mittel,  um  aus  dem  Friedensetat  der  Mann- 

schallen  auf  den  Kriegsfuss  überzugehen : 
m)  die  organischen  Vorkehrungen ,  um  die  für  den  vollen  Kriegs- 
etat erforderliche  Vermehrung  an  Pferden  für  die  Cavallerie  uud 
Artillerie  schon  im  Frieden  stets  sicher  zu  stellen; 
n)  die  Zeit,  um  jeden  einzelnen  Trappentheil  in  seinen  Standquar- 
tieren vollständig  marschfertig  zu  machen ; 
o)  die  Zeit,  welche  zur  Vereinigung  des  gesammten  Contingents  an 
den  bestimmten  Sammelplätzen  erforderlich  ist. 
Es  erfolgt  ferner,  zur  Ergänzung  der  aus  diesen  schriftlichen  Mit- 
theilungeu  genommenen  Kenntniss  des  Contingents,  die  Besich- 
tigung einiger  Truppentheile  der  drei  Waffen  in  ihren  Standquar- 
tieren. Da  es  hierbei  nur  auf  Erreichung  des  nächsten  Zweckes  an- 
kommt, so  haben  sich  diese  Inspectlonen  auf  einzelne  Bataillone, 
Escadronen  und  Batterien  zu  beschränken.  Die  Wahl  der  zu  mustern- 
den Truppen  geht  von  den  inspicirenden  Generalen  aus.  Auch  haben 
sich  letztere  zu  einigen:  welche  Truppen  sie  im  Präsenzstande, 
und  welche  sie  in  der  durch  die  Kriegsverfassung  normirten  vollen 
Friedensformationzu  mustern  beabsichtigen.  Bei  Meinungsver- 
schiedenheiten entscheidet  die  Stimmenmehrheit.  Da  für  die  Besich- 
tigung der  Truppentheile  in  dem  Präsenzstande  keine  Vorbereitung 
erforderlich  ist,  so  kann  eine  solche  unmittelbar  nach  der  diesfällig 
an  die  hohcContingents-Regierung  geschehene  Anzeige  vorgenommen 
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werden ;  hingegen  muss  bei  einer  Besichtigung  der  in  der  vollen  Frie- 
densformation vorzuführenden  Truppen  der  Zeitpunkt  abgewartet 
werden,  welcher  nach  der  bestehenden  Landeseinrichtung,  zur  Ein- 
berufung ihrer  temporär  beurlaubten  Mannschaft  und  zu  den  übrigen 
oothigen  Anordnungen  erforderlich  ist.  —  Die  Besichtigung  eines 
Tmppentheils  in  der  wirklichen  Kriegsstärke  kann  nur  im 
FaJIe  eigenen  Anerbietens  der  betreffenden  Contingents- Regierung 
Statt  finden.  —  Uebrigens  ist  den  Inspecteuren  möglichste  Rücksicht- 
nahme auf  etwaige  Bemerkungen  der  betheiligten  hohen  Landesregie* 
rang,  so  wie  auch  die  sorgsame  Beachtung  der  obwaltenden  Verhält- 
nisse empfohlen.  Da  die  Besichtigungen  znm  Zweck  haben,  den 
inspicirenden  Generalen  einen  sichern  Anhalt  zur  Beurtheilung  der 
Marsch  -  und  Schlagfertigkeit  der  Contingente  im  Allgemeinen  zu  ge- 
währen, so  sollen  sie  sich  sowohl  auf  die  eigentliche  Evidentstelluug 
der  gemusterten  Truppe ,  als  auf  deren  taktische  und  dienstliche  Aus- 
bildung beziehen ,  und  ist  danach  die  Ausführung  der  Musterung  zu 
bemessen. 

Um  diese  Kenntniss  auch  von  den  vorhandenen  Kriegsvorrathen 
jeder  Art  zu  gewinnen,  haben  die  Inspccteure  sich  die  Einsicht  einiger 
Depots  und  Aufbewahrungsorte  nach  eigener  Wahl  gehörigen  Orts 
zu  erbitten. 

Bei  denjenigen  Bundesgliedern,  deren  Staaten  nur  zum  Theile 
zum  Deutschen  Bunde  gehören,  soll  die  Inspection  sich  nur  auf  die- 
jenigen Truppenkörper  und  deren  Ausrüstungen  erstrecken ,  welche 
als  Theile  des  verfassungsmässigen  Bundescontingents  bezeichnet 
worden  sind.  Den  Inspecteuren  steht,  wie  dieses  aus  der  Natur  der 
Sache  fliesst,  keinerlei  Einwirkung  auf  die  von  ihnen  gemusterten 
Contingente  zu.  Sie  haben  sich  lediglich  auf  die  Feststellung  des 
Thatbestandes  zu  beschränken  und  auf  dessen  durchgeführte  Ver- 
gleichung  mit  den  Vorschriften  der  Bundes- Kriegsverfassung.  Ihr 
Geschäft  ist  daher  beendigt,  sobald  sie  eine  vollständige  Kenntniss 
erworben  haben :  wie  sich  das  Militärwesen  des  betreffenden  Staates 
in  aller  und  jeder  Beziehung  zu  den  für  den  gesammten  Bund  allge- 
mein gültigen  Grundsätzen  verhält.  Die  Resultate  ihrer  Sendung 
legen  sie  in  einem  umfassenden  Berichte  nieder ,  der ,  begleitet  von 
den  ihnen  von  den  hohen  Regierungen  mitgetheilten  Originalnach- 
richten, an  die  hohe  Bundes-Versammluug  zu  befördern  ist. 
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B.  Inspicirung  der  Reserve-Infanteric-Division. 
Die  hierzu  durch 

Bundes  -  Beschluss  vom  1.  April  1841  (eingeführt  wurde  diese 

Musterung  im  Jahre  1831) 
erlassene  Instruction  enthält  im  Wesentlichen  Folgendes: 

Die  Musterung  wird  im  Namen  und  aus  Auftrag  des 
Durchlauchtigsten  Bundes  vollzogen  üeber  nähere  Bestim- 
mung der  Zeit  und  des  Orts  der  Musterung  finden  zwischen  der  Re- 
gierung, welche  den  Inspecteur  giebt,  und  der  Contingents-Regierung 
Vereinbarungen  Statt.  Am  Orte  seiner  Bestimmung  hat  der  Inspections- 
General  mit  dem  Contingents-Befehlshaber  über  die  Details  der  Muste- 
rung Rücksprache  zu  nehmen. 

Gegenstände  der  Musterung  sind : 

a)  Stand  des  Contingents.  Dasselbe  erscheint  hierzu  mög- 
lichst in  seiner  vollen  Stärke  und  mit  vollständigem  Gepäcke. 
Da  es  nur  aus  völlig  eingeübter  und  felddienstlahiger  Mannschaft 
bestehen  soll,  so  sind  von  der  Musterung  Ganz  -  und  Halb-Inva- 
liden jeden  Grades  ebensowohl  ausgeschlossen  als  noch  nicht 
eingeübte  Rekruten.  Dem  Inspecteur  wird  ein  Standesausweis 
(s.  die  Kriegsverfassung  u.  s.  w.,  Beilage  13)  über- 
reicht. Unter  den  darin  angegebenen  Abwesenden  können  nur 
begriffen  seyn :  Commandirtezu  Diensten ,  welche  der  Be- 
stimmung und  den  Dienstverhältnissen  des  Bundescontingents 
nicht  fremd  sind;  die  Lazareth-Kranken  und  Maroden; 
die  im  Untersuchungs-Arrest  befindlichen,  oder  mit  Gar- 
nisons  -  Arrest  bestraften  Individuen  (Festungs  -  Arre- 
stanten gehören  während  ihrer  Strafzeit  nicht  zum  Bundes- 
contingente)  und  nur  solche  Beurlaubte,  deren  Urlaubsgesuch 
dringender  Veranlassung  wegen  auch  selbst  für  die  Zeit  der 
Musterung  berücksichtigt  werden  musste.   Das  ärztliche 
Personal  in  so  weit  es  zur  Truppe  gehört  (Bataillonsärzte, 
Compagniechirurgen) ,  ist  bei  der  Musterung  gegenwärtig.  Der 
Inspicirende  hat  auch  von  den  Einrichtungen  kennt niss  zu  neh- 
men, welche  bestehen,  um  die  Anzahl  der  Nichtstreitbaren 
von  dem  Friedensetat  auf  den  Kriegsetat  zu  vermehren. 

b)  Die  Ergänzungsmannschaft,  Gleichzeitig  mit  dem  Con- 
tingeute  wird  dem  Inspicirenden  der  Cadre  der  Reserve-  und 
Ersatzmannschafl  vorgestellt,  und  ihm  dabei  der  betreffende 
Standesausweis  (s.  die  Kriegsverfassung  u.  s.  w.,  Bei- 
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läge  13")  übergeben.  Der  Inspicirende  hat  nicht  nur  von  dem 
Zustande  dieses  auch  in  Friedenszeit  vollzählig  zu  hallenden 
Cadres  Kenntniss  zu  nehmen,  sondern  auch  von  der  dienstlichen 
Stellung,  welche  demselben  gegeben  ist.  Ferner:  welche  Ein- 
richtungen getroffen  sind ,  dass  es  für  die  Ergänzung  und  Re- 
serve auch  an  geübler  und  durchaus  dienstfähiger  Mannschaft 
uicbt  fehle ;  desgleichen ,  dass  die  Ergänzung  der  Stämme  für 
die  Ersatzmannschaflen ,  und  die  Aufstellung  der  Reserven  in 
der ,  in  der  Kriegsverfassung  bestimmten  Zeit  und  Stärke  mit 
eingeübter  Mannschaft  bewirkt  werden  können. 

c)  Die  Waffen.  Kennlnissnahme  von  diesem  wichtigsten  Theile 
der  Ausrüstung ,  in  Hinsicht  auf  Beschaffenheit,  Gleichförmig- 
keit und  Zustand.  Ebenso  von  den  in  Zeughäusern  oder  Depots 
vorräthigen  Waffen  des  Conlingents  nach  Zahl,  Eigenschaft  und 
Beschaffenheit. 

d)  Die  M  uni  lio  n.  Beschaffenheit,  Zustand  und  Quantität  des  bei 
dem  (Jon Ii ii gente  vorhandenen  Vorrathes.  Kennlnissnahme :  in 
welcher  Art  das  Erforderniss  an  Reserve -Munition  sicherge- 
stellt ist. 

e)  DieBekleidungund  Ausrüstung.  Beschaffenheit, Zweck- 
mässigkeit uud  Zustand  der  Bekleidung,  der  Armatur- 
stücke, des  Feldgeräthes  und  des  Militär-Fuhrwer- 
kes; desgleichen  des  Kriegsmaterials  zur  Bekleidung,  Bewaff- 
nung und  Ausrüstung  der  Reserve.  *  # 

0  Die  dienstliche  und  taktische  Ausbildung.  Da  die- 
selbe als  der  wichtigste  Gegenstand  der  Musterung  betrachtet 
wird ,  so  ist  er  der  Aufmerksamkeit  des  inspicirenden  Geucrals 
besonders  empfohlen.  Fertigkeit  in  der  Handhabung  der  Waffen 
und  in  den  Evolutionen  (einschliesslich  des  Tiraillirens) :  Schics- 
sen  nach  der  Scheibe ;  Felddienstübungen  (Kriegsmärsche ,  Pa- 
trouilliren, Lagerdienst,  Vorpostendienst ,  Manövriren  und 
Scheingefecht).  Kenntnissnahme,  wie  der  Garnison-  und  Wach- 
dienst bei  dem  Contingente  beirieben  wird ;  desgleichen  von  dem 
bestehenden  Rekrutirtingsgeselze ,  der  Dienstpflichtigen,  der 
Vorschriften  über  Beurlaubung  der  Mannschaft,  und  den  seit  der 
letzten  Musterung  vorgenommenen  jährlichen  Uebungen,  so  wie, 
ob  die  Truppen  Gelegenheit  hatten,  mit  grösseren  Truppenkör- 
pern gemeinschaftliche  Uebungen  zu  haben.  Endlich  Kennlniss- 
nahme von  den  Einrichtungen ,  welche  bestehen ,  um  tüchtige 
Unterofflciere  zu  erhalten  und  auszubilden;  desgleichen  in  Be- 
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treffder  Zöglinge  zu  Offleieren,  ihres  Befoqlerungsmodos ;  i 
der  vom  Staate  den  Offleieren  gewährten  Bildungsmittel.  - 
den  zur  Reserve-Infanterie-Division  gehörigen  Contingenten 
Mittel  zu  erleichtern,  ihren  Ersatz  an  militärisch  gehörig  i 
gebildeten  Offleieren  zu  sichern,  empfiehlt  die  hohe  Bondes-V 
Sammlung:  L'ebereinkünfte  zu  treffen,  wodurch  den  jun) 
Männern,  welche  sich  dem  Offleierstande  widmen  wollen, 
Zutritt  zu  den  Militär- Bildungs -Anstalten  und  Prüfungen 
grösseren  Bundesstaaten  eröffnet  würde.  (Bundes-Beschh 
vom  10.  December  1840.) 

g)  Die  Form irung.  Die  bestehende  Eintheilung  des  Contingl 
in  Compagnien  und  deren  Gliederung. 

h)  D  i e  L a z ar  e  t h  b e  d  ü  r f n  i  s  s  e.  Kenntnissnah  roe  in  Betreff 
nach  §.  39  der  Kriegsverfassung  stets  complet  zu  erhalten 
ärztlichen  Personals,  und  der  bestehenden  Einrichtungen 
sichtlich  der  Bereilhaltung  oder  der,  bei  eintretender  Mc 
machung  notwendigen  unverzüglichen  Beischaffung  der  I 
§.  40  erforderlichen  Vorräthe  an  Arzneien  u.  s.  w. ,  so  wfj 
Ansehung  des  Vorrathes ,  welchen  das  Gontingcnt  auf  dem  1 
sehe  bedürfen  könnte. 

Ueber  das  Ergebniss  hat  der  Inspicircnde  einen  umfassenden 
erschöpfenden  Bericht  zu  erstatten.  Und  da  ein  wesentlicher  Zw 
dieser  Musterungen  darin  besteht,  das  sachkundige  Urtheil  erfal 
ner,  hochgestellter  Militäre,  begründet  auf  die  durch  eigene! 
schauung  und  Prüfung  gewonnene  speciellereKenntnissder  gemus! 
ten  Truppen ,  eben  so  wohl  im  Interesse  der  Conlingentsherren 
im  Gesammtinteresse  des  Bundes  zu  hören,  so  wird  entgegen  gesell 
dass  der  Bericht  des  Inspicirenden  in  diesem  Sinne  abgefasst  wei 
Auch  kann  der  Berichterstalter  Vorschläge  über  Abänderen 
machen,  welche  ihm  bei  dem  einen  oder  dem  andern  Gegenstande 
Besichtigung  nützlich  oder  nothwendig  scheinen.  Der  Beriebt  isl 
vorgeschriebenem  Wege  an  die  hohe  Bundes  Versammlung  zo 
fördern. 

Vergl:  Die  Kriegsverfassung  u.  s.  w.  S.  41 ,  42. 


Die  Musterung  des  Bundesheeres  auf  die  oben  erwäb 
Weise  hat  zum  ersten  Male  im  Herbste  1841  Statt  gefunden.  ! 
österreichischen  Truppen  wurden  von  dem  Prinzen  von  Prelis 
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dem  Prinzen  Johann  von  Sachsen  und  dem  königlich  hannoverischen 
General  v.  d.  Bussche  gemustert.  Die  preuss isch  en  von  dem  Erz- 
herzog Ferdinand  und  dem  Prinzen  Carl  von  Baiern.  In  Baieru 
haben  der  österreichische  Feldmarschall-Lieutenant  v.  Czorich,  der 
k.  sächsische  General  v.  Hausen  und  der  grossherzoglich  hessische 
General  v.  Lynker  inspicirt.  In  Sachsen  der  österreichische  Feld- 
■arschall-Lieutenant  von  Hrabowski,  der  k.  baierischc  Generallieu- 
tenant v.  Zandt  und  der  grossherzoglich  hessische  Generalmajor  v. 
Storch.  In  Hannover  und  Braunschweig  der  k.  preussische 
General  der  Infanterie  v.  Nalzmer  und  der  badische  General  v.  Stock- 
horn.  In  Württemberg  der  Österreichische  Feldmarschall-Lieute- 
nant v.  Sunstenau,  der  holsteinische  Generalmajor  v.  Berger  und  der 
■ccklenburg-schwerinische  Generalmajor  v.Elderhorst.  In  B  a  d  e  n  der 
preussische  Generallieutenant  v.  Thile  II. ,  der  kurhessische  General- 
lieutenant v.  Haynau  und  der  oldcnburgische  General  v.  Gayl.  In 
Kurliessen  und  Nassau  der  preussische Generalliculcnant  v. Pf uel 
und  der  badischc  General  v.  Lassolaye.  Der  zurTheilnahme  bestimmte 
braunsehweigische  General  v.  Wachholtz  erkrankte  und  starb  gerade 
zur  Zeit  der  Musterung.  Im  Gross h erzogt hume  Hessen  der 
österreichische  General  von  Wissiaek ,  der  hannöverische  General  v. 
Baring  und  der  kurhessische  General  v.  Schmidt.  Endlich  in  Hol- 
stein, Mecklenburg,  Oldenburg  und  den  Hansestadteu 
i2.  Division  des  X.  Armeecorps)  der  preussische  Generallieutenant 
Graf  Dohna  und  der  nassauische  General  v.  Preen. 

Vergl:  Allgemeine  Zeitung  vom  15.  März  1842. 

s)  Nach  dem  Beschlüsse  der  B  u  n  d  e  s  -  Vr  e  r  s  a  m  m  I  u  n  g  vom 
24.  Juni  1841  sind,  in  Bezug  auf  die  Fe  berein  Stimmung  des 
Calibers  die  Staaten  der  drei  gemischten  Armeecorps  um  ihre  Er- 
klärung ersucht :  welche  Uebereinkünfle  von  ihnen  zur  Vollziehung 
der  Bestimmungen  dieses  §.  geschlossen  worden  sind. 
Vergl :  Die  K r i e gs v er fass u n g  u.  s.  w.  S.  43. 

/)  Der  Munitionsbedarf  für  die  zur  Reserve- Infante- 
rie-Division gehörigen  Contingente  wird  cingetheilt:  in  die  Ta- 
schen-Munition, welche  die  Mannschaft  mit  sich  führen  muss, 
und  in  die  Reserve-Munition.  Hinsichtlich  der  letzteren  ist  es 
den  Contingents -Regierungen  anheim  gegeben,  mit  den  grösseren 
ganiisongehendcn  Staaten,  zu  deren  Truppen  die  ihrigen  im  Kriegs- 
falle zu  slossen  bestimmt  sind,  Uebereinkünfle,  wegen  steter  Bereit- 
haltung besagter  Munition  in  der  betreffenden  Bundesfestung,  zu 
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schliessen.  Von  der  Mehrzahl  dieser  hohen  Regierungen  ist  solches 
auch  bereits  geschehen. 
Vergl:  Die  Kriegs  Verfassung  u.  s.  w.  S.  44. 
u)  Das  ärztliche  Personal  des  Friedensstan  des  ist  so 
anzunehmen ,  wie  es  zur  vollen  Friedensstärke  des  Conüngents  ge- 
hört, abgesehen  von  dem  Personal  für  die  Feldspitäler.  (Militär- 
Commissio  ns- Bericht  vom  30.  Januar  1839.) 
Vergl:  Die  Kriegsverfassun  g  u.  s.  w.  S.  44  ,  45. 
v)  Wegen  Bereithaltung  der  hier  gedachten  Vorräthe  am  Orte 
der  Kriegsbestimmung  der  zur  Reserve-Infanterie-Division  gehörigen 
Contingente ,  sind  von  ihren  hohen  Regierungen  ähnliche  Ueberein- 
künfte  mit  den  betreffenden  grösseren  Staaten  geschlossen  worden, 
wie  deren  schon  im  §.  38  erwähnt  wurden. 
Vergl:  Die  Krie gsverfassung  u.  s.  w.  S.  45. 
w)  Nach  dem  Beschlüsse  der  Bund  es- Versammlung  vom 
24.  Juni  1841  sind,  um  eine  gleiche  Auskunft  binnen  der  nämlichen 
Frist,  wie  im  Nachtrage  zu  §.  37  angegeben  worden ,  dieselben  Bun- 
desstaaten in  Beziehung  auf  die  getroffenen  Massregeln  zur  Vollzie- 
hung dieses  §.  ersucht. 
Vergl :  Die  Kriegs  Verfassung  u.  s.  w.  S.  46. 
Inder  Absicht  das  gegenseitige  Di  enstverhäl  tniss,  in  wel- 
ches die  Contingente  der  Reserve-Infanterie-Division,  bei  ihrem  Ein- 
treffen in  der  Kriegsgarnison ,  zu  den  Besatzungs-Contingenten  der 
grösseren  garnisongebenden  Staaten  treten,  möglichst  zu  erleichtern, 
hat  die  hohe  Bundes-Versammlung  im  Beschlüsse  vom  10. 
December  1840  den  betreffenden  hohen  Regierungen  angelegentlichst 
empfohlen :  innerhalb  der  bestehenden  Inspektionen  (s.  die  K  r  i  e  g  s  v er- 
fassung  u.  s.w.,  Beilage  9")  möglichste  Gleichheit  in  Hinsicht  der 
E x er cir-,  Dienst-  und  Verpflegungs-Reglements,  sowie 
der  Kriegsgesetze  und  der  Gerich  tsver  fassu  ng  eintreten  zu 
lassen ,  und  hiernach  also  bei  den  Contingenten  der  Ersten  Inspection 
nach  Thunlichkeit  die  K.  K.  Oesterreichischen,  bei  denen  der  Zweiten 
die  K.  Preussischen ,  und  bei  denen  der  Dritten  die  K.  Baierischen 
zum  Grunde  zu  legen. 
Vergl :  Die  Kriegsverfassung  u.  s.  w.  S.  46. 
.r)  Vergl:  Die  Kriegsver fassung  u.  s.  w.  S.  47,  48.  Es 
heisst  daselbst : 

„Wiewohl  über  das  numerische  Verhältniss  der  Offi- 
ci  ere  noch  nichts  Näheres  von  Seiten  des  Bundes  festgesetzt  worden 
ist,  so  hat  doch  die  Militär-Comm  ission  indem,  über  die  Er- 
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rebnisse  der  zweiten  Musterung  der  Reserve -Infanterie -Division, 
hoher  Bundes- Versammlung  unter  dem  3.  Mai  1838  erstatteten  Be- 
richte erklärt,  dass  es  nothwendig  sey,  für  jede  Compagnie  nicht 
weniger  als  vie  r  Officiere  zu  haben.44 


Am  Schlüsse  des  V.Abschnitts  giebt:  die  Kriegsverfassung 
o.  s.  w.  (S.  48)  noch  nachstehende  Bestimmungen  des  B  e  s  c  h  1  u  s  s  e  s 
der  Bunde  s-Versammlung  vom  24.  Juni  1841: 

Hinsichtlich  des  Pf  er  debe  darf  s,  welcher  bei  einer  eintreten- 
den Mobilmachung  der  Gontingente  bei  dem  Systeme  der  Vacanthal- 
Umg  in  einem  Fünftheile  der  Reitpferde  der  Cavallerie  und  reitenden 
Artillerie,  ferner  in  zwei  Drittheilen. der  Bespannung  der  Batterien, 
«>  wie  in  den  gesammten  Zugpferden  für  alle  Armee  fuhrwerke  be- 
steht, sind  die  hohen  Contingents-Regierungcn  ersucht,  hohe  Bundes- 
versammlung alsbald  in  Kenntniss  zu  setzen :  welche  dauernden  Ein- 
richtungen angeordnet  sind,  um  es  möglich  zu  machen,  über  den  Be- 
darf an  Pferden ,  im  Lande  selbst  stets  zu  verfügen. 

Hierzu  wird  eine  genaue  und  fortlaufende  statistische  Controle 
der  in  jedem  Landestheile  wirklich  vorhandenen  Pferde  und  ihrer 
Beschaffenheit  dienen.  Ob  sich  hienlh  eine  Pränotirung  der  für  den 
Dienst  erforderlichen  Pferde  anschliesse ,  oder  eine  gesetzliche  Ein- 
richtung getroffen  werde ,  vermöge  welcher  sämmüichc  diensttaug- 
lichen Pferde  eines  Landestheiles  nach  geschehener  Aufforderung  zur 
Auswahl,  gegen  volle  Entschädigung,  zu  stellen  sind,  ist  dem  Er- 
messen jeder  der  hohen  Regierungen  überlassen.  Jedoch  sieht  die 
hohe  Bundes- Versammlung  binnen  Jahresfrist  einer  Anzeige  über  die 
ni  diesem  Zwecke  in  jedem  Bundesstaate  bestehenden  oder  anzuord- 
nenden Institutionen  entgegen. 
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Besohl n ss  der  Bundes-Versammlung  vom  11. Ji 
1822,  betreffend  die  Annahme  der  fünf  letzten^ 
schnitte  der  näheren  Bestimmungen  der  Krieg 
Verfassung  des  Deut  sehen  Bundes.  * 

4 

Vier  und  zwanzigste  Sitzung  am  it.  Juli 

Der  Bundestags- Aif^schuss  in  Militär  Sachen« 
stattet  Bericht  über  die  fünrietzten  Abschnitte  derGmn 
zöge  der  Militärvcrrassung  des  Deutschen  Bundes,  und  übe 
giebt  zugleich  die  Zusammenstellung  der  von  den  verschiede» 
Bundestags-Gesandscharten  dazu  gemachten  Bemerkungen.  D 
Bericht  verbreitet  sich  über  letztere,  und  entwickelt  die  AntrSj 
des  Ausschusses ,  welche  in  einer  neuen  Redactioo  dieses  Tbd 
der  näheren  Bestimmungen  enthalten  sind. 

Der  bereits  an  sämmtlichc  Gesandschailen  vertheiite  ÜH 
missionsbericht,  die  erwähnte  Zusammenstellung  und  dernd 
Entwurr  der  fünf  letzten  Abschnitte  wurden  diesem  Protokol 
unter  den  Zahlen  24 ,  25  und  26  angefügt. 

Praesidium:  wolle  nunmehr  über  die  definitive  Annaha 
Um  Trage  halten. 

Oesterreich:  stimmt  für  die  Annahme  des  vorliegend« 

Entwurfs  der  zweiten  Abtheilung  der  Grundzüge. 

Preussen:  Der  Königlich  Preussische  Hof  hat  zwar t 
den  verschiedentlichen  Verhandlungen  über  die  ftinf  letzten  A 
schnitte  der  Krlegsverfassung  noch  zu  einigen  Anträgen  u 
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u»rschlägen  sich  veranlasst  gefunden,  welche,  obgleich  sie  zum 
Tbeil  aus  einer  Betrachtung  der  eigentümlichen  Verhältnisse 
Preussens  hervorgingen ,  dennoch  keineswegs  von  einem  parti- 
kulären Interesse,  sondern  nur  von  dem  Wunsche  eingegeben 

ii.  die  Preussischen  Armeecorps,  mit  Rücksicht  auf  den  Zu- 
sammenhang und  die  Organisation  des  Preussischen  Heeres  im 
Ganzen,  In  vollsten  Masse,  im  Falle  eines  ßundeskrieges,  zum 
Vnrlheile  des  Bundes  wirksam  werden  zu  lassen.  Derselbe  steht 
aber  im  gegenwärtigen  Augenblicke,  wo  alles  zur  definitiven 
\  -ümmung  über  die  entworfenen  Abschnitte  vorbereitet  ist,  und 
dieselbe  nicht  länger  aufgeschoben  werden  darf,  von  dem  Ver- 

ii  einer  dermaligen  weiteren  Erörterung  darüber  um  so  un- 
ledenklicher  ab,  und  giebt  der  Redaction  der  /weilen  Abtheilung 
irr  näheren  Bestimmungen  der  Kriegsverfassung  des  Deutschen 
Bundes  um  so  bereitwilliger  seine  Zustimmung,  als  in  den  vor- 
geschlagenen Artikeln  keine  Bestimmungen  enthalten  sind,  welche, 
■Kill sich  künftighin  ein  Bedürfniss,  auf  die  obgedachten  Vor- 
schläge zurückzukommen ,  zeigen  dürfte ,  der  weiteren  Erörle- 
rung  ein  Hinderniss  entgegen  stellen. 

Bai  er  n:  tritt  den  Anträgen  des  Bundestags-Ausschusses 
unbedingt  bei. 

Königreich  Sachsen:  desgleichen . 

Hannover:  Es  sind  von  dem  Königlich  Hannoverischen 
Gouvernement  nur  wenige  Bemerkungen  zu  den  fünf  letzten  Ab- 
Jchnitten  der  Grundzüge  gemacht. 

Dasselbe  ist  bei  diesem  wichtigen  Gegenstande  immer  von 
m  Wunsche  ausgegangen,  die  Annahme  derselben  und  die 
zweckmässige  Einrichtung  des  Deutschen  Militärwesens  möglichst 
zu  befördern. 

Der  Königlich  Hannöverische  Gesandte  erkennt  mit  Dank, 
sowohl  die  Bemühung  des  Ausschusses  überhaupt,  als  die  Be- 
rücksichtigung einiger  der  vorgelegten  Bemerkungen. 

Derselbe  stimmt  dem  gegenwärtigen  Entwürfe  der  Grund- 
züge um  so  unbedenklicher  bei,  als  in  dem  Einverständnisse  der 
Bundesstaaten,  und  in  ihrem  wechselseitigen  Vertrauen  immer 
die  festeste  Grundlage  zur  Verteidigung  des  Vaterlandes  und 
zur  Ergänzung  desjenigen  zu  suchen  ist,  was  dir  diezweck- 
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massige  Einrichtung  seiner  Vertheidigungsanstalten 
übrig  bleiben  könnte.  4 

Württemberg:  halte  sich  nicht  minder  verpflichtet,  da 
Ausschusse  für  die  Berücksichtigung  mehrerer  Württemberg 
sehen  Bemerkungen,  besonders  aber  dafür  seinen  Dank  auszu- 
drücken, dass  das  Maximum  der  Entsendungen  von  der  Cava 
lerie  der  gemischten  Corps  zu  der  grossen  Cavallerie  -  Besen 
von  jtel  auf  £tel  herabzusetzen ,  auch  dass  die  von  Sachsen 
geschlagenen  Erleichterungen  begutachtet  worden  seyen  ,  Inde 
beides  nur  durch  einhellige  Zustimmung  aller  Bundesglieder  faä\ 
geschehen  können.  <t 

Baden:  wie  Hannover. 

Kurhessen:  Den  erhaltenen  Instructionen  zufolge, 
die  Gesandschaft  sich  ermächtigt,  der  Redaclion  der  zweiten  1 
theilung  der  näheren  Bestimmungen  der  Kriegs  Verfassung,  f 
sie  von  dem  Bundestags -Ausschusse  in  Milita'rsachen  vor; 
legt  worden,  in  allen  Punkten  zuzustimmen,  ungeachtet  Se.  B 
nigliche  Hoheit  der  Kurfürst  gewünscht  hätten,  dass  der  von  di 
Bundestags-Ausschusse  beantragte  Zusatz  zum  §.  56  der  frü! 
ren  Redaction,  dann  der  §.85,  stehen  geblieben  wären, 
sich  nur  zu  einer  Bemerkung  veranlasst. 

Die  In  dem  §.  55  aufgenommene  Bestimmung,  dass,  ii 
Behufe  der  grossen  Cavallerie-Reservc ,  von  den  gemischte*  1 
raeecorps  nur  bis  zu  einem  Sechstel  ihrer  Cavallerie  beordi 
werden  könne,  während  den  ungemischten  Corps  bis  zu  etil 
Fünftel  genommen  werden  darf;  und  gewissermassen  auch  M 
weitere  Bestimmung,  dass  die  Zahl,  um  welche  die  CavalM 
eines  Corps  durch  vom  Bunde  genehmigte  Einrichtungen ,  ge*f 
den  matrikularmässigen  Betrag,  sich  mindert,  von  dem  Quant* 
abgezogen  werden  soll,  welches  detachirt  werden  darr;  Beide 
sage  ich ,  sind  Vergünstigungen  für  die  gemischten  Armeeeoq 
die  als  Ausnahmen  von  der  Regel  nur  durch  Einstimmigkeit ^| 
währt,  und  namentlich  durch  den  Widerspruch  eines  der  Staate 
welche  ungemischte  Corps  stellen ,  hätten  hintertrieben  wertf 
können.  Weil  aber  die  vorliegenden  näheren  Bestimmungen,  4 
die  weitere  Ausführung  der  Grundbestimmungen  ,  sonst  duix 
aus  der  Stimmenmehrheit  unterliegen,  so  sieht  sich  die  Gesa* 
schaft  veranlasst ,  die  Aufmerksamkeit  dieser  hohen  Versan* 
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tung  hierauf  zu  lenken ,  und  ohne  die  Fassung  eines  besondern 
Beschlusses  begehren  zu  wollen,  sich  gegen  die  aus  diesem  Vor- 
gänge etwa  abzuleitende  Folgerung  des  Grundsatzes ,  dass  Aus- 
nahmen von  der  Regel  durch  Stimmenmehrheit  beschlossen  wer- 
den könnten ,  ausdrücklich  zu  verwahren. 

Grossherzogthum  Hessen:  nimmt  die  begutachtete 
Redaction  pure  an. 

Dänemark,  wegen  Holstein  und  Lauenburg:  dess- 
gleichen. 

Niederlande,  wegen  des  Grossherzogthums  Lu- 
xemburg: ebenfalls,  und  vereinigt  sich,  nebst  dem  allerseits 
ausgesprochenen  Dank  für  die  von  dem  Bundestags-Ausschusse 
angewandten  Bemühungen,  noch  insbesondere  mit  der  Erklärung 
des  Königlich  Hannöverischen  Herrn  Gesandten. 

Grossherzoglich  und  Herzoglich  Sächsische 
Häuser:  nimmt  den  Entwurf  pure  an. 

Braun  schweig  und  Nassau:  ebenfalls. 

Älecklenburg-Schwerin  und  Strelitz:  nicht  minder. 

Holstein-Oldenburg,  Anhaltund  Schwarzburg: 
Die  Gesandschaft  Ist  ermächtigt,  der  von  dem  verehrlichen  Bun- 
destags-Ausschusse entworfenen  zweiten  Abtheilung  der  näheren 
Bestimmungen  der  Kriegsverfassung  des  Deutschen  Bundes, 
welche  dem  Commisslonsberichte  unter  Ziffer  2  beigefügt  ist,  die 
Zustimmung  zu  ertheilen;  muss  indessen  dabei  bemerken:  dass, 
wie  Seine  Durchlaucht  der  Herzog  von  Holstein-Oldenburg 
bei  dem  Entwürfe  einer  Kriegsverfassung  des  Deutschen  Bundes 
in  ihren  allgemeinen  Umrissen  und  wesentlichen  Bestimmungen 
sowohl,  als  bei  der  ersten  Abtheüung  der  näheren  Bestimmungen, 
sich  in  Ansehung  der  zu  übernehmenden  Leistungen,  nur  für  die 
Dauer  der  gegenwärtigen  Matrikel  verpflichtet  haben  —  Seine 
Durchlaucht  in  gleicher  Beziehung  und  mit  Bezugnahme  auf  des- 
fäüige  frühere  Erklärungen,  Ihre  Zustimmung  bei  der  jetzigen 
zweiten  Abtheilung  nur  unter  gleicher,  damals  als  begründet  an- 
erkannter, Voraussetzung  ertheilen  können. 

Hohenzollern,  Liechtenstein,  Reuss,  Schaum- 
burg-Lippe, Lippe  und  Waldeck:  tritt  den  Anträgen  des 
Bundestags- Ausschusses  unbedingt  bei. 
BL  s  34 
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Die  freien  Städte,  Lübeck,  Frankfurt,  Bremen 
und  Hamburg:  dessgieichen. 

In  Folge  dieser  Abstimmungen ,  wurde  die  neue  Kedaction 
der  fünf  letzten  Abschnitte  der 
NäherenBestimmungen  derKriegsverfassung  des 
Deutschen  Bundes 
einhellig  angenommen,  und  unter  Erstattung  des  verbind- 
lichsten Dankes  gegen  den  Bundestags-Ausschuss  für  seine  fort- 
gesetzten Bemühungen  in  Militärsachen , 

beschlossen, 

wie  folgt. 

VI.  Abschnitt: 
Oberfeldherr. 
§.  45. 

Der  Ober  feldherr  wird  Jedes  Mal,  wenn  die  Aufstellung 
des  Kriegsheeres  beschlossen  wird,  von  dem  Bunde  in  der  engern 
Versammlung  erwählt. 

Diese  Stelle  hört  mit  der  Auflösung  des  Bundesheeres  wie- 
der auf. 

§.46. 

In  Fällen ,  wo  man  nur  einen  Theil  des  Bundesheeres  zu- 
sammen zu  ziehen  für  nöthig  erachtet,  bleibt  es  der  Beschluss- 
nahme  der  Bundes-Versammlung  vorbehalten ,  wegen  des  Ober- 
befehls besondere  Verfügung  zu  treffen. 

§.  47. 

Der  Oberfeldherr  verhält  sich  zum  Bunde ,  wie  Jeder  com- 
mandirende  General  zu  seinem  Souverän,  die  Bundes-Versamm- 
lung ist  dabei  seine  einzige  Behörde,  welche  mit  ihm  durch 
einen  aus  ihr  gewählten  Ausschuss  in  Verbindung  steht. 

§.  48. 

Der  Oberfeldherr  wird  von  der  Bundes-Versammlung  in  Eid 
und  Pflicht  des  Bundes  genommen ;  er  erhält  von  derselben  allein 
Vollmachten  und  Befehle,  auch  in  besonderen  Fällen  speclelle 
Instructionen ;  er  erstattet  an  dieselbe  seine  Berichte  unmittelbar. 
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Wenn  der  Oberfeldherr  in  Eid  und  Pflieht  genommen  Ist, 
and  seine  allgemeine  Instruction  von  der  Bundes-Versammlung 
erhalten  hat;  so  bleibt  es  ihm  allein  überlassen,  den  Opera- 
tionsplan  nach  seiner  Ansicht  zu  entwerfen,  auszuführen  und 
abzuändern,  wie  es  die  Umstände  fordern. 

Et  ist  durchaus  nicht  verbunden ,  diesen  Plan  vor  der  Aus- 
führung irgend  Jemand  mltzutheilen ,  und  es  soll  lediglich  von 
meinem  besondern  Vertrauen  abhängen ,  wenn  er  die  Hauptzüge 
desselben  mit  einem  oder  mehreren  Generalen  besprechen  und 
berathen  will. 

§.  50. 

Erst  dann,  wenn  er  nach  getroffenen  Einleitungen  zur  wirk- 
lichen Ausführung  geschritten  seyn  wird ,  ist  er  v  erpflichtet,  der 
Bundes-Versammlung  die  Umrisse  seines  Operationsplanes  vor- 
zuleben. 

Er  muss  jedoch  denselben  aur  das  Umständlichste  schriftlich 
aufsetzen ,  damit  für  alle  Zufälle ,  die  ihn  persönlich  treffen  kön- 
nen, so  vorgesorgt  sey,  dass  sein  Nachfolger  das  Ganze  voll- 
ständig einsehen  und  folgerecht  verfahren  könne. 

> 

§•  5t. 

Ausser  dem  Oberfeldherrn  wird  von  der  Bundes-Versamm- 
lung auch  ein  Generallieutenant  des  Bundes  gewählt.  Die- 
sem gebührt  in  allen  Fällen,  welche  eine  Stellvertretung  imOber- 
Commando  des  Heeres  fordern,  die  zeitliche  Verwesung  derOber- 
feldheirn-Stelle ,  mit  ganz  gleichen  Rechten ,  wie  die  des  Ober- 
feldherrn. 

Sobald  der  bisherige  Oberfeldherr  das  Ober-Coramando  wie- 
der übernimmt,  oder  ein  neu  gewählter  in  dasselbe  eintritt, 
kehrt  der  Generallieutenant  des  Bundes  in  sein  früheres  Verhält- 
niss  zurück. 

§.  52. 

Als  GeneraUieutenant  des  Bundes  soll  einer  der  Corps-Com- 
mandanten  gewählt  werden,  welcher  Jedoch ,  so  lange  nicht  der 
Fall  der  Stellvertretung  oder  der  Einberufung  von  Seiten  des 
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Oberfeldherrn  Statt  findet,  ohne  Vorrecht  vor  den  übrigen  Corps- 
Commandanten  bei  seinem  Corps  verbleibt. 

§.  53. 

Der  Oberfeldherr  hat  die  ßefügniss ,  wegen  Einstellung 
derFeindseligkciten  Uebereinkünfte  abzuschliessen,  wenn 
dadurch  grosse  Vortheile  zu  erreichen  sind,  oder  Gerahr  auf  dem 
Verzuge  haftet.  Er  soll  Jedoch  förmliche  allgemeine  Waffenstill- 
stands-Verträge  nur  unter  vorbehaltener  Genehmigung  des  Bun- 
des abschliessen  können.  , 

§.  54.  1 

Der  Oberfeldherr  kann  über  die  Aufstellung,  Bewegung  und 
Verwendung  der  ihm  anvertrauten  Streitkräfte,  auch  die  allen- 
falls nöthigen  zeitlichen  Detachirungen,  nach  seinem  Er- 
messen verfügen,  jedoch  mit  Beobachtung  der  festgesetzten  Hee- 
reseintheilung,  die  er  nie  abändern  darf,  und  der  Beisammenhai- 
tung  der  von  Einem  Staate  gestellten  Corps,  in  Fällen,  wo  diese 
ohne  Nachtheil  berücksichtigt  werden  kann. 

Alle  Detachirungen  und  solche  Massregeln ,  welche  In  die 
organischen  Corpsverhältnisse  eingreifen ,  können  nur  so  lange 
dauern,  als  es  militärische  Rücksichten  erfordern,  und  kein  Corps 
darf  hierdurch  bis  zu  dem  Grade  geschwächt  werden ,  dass  es 

nicht  mehr  als  selbstständiger  Körper  bestehen  könnte. 

. 

§.  55. 

Zu  dem  als  Reserve  aufzustellenden  Armeecorps  stossen  be- 
sonders zu  bildende  Cavallerie-  und  Artillerie-Massen, 
zu  deren  Bildung  alle  Armeecorps  des  Bundesheeres  nach  dem 
Verhältnisse  ihrer  Cavallerie  und  Artillerie  beitragen. b) 

Der  Oberfeldherr  kann  zu  diesem  Behufe  von  jedem  der  un- 
gemischten Armeecorps  bis  zu  einem  Fünftel ,  und  von  jedem 
gemischten  Corps  bis  zu  einem  Sechstel  der  Cavallerie,  ferner 
von  Jedem  Armeecorps  bis  zu  einer  Batterie  von  acht  Stücken 
Geschützes  beordern. 

Wenn  durch  vom  Bunde  genehmigte  Einrichtungen,  die 
Zahl  der  Reiterei  eines  Corps  sich  gegen  den  matrikularmässigen 
Betrag  mindert  5  so  wird  die  Zahl ,  um  welche  sie  vermindert 
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wird,  an  dem  Quantum  abgezogen,  welches  delacbirt  werden 
kann.  . 

§.  56. 

Obige  Bestimmung  eines  Maximums  soll  den  Oberreldherrn 
Dicht  hindern ,  für  den  Tag  einer  Schlacht ,  die  Reserve  durch 
Infanterie ,  Cavallerie  und  Artillerie  einzelner  Corps  nach  seiner 
Einsicht  in  so  weit  zu  verstärken,  als  es  die  Schlagfertigkeit  der 
einzelnen  Corps  gestattet. 

§,57. 

Der  Oberfeldherr  hat  das  Recht ,  die  Befehlshaber  der  aus 
den  verschiedenen  Corps  herauszuziehenden  Cavallerie  -  und  Ar- 
tillerie-Massen aus. den  Generalen  des  Bundesheeres  nach  seinem 
Cnnessen  zu  ernennen. 

§.  58. 

Wenn  schon  die  innere  Einrichtung  der  Contingente ,  nach 
ihrem  Ausrücken ,  auch  im  Kriege  den  einzelnen  Bundesstaaten 
überlassen  bleibt;  so  ist  doch  der  Oberfeldherr  heiligt,  die  Mann- 
schaft sowohl ,  als  das  Materielle  der  verschiedenen  Contingente 
zu  mustern,  zu  Hebung  allenfallsiger  Mängel ,  welche  auf  die 
Schlagfertigkeit  Einfluss  nehmen  können,  sich  an  die  betreffende 
Regierung  zu  wenden ,  und,  wenn  er  es  für  nöthlg  hält,  auch 
desswegen  Anträge  bei  der  Bundes -Versammlung  zu  machen, 
welche  ohne  Verzug,  mit  Anwendung  der  über  die  Kriegsver- 
fassung aufgestellten  Grundsätze,  darüber  einen  Beschluss  fassen 
und  für  dessen  Ausführung  Sorge  tragen  wird. 

§.  59. 

Die  Bestimmung  der  Militärstrassen ,  die  Anlage  von  Hos- 
pitälern und  Magazinen ,  so  wie  die  Bezeichnung  der  Verpflegs- 
bezirke  der  Corps ,  und  überhaupt  alier  Massregeln  zur  Sicher- 
stellung der  Armeebedürfnisse  und  der  Wohlfahrt  des  Heeres, 
sind  dem  Oberfeldherrn ,  mit  Beachtung  der  Eigenthumsrechte, 
und  unter  dem  nöthigen  Benehmen  mit  denLandescommissarien, 
lediglich  zu  überlassen. 
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§.60. 

Der  Oberfeldherr  kann  die  Individuen,  welche  sich  aus- 
zeichnen,  ihren  Landesherren  zur  Belohnung  empfehlen. 

§61. 

Um  in  den  Pelddienst  des  Bundesheeres  die  nöthige  lieber- 
cinstimmung  zu  bringen,  hat  der  Oberfeldherr  das  Recht,  dar- 
über Bestimmungen  durch  Armeebefehle  zu  erlassen,  so  weit 
solche  für  das  Allgemeine  nothwendig  sind,  und  nicht  in  die  innen 
Einrichtung  der  Corps  eingreifen. 

§.  62. 

Damit  den  Bundesstaaten  über  die  gleichmassige  Behandlung 
alier  Theile  des  Bundesheeres  volle  Beruhigung  verschafft  werde ; 
so  wird  aus  dem  Generalstabe  derselben  für  jedes  Armeecorps 
ein  höherer  Officier  in  das  Hauptquartier  abgesendet,  dem 
bei  dem  Oberfeldherrn  und  allen  übrigen  Chefs  freier  Zutritt  ge- 
bührt, um  mit  demselben  über  die  Angelegenheiten  des  Corps 
sich  zu  benehmen  und  dessen  Interessen  zu  vertreten. 

§.  63. 

Bei  den  combinirten  Corps  kann  diesem  höheren  Officiere 
noch  ein  anderer  von  niederem  Range  von  jeder  Division  bei- 
gegeben werden,  um  die  einzelnen  Divisionen  in  demselben  Corps 
zu  vertreten. 

§.  64. 

Diese  höheren  Offleiere  sind  die  Organe  zwischen  dem  Ober- 
feldherrn und  den  einzelnen  Regierungen  sowohl,  als  den  betref- 
fenden Corps. 

Dem  Oberfeldherrn  ist  jedoch  in  besonderen  Fällen ,  wo  er 
es  räthlich  findet,  frei  gestellt,  sich  unmittelbar  an  die  Regie- 
rungen zu  wenden ,  und,  wie  es  sich  von  selbst  versteht,  alle 
Ausfertigungen,  welche  aur  die  Operationen  Bezug  haben,  durch 
die  ihm  untergebenen  Stellen,  eben  so  an  die  Corps  zu  erlassen. 

§.65. 

Der  Bundesfeldherr  kann  nicht  zugleich  Befehlshaber  irgend 
einer  Heerabtheilung  seyn. 
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Ueberhaupt  kann  kein  General  zugleich  das  unmittelbare 
Commando  über  eine  höhere  und  eine  niedere  Abtheilung  iübren. 

Mit  dem  Antritte  eines  Jeden  höheren  Wirkungskrelses  wird 
der  niedere  an  den  nächstfolgenden  im  Range  in  derselben  Heer- 
abtheilung in  der  Zwischenzeit  abgetreten. 

§.  66. 

So  wie  der  Oberfeldherr  mit  ausgedehnter  Vollmacht,  durch 
nichts  beengt ,  mit  Kraft  und  Nachdruck  seine  Beschlüsse  ver- 
folgen kann ,  so  ist  er  auch  für  fehlerhafte  Entwürfe  oder  Irr- 
tümer in  grossen  Combinationen  dem  Bunde  persönlich  ver- 
antwortlich. 

Der  Bund  kann  ihn  einem  Kriegsgerichte  unterwerfen,  wel- 
ches aus 

einem  Feldmarschall ,  General  der  Infanterie  oder  Cavallerie, 
als  Präsidenten ,  von  der  Bundes- Versammlung  gewählt ; 

zwei  Feldzeugmeistern  oder  Genera-  \ 
len  der  Infanterie  oder  Cavallerie,  /  aus  dem  Bundesheere 

zwei  Generallieutenanten ,  i    dazu  commandirt ; 

zwei  Generalmajoren ,  ) 

einem  Generalauditor ,  von  dem  Staate  des  Oberfeldherrn ; 

einem  Defensor,  von  dem  Oberfeldherrn  selbst  gewählt, 
bestehen  soll ,  und,  nach  Untersuchung  des  Tbatbestandes,  Ihn 
nach  dem  Gesetzbuche  desjenigen  Staats,  zu  dem  er  gehört,  zu 
richten  hat. 

Von  den  als  Beisitzer  zu  diesem  Kriegsgerichte  bestimmten 
sechs  Generalen  ist  Einer  von  Oesterreich,  Einer  von  Preussen, 
Einer  von  Baiern  und  Einer  von  Jedem  der  drei  gemischten  Ar- 
meecorps zu  commandiren. 

Die  Commandirung  geschieht  auf  Einladung  der  Bundes- 
versammlung an  die  betreffenden  Staaten. 

» 

VH.  Abschnitt. 
Corps-Commandanten. 

S* 

Die  Befehlshaber  der  ungemischten  Corps  erhalten  die- 
jenigen Rechte ,  welche  der  Souverän ,  dessen  Corps  sie  befeh- 
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Ilgen,  in  Uebereinstimmung  mit  den  angenommenen  Grund- 
Sätzen  der  Bundes-Kriegsverfassung,  ihnen  zu  ertheilen  für  gut 
findet. 

Was  aber  die  Befehlshaber  der  zusammengesetzten 
Corps  betrifft;  so  treten  dabei  folgende  Grundsätze  in  Anwen- 
dung (§.  68  bis  75). 

§.68. 

Die  zusammengesetzten  Armeecorps  werden  Jedes 
von  einem  General  befehligt,  der  aus  denjenigen  Staaten  oder 
den  Truppen  derselben ,  deren  Contingente  das  Armeecorps  bil- 
den, genommen  werden  seil. 

§.  69. 

Die  Corps-Commandanten  können  zwar  dieEintheilung 
ihrer  Armeecorps  nicht  ändern ;  allein  sie  sind  befugt ,  zum  ße- 
hufe  der  Ihnen  übertragenen  Operationen ,  alle  augenblicklieben 
Detachirungen  vorzunehmen ,  welche  der  Dienst  erfordert. 

Die  Bestimmung,  welche  Truppen  sowohl  zu  diesen,  als 
zu  den  von  dem  Oberreldherrn  verfügten  Entsendungen  verwen- 
det werden  sollen ,  bleibt  den  Corps-Commandanten  überlassen. 

Der  Oberfeldherr  kann  nur  ausnahmsweise  in  besondern 
und  dringenden  Fällen  direct  darüber  verfügen.  Er  hat  jedoch 
den  betreffenden  Corpscommandanten  gleichzeitig  davon  inKennt- 
niss  zu  setzen ,  und  solche  Detachirungen  nicht  contingentweise, 
sondern  nach  den  bestehenden  Unterabtheilungen  der  Corps  in 
Divisionen,  Brigaden,  Regimenter  u.  s.  w.  zu  verfiigen. 

§.  70. 

Die  Corps-Commandanten  haben  im  Dienste  der  einzelnen 
Contingente  eine  verhältnissmässige  Gleichheit  unter 
diesen  zu  beobachten. 

§.  71. 

Die  Corps-Commandanten  haben  das  Recht ,  die  unter  ihren 
Befehlen  stehenden  Corps  sowohl  in  Beziehung  auf  die  Mann- 
schaft,  als  auf  das  Materielle,  ebenso  zu  mustern,  wie  der 
Oberfeldherr. 
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§.  n. 

Zur  Erhaltung  der  inneren  Ordnung  können  sie  die  ihnen 
zu  Gebole  stehenden  polizeilichen  Mi ttel  verwenden,  und 
alle  ihre  Untergebenen  wegen  militärischer  Vergehen  in  Arrest 
nehmen  und  provisorisch  suspendiren. 

Jede  Untersuchung  und  Aburtheüung  muss  aber  den  betref- 
fenden Militärgerichten  überlassen  und  dem  Corps-Commandan- 
len  die  Abschrift  aller  Urteilssprüche  über  diejenigen  Vergehen 
mitgettaeilt  werden ,  deren  Untersuchung  er  veranlasst  hat. 

§.  73. 

Den  Corps- Com  mandanten  steht  das  Recht  zu,  Individuen, 
welche  sich  besonders  auszeichnen,  dem  Oberfeldherrn 
und  den  betreffenden  Regierungen  zu  empfehlen. 

§.  74. 

Die  Corps  -  Commandanten  haben  das  Recht ,  sich  den  Chef 
ihres  Generalstabes,  ihren  Generaladjutanten  und  eine  hin- 
längliche Anzahl  Offleiere  des  Generalstabes  unter  den  Ofllcieren 
derjenigen  verschiedenen  Staaten  auszuwählen,  deren  Contin- 
gente  das  Corps  bilden,  und  sich  diese  von  den  betreffenden  Re- 
gierungen zu  erbitten. 

Die  Beamten  der  Verwaltungszweige  und  übrigen  Anstalten 
werden  von  denjenigen  Staaten  gewählt ,  deren  Contingente  zu- 
sammen das  Armeecorps  bilden. 

§.  75. 

Die  an  den  combinirten  Corps  und  Divisionen  theilhabenden 
Staaten  werden  sich  unter  einander  sowohl  über  die  Art  und 
Weise  der  Wahl  der  Corps-  und  Divisious-Commandanten ,  als 
auch  über  die  Einrichtung  des  Generalstabes  und  der  übrigen 
Verwaltungszweige,  vereinigen,  und  diese  Uebereinkunft,  drei 
iMonate  nach  Annahme  der  zweiten  Abiheilung  der  „näheren  Be- 
stimmungen", der  Bundes- Versammlung  anzeigen. 

Da,  wo  sie  sich  nicht  vereinigen  können,  wird  die  Bundes- 
versammlung vermittelnd  einwirken  und  nöthigenralls  ent- 
scheiden. e) 
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§.76. 

Wenn  der  Befehlshaber  eines  gemischten  oder  ungemisch- 
ten Armeecorps  sich  durch  den  Oberfeldherrn  in  Rechten  des 
Corps  oder  der  dasselbe  bildenden  Contingente,  die  er  zu  ver- 
treten hat,  verletzt  glaubt;  so  hat  er  davon  die  Anzeige  an  die 
Regierung  des  betreffenden  Bundesstaates  zu  machen,  welche 
sodann  seine  Beschwerde  der  Bundes-Versammlung  vorlegen 
kann. 

§.  77. 

Glaubt  ein  Corps-Commandant  aber,  dass  ihm  in  seinem  per- 
sönlichen Rechte  zu  nahe  getreten  worden ;  so  kann  er  eine  un- 
parteiische Untersuchung  fordern.  Ist  die  Veranlassung  von 
der  Art,  dass  Corps  -  Commandanten  durch  Eingriffe  des  Ober- 
feldherrn in  ihre  Rechte,  oder  durch  sonstige  Wiilkührlichkeiten 
gegründete  Beschwerden  zu  haben  glauben,  und  deshalb  eine 
Untersuchung  gegen  den  Oberfeldherrn  fordern ;  so  sind  die  Corps- 
Commandanten  berechtigt,  sich  auf  dem  Dienstwege  durch  den 
Oberfeldherrn  von  der  Bundes-Versammlung  ein  Kriegsgericht 
zu  erbitten. 

Diese  wird  sodann  drei  Bundesstaaten  wählen ,  welche  zu 
dem  niederzusetzenden  Kriegsgerichte  —  ähnlich  Jenem  für  den 
Oberfeldherrn  bestimmten  —  die  nöthigen  Officiere  nebst  dem 
Auditor  zu  commandiren  haben. 

Alle  andern  Untersuchungen,  welche  die  Corps -Comman 
danten ,  etwa  durch  Beschwerde  gegen  einander  oder  gegen  ihre 
Untergebenen  veranlasst,  wünschen  sollten,  können  nur  bei  dem 
Oberfeldherrn  im  gewöhnlichen  Dienstwege  nachgesucht  und  von 
ihm  die  diesfallsigen  Kriegsgerichte  angeordnet  werden. 

§.  78. 

Die  Verhältnisse  der  Befehlshaber  der  zusammenge- 
setzten Divisionen  und  Brigaden  sind  in  ihrem  Wir- 
kungskreise denen  der  Corps-Coramandanten  analog. 

Vm.  Abschnitt. 
Bildung  des  Hauptquartiers. 

§.  79. 

Die  Geschäfte  des  Hauptquartiers  zerfallen  in  zwei  Haupt- 
abtheilungen : 
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in  die  Leitung  des  Heeres  Im  Allgemeinen ,  und 
in  dfe  Leitung  besonderer  Zweige. 
Die  erste  enthält: 

1)  die  Leitung  der  Operationen  und  Bewegungen, 

2)  die  Evidenthaltung  und  Ergänzung  des  Standes,  den 
inneren  Dienst, 

3)  die  ökonomische  Leitung ,  die  Pflege  und  Wartung  des 
Heeres* 

Die  zweite: 

1)  die  Artilleriedirectlon , 

2)  die  Geniedirection , 

3)  die  Heerespolizei. 

§.  80. 

Die  Geschäfte  der  ersten  Abtheilung  führen :  der  General- 
quartiermeister ,  der  dirigirende  Generaladjutant,  der  General- 
intendant; die  der  zweiten:  der  General-Genie-,  der  General- 
Artillerie-Director  und  der  Chef  der  Heerespolizei  —  sämmtlich 
in  gleichen  Dienstverhältnissen  und  In  Gemässheit  der  vom  Ober- 
feldherrn erhaltenen  Befehle. 

Die  Tabelle  Nu m.  12  bezeichnet  den  Wirkungskreis  der 
verschiedenen  Chefs ,  das  Detail  der  Eintheilung  und  die  dazu 
nöthigen  Individuen. 

§.;81. 

Der  Oberreldherr  hat  das  Recht,  sich  den  General-Quartier- 
raeister,  den  dirigirenden  Generaladjutanten,  den  Generalauditor, 
und  den  dirigirenden  Arzt  zu  wählen ,  auch  seinen  Generalstab 
selbst  zu  bestellen. 

Der  Generallieutenant  des  Bundes ,  die  Directoren  des  Ar- 
tillerie- und  Genie- Wesens ,  der  Chef  der  Heerespolizei,  und  der 
Generalintendant ,  mit  den  ihm  zunächst  untergebenen  Vorstän- 
den der  Verwaltungszweige,  werden  von  dem  Bunde,  welcher 
auf  die  Vorschläge  des  Oberfeldherrn  die  geeignete  Rücksicht 
nehmen  wird,  gewählt  und  in  Pflichten  genommen. 

§.  82. 

Der  Oberfeldherr  wird,  sobald  er  den  Oberbefehl  des  Heeres 
übernommen  hat ,  sämmtllche  im  Hauptquartiere  angestellte  Of- 
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fl eiere  und  Beamte,  welche  nicht  bereits  von  der  Bundes- Ver- 
sammlung selbst  vereidet  sind ,  im  Namen  und  aus  Auftrag  der- 
selben ,  in  Eid  und  Pflichten  des  Bundes  nehmen. 

§.  S3. 

Der  Oberfeldberr  unterzeichnet  alle  Bereble ,  welche  an  die 
verschiedenen  Zweige  und  Abtheilungen  ausgefertigt  werden. 
Nur  ausnahmsweise  und  in  dringenden  Fällen  können  die  betref- 
fenden Referenten,  jeder  in  seinem  Fache,  im  Namen  des  Ober- 
feldherrn Weisungen  unterzeichnen ,  welche  indessen  jedesmal 
an  die  Corps-Commandanten  und  nie  an  die  denselben  unterge- 
ordneten Zweige  gerichtet  seyn  müssen. 

§.  84. 

Der  Oberfeldherr,  welcher  für  die  Dauer  des  ihm  über- 
tragenen Befehls  nur  im  Dienste  des  Bundes  steht,  bezieht  auch 
nur  von  diesem  seinen  Gehalt  und  alle  sonstigen  Emolumente. 
Die  übrigen  im  Hauptquartiere  und  bei  der  Intendanz  angestellten 
Individuen  erhalten  zwar  ihre  gewöhnliche  Gage,  Besoldung", 
Löhnung  und  Naturalverpflegung  —  nach  dem  Range ,  welchen 
sie  im  Dienste  des  Bundesstaates  einnehmen ,  zu  welchem  sie 
gehören  —  von  diesen  Bundesstaaten.  Dagegen  aber  werden  alle 
übrigen  Unkosten,  die  aus  der  Zusammensetzung  des  Haupt- 
quartiers und  der  Intendanz  hervorgehen ,  aus  der  Kriegskasse 
bestritten ,  nämlich : 

1)  die  Tafelgelder  und  ausserordentlichen  Zulagen  an  Geld  und 
Naturalien  für  das  gesammte  Personale  des  Hauptquartiers 
und  der  Intendanz, 

2)  der  Aufwand  für  die  verschiedenen  Canzleien  Jener  Zweige 
und  für  ihren  Transport , 

3)  die  geheimen  Auslagen  für  Kundschaften  u.  s.  w. , 

4)  die  Besoldung  und  Verpflegung  aller  im  Hauptquartiere  an- 
gestellten Individuen ,  die  nicht  zu  einem  oder  dem  andern 
Contingente  des  Bundesheeres  gehören. 

§.  85. 

Die  einzelnen ,  von  der  Bundes-Versammlung  zu  ernennen- 
den Chefs,  so  wie  die  übrigen  Chargen  im  Hauptquartiere,  kön- 
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uen  aus  den  verschiedenen  Bundesstaaten  Im  Sinne  des  §.  81  der 
Grundzüge  gewählt  werden. 

Die  diesen  Individuen  in  Folge  ihrer  bundesgemässen  An- 
Stellung  zukommenden  Gebühren  sind  in  dem  Verpflegungs-Regle- 
ment enthalten,  gleichwie  der  Wirkungskreis  der  letzteren, 
nämlich  der  Chargen ,  im  Dienst-Reglement  näher  bezeichnet  ist. 

IX.  Abschnitt. 
Verpflegung. 

§.  86. 

Sobald  die  Contingente  des  Bundesheeres  unter  die  Befehle 
des  Oberfeldherrn  treten,  geschieht  die  Verpflegung  dersel- 
ben nach  den  Vorschriften  des  dir  das  Bundesheer  entworfenen 
Verpflegungs  -  Reglements ,  welches  zugleich  die  Instructionen 
(tir  die  verschiedenen  Vcrpflegsbeamlen  enthält. 

X.  Abschnitt. 
Gerichtsbarkeit. 

§.  87. 

Die  Gerichtsbarkeit  steht  in  der  Regel  den  Befehls- 
habern der  Corps ,  Divisionen ,  Brigaden  und  Regimenter  zu. 

§.  88. 

Die  Bundesstaaten  werden  dieGränzen  der  Gerichts- 
barkeit bestimmen,  welche  sie  den  Commandanten  ihrer  Corps, 
Divisionen  und  Contingente  übertragen  wollen ,  und  hierbei  be- 
dacht seyn,  die  Beftigniss  in  der  möglichsten  Ausdehnung  zu  er- 
theilen. 

§.  89. 

Jeder  im  Hauptquartiere  angestellte  Officler  und  Civilbeamte 
eines  Bundesstaates ,  und  jedes  von  den  verschiedenen  Conti n- 
genten  demselben  zugetheilte  Individuum ,  gehört  unter  die  Ge- 
richtsbarkeit des  betreffenden  Corps  oder  der  Division. 

In  Fällen ,  wo  ein  gerichtliches  Verfahren  über  ein  solches 
Individuum  nothwendig  werden  sollte,  kann  der  Oberfeldherr 
nach  Befinden  durch  den  Auditor  des  Hauptquartiers  solches  über 
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die  begangenen  Vergehen  summarisch  inslmlren  lassen.  Dann 
aber  müssen  die  Angeklagten ,  nebst  den  Untersuchungsacten, 
an  ihre  gerichtliche  Behörde  zur  Aburtheilung abgeliefert  werden. 

Diese  Bestimmungen  haben  auch  für  die  Individuen,  welche 
in  den  Hauptquartieren  der  Armeecorps  angestellt  sind ,  ihre 
analoge  Anwendung  zu  finden. 

§.  90. 

Diejenigen  Militär-  und  Ci vi  1-Bevol Imächtigten,  welche  zum 
Hauptquartiere  abgeordnet  sind ,  und  nicht  unter  der  Gerichts- 
barkeit  der  Corps  stehen,  können  nur  bei  solchen  Verbrechen, 
wo  Gefahr  bei  dem  Verzuge  Statt  fände,  jenem  summarischen 
Verhöre  unterliegen ,  und  müssen  dann  zur  Aburtheilung  an  die 
betreffenden  Behörden  abgeliefert  werden. 

Wenn  die  Verhaftung  eines  solchen  Abgeordneten  notwen- 
dig geworden^  so  wird  der  Oberfeldherr  den  entsprechenden  Corps- 
Commandanten  unverzüglich  zur  Absendungeines  provisorischen 
Bevollmächtigten  auf  so  lange  in  das  Hauptquartier  einladen,  bis 
von  dem  (den)  betreffenden  Staate  (Staaten)  eine  neue  definitive 
Ernennung  für  diesen  Platz  ergangen  Ist. 

§.  91. 

Diejenigen  Individuen ,  welche  durch  freie  UebereinkunP. 
und  Annahme  dem  Hauptquartiere  folgen,  so  wie  auch  alle  Fremde, 
Kriegsgefangene  u.  s.  w. ,  stehen  unter  der  Gerichtsbarkeit  des 
Hauptquartiers,  und  werden  nach  den  Gesetzen  desjenigen  Staa- 
tes gerichtet,  von  welchem  der  Oberfeldherr  ist. 

§.  92. 

Der  Oberfeldherr  hat  das  Recht,  alle  Befehlshaber  des  Heeres 
zu  suspendiren,  jeden  Untergebenen  verhaften  zu  lassen,  und 
gerichtliche  Untersuchung  über  sie  bei  ihren  Behörden  zu  ver- 
anlassen; auch  in  Fällen,  wo  Gefahr  mit  dem  Verzuge  verbun- 
den wäre ,  ein  summarisches  Verhör  derselben  anzuordnen. 

Bei  den  gemischten  Armeecorps  haben  sich  die  betheiligten 
Staaten  über  die  Bestimmung  des  Gerichtsstandes  des  Corps-Com- 
mandanten,  der  Divisionärs  und  Brigadiers  zu  vereinigen. 

§.  93. 

Gegen  das  Verbrechen  des  Meineides,  des  Verrates ,  der 
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Feldflüchtigkeit  und  der  Insubordination  werden  im  Bundesheere 
lurch  besondere  Kriegsartikel  Strafbestimmungen  getroffen, 
»eiche  dem  gesammten  Kriegsheere  als  gleichförmiges  Gesetz 
reiten  sollen. 

§.94. 

Die  in  den  Kriegsartikeln  nicht  genannten  Verbrechen  und 
Vergehen  werden  nach  den  bei  den  Conüngenten  der  einzelnen 
Staaten  gültigen  Gesetzen  beurtheilt. 

§.  95. 

Der  Ober  feldherr  kann  dasSta  ndrecht,  nämlich  den  sum- 
marischen, ausserordentlichen  Prozess ,  gegen  Militärs  in  allen 
Jenen  ausserordentlichen  Fällen  anordnen ,  in  welchen  schnelle 
Bestrafung  des  Beispiels  wegen  nö'thigwird,  und  in  den  Gesetzen 
der  verschiedenen  Bundesstaaten  nicht  ohnehin  schon  das  Stand- 
recht festgesetzt  ist. 

§.  96. 

Eben  so  hat  der  Oberfeldherr  das  Recht,  das  Martialge- 
setz,  das  heisst,  das  summarische  peinliche  Verfahren  gegen 
den  Bürger  in  Feindes  Land  zu  verkünden ,  und  in  Folge  dessen 
das  Standrecht  anzuordnen.  In  den  Bundesstaaten  soll  dies  Je- 
doch nur  nach  gepflogenem  Benehmen  mit  den  betreffenden  Re- 
gierungen und  erhaltener  Zustimmung  derselben  geschehen. 

§.  97. 

Zur  Handhabung  der  Heerespolizei  wird  eine  eigene  Gens- 
d'armerie  errichtet,  deren  Minimum  auf  Zwei  vom  Hundert 
der  Reiterei  angenommen,  und  welche  Zahl  in  das  Cavallerie- 
Contingent  eingerechnet  wird. 

Das  Reglement  enthält  die  allgemeinen  Bestimmungen  über 
ihre  Bildung  und  Dienstleistung. 


Von  diesem  Beschlüsse,  samml  dem  von  der  hohen  Bundes- 
versammlung genehmigten  Berichte  und  Anträgen  des  Bundes- 
tags-Ausschusses,  ist  der  Militär- Co mmission  der  Deut- 
schen Bundes- Versammlung  zu  ihrer  Nachachtung  Mittheilung 
zu  machen. 
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Die  In  §.80  dieser  näheren  Bestimmungen  angeführte  Tabelle 
Ziffer  12  liegt  dem  Protokolle  auf  folgender  Seite  bei. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  XIV,  S.  137  u.  f. 

b)  Nach  dem  Beschlüsse  derBundes-Versamml  ung  vom 
9.  December  1830  (s.  unten)  sind,  in  Folge  der  Ausscheidung  der  zur 
Reseire-Infanteric-Division  vereinigten  Contingente,  die  drei  gemisch- 
ten Armeecorps  von  der  hier  erwähnten  Stellung  zur  Cavallerie-  und 
Artillerie-Reserve  befreiet. 

c)  Ist  durch  die  oben  Note  g  zu  Artikel  VI  der  Kriegsverfas- 
sung in  ihren  allgemeinen  Umrissen  u.  s.  w.  gedachten 
Corpsacten  erledigt  worden. 

Vergl:  Die  Kriegsverfassung  u.  s.  w.  S.  59. 
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Tabellen 

zu  den  näheren  Bestimmungen  der  Kriegsverfassung 

des  Deutschen  Bundes, 

i  nämlich 

von  Zif  Ter  t  bis  11  zu  den  ersten  fünf  Abschnitten,  und 
Ziffer  12  zu  §.  80  (Abschnitt  VIII.)*) 

ff)  Diese  Tabellen  ß>lgen  hier  des  Zusammenhanges  wegen 
in  ununterbrochener  Reihe. 
Vergl:   Protokolle  der  Deutschen  Bunde  s- Versa  mm - 
lung,  Bd.  XI,  S.  236—256,  Bd.  XIV,  S.  152. 
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Zifl^rL  Matrikel 

des  Deutschen  Bandes 
nach  den  Beschlüssen  der  hohe nB undes-Ver sami 
in  der  43.  Sitzung  vom  Jahre  1818  and  3.  Sitzung  vom  Jahre 

(Beilage  Zahl  1 ,  zu  den  näheren  Bestimmungen ,  §. 


Bundesst  a  n  t  e  n. 


Seelen- 
zahl. 


Bundes  st  aaten. 


Oesterreich  

Preussen  

Sachsen   

Baiern  

Hannover   

Württemberg  

Baden   

Kurhessen  

(Jrossherzogthum  Hessen 
Holstein  und  Laucnburg  . 

Luxemburg  

Braunschweig  

Mecklenburg-Schwerin  . 

Nassau  

Sachsen- Weimar  .  .  .  . 

Gotha  

Coburg  .  .  .  . 

Meiningen  .  .  . 

Hildburghausen 
Mecklenburg-Strelitz  .  . 

Latus  .  .  .  . 


9,iS2,277 
7,923,439 
1,200,000 
3,560,000 
1,305,351 
1,395,462 
1,000,000 
567,868 
619,500 
360,000 
255,628 
209.600 
358,000 
302,769 
201,000 
185,682 
80,012 
54,400 
29,706 
71,769 


»9,162,413 


Transport 

Oldenburg   

Anhalt-Dessau  .... 
Bernburg  .  .  . 

-  Göthen  .... 
Sctawarzburg-Sondersh. 

Rudolstadt 
Hohcnzollern-Hechingen 
Liechtenstein  .  .  . 
Hohenz. -Sigmaringen 

Waldeck  

Ileuss,  ältere  Linie 

-  jüngere  Linie 
Schaumburg-Lippe  . 
Lippe-Detmold  . 
Hessen-Homburg 
Lübeck  .... 
Frankfurt  .  .  . 
Bremen  .... 
Hamburg    .  .  . 


a)DieVeränderungenin  der  Matrikel  s.  ohenS.458-S  belf 
(Nr.  LXX— LXXIV.) 
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60 
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9 
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3 

sammt 
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30 
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1,830 


1,830 
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3,000 


3,000 
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50,000 

40 

40 
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30 

20 
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20 

40 
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! 
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5,000 

4 

4 

25 
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3 

2 

10 

2 

A 

25 

er  In  dem  Bundesheere  bestellenden  Artlungstabelle  die  Angabe  der  auf 
nderlichen  Handwerkspersonals  und  der 
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zum  Transport 
der 


La  fet- 
t  i  r  u  n  g  e  ii 


Munition 

und 
übrigen 
Vorräth  e 


Fuhrwägen  zu 
30  Ctn.  Ladung 


j 
Ii 

r> 

i 


-Anmerkungen 


r 


110 


160 


2,160 


Geschützbedienung  ist  nach  ihrem 
und  zwar  die  Bombardiere  für 
;e  Anzahl  der  Wurf-,  die  Cano- 
id  Handlanger  hingegen  für  -  j 
:her  angetragenen  Geschütz-Gat- 
>erechnet  und  festgesetzt. 

mit  eingerechnet  sind  die  Oftlclere, 
rhen  auf  2  Geschütze  1,  folglich 
beschütze  100  anzunehmen  sind. 

j  in  der  Tabelle  ausgewiesenen 
rwagen  dienen  nicht  allein  zur 
der  Lafetten,  sondern  auch  zu 
'hen  Schleifen-,  Protzen-,  Tran- 
Bomben-  und  Protzenwagen. 

ewicht  s.lmmtlicher  Munition,  Ge- 
hften  und  der  verhältnlssmässlgen 
.e  an  Eisen  und  Holz  u.s.  w.  dürfte 


ausfallende  QllOte  all  T  j  <f  64,808  Cenlner  belaufen. 

ansportlrung  mit  gedungenen  oder 


11 


16 


216 


Werden  zu  bewerkstelligen,  bleibt 
Lrmeecorps  freigestellt. 

edungene  Fuhren  ist  das  Minimum 
nr.  auf  4  Pferde,  bei  Landesfuhren 
imum  zu  30  Ctnr.  auf  6  Pferde  an- 
len  worden. 

•  Haubitzen  werden  auf  Ihren  La- 
iersptfnnlg  geführt. 
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Die  Forlbringung  des  übrigen 
Fuhrwerks  geschieht  ent- 
weder mit  gedungenen  oder 
Landespferden.  Nach  Ab- 
schlag der  eigenen  Bespan- 
nungen sind  noch  erforderlich 
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lige  Personale  der  Ganzlei ,  nach 
ner,  in  Folge  des  §.  62  der  näh 
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Artilleriedireo  Heerespolizei. 

1  General-Artillerie-DiJ  hef  der  Heerespolizei  mit 
nöthigen  Personale  von  djem  nöthigen  Personale  von  der 
Bundesheeres.  rensd'armerie  oder  den  Staabsdra- 

 ,-onern  des  Bundesheeres. 

Der  General-Artlllerie-Dlrecty   

des  Oberfeldberrn  In  Beziehunger  Chef  der  Heerespolizei  sorgt  in 
vorzüglich  wahrend  der  Schlacke  der  Befehle,  welche  er  bler- 
Br  sorgt  für  die  Aufstellung  der  r  von  dem  Oberfeldherrn  erhält,  für 
nitlons  -  Reserven ,  für  den  geh  Polizei  des  Bundesheeres, 
derselben  und  ihre  Ergänzung, 
und  das  Personale  und  Material« 
des  Bundesheeres  und  von  der 
derjenigen  Bundesfestungen,  v 
Operationslinien  des  Heeres  befln 
Zwecke  setzt  er  sich  In  die  nti 
Verbindung  mit  den  Artillerie-D 
meecorps. 


An  seine  unmittelbaren  Befehl 
1)  alle  grossen,  aus  dem  Arm 
Artillerie  -  Reserven , 
Z)  der  Belagerungspark. 


! 


über  den  Geschaftsgal 

-spolizei  sind  die  Referenten  des  Das  Detail  derselben  und  die  hierzu 
dem  Ermessen  des  Oberfeldberrn  [aus  allen  Armeecorps  gewählt,  ihr 
übrigens  eine  Menge  Gegenstände!  allein  behandeln  lassen,  z.  B.  die 
iden  unter  sich  oder  mit  den  Corpfcen.  Es  ist  ferner  unthunlich ,  das 
iten  sind  daher  berechtigt,  dieses  Indern.  Da  der  General-Artillerie-, 
selben  dem  Oberfeldberrn  zur  Unfitllche  Referenten,  jeder  In  seinem 
rfertlgt  worden  wären. 
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Beschluss  der  Bundes -Versammlung  vom  13.  Sep- 
tember 1832,  betreffend  die  authentische  Interpreta- 
tion der  §§.  31  nnd  33  der  Kriegsverfassung  des 

Deutschen  Bundes. 

Vier  und  dreißigste  Sitzung  am  13.  September 

1832. 

Praesidium  zieht  den  Beschluss  nach  der  den  Anträgen 
des  Bundestags- Ausschusses  beistimmenden  Mehrheit,  daher 

Beschluss: 

Nachdem  die  Grossherzoglich  Badische  Gesandschaft  auf  eine 
authentische  Interpretation  der  §§.  31  und  33  der 
Kriegsverfassung  des  Deutschen  Bundes  den  Antrag 
gestellt  hat,  so  wjrd  nach  gepllogener  Berathung  hiermit  erklärt : 

1)  Durch  den  im  §.  31  der  Kriegsverfassung  des  Deutschen 
Bundes  aufgestellten  Massstab  für  denjenigen  Theil  der  Mann- 
schaft, so  wie  der  Dienstpferde  des  ordentlichen  Contingents, 
von  e  i  n  e  m  Procent  der  Bevölkerung,  welcher  stets  bei  den  Fah- 
nen und  im  Dienste  verbleiben  muss,  ist  das  Minimum  dieses 
stets  gegenwärtig  zu  haltenden  Standes  festgesetzt. 

2)  Der  im  §.  31,  a,  der  Deutschen  Kriegsverfassung  ge- 
brauchte Ausdruck:  ,, eingeübte  Mannschaft"  sehliesst  die 
Errechnung  von  Recruten  gänzlich  aus ;  dagegen  ist  die  Auf- 
stellung einer  allgemeinen  Regel  ftir  die  zur  Ausbildung  eines 
Recruten  zu  einem  eingeübten  Soldaten  erforderliche  Zeit  nicht 
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beabsichtigt  worden,  indem  hierbei  so  Vieles  von  den  Localitäten 
und  von  den  in  einzelnen  Bundesstaaten  Statt  findenden  militäri- 
schen Einrichtungen  abhängig  bleiben  muss.  Wenn  daher  auch  aus 
diesem  Grunde  die  in  dieser  Beziehung  geeigneten  Anordnungen, 
jedoch  mit  stetem  Ausschlüsse  der  Reeruten  von 
der  eingeübten  Mannschaft,  den  Bundesregierungen  zur 
Beurtheilung  und  pfliclitmässigen  Erwägung  dessen,  was  die  Er- 
füllung der  gegen  den  Bund  eingegangenen  Verbindlichkeiten 
aus  dem  militärischen  Gesichtspunkte  erfordert,  auch  femer  über- 
lassen bleiben  5  so  ist  nichts  desto  weniger,  nach  technischen 
Gründen ,  als  Basis  für  die  militärischen  Einrichtungen  der  ein- 
zelnen Bundesstaaten ,  ein  Zeitraum  von  sechs  Monaten  als  das 
Minimum  anzusehen,  welches  zur  Ausbildung  eines Infanterie- 
Recruten  zu  einem  eingeübten  Soldaten,  im  Sinne  der  Vorschrift 
des  §.  31,  a,  der  Kriegsverfassung,  angenommen  werden  muss. 

3)  Die  im  §.  31,  b,  der  Deutschen  Kriegsverfassung  im  ersten 
Absätze  enthaltene  Bestimmung,  wonach  der  dienstthuende  Stand 
bei  der  Reiterei  in  der  Regel  aur  zwei  Drittheil  der  Mannscbafl 
und  der  Dienstpferdc  festgesetzt  wird,  findet  nur  auf  diejenigen 
Bundesstaaten  eine  Anwendung,  bei  denen  die  im  §.  30  nachge- 
lassene Beurlaubung  der  Mannschaft  und  der  Dienstprerde  einge- 
führt ist. 

Wenn  hiernach  diejenigen  Bundesstaaten,  bei  welchen  keine 
Beurlaubung  Statt  findet  und  welche  keine  Landwehr -Cavallerie 
stellen,  gehalten  seyn  würden,  in  Gemässheit  der  Vorschrift  des 
§.  30,  wonach  auch  im  Frieden  das  ordentliche  Contingent  von 
einem  Procent  der  Bevölkerung  vollständig  erhaben  werden  muss, 
den  nach  §.11  ein  Siebentel  desselben  betragenden  Pferdestall 
im  Frieden  vollständig  präsent  oder  complet  zu  halten;  so 
ist  die  den  Staaten  dieser  Kategorie  im  §.  31 ,  b,  im  zweiten  Ab- 
sätze, als  eine  verhällnissmässige  Erleichterung  nachgelassene 
Vacanthaltung  von  einem  Fünftel  des  präsenten  Pferdestandes 
allein  von  dem ,  gemäss  des  hier  eintretenden  Sachverhältnisses, 
mit  dem  präsenten  gleich  bedeutenden  completen  Stand, 
nämlich  von  einem  Siebentel  des  vollen  Contingents,  zu  ver- 
stehen und  danach  zu  berechnen.  Dasselbe  gilt  von  der  im  §.31, 
p,  hinsichtlich  der  reitenden  Artillerie  getroffenen  Bestimmung. 

4)  Diejenigen  Bundesstaaten,  welche  nicht  ohnehin  eine  das 
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ordentliche  Contiugent  von  einein  Procent  der  Bevölkerung  über- 
steigende Anzahl  von  felddiensttauglichen  Truppen  unterhalten, 
sind  nach  §.  33  der  Kriegsverfassung  verpflichtet,  die  Auf- 
stellung der  Verstärkung,  welche  nach  §.  8  der  Kriegsverfassung 
durch  besondern  Bundes-Beschluss  gefordert  werden  kann,  schon 
in  Friedenszeiten  in  der  Art  vorzubereiten,  dass  während  der- 
selben die  Cadres  von  Ofllcieren ,  Unterofflcieren  und  Spielleuten 
für  den  dreihundertsten  Theil  der  Bevölkerung,  nebst  dem  nöthi- 
gen  Material,  und,  wie  sich  von  selbst  versteht,  bei  der  Cavallerie 
mit  den  erforderlichen  Dienstpferden ,  vorhanden ,  auch  solche 
Einrichtungen  getroffen  sind,  dass,  zehn  Wochen  nach  dem  ge- 
Tassten  Bundes- Beschlüsse,  vollständig  geübte  und  ausgerüstete 
Regimenter,  Bataillons  und  Escadrons  schlagfertig  aufgestellt 
werden  können. 

5)  Der  Militär-Commission  der  Bundes -Versammlung  wird 
von  diesem  Beschlüsse  Mittheilung  gemacht. 


Digitized  by  Google 


LmiiL 


Beschlüsse  der  Bundes- Versammlung,  betreffend 
die  definitive  Organisation  der  drei  gemischten 
Armeecorps  und  einer  besonderen  Reserve-Infan- 
terie-Division, deren  Verwendung,  Musterung 

u.  s.  w. a) 


Beschluss  der  Bundes  Versammlung  vom  9.  December 

1830. 

Ein  und  vierzigste  Sitzung  am  9.  December  1830. 

Die  Bundes- Versammlung,  von  der  Ansicht  ausgehend,  das* 
die  von  mehreren  Bundesstaaten  vorgebrachten  Wünsche  und 
Anträge  wegen  Veränderung  oder  Erleichterung  in  der  ihnen 
nach  den  Bestimmungen  der  Kriegsverfassung  obliegenden  Con- 
ti ngentstcllung  möglichst  zu  berücksichtigen,  mit  dieser  Berück- 
sichtigung jedoch  auch  zugleich  geeignete  Anordnungen  wegen 
definitiver  Organisation  der  drei  gemischten  Armee- 
corps und  wegen  Verstärkung  der  Kriegsgarnisonen 
in  den  Bundesfestungen  zu  verbinden  seyen, 

beschliesst, 

wie  folgt: 

I.  Die  in  den  nachfolgenden  Bestimmungen  ge- 
nannten Bundesstaaten  sollen  von  der  Ca valleric- und 


Digitized  by  Google 


551 

resp.  Artillerie- Stellung  gegen  eine  in  der  Kopfzahl  t  heil  s  . 
gleiche,  theils  grössere  Infanterie  -  Stellung  be- 
freiet, und  es  sollen  die  hiernach  nur  aus  Infanterie  bestehenden 
Contingente  derselben  von  den  gemischten  Armeecorps 
ausgeschieden  und  in  eine  zunächst  zur  Verstärkung 
der  Kriegsgarnisonen  in  den  Bundesfestungen  be- 
stimmte Reserve  -Infanterie-  Division  vereinigt,  die 
hierdurch  in  ihrer  Stärke  verminderten  gemischten 
drei  Armeecorps  aber  von  der  Stellung  der  Ca  vallerie- 
und  Artillerie- Reserve  befreie t  werden. 

II.  Zur  näheren  Ausführung  dieser  allgemeinen  Vorschrillen 
werden  hiermit  in  Absicht  auf  die  drei  gemischten  Armeecorps 
und  auf  die  zu  bildende  Reserve  Infanterie-Division  folgende  be- 
sondere Bestimmungen  festgesetzt: 

A.  In  Absicht  auf  das  achte  Arraeecorps. 

1)  Die  Contingente  von 

Hohenzollern-Hechingcn, 

Liechtenstein, 

Hohenzollern-Sigmaringen, 

Hessen-Homburg  und 

der  freien  Stadt  Frankfürt 
scheiden  von  der  dritten  Division  dieses  Armeecorps  aus ,  und 
gehen  zu  der  Reserve  -  Infanterie- Division  über. 

2)  Die  Regierungen  von 

Hohenzollern-Hechingen, 

Liechtenstein, b) 

Hohenzollern-Sigmaringen  und 

Hessen-Homburg 
leisten  für  ihre  Cavallerie-  und  Artillerie-Quoten  Ersatz  durch 
eine  gleiche  Anzahl  von  Infanterie. 

3)  Die  freie  Stadt  Frankfurt  leistet,  gegen  Erlass  der  Ca- 
vallerie und  Artillerie,  eine  Meli  r  Stellung  für  jeden  Cavalleristen 
und  Artilleristen  mit  drei  Mann  Infanterie. 

4)  Das  achte  Armeecorps  wird  seinen  Beitrag  zum  Belage- 
rungspark unvermindert  stellen. 


» 
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B.  In  Absicht  auf  das  neunte  Armeecorps. 

1)  Die  Contingente  von 

Sachsen-Weimar, 
Altenburg', 
Coburg-Gotha, 
Meiningen-Hildburghausen, 
Reuss,  ältere  Linie, 
-    jüngere  Linie, 
scheiden  von  der  ersten  Division  dieses  Armeecorps  aus. 

2)  Ein  Gleiches  tritt  bei  der  zweiten  Division  mit  den  Con- 
tingenten  von 

Anhall-DessaU, 

Bernburg, 

Cöthen, 
Schwarzburg-Sondershausen, 

Rudolstadt, 

•  ein. 

Diese  unter  1  und  2  erwähnten  Contingente  gehen  zur  Re- 
serve-Infanterie-Division  über. 

3)  Die  Regierung  von. Sachsen-Weimar  leistet  für  die  aus- 
fallende Cavallerie-  und  Artillerie-Quote  Ersatz  durch  die  dop- 
pelte Zahl  von  Artillerie-Mannschaft. 

4)  Die  übrigen  Regierungen  dieser  Contingente  leisten  flir 
den  Ausfall  an  Cavallerie  und  Artillerie  Ersatz  durch  eine  gleiche 
Anzahl  von  Infanteriemannschaft. 

5)  Das  Herzoglich  Nassauische  Contingcnt  wird  bloss  in 
Infanterie  und  Artillerie,  und  zwar  in  einer  completen  Infanterie- 
Brigade  von  3,721  Mann  nebst  30  Pionrilers,  und  in  einer  com- 
pleten Batterie  von  8  Piecen  mit  288  Mann  Artillerie  bestehen. 

6)  Das  neunte  Armeecorps  wird  von  dem  Beitrage  zum  Be- 
lagerungspark unter  der  Bedingung  befreiet,  dass  der  Brücken- 
t  r  a  i  n  in  dem  bestimmtenVerhältnisse  unvermindert  gestellt  werde. 

C.  In  Absicht  auf  das  zehnte  Armeecorps. 

1 )  Die  Contingente  von 
Waldeck, 

Schaumburg-Lippe  und 
Lippe 
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scheiden  aus  der  ersten  Division  und  gehen  zur  Reserve-Infanterie** 
Division  über. 

2)  Die  Regierungen  dieser  Contingente  leisten  für  die  aus- 
fallende Cavailerie  und  Artillerie  einen  Ersatz  durch  eine  gleiche 
Zahl  von  Infanteriemannschaft. 

3)  Das  Contingent  von  Holstein-Lauenburg  wird  eine  unver- 
mischte  Brigade  bilden. 

4)  Das  Grossherzogthum  Oldenburg  leistet  für  seine  ausfal- 
lende Cavalleriequote  einen  Ersatz  von  drei  Infanteristen  für 
jeden  Cavalleristen,  und  wird  ersucht,  für  die  Herrschaft  Kip- 
hausen, die  zu  stellende  Mannschaft  möglichst  bald  derBundes* 
Versammlung  zur  Berichtigung  der  Matrikel  und  der  Uebersicht 
der  Contingentstellung  anzuzeigen. 

D.  In  Absicht  auf  die  In fa uteri e-Reserve-Di Vision. 

1)  DieReserve-Infanterie-Division  besteht  aus  den 
Contingenten  der  nachfolgenden  Staaten : 

Sachsen-Weimar, 

Altenburg, 

Coburg-Gotha, 

Meini  ngen-H  ild  burghausen , 
Anhalt-Dessau, 

-  Bernburg, 

-  Cöthen, 

Schwarzburg-Sondershausen,  , 

Rudolstadt, 
Hohenzollern-Hechingcn, 
Liechtenstein, 
Hohenzollern-Sigmaringen , 
Waldeck, 

Reuss,  ältere  Linie, 

-  Jüngere  Linie, 
Schaumburg-Lippe, 
Lippe, 

Hessen-Homburg, 
freie  Stadt  Frankfurt. 

2)  Diese  Division  ist  in  der  Regel  zur  Verstärkung  der 
Kriegsbesatzuugen  in  den  Bundesfestungen  bestimmt,  und  der 
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Oberfeidherr  wird  hiervon  l>esonders  in  Kenntniss  zu  setzen 
seyn. 

3)  Die  Militür-Commission  wird  zweckmässige  Vorschläge, 
sowohl  in  Beziehung  auf  die  Verwendung  und  Einteilung  der 
Reserve- Division  für  die  einzelnen  Bundesfestungei) ,  als  über 
die  rein  militärischen  Verhältnisse  dieser  Division ,  wozu  die 
Stellung  eines  Antheils  von  Jägern  oder  Scharfschützen  (Num.  t 
des  Vortrages  in  der  27.  Sitzung)  und  die  Anordnung  von  In- 
spectionen  u.  s.  w.  gehört,  zu  machen  hahen,  weshalb  derselben, 
unter  Mittheilung  des  gegenwärtigen  Beschlusses  und  des  Vor- 
träges  des  Ausschusses  in  Militär-Angelegenheiten,  das  Weitere, 
zur  möglichst  schleunigen  Begutachtung ,  anheim  gegeben  wird. 

Dem  gegenwärtigen  Beschlüsse  wird  die  unter  Ziffer  3  anlie- 
gende Tabelle  beigelegt, c)  woraus  die  Zusammensetzung  und 
Stärke,  in  welcher  die  drei  gemischten  Armeecorps  und  dieRc 
serve-Infanterie-Di vision  in  Folge  der  vorstehenden  Bestimmungen 
von  nun  an  bestehen  werden,  näher  zu  ersehen  ist. 

a)  S.  oben:  Artikel  IV  des  Beschlusses  der  Bundes- 
versammlung vom  9.  April  1821 ,  betreffend  die  Annahme  des 
Entwurfs  der  Kr iegsverfassung  des  Deutschen  Bundes 
in  ihren  allgemeinen  Umrissen  und  wesentlichen  Be- 
stimmungen. 

b)  Nach  einer  von  der  Bundes-Vers am m  1  u n g  am 31 .  Januar 
1833  genehmigten  Uebereinkun f I  besteht  das  Fürstlich 
Liecb  tenstelnis che Gon tingent  nur  aus  Seh a  rf  s c h  ü  t ze n. 
welche  die  Jägcrabtheilung  des  Fürstlich  Hohenzollerischen  Bataillons 
bilden. 

c)  S.  die  nach  dem  Beschlüsse  der  B  u  n  d  e  s  -  V  e  r  s  a  m  m  I  u  n  £ 
vom  14.  December  1 830  abgeänderte  Tabelle,  unter  B 
(Beilage.) 

«. 

Beschluss  der  Bundes -Versammlung  vom  14.  December 

1830. 

Z  wei  und  vierzigste  Sitzung  am  14.  December  1830. 

Beschluss: 

F.  Dass  der  Grossherzoglich  Sachsen- Weimar-Eisenachischen 
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Regierung  bewilligt  werde,  für  Jeden  Mann  ihrer  in  Folge  Bun- 
des-Bescblusscs  vom  12.  April  1821  (§.  102  der  17.  Sitzung)  zu 
slellenden  Cavallerie  und  Artillerie,  einen  Mann  Infanterie  zu 
sfellen;  desgleichen 

2)  dass  der  Grossherzoglich  Mecklenburg-Strelitzischen  Re- 
gierung die  angetragene  Erleichterung  in  der  Art  gewährt  werde, 
dass  ihre  durch  Vertretung  von  Mecklenburg -Schwerin  zu  stel- 
lende Cavallerie  nur  auf  ein  Zehntheil ,  Statt  auf  ein  Siebentheil, 
ihres  ganzen  Contingents  zu  berechnen,  daher  nur  mit  71  Mann 
zu  stellen  sey ; ") 

3)  dass  die  Bundes- Versammlung  den  Stand  der  gemischten 
Armeecorps  und  der  Infanteriereserve  nunmehr  für  geschlossen 
annehme ,  und  auf  weitere  Anträge  zu  dessen  Abänderung  nicht 
mehr  eingehen  könne ; 

4)  dass  die  dem Bundes-Beschlusse  vom  9.  d.M.  (§.  314  der 
41.  Sitzung)  beigefügte  Tabelle  hiernach  abzuändern  und 
diesem  Protokolle  anzulügen ;  und  dass  endlich 

5)  dfr  Militär- Commission  von  diesen  Bewilligungen  die 
Eröffnung  au  machen  sey. 

a)  S.  oben:  §.  11  des  Beschlusses  der  Bundes- Versamm- 
lung vom  12.  April  1821,  betreffend  die  Annahme  der  fünf 
ersten  Abschnitte  der  näheren  Bestimm  ungen  der  Kriegs- 
verfassung des  Deutschen  Bundes. 


S.  auch:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes -Versamm- 
lung, Bd.  XI,  S.  83  u.  f.,  200  u.  f. 
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Beilage. 

Ueber- 


der  streitbaren  Mannschaft  der  drei  gemischten 
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Staaten. 
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VIII. 

j  Württemberg  

<  Baden  

(  Grossherzogthum  Hessen    .  .  . 

10,816 
7,751 
4,802 

1,994 
1,429 

885 

1,145 

820 
580 

'  13,955 
10,000 
6,195 

23,369 

4,308 

2,473 

30,150 

IX. 

1  Kurhessen  

(  Nassau  

9,302 
4,402 
3,721 

1,714 
811 

984 
466 
318 

12,000 

5,679 
4,039 

17,425 

2,525 

1,768 

21,718 

ZurBesatzung  derBundes- 
festung  Luxemburg: 

* 

Grossherzogthum  Luxemburg.  .  . 

1,98t 

365 

210 

2,556 

X. 

/  Hannover   

]          -  Strelltz  

I  Oldenburg   

f  Die  freien  Städte, Lübeck, Bremen 

10,118 
2,791 
1,625 
2,775 
588 
2,621 

1,699 

1,865 
514 
299 
511 
71 

.... 
312 

1,071 
295 
172 
294 
59 
179 

179 

13,054 
3,600 
2,096 
3,580 
718 
2,800 

2,190 

22,217 

3,572 

28,038 
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sieht 

Armee  corps  und  der  Reserve  -In  fanterie-Division. 


Hescr  ve -  Infanterie-Di  Vision 
znr  Ergänzung  der  Besatzung  en  der  B  u  nd  es  f  e  s  ta  n  ge  n  und 
zur  Disposition  des  Ober  fe  1  d  Ii  e  rrn. 


Bundesstaaten. 


Conlin- 

gent 
naeh  der 
Matrikel. 

Contin- 
gent  in  In- 
f  ■  n  t  •*  p  i  e- 
stel  1  u  ng 

2,010 

2,010 

982 

982 

1,366 

1,366 

1,130 

1,150 

529 

3?9 

3  0 

370 

325 

325 

45t 

451 

539 

,  539 

145 

145 

55 

55 

356 

m 

519 

519 

22  * 

2?3 

522 

522 

240 

2«u 

691 

200 

200 

479 

693 

11,152 

11,366 

Sachsen-Weimar  

'  -  Altenburg  

Coburg-Gotha  

Mei  ningen-Hlldburghausen 
Anhalt-Dessau  

-  Bernburg  

-  Cöthen  

Schrarzburg-Sondershausen  .  .  . 

Rudolstadt  

Hohenzollern-Hechingen  

Liechtenstein  

Holienz.-  Sigmaringen  

Waldeck  

Rtass,  filtere  Linie  

-  jüngere  Linie  

Sehaamburg-Llppe  

Lippe  

Hessen-Homburg  

Kreit-  Stadt  Frankfurt  
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c. 

Beschluss  der  Bundes  -  Versammlung  vom  17.  Februar 

1831. 

Fünfte  Sitzung  am  17.  Februar  1831. 

Nachdem  Zweifel  erhoben  worden  ist,  wie  sieh  das  Luxem- 
bürger  Contingent  in  Folge  Beschlusses  vom  14.  Deceniber 
v.  J.  (42.  Sitzung  §.  324)  noch  ferner  zu  dem  neunten  Armee 
corps  vorhalte,  wurde,  zur  Beseitigung  alles  Missversüinünisses. 

beschlossen: 

der  Militär -Commission  der  Bundes- Versammlung  zu  eröffnen, 
dass  das  Luxemburger  Contingent  auch  noch  ferner  einen  Theil 
des  neunten  Armeecorps  ausmache,  und  dass  sonacli  in  dieser 
Beziehung  dermal  in  der  Stellung  des  Grossherzoglich  Luxem- 
burgischen Militär -Bevollmächtigten  keine  Aenderung  eintrete. 


Beschluss  der  Bundes-Versammlung  vom  3.  Harz  1831, 
betreffend  die  Verwendung  und  Einthe ilung  der  R 
serve -Infanterie-Division  zur  Kriegsbesatzung  der 
Bundesfestungen,  )  und  das  Contingent  der  freien 

Stadt  Frankfurt. 

In  der  siebenten  Sitzung  am  3  März  183  1  wurde 

beschlossen: 

1)  Die  Kriegsbesatzung  der  Bundesfestung  Mainz  bat  zu 
bestehen,  aus : 

7,000  Mann  Oesterreichischen  \ 
7,000    -    Preussischen  I  R  . 

2,010    -    Sachsen-Weimar-Eise-  ?£™  n 

nachischen  i    r  pp 

982    -    Altenburgischen  J 
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1,366  Mann  Coburg-Gothaischen 
1 , 150    -    Meiningen  -  Hildburghau- 

sischen 

529    -  Anhalt-Dessauischen 
370    -       -  Bernburgischen 
325    -       -  Cöthischen 
200    -  Hessen-Homburgischen 


Bundes- 
truppen. 


zusammen  aus  20,932  Mann . 

Die  zu  dieser  Kriegsbesatzung  gehörigen  Genie-  und  Artii- 
lerie-Offlciere,  Artilleristen,  Sappeurs,  Mineurs,  Pionniers,  Pon- 
toniers  und  Cavalleristen  sind  in  dem  Oesterreichischen  und  Preus- 
sischen  Contingentc  begriffen,  und  werden  von  beiden  Staaten 
zu  gleichen  Theilen  gegeben. b) 

2)  Die  Kriegsbesatzung  der  Bundesfestung  Luxemburg 
hat  zu  bestehen ,  aus 

3,000  Mann  Preussischen  * 
2,556    -    Luxemburgischen  i  R 

519  -  Waldeckischen  liunües- 
240  -  Schaumburg-Lippischen  lruPPen- 
691    -    Lippischen  ' 


zusammen  aus  7,006  Mann. 

Die  erforderlichen  Genie-  und  Artillerie-Ofllciere,  die  Artil- 
leristen, Sappeurs,  Mineurs,  Pionniers  und  Cavalleristen  werden 
von  Preussen  und  Luxemburg,  nach  Verhältniss  und  Antheil  an 
dem  Kriegsbesatzungs-Contingente,  gemeinschaftlich  gegeben. 

3)  Die  Kriegsbesatzung  der  Bundesfestung  Landau  wird 
bestehen,  aus 

4,000  Mann  Baierischen 
45 1    -  Schwarzburg-Sondershausischen 
539    -  Schwarzburg-Rudolslädtiscben 
145    -    Hohenzollern-Hechingischen       \  Bundes- 
55    -    Liechtensteinischen  /  truppen. 

356    -  Hobenzoilern-Sigmaringisehcu 
223    -    Reussischen  (älterer  Linie) 
523    -    Reussischen  (jüngerer  Linie) 

Die  erforderlichen  Genie-  und  Artillerie  -Oflkiere,  Artille- 
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risten,  Sappeurs,  Mineurs,  Pionniers,  so  wie  die  Cavallemtq 
werden  von  Baiern  gegeben.  t 

4)  Das  Contingent  der  freien  Stadt  Frankfurt  bleibl| 
Disposition  des  Oberfeidherrn  vorbehalten;  es  wird  jedoch 4a 
selbe  der  Widmung  zum  Bundesfestungsdienste,  nach  drraE 
messen  des  Oberfeldberrn ,  keineswegs  entzogen.  J 

5)  Die  zur  Ergänzung  der  Kriegsbesatzung  der  Bind* 
festungen  bestimmten  Contingente  haben  die  nach  der  MiH 
Verfassung  des  Bundes  zur  ersten  Ausrüstung  erfordern« 
200  Patronen  per  Mann  bei  ihrem  Einmarsch  in  die  F«Ä 
durch  Vorspann  mitzuführen.  t 

(>)  Die  Bundes- Versammlung  wird,  wo  möglich,  binnen! 
Wochen  hinsichtlich  der  übrigen  im  Vortrage  des  Ausschusses 
machten  Anträge,  worüber  sich  die  Gesandschaflen  InstrurüJ| 
erbitten,  definitiven  Beschluss  fassen. c)  \ 

* 

a)  Vergl:  Die  Kriegsverfassung  des  teutschenBi 
des,  na cli  den  neuesten  Bestimmungen ,  S.  97.  98. 

b)  Die  Bundes- Versammlung  errichtete  am  27.  September! 
für  die  Bundesfestung  Mainz  ein  Reglement,  welches, 
Abschnitten,  umfassende  Bestimmungen  enthält:  über  die 
Organisation  der  Besatzung,  über  das  Verhältniss  des  Festungi 
verneurs,  über  das  Verhältniss  der  Rechtspflege  und  Disciplin, 
polizeiliche  und  damit  verwandte  Verhältnisse,  über  die  V< 
des  Festungseigenthums,  über  die  Dienst- Verhältnisse  der 
Direction  und  der  Artillerie- Directum,  über  das  Approvisioni 
und  die  Armirung,  über  das  Obercommando  des  Bundesfeldherm,l 
Pflichten  und  Befugnisse  des  Festungs- Gouvernements  im  Kj* 
zustande  und  über  Feierlichkeilen  und  Ehrenbezeugungen. 

Reglements  für  die  übrige  n  Bund e sf es  Inngen 
noch  erfolgen. 

Wegen  Mangel  an  Raum  kann  die  Aufnahme  dieses  Rfg> 
mvnts  für  Mainz  u.  s.  w.  erst  in  den  Ergänzung*-* 
Forlset  zu  ngs  -  Bänden  des  Diploma  tischen  -  J 
chives  geschehen . 

c)  Durch  den  Beschluss  der  Bundes-Versammlnng« 
24.  Juni  1841  sind  die  Regierungen  von  Oesterreich,  Pre* 
sen,  Baiern,  Baden  und  den  Niederlanden,  so  wk  i 
jenigen,   welche  die  Contingente  der  Reserve  -  Infanten 


Digitized  by  Google 


561 

Division  zu  stellen  haben,  um  eine  £ rklaru ng  ersucht:  in  wel- 
cher genau  berechneten  Zeit,  nach  erfolgter  Aufforderung,  ihre  Trup- 
pen in  den  drei  Garnisonen  einzutreffen  im  Stande  sind.  —  Da 
Jorch  das  Einrechnen  der  Besatzungen  der  Bundesfestungen  in  die 
verfassungsmässigen  Bundes -Contingente  eine  nachtheilige  Vermin- 
lenmg  des  in  das  Feld  rückenden  Bundesheeres  eintreten  würde,  hegt 
jie  Bundes -Versammlung,  im  Vertrauen  auf  die  föderativen  Gesin- 
nungen der  Garnison  gebenden  Staaten,  die  Erwartung,  dass  von  den- 
selben die  Verstärkung  der  Friedensbesatzung  der  Bundesfestungen 
bis  zur  Höhe  der  vollen  Kriegsbesatzung  nicht  in  ihr  gewöhnliches 
Contingent  von  einem  Procent  der  Bevölkerung  eingerechnet,  sondern 
über  dieses  Contingent  h  i  n  a  u  s  gestellt  werden  wolle ,  so  je- 
doch ,  dass  für  das  Grossherzoglich  Luxemburgische  Contingent  und 
die  Contingente  der  Reserve-Infanterie-Division  die  Pflicht  der  Ver- 
stärkung nur  dann  und  nur  in  so  weit  eintritt ,  als  das  allgemeine 
Aufgebot  sich  auf  mehr  als  das  gewöhnliche  Contingent  erstreckt. 
Vergl:  D  ie  Kriegsverfassu  ng  u.  s.w.  S.  70,  71. 


E. 

Beschluss  der  Bundes- Versammlung  vom  25.  April  1831, 
betreffend  die  Musterung  und  gleichförmige  Organi- 
sation der  Reserve -Infanterie-Division. 

In  der  fünfzehnten  Sitzung  am  25.  April  1831 
wurde 

beschlossen: 

1)  Bei  den  aus  den  gemischten  Armeecorps  ausgeschiedenen 
—  eine  Reserve -Infanterie- Division  bildenden  —  Contingenlen, 
werden  auf  Je  1000  Mann  132  Jäger  oder  Scharfschützen 
gestellt ,  wenn  die  das  Contingent  gebenden  Regierungen  nicht 
vorziehen,  das  ganze  Contingent  in  solchen  zu  geben. 

2)  Die  Inspectionen  dieser  Contingente  werden  für  das 
^hr  1831 ,  nach  dem  Antrage  des  Bundestags- Ausschusses,  im 
Samen  und  aus  Auftrag  des  Bundes  in  folgender  Art  angeordnet: 
tess  Oesterreich  ersucht  wird,  die  Contingente  von  Sachsen- 
Coburg  und  Gotha ,  von  Sachsen-Meiningen-Hildburghausen  und 

DI.  36 
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Sachsen- Altenburg,  dann  der  freien  Stadt  Frankfurt  zu  lcspV 
ren;  Preussen  die  Contingente  von  Grossherzogthum  Sachsa 
Weimar  und  Eisenach,  Anhalt -Dessau,  Anhalt  -  Bernbmf  q 
Anbalt-Ciithcn ,  von  Hessen-Homburg,  Waldeck ,  Schaurolwi 
Lippe  und  Lippe;  endlich  Bai  er  n  die  Contingente  vonSchwa 
bürg -Sondershausen,  Schwarzhurg- Rudolstadt,  Hohenzolte 
Hechingen,  Liechtenstein,  Hohenzollcrn  -  Sigraaringen ,  Ra 
älterer  Linie  und  Reuss  Jüngerer  Linie.  I 

3)  DicMilitär-Commission  wird  aufgefordert,  gleichlori 
Instructionen  für  die  gegenwärtig  eintretende  Inspection, 
den  Stand  der  Ausbildung  und  Ausrüstung  der  betreffenden  1} 
peukörper  und  überhaupt  alle  Bedingungen  ihrer  militärist 
Brauchbarkeit  und  Disponibilität,  jedoch  ohne  Einmengung  Ii 
örtlichen  Verhältnisse  und  administrativen  Gegenstände,  zu* 
fassen  hat,  dem  Bundestags-Ausschusse  vorzulegen.  i 

4)  Die  Inspectoren  w  erden  über  das  Resultat  ihrer lusp* 
der  hohen  Bundes-Versammlung  erschöpfenden  Bericht  erst* 
und  zugleich  von  dem  Ergebnisse  die  betreffende  Regierung 
angemessene  Art  in  Kenntniss  setzen.  1 

5)  KünRige  Inspectionen  werden  jedes  Mal  der  besooA 
Beschlussfassung  der  hohen  Bundes-Versammlung  vorbebd 

6)  Wegen  Vertretung  der  die  Reserve-Infanterie-Dirt 
bildenden  Contingente  bei  der  Militär- Commission  der  M 
Bundes-Versammlung,  wird  nachträgliche  Bestimmung  crfo| 


F. 

Beschluss  der  Bundes-Versammlung  vom  11-  Ab* 
1831,  denselben  Gegenstand  betreffend.  i 

In  der  fünf  und  zwanzigsten  Sitzung  am  1 1- ^ 
gu st  wurde 

beschlossen: 
>     I.  Die  Regierungen  von  Oesterreich,  Preussen 
Baiern,  welche  durch  Beschluss  der  hohen  ßundes-Versa 
lung  vom  25.  April  d.  J.  ersucht  worden  sind,  die  Musterm* 
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zur  Reserva-Infanterie  Division  gehörenden  Contingente,  im  Na- 
men und  aus  Auftrag,  dann  auf  Kosten  des  Bundes  vornehmen 
zulassen,  werden  eingeladen ,  die  hierzu  bestimmten  Generale 
auf  nachstehende  Instruction  zu  verweisen : 

Instruction. 

1)  Die  Musterung  der  Contingente  der  Reserve -Infanterie- 
Division  des  Deutschen  Bundesheeres  wird  im  Namen  und  aus 
Auftrag  des  Durchlauchtigsten  Bundes  vollzogen. 

2)  Der  mit  der  Musterung  eines  dieser  Contingente  zu  be- 
auftragende General  hat  sich  mit  der  Regierung  dieses  Contin- 
gents  über  den  Tag  und  Ort  der  Musterung  einzuvernehmen. 

3)  Zur  Musterung  wird  das  ganze  Contingent  an  Einem 
Orte  versammelt,  sofern  nicht  etwa  in  besonderen  Fällen  die 
Landesbehörde  veranlasst  ist,  an  mehr  als  Einem  Orte  die  Ab- 
teilungen ihres  Contingents  mustern  zu  lassen.  Die  Regierung 
setzt  hiervon  den  Inspicirenden  in  Kenntniss. 

4)  Dieser  hat,  nach  der  Ankunft  an  dem  Orte  seiner  Be- 
stimmung, über  Alles,  was  auf  die  Vollziehung  seines  Auftrages 
Bezug  hat,  insbesondere  über  die  Zeit  des  Ausrückens  der  zur 
Musterung  bestimmten  Truppen  und  über  die  vorzunehmenden 
Truppenübungen,  mit  dem  Befehlshaber  des  Contingents  Rück- 
sprache zu  nehmen. 

5)  Gegenstände  der  Musterung  sind? 

a)  Vergleichung  der  vorhandenen  Mannschaft,  der  Kranken 
u.  s.  w.  mit  dem  Standesausweis  des  Contingents; 

b)  Kenntnissnahme  von  den  wegen  der  Bildung  der  Stämme 
zur  Ergänzungsmannschaft  bestehenden  Einrichtungen ; 

c)  Untersuchimg  der  Waffen  5 

d)  Revision  der  für  den  Marsch  bestimmten  Taschenmunition, 
welche  für  jedes  Feuergewehr  aus  50  bis  60  Patronen  und 
3  Gewehrsteinen  bestehen  soll. 

Ausserdem  sind  für  Jedes  Feuergewehr  140  bis  150 
Patronen  zum  Verpacken  in  Bereitschaft  zu  halten,  oder  an 
dem  Orte  der  Bestimmung  des  Contingents  in  Bestellung 
zu  geben. 

e)  Besichtigung  des  oder  der  Munilionswagen ,  welche  zur 
Fortschaffüng  von  wenigstens  20  bis  24  Patronen  und  drei 

36* 
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Gewehrsteinen  für  Jedes  Feuergewehr  best! 

Diese  Wagen  werden  durch  Vorspann  in  Marse 
Anmerkung.  Der  Theil  der  Munition,  wel 
in  der  Tasche  und  in  dem  Bataiilons- 
Wagen  fortgeschafft  wird,  muss  auf 
Wagen  transportirt  werden. 

6)  Die  vorzunehmenden  Truppenübungen  haben  sie 
Fertigkeit  im  Felddienstc  im  Allgemeinen  und  auf  den  G» 
des  Feuergewehrs  insbesondere  zu  beziehen. 

In  letzterer  Beziehung  wird  das  Excrciren  im  Feu 
wenigstens  10  Patronen  für  Jeden  Mann,  theils  in  ganze 
sen,  theils  in  Abtheilungen,  nach  dem  für  das  Conting* 
tigen  Reglement  abzufeuern  sind)  und  das  Schiessen  nai 
Ziele  vorgenommen.  In  Absicht  des  letzteren  gescheh 
Jedem  Büchsenschützen  2  Schuss  nach  der  Scheibe ;  der 
einen  nahen ,  der  andere  auf  einen  weiteren  Zielabstan 
Ergebniss  dieser  Hebung  ist  in  eine  Tabelle,  wie  beifol 
Schema  zeigt,  einzutragen.    Unter  der  übrigen  Mani 
werden  von  Jeder  Compagnie  10  Mann  von  dem  Inspicli 
ausgewählt,  welche,  ebenfalls  in  der  bemerkten  Art,  2  $ 
Schuss  nach  der  Scheibe  zu  thun  haben. 

7)  Der  mit  der  Musterung  beauftragte  General  hat  ii 
Ergebniss  derselben  umfassenden  Bericht  zu  erstatten  un 
bei  dieser  Gelegenheit  Vorschläge  über  Abänderungen ,  dl 
bei  einem  oder  dem  anderen  Gegenstande  der  Besichtigung 
lieh  oder  nothwendig  schienen,  machen. 

Dieser  Bericht  wird  der  hohen  Bundes- Versammlung 
den  Bundestags-Gesandten  desjenigen  Staates  überreicht  w 
von  welchem  der  inspicirende  Offleier  gegeben  wurde. 

8)  Nach  vollzogener  Musterung  hat  der  damit  bea 
General  das  Resultat  derselben  zur  Kenntniss  des  Conti 
herrn  zu  bringen. 

II.  Als  Termin  für  die  in  diesem  Jahre,  und  zwa 
Massgabe  des  Beschlusses  vom  25.  April  d.  J. ,  vorzunehm 
Musterung  wird  der  Zeitraum  von  der  Hälfte  Septembers  bis 
Hälfte  Oktobers  bestimmt. 

ni.  Die  betreffenden  Regierungen  der  Ergänzungscö 
gente  werden  durch  die  Bundestags-Gesandschaften  ersuc 
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iesheeres,  nach  fftcn. 

i  nftherrn  Bestimmungen, 
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403 

178 

187 

508 

535 

300 

316 

357 

376 
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1,007 

21,258 

22,377 

233,813  1 

222,119 

eile  giebt  eine  genaue  Zerlegung 
i  in  die  verschiedenen  Waffengat- 
•n  In  den  näheren  Bestimmungen 
•n  Vorschriften.  Dass  mit  dieser 
-  bei  jedem  Conlingente  die  wirk- 
t  Formation  gemeint  sey,  ist  aus 
•t  offenbar. 

mehr  nur  einen  Maassstab  an  die 
l  das  ermessen  zu  können,  was 
it  im  Verhältnis  zu  allen  übrigen 
qualitativen  Unterschiedes  der 
eigentlich  zu  leisten  habe,  in  so 
Leistung  in  Mannschaft  besteht. 

der  Berechnung  vorkommenden 
irch  weggefallen,  dass  statt  */*  und 
zum  Vortheil  der  Streitmacht  ein 
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>p  fündige 


l'2pfÜDdige 


Bemerkungen 


96 


48 


80 


36 


32 


30 


40 


18 


16 


16 


15 


306 


153 


1)  Da  die  Innere  Einteilung  der 
mischten  Armeecorps  noch  nicht  zur  Kennt- 
niss  gelangt  ist,  so  wurde  hier  die  Einthellung 
derselben  In  2  Divisionen  nur  In  so  fern  auf- 
geführt, als  nach  den  näheren  Bestimmungen 
(§.24)  jedes  Corps  wenigstens  in  so  viel  Di- 
visionen abzuthellen  ist. 

■4 

2)  Aus  ähnlichem  Grunde  Ist  von  den  ge- 
mischten Armeecorps  nur  die  Einthellung  in 
Divisionen,  und  nicht  auch  die  fernere  In  Bri- 
gaden, Regimenter  u.  s.  w.  aufgeführt. 

3)  Eben  so  konnten,  well  die  Uebereln- 
künfte  der  minder  mächtigen  Staaten  wegen 
Stellung  der  Geschfitze  noch  nicht  vorliegen, 
diese  nur  der  Anzahl  nach,  nicht  nach  den 
formlrten  Batterien,  aufgeführt  werden. 

4)  Auch  sind  zur  Bildung  vollständiger 
Batterien  von  6  oder  $  Geschützen,  die  nach 
§.  24  der  näheren  Bestimmungen  als  Einheilen 
dieser  Waffengattung  gelten,  zum  Vorlheii 
der  Streitmacht  bei 

* 

dem  Contingente  von  Oesterreich  3 

Preussen        2  f  n 

1 


n 


*i 


Baiern 


1 


den  Contingenten  vom  8.  Armeecorps  2  1» 

I  I  a 


11 


10. 


ii 


mehr  angenommen,  als  das  ausgesprochene 
Verhält ni. ss  von  2  Stücken  auf  je  1000 
beträgt. 


1  ; 


•  ••  Ii 

•     • -    •'  ... 

•  •  •  .  . 


12.  April  1821,  11.  Juli  1822  und  12.  Juli  1827  enthalten  siod 
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geeigneten  Einleitungen  wegen  einer  solchen  Gleichstellung  des 
Calibers  der  Feuergewehre,  sowohl  der  zur  Besatzung  einer  und 
derselben  Bundesrestung  bestimmten  Ergänzungs  -  Contingente 
unter  sich,  als  derer  die  ordentliche  Besatzung  bildenden  Trup- 
pen ,  zu  treffen ,  damit  die  Munition  gegenseitig  gebraucht  wer- 
den könne,  wobei  eine  völlige  Gleichstellung  mehrerer  ein  Er- 
gänzungs-Bataillon  bildenden  Contingente  als  eine  unabweisbare 
Forderung  angesehen  wird. 

Die  hohe  Bundes- Versammlung  sieht  innerhalb  vier  Mona- 
ten einer  Anzeige  über  die  deshalb  getroffene  Vereinbarung  ent- 
gegen. 

IV.  Auch  überlässt  sie  sich  der  Erwartung,  die  Regierungen 
der  Ergänzungs -Contingente  werden  im  Interesse  des  Dienstes 
und  ihrer  eigenen  Truppen  hinreichende  Bewegungsgründe  fin- 
den ,  um  für  die  Zeit  des  gemeinsamen  Dienstes  in  den  Bundes- 
festungen  eine  übereinstimmende  Verpflegungsweise  der  Mann- 
schaft der  betreffenden  Contingente,  nicht  nur  unter  sich,  son- 
dern auch  mit  der  der  stehenden  Besatzungstruppen,  anzu- 
nehmen. 

V.  Nicht  weniger  findet  sie  sich  veranlasst,  an  die  Regie- 
rungen der  Ergänzungs*  Contingente  die  Aufforderung  gelangen 
zu  lassen ,  dass  da ,  wo  solches  noch  nicht  der  Fall  seyn  sollte, 
die  erforderlichen  Bestimmungen  wegen  der  auf  die  betreffenden 
Truppen  anzuwendenden  kriegsgesetzlichen  Vorschriften  und 
wegen  des  mit  ihrer  Anwendung  beauftragten  Gerichtspersonals 
getroffen,  und  darüber,  dass  solches  geschehen,  binnen  vier 
Monaten  hohe  Bundes -Versammlung  In  Gewissheit  gesetzt 
werde. 

VI.  Dieser  Beschluss  wird  der  Militär  -Commission  zur 
Wissenschaft  mitgethellt. 
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Schema. 

Summarisches  Ergebnis* 

der  bei  der  am  . . .  18. .  in  N.  N.  Statt  gefundenen  Int e ran  g 
des  Contingents  geschehenen  Schiessübung. 
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Anmerkung 


1)  auf  100  Schritt 


100 

40 


Jäger  (oder  Schützen)  

Musketiere  (oder  Füsiliere) 


2)  auf  150  Schritt 


100 
40 


100 
40 


Jäger  (oder  Schützen)  

Musketlere  (oder  Füsiliere) 


100 

40 


73 

26 


Gl 
10 


25 
10 


35 
12 
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96 

22 


4 

18 


Im  Durch- 
schnitte wurde 
geschossen 

der  rRIng 
der  s  Ring 


der  m  Ring 
der  n  Ring 


Anmerkungen. 

1 )  Die  Büchsen  waren  im  Durchschnitte  beschaffen 

(Caliber,  Steinfeuer  oder  Percussion.) 

Die  Musketen  

(Dieselben  Rücksichten.) 

2)  Die  Ladung  der  Büchsen  bestand  aus   .    .  . 
Die  der  Musketen  aus  

3)  Das  Pulver  war  (im  Allgemeinen)  beschaffen 

4)  Die  Witterung  war  
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5)  Im  Ganzen  bedurften  an  Zeit 
auf  100  Schritt 

die  Jäger   ....  Minuten 
die  Musketiere  ... 
auf  150  Schritt 
die  Jäger   .  .  .  . 
die  Musketiere  ... 

N.  den  18  .  .  . 

Unterschrift  des  Inspiclrenden. 

Es  wäre  zu  wünschen ,  dass  wegen  der  Gleichförmigkeit 
überall  die  Zielscheiben  8  Fuss  hoch  und  4  Fuss  breit  (rhcinlän- 
disches  Mass)  gemacht  und  dass  6  Ringe  beschrieben  würden, 
von  denen  der  äusserste  2  Fuss  im  Durchmesser  hat. 


Beschlags  der  Bundes  versammlung  vom  28. April  1836, 
betreffend  die  revidirte  Instruction  für  die  Musterung 
der  nr  Reserve -Infanterie-Division  gehörenden  Con- 

tingente. 

Inder  dritten  Sitzung  am  28.  April  1836  wurde 

beschlossen: 
L  Die  Regierungen  von  Oesterreich,  Preussen  und 
Baiern  werden  ersucht,  bei  der  im  Laufe  des  gegenwärtigen 
Jahres  vorzunehmenden  Musterung  der  im  Beschlüsse  vom 
29.  Oktober  1835  (Prot,  der  26.  Sitzung  §.  415)  erwähnten  Con- 
tüigente  die  damit  beauftragten  Generale  auf  nachstehende  In- 
struction zu  verweisen: 

Instruction. 
§.  1.  Die  Musterung  der  die  Reserve -Infanterie -Division 
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bildenden  Contingcnte  wird  Im  Namen  und  aus  Auftrag  des 
Durchlauchtigsten  Deutschen  Bundes  vollzogen. 

§.  2.  Zeit  und  Ort  der  vorzunehmenden  Musterung  werden 
dem  damit  beauftragten  Generale  von  dessen  Regierung,  nach 
vorgängigem  Einverständniss  mit  den  Regierungen  der  zu  mu- 
sternden Contingente,  bestimmt. 

§.  3.  Zur  Musterung  wird  das  ganze  Contingent  an  Einem 
Orte  versammelt,  sofern  nicht  etwa  in  besonderen  Fällen  die 
Landesbehörde  veranlasst  ist,  an  mehr  als  Einem  Orte  die  Ab- 
theilungen ihres  Conlingents  mustern  zu  lassen,  wovon  als- 
dann der  Inspections-General  gleichfalls  durch  seine  Regierung 
unterrichtet  wird. 

§.  4.  Dieser  hat  nach  der  Ankunft  an  dem  Orte  seiner  Be- 
stimmung über  Alles ,  was  auf  die  Vollziehung  seines  Auftrages 
Bezug  hat,  insbesondere  über  die  Zeit  des  Ausrückens  der  zur 
Musterung  bestimmten  Truppen  und  über  die  vorzunehmenden 
Truppenübungen,  mit  dem  Befehlshaber  des  Contingents  Rück- 
sprache zu  nehmen. 

§.  5.  Gegenstände  der  Musterung  sind : 

a)  der  Stand  des  Contingents.  Dem  Inspicirenden 
wird  von  dem  Befehlshaber  des  Contingents  ein  Standesausweis 
übergeben  werden ,  nach  welchem  sowohl  die  nach  der  Kriegs- 
verfassung  des  Deutschen  Bundes  vorgeschriebene  Stärke  des 
Contingents  —  wozu  nur  die  nach  §.  2  der  näheren  Bestimmun- 
gen als  streitbar  anzusehende  Mannschaft  zu  rechnen  ist  —  als 
auch  dessen  effectiver  Bestand  an  Chargen ,  Jägern  und  übriger 
Mannschaft  zu  entnehmen  ist. 

Der  Inspicirende  wird  nach  diesem  Rapporte  die  ihm  vorge- 
stellte Mannschaft  und  die  Zahl  der  bei  der  Musterung  nicht 
gegenwärtigen  Individuen  (Kranke,  Arrestanten  und  die  un- 
entbehrliche Wachtmannschaft)  des  Bundes -Contingents  ver- 
gleichen. 

Die  mit  der  Musterung  des  Fürstlich  Lippischen,  dann  des 
Sachsen- Meiningen -Hildburghausischen  und  des  Hohenzollem- 
Sigmaringischen  Contingents  beauftragten  Generale  haben  sich 
die  Ueberzeugung  zu  verschaffen ,  ob  den  §§.  5  und  6  des  Bun- 
destags-Beschlusses  vom  29.  Oktober  1835,  welche  ihnen  zu 
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dem  Ende  nützuthellen  sind ,  von  den  betreffenden  Regierungen 
Genüge  geschehen  sey. 

b)  Ergänzungsmannschaft.  Der  Inspicirende  wird 
vollständige  Kenntntss  nehmen  von  den  wegen  Bildung  der 
Stämme  zur  Ersatzmannschaft  bestehenden  Einrichtungen,  des- 
gleichen ob  solche  Massregeln  getroffen  sind ,  damit  die  Ergän- 
zung der  Stämme  ftir  die  Ersatzmannscharten  und  die  Aurstel- 
lung der  Reserven  in  dem  kriegsverfassungsmässigen  Zeiträume 
und  in  der  vorgeschriebenen  Stärke  (§.  4  und  5  der  näheren  Be- 
stimmungen der  Kriegsverfassung)  mit  eingeübter  Mannschaft 
können  bewirkt  werden. 

c)  Waffen.  Untersuchung  derselben  und  Kenntnissnahme 
von  dem  ausser  der  Bewaffnung  des  Contlngents  vorhandenen 
Vorratbe,  namentlich  in  so  weil  derselbe  zur  Bewaffnung  der 
Reserve-Mannschaft  erforderlich  ist. 

d)  Munition.  Kenntnissnahme  von  dem  Vorrathe  und  Zu- 
stande der  Taschenmunition ,  welche  ftir  Jedes  Feuergewehr  aus 
50  bis  60  Patronen  und  3  bis  4  Gewehrsteinen  bestehen  soll ,  — 
von  der  Ladungsquantität  und  von  dem  Verhältnisse  derselben  in 
Bezug  auf  die  Güte  des  Pulvers  und  die  Einrichtung  des  Feuer- 
gewehrs. Kenntnissnahme  von  dem  Bestände  uml  der  Beschaffen- 
beil des  ausser  der  Taschenmunition  erforderlichen  Munitions- 
vorrathes,  welcher  in  140  bis  150  Patronen  ftir  Jedes  Feuer- 
gewehr und  1  Feuerstein  aur  Je  15  Schuss  besteht,  in  so  fern 
nicht  mit  den  Staaten,  welche  an  dem  Bestimmungsorte  der  Con- 
tingentc  die  grössere  Garnison  geben,  ein  Ueberelnkommen  wegen 
Verfertigung  und  der  dortigen  Bereithaltung  der  fraglichen  Mu- 
nition getroffen  worden  ist. 

e)  Ausrüstung  und  Bekleidung.  Beschaffenheit  und 
Zustand  derselben.  Hierzu  gehören  auch  die  ftir  das  Contingent 
erforderlichen  Militärfuhrwerke. 

f)  Dienstliche  und  taktische  Ausbildung.  Uebung 
im  Garnisons-  und  Feld -Dienste;  desgleichen  Uebung  in  den 
Waffen  und  in  Evolutionen  und  insbesondere  im  Zielschiessen. 
Zu  diesem  Zwecke  werden  an  Jeden  Mann  wenigstens  10  Ma- 
noeuvrirpatronen  ausgetheilt,  welche  theils  in  ganzen  Massen, 
töeils  in  Abtheilungen ,  nach  dem  bei  den  Contingenten  üblichen 
Hegleraent,  abzufeuern  sind. 
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Ferner  erhallen  Jeder  Jäger  oder  Schütze  und  ausserdem  von 
Jeder  Compagnie  10  Mann,  welche  von  dem  Inspicirenden  hierzu 
ausgewählt  werden ,  2  scharre  Schuss ,  um  den  einen  auf  einen 
nahen,  den  andern  auf  einen  entfernteren  Zielabstand  abzu- 
feuern. 

Das  Ergebniss  dieser  Scbiessübung  ist  in  eine  Tabelle, 
wie  beifolgendes  Schema")  zeigt,  einzutragen. 

Ausserdem  wird  sich  derlnspicirende  durch  die  ihm  von  dem 
Befehlshaber  des  Contingents  vorzulegenden  Schiesslisien  der 
vorgängig  Statt  gefundenen  Uebungen  von  dem  Grade  der  Fer- 
tigkeit, welchen  die  Truppen ,  und  namentlich  die  Jäger ,  des 
Contingents  in  diesem  so  wichtigen  Theile  des  Dienstes  bereits 
erreicht  haben ,  noch  näher  unterrichten  können. 

Dabei  ist  das  Dienst-  und  Excrcir-Reglement  zu  benennen, 
nach  welchem  die  Ausbildung  des  Contingents  bewirkt  wird. 

g)  Formirung.  Angabe  von  der  bestehenden  Eintheilung 
des  Contingents  in  Compagnien  und  deren  Gliederung. 

h)  Lazaretherfordernisse.  Angabe,  ob  das  nach  dem 
§.  39  der  näheren  Bestimmungen  der  Kriegsverfassung  unausge- 
setzt complet  zu  erhaltende  ärztliche  Personal  vorhanden  ist,  und 
welche  Einrichtungen  wegen  der  Bereithaltung  oder  der  unver- 
züglichen Bcischaffüng,  bei  eintretender  Mobilmachung  der  Con- 
tingentc,  der  nach  dem  §.  40  der  gedachten  Bestimmungen  er- 
forderlichen Vorräthe  an  Arzneien  u  s.  w.  getroffen  worden  sind. 

§.  6.  Der  mit  der  Musterung  beauftragte  General  hat  über 
das  Ergebniss  derselben  umfassenden  Bericht,  nach  Anleitung 
der  im  §.  5  namhaft  gemachten  Rubriken,  zu  erstalten,  dem  auch 
der  dort  unter  Punkt  a  genannte  Standesausweis  und  die  unter 
Punkt  f  erwähnte  Schiesstabelle  beizufügen  ist. 

Dabei  kann  der  Berichterstatter  Vorschläge  über  Abänderun- 
gen machen ,  welche  ihm  bei  dem  einen  oder  dem  andern  Gegen- 
stande der  Besichtigung  nützlich  oder  noth wendig  scheinen. 

Dieser  Bericht  wird  der  hohen  Bundes- Versammlung  durch 
den  Bundestags  -  Gesandten  desjenigen  Staates  überreicht,  voo 
welchem  der  Inspicirende  gegeben  wird. 

§.  7.  Nach  vollzogener  Musterung  hat  der  damit  beauftragte 
General  das  Resultat  derselben  zur  Kenntniss  des  Contingents- 
herrn  zu  bringen. 
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II.  Die  durch  §.  12,  den  zweiten  Satz  des  §.  13,  nicht  we- 
niger durch  die  §§.  14  und  15  des  Bundes-Beschlusses  vom  29. 
Oktober  1835  (Protokoll  der  26.  Sitzung,  §.  415)  an  die  betref- 
fenden Regierungen  ergangene  Aufforderung  und  die  Anzeige 
von  dem  Ergebniss  der  in  Folge  desselben  getroffenen  Einlei- 
tungen wird  in  Erinnerung  gebracht,  und 

III.  von  diesem  Beschlüsse  der  MiHtär-Commission  Kenntniss 
gegeben. 

ä)  Dies  Schema  der  Schicsstabellc  stimmt  mit  dem  obigen ,  unter 
Litt.  P ,  genau  überein. 
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Anzeige  von  der  Vereinigung  des  Grossherzog- 
lich Oldenbnrgischen  Contingents  mit  denen 
von  Lübeck,  Bremen  nnd  Hamburg  zn  Einer  Bri- 
gade, und Beschluss  der  Bundes  Versammlung 

vom  10.  April  1834. 

Vierzehnte  Sitzung  am  10.  April  1834. 

Oldenburg,  Anhalt  und  Schwarzburg  für  Olden- 
burg: Der  Gesandte  ist  mit  der  Anzeige  beauftragt :  dass,  in 
Folge  neuerlich  abgeschlossener  und  ratiflclrter  Verträge,  die 
drei  freien  Städte  Lübeck,  Bremen  und  Hamburg  ihrBun- 
descontingent  mit  dem  Grossherzoglich  Oldenburgiscben 
zu  Einer  Brigade  vereinigen,  so  dass  diese  verbundenen 
Contlngente  nunmehro  die  dritte  Brigade  der  zweiten  Division 
des  zehnten  Corps  der  Bundes -Armee  bilden.  —  Den  übrigen 
hohen  Theilhabern  des  Corps  und  der  Division  ist  diese  Verein- 
barung bereits  aus  früheren  desfäiligen  Mittheilungen  bekannt. 

Die  freien  Städte:  Der  Gesandte  ist  ermächtigt ,  vor- 
stehende Anzeige  Namens  der  freien  Städte  Lübeck,  Bremen  und 
Hamburg  zu  bestätigen. 

Hieraur  wurde 

beschlossen: 
DieMilitär-Commission  von  vorstehender  Anzeige  in  Kennt 
niss  zu  setzen. 
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Beschluss  der  Bundesversammlung  vom5. Sep- 
tember 1836,  betreffend  die  Stärke  und  Zusammen- 
setzung des  Herzoglich  Nassauischen  Reserve- 

Contingents. 

Neunzehnte  Sitzung  am  5.  September  1836. 

In  Gemässheit  der  erfolgten  sämmtlichen  Abstimmungen 
wurde 

beschlossen : 

1)  In  Ansehung  der  Differenz,  welche  zwischen  den  bei  dem 
9.  Armeecorps  betheiligtcn  Regierungen  über  die  Stärke  und 
Zusammensetzung  des  Nassauischen  Reserve-Co n- 
tlngents  obwaltet,  wird  festgestellt: 

dass  das  Herzogthum  Nassau  von  der  Naturalteilung 
einer  Cavallerie- Reserve  definitiv  losgesprochen  werde; 
dagegen  aber  als  Reserve  den  drillen  Theil  seines  Con- 
tingents mit  1,346  Mann  zu  stellen  habe,  welche  sodann 
nach  den  nämlichen  Verhältnissen  aus  Infanterie,  Artil- 
lerie, Pionniers  und  Pontoniers  zu  bestehen  hätte,  und 
dass  ausserdem  von  seiner  Seite  durch  die  Stellung  von 
2  siebenpfündigen  Rcservehaubitzen  der  ihm  obliegenden 
Bundespflicht  ein  hinreichendes  Genüge  geleistet  werde. 

2)  Die  Militär- Comraission  wird  von  gegenwärtigem  Be- 
schlüsse in  Kenntniss  gesetzt. 
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Anzeige  von  der  Uebereinknnft  zwischen  Hohen- 
zollern-Hechingen,  Liechtenstein  nnd  Hohen 
z  ollern-Sigmaringen,  wegen  Formirnng  eines  ge- 
meinschaftlichenBataillons,  nnd  Beschlu ss  der 
Bundes  ■  Versammlung  vom  16.  Februar  1837. 

Dritte  Sitzung  am  16.  Februar  1837. 

Der  Herr  Gesandte  der  16.  Stirn  me  giebt  für  Hohen- 
zollern-Hechingen,  Liechtenstein  und  Hohenzol- 
lern-Sigmaringen  nachstehende  Erklärung  ab: 

In  Gcmässheit  des  Bundes -Beschlusses  vom  29.  Oktober 
1835  (§.  415  des  Protokolls)  ad  14  ist  zwischen  den  Regierungen 
von  Hohenzollern  -  Hechingen,  Liechtenstein  und 
Hohenzollern-Sigmaringen  eine  Uebereinkunft  un- 
term 8.  und  25.  Oktober  und  10.  November  1836  wegen  For- 
mirung  eines  gemeinschaftlichen  Bataillons  abge- 
schlossen worden ,  welche  der  Gesandte  dieser  hohen  Versamm- 
lung zu  übergeben  beauftragt  ist.  ■•»...-. 

Derselbe  soll  zugleich  hiermit  die  Anzeige  verbinden ,  dass 
zum  vollständigen  Zustandebringen  derselben  in  Beziehung  auf 
die  §§.  9,  10  und  11  die  erforderlichen  Gesuche  bereits  an  das 
Königlich  Baierische  SUatsministerium  des  Aeussern  ergangen 
sind. 

Hierauf  erfolgte  der  h|it*Mbit 

Beschluss: 

Die  getroffene  Uebereinkunft  zur  Wissenschaft  zu  nehmen 
und  derMllitär-Commission  davon  mittelst  einer  Abschrift  Kennt- 
niss  zu  geben. 
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Beschin  s s  der  Bandes  -  Versammlung  vom  12.  Juli 
1823,  betreffend  die  ünt erhaltungskosten  der  Co n- 
tingente  der  vom  Feinde  besetzten  Bundes- 
staaten. 

Separat -Protokoll  der  ein  und  zwanzigsten 
Sitzungam  12.  Juli  1823. 

Praesldium:  legte  den  Entwurf  des  Beschlusses  in  eben 
rubricirter  Sache  vor,  welcher  einhellig  angenommen  wurde; 
daher 

Beschluss: 

1)  Wenn  ein  Bundesstaat  im  Laufe  des  Krieges  vom  Feinde 
ganz  besetzt  wird,  so  sollen,  ftir  die  Dauer  der  Besetzung,  die 
Unterhaltungskosten  seines  Contingcnts  als  gemeinschaftliche 
Last  vorsc  hu  ssweise  getragen  werden.  Auch  bei  theilweiser 
Besetzung  eines  solchen  Bundesstaates  hat  die  Bundes- Versamm- 
lung die  Befugniss ,  nach  Beftind  der  Umstände,  eine  verhält- 
nissma'ssige  Unterstützung  zu  gleichem  Zwecke  als  Vorschuss 
zu  bewilligen. 

Die  Wiedererstattung  dieser  Vorschüsse  findet  erst  nach  ge- 
schlossenem BundesfHedeii  Statt;  ihr  gänzlicher  oder  theilweiser 
Nachlass  kann  Jedoch  aus  besonderen  Gründen  beschlossen 
werden.  •  *  ' 

Die  näheren  Bestimmungen  Uber  den  Vollzug  dieser  Mass- 
regel sind  in  dem  Verpflegst  Reglement  für  das  Bundesheer  ent- 
halten. 

2)  Dass  dieser  Beschluss  durch  den  Bundcstags-Ausschuss 
In  Militär-Angelegenheiten  der  Militär-  Commission  zur  Berück- 
sichtigung bei  dem  Entwürfe  des  Verpflegs- Reglements  zuzu- 
stellen sey. 
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Beschluss  der  Bundes  versammlung  vom  23. 
gust  1832,  betreffend  die  Verpflegung  der  zur  V 
der  Herstellung  der  öffentlichen  Ruhe  in  eil 
Bundesstaat  abgesendeten  Hülfstruppen 

Ein  und  dre  issigste  Sitzung  am  23.  August  18 
SSmmt  liehe  Gesandschaften  vereinigten  sich  mit 
Commissions-Anträgen  zu  dem 

Beschlüsse: 

2)  Wenn  in  Folge  einer  vom  Bunde  an  eine  Regierung 
gangenen  Aufforderung,  oder  aur  Requisition  der  Regierung 
nes  Bundesstaates,  Hülfstruppen  zur  Wiederherstellung 
öffentlichen  Ruhe  in  einen  Bundesstaat  abgesendet  werden, 
haben  diese,  da  wo  sie  einrücken  —  unbeschadet  des  ihrer 
gierung  nach  dem  Artikel  XIV  der  Executions-Ordnung  ans 
dem  noch  zustehenden  Ersatzes  der  zu  liquidirenden  Kosten 
Einquartirung  und  Naturalverpflegung  zu  erhalten,  und 
Hülfe  einprangende  Regierung  hat  dafiir ,  dass  die  EinquarÜfl 
und  Naturalverpflegung  nach  dem  Reglement  des  Hülfe  leisten 
Staates  gehörig  erfolge ,  Sorge  zu  tragen. 
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Beschlags  der  Bundes-Versammlnng  vom  23.  Sep- 
tember 1839,  betreffend  den  Ersatz  des  Aufwandes 
für  die  zum  Harsche  nach  demGrossherzogthume 
Luxemburg  im  Jahre  1831  aufgerufenen  Con- 

tingente. 

Zwei  und  zwanzigste  Sitzung  am  23. September 
1839. 

Niederlande  wegen  des  Grossherzogthums 
Luxemburg:  Da,  nach  der  im  Prolokolle  der  20.  Sitzung 
(|.  259)  enthaltenen  Präsidialäusserung ,  die  sub  num.  5  der 
Anträge  vom  2.  Mai  d.  J.  erwähnte  Geltendmachung  regres- 
sorlscher  Ansprüche  einer  weiteren ,  gründlichen  Erörterung, 
wie  solches  allerdings  bundesverfassungsmässig  erforderlich  er- 
scheint ,  vorbehalten  bleiben  soll ,  und  es  sich  also  gegenwär- 
tig nur  von  der  matrikularmässigen  Aufbringung  einer  Summe 
von 937,152  Gulden  20  Kreuzern  handelt,  welche  der  Bund, 
als  solcher,  sich  bewogen  flndet,  denjenigen  Bundesstaa- 
ten auszuzahlen,  derenContingen te  im  Jahre  1831  zum 
Marsche  nach  dem  Grossherzogthume  Luxemburg 
aufgefordert  worden;  so  finden  Se.  Majestät  der  König 
Grossherzog  hierbei  nichts  zu  erinnern ,  und  sind  auch  bereit, 
ten  matrikularmässigen  Beitrag  des  Grossherzogthums  Luxem- 
burg ,  an  den  vorgeschlagenen  Terminen ,  in  die  Bundes-Matri- 
kolar-Kasse  abführen  zu  lassen ,  wodurch  Allerhöchstdiesel  ben 
I".  37 
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Jedoch  auf  die  diesseitige  Forderung  wegen  Verpflegungskosten, 
nach  Massgabe  der  im  §.  325  des  Protokolls  der  30.  vorjährigen 
Sitzung  enthaltenen  Erklärung,  in  keiner  Weise  verzichtet  haben 
wollen. 

In  so  fern  der  Bund ,  wider  diesseitiges  Erwarten ,  gemeint 
seyn  sollte,  regressorische  Ansprüche  gegen  das  Grossherzog- 
thum Luxemburg  geltend  machen  zu  können;  so  mü  *n  Se. 
Majestät  der  König  Grossherzog  Sich  auf  Ihre,  im  §.  39  «W  Pro- 
tokolls der  3.  Sitzung  vom  15.  Januar  1835  enthalt  bis 
Jetzt  unerwiedert  gebliebene  Erklärung  beziehen,  unti  wwohl 
über  die  Frage :  ob  überall  solche  Ansprüche  gegen  da>  Gross- 
herzogthum Luxemburg ,  nach  Massgabe  der  Bundesgesetze  und 
der  Sachlage ,  geltend  gemacht  werden  können?  als  auch  über 
den  Belauf  Jener  Ansprüche,  und  die  dabei  zu  Grunde  zu 
legenden  Liquidationen ,  alle  und  Jede  ferneren  Aeusserungen, 
Einreden  und  Zuständigkeiten  Sich  vorbehalten. 

Auf  Grund  sämmtlicher  nunmehr  vorliegender  Abstim- 
mungen wurde 

beschlossen: 

1)  Dass  den  nachgenannten  zehn  Regierungen  der  ,frsatz 
ihres  Aufwandes  für  deren  zum  Marsche  nach  dem  Grosst  ^g- 
thume  Luxemburg  im  Jahre  1831  aufgerufene  Contingent  ch 
Abrechnung  von  50  Procent  der  zur  Liquidation  gebracht  Un- 
terhaltungskosten ,  in  nachstehendem  Betrage  geleistet  wei  de : 

Hannover  (einschliesslich  der  unter  dem  Titel  von  Mobilma- 
chungsgeldern verrechneten  Feldzulagen  im  Betrage  von 


38,870  Gulden  J  Kreuzer;  mit  . 

.   342,961  Fl.  22  Kr. 

.    217,281  -     8  - 

Holstein  und  Lauenburg  mit  . 

.    117,697  -   26  - 

75,697  -     1  - 

52,239  -   21  - 

Mecklenburg-Schwerin  mit  . 

.     63,282  -   49  - 

Mecklenburg-Strelitz  mit 

6,512  -   50  - . 

8,978  -   38  - 

11,053  -   35  - 

41,476  -    10  - 

zusammen  mit 

.   937,152  Fl.  20  Kr. 
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2;  Dass  die  Verzichtleistung  Seiner  Königlichen  Hoheit  de» 
Grossherzogs  von  Oldenburg  aur  den  Ersatz  des  seiner  Zeit  zu 
dem  Vollzüge  des  Bundes-Beschlusses  vom  18.  März  1831  ge- 
machten Aufwandes  unter  den  in  der  Erklärung  vom  1.  Septem- 
ber 1831  (Prot.  1831,  S.  630°)  gesetzten  Bedingungen  aus- 
nahmsweise für  den  vorliegenden  Fall  anzunehmen  sey$ 

3^  äss  obige  Summe  von  937, 152  Gulden  20 Kreuzern  nach 
der Br*ö%- Matrikel  aur  sämmtllche  Bundesstaaten,  mit  Aus- 
nahm ■>  Hohenburgs,  ausgeschlagen  und  von  denselben  zur  Hälfte 
binneßFisAchs  Monaten,  zur  anderen  Hälfte  spätestens  innerhalb 
Jahreslßit,  vom  Tage  des  zu  fassenden  Bundes-Beschlusses  an, 
in  die  Bundes-Matrikular-Kasse  abgeführt,  von  dieser  sodann 

4)  Jedem  der  zehn  betheiligten  Staaten  sein  Guthaben ,  über 
Abzug  meines  eigenen  Matrlkularbeltrages ,  in  den  nämlichen 
Fristen  verabfolgt ,  und  wegen  der  Punkte  3  und  4  der  geeignete 
Auftrag  an  dieMatrikularkasse  mit  (fem  Beifügen  erlassen  werde, 
wie  von  gänzlicher  Berichtigung  dieses  Tilgungsgeschäftes  der- 
einst berichtliche  Anzeige  an  die  Bundes  -  Versammlung  zu 
machen  sey  5 

.r>,  dass  der  Bund  erkläre,  wie  er  durch  die  Ersatzleistung 
an ^.^on  ihm  aufgerufenen  Regierungen,  der  Geltendmachung 
rev;  T  frischer  Ansprüche  zu  entsagen ,  in  keiner  Weise  ge- 

tj.  dass  die  betreffenden  Regierungen,  unter  Mittheilung  der 
gegenwärtigen  Beschlüsse,  eingeladen  werden,  diejenigen  Ori- 
glnaibescheinigungen,  Orlglnalcorrespondenzen  und  Protokolle, 
womit  sie  ihre  Rechnungen  documentirt  haben ,  bei  der  Bundes- 
Kanzlei-Directlon  (welche  hiervon  zu  verständigen  ist)  in  Empfang 
zu  nehmen $ 

7)  dass  die  Militär -Commission  von  diesen  Beschlüssen 
gleichfalls  inKenntniss  gesetzt  und  aufgefordert  werde,  der  Bun- 
desversammlung ein  ausführliches  Gutachten  über  Ergänzung 
und  Vervollständigung  derjenigen  Vorschriften  der  Kriegsver- 
fassung des  Bundes  zu  erstatten ,  welche  einer  solchen  nach  der 
bisherigen  Erfahrung  und  besonders  nach  Ansicht  des  vorliegen- 
den Falles  am  meisten  bedürftig  erschienen  sind. 


Praesidium:  brachte  hieraur  in  Erinnerung,  dass  nun- 

37* 
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mehr  dem  Im  §.  259  des  diesjährigen  Protokolls ,  unter  allge- 
meiner Zustimmung  der  Bundes- Versammlung,  gestellten  Prä- 
sldialantrage  Folge  zu  geben  sey. 
Es  wurde  demgemäss 

beschlossen: 
derBundestags-Ausschuss  in  Militär- Angelegenheiten  wird  um 
Erstattung  eines  motivirten  Gutachtens  über  die  Geltendmachung 
der  von  dem  Bunde  im  5.  Punkte  des  obigen  Beschlusses  sich 
vorbehaltenen  regressorischen  Ansprüche  ersucht. 
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Allgemeine  Cartell-C on venti on  unter  den  Deut- 
schen Bundesstaaten,  vom  10.  Februar  1831, wegen 
gegenseitiger  Auslieferung  der  Deserteure 
und  austretenden  Militärpflichtigen.*) 

In  der  vierten  Sitzung  am  10.  Februar  1831  wurde 
die  nachstellende  allgemeine  Cartell-Convcntion  durch 
einstimmigen 

Beschluss 

angenommen: 

Die  souveränen  Fürsten  und  die  freien  Städte  Deutschlands 
haben  in  Folge  des  Artikels  XXIV  der  in  der  Plenar- Versamm- 
lung vom  9.  April  1821  festgestellten  Grundzüge  der  Kriegsver- 
fassung des  Deutschen  Bundes  eine  allgemeine  Cartell- 
Convention  abgeschlossen,  deren  Bestimmungen  in  folgenden 
Artikeln  enthalten  sind : 

Artikel  I. 

Alle  von  den  Truppen  eines  Bundesstaates,  ohne  Unter- 
schied, ob  selbige  zu  Provinzen  gehören,  welche  im  Bundes- 
gebiete liegen  oder  nicht,  unmittelbar  oder  mittelbar  in  diesämmt- 
lichen  Lande  eines  ßundesgliedes  oder  zu  dessen  Truppen,  wenn 
diese  auch  ausserhalb  ihres  Vaterlandes  sich  befinden,  des  er- 
bende Militärpersonen,  werden  sofort  und  ohne  be- 
sondere Reclamation  an  den  Staat  ausgeliefert,  dem  selbige 
entwichen  sind.   GIcichmässig  werden  auch  alle  Deserteure, 
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welche  in  nicht  zum  Bundesgebiete  gehörige  Provinzen  der  Bun- 
desstaaten entweichen,  an  den  Staat  ausgeliefert,  dem  selbige 
entwichen  sind. 

Artikel  II. 

Ais  Deserteur  wird  derjenige  ohne  Unterschied  der  Waffe 
angesehen,  welcher,  indem  er  zu  irgend  einer  Abtheilung  des 
stehenden  Heeres  oder  der  bewaffneten  mit  demselben  in  gleichem 
Verhältnisse  stehenden  Landesmacht,  nach  den  gesetzlichen  Be- 
stimmungen Jedes  Bundesstaats,  gehört,  und  durch  seinen  Eid 
zur  Fahne  verpflichtet  ist,  ohne  Pass, Ordre  oder  sonstige 
Legitimation  sich  in  das  Gebiet  einesandern  Staa- 
tes oder  zu  dessen  Truppen  begiebt. 

Ofllciere  nledern  oder  höheren  Grades,  wenn  sich  bei  solchen 
ein  Desertionslall  ereignen  sollte,  sind  nur  auf  ergangene 
Requisition  auszuliefern. 

Artikel  III. 

Sollte  ein  Deserteur  schon  von  einem  andern  Bundesstaate 
entwichen  seyn ,  so  wird  er  an  denjenigen  Bundesstaat  ausge- 
liefert, in  dessen  Diensten  er  zuletzt  gestanden. 

Wenn  ein  Deserteur  von  einem  Bundesstaate  zu  einem  frem- 
den Staate ,  und  von  diesem  zu  den  Truppen  eines  anderen  Bun- 
desstaates entweicht,  so  wird  er  an  den  ersten  Bundesstaat 
ausgeliefert,  Falls  zwischen  dem  letztern  und  dem  fremden  Staate 
kein  Cartell  besteht. 

Artikel  IV. 

Nur  folgende  Fälle  können  die  Verweigerung  oder  Verzöge- 
rung der  Auslieferung  eines  Deserteurs  begründen : 

a)  wenn  der  Deserteur  zu  dem  Staate ,  wohin  er  entweicht, 
durch  Geburt  oder  rechtliche  Erwerbung  —  abgesehen  von 
dem  anderswo  übernommenen  Militärdienste  —  im  Unter- 
thansverbande  steht,  also  mittelst  der  Desertion  in  seine 
Heimatb  zurückkehrt; 

b)  wenn  der  Deserteur  in  dem  Staate ,  in  welchen  er  entwi- 
chen ist,  ein  Verbrechen  begangen  hat ,  in  welchem  Falle 
die  Auslieferung  erst  nach  erfolgter  Bestrafung,  so  weit  es 
tbunlich  ist,  unter  Mittheilung  des  Strafürtbeils ,  jedoch 
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ohne  Anspruch  auf  Erstattung  der  Untersuchungs-  und 
Arrestkosten  Statt  finden  soll.  Schulden  oder  andere  ein- 
gegangene Verbindlichkeiten  geben  aber  dem  Staate,  in 
welchem  er  sich  aufhält,  kein  Recht,  die  Auslieferung  zu 
verweigern. 

Artikel  V. 

Die  Verbindlichkeit  der  Auslieferung  erstreckt  sich  auch  auf 
die  Pferd e ,  Sättel ,  Reitzeug ,  Armatur  und  Montirungsstücke, 
welche  der  Deserteur  mitgenommen  hat,  selbst  in  dem  Falle,  wo 
der  Deserteur  nach  Artikel  IV  nicht  oder  nicht  sofort  ausgeliefert 
wird. 

Artikel  VI. 

Die  Auslieferung  geschieht  an  dem  nächsten  Gränzorte,  wo 
sich  entweder  eine  Militärbehörde  oder  ein  Gensd'armerie-Com- 
mando  befindet. 

Wird  ein  Deserteur  von  einem  Bundesstaate  ausgeliefert, 
der  nicht  unmittelbar  an  den  Bundesstaat  gränzt,  so  wird  der- 
selbe an  die  Militärbehörde  des  dazwischen  liegenden  Bundes- 
staates, unter  Ersatz  der  notwendigen  Auslagen,  übergeben,  von 
derselben  übernommen ,  die  Unterhaltungskosten  desselben  wäh- 
rend des  Transportes  bestritten,  und  mit  Beobachtung  der  son- 
stigen Bestimmungen,  dem  Staate,  dem  er  gehört,  abgeliefert. 

Artikel  VII. 

Sollte  ein  Deserteur  der  Aufmerksamkeit  der  Behörden  ent- 
gangen seyn,  so  erfolgt  die  Auslieferung  auf  die  erste  desfallsige 
Requisition,  auch  wenn  er  in  die  Militärdienste  des  Staates,  in 
den  er  entwichen ,  getreten  ist ,  oder  sich  daselbst  ansässig  ge- 
macht hat. 

Die  Requisitionen  ergehen  an  die  oberste  Civil-  und  Militär- 
behörde der  Provinz ,  wohin  ein  Deserteur  sich  begeben  hat. 

Artikel  VIII. 

Die  Unterhaltungskosten  der  Deserteure  und  der  mitgenom- 
menen Pferde  werden  dem  ausliefernden  Staate ,  von  dem  Tage 
der  Verhallung  an  bis  einschliesslich  den  der  Ablieferung,  in  dem 
Augenblicke  erstattet,  wo  der  Deserteur  abgeliefert  wird. 

Deserteure  und  mitgenommene  Pferde,  welche  dem  Bundes- 
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Staate ,  dem  sie  angehören,  zugeführt  werden,  werden  auf  dem 
Wege  daliin,  in  Jedem  Bundesstaate  wie  einheimische,  auf  dem 
Marsche  begriffene  Mannschaften  und  Pferde  verpflegt ,  und  es 
wird  für  diese  Verpflegung  jedem  Staate  die  nämliche  Vergütung 
geleistet,  welche  dort  für  die  Verpflegung  der  eigenen .  auf  dem 
Marsche  begriffenen  Mannschaft  und  Prerde  vorgeschrieben  ist. 
Der  Betrag  dieser  zu  vergütenden  Auslagen  ist  überall  durch  eine 
amtliche  Bescheinigung  auszuweisen. 

fn  den  Fällen,  worin  der  Deserteur  durch  verschiedene  Ge- 
biete rortzuschaffen  ist,  muss  von  der  ausliefernden  Behörde  Jeder- 
zeit ein  Transportzettel  mitgegeben  werden.  Diejenigen  Staaten, 
durchweiche  der  Deserteur  durchgeführt  wird,  haben  die  erwach- 
senen Unterhaltungskosten  vorschussweise  zu  bezahlen  ,  welche 
auf  dem  Transportzettel  quittirt  und  so  dem  nächst  vorliegenden 
Staate  in  Zurechnung  gebracht  werden ,  welcher  hierauf  bei  der 
Auslieferung  den  vollen  Ersatz  erhält. 

Artikel  IX. 

Unterthancn,  welche  Deserteure  und  mitgenommene  Prerde 
einliefern ,  erhalten  folgende  Prämie: 

für  einen  Deserteur  ohne  Pferd   8  Gulden  C.  M. 

für  einen  Deserteur  mit  Pferd    16  dulden  C.  M. 

für  jedes  Pferd  ohne  Mann        8  Gulden  C.  M. 
Obrigkeiten,  welche  einen  Deserteur  einliefern,  erhalten  keine 
Prämie.  , 

Artikel  TL. 

Ausser  den  Unterhaltungskosten  und  der  Prämie  darf  nichts 
weiter,  unter  keinerlei  Vorwand,  er  betreffe  Löhnung,  Hand- 
geld, Bewachungs-  und  Fortschaffüngskosten,  gefordert  werden. 

Artikel  JLI. 

Allen  Behörden  wird  es  zur  strengen  Pflicht  gemacht,  auf 
Deserteure  zu  wachen. 

Artikel  Uli. 

Alle  nach  der  Verfassung  der  Bundesstaaten  Reserve-, 
Landwehr-  und  .überhaupt  militärpflichtigen  Untertbanen,  sie 
mögen  vereidet  seyn  oder  nicht,  einberufen  seyn  oder  nicht, 
welche  ohne  obrigkeitliche  Erlaubniss  in  die  Länder  oder  zu  den 
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Truppen  eines  andern  Bundesgliedes ,  sie  mögen  zum  Bundes- 
gebiete gehören  oder  nicht,  übertreten,  sind  der  Auslieferung 
unterworfen ,  jedoch  nur  auf  besondere  Requisition  der  compe- 
tenten  Behörde. 

Mit  den  Unterhaltungskosten  ist  es,  wie  bei  den  Deser- 
teuren von  den  Truppen  selbst  zu  halten.  Eine  Prämie  wird  aber 
nicht  gezahlt. 

Artikel  Hill. 

Allen  Behörden  und  Unterthanen  der  Bundesglieder  ist 
strenge  zu  untersagen,  Deserteure  und  Militairpfliclitigc,  welche 
ihre  Militalrbefreiung  nicht  hinlänglich  nachweisen  können ,  zu 
Kriegsdiensten  aufzunehmen,  deren  Aufenthalt  zu  verheim- 
lichen, oder  dieselben,  um  sie  etwaigen  ReclamaÜonen  zu  ent- 
ziehen, in  entferntere  Gegenden  zu  befördern. 

Auch  ist  nicht  zu  gestatten ,  dass  eine  fremde  Macht  der- 
gleichen Individuen  innerhalb  der  Staaten  des  Deutschen  Bundes 
anwerben  lasse. 

Artikel  MV. 

Wer  sich  der  wissentlichen  Verhehlung  eines  Deserteurs 
oder  Miiitairpflichtigen  eines  andern  Bundesstaates ,  oder  der 
Beförderung  der  Flucht  desselben  schuldig  macht,  wird  nach 
den  Landesgesetzen  des  Hehlers  so  bestraft,  als  wenn  die  deser- 
tirenden  oder  austretenden  Individuen  dem  Staate  selbst  ange- 
hörten ,  in  welchem  der  Hehler  wohnt. 

Artikel  XV. 

Wer  Pferde,  Sattel,  Reitzeug,  Armatur  und  Montirungs- 
rtücke,  welche  ein  Deserteur  aus  einem  andern  Bundesstaate 
beiselner  Entweichung  mitgenommen  hat,  an  sich  bringt,  hat 
selbige  ohne  Ersatz  zurückzugeben ,  und  wird,  wenn  er  wusste, 
dass  sie  von  einem  Deserteur  herrührten,  ebenso  bestraft,  als 
wenn  jene  Gegenstände  dem  eigenen  Staate  entwendet  wären. 

Artikel  XVI, 

Eigenmächtige  Verfolgung  eines  Deserteurs  oder  ausge- 
tretenen Militairpflichtigen  über  die  Gränze  ist  zu  untersagen. 
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Wer  sich  solche  erlaubt,  wird  verhaftet  und  zur  gesetzlichen 
Bestrafung  an  seine  Regierung  abgeliefert.  Als  eigenmächtige 
Verfolgung  ist  aber  nicht  anzusehen,  wenn  ein  Commandirter  in 
das  jenseitige  Gebiet  abgesandt  wird ,  um  der  Ortsobrigkeit  die 
Desertion  zu  melden.  Der  Commandirte  darf  sich  aber  an  dem 
Deserteur  nicht  vergreifen ,  widrigenfalls  er ,  wie  vorerwähnt, 
zu  bestrafen  ist. 

Artikel  XVH. 

Jede  gewaltsame  oder  heimliche  Anwerbung  in  einem  andern 
Territorium ,  Verführung  zur  Desertion  oder  zum  Austreten  von 
Militairpflichtigen,  ist  in  dem  Staate,  wo  solche  geschieht,  nach 
den  Gesetzen  desselben  zu  bestrafen.  Wer  sich  der  Bestrafung 
durch  die  Flucht  entziehet  oder  von  seiner  Heimath  aus  auf  obige 
Art  auf  Jenseitige  Unterthanen  zu  wirken  sucht,  wird ,  auT  des- 
fallsige  Requisition,  in  seinem  Lande  zur  Untersuchung  und  ge- 
setzlichen Strafe  gezogen. 

Artikel  Win. 

Allen  vor  Abschluss  dieser  allgemeinen  Cartellconvention 
desertirten  oder  ausgetretenen,  in  den  Artikeln  I,  II,  III  und 
XII  bezeichneten  Individuen,  wird  eine  Amnestie  dahin  zu- 
gestanden, dass  sie  für  ihre  Person  entweder,  unter  nicht  zu 
versagender  Entlassung  aus  fremden  Militärdiensten,  oder  unter 
der  Freiheit,  darin  zu  verbleiben,  wenn  sie  ihren  Wunsch  des- 
halb binnen  der  Frist  eines  Jahres b)  erklären ,  frei  und  unange- 
fochten, jetzt  oder  künftig,  ihre  Hei math  wieder  besuchen  dürfen. 
Wenn  sie  in  ihre  Heimath  zurückkehren ,  treten  sie  jedoch  in 
diejenige  Verbindlichkeit  zum  Militärdienste  wieder  ein,  welche 
daselbst  noch  gesetzlich  für  sie  fortbesteht.  Auch  gelangen  sie 
wieder  zur  freien  und  unbeschränkten  Verfügung  über  ihr  dort 
befindliches  Jetziges  oder  künftiges  Vermögen ,  insofern  dasselbe 
nicht  durch  Gesetz  und  Anspruch  der  competenten  Behörde 
bereits  der  Conflscation  anheim  gefallen  ist. 

Artikel  XIX. 

Die  Bundesglieder  machen  sich  verbindlich,  keine  besonderen 
Cartelle  unter  sich  bestehen  zu  lassen ,  oder  von  nun  an  einzu- 
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gebea,  deren  Bestimmungen  mit  den  Grundsätzen  dieses  allge- 
meinen Cartells  im  Widerspruch  stehen. 

Artikel  XX. 

Vorstehende  Carteliconvention  tritt  vom  heutigen  Tage  an 
io  volle  Wirksamkeit. 

Frankfurt  am  Main,  den  10.  Februar  1831. 

a)  Vergl:  Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen 
Preossischen  Staaten,  1831,  S.  41 ,  Nr.  4. 

Sr.  K.  K.  Majestät  Franz  1.  politische  Gesetze  und 
Verordnungen,  Bd.  LIX  (Wien,  1832,  8.)  S.  78-87. 

b)  Der  Besch  1  us s  der  Bundes-Versammlung  in  der  11. 
Sitzung  vom  5.  April  1832  dehnt  diese  am  10.  Februar  1832  abgelau- 
feneFrist  zur  Erklärung  wegen  der  Am  nes  tie  auf  weitere  sechs 
Monate  d.  h.  bis  zum  5.  Oktober  1832  aus. 


■ 

* 


1LC1. 

Beschluss  der  Bundesversammlung,  nm 
Hai  1832,  betreffend  die  Declaration  der  Artil 
IX  und  XVIII  der  allgemeinen  Cartel  1-Conv 

tion  vom  10.  Februar  1831.  ) 


In  der  siebenzehnlen  Sitzung  am  17.  Mai  1831 
wurde  nachstehende  Declaration  der  Artikel  IX  und  X>H 
der  allgemeinen  Bundes-Cartell-Con vention  « 
10.  Februar  1831  durch  einstimmigen 

Beschluss 

angenommen : 

1.  )  Nach  den  Bestimmungen  des  Artikels  IX  der 
Convention  vom  10.  Februar  1831  können  Gensd'armei 
zeidicner,  Militär-  oder  Sicherheitswachen ,  und  überhaupt 
obrigkeitlichen  Personen  und  Diener ,  sorern  in  ihrer  Dien* 
liegenheit  die  Wachsamkeit  auf  alle  verdächtigen  Individuen  " 
keine  Prämie  ansprechen,  wenn  sie  Deserteure  oder  von 
mitgenommene  Pferde  einliefern. 

2.  )  Allen  Vor  Abschluss  der  allgemeinen  Cartell-Convenüfl 
desertirten  oder  ausgetretenen ,  in  den  Artikeln  I ,  II ,  HI  m 
XII  bezeichneten  Individuen ,  sie  mögen  zu  den  Truppen  oder ! 
die  Lande  eines  Bundesgliedes  übergetreten ,  oder  daselbst  I 
ihnen  obliegenden  militärischen  Dienstverbindlicbkeit  ausse* 
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eben  seyn,  kommt  die  Im  XVIII.  Artikel  zugesicherte  Amne- 
stie zu. 

3.  )  Die  am  10.  Februar  d.  J.  abgelaufene  einjährige  Frist, 
binnen  welcher  sich  diejenigen ,  denen  die  Amnestie  zugestanden 
wird ,  in  Gemässheit  des  Art.  XVIII  der  Cartell-Conventlon  zu 
erklären  haben,  ist  durch  den  in  der  11.  diesjährigen  Sitzung 
gefassten  Beschluss  vom  5.  April  1.  J.  an  gerechnet,  auf  weitere 
sechs  Monate  —  sonach  bis  zum  5.  Oktober  1832  —  verlängert 
worden.  —  In  Absicht  auf  Deserteure,  die  sich  in  den  über- 
seeischen Besitzungen  einer  Europäischen  Macht  befinden,  welche 
zugleich  Bundesregierung  Ist ,  wird  die  angemessene  Verlänge- 
rung des  Amnestie-Termins  dem  billigen  Ermessen  der  Regie- 
ningen überlassen. 

4.  )  Den  in  die  Militärdienste  eines  andern  Bundcsgliedes 
übergetretenen  Individuen  steht  frei,  in  denselben  zur  Ausdienung* 
ihrer  eingegangenen  Capitulation  zu  verbleiben ,  oder  aus  den- 
selben zu  treten,  in  welchem  letztern  Falle  ihnen  die  Entlassung 
nicht  verweigert  werden  darf. 

Die  Regierungen  werden  den  Militärbehörden  auftragen,  ihre 
Untergebenen  mit  dem  Art.  XVIII  der  Cartell- Convention  und 
dessen  Erweiterung  bekannt  zu  machen,  und  diejenigen  Per- 
sonen ,  welche  die  Wohlthat  der  Amnestie  ansprechen  wollen, 
haben ,  binnen  der  noch  bis  zum  5.  Oktober  1832  verlängerten 
Frist ,  ihrer  vorgesetzten  Militärbehörde  Ihre  Erklärung  zu  Pro- 
tokoll abzugeben ,  widrigenfalls  ihnen  vor  Ablauf  der  freiwillig 
übernommenen  Dienstzelt  die  Entlassung  versagt  werden  kann. 
Von  dieser  frei  zu  Protokoll  abgegebenen  Erklärung  ist  die  Mit- 
theilung an  die  Heimathsbehörde  zu  machen. 

5.  )  Bei  den  Individuen ,  die  in  das  Gebiet  einer  nicht  zum 
Bunde  gehörigen  Macht  desertirt  sind ,  und  sich  von  da  in  Bun- 
desgebiet begeben  haben,  von  welchem  sie  zurückkehren  wollen, 
wird  es  der  Beurtheilung  der  betreffenden  Regierung  überlassen, 
in  wiefern  sie  nach  den  hierbei  obwaltenden  Verhältnissen  die 
Wohlthat  der  Amnestie  nach  Art.  XVIII  auf  dieselben  anwend- 
bar erachtet. 

6.  )  Die  in  dem  Art.  XVIII  zugesicherte  Amnestie,  deren 
Frist  durch  Bundesbeschluss  vom  5.  April  d.  J.  bis  zum  5.  Ok- 
tober 1832  verlängert  worden  ist,  steht  den  betreffenden  Indi- 
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vi tl uen  auch  in  dem  Falle  zu ,  wenn  sie  In  solche  Staaten  d< 
Bundesglieder  entwichen  sind ,  mit  welchen  schon  Iniher  besoi 
dere  Cartelle  bestanden  haben. 

7.)  Gegenwärtiger  Beschluss  soll  öffentlich  bekannt  gemach 
auch  in  den  Bundesstaaten  in  die  Amtsblätter  und  Gesetzsamn 
lungen  aufgenommen  werden. 

a)  Vergl:  Gesetz-Sammlung  für  die  Königlich« 
Preussischen  Staaten,  1832,  S.  177,  Nr.  15. 
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Königlich  Preussische  Cabinets-Ordre  vom  29. 
Hai  1834,  betreffend  die  Declaration  der  Publica- 
üons -Patente  vom  12.  März  1831  und  15.  Juni 
1832  über  die  von  der  Deutschen  Bundes- Ver- 
sammlung angenommene  allgemeine  Cartell- 

Convention.  *) 

Auf  den  Bericht  vom  19.  v.  J.  will  Ich  die  beiden  Pu- 
blications  -  Patente  vom  12.  März  1831  und  15.  Juni  1832 
über  die  von  der  Deutschen  Bundes  -  Versammlung  angenom- 
mene allgemeine  Cartell  -  Convention  aus  den  von  Ihnen  ange- 
ffihrten  Gründen  dahin  declariren :  dass  desertirte  Militär-Per- 
sonen, welche  den  nach  Artikel  XVIII  der  Bundes  -Cartell- 
Convention  ihnen  zustehenden  Anspruch  auf  Amnestie  vor 
dem  Ablaufe  der  nach  dem  Publications-Patente  vom  15.  Juni 
1832  bis  zum  5.  Oktober  1832  verlängerten  Frist  nicht  an- 
gemeldet haben,  im  Falle  ihrer  Rückkehr  als  Deserteure  zur 
Untersuchung  zu  ziehen  und  mit  Strafe  zu  belegen  sind;  Je- 
doch sollen  Mir  die  abgefassten  Straf-Erkennlnisse,  vor  ihrer 
Vollstreckung,  zur  Bestimmung  über  einen  im  Wege  der 
Gnade  etwa  zu  bewilligenden  Erlass  der  Strafe  Jedesmal  vor- 
gelegt werden.  Die  Verhältnisse  der  ausgetretenen  Militär- 
pflichtigen aber  sollen  im  Falle  ihrer  Rückkehr  durch  die  Pro- 
vinzial- Regierungen  einer  genauen  Prüfung  unterworfen  wer- 


Digitized  by  Google 


592 

den,  nach  deren  Ergebniss  das  Ministerium  des  Innern  ui 
der  Polizei  zu  bestimmen  bat,  ob  solchen  Individuen  noch  d 
Wohlthat  der  Amnestie  zu  Thcil  werden  so»  oder  nicht. 

Berlin,  den  29.  Mai  1834. 

Friedrich  Wilhelm. 

An  die  Ministerien  der  Justiz ,  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten,  des  Krieges 
und  der  Polizei. 


a)  Vergl:  Gesetz-Sammlung  für  die  Königlich 
Preussischen  Staaten,  1834,  S.  123,  Nr.  17. 
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Beschluss  der  Bundes- Versammlung  vom  5.  Ok- 
tober 1820,  betreffend  die  Gr  und  be  Stimmungen 
wegen  üebernahme  der  Festnngen  Mainz,  Lu- 
xemburg und  Landan  von  Seiten  des  Deutschen 

Bundes. 

Protokoll  der Plenar-Vcrsammlung  vom  5.0k to- 
ber 1820.  •) 

Praesidium:  Unter  die  vorzüglichen  Gegenstände,  auf 
welche  sich  die  Verhandlungen  der  Bevollmächtigten  der  Deut- 
schen Bundesstaaten  in  den  Ministerial-Conrerenzen  in  Wien 
verbreiteten,  sind  die  Berathungen  über  dießu  ndesfestungen 
zu  zählen. 

Man  hat  hierbei,  so  viel  die  Üebernahme  der  nach  den  Euro- 
päischen Staatsverträgen  bereits  als  Bundesfestungen  bestehen- 
den'Plätze,  so  wie  die  nothwendige  Herstellung  und  Vollendung 
derselben,  und  die  darin  bestehenden  Garnisonsrechte  betrifft,  die 
nachfolgenden  Artikel  verabredet. 

I.  Die  nach  den  Europäischen  Verträgen  bereits  als  Bundes- 
festungen bestehenden  Plätze,  Mainz,  Luxemburg  und  Landau, 
werden  von  dem  Bunde  übernommen. 

IL  Die  nöthlgen  Vorkehrungen  zur  unaufschieblichen  Her- 
stellung oder  Vollendung  dieser  Festungen  sind  sogleich  zu  ver- 
anlassen. 

DL  Die  Anerkennung  der  Garnisonsrechte  in  den,  Artikel  I 
benahnten  Plätzen ,  findet  in  Gemässheit  der  bestehenden ,  der 
III.  38 
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Bundes-Versammlung  in  der  50.  Sitzung  des  Jahres  1818  vorge- 
legten Verträge  Statt b) 

Von  meinem  allerhöchsten  Hofe  bin  ich  angewiesen ,  diese 
drei  Artikel  der  verehrlichen  Bundes- Versammlung  mit  dem  An- 
trage vorzulegen,  dass  dieselben  zur  Basis  der  ferneren  Ver- 
handlungen über  die  Entwickelung  und  Anwendung  dieser  Sätze, 
bei  der  näheren  Regulirung  und  Ordnung  der  Verhältnisse  die- 
ser Festungen,  durch  einhellige  Zustimmung  erhoben  werden 
möchten. 

Umfrage: 

Oesterreich:  Die  Kaiserlich  Königliche  Gesandschaft  hat 
den  AuRrag  erhalten ,  die  Zustimmung  und  Genehmigung  ihres 
allerhöchsten  Hofes  zu  Protokoll  zu  erklären,  dass  obige  drei, 
in  den  Ministerial-Conferenzen  zu  Wien  entworfenen,  Artikel 
über  die  Uebernahme  der  Bundesfestungen ,  zur  Basis  der  fer- 
neren Verhandlungen  über  die  Entwickelung  und  Anwendung 
dieser  Sätze ,  bei  der  näheren  Regulirung  und  Ordnung  der  Ver- 
hältnisse dieser  Festungen ,  durch  Bundestags-Beschluss  erhoben 
werden. 

Sämmtliche  Stimmen  traten  Oesterreich  einhellig  bei, 
daher 

Besc  h  1  uss: 

Die  von  den  Bevollmächtigten  der  Bundesstaaten  in  den  Mi- 
nisterial-Conferenzen zu  Wien  verabredeten  drei  Artikel 
wegen  Uebernahme  der  Bun des festungen,  nämlich: 

I.  Die  nach  den  Europäischen  Verträgen  bereits  als  Bundes- 
festungen bestehenden  Plätze,  Mainz,  Luxemburg  und  Lan- 
dau werden  von  dem  Bunde  übernommen; 

U.  Die  nöthigen  Vorkehrungen  zur  unaufschieb- 
lichen  Herstellung  oder  Vollendung  dieser  Festun- 
gen sind  sogleich  zu  veranlassen; 

III.  Die  Anerkennung  der  Garnisonsrechte  in  den, 
Artikel  I  benannten  Plätzen,  ündet  inGemässheil  der  be- 
stehenden, der  Bundes- Versammlung  in  der  50. 
Sitzung  des  Jahres  1818  vorgelegten  Verträge 
Statt; 

werden  hiermit  als  Basis  der  ferneren  Verhandlun- 
gen über  die  Entwickelung  und  Anwendung  dieser 
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Sätze,  bei  der  näheren  Rcgulirung  und  Ordnung 
der  Verhältnisse  dieser  Festungen,  unter  allgemeiner 
Zustimmung  zum  Bundestags-Beschluss  erhoben. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes- Ver- 
sammlung, Bd.  X,  S.  99,  100,  —  S.  97,  98. 

b)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  VI,  S.  201  u.  f. 


J.  L.  Klübcr,  öffentliches  Recht  des  Tcutschen  Bundes  u.  s.  w. 
(4.  Aufl.  1840,8)  S.  274  u.  f. 


38« 
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Beschluss  der  Bundes-Versammlung  vom  28.  Juli 
1825,  betreffend  die  Ueb  er  nähme  und  Herst  e  llung 
der  Festungen  Mainz,  Luxemburg  nnd  Landau 
von  Seiten  des  Deutschen  Bundes. a) 

I.  Scparat-Protokoll  der  neunzehnten  Sitzung 
vom28.  Juli  1825. 

Nachdem  die  Bundes-Versammlung  wegen  Ue hernähme 
der  als  Bundesfestungen  bestehenden  Plätze  M a i n z ,  Lu- 
xemburg und  Landau  in  der  Plenar-Sitzung  vom  5.  Oktober 
1820  drei  Grundbestimmungen  als  Basis  der  ferneren  Ver- 
handlungen über  die  Entwickelung  und  Anwendung  dieser 
Sätze,  bei  der  näheren  Rcgulirung  und  Ordnung  der  Verhältnisse 
dieser  Festungen ,  unter  allgemeiner  Zustimmung  zum  Bundes- 
Beschlusse  erhoben  hat; 

nachdem  ferner  die  Mililär-Commission ,  in  Folge  der  durch 
den  Bundestags- Ausschuss  in  Militär-Angelegenheiten  an  dieselbe 
gelangten  Aufforderung, 

a)  die  Entwürfe  über  die  Modalitäten  und  Formen,  unter  wel- 
chen die  Uebergabe  und  üebernahme  der  Bundes restungen 
Statt  (Inden  könne; 

b)  das  Resultat  der  durch  besondere  Local-Commissionen  ge- 
pflogenen Untersuchung  über  den  Zustand  der  Festungen, 
nebst  den  Entwürfen  und  Kostenanschlägen  zu  deren  Her- 
stellung, und 
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c)  zum  Behüte  eines  zu  fertigenden  Festungs  -  Reglements, 
vorläufige  Grundzüge  für  die  Verhältnisse  der  Gouver- 
neure, Commandanten  und  Garnisonen  in  den  Bundes- 
Testungen, 

mittelst  einer  an  den  Bundestags-Ausschuss  gelangten  Note  vom 
29.  Juli  1824 ,  zur  Genehmigung  der  Bunties- Versammlung  vor- 
gelegt hat ,  und 

nachdem  endlich,  in  Folge  der  hierauf  unterm  19.  August 
vorigen  Jahres  beschlossenen  Instructions- Einholung,  die  Ab- 
stimmungen der  sämmtlichen  Bundcsglieder  eingegangen  sind  5 

so  hat  die  Bundes-Versammlung 

beschlossen: 

wie  folgt : 

i 

J.  Nähere  Bestimmungen  über  die  Bund  es  festun  gen 
Mainz,  Luxemburg  und  Landau,  als  Nachtrag  zu 
der  Kriegsverfassung  des  Deutschen  Bundes. 

1)  Die  Bundesfestungen  Mainz,  Luxemburg  und  Lan- 
dau stehen,  von  der  Zeit  an,  wo  sie  von  dem  Bunde  übernom- 
men seyn  werden,*)  in  Friedenszeit  unter  den  Befehlen  und  der 
speciellen  Aufsicht  der  Bundes-Versammlung ;  diese  Befehle  und 
diese  Aufsiebt  erstrecken  sich  Jedoch  nur  auf  den  Dienst  der  Gar- 
nisonen für  die  Festungszwecke,  auf  die  Festungswerke,  die 
zur  Festung  gehörigen  Grundstücke,  Gebäulichkeiten  und  Com- 
munlcationen,  auf  das  Artillerie  -Materiale  und  auch  auf  alles 
andere  Festungseigen thum ,  so  dass  den  respectiven  Territorial- 
Regierungen  die  Verwaltung  der  Städte  und  des  daselbst  befind- 
lichen Territorial-  und  Communal-Eigenthums  in  Jeder  Beziehung, 
immerhin  jedoch  unbeschadet  des  militärischen  Vertheidigungs- 
zweckes ,  ungestört  überlassen  bleibt. 

2)  Im  Kriege  übergiebt  die  Bundes-Versammlung  diese  ihre 
Rechte  an  den  Oberreldherrn  des  Bundes ,  unter  der  nämlichen 
Verantwortlichkeit,  welche  derselbe  auch  für  die  Führung  des 
Bundesheeres  gegen  den  Bund  übernimmt.  Die  Befehle  des  Ober- 
feldherrn erstrecken  sich  zugleich  auf  die  Verteidigung  und  das 
Approvisionnement  der  Festung ,  so  wie  auf  alle  Gegenstände, 
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welche  aar  die  Operationen  des  Bundesheeres  irgend  einen  Eln- 
fluss  nehmen  können. 

Zu  diesem  Zwecke  sind  im  Dienstreglement  sehr  genaue 
Bestimmungen  -für  die  Machtbefugnisse  des  öberfeldherrn  über 
das  Personale  und  Materiale  der  Bundesfestungen,  und  zwar  be- 
sonders darüber  zu  treffen,  in  wie  fem  der  Oberfeldherr  die  Gou- 
verneure und  Commandanten  verwechseln  oder  suspendiren,  ob  und 
in  welchem  Verhältnisse  er  die  Garnisonen  vermindern,  vermehren 
oder  verwechseln,— ob  und  in  welchem  Masse  er  über  die  Vorrätäe 
der  Festungen  und  deren  Materiale  verfügen ,  —  bis  zu  welchem 
Grade  er  die  Verpflichtung  der  Besatzung  zur  Offensive  ausdeh- 
nen —  und  ob  er  endlich  für  sich  allein  die  Lebergabe  einer  Bun- 
desrestung  in  Folge  eines  Waffenstillstandes  veranlassen  könne? 

3)  Die  Gouverneure,  Commandanten,  Genie-  und  Artillerie- 
Directoren  von  Mainz,  Luxemburg  und  Landau.,  so  wie 
auch  die  Rechnungsbeamten  von  Mainz  und  Luxemburg, 
stehen  in  Eid  und  Pflicht  des  Bundes.  In  eben  dieser  Eigenschart 
stehen  sie  in  Friedenszeit  unter  dem  Befehle  der  Bundes- Ver- 
sammlung; im  Kriege  aber  werden  sie  an  die  Befehle  des  Öber- 
feldherrn gewiesen. 

4)  Was  die Bundesfestung  Mainz  betrifft.,  so  wird  daselbst 
der  Gouverneur  von  Oesterreich  und  Preussen  von  fünf  zu  ftinf 
Jahren  alternirend  ernannt,  und  ebenso  soll  auch  für  den  Posten 
der  Commandanten  von  fünf  zu  fünf  Jahren  gewechselt  werden; 
so  zwar,  dass,  wenn  von  Oesterreich  der  Gouverneur,  dann  von 
Preussen  der  Commandant  gegeben  wird ,  und  umgekehrt.  Der 
fünfjährige  Wechsel  bestimmt  sich  nach  dem  Tage  der  wirklichen 
Uebernahme  der  Stellen. 

Die  Artillerie -Direction  wird  von  Oesterreich ,  die  Gcnie- 
Direction  von  Preussen  bestellt. 

Unter  Vorsitz  des  Gouverneurs  werden  der  Commandant, 
der  Chef  der  Artillerie-Direction ,  und  der  Chef  der  Genic-Direc- 
tion  den  Gouvernementsrath  der  Festung  bilde» ,  zu  welchem, 
nach  Ermessen  des  Gouverneurs,  auch  die  Vorsteher  der  übrigen 
Administrationszweige  berufen  werden  können. 

Zu  diesem  Gouvcrneraentsrath  wird  der  Gouverneur  den 
Grossherzoglich  Hessischer  Seils  dazu  bestimmten  Civilbeamtcn, 
in  allen  vertragsmässig  geeigneten  Fällen ,  zur  Berathung  und 
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zum  gemeinschaftlichen  Beschlüsse  zuziehen.  Der  Gouverneur 
hat  aber  in  diesen  Conferenzcn  in  Allem  die  entscheidende  Stimme; 
doch  ist  Jedem  Mitgliede  verstattet,  seine  Meinung  zu  Protokoll 
bringen  zu  lassen. 

Der  Gouverneur  unterzeichnet  allein  die  Beschlüsse  des 
Gouvernementsraths,  und  diejenigen  Verfügungen,  die  unmittel- 
bar von  ihm  ausgehen. 

Das  Festungsarchiv  befindet  sich  unter  dem  gemeinschaft- 
lichen Verschlusse  und  der  Verantwortung  des  Gouverneurs  und 
des  Com  man  da  nleii ,  so  wie  solche  auch  beide,  nebst  den  Kasse- 
verwaltern, dem  Bunde  für  alledem  Bunde  gehörigen  Geldsummen 
verantwortlich  sind,  und  daher  nur  mittelst  beiderseitiger  Unter- 
schrift Zahlungen  aus  der  Kasse  erfolgen  können. 

In  Erkrankungs-  oder  sonstigen  Verhinderungsfällen  folgt 
der  Commandant  dem  Gouverneur  im  Commando,  wenn  auch 
ein  älterer  General  in  der  Festung  seyn  sollte. 

Dieses  Commando  bekleidet  er  aber  nur  so  lange ,  bis  der 
Gouverneur  wieder  ersetzt  ist.  Für  diese  Zeit  ist  dem  Comman- 
danten  in  seinen  Functionen  der  älteste  OfDcier  von  dem  Theile 
substituirt,  der  den  Gouverneur  zu  stellen  hat. 

In  Sterbe-,  Erkrankungs-  oder  sonstigen  Verhinderungs- 
fällen desCommandanten,  ist  demselben  der  älteste Olücler  seines 
Corps  substituirt,  um  dadurch  die  Absicht  zu  erfüllen ,  dass  der 
Oberbefehl  in  der  Festung  aus  Generalen  beider  Staaten  zu  be- 
stehen habe. 

Der  Commandant  und  die  Besatzungstruppen  sind  dem  Gou- 
verneur in  allen  oben  erwähnten  Verhältnissen  und  Forderungen, 
die  den  Dienst  betreffen ,  unbedingten  Gehorsam  schuldig.  Sollte 
der  Gouverneur  in  Kriegszeiten ,  besonders  wenn  von  Uebcrgabe 
des  Platzes  die  Rede  ist,  eine  Forderung  machen,  welche  zum 
Nachtheile  der  Festung  und  des  Bundes  gereichen  könnte ,  so 
hat  der  Commandant  das  Recht,  den  Kriegsrath  zu  berufen,  und 
den  Gouverneur  um  dieEntwickelung  seiner  Gründe  und  Ansich- 
ten anzugehen. 

InLuxenfburg  wird  der  Gouverneur  und  der  Comman- 
dant, so  wie  der  Artillerie-  und  Genie -Director,  von  Preussen 
gegeben. 

5)  Die  Truppen  in  den  Bundesfestungen  sind  zwar  in  jeder 
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Hinsicht  einander  vollkommen  gleich,  und  müssen  von  ihren 
Vorgesetzten  in  allen  Beziehungen  dieser  Gleichheit  gemäss  be- 
handelt werden;  da  es  jedoch  unerlässlich  ist,  einer  Garnison, 
welche  für  einen  gemeinschaftlichen  Dienst  bestimmt  ist,  auch 
eine  für  immer  geltende  Aufstellungsweise  zu  geben,  so  wird 
allein  in  dieser  Hinsicht  festgesetzt,  dass  die  Truppen  verschie- 
dener Bundesstaaten  nach  der  Folge  der  Corpsnummern  vom 
rechten  zum  linken  Flügel  aufgestellt  werden. 

6)  Nach  vorstehenden  allgemeinen  Bestimmungen  und  Grund- 
zügeh ,  wird  das  Dienslverhältniss  aller  Behörden  der  Bundes- 
festungen, sowohl  des  Gouverneurs  und  Commandanten  zur  Bun- 
des-Versammlung  und  zum  Oberreldherrn ,  als  auch  abwärts  in 
allen  Theilcn  der  Garnison ,  in  eigenen ,  den  Festungsdienst  be- 
treffenden Abschnitten  des  Dienstreglements,  nicht  allein  für  den 
Frieden,  sondern  besonders  auch  für  den  Belagerungszustand  auf 
das  Genaueste  näher  bestimmt  werden. 

7)  Der  Sold  und  die  Bekleidung  der  Truppen  werden  Jeder- 
zeit von  dem  Kriegsherrn  bezahlt.  Die  Verpflegung*  das  Be- 
dürfnis an  Holz,  Licht  und  Stroh,  so  wie  die  Spital-  und  Casern- 
Utensilien ,  sollen  im  Kriege  und  im  Frieden ,  bis  der  wirkliche 
Belagerungszustand  eintritt,  von  Jedem  Bundesstaate  für  seine  in 
der  Festung  befindlichen  Truppen,  vom  Tage  der  Uebernahme 
der  Festung  an ,  bezahlt  und  respective  unterhalten  werden. 

Diese  Bestimmung  gilt  auch  in  Beziehung  aurLuxemburg, 
*  *  so  dass  auch  bei  dieser  Festung  kein  Anspruch  unter  einem  der 
obigen  Titel  an  den  Bund  gemacht  werden  soll;  Jedoch  unbe- 
schadet der,  auf  besonderen  Verträgen  beruhenden,  gegenseitigen 
Hechte  und  Verbindlichkeiten  Preussens  und  der  Niederlande 
unter  sich. 

8)  Die  laufenden  Unterhaltungskosten  der  Festungsw  erke, 
der  Casernen,  der  Genie-  und  Artillerie  -  Directionen  und  des 
Festungs- Gouvernements,  mit  Ausschluss  der  Gagen,  werden 
ftir  Mainz  und  Luxemburg  im  Kriege  und  Frieden  matriku- 
larmässig  vom  Bunde  ausgeworfen  und  getragen.  —  Die  hier- 
über von  der  Mililär-Commission  in  ihrem  Berichte  vom  29.  Juli 
1824  angetragenen  Bestimmungen  werden  in  die  Anschnitte  des 
Reglements  für  den  Festungsdienst  aufgenommen.  —  Die  von 
der  Militär-Commission  für  die  laufende  Dotation  von  Mainz  an- 
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genommene  Summe  von  79,000  Gulden ,  und  für  Luxemburg 
von  38,888  Gulden  39  Kreuzer,  werden  zwar  für  das  Jahr  1825 
bewilligt  und  matrikuiarmässig  ausgeschlagen ,  für  die  Folgezeit 
aber  hat  das  Festungs-Gouvernement  für  diesen  Zweck  der  Bun- 
des-Versammlung  jährliche  Budjets  zur  Genehmigung  vorzulegen . 
Für  Landau  verpflichtet  sich  die  Königlich  Baierische  Regie- 
rung auch  die  laufende  Dotation  aus  eigenen  Mitteln  zu  bestrei- 
ten. Dagegen  trägt  dieselbe  zur  laufenden  Dotation  von  Luxem- 
burg und  Mainz  nicht  bei. 

9)  Die  Einnahme  in  den  Festungen  Mainz  und  Luxem- 
burg wird,  in  so  fern  sie  aus  den  verpachteten  Gräsereien  der 
Festungswerke  besteht,  zwischen  dem  Gouverneur,  dem  Com- 
mandanten,  dem  Genie-  und  Artillerie -Dlrector  und  dem  Platz- 
Comraandanten  der  Festung  verhältnissmässig  getheilt;  in  so 
fern  sie  jedoch  aus  Vermietung  von  Gebäulichkelten  und  aus 
dem  Verkaufe  unbrauchbar  gewordener  Gegenstände  hervorgeht, 
an  die  Festungskasse  abgeführt ,  und  bei  den  jährlichen  Budjets 
zum  Vortheile  der  laufenden  Dotation  in  Einnahme  gestellt. 

10)  Die  Festungskasse  wird  in  M  a  i  n  z  durch  Oesterreichi- 
sche und  Preussische,  in  Luxemburg  durch  Preussische  und 
Luxemburgische,  und  in  Landau  durch  Baierische  Kassenbeam- 
ten, unter  der  Aufsicht  der  rcspectiven  Gouverneure  und  Com- 
raandanten  geführt. 

11)  Bis  zur  Vollendung  des  Festungs- Reglements  bleiben 
übrigens,  nebst  den  hier  aufgestellten  allgemeinen  Grundzügen, 
besonders  auch  in  Rücksicht  der  Verhältnisse  der  Gouverneure 
zu  den  Civübebörden  und  der  Handhabung  der  höheren  Polizei, 
die  seitherigen  Observanzen  bestehen. 

II.  Zeltliche  Bestimmungen  in  Betreff  der  Leber- 
nah  me  der  Bundes  res  tun  gen. 

1)  Die  Bundesfestungen  Mainz,  Luxemburg  und  Lan- 
dau werden  vom  Bunde  demnächst  an  dem  —  mit  Rücksicht  auf 
die  erforderlichen  Vorarbeiten  der  Festungs-Behörden  —  von  der 
Militär-Commission  noch  näher  zu  bestimmenden  Tage  förmlich 
übernommen.  Zu  diesem  Ende  werden  die  respectiven  Regierun- 
gen ersucht,  die  Gouverneure  und  Commandanten  von  Mainz, 
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Luxemburg  und  Landau  ungesäumt  anzuweisen,  dass  sie 
die  ihrer  Aufsicht  iibergebene  Festung ,  nebst  Allem  dazu  gebo- 
rigen Festungseigenthume,  und  zwar: 
die  Festungswerke  mit  dem  der  Festung  gehörigen  Terrain, 
das  Artillerie-  und  Genie -Materiaie  Jeder  Art,  sämmtliche 
Militär-Gebäude,  die  Gouvernements-  und  CommandantscbaOs-, 
Genie-  und  Artillerie- Archive 
an  dem  bestimmten  Termine  und  in  der  vorgeschriebenen  Form, 
an  die  von  der  Bundes- Versammlung  abgeordneten  üebernabms- 
Commissarien  zu  übergeben  haben. 

Zu  diesem  Behufe  werden  von  Jenen  Festungsbehörden  ge- 
naue Verzeichnisse  über  das  Festungseigentbum  Jeder  Art  ver- 
fasst  und  zur  Uebergabc  bereit  gehalten ,  in  diese  Verzeichnisse 
aber  nur  diejenigen  Gegenstände  aufgenommen  werden ,  welche 
ganz  unbestrittenes  Eigenthum  der  Festung  sind,  wogegen  solche, 
über  (ieren  Besitz  noch  Streitigkeiten  obwalten ,  in  ein  zweites 
besonderes  Verzeichniss  einzutragen  seyn  werden ;  und  es  wird 
in  dieser  Voraussetzung,  wenn  es  nöthig  ist,  auch  die  Beiziehung 
eines  von  den  Territorialherren  ernannten  Commissärs  anheim 
gegeben. 

2)  Zu  den  Uebernahms-  Commissarien  von  Seiten  des  Bun- 
des werden  Mitglieder  derMilitär-Commission,  von  dieser  in  der 
von  ihr  angetragenen  Art,  bestimmt.  Die  Militär- Commissiou 
bat  für  diese  Uebernahms-Commissäre  eine  besondere  Instruction 
zu  entwerfen. 

3)  Nach  erfolgter  Uebergabe  der  Festungen  und  ihres  Eigen- 
thums, und  nach  Aushändigung  der  Verzeichnisse  von  Seiten  der 
Gouverneure  und  Commandanten  an  die  Uebcrnahnis-Commissa- 
rien ,  werden  die  Gouverneure  und  Commandanten  in  Eid  und 
Pflicht  des  Bundes  genommen,  indem  sie  denjenigen  Eid,  dessen 
Form  aus  der  Anlage  ersichtlich  ist,  schriaiich  ausgestellt  und 
unterzeichnet,  unmittelbar  an  die  Bundes- Versammlung  ein- 
senden. b) 

Die  Local-,  Genie-  und  Artillerie  -  Direktoren  von  Mainz, 
Luxembung  und  Landau,  so  wie  die  Rechnungs -  Beamten  von 
Mainz  und  Luxemburg,  leisten  dem  Bunde  ihren  Eid  in  die  Hände 
des  Gouverneurs  und  des  Commandanten.  Alle  übrigen ,  mit  der 
Verwaltung  des  Bundesguts  beauftragten  Beamten  werden  einst- 
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wellen,  bis  ihre  Anstellung  von  dem  Bunde  bestimmt  ist ,  mit- 
telst Handschlages  an  Eides  Statt  durch  die  obere  Festungsbe- 
hörde für  den  Bund  verpflichtet. 

4)  Das  über  den  Act  der  Uebergabe  unter  Beifügung  der 
oben  angeführten  Verzeichnisse  aufzunehmende  Protokoll ,  wel- 
ches von  dem  Gouverneur  und  Commandanten,  und  den  etwa 
zugezogenen  Commissarien  der  Territorialherren  einerseits,  und 
den  Uebernahms-  Commissarien  anderer  Seits,  zu  unterzeichnen 
seyn  wird,  ist  von  derMilitär-Commission  derBundes-Versamm- 
luDg  vorzulegen. 

5)  Die  Gouverneure ,  Commandanten  und  alle  zum  eigent- 
lichen Festungspersonale  gehörenden  Beamten  werden  mit  dem 
Tage  der  Uebergabe  von  ihren  resp.  Regierungen  zwar  an  die 
Befehle  der  Bundes-Versammlung,  in  Rücksicht  ihrer  Dienstfflh- 
rung  aber  im  Allgemeinen  auf  die  bisherigen  Einrichtungen  ver 
wiesen,  bis  die  Bundes-Versammlung  über  ein  Festungs- Regle- 
ment die  nöthigen  Beschlüsse  gefassl  hat.  Einstweilen  werden 
den  Gouverneuren  und  Commandanten  von  ihren  Behörden,  wie 
von  der  Bundes-Versammlung,  die  obigen,  als  Nachtrag  zur 
Kriegsverfassung  des  Bundes  festgesetzten  Bestimmungen  und 
allgemeinen  Grundsätze  zur  Beachtung  mitgetheiit.  Hinsichtlich 
der  GeschäOsvermittelung  zwischen  dem  Gouverneur  oder  Com- 
mandanten und  der  Bundes-Versammlung,  werden  dieselben  sich 
während  der  Zeit,  wo  die  Militär- Commission  besteht,  nach 
den  unten  sub.  IV.  vorkommenden  Bestimmungen  zu  richten 
haben 

6)  Die  aur  der  Basis  des  in  der  R.  R.  Oesterreichischen  Ab- 
stimmung bezeichneten  Grundsatzes  gefertigte  Rechnung  über 
die  Verwendung  der  aus  den  Französischen  Contributioncn  erhal- 
tenen fünf  Millionen  Franken  wird  von  Oesterreich  und  Preusscn 
bei  der  Uebergabe  von  Mainz  der  Bundes-Versammlung  gleich- 
zeitig übergeben  werden. 

7)  In  Betreff  der  auf  den  Festungen  Mainz  und  Luxem- 
burg haftenden  Forderungen,  wird  die  Bundes- Versammlung 
sich  durch  einen  aus  ihrer  Mitte  gewählten  Ausschuss  ein  Gut- 
achten über  die  Grundsätze  erstatten  lassen ,  nach  welchen  diese 
Forderungen  zu  behandeln  seyn  dürften.  Es  soll  demnach  aus 
der  dermaligen  Uebcrnahnie  der  Festungen  vor  der  Hand  noch 
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keine  Folgerung  für  die  Anerkennung  Jener  Forderungen  auf  ir- 
gend eine  Weise  gezogen  werden  können. 

8)  In  so  fern  das  Festungseigenthum  von  dem  Eigen  thumc 
des  Territorialherrn  und  der  Privatpersonen,  so  wie  auch  die 
Festungsgränzen ,  nebst  dem  Festungsrayon ,  noch  nicht  genau 
entschieden  und  auseinandergesetzt  sind ,  wird  die  Militär-Com- 
mission  dazu  durch  eine  Local-Commission  ungesäumt  die  nö- 
thige  Einleitung  treffen. 

III.  Zeitliche  Bestimmungen  in  Betreff  der  Her- 
stellung der  ßundesfestungen. 

*  • 

1)  Die  Anträge  der  Militär-Commission  zur  Herstellung  der 
Festungswerke  und  des  Artilleriematerials  von  Mainz,  Lu- 
xemburg und  Landau,  werden  von  der  Bundes- Versamm. 
lung  in  allen  ihren  Theilen  genehmigt. 

2)  Die  hierzu  nöthigen  Geldsummen  werden  für  Mainz 
und  Luxemburg  von  den  aus  der  nutzbaren  Anlegung  des  fiir 
die  Erbauung  einer  vierten  Bundesrestung  bestimmten  Capitata 
noch  vorhandenen  Zinsen ,  mit  Hinzurechnung  derjenigen  Zin- 
sen ,  welche  während  der  Jahre  1825 ,  1826 ,  1827 ,  1828  und 
1829  von  sämmtlichen  vorbenannten  Capitalien  eingehen  werden, 
gedeckt.  Für  Landau  werden  die  hierzu  nöthigen  GeldsumnieD 
von  der  Königlich  Baierischen  Regierung  getragen ,  so  wie  die 
Einleitung  zur  Herstellung  selbst,  und  die  unmittelbare  Aul  sieht 
über  die  fernere  Instandsetzung  der  Festung  der  Baierischen  Re- 
gierung unter  der  Bedingung  überlassen  bleibt,  dass  sie  über 
den  Fortgang  derselben  von  drei  zu  drei  Monaten  durch  ihre 
Bundestags-Gesandschaft  der  Bundes-Versammlung  die  Anzeige 
erstatte.  Unter  diesen  Umständen  wird  der  Baierischen  Regie- 
rung auch  die  Entscheidung  überlassen,  in  wiefern  der  Bau  einer 
bomlMinsichern  Caserne  unerlässlich  sey  oder  nicht. 

3;  Die  Militär-Commission  wird  diesem  zufolge  von  der 
Bundes-Versammlung  ungesäumt  die  nöthigen  Aufträge  erhalten, 
um  in  Hinsicht  der  bewilligten  Herstellungen  und  Anschamingen 
für  Mainz  und  Luxemburg  eine  allgemeine  ßaudisposition  und 
Eintheilung  in  Jahrgänge  zu  fertigen  und  selbige  der  Bundes- 
versammlung zur  Genehmigung  vorzulegen ,  wobei  als  Grund- 
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salz  anzunehmen  Ist,  dass  In  fünf  Jahren,  vom  1.  Januar  1825 
an  gerechnet,  sämmtliclie  Arbeiten  und  Anschaffungen,  die  dazu 
Döthigen  Vorbereitungen  alle  damit  inbegriffen ,  ganz  vollendet 
seyn  müssen. 

Nach  erhaltener  Genehmigung  dieser  allgemeinen  Baudispo- 
sition ,  wird  sich  die  Militär-Commission  durch  die  Local  - ,  Ar- 
tilleiie-  und  Genie-DircctioneA  die  nöthigen  Details-Herstellungs- 
Dispositionen  und  Budjets  zur  Gutheissung  vorlegen  lassen. 

4)  Der  technische  und  ausführende  Theil  des  Baues  und  der 
Wiederherstellung  der  Werke,  sowie  die  Instandsetzung  des 
Artilleriemalerials ,  ist  von  den  betreffenden  Local -Directionen, 
so  weit  es  geschehen  kann ,  selbstständig  zu  führen ,  jedoch  nur 
in  der  Ausdehnung ,  welche  von  der  Bundes- Versammlung  be- 
schlossen wird ,  und  auch  nach  dem  Bauplane  und  den  einzelnen 
Dispositionen,  welche  die  Militär- Commission  in  Folge  Jener 
Beschlüsse  anordnet.  Der  administrative  Theil  des  Geschäfts 
und  das  Rechnungswesen  wird  collegialisch,  jedoch  mit  entschei- 
dender Stimme  des  Vorsitzenden  Local-Directors  und  unter  seiner 
persönlichen  Verantwortlichkeit  gegen  die  Militär-Commission, 
zu  behandeln  seyn. 

Da  es  jedoch  mannichfaltige  Verwickelungen  herbeiführen 
würde,  wenn  der  Bau  einer  Festung  durch  Genie -OfTIciere  ver- 
schiedener Bundesstaaten  geführt  werden  sollte,  so  wird  für  die 
Zeit  der  Herstellung  festgesetzt,  dass  die  Festungsbaue  von 
Mainz  ausschliesslich  durch  Kaiserlich  Oesterreichische,  jene  von 
Luxemburg  ausschliesslich  durch  Königlich  Preussische  Genie- 
Offlclere  ausgeführt  werden,  —  dass  daher  in  Mainz  rücksichtlich 
dieser  Herstellungen  die  Pflicht  des  Preussischen  Local -Genie- 
Directors  auf  einen  Oesterreich ischen  Genie -Offlcier  übergehe, 
jedoch  alle  übrigen,  nicht  au f  die  Herstellung  der  Festungswerke 
Bezug  habenden  Gegenstände  dem  Preussischen  Genie  -Offlcier 
vom  Platz  überlassen  bleiben,  üebrigens  sind  die  Genie-  und 
Artilierie-Directionen  in  allen  rein  dienstlichen  Beziehungen  an 
die  Befehle  des  Gouverneurs  und  Commandanten  gewlesen. 

5)  Die  Rechnungen  sind  rücksichtlich  ihrer  Form  nach  dem 
Reglement  desjenigen  Staates  zu  führen ,  von  welchem  der  Bau- 
Director  und  dieRechnungsbearaten  gegeben  werden.  DieSuper- 
revisioo  der  Rechnungen  über  Mainz  und  Luxemburg  wird  von 
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der  Militär-Commission,  nach  genommener  Einsicht,  unter  Bei 
Fügung  eines  Gutachtens  an  die  Rechnungsbehörde  desjenigen 
Staates  gesendet,  zu  welchem  der  Bau-Director  gehört,  um  dort 
geprüft  zu  werden.  Von  Jenen  Behörden  gelangen  die  Rechnun- 
gen an  die  Militär-Commission  zurück,  w  elche  hierüber  ein  Gut- 
achten zur  endlichen  Erledigung  der  Bundes- Versammlung  durch 
den  Bundestags-Ausschuss  unterlegt. 

6)  Wenn  übrigens  die  Bundes -Versammlung  die  von  der 
Militär-Commission  als  Maximum  der  Hersteilungskosten  ange- 
nommenen Summen  hiermit  in  so  weit  für  Jene  Zwecke  bewilligt, 
dass  sie  der  Militär-Commission  zur  Richtschnur  dessen  dienen 
müssen,  was  auf  keine  Weise  darf  überschritten  werden,  —  und 
wenn  diese  Summen  unter  solchen  Voraussetzungen  allerdings 
als  Basis  der  zu  fertigenden  Baudispositionen  erscheinen,  so  ver- 
steht es  sich  denn  doch  von  selbst,  und  geht  nMchstdem  deutlich 
aus  der  Schlussbemerkung  des  Berichts  der  Militär-Commission 
vom  29.  Juli  1824  hervor,  dass  die  Bundes-Versammlung  mit 
Grund  bedeutende  Ersparnisse,  besonders  in  den  letzten  Jahren 
des  Baues,  durch  die  einsichtsvolle  Einwirkung  und  sorgfältige 
Aufsicht  der  Militär-Commission  zu  erwarten  berechtigt  ist.  Es 
kann  daher  von  der  wirklichen  Verwendung  der  als  Maximum 
angenommenen  Summen  nur  in  so  weit  die  Rede  seyn,  als  tbeils 
durch  die  zu  entwerfenden  Baudispositionen,  theils  durch  die  dar- 
auf folgenden  Jährlichen  Baubudjets ,  das  eigentliche  wahre  Er- 
rorderniss  muss  begründet  und  nachgewiesen  werden. 

IV.  Zeitliche  Bestimmungen  hinsichtlich  der  Ge- 
schäftsvermittelung  zwischen  den  Gouverneuren 
und  Commandanten  der  Bundesfestungen  und  der 

Bundes-Versammlung. 

Während  der  Herstellung  und  dem  Baue  der  Bundesfestun- 
gen  bildet  die  Militär-Commission ,  in  Gemässheit  der  von  der 
Bundes-Versammlung  in  ihrer  Sitzung  vom  15.  März  1819  be- 
schlossenen Geschäftsordnung,  die  Zwlschen-Instanz  zwischen 
der  Bundes-Versammlung  und  dem  Gouverneur,  oder,  in  dessen 
Ermangelung,  dem  Commandanten  der  Bundesfestungen.  Sie 
begutachtet  die  Berichte  und  Vorträge  der  letzteren ,  und  über- 
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giefot  sie  dem  Bundcstags-Ausschussc  fiir  die  Militär-Angelegen- 
heiten, um  sie  der  Bundes -Versammlung  zu  unterlegen.  Sie  er- 
stattet dieser  von  drei  zu  drei  Monaten  einen  Generalbericht  Uber 
den  Zustand  der  ßundesrestungen  im  Allgemeinen  und  über  den 
Fortgang  der  Herstellungsarbeiten  insbesondere.  Sie  führt  die 
unmittelbare  Leitung  und  Aursicht  über  den  Bau  und  die  Her- 
stellung der  Festungswerke,  und  über  die  Anschaffung  des  Ar- 
tillericmateriales  von  Mainz  und  Luxemburg,  in  Gemässheit 
der  hierüber  von  der  Bundes- Versammlung  erhaltenen  Befehle. 
Die  Militär-Commission  empfangt  endlich  die  Rechnungen  und 
Budjets  für  M  a  i  n  z  und  Luxemburg  zur  weitem  Amishandlung. 
4g»  Die  Berichte  der  Gouverneure  oder  der  Commandanten  wer- 
den zwar  an  die  Bundesversammlung  unmittelbar  gerichtet,  al- 
lein an  die  Militär-Commission  zur  weitern  Amtshandlung  ein- 
gesendet. Da  die  letztere  übrigens  häufig  in  den  Fall  kommen 
kann,  sich  mit  jenen  Festungsbehörden  schriftlich  zu  benehmen, 
so  sollen  dergleichen  gegenseitige  Verhandlungen  zwischen  der 
Militär-Commission  und  dem  Festungs-Gouvernement,  der  Form 
nach,  mittelst  Noten  Statt  finden.  Dagegen  sind  die  Local-,  Ge- 
nie- und  Artillerie-Dircctorcn,  so  wie  die  Kassenbeamten,  Jedoch 
nur  in  Allem,  was  die  Herstellung  der  Festungswerke  und  des 
Artilleriemalerials  betrifft ,  an  die  unmittelbaren  Befehle  der  Mi- 
liüir-Conimission  gewiesen ,  von  welchen  die  betreffenden  obern 
Festungs-Behörden  in  steter  Kenntniss  zu  erhalten  sind. 


Der  Bundestags- Ausschuss  in  Militärsachen  wird 
1)  ersucht,  den  gegenwärtigen  Bundes- Besch luss  der  Militär- 
Commission  zur  weitern  Verfügung  zu  eröfltoen,  und  dabei  die 
Erwartung  auszusprechen,  dass  sich  dieselbe  nunmehr  unver- 
züglich mit  der  Entwerfung  des  Festungs-Reglements  beschäfti- 
gen, und  solches  in  möglichst  kurzer  Frist  durch  den  Ausschuss 
der  Bundes- Versammlung  vorlegen  lassen  werde. 
Die  Bundes- Versammlung  wünscht 
2;  über  diejenigen  Gegenstände,  welche  in  der  Kaiserlich 
Oesterreichischen  Abstimmung  in  Antrag  und  durch  gegenwär- 
tigen Beschluss  nicht  zur  Erledigung  gebracht  sind,  so  wie  über 
diejenigen  Wünsche  der  höchsten  und  hohen  Bundesregierungen, 
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welche  in  den  vorliegenden  Abstimmungen  ausgesprochen  wor- 
den sind,  ohne  dass  selbe  schon  dermalen  in  dem  gegenwärtigen 
Bundes-Beschlusse  ihre  Erledigung  gefunden  haben,  das  Gutach- 
ten des  Ausschusses ,  wobei  von  dem  Grundsatze  ausgegangen 
werden  wolle,  die  verschiedenen  Meinungen  und  Antrage  mit 
möglichster  Schonung  und  Berücksichtigung  der  Verhältnisse 
und  Wünsche  der  Einzelnen  auszugleichen. 

ä)  Die  Uebergabe  der  Festung  Mainz  an  den  Deutschen 
Band  erfolgte  zu  Mainz  am  15.  December  1825,  durch  den  preussi- 
schen  Vice-Gouverneur  und  den  österreichischen  Commandanten  an 
Commissäre  der  Bundes-Versammlung.  Die  U  e  b  e  r  g  a  b  e  der  Festung 
Luxemburg  an  den  Deutschen  Bund  geschah  daselbst  am  13.  März 
1826;  die  der  Festung  Lan da  u  daselbst  am  27.  Januar  1831. 

b)  Form  ular  zur  Vereidigung: 

1)  Des  Gouverneurs  der  Bundesfestung  .  .  .  . 

Ich  ...  .  schwöre  zu  Gott  dem  Allmächtigen  und  Allwissenden  einen 
leiblichen  Eid,  dass,  nachdem  Se.  Majestät  mich  zum  Gouver- 
neur der  Festung  ....  ernannt  haben,  ich  dieses  Amt  allein  im  In- 
teresse des  Bundes  und  zu  dessen  Vertheidigung  fuhren,  das  vom 
Bunde  für  die  Festung  angeordnete  Reglement  getreulich  beobachten, 
auch  allen  Anweisungen  des  Bundes,  welche  derselbe  entweder  durch 
die  Bundes- Versammlung,  oder  durch  die  besondere,  zur  Berücksich- 
tigung und  Leitung  der  Bundesfestungs- Angelegenheiten  von  ihr  er- 
wählte Behörde  mir  ertheilen  wird ,  jederzeit  pünktlich  Folge  leisten, 
und  mich  weder  durch  irgend  eine  Rücksicht,  noch  durch  ein  Ver- 
hältniss,  namentlich  zu  einem  einzelnen  Bundesstaate,  davon  abhal- 
ten lassen  will. 

Insbesondere  gelobe  ich ,  dass  ich  die  mir  als  Gouverneur  anver- 
trauete  Festung  jederzeit  wider  alle  feindliche  Gewalt  auf  das  sorg- 
fältigste und  eifrigste  verwahren,  sie  auch  in  Bclagerungsrällen  gegei 
jede  Art  des  Angriffes  mit  der  tapfersten  Gegenwehr  und  mit  Daran- 
setzung Leibes  und  Lebens  bis  auf  das  ausserste  verlheidigen  will. 

So  wahr  mir  Gott  helfe  u.  s.  w. 

2)  Des  Commandanten. 

Ich  ...  .  schwöre  zu  Gott  dem  Allmächtigen  und  Allwissenden  einen 
leiblichen  Eid ,  dass ,  nachdem  Se.  Majestät  mich  zum  Com- 
mandanten der  Festung ....  ernannt  haben,  ich  dieses  Amt  allein 
im  Interesse  des  Bundes  und  zu  dessen  Vertheidignng  fuhren ,  die 
nach  dem  Reglement  der  Festung  mir  obliegenden  Pflichten  getreulich 
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r [füllen,  auch  in  Gemässheit  desselben  allen  Befehlen  des  Gouver- 
Deurs  pünktlich  Folge  leisten  will.  Insbesondere  gelobe  ich ,  dass  ich 
im  Falle  der  Stellvertretung  des  Gouverneurs  auch  allen  einem  sol- 
chen obliegenden  Pflichten  auf  das  getreueste  nachkommen  will. 
So  wahr  mir  Gott  helfe  u.  s.  w. 


Vergl.  auch:  J.  L.  Kl  über,  öffentliches  Recht  desTeutschen  Bun- 
des u.  s.  w.  (4.  Aufl.  1840)  S.  280  ,  281. 


m. 
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« 

Beschlnss  der  Bundes-Versammlung  vom  19. 
gust  1830,  betreffend  die  Modification  und  Vervi 
ständigung  des  Beschlusses  vom  28.  Juli  1825 
sichtlich  der  Uebernahme  der  Bunde sfestunge 

Drei  und  zwanzigste  Sitzung  vom  19.  Aug! 
1830.') 

» 

Aurdie  Königlich  Württem bergischen  Anträge 
gen  Modification  oderVervolls  tändigung  des  Bund 
Beschlusses  vom 28. Juli  1825,  die  Uebernahme  derBnl 
d es fes tu ngen  betreffend,  wurde  in  Gemässheit  der 
Abstimmungen 

beschlossen : 

1)  Dass  bei  Luxemburg,  unter  Wegfall  einer  V< 
tung  des  Bundes  wegen  der  vor  Uebernahme  der  Festung 
gangenen  Garnisonskosten,  die  Frage  wegen  Befriedigung 
an  der  Festung  haftenden  Forderungen,  nach  der  diesfalls 
Bestimmung  im  Beschlüsse  vom  28.  Juli  1825 ,  dem  Ai 
Gutachten  zur  Erörterung  der  alsdann  in  dieser  Beziehung* 
erwägenden  besondern  Verhältnisse  Luxemburgs  und  der 
Sichtspunkte ,  worunter  sich  hiernach  diese  Frage  bei  dieser 
stung  stellt ,  vorzubehalten  sey  5 

2)  Dass,  in  BetrelT  eines  anderweitigen  Matrikularaussd 
ges ,  die  Frage :  ob  der  Bund  keine  an  und  für  sich  begrün* 
Verbindlichkeit  zu  künftiger  notorisch  nöthigen  oder  von  4 
Mehrheit  so  befundenen  Herstellung  der  Bundesfestung  Luxe! 
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bürg  habe?  einstweilen  auf  sich  beruhen  zu  lassen,  und  ihre 
Erörterung  bis  zu  dem  Zeitpunkte  zu  verschieben  sey ,  wo  eine 
künftige  neue  Herstellung  sich  als  nothwendig  zeigen  werde ; 

3)  dass  die  Bestimmung  des  Bundes -Beschlusses  vom  28. 
Juli  1825,  wonach  die  laufenden  Unterhaltungskosten  für  Lan- 
dau von  der  Königlich  Baierischen  Regierung  aus  eigenen  Mit- 
teln bestritten  werden,  und  diese  Regierung  dagegen  vom  Bei- 
trage zu  der  matrikularmässig  ausgeworfenen  und  getragenen 
Dotation  für  Mainz  und  Luxemburg  frei  bleibt,  nur  als  eine 
Ausnahme  von  einem  allgemein  gültigen  Grundsatze  anzusehen 
sey;  dass  die  Matrikel  des  Bundes,  wie  sie  durch  den  Beschluss 
vom  20.  August  1818  festgesetzt  worden  ist,  übrigens  die  ein- 
zige Regel  für  alle  nicht  ausdrücklich  ausgenomroenen  Leistun- 
gen bilde ;  und  endlich ,  dass ,  wie  sie  eine  allgemeine  Verpflich- 
tung nach  sich  ziehe,  so  auch  eine  allgemeine  Berechtigung  be- 
gründe, in  der  Art,  dass,  ohne  allgemeine  Zustimmung,  von  der 
grundgesetzlichen  Regel  keine  weitere  Abweichung  oder  Aus- 
nahme Statt  finden  könne; 

dass  neben  dieser  Erklärung  die  Zurückführung  des  einge- 
tretenen Ausnahmeralls  zur  Regel  von  dem  Resultate  der  Ver- 
handlungen über  die  Königlich  Baierischen  Anträge  wegen  Lan- 
dau abhängig  sey; 

4)  dass  in  Betreff  des  Antrages ,  wegen  Befreiung  von  der 
Theilnahmc  an  den  Kriegsbesatzungen  der  Bundesfestungen,  kein 
Anstand  von  Königlich  Württembergischer  Seite  gegen  den  Bun- 
des-Beschluss  vom  28.  Juli  1825 ,  worin  eine  entgegenstehende 
Verpflichtung  nicht  bestimmt  ist ,  hinlänglich  gerechtfertigt  er- 
scheine ; 

dass  solchemnach  dieser  Gegenstand  dem  Gutachten  des  Bun- 
destags-Ausschusses über  die  durch  den  Beschluss  vom  28.  Juli 
1825  unerledigten  Punkte  vorzubehalten,  und  daher  der  Bundes- 
tags-Ausschuss  zu  ersuchen  sey,  sowohl  über  die  Bildung  der 
Kriegsgarnisonen  in  den  Bundesfestungen,  als  auch  über  die  von 
mehreren  Bundesstaaten  gewünschten  Erleichterungen  in  ihrer 
Contingentstelluüg,  sofort  sein  Gutachten  zu  erstatten,  um  zu- 
gleich auf  diesem  Wege  die,  hinsichtlich  der  definitiven  Bildung 
des  9.  und  10.  Armeecorps,  so  wie  der  dritten  Division  des  8. 
Arraeecorps,  noch  obwaltenden  Anstände  zu  beseitigen ; 
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dass  übrigens  die  hohe  Bundes -Versammlung  die  Beobach- 
tung der  Traktate ,  nach  Erörterung  und  Feststellung  ihres  Sin- 
nes, und  möglichste  Berücksichtigung  der  von  mehreren  Bundes- 
gliedern geäusserten  Wünsche,  sich  stets  zur  Aufgabe  machen 
werde  5 

5)  dass  in  Ansehung  des  Württembergischen  Antrages  we- 
gen des  Zweifels  über  die  Absicht  der  Worte:  „  bis  auf  den  Be- 
lagerungsstand "  in  der  die  eigene  Unterhaltungspflicht  der  Be- 
satzungstruppen betreffenden  Bestimmung  des  Bundes- Beschlusses 
vom  28.  Juli  1825,  der  von  Württemberg  vorgeschlagene  allge- 
meine Grundsatz  anzuerkennen  sey,  wonach  wegen  der  Beschaf- 
fung und  Bestreitung  der  in  Abschnitt  I,  Num.  7  des  Beschlusses 
vom  28.  .Juli  1825  genannten  Gegenstände,  als  Verpflegung,  das 
Bedürfniss  an  Holz,  Licht  und  Stroh,  so  wie  der  Spital-  und  Caser- 
nen-Utensilien ,  sowohl  für  die  in  den  Bundesfeslungen  während 
des  Belagerungsstandes  die  Besatzung  bildenden  Contingente  des 
Bundesheeres ,  als  für  die  im  Felde  dienenden,  jedenfalls  die 
gleiche  Kegel  zu  gelten  habe.  | 

a)  In  der  vier  und  zwanzigsten  Sitzung  am  2 6.  Au- 
gust 1830  äusserte  der  Kaiserlich  -  Königliche  präsidi- 
rendeHerrGesandte,  bei  Verlesung  des  Protokollcs  der  23.  Si- 
tzung: es  habe  derselbe  wahrgenommen,  dass  der  in  §.  186,  Num- 
mer 5,  gefasste  Beschluss,  in  Verbindung  mit  dem  Beschlasse  vom 
28.  Juli  1825,  Abschnitt  1,  Nummer  7,  so  gedeutet  worden  sey,  als 
ob  die  Bundesregierungen ,  welchen  die  Last  der  Garnisonen  in  den 
Bundesfestungen  obliegt,  durch  jene  Bestimmungen  zugleich  auch 
verpflichtet  seyen ,  für  den  Fall  einer  Approvisionirung  der  Bundes- 
festungen des  Approvisionnement  derselben  aus  eigenen  Mitteln  bei- 
zuschaffen. 

Gegen  eine  solche  Auslegung  dieses  Bundes-Beschlusses  mussten 
sich  die  Gesandten  von  Oesterreich  und  Preussen  noch  vor  Unter- 
zeichnung des  Protokolles  verwahren. 

Die  Verpflegung,  das  Bedürlhiss  an  Holz,  Licht  und  Stroh,  so  wie 
die  Spital-Utensilien,  sollen  im  Kriege  und  Frieden,  bis  der  wirkliche 
Belagerungsstand  eintritt ,  von  jedem  Bundesstaate  für  seine  in  den 
Festungen  befindlichen  Truppen  bezahlt  werden,  und  es  soll  auch 
während  des  Belagerungszustandes  die  Garnison  auf  Kosten  der  resp. 
Souveräne  der  Garnisonstruppen  unterhalten  werden ,  wie  dies  auch 
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hinsichtlich  der  im  Felde  dienenden  Truppen  der  Fall  seyn  wird.  So 
weit  und  nicht  weiter  geht  die  Bestimmung  über  die  currente  Ver- 
pflegung der  Truppen. 

Wenn  aber,  wie  es  die  Wichtigkeit  der  Bundesfestungen  erfor- 
dert, ein  Festungsapprovisionnement  gebildet  und  für  die  Spitalbe- 
Jürfnisse  gesorgt  werden  muss ,  welches  die  nöthigen  Vorräthe  für 
die  vollständigen  Besatzungen  auf  dem  Kriegstusse  für  sechs  Monate 
in  den  Magazinen  der  Festungen  in  sich  zu  fassen  haben  wird,  so  ver- 
steht es  sich  von  selbst,  dass  auf  die  Bildung  solcher  bis  zum  Augen- 
blicke der  feindlichen  Berennung  der  Festung  unangreifbaren  Vorrä- 
the, die  für  die  currente  Verpflegung  im  Beschlüsse  vom  Jahre  1825 
aasgesprochene  Verpflichtung  nicht  Anwendung  finden  könne ,  dass 
iber,  in  Uebereinstimmung  mit  dem,  §.  186,  Num.  5  gefassten  Be- 
schlüsse ,  für  das  aus  diesen  Approvisionnements  -  und  Spital-Gegen- 
ständen Entnommene  von  den  Regierungen  derjenigen  Truppen, 
welche  während  der  Belagerung  oder  Blokade  die  Garnison  bilden, 
nur  diejenigen  Kosten  vergütet  werden ,  welche  für  eine  gleiche  An- 
zahl im  freien  Felde  stehender  Truppen  aufzuwenden  gewesen  wären, 
wodurch  den  Garnisonsherren  der  in  den  Bundesfestungen  stehenden 
Trappen  nicht  grössere  Lasten  oder  Kosten  aufgebürdet  werden,  als 
von  den  Kriegsherren  der  im  Felde  stehenden  Bundestruppen  zu  tra- 
gen sind.  • 


Diese  Aeusserung  dient  als  Erläuterung  zu  Nr.  5, 
des  vorstehenden  Beschlusses  vom  19.  August  1830. 
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Beschluss  der  Bundes-Versammlung  vom  14.  De 
cember  1830,  betreffend  die  besonderen  Verhält- 
nisse der  Bnndesfestnng  Landau  und  deren 
üebergabe  an  den  Deutschen  Bnnd. 

In  der  zwei  und  vierzigsten  Sitzung  am  14.  De- 
cember  1 830  wurde 

beschlossen: 

1)  Die  Ausübung  des  ßundesrechts  der  unmittelbaren  Auf- 
siebt über  die  Bundeslestung  Landau,  •)  im  Namen  und  im 
AuRrage  des  Deutschen  Bundes,  wird,  im  Friedensstande  dessel- 
ben, Seiner  Majestät  dem  Könige  von  Baiern,  unter  der 
Oberaursicht  des  Bundes  und  unter  Annahme  der  in  den  nachfol- 
genden Anträgen  enthaltenen  Bestimmungen,  übergeben.  Für  die 
Zeit  der  unmittelbaren  Aufsicht  Sr.  Majestät  findet  die  Wirk- 
samkeit der  Mililär-Commission,  als  Zwischeninstanz  zwischen 
der  Bundes -Versammlung  und  den  Festungs  -Behörden,  nicht 
Statt,  indem  die  Bundes -Versammlung  sich  darauf  beschränkt, 
für  diese  Zeit  das  technische  Gutachten  dieser  Commission,  ohne 
dass  letztere  indem  gedachten  Verhältnisse  officiell  eintritt,  auch 
bei  den  die  Festung  Landau  betreffenden  Gegenständen  zu  be- 
nutzen. 

2)  Sobald  die  Bundes- Versammlung  naeh  Artikel  XXXVIII 
der  Schluss-Acte  einen  Beschluss  wegen  Gefahr  eines  feindlichen 
Angriffs  für  den  Bund  oder  für  einen  einzelnen  Bundesstaat,  und 
wegen  der  deshalb  in  Wirksamkeil  zu  setzenden  Vertheidigungs- 
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massregein  fasst,  tritt  die  unmittelbare  Unterordnung  der  Bun- 
desfestung Landau  unter  die  specielle Aufsicht  und  Befehle  der 
Bundes- Versammlung  und  des  Oberfeldherrn ,  in  gleicher  Weise 
wie  bei  den  Bundesfestungen  Mainz  und  Luxemburg,  ein. 

3)  Der  Gouverneur  oder  Commandant  von  Landau  leistet 
nachstehenden  Eid: 

Ich  ...  .  schwöre  zu  Gott  dem  Allmächtigen  einen  leibli- 
chen Eid ,  dass ,  nachdem  Seine  Majestät  der  König  von  Baiern 
mich  zum  Gouverneur  (Commandanten)  der  Bundesfestung  Lan- 
dau ernannt  haben,  ich  dieses  Amt  allein  im  Interesse  des  Bundes 
und  zu  dessen  Vertheidigung  führen,  das  vom  Bunde  für  die 
Festung  anzuordnende  Reglement  getreulich  beobachten,  aucji 
alle  Anweisungen,  welche  im  Friedensstande  des  Bundes  Se.  Ma- 
jestät der  König,  und  nach  Unterordnung  der  Festung  Landau 
unter  die  specielle  Aufsicht  und  die  Befehle  der  Bundes-Ver- 
suuimlung  und  des  Oberfeldherrn,  diese  mir  ertheilen  werden, 
pünktlich  Folge  leisten,  und  mich  weder  durch  irgend  eine  Rück- 
sicht, noch  durch  ein  Verhältnis,  namentlich  zu  einem  einzelnen 
Bundesstaate,  davon  abhalten  lassen  will. 

Insbesondere  gelobe  ich,  dass  ich  die  mir  als  Gouverneur 
(Commandant)  anvertraute  Festung  jederzeit  wider  alle  feind- 
liche Gewalt  auf  das  Sorgfältigste  und  Eifrigste  verwahren ,  sie 
auch  in  Belagerungs fällen  gegen  jede  Art  des  Angriffes  mit  der 
tapfersten  Gegenwehr  und  mit  Daransetzung  Leibes  und  Lebens 
bis  auf  das  Aeusserste  vertheidigen  will. 

So  wahr  mir  Gott  helfe  u.  s.  w. 

Dieser  Eid,  schriaiieh  ausgestellt  und  unterzeichnet,  wird 
dir  den  Bund  in  die  Hände  Sr.  Majestät  des  Königs  von  Baiern 
gegeben. 

Ueber  den  Act  der  Beeidigung  des  Gouverneurs  oder  Com- 
mandanten von  Landau  nach  dem  vorstehenden  Formulare  wird 
ein  Protokoll  aufgenommen ,  und  durch  die  Königlich  Baierische 
Bundestags-Gesandtschaft  der  Bundes- Versammlung  zugestellt. 

Der  Genie-  und  Artillerie-Director  von  Landau  werden ,  für 
die  Dauer  der  unmittelbaren  Aursicht  des  Königs  von  Baiern  über 
die  Festung  Landau,  dem  Bunde  nicht  vereidigt. 

4)  Für  die  Ueber  gäbe  Landau's  gilt  nachstehende  Be- 
stimmung: 1  * 
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Die  Bundesfestung  Landau  wird  vier  Wochen  nach  dem 
heutigen  Beschlüsse  förmlich  übergeben  und  übernommen. 

Die  Königlich  Baierische  Regierung  trifft  die  erforderlichen 
Veranstaltungen,  dass  die  Uebergabe-Commissarien  die  Festung, 
nebst  allem  dazugehörigen  Festungs-Eigentbume,  und  zwar:  die 
Festungswerke  mit  dem  dazugehörigen  Terrain ,  das  Artillerie- 
und  Genie -Material  Jeder  Art,  sä'mmtliche  Militärgebäude ,  die 
Gouvernements-  und  Commandantschafts-,  Genie-  nnd  Artillerie- 
Archive,  an  dem  bestimmten  Tage  an  die  von  der  Bundes- 
versammlung abgeordneten  Uebernahms  -  Commissarien  über- 
geben. 

Zu  diesem  Behufe  werden  von  den  Festungsbehörden  genaue 
Verzeichnisse  über  das  Festungseigenthum  Jeder  Art  verfasst 
und  zur  Uebergabe  bereit  gehalten.  In  diese  Verzeichnisse  wer- 
den nur  diejenigen  Gegenstände  aufgenommen,  welche  unbestrit- 
tenes Eigenthum  der  Festung  sind.  Die  Gegenstände,  über  deren 
Eigenthum  noch  Streitigkeiten  obwalten,  werden  in  ein  besonde- 
res Verzeichniss  eingetragen ,  welches  nur  vorgelegt  und  nicht 
übergeben ,  sondern  zum  Zwecke  der  Ausmittelung  der  Eigen- 
thums frage  zurückbehalten  wird. 

Zu  den  Uebernahme  -  Commissarien  von  Seiten  des  Bundes 
werden  von  der  Bundes -Versammlung  Mitglieder  der  Militär- 
Commission  bestimmt,  und  von  der  Bundes -Versammlung  mit 
einer  von  der  Militär -Commission  entworfenen  Instruction  ver- 
seben. 

Nach  erfolgter  Uebergabe  der  Festung  und  ihres  Eigen- 
thums ,  und  nach  Einhändigung  der  Verzeichnisse  an  die  Ueber- 
nahme-Commissarien ,  wird  der  Gouverneur  (Commandant)  von 
Landau  in  Eid  und  Pflicht  des  Bundes  genommen,  indem  er 
denjenigen  schriftlichen  Eid,  dessen  Form  oben  bestimmt  ist, 
demr  allerhöchsten  Territorialherrn  übergiebt,  und  Seine  Majestät 
ein  Protokoll  über  die  Beeidigung  durch  Ihre  Bundestags-Gesand- 
schaft  der  Bundes- Versammlung  zustellen. 

Die  Artillerie-  und  Genie-Directoren  leisten  dem  Bunde  ihren 
Eid  in  die  Hände  des  Gouverneurs  (Commandanten)  von  Lan- 
dau, sobald  die  Bundesversammlung  nach  Artikel  XXXVIII 
der  Schluss-Acte  einen  Beschluss  wegen  Gefahr  eines  feindlichen 
Angriffes  fasst.  Alsdann  tritt  auch  die  nähere  Verpflichtung  aller 
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übrigen  mit  der  Verwaltung  des  Festungsguts  beauftragten  Beam- 
ten für  den  Bund  ein. 

Das  über  den  Act  der  Uebergabe  unter  Beifügung  der  oben 
angeführten  Verzeichnisse  aufzunehmende  Protokoll  ,  welches 
von  den  Uebergabe- Com missarien  einer  Seits  und  den  Ueber- 
nahme-Commissarien  anderer  Seits  zu  unterzeichnen  ist,  wird 
von  leztcren  der  Bundes- Versammlung  vorgelegt. 

Mit  dem  Tage  der  Uebergabe  der  Festung  Landau  an  den 
Bund  tritt  die  in  dessen  Namen  und  Auftrage  von  Sr.  Königlich 
Baierischen  Majestät  im  Friedensstandc  des  Bundes,  bis  derselbe 
nach  Artikel  XXXVIII  der  Schluss-Acte  einen  Beschluss  wegen 
Gefahr  eines  feindlichen  Angri (Ts  fasst,  unter  der  Oberaufsicht  desi 
Bundes  auszuübende  unmittelbare  Aufsicht  über  die  Festung  ein. 

Der  Gouverneur  ( Commandant)  und  alle  zum  eigentlichen 
Festungspersonale  gehörigen  Beamten  werden  von  Sr.  Majestät 
dem  Könige  von  Baiern  in  Hücksicht  ihrer  Dienstführung  im  All- 
gemeinen auf  die  bisherigen  Einrichtungen  verwiesen,  bis  die 
Bundes-Versammlung  über  das  Festungs-Reglement  die  nöthlgen 
Beschlüsse  gefasst  hat.  Einstweilen  werden  dem  Gouverneur 
(Commandanten)  von  der  Königlieh  Baierischen  Regierung  die 
Bestimmungen  des  BundesBe Schlusses  wegen  der  Festung 
Landau  als  Nachtrag  zu  der  Militär- Verfassung  des  Bundes 
und  als  allgemeine  Grundsätze  zur  Beachtung  mitgethcilt. 

In  so  fern  das  Festungseigenthum  von  dem  Eigenthume  des 
Territorialherrn  und  der  Privatpersonen ,  die  Festungsgränzen 
und  der  Festungsrayon  noch  nicht  genau  geschieden  und  festge- 
setzt sind,  wird  die  Bundes-Versammlung  dazu  durch  eine  von 
ihr  zu  bestimmende  Local-Commission  die  nöthige  Einlei- 
tung trefTen.  Diese  Local-Commission  wird  die  Regulirungen  in 
Gemeinschaft  mit  Commissarien  bewerkstelligen,  welche  die  Kö- 
niglich ßaierische  Regierung  deshalb  zu  ernennen  hat. 

Wenn  in  Gemässheit  dieser  Bestimmung  zur  Uebernahme 
Landauf  geschritten  wird,  erklären  dicUcbernah  me-Com- 
rolssarien  nach  vollzogener  Uebergabe: 

dass  auch  nach  der  vom  Deutschen  Bunde  erfolgten  Ueber- 
nahme die  unmittelbare  Aufsicht  über  Landau  —  in  der 
Zeit,  da  der  Bund  sich  im  Friedensstande  befindet,  bis  zu 
dem  Zeilpunkt,  da  die  Bundes-Versammlung  nach  Artikel 


618 


XXXVIII  der  Schluss-Actc  wegen  Gerahr  eines  feind- 
lichen Angriffes  ftir  den  Bund  oder  einen  einzelnen  Bun- 
desstaat die  noth wendigen  Vertheidigungsmassregeln  in 
Wirksamkeit  zu  setzen  beschliesst  —  Sr.  Majestät  dem 
Könige  von  Baiern  im  Namen  und  Auftrage  des  Bundes 
unter  dessen  Oberaufsicht  anvertraut  seyn  solle. 
Die  Königlich  Baierischen  Uebergabe  -  Commissarien 
erwledern  hierauf: 

dass  Se.  Majestät  die  solchergestalt  im  Frieden  Aller- 
höchstdenselben anvertraute  unmittelbare  Aufsicht  über  die 
Festung  im  Namen  und  Auftrage  des  Bundes  unter  dessen 
Oberaufsicht  mit  aller  Sorgfalt  führen  werden ,  und  sieb 
hiermit  gegen  den  Deutschen  Bund  verpflichten,  alle 
Festungs  -  Gegenstände ,  insbesondere  die  Festungswerke 
und  ihre  Zubehörungen ,  die  Militärgebäude  und  das  zur 
Verteidigung  der  Festung  bestimmte  Geschütz,  bis  zu 
dem  Zeitpunkte,  da  die  Bundes- Versammlung  nach  Arti- 
kel XXXVIII  der  Schluss- Acte  wegen  Gefahr  eines  feind- 
lichen Angriffs  ftir  den  Bund  oder  ftir  einen  einzelnen 
Bundesstaat  die  nothwendigen  Vertheidigungsmassregeln 
in  Wirksamkeit  zu  setzen  beschliesst,  in  treuer  Obsorge 
und  in  gutem  Stande  zu  erhalten ,  ohne  Einwilligung  des 
Bundes  davon  nichts  zu  veräussern  und  daran  nichts  zu 
verändern  ,  auch  insbesondere  darüber  zu  wachen ,  dass 
die  Vorräthe  an  Munition  stets  in  der  erforderlichen  An- 
zahl und  Eigenschaft  vorhanden  seyen. 

5)  Die  Königlich  Baierische  Bundestags-Gesandschaft  über- 
glebt  der  Bundes  -  Versammlung  die  an  dem  Gouverneur  der  Fe- 
stung zu  erstattenden  periodischen  Rapporte. 

6)  Die  Bundes- Versammlung  übt  das  unter  Oberaufsicht 
des  Bundes  insbesondere  begriffene  Inspectionsrecht  zu 
beliebigen  Zeitpunkten  aus,  um,  -unter  Zuziehung  landesherrli- 
cher Commissarien,  von  dem  Zustande  der  Festung  und  den  l  n- 
tcrhaltungs- Arbeiten  Einsicht  zunehmen.  Geben  die  Berichte 
über  diese  Besichtigungen  der  Bundes- Versammlung  zu  Erinne- 
rungen Anlass,  so  Uieüt  sie  dieselben  der  Königlich  Baierischen 
Regierung  durch  deren  Bundestags-Gesandschaft  mit,  und  fasst, 
nach  Verlauf  einer  für  die  Rückäusserung  der  Königlich  Baieri- 
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sehen  Regierung  bestimmten  Frist,  deshalb  den  geeigneten  Be- 
schluss,  zu  dessen  unverweilter  Vollziehung  die  Königliche  Baie- 
rische  Regierung  das  Erforderliche  an  den  Festungs-Gouverneur 
('Kommandanten )  verfligt. 

Ausser  den  bezeichneten  regelmässigen  Gegenständen  der 
hispection,  wird  bei  der  ersten  Inspection  vornehmlich  der  Stand 
der  Herstellung  der  Festung  L  a  n  d  a  u  in  Betracht  gezogen  werden. 

Die  Bundes- Versammlung  geht  von  dem  gerechten  Vertrauen 
aus,  dass  Se.  Majestät  der  König  von  Baiern  bei  der  Verwendung 
der  zur  Verstärkung  des  Vertheidigungssystems  von  Deutsch- 
land Allerhöchst  Ihnen  anvertrauten  fünfzehn  Millionen  Franken 
das  nämliche  Verfahren  einhalten  werden ,  welche  I.  I.  M.  M. 
der  Kaiser  von  Oesterreich  und  der  König  von  Preussen  bei  den 
zu  Erbauung  einer  vierten  Bundcsrestung  übernommenen  zwan- 
zig Millionen  Franken  beobachtet  haben ;  dass  sich  daher  Se.  Ma- 
jestät der  König  von  Baiern  zu  allen  denjenigen  Auslagen,  welche 
dermalen  die  Armirung,  das  volle  Approvlsionnemcnt  und  die 
Herstellung  derBundesrestungLandau  erfordern,  bereit  finden, 
auch  bei  künftigen  Herstellungen,  in  Fällen  ausserordentlicher 
Beschädigungen  und  anderer  ausserordentlicher  Kosten,  den  Bund 
nur  insofern  in  Anspruch  nehmen  werden,  als  die  bis  dahin  erho- 
benen Zinsen  zu  deren  Deckung  nicht  zureichen  sollten. 
*t  7)  DerBundes-Beschluss  vom  28.  Juli  1825  behält  in  seinen 
Beziehungen  auf  Landau  seine  Anwendung,  in  so  weit  derselbe 
durch  den  gegenwärtig  zu  fassenden  Beschluss  nicht  aufgehoben 
oder  modiflcirt  wird. 

8)  DerGrossherzoglichBadischenRegierung  wird 
die  Verbindlichkeit ,  ein  Drittheil  der  Kriegsbesatzung  von 
Landau  zu  stellen ,  erlassen  und  auf  die  Infanterie-Contingeutc 
der  in  der  Stellung  zum  Bundesheere  erleichterten  Staaten  über- 
tragen, wogegen  sich  die  Grossherzoglich  Badische  Regierung 
verpflichtet,  für  den  Fall  augenblicklichen  Bedürfnisses  und  bis 
zum  Eintreffen  der  zur  Verstärkung  der  Kriegsbesatzung  vom 
Bunde  bestimmten  Contingente,  provisorisch  2,000  Mann  in  die 
Bundesfestung  zu  stellen  $  wobei  sich  von  selbst  versteht,  dass 
von  dem  Zeitpunkte  an,  da  die  Verstärkung  dieser  Kriegsbe- 
satzung durch  ßadische  oder  andere  Bundestruppen  eintritt,  die 
Festung  Landau  sofort  unter  die  Befehle  der  Bundes- Versamm- 
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lung  und  des  Oberfeldherrn  gestellt  wird ,  wenn  auch  noch  kein 
Beschluss  auf  den  Grund  des  XXXVIII.  Artikels  der  Schluss- 
Acte  erfolgt  ist. 

9)  Der  vorstehende  Beschluss  wird  der  Militär-Commission 
zur  Nachachtung  statt  Instruction  mitgetheilt,  um  in  dessen  Ge- 
mässheit: 

a)  die  zur  Uebernahme  der  Bundesfestung  Land  au b)  erfor- 
derliche Vorbereitung  zu  treffen ,  indem  die  hohe  Bundes- 
versammlung der  Militär-Commission  überlässt,  die  dazu 
abzuordnenden  Bevollmächtigten  aus  ihrer  Mitte  zu  benen- 
nen und  mit  den  erforderlichen  Weisungen  zu  versehen, 
um  im  Namen  und  aus  Auftrage  des  Durchlauchtigsten 
Deutschen  Bundes  alle  jene  Handlungen  vorzunehmen, 
welche  zur  Erfüllung  dieses  Beschlusses  erforderlich  sind. 
Ueber  den  Tag  der  Uebergabe,  welche  vier  Wochen  nach 
dem  heutigen  Beschlüsse  erfolgen  soll,  hat  sich  die  Militar- 
Commission  mit  dem  Königlich  Baierischen  Gouvernement 
zu  vereinigen;  auch  hat  die  Militär- Commission 

b)  die  wegen  der  Kriegsgarnison  von  Landau  getroffene  Ver- 
fügung zur  Wissenschaft  zu  nehmen. 

a)  Schon  auf  dem  Wiener  Congresse  wurde  Baiern  die 
Souveränetät  über  Landau  zugesagt,  in  einem  Conferenz  -  Pro- 
tokolle vom  10.  Juni  1815,  nachher  förmlich  abgetreten  in  dem  zwi- 
schen Oesterreich  und  Baiern  am  14.  April  1816  zu  München 
abgeschlossenen  Vertrage.  In  dem  Art.  III  des  Reces  general 
etc.,  abgeschlossen  zu  Frankfurt  a.  M.  am  20.  Juli  1819,  ist  die 
Eigenschaft  einer  Bundesfestung  „sous  le  rapport  militaire - 
für  Landau  festgesetzt,  mit  dem  Zusätze:  „sans  que  cette  disposilioo 
puisse  älterer  en  rien  le  droit  de  souverainete  qui  est  devolu  ä  S.  M. 
le  Roi  de  Baviere  sur  la  dite  ville." 

b)  Vergl:  J.  L.  Klüber,  öffentliches  Recht  des  Teutschen  Bun- 
des u.  s.  w.  (4.  Aufl.  1840)  S.  277. 
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Beschluss  derBun des- Versammlung  vom  17. März 
1831,  betreffend  die  Sicherheit  der  Bun desfestu  ng 

^jtj  wflio  %tti.       Landau.  f  jt 

In  der  neunten  Sitzung  am  17.  März  1831  wurde 

beschlossen : 
Die  Königlich  Bäuerische  Regierung  wird  ersucht,  den 
Commandanten  der  Bundesfestung  Landau  anzuweisen,  durch 
die  Königlich  Bäuerische  Bundestags  •  Gesandschail  die  Bundes- 
versammlung Jederzeit  von  den  Nachrichten  und  Ereignissen  in 
Kenntniss  zu  erhalten,  weiche  auf  die  Sicherheit  der  Bun- 
desfestung Landau  Einfluss  haben  können ; 

2)  dessgleichen  den  Commandanten  der  Festung  Landau 
anzuweisen,  zwar  im  Falle  plötzlichen  Bedürfnisses,  bevor  noch 
die  regelmässigen  Ergänzungstruppen  eingetroffen  sind,  die  Auf- 
forderung an  die  Grossherzoglich  Badische  Regierung 
zur  temporären  Aushülfe,  *)  ohne  vorgängige  Anfrage  deshalb  in 
München ,  durch  einen  alsbaldigen  Beschluss  hoher  Bundes- Ver- 
sammlung zu  bewirken ,  mit  seinem  desfälligen  Antrage  nach 
Frankfurt  indess  gleichzeitig  eine  Anzeige  davon  nach  Carlsruhe 
zu  verbinden. 

3)  In  jedem  Falle  sollen  die  regelmässigen  Ergänzungs- 
truppen für  Land  au,  wenn  es  nicht  schon  früher  in  Folge  eines 
Beschlusses  wegen  drohender  Gefahr  eines  feindlichen  Angriffs 
geschehen  ist,  gleichzeitig  mit  dem  Beschlüsse  wegen  der  provi- 
sorischen Aushülfe  von  Seiten  Badens,  zum  unverzüglichen 
schleunigen  Aufbruche  nach  Landau  aufgefordert  werden. 

a)  Vergl.  die  vorhergehende  Nummer  unter  8). 
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Beschluss  der  Bundes- Versammlung  vom  3.  Sep- 
tember 1835,  betreffend  die  Festsetzung  eines  Ter 
mines  für  die  Bescblnssfassnng  Aber  die  jährli- 
chen Festnngs-Bndjets. 

Ein  und  zwanzigste  Sitzung  am  3.  September 
1835. 

Auf  die  vom  Praest  dio  gemachte  Bemerkung,  dass  es  zur 
Vermeidung  der  Nachtheile ,  welche  aus  einer  allzulangen  Ver- 
schiebung der  Beschlussfassung  über  die  Jährlichen 
Festungs-Budjets  •)  entstehen  können,  wünschenswerte 
sey ,  zur  Abgabe  der  Abstimmungen  über  die  von  dem  Bundes- 
tags-Ausschusse  gemachten  dlesfallsigen  Anträge  einen  bestimm- 
ten Termin  festzusetzen,  nach  dessen  Verlauf  die  nicht  abge- 
gebenen Abstimmungen  als  beipflichtend  anzusehen  und  hiernach 
die  Beschlüsse  sofort  zu  ziehen  seyn  würden ,  wurde 

beschlossen: 

dass  künftig  die  Abstimmungen  über  die  von  dem  Bundestags- 
Ausschusse  in  Militär-Angelegenheiten  in  Betreff  der  Fcstungs- 
Budjels  gemachten  Anträge  jedes  Mal  binnen  zwei  Monaten 
abzugeben ,  die  bis  dahin  nicht  erfolgten  Abstimmungen  aber  als 
den  Anträgen  beipflichtend  anzusehen,  und  hiernach  die  Beschlüsse 
sofort  zu  ziehen  seyen. 

ö)  Vergl :  J.  L.  K 1  über,  öffentliches  Recht  des  Teutschen  Bun- 
des u.  s.  w.  (4.  Aufl.  1840)  S.  281  (§.  211 ,  Note  h). 
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Beschlus  s  der  Bandes- Versammlung  vom  13.  Juni 
1839,  betreffend  die  Verpflichtung  des  Bundes  zur 
Bestreitung  der  baulichen  Herstellung  und  Ap- 
provisionnirungs  ■  Kosten  der  Bundesfestung 

Luxemburg.  *) 

Zehnte  Sitzung  am  13.  Juni  1839. 

Nachdem  sämmtliche  Abstimmungen  über  die  An- 
träge des  Bundestags -Ausschusses  erfolgt  waren,  wurde  vom 
Praes i  d  i o  die  Bescblussziehung  proponirt ,  und  hiernach 

beschlossen: 

1)  Dass  die  Verpflichtung  des  Bundes  zur  Bestrei- 
tung der  baulichen  Herstellung  der  Bundesfestung 
Luxemburg  als  Grundsatz  ausgesprochen,  und 

2)  glefchnrässig  die  Verpflichtung  der  Gesammtheit 
ües  Bundes,  die  Kosten  der  Approvisionnirung  der 
ßundesrestung  Luxemburg,  für  den  Fall  der  Belage- 
rung zu  tragen,  anerkannt  werde; 

3)  dass,  in  Folge  vorstehender  Grundsätze,  sowohl  die  für 
die  bauliche  Herstellung  der  Bundesfestung  Luxemburg 
bisher  nur  provisorisch  geschehenen  Bewilligungen  aus  dem  Zin- 
senfond  der  für  die  vierte  Bundesfestung  bestimmten  zwanzig  Mil- 
lionen Francs ,  als  auch  die  für  das  Festungs-Approvisionnement 
bisher  Statt  gefundenen,  bloss  provisorischen  Bewilligungen  aus 
der  Bundes -iMatrikular- Kasse,  nunmehr  als  deünitiv  anerkannt 
werden ; 
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4)  dass,  In  weiterer  Folge  des  obigen  Grundsatzes  unter 
Nr.  2,  der  Bund  nunmehr  das  Eigenthym  des  von  der  Krooe 
Treussen  zu  Luxemburg  früher  angeschafften  Apprwistoo- 
nementstheils  durch  eine  nach  dem  dennaligen  Werthe  Vor- 
rat he  zu  bemessende  Vergütung  an  sich  zu  bringen  habe,  ud 
diesem  gemäss  der  Bundestags- Ausscbuss  in  Militär- Angdega* 
heilen  zu  ersuchen  sey ,  Uber  die  Ausführung  dieses  Punktes  w& 
Rücksicht  auf  die  diesfallsigen  Eröffnungen  und  Narhweisuigfl 
der  Königlich  Preussischen  Regierung  in  der  9.  diesjährig* 
Sitzung  (§.  118  des  Protokolls)  weitere  Vorschläge  zu  ma< 

5)  dass  sich  mit  den  betreffenden  Garnisonsherreo  über 
Einrichtung,  analog  jener,  welche  zu  Mainz  wegen  Bereit 
tung  eines  Kriegs  -  Approvisionnements  für  den  Fall  des  Bei; 
rungszustandes  getroffen  worden ,  zu  vereinbaren  sey ,  und 
her,  nachdem  in  dieser  Beziehung  bereits  die  mit  Dank  anzund 
mende  entsprechende  Erklärung  der  Königlich  Preussischen  R* 
gierung  vorliege,  nun  auch  noch  ferner  der  Königlich  NirtW 
ländischen,  Grossherzoglich  Luxemburgischen  Regierung  ent 
gegen  gesehen  wird. 

a)  Im  Art.  LXVII  der  Wiener  Congress-Acte  wurde  Lux< 
bürg  an  den  König  der  Niederlande,  als  Gross  he  rzog  v 
Luxemburg  „en  toute  proprio  et  souverainete"  abgetreten, 
doch  ,,sous  le  rapport  militaire"  für  eine  Bundesfestung 

Vergl.  auch:  Art.  XXXV— XXXVII  des  zu  Frankfurt  ft. 
am  20.  Juli  1819  abgeschlossenen  Ueces-general  u.  s.  w. 

J.  L.  R 1  ü  b  e  r ,  öffentliches  Recht  des  Teutschen  Bundes  u-  s.  * 
(4.  Aun.  1840)  S.  277.  i 
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Beschlnss  derBundes  Versammlung  vom 26. März 
1841 ,  betreffend  die  Befestigung  von  Ulm  und 

Rastatt.*) 

Beschluss: 

1)  Zur  Sicherung  der  oberrheinischen  Gränze 
Deutschlands  werden  die  Plätze  von  Ulm  und  Rastatt  be- 
festiget. 

2)  Ulm  wird  als  Hauptwaffenplatz,  und  Rastatt  als  Ver- 
bindungs-  und  Gränzrestung ,  so  wie  als  Waffenplatz  des  achten 
Armeecorps  bestimmt. 

3)  Die  Befestigung  und  Artülerie-  Dotation  beider  Plätze 
sollen,  bei  möglichster  Einfachheit,  doch  den  allgemeinen  Grund- 
sätzen und  den  besonderen  Bestimmungen  jedes  Platzes  völlig 
entsprechend  ausgeführt  werden  und  zwar  sind  die  Befestigungen 
mit  Rücksicht  auf  verschanzte  Lager  herzustellen  und  es  ist .über- 
dies* auf  die  wichtigsten  Passsperrungen  im  Schwarzwalde  Be- 
dacht zu  nehmen. 

4)  Der  Bau  beider  Plätze  ist  zu  gleicher  Zeit  zu  beginnen, 
soll  ebenmässig  fortschreiten,  und  in  thunlichst  kürzester  Zeit 
zu  Ende  geführt  werden. 

5)  Die  Unterkunlls-  und  Aufbewahrungs  -  Räume,  welche 
für  die  Ergänzung  der  Besatzung  auf  den  Kriegsftiss  erforderlich 
sind,  wenn  sie  nicht  zugleich  Defensions- Gebäude  und  Werke, 
sind  von  den  die  Friedensbesatzung  stelienden  Staaten  auf  eigene  • 

III.  40 
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Kosten  zu  errichten  und  bleiben  deren  Eigenthum ,  die  Unterhal- 
tung folgt  nach  Massgebung  der  Erbauung. 

6)  Die  Befestigungspläne  und  Artillerie-Dotations-Entwürfe 
sind  mit  Rücksicht  auf  vorstehende  Bestimmungen ,  sofort  von 
Seite  der  Bundes-Militär-Commission  unter  fortwährendem  Zu- 
sammenwirken mit  den  von  den  Territorialregierungen  dazu  be- 
auftragten Militär -Personen  einer  neuea  Prutting  zu  unterw  er- 
fen, und  es  ist  alsdann  unverweili  zur  Ausführung  des  Baues 
und  Ausrüstung  der  Festungen  zu  schreiten,  welche,  unter  In- 
spection  der  Militär- Commission ,  durch  die  von  den  Territoriai- 
Begierungen  für  diesen  Zweck  zu  bestellenden  Genie-  und  Ar- 
»illerie-Oniciere  geleitet  wird. 

7)  Aus  dem  vorhandenen  Fonds  der  20  Millionen  Francs  uud 
den  ausserdem  erforderlichen,  von  sämnitliclien  Bundesregierun- 
gen nach  Verhältniss  ihrer  Matrikular- Beiträge  zu  deckenden. 
Geldmitteln  soll  ein  gemeinschaftlicher  Baufonds  gebildet  werden, 
welcher  für  beide  Befestigungen ,  nach  Massgabe  des  zu  ermit- 
telnden Bedürfnisses,  Behüte  gleichzeitigen  und  gleich  massigen 
Betriebes  der  Arbeiten  zu  benutzen  ist. 

8)  Belangend  die  Garnison«- Verhältnisse,  so  wird  die  Frie- 
densbesatzung derBundesrestungUlm  aus  Königlich Baierischen 
und  Königlich  Württembergischen  Truppen,  dann  einer  K.  K. 
Oesterreichischen  Artillerie-Abtheilung  von  zwei  Compagrnien  zu 
300  Mann  bestehen.  Die  Kriegsbesatzung  wird  zu  einem  Drit- 
theile aus  K.  K.  Oesterreichischen  und  zu  zwei  Drittheilen  aus 
Königlich  Baierischen  und  Königlich  Württembergischen  Truppen 
gebildet  werden. 

Von  den  Festungs- Behörden  daselbst  werden  der  Gouver- 
neur, Commandant  und  Genie -Director  von  Seite  Baierns  und 
Württembergs,  der  Artillerie -Director  von  Seite  Oesterreichs 
ernannt.  Die  Bcsatzungs-  und  Commando- Verhältnisse  zwischen 
Baiern  und  Württemberg  werden  unter  Genehmigung  des  Bundes 
durch  besondere  Vereinbarung  zwischen  beiden  Territorialherren 
geordnet. 

Die  Friedensgarnison  der  Bundesfestung  Rastatt  wird 
aus  Grossherzoglich  Badischen  Truppen  und  einer  für  die  Frie- 
densbesatzung erforderlichen  Anzahl  K.  K.  Oesterreichischer 
Sappeurs  und  Mineurs  bestehen  j  die  Kriegsbesatzung  aber  zu 
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einem  Drittheile,  aus  K.  K.  Oesterreichischen  und  zu  zwei  Drit 
theilen  aus  Grossherzoglich  Badischen  Truppen  gebildet  werden. 

Von  den  Festungs-Behörden  ernenntBaden  den  Gouverneur, 
Commandanten  und  Artillerie- Director,  Oesterreich  den  Genie- 
Director. 

Sämmt liehe  Festungs-ßehörden  in  beiden  Festungen  werden 
von  dem  Bunde  in  Eid  und  Pflichten  genommen. 

9)  Der  Bund  übt  das  Inspections-Recht  in  beiden  Plätzen  in 
Bezug  auf  die  Festungswerke  und  die  Ausrüstung  durch  die  Mi- 
litär-Commission.  Derselbe  hat  die  Verwaltung  der  von  ihm  zu 
leistenden  jährlichen  Festungs-Dotation 

10)  Die  Militär-Commission  wird  beauftragt,  für  die  Aus- 
führung der  vorstehenden  Bestimmungen  sogleich  die  vorberei- 
tenden und  sonst  erforderlichen  Massregeln  einzuleiten. b) 

a)  Vergl :  M.  Ritter  v.  Xylan der,  dass  Heerwesen  der  Staa- 
ten des  Deutschen  Bundes,  Supplementband  (Augsburg,  1846,  8.) 
S.2n.f. 

b)  Der  Besch  1  m. ss  der  Bundes- Vers  am  m  lung  vom  11.  Au- 
put  1842  enthält  die  Genehmigung  der  von  der  Militär-Commission 
vorgelegten  Grundlinien  der  Befestigung  von  Ulm  und  Rastatt  und 
die  Bewilligung  der  zu  ihrer  Ausführung  mit  Inbegriff  der  Artillerie- 
Dotaüon  nöt Ingen ,  nicht  zu  überschreitenden  Summe  vou  17,500,000 
Golden  für  ülm  und  10,000,000  Gulden  für  Rastatt. 

Zu  Ende  des  Jahres  1842  begann,  jenen  Beschlüssen  gemäss,  der 
Bau  dieser  neuen  Bundesfestungen ,  —  zu  U 1  ra  auf  dem  rechten  Ufer 
unter  Leitung  einer  Königlich  Baierischen,  auf  dem  linken  Ufer  unter 
Leitung  einer  Königlich  Württembergischen,  —  und  zu  Rastalt 
unter  Leitung  einer  Grossherzoglich  Badiscben  Festungsbau-Direction. 
Am  18.  Oktober  1844  erfolgte  die  Grunds tein leg ung.  Die  ganze 
Ausführung  steht  unter  der  Inspection  der  Militär-Commission  der 
Bundes-Versammlung  zu  Frankfurt  a.  M. 
Vergl :  M.  R  i  1 1 e  r  v.  X  y  1  a  n  d  e  r ,  das  Heerwesen  u.  s.  w.,  Supple- 
mentband,  S.  4. 
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CI. 

Beschlüsse  der  Bundes  -  Versammlung  vom  27. Fe- 
bruar 1832,  betreffend  die  stehenden  Brücken  Aber 
Gränzflüsse  des  Deutschen  Bundesgebietes.  | 

Separat-Protokoll  der  achten  Sitzung  vom  27. 
Februar  1832. 

Unter  allgemeiner  Zustimmung  zu  dem  Antrage  des  Bundes- 
tags-Ausschusses in  Militär-Angelegenheiten  wurde  j 

beschlossen: 
aus  Gründen  der  Sicherheit  des  Bundesgebietes  sollen  über 
Gränzflüsse,  welche  den  Deutschen  Bund  vom  Auslände  und 
von  Staaten  scheiden,*)  die  keinen  Bundesgliedern  angehören, 
keine  stehenden  Brücken,  ohne  vorgängige  Prü- 
fung Ihrer  Zulässigkeit  aus  dem  militärischen  Ge- 
sichtspunkte und  ohne  Zustimmung  des  Bundes,  an- 
gelegt werden. 

ä)  Vergl.  auch:  ).  L.  Kluber,  öffentliches  Recht  des  Teulschen 
Bundes  u.  s.  w.  (4.  Aufl.  1840)  S.  101 ,  102. 
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III. 


Vorträge  und  Beschlasse  der  Bunde s  Vers  am  m- 
lang,  betreffend  die  bürgerlichen  Rechte  und  Ver- 
fassungsverhältnisse der  israelitischen  Ge- 
meinde zu  Frankfurt  am  Main. 

A. 

Vortrag  des  Grossherzoglich  Mecklenburgischen 
Gesandten,  vom  16.  December  1816. 

Zwöirte  Sitzung  am  16.  December  1816.') 

Praesidium:  wolle  vernehmen,  ob  einige  der  Herren 
Gesandten  sich  über  die  Privat  -  Keclamationen  gutachtlich  zu 
äussern  geneigt  seyen? 

Der  Grossherzoglich  Mecklen b urg-Sch werin- 
und  Strelit  zische  Herr  Gesa  nd  te,  Freiherr  von  IM  es- 
sen: verlas  hierauf  einen  Vortrag  auf  die  von  der  israeli- 
tischen Gemeinde  zu  Frankfurt  am  Main,  Z.  38  des 
Einreichungs-Protokolies,  übergebene  Denkschrift, b)  ihre 
bürgerlichen  Rechte  und  Verfassungs- Verhältnisse 
betreffend,  worin  sich  dieselbe  beschwert,  dass  sie  von  der  freien 
Stadt  Frankfürt  in  ihren  wohlerworbenen  Rechten  gekränkt  und 
ausser  Besitz  gesetzt  worden  sey ;  daher  also  sich  den  Schutz 
der  Bundes- Versammlung  erbitte. 

Der  Herr  Referent  stellte  die  wesentlichsten  Momente  und 
Angaben  der  israelitischen  Gemeinde- Vorstellung  in  einer  Ueber- 
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sieht  zusammen ,  und  erwähnte ,  ihr  endlicher  Antrag  gehe  da- 
hin :  ,,dass  die  Frankfurter  israelitischen  Bürger  in  dem  vollen 
rechtliehen  Besitze  und  Genüsse  ihrer  von  dem  Grossherzoge  er- 
worbenen bürgerlichen  Rechte  unbeschränkt  belassen ,  die  seit- 
herigen Beschränkungen  aber  ohne  Aufschub  aurgehoben  wer- 
den ;  und  dass  ferner  in  der  Frankfurter  Constitution  dieses  ihr 
Bürgerrecht  bestätigend  aufzunehmen,  die  Constitution  selbst 
aber  hiernach  in  den  geeigneten  Stellen  zu  modifleiren  sey." 

Nach  einer  näheren  Beleuchtung  dieses  Antrages ,  und  der 
demselben  zum  Grunde  liegenden  Beschwerde ,  auch  Darstellung 
des  Erfordernisses  zu  ihrer  wirklichen  Entscheidung,  äussert 
der  Herr  Referent  die  Meinung,  dass  die  Bundes- Versammlung, 
im  Hinblicke  auf  die  von  den  Reclamanten  für  sich  aufgerufenen 
Artikel  XLV  und  XL  VI  der  Congress-Acte')  und  des  Artikels 
XVI  der  Deutschen  Bundes- Acte d),  sich  ohne  allen  Zweifel  ver- 
anlasst und  befügt  halten  könne ,  die  vorgebrachte  Beschwerde 
anzunehmen,  um  solche  unter  ihrer  leitenden  ßeschlussnahme 
zu  einer  rechtlichen  Entscheidung  zu  bringen.  Um  diese  aber 
in  gehöriger  Ordnung  herbeizuführen,  werde  unumgänglich  auch 
die  Stadt  Frankfurt  ihrer  Seits  mit  ihren  Einwendungen  und 
Gegengründen  noch  erst  zu  vernehmen  seyu. 

Der  Herr  Gesandte,  Freiherr  von  P 1  essen,  gab  vorläufig 
die  Fragen  an,  welche  nach  seinem  Dafürhalten  vorzüglich  in 
Betracht  zu  kommen  scheinen ,  und  zur  Erörterung  zu  bringen 
seyen;  nämlich:  1)  In  wiefern  die  Verordnungen  des  Grossher- 
zogs von  Frankfurt,  wodurch  der  hiesigen  Judenschaft  das  un- 
beschränkte Bürgerrecht  ertheiit  worden ,  sowohl  nach  der  da- 
maligen Verfassung  des  Staats  überhaupt,  als  auch  nach  den 
besonderen  Communalrechten  der  Stadt  auf  eine  gültige  und 
rechtsverbindliche  Weise  gegeben  worden ;  und  :  2)  In  wie  weit 
auch  in  diesem  angenommenen  Falle  noch  die  Stadt  Frankfurt 
unter  den  seitdem  veränderten  Umständen,  nach  Wiedererlangung 
Ihrer  Freiheit  und  eigenen  Verfassung,  an  die  Erfüllung  und 
Haltung  solcher  Verordnungen  der  vorigen  Regierung  und  der 
daraus  für  Dritte  erwachsenen  Ansprüche  gebunden  sey?  Erst 
dann,  wenn  sich  die  Stadt  hierüber  genügend  erklärt  habe,  werde 
sich  die  Anwendbarkeit  des  in  dem  Artikel  XVI  der  Bundes- Acte 
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ausgesprochenen  Grundsatzes  über  den  einstweiligen  Besitzstand 
ergeben. 

Wenn  auf  dieseWeise  die  Sache  gehörig  vorbereitet  und 
erörtert  worden  sey ,  dürfte  ein  Spruch  Hechtens  darin ,  auf  den 
Punkt  der  angebrachten  Reclamation  zu  erlassen  seyn. 

Bei  dieser  Veranlassung  leitete  der  Herr  Referent  die  Auf- 
merksamkeit auf  die  Betrachtung  über  die  Frage,  in  wie  weit  die 
Bundes-Versammlung  überhaupt  sich  für  geeignet  und  bestellt 
halten  dürfe,  in  ihrer  Mitte  Rechtssachen  zu  verhandeln,  recht- 
liche Erkenntnisse  zu  ertheilen  oder  selbst  eine  gerichtliche  In* 
stanz  zu  bilden?  Der  Herr  Gesandte  theilt  hierüber  seine  An- 
sichten umständlich  mit,  und  bemerkt,  dass,  weuu  die  Natur  der 
vorliegenden  Sache  diese  Betrachtung  herbeigeführt  habe,  sobald 
es  zu  einer  rechtlichen  Entscheidung  kommen  sollte,  es  indessen 
selbst  nach  der  In  der  Frankfurter  üonstitutions- Ergäuzungs- 
Acte  angedeuteten  Absicht  zu  erwarten  sey,  ob  solche  nicht  noch 
vermieden  werden  und  durch  die  von  der  Stadt  Frankfurt  zu  be- 
gehrende Erklärung  vielleicht  beide  Tbcile  veranlasst  werden 
möchten,  sich  gütlich  zu  vergleichen;  indem  versucht  werde, 
einen  billigen  IVIassslab  auszumitteln ,  nach  welchem  die  obge- 
dachten  Ansprüche  der  hiesigen  jüdischen  Gemeinde  bei  der  ein- 
getretenen Veränderung  der  Lage  und  Umstände,  mit  dem  jetzi- 
gen Zustande  und  den  Hechten  der  christlichen  Bürgerschaft  aus- 
geglichen und  die  gegenseitigen  Verhältnisse  mit  gehöriger  Be- 
rücksichtigung des  allgemeinen  Interesse  ftir  die  Zukunft  fest- 
gesetzt werden  könnten.  In  allen  diesen  Rücksichten  stimmt  der 
Herr  Referent  dahin : 

Dass  zuvörderst  von  der  angebrachten  Reclamalion  der 
israelitischen  Gemeinde  Mittheilung  an  die  freie 
StadtFrankrurt  ergehe,  um  sich  innerhalb  zu  bestim- 
mender Frist  darüber  hinlänglich  zu  äussern ,  damit  diese 
Besehwerde  gütlich  beseitigt,  oder  aber  zur,  gehörigen 
rechtlichen  Entscheidung  des  Bundestags  gestellt  werde. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung, Bd.  I ,  S.  170  u.  f. 

b)  Vergl:  Unterthäuigste  Denkschrift  der  israeliti- 
schen Gemeinde  zu  Frankfurt  a.  M.,  die  .bürgerliche n 
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Rechte  and  Verfassungs-Verhältnisse  derselben  betreffend, 
vom  4.  November  1816,  und 

Actenmässige  Darstellung  des  Bürgerrechts  der  Is- 
raeliten zu  Frankfurt  a.  M.  (zugleich  mit  der  Denkschrift  bei 
derBundes-Versammlung  eingereicht),  in  den: 

Nachträglichen  Actenstücken  der  Deutschen 
Bundes -Verhandlungen,  Bd.  1,  S.  113  u.  f. 

Gegenerklärung  desSenats  der  freien  Stadt  Frankfurt, 
vom  8.  Mai  1817,  in  den: 

Nachträglichen  Actenstücken  u.  s.  w. ,  Bd.  IV, 
S.  1  u.  f. 

Nachtrag  zur  Denkschrift  u.  s.  w. ,  vom  30.  Juni  1817. 

in  den : 

Nachträglichen  Actenstücken  u.  s.  w.,  Bd.  IV, 
S.  109  u.  f. ;  s.  auch:  Bd.  V,  S.  141  u.  f. 

L.  v.  Dresch,  über  die  Ansprüche  der  Juden  auf  das  Frankfurter 
Bürgerrecht,  Tübingen,  1817,  8. 

c)  Art.  XLVI:  „La  ville  de  Francfort,  avec  son  territoire, 
tel  qu'il  se  trouvoit  en  1803 ,  est  däclaree  libre ,  et  fera  partie  de  la 
Ligue  Germanique.  Ses  institutions  seront  basees  sur  le  principe 
d'une  parfaite  6galite"  des  droits  entre  les  differens  cultes  de  la  reli- 
gion  chraienne.  Cette  egalite  des  droits  s'etendra  a  tous  les  droits 
civils  et  politiques ,  et  sera  observee  dans  tous  les  rapports  du  Gou- 
vernement et  de  radministration." 

„Les  discussions  qui  pourront  s'elever,  soit  sur  rätablissemcnt 
de  la  Constitution,  soit  sur  son  maintien,  seront  du  ressort  de  la  Diele 
Germanique ,  et  ne  pourront  etre  decidees  que  par  eile." 

d)  „Die  Bundes- Versammlung  wird  in  Berathung  ziehen, 

wie  auf  eine  möglichst  übereinstimmende  Weise,  die  bürgerliche  Ver- 
besserung der  Bekenner  des  jüdischen  Glaubens  in  Deutschland  zu 
bewirken  sey ,  und  wie  insonderheit  denselben  der  Genuss  der  bür- 
gerlichen Rechte,  gegen  die  Uebernahme  aller  Bürgerpflichten,  in 
den  Bundesstaaten  verschafft  und  gesichert  werden  könne.  Jedoch 
werden  den  Bekennern  dieses  Glaubens,  bis  dahin,  die  denselben 
von  den  einzelnen  Bundesstaaten  bereits  eingeräumten  Rechte  er- 
halten.44 

Vergl.  auch:  J.  L.  Kl  über,  Uebersicht  der  diplomatischen  Ver- 
handlungen des  Wiener  Congresses,  S.  384  u.  f. ,  375—396. 
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J.  L.  Kl  über,  Acten  des  Wiener  Congresses  u.  s.w.  Bd.  II,  S.80, 
85,  115,  116,  365,  378,  387  ,  430,  440,  450,  456,  463,  471,  477, 
490  ,  501,  535  ,  542  ,  553,  Bd.  IV,  S.  53,  Bd.  VI,  S.  396, 
415,  417. 


B. 

Tortrag  und  Beschluss  der  Bundes- Versammlung  vom 

19.  December  1816. 

Dreizehnte  Sitzung  vom  19.  December  1816.') 

 Mecklenburg- Sch  wer  in  und  Mecklenburg- 

Strelitz:  Als  Referent  in  der  Reclamations-Sache  der  jüdischen 
Gemeinde  gegen  die  hiesige  Stadt,  darr  ich  zwar  glauben ,  mich 
hinlänglich  ausgesprochen  zu  haben,  um  die  rechtliche  Beschaffen- 
heit derselben  und  die  erforderliche  Begründung  zur  Entschei- 
dung des  Bundestags  darzustellen ,  nachdem  eine  überwiegende 
Majorität  bereits  für  die  Annahme  sich  erklärt  hat.  Da  indessen 
bei  dieser  Veranlassung  von  dem  Königlich  Baierischen  Herrn 
Gesandten  eine  Abstimmung b)  zu  Protokoll  gegeben  worden, 
die  nicht  nur  eine  abweichende  Meinung,  sondern  auch  Ansichten 
und  Grundsätze  aufstellt,  welche  den  Wirkungskreis  der  Bundes- 
versammlung vorerst  sehr  beschränken ,  und  ihre  Thätigkeit  auf 
eine  ungewisse  Zeit  hinaus  verschieben  würden ;  so  sehe  ich  es 
wie  meine  Pflicht  an ,  mich  hierüber  noch  weiter  zu  äussern. 

I.  Was  den  vorliegenden  Gegenstand  selbst  betrifft,  so 
finde  ich  die  aufgestellten  Zweifel  nicht  gegen  die  von  mir  ge- 
gebene Darstellung  und  hauptsächlich  nicht  gegen  dasjenige  Fun- 
dament gerichtet,  welches  die  Annahme  dieser  Reclamation  beim 
Bundestage  hinlänglich  begründet.  Wenn  nämlich  der  Schluss 
des  Artikels  XVI  der  Bundes -Acte  festsetzet:  „Dass  den  Be- 
kennen) des  Jüdischen  Glaubens  inzwischen,  die  denselben  von 
den  einzelnen  Bundesstaaten  bereits  eingeräumten  Rechte  erhal- 
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ten  werden  sollen;"  und  die  hiesige  Judenschafl  mir  ausdrück- 
lich auf  solchen  Rechtebesitz  und  um  dessen  Wiedereinsetzung 
klagt ,  so  nmss  doch  vor  Aliein  wohl  untersucht  oder  bestimuil 
werden ,  in  wie  fern  die  Verordnung  des  Grossherzoges  nach 
damaliger  Verfassung  des  Staate  und  den  städtischen  Conimunai- 
rechlcu  gültig  und  rechtmässig  gegeben  war,  und  inwieweit  die 
Stadt  auch  noch  bei  der  eingetretenen  Veränderung,  da  sie  nun 
ihre  Freiheit  und  eigene  Verfassung  wieder  erlangt  hat ,  darau 
gebunden  ist?  Oder  mit  anderen  Ausdrücken :  ob  die  Worte  des 
angezogenen  Artikels  XVI  „von  den  einzelnen  Bundesstaaten 
eingeräumt",  auf  die  Stadt  Frankfurt  wegen  der  desfallsigen 
Verordnung  der  vorigen  Grossherzoglichen  Regierung  Auwen- 
dung fludeu.  Entschieden  inuss  dies  doch  auf  irgend  eiue  Art 
werden,  wenn  überhaupt  ein  Rechtszustand  erhalten  werden 
soll.  Wer  anders  aber  als  der  Bundestag ,  nach  dessen  Consli- 
tuirung ,  kann  hierzu  belügt  seyn ;  wobei  es  noch  auf  die  Aus- 
legung und  Erfüllung  einer  Bestimmung  der  Bundes -Acte  an- 
kommt. Selbst  die  dessrallsigen  Verhandlungen  der  Minister  der 
vier  verbündeten  Mächte  mit  der  Stadl,  haben  bekanntlich  zur 
anerkannten  Zufriedenheit  der  letzteren  die  Entscheidung  dieser 
Angelegenheit  nur  an  den  Bundestag  verwiesen.  Die  Stadt  Frauk- 
flirt  selbst  kann  doch  über  diese  ihre  Verbindlichkeit  nicht  eine 
Entscheidung  Hillen.  Aber  zugleich  in  gewisser  Beziehung  mit 
ihrer  Constitution  steht  diese  Sache  immer,  wenn  die  Stadt  in 
ihrer  Verfassungs-Ergänzungs-Acte,  Artikel  VII,  sich  noch  eine 
anderweitige  Regulirung  der  bürgerlichen  Rechte  der  hiesigen 
Juden  vorbehalten  hat.  Die  Judenschaft  hat  bei  ihrer  Beschwerde 
deshalb  auch  auf  den  Artikel  XLVI  der  Congress-Acte  sich  be- 
rufen ,  und  die  Bestätigung  ihres  behaupteten  Bürgerrechte  in 
der  Frankfurter  Constitution  aufgenommen  zu  haben  verlaugt. 
Der  Referent  konnte  aber  bei  der  Jetzigen  noch  einseitigen  Dar- 
stellung lerselbcn ,  und  bei  der  vorläufigen  Einleitung  der  Sache 
noch  nicht  in  die  Beurtheilung  und  Anwendung  solcher  gesetz- 
lichen Bestimmungen  eingehen ,  die  zur  eigentlichen  Entschei- 
dung gehören,  ohne  zugleich  der  erst  zu  erwartenden  Erklärung 
der  Stadt  vorzugreifen,  und  den  Gesichtspunkt  im  Voraus  anzu- 
nehmen, als  ob  die  Judenschaft  einen  Theil  in  der  neuen  Consti- 
#,»tion  der  Stadt  ausmachen,  und  auch  staatebürgerliche  Rechte 
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hal>en  solle.  Nur  nach  den  Erörterungen,  welche  auch  von  Selten 

der  Orden  Stadt  vernommen  worden,  wird  sich  das  weitere  Ver- 
fahren bestimmen  lassen,  wenn  nicht  schon  durch  die  vorgeschla- 
gene Einleitung  eine  gütliche  Ausgleichung  bewirkt  werden 
dürfte.  Die  Stadt  Frankfurt  befindet  sich  dieserhalb  auch  noch 
nicht  in  einem  ungünstigeren  Verhältniss  als  Bundesmitglied, 
sondern  nur  in  einer  von  den  übrigen  Bundesstaaten  verschie- 
denen Lage,  wegen  der  vorigen  Grossherzoglichcn  Regierung. 

Es  scheint  mir  hierbei  einleuchtend ,  dass  es  nur  auf  das 
bereits  eingeräumte  Recht,  und  dessen  einstweilige  Erhaltung, 
aber  nicht  darauf  ankommen  kann,  wie  künftig  einst  die  bürger- 
liche Verbesserung  der  Bekenner  des  Jüdischen  Glaubens")  über- 
haupt in  Deutschland  auf  eine  möglichst  übereinstimmende  Weise 
i  schafft  und  gesichert  werden  könne;  welches  nach  dem  übri- 
gen Inhalte  des  Artikels  XVI  die  Bundesversammlung  noch  in 
B'Tathung  ziehen  soll.  Dieses  ward  durch  die  Stimmenmehrheit 
bei  Abfassung  der  Bundes-Acte  beschlossen.  In  dem  vorliegen- 
•ii'ii  Tille  handelt  es  sich  aber  nur  von  der  Frage:  in  wie  fern 
dta  freie  Stadt  Frankfurt  gehalten  seyn  kann,  den  Vertrag  zu 
erfÖllen ,  den  die  vorige  Grossherzogliche  Regierung  mit  der  Jü- 
dlschen  Gemeinde  abgeschlossen  hat? 

II.  Die  Compelenz- Bestimmung  der  Bundes-  Ver- 
sammlung überhaupt  und  deren  Form  ')  wird  nur  aus 
den  Grundgesetzen  und  den  organischen  Einrichtungen  des  Bun- 
des, Jedoch  im  richtigen  Zusammenhange  des  Ganzen,  aus  dem 
Inbegriffe  dieser  vollendeten  Gesetzgebung  sich  erst  ergeben. 
Allein  ich  zwei  Tele,  dass  ein  besonderes  organisches  Gesetz 
wisser  solchem  Zusammenhange  im  Voraus  über  die  Competenz 
des  Bundestages,  oder  über  die  Zulässigkeil  und  die  Art  der  bei 
dtMnst'lbni  anzubringenden  Beschwerden  und Reclamationen  etwas 
Positives  oder  auch  nur  Negatives  umfassend  festsetzen  könne. 
Wenn  die  Abfassung  der  Grundgesetze  und  die  organische  Ein- 
•WrtöDg  des  Bundes  nach  Anleitung  der  Bundes-Acte  ein  so 
w  i'iitiges  Werk  sind,  das  im  Kampfe  milden  mancherlei  Schwie- 
rigkeiten, erst  unter  reifer  Prüfung  allmälig  im  Laufe  der  Zeit 
W  begründen  dürfte,  so  wird  bis  zu  diesem  endlichen  Resultat 
die  Bundes-  Versammlung  doch  nicht  Anstand  nehmen  wollen, 
d^  ihr  zumTheil  in  der  Bundes-Acte  selbst  gemachten  Aufgaben, 
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und  die  gerechten  Erwartungen  zu  erfüllen,  sich  wirksam  zu 
zeigen ,  und ,  wie  der  Artikel  IV  der  Bundes- Acte  vorschreibt, 
die  Angelegenheiten  des  Bundes  zu  besorgen.  Zu  dem  Endzw  ecke 
wird  es  nur  von  ihr  abhängen,  für  ihre  eigene  Geschäftsverhand- 
lung die  nöthige  Form  zurBeftigniss  auszumitteln,  und  ein  Pro- 
visorium anzunehmen,  wobei  in  besondern  und  zwei  feihalten 
Fällen,  über  deren  Zulässigkeit,  durch  die  Stimmenmehrheit 
ebenso,  wie  bei  den  Wiener  Congressverhandlungen  und  den 
Beschlüssen  zur  Bundes-Acte  auch  dergleichen  Abstimmungen 
Statt  gefonden,  einstweilen  noch  ferner  entschieden  würde. 
Unter  dieser  Voraussetzung,  dass  sie  selbst  zu  beurtbeilen  hat, 
in  wie  weit  sie  einstweilen ,  bis  zur  vollendeten  Gesetzgebung 
beftigt  seyn  kann,  die  einzelnen  angebrachten  Sachen  auch  an- 
zunehmen und  zu  verhandeln,  wird  die  Bundes- Versammlung 
nur  mehrere  solche  Sachen  bisher  haben  abweisen  können,  in- 
dem auch  dazu  ebenfalls  Grundsätze  in  Anwendung  zu  bringen 
sind ,  wenn  nicht  eine  bloss  negative  Behörde  daraus  entstehen 
soll.  In  dieser  Rücksicht  also  dürften  auch  wohl  keine  consti- 
tutlonelle  Jura  singulorum  wirklich  eintreten  oder  behauptet 
werden  können. 

Es  fehlt  allerdings  zur  Zeit  dem  Bundestage  sonst  auch  noch 
an  Bestimmungen  über  sein  formelles  Verfahren ,  und  über  die 
Attribute  seines  auszuübenden  Richteramtes ;  allein  diese  blossen 
Formen  des  Verfahrens  werden  durch  weitere  organische  Be- 
stimmungen in  dem  Geschäftsgänge  des  Bundestages  zur  Ergän- 
zung seiner  demnächstigen  definitiven  Geschältsordnung  sieb 
sehr  leicht  und  bald  feststellen  lassen.  Und  es  Ist  auch  in  diesem 
Betrachte,  dass  ich  die  vorgekommene  Veranlassung  bei  meinem 
letzten  betreffenden  Vortrage  benutzt  habe,  um  dazu  einige  Vor- 
schläge zu  entwickeln ,  die  ich  zur  gefälligen  Berichterstattung 
empfehlen  möchte,  nur  um  dieBundes-Versammlung  in  den  Stand 
zu  setzen ,  die  zulässigen  Sachen  selbst  oder  unter  ihrer  Leitung 
zu  einer  endlichen  Entscheidung  zu  bringen. 

Praesidium:  Bei  vorliegender  entschiedener  Stimmen- 
mehrheit  für  den  Antrag  des  Herrn  Referenten  sey  der  Beschluss 
wörtlich  hiernach  abzufassen ,  daher 
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Bescbluss: 

Dass  zuvörderst  von  der  Reclamatlon  der  israeliti- 
schen Gemeinde  zu  Frankfürt  am  Main,  die  bürgerlichen 
Rechte  und  Verfassu ngs verhäl tn! sse  derselben  be- 
treffend, Mittheilung  an  den  Senat  der  freien  Stadt 
Frankfurt  ergehe,  um  sich  innerhalb  einer  Frist  von  zwei 
Monaten  darüber  hinlänglich  zu  äussern,  damit  diese  Beschwerde 
gütlich  beseitigt ,  oder  aber  zur  gehörigen  rechtlichen  Entschei- 
dung des  Bundestages  gebracht  werde. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  I,  S.  183  u.  f. 

b)  Diese  Abstimmung  ist  enthalten  in  dem  Protokolle 
der  12.  Sitzung  vom  16.  December  1  81 6;  die  übrigen  Ab- 
stimmungen erfolgten  in  derselben  und  in  der  13.  Sitzung 
vom  19.  December  1816. 

V'ergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes- Versamm- 
lung, Bd.  I,  S.  172—176,  183,  186,  187. 

c)  Auf  den  Antrag  des  Präsidiums  wurde  verabredet ,  die 
in  den  verschiedenen  Bundesstaaten  bestehenden  Gesetze,  in 
Ansehung  der  bürgerlichen  Verbesserung  der  Juden, 
zu  sammeln,  und,  als  Grundlage  zur  fernem  Bearbeitung  der  Frage, 
durch  eine  dieserhalb  von  der  Bundes- Versammlung  zu  ernennende 
Commission  zusammenstellen  zu  lassen.  Man  kam  ferner  (in 
der  neunzehnten  Sitzung  am  3.  August  1820)  überein,  den. 
Herrn  Bnndestags-Gesandten  von  Berg  zu  ersuchen,  die  in  diesem 
Betreffe  bereits  übernommene  Bemühung  fortzusetzen,  um  demnächst 
vorzutragen ,  was  bereits  eingegangen  sey,  und  was  noch  ermangele, 
damit  alsdann  zur  Wahl  der  mit  der  weiteren  Bearbeitung  dieses 
Gegenstandes  zu  beauftragenden  Commission  geschritten  werden 
könne. 

In  der  zwanzigsten  Sitzung  am  1  (f.  August  1820  legte 
der  Herr  Bundestags-Gesandte  von  Berg,  in  Folge  des  erhaltenen 
Aultrages ,  das  Verzeichniss  derjenigen  Bundesstaaten  vor ,  von  wel- 
chen bereits  die  Verordnungen  in  Betreff  der  Verhältnisse  der  Juden 
^gekommen,  worauf,  nach  Antrag  des  Präsidii,  die  betreffen- 
den Gesandschaften  übernahmen ,  ihre  allerhöchsten  und  höchsten 
Regierungen  zu  bitten ,  sie  mit  den  angemessenen  Nachrichten  und 
Behelfen  zu  versehen;  —  der  Herr  Bundestags -Gesandte  von  Berg 
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aber  wurde  ersucht,  die  Sammlung  aller  Verordnungen  und  Ansehe 
der  Regierungen  fortzusetzen. 
Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  B  uu  des -Versa  mm 
lung,  Bd.  IX,  S.  232,  272,  Bd.  XII,  S.  96.  , 
Zur  Bearbeitung  eines  Gutachtens  wurde  die  gfciacliti 
Conimission  (Graf  von  Buol-Schauenstein,  v.  Carlowiz 
v.Hammmerstein,  Freiherr  v.  Wangenheim,  Freiherr v.Biii 
tersdorff;  —  Stellvertreter:  Freiherr  v.  Are tin,  Graf  v.Eybn 
gewählt  in  der  27.  Sitzung  am  12  Juli  1821. 
Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bun des- Versamn 
lung,  Bd.  XII,  S.  195. 
d)  Vergl:  Commissions-Gutachten  über  die  prori* 
rische  Competenz- Bestimmung  der  Bundes-Versami 
lung,  nebst  Beschluss  darüber  vom  12.  Juni  1817. 
Vergl:  Diplomatisches  Archiv  u.s.w.  Tbl. II,  Abth.l,  S.5 
u.  f. ,  Nr.  XVIII. 


c. 

Vortrag  und  Beschluss  der  Bunde s-Tersamm lnagn 

14.  Juli  1817. 

Drei  und  vierzigste  Sitzung  am  14.  Juli  1817.* 
Der  Grossherzoglich  Mecklenburg-Schweril 
und  S trentzische  Herr  Gesandte  Freiherr  von  Plei 
sen  trägt  vor:  AuT  die  Reclamatiou  der  hiesigen  israeML*** 
Gemeinde ,  ihre  bürgerlichen  Rechte  und  Verfassung^  -  Verbal 
nisse  betreffend,  sey  von  dem  Senate  der  freien  Sta^ 
Frankfurt  eine  gedruckte  Gegenerklärung14;  zu  der« 
Widerlegung  de  praes.  den  9.  31ai  d.  J.  eingereicht  wordd 
Hiergegen  sey  nun  die  Jüdische  Gemeinde  unterm  30.  Ju' 
mit  einem  Nachtrage  )  zu  ihrer  ersten  Beschwcrdi 
sebrlft  bei  dem  Bundestage  eingekommen,  und  die  Stadt  Frank 
fürt  habe  sogleich  mittelst  einer  Eingabe  vom  1 .  dieses  dar»« 
augetrageu,  dass  man  ihr  die  nötbige  Zeil  vergönnen  mocM 
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um  zu  deren  weiteren  Widerlegung  auch  noch  einen  ebenmäs- 
sigen  Nachtrag  zu  übergeben. 

Von  diesem  Stand  der  Verhandlungen  sehe  der  Herr  Refe- 
rent sich  veranlasst,  der  Versammlung  die  Anzeige  zu  machen, 
und  seine  vorläufige  Meinung  gutachtlich  dahin  abzugehen: 

Dass  der  freien  Stadt  Frankfurt  bei  so  bewandter  Sache 
billig  ihre  schliessliche  Verteidigungsschrift  nicht  zu  ver- 
sagen ,  Jedoch  dabei  anzufügen  seyn  werde ,  dass  selbige 
innerhalb  acht  Wochen  eingereicht  seyn  müsste,  um  als- 
dann die  Verhandlung  zu  schliessen  und  durch  eine  an- 
gemessene Verfügung  des  Bundestags  diese  Sache  zur 
endlichen  Erledigung  und  Entscheidung  zu  bringen. 
Indem  die  Bundes- Versammlung  dies  bewilligen  würde, 
versiehe  es  sich  von  selbst,  und  werde  sie  von  ihrentwegen  mit 
Nachdruck  darauf  zu  halten  haben ,  dass  in  dieser  bei  ihr  anhän- 
gigen Sache,  weder  in  dem  dermaligen  Stande,  noch  im  Besitze, 
während  solcher  Zwischenzeit,  irgend  einseitige  Veränderungen 
oder  Störungen  nicht  vorgenommen  werden  dürfen. 

Einverstanden  mit  dem  Antrage  des  Herrn  Referenten, 
wurde  hierauf 

beschlossen : 
Dass  der  freien  Stadt  Frank  fort  bei  so  bewandten  Umstün- 
den billig  ihre  Verteidigungsschrift  nicht  zu  versagen,  jedoch 
derselben  anzufügen  sey,  dass  dieselbe  innerhalb  acht  Wochen 
eingereicht  seyn  müsse,  um  alsdann  die  Verhandlungen  zu 
schliessen  und  durch  eine  angemessene  Verfügung  des  Bundes- 
tages diese  Sache  zur  endlichen  Erledigung  und  Entscheidung  zu 
bringen:  Indem  die  Bundes- Versammlung  dieses  bewillige,  ver- 
slebe es  sich  Jedoch  von  selbst,  und  sie  werde  von  ihrentwegen 
mit  Nachdruck  darauf  halten,  dass  in  dieser  bei  ihr  anhängigen 
Sache,  weder  in  dem  dermaligen  Stande,  noch  im  Besitze,  wäh- 
rend solcher  Zwischenzeit,  irgend  einseitige  Veränderungen  oder 
Störungen  nicht  vorgenommen  werden  dürfen. 

a)  Vcrgl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes  -Ver- 
sammlung ,  Bd.  III,  S.  438  ,  439. 
tyVergh  Litt.  A,  Note  b. 
c)  Vergh  Litt.  A,  Note  b. 


Digitized  by  Google 


f>4() 


D. 

Vortrag  und  Beschluss  der  Bundesversammlung  vom 

10.  September  1818. 

Sechs  und  vierzigste  Sitzung  am  10.  September 
1818.') 

Der  Grossherzoglich  Mecklenburgische  Herr 
Gesandte,  Freiherr  von  Plessen:  erstattet  Vortrag  über 
die  Beschwerde  der  israelitischen  Gemeinde  zu  Frankfurt  am 
Main ,  die  bürgerlichen  Rechte  und  Verfassungsverhältnisse  der- 
selben betreffend ,  unter  Vorlage  der  neuesten  Eingaben ,  Zahl 
175  ,  231 ,  232  ,  278  ,  292  ,  322  vorigen  Jahres. 

Der  Herr  Referent  entwickelt ,  nach  vollständig  ausgehobe- 
nem Aktenauszuge,  die  Wichtigkeit  der  von  jeder  Seite  ausge- 
führten Gründe,  und  die  Schwierigkeit,  welche  eintreten  müsste, 
wenn  diese  Streitsache  bloss  auf  dem  rechtlichen  Wege,  und 
nicht  zugleich  in  politischer  Hinsicht,  erlediget  werden  sollte. 
Nachdem  derselbe  den  eigentlichen  Standpunkt  der  Sache  ange- 
geben und  durch  die  bisher  gewechselten  Schriften  und  Verhand- 
lungen erprobte,  dass,  ungeachtet  der  verlängerteu  Fristen  und 
des  aufgeschobenen  Verfahrens,  eine  Ausgleichung  unter  bei- 
den T  Ii  eilen  allein  und  ohne  kräftige  Einwirkung  nicht  zu  er- 
reichen seyn  dürfte,  auch  das  in  der  städtischen  Constitution 
vorbehaltene  ergänzende  Regulativ  über  die  der  Judenschaft  zu 
ertheilenden  bürgerlichen  Rechte  noch  immer  nicht  zu  Stande 
gebracht  werden  könnte;  so  machte  derselbe  den  Antrag,  mit 
Verwerfung  der  von  der  freien  Stadt  Frankfurt  gegen  die  Com- 
petenz  des  Bundestages  versuchten  Einwendungen,  nunmehr  dem 
Beschlüsse  vom  19.  December  1816  die  weitere  Folge  zu  geben. 
Zu  diesem  Ende  schlug  der  Herr  Referent  vor,  dass  der  Bundes- 
tag aus  seiner  Mitte  eine  Commission  von  drei  oder  fünf  Mit- 
gliedern bestelle,  um  diese  Beschwerde  auf  dem  Wege  der  Güte 
und  der  Billigkeit  auszugleichen ,  nötigenfalls  auch  diejenigen 
Punkte,  worüber  man  sich  nicht  vereinbaren  könne,  zu  einer 
erledigenden  Entscheidung  vorzubereiten,  und  solches  demnächst 
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der  Bundes- Versammlung  zur  Genehmigung  und  Beschlussnahme 
vorzulegen.  Der  Senat  der  freien  Stadt  Frankfürt  würde  zu  er- 
suchen seyn,  für  diese  Verhandlung  ein  paarDeputirte  aus  seiner 
Mitte  zu  ernennen  und  der  Commission  eine  bestimmte  Angabe 
von  denjenigen  privatbürgerlichen  Rechten  zu  machen ,  welche, 
als  vereinbarlich  mit  der  Verfassung,  den  Einrichtungen  und  dem 
Gemeinwohl  der  freien  Stadt,  der  hiesigen  Jüdischen  Gemeinde 
zugestanden  werden  könnten ,  und  worüber  alsdann  weiter  von 
der  Commission  au r  geeignetem  Wege  zu  verhandeln  wäre.  In 
dieser  Zwischenzeit  aber,  würde  der  Besitzstand  strenge  aufrecht 
zu  halten  seyn ,  und  die  Betheiligten  sich  erforderlichen  Falls 
deshalb  unmittelbar  an  die  Commission  wenden  dürfen. 

Der  Vortrag  wurde  loco  dictaturae  drucken  zu  lassen,  und 
dem  Protokolle  unter  Zahl  27  beizufügen  beschlossen. 

Sämmtliche  Stimmen  vereinigten  sich  in  dem  Antrage  auf 
eine  Commission  von  fünf  Mitgliedern ,  zur  gütlichen  Ausglei- 
chung dieser  Angelegenheit,  wobei  sich  mehrere  Stimmen  ihre 
nähere  Aeusserung  vorbehielten,  und  der  Herr  Gesandte  der 
freien  Städte,  Senator  Smidt,  insbesondere  zu  Protokoll  gab: 
Ohne  mich  auf  den  Vortrag  überhaupt  und  auf  die  darin  an- 
gegebenen Motive  einzulassen,  und  unter  Vorbehalt  weiterer 
Erklärung  darüber,  stimme  Ich  der  Ernennung  einer  Commission 
der  Bundes- Versammlung  zur  Beförderung  einer  zweckmässigen 
Erledigung  dieser  Angelegenheit  bei. 

Es  wurde  hieraur  zur  W  a  h  1  •  der  C  o  m  m  i  s  s  1  o  n  geschrit- 
ten, welche  auf  die  Herren  Bundestagsgesandten : 

Grafen  von  Buol-Schauenstein, 

Grafen  von  der  Goltz, 

Herrn  von  Martens, 

Freiherrn  von  Wangenh eim  und 

Freiherrn  von  Plessen, 
ausfiel  j  daher 

Beschluss: 

Üass  die  Bundes- Versammlung  unter  Verwerfung  der  von 
der  freien  Stadt  Frankfurt  gegen  ihre  Competenz  versuchten  Ein- 
sendungen, aus  ihrer  Mitte  eine  Commission,  bestehend  aus 
^n  Herren  Gesandten :  Grafen  von  Buol-Schauenstein, 

Grafen  von  der  Goltz,  Herrn  von  Martens,  Freiherrn  von 
III.  4l 
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Wangcnhelm  und  Frcfoerni  von  Plessen,  ernenne,  um 
diese  Beschwerde  aur  dem  Wege  der  Güte  und  Billigkeit  auszu- 
gleichen,  nö'thigen falls  auch  diejenigen  Punkte,  worüber  man 
sich  nicht  vereinbaren  .können ,  zu  einer  erledigenden  Entschei- 
dung vorzubereiten,  und  solches  demnächst  der  Bundes- Versamm- 
lung zur  Genehmigung  und  Beschlussnahme  vorzulegen.  Der 
Sena  t  der  freien  Stadt  sey  zu  ersuchen ,  fiir  diese  Verhandlung 
ein  paar  Deputirte  aus  seiner  Mitte  zu  ernennen,  und 
der  Commission  eine  bestimmte  Angabe  von  denjenigen  privat- 
bürgerlichen  Rechten  zu  machen ,  welche ,  als  vereinbarllch  mit 
der  Verfassung,  den  Einrichtungen  und  dem  Gemein  wühle  der 
freien  Stadt,  der  hiesigen  jüdischen  Gemeinde  zugestanden  wer- 
den könnten ,  und  worüber  alsdann  weiter  von  der  Commission 
auf  geeignetem  Wege  zu  verhandeln  wäre.  In  dieser  Zwischen- 
zeit aber  sey  der  Besitzstand  strenge  aufrecht  zu  halten,  und  die 
Betheiligten  dürften  sich  erforderlichen  Falls  deshalb  unmittelbar 
an  die  Commission  wenden. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes- Ver- 
sammlung, Bd.  VI,  S.  170  u.  f.,  Bd.  X,  S.  259,  Bd.  XII,  S.  95. 
Bd.  XVI,  S.  16. 

In  der  neunzehnten  Sitzung  am  3.  Juli  1823  erstattete 
der  Grossherzoglich  und  Herzoglich  Sächsische  Ge- 
sandte, Graf  von  Beust,  Vortrag  über  die  Beschwerde  der 
Geschwister  Levi  zu  Frankfurt  gegen  den  Senat  dieser 
freien  Stadt,  wegen  wiederholt  angedroheter  Auswei- 
sung aus  dem  städtischen  Bezirke.  Da  die  Geschwister  Levi, 
wie  dargethan  worden ,  nie  in  einem  Gemeinde-  oder  Judenschutz- 
verbande  zu  Frankfurt  gestanden ,  sondern  sich  daselbst  nur  als  so- 
genannte Permissionisten  aurgehalten,  wie  auch  ferner  gestattet  wer- 
den sollte,  sie  aber  auf  völlige  Aufnahme  als  Schutzjuden  bestanden: 
so  wurden  sie,  mit  Rücksicht  auf  obigen  Beschluss  der  Bundes-Ver- 
sa  mm  hing,  mit  dieser  Beschwerde  durch  Beschluss  in  der  19. 
Sitzung  am  3.  Juli  1823  abgewiesen. 
Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versaram- 
lung,  Bd.  XV,  S.381  u.  f. 
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Beschlags  der  Bundes- Versammlung  vom  26.  August 
1824,  betreffend  die  Genehmigung  des  Entwurfes  eines  die 
bürgerlichen  Rechte  der  israelitischen  Gemeinde  zu 
Frankfurt  amlain  bestimmenden  und  die  Beschwerde 
derselben  erledigenden  Gesetzes. 

Sechs  und  zwanzigste  Sitzung  am  26.  August 
1824.') 

Praesidium:  machte  den  Antrag,  den  in  der  heutigen 
Sitzung  gefassten  ßeschhiss  über  die  Reclamation  der  israeliti- 
schen Gemeinde  zu  Frankflirt  a.  M.,  die  bürgerlichen  Rechte  und 
Verfassungsverhältnissc  derselben  betreffend ,  in  das  offene  Pro- 
tokoll niederzulegen ,  nachdem  der  Vortrag  und  die  Berathung 
hierüber  in  ein  Separat-Protokoll  aufgenommen  worden  seyen. 

Sämmtliche  Gesandtschaften  waren  damit  einver- 
standen. 

Beschluss: 

1)  Dass  die  Bundes- Versammlung  den  ihr  durch  den  eigends 
bestellten  Bundestags-Ausschuss  vorgelegten  Gesetz- 
entwurf genehmige,  von  dem  Senate  der  freien 
Stadt  Frankfurt  die  Erlassung  des  Gesetzes  nach 
dem  Wortlaute  des  mitfolgenden  Entwurfes  ver- 
trauensvoll erwarte,  und  die  israelitische  Gemeinde 
hierauf,  als  auf  ein  billiges,  ihre  bürgerlichen  Rechte 
bestimmendes,  und  ihre  Beschwerde  erledigendes 
Regulativ,  verweise;  übrigens  aber  die  Aufhebung  der  Inhi- 
bition zur  Zahlung  des  Restes  der  Ablösungsgelder  voraussetze ; 

2)  Dass  von  diesem  Beschlüsse  die  israelitische  Gemeinde  zu 
verständigen  sey. 
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Entwarf  eines  Gesetzes 
der  freien  Stadt  Frankfurt  am  Main. 

Artikel  I. 

Alle  in  hiesiger  Stadt  gegenwärtig  sesshafte  israelitische 
Familien  und  Individuen,  nebst  deren  ehelichen  Nachkommen, 
stehen  als  israelitische  Bürger  in  dem  Staatsunterthanenrecbte 
der  freien  Stadt  Frankfurt. 

Sie  können  zwar,  indem  sie  von  der  unmittelbaren  und  mit- 
telbaren Verwaltung  des  Staates  und  der  christlichen  Gemeinde 
ausgeschlossen  bleiben,  des  vollen  Staatsbürgerrechtes  nicht  theil- 
haftig  werden ,  und  behalten  daher  auch  in  ihrer  Eigenschaft  als 
israelitische  Bürger,  neben  der  ungestörten  Ausübung  ihrer  Re- 
ligion, ihre  eigene  Gemeindeverfassung;  jedoch  werden  sie  in 
allen  Gewerbs-  und  Abgabe-,  so  wie  in  allen  privatbürgerlichen 
Beziehungen  mit  den  Bürgern  hiesiger  Stadt  gleich  behandelt,  in 
so  fern  diese  Beziehungen  durch  gegenwärtiges  Gesetz  (wodurch 
alie  frühere  desfallsige  gesetzliche  Bestimmungen ,  die  sich  nicht 
auf  den  Cultus  und  die  Verschiedenheit  der  Religion  gründen, 
ausdrücklich  und  für  immer  aurgehoben  werden)  keine  besoo- 
dern  Modiflcationen  erhalten  haben. 

Artikel  *. 

Wer  von  hiesigen  israelitischen  Bürgern  ehelich  geboren 
oder  mit  Einwilligung  der  Obrigkeit  als  israelitischer  Bürger  in's 
Unterthanenrecht  aufgenommen  ist,  kann,  unter  den  im  gegen- 
wärtigen Gesetze  enthaltenen  näheren  Bestimmungen ,  und  nach 
den,  auch  für  die  Christen  bestehenden  Vorschriften,  Jede  Art 
von  bürgerlichem  Geschäfte,  Gewerbe  und  Handthierung  treiben 

Artikel  3. 

Es  sollen  jährlich  nicht  mehr  als  flinfcehn  israelitischen  Ehen 
geschlossen  werden ,  jedoch  darunter  zwei  sich  befinden  dürfen, 
bei  welchen  die  Frau  oder  der  Mann  fremd  ist.  Wenn  jedoch  in 
einem  Jahre  diese  Zahl  nicht  erreicht  wird,  so  kann  die  fehlende 
Anzahl  auf  die  nachfolgenden  Jahre  übertragen  werden. 
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Artikel  4. 

Neben  der  Uebernahme  der  gesetzlichen  öffentlichen  und  an 
die  Gemeinde  zu  entrichtenden  Gelder  und  Abgaben ,  muss  ein 
hiesiger  israelitischer  Bürger,  um  die  Bewilligung  zur  Ehe  zu 
erhalten,  die  hinlängliche  Fähigkeit,  eine  Familie  ernähren  zu 
können,  gehörig  nachweisen. 

Artikel  5. 

Allen  denjenigen  Verpflichtungen,  welchen  die  Christen  hin- 
sichtlich der  Betreibung  einer  Handlung,  eines  Handwerks  oder 
sonstigen  Gewerbes  unterworfen  sind,  unterliegen  auch  die  israe- 
litischen Bürger. 

Artikel  O. 

Wenn  ein  Jude  sich  dahier  als  Handelsmann  niederlassen 
will,  so  muss  er  durch  vollgültige  Zeugnisse  erweisen ,  dass  er 
die  Handlung,  von  dem  auch  bei  Christen  gewöhnlichen  Alter 
von  fünfzehn  Jahren  angerechnet,  wenigstens  drei  Jahre  lang 
ordentlich  erlernt,  und  sich  die  dazu  erforderlichen  Kenntnisse 
eigen  gemacht,  auch  nach  dieser  Zeit,  wenn  nicht  hierüber  vom 
Senate  in  einzelnen  Fällen  dispensirt  wird,  wenigstens  vier  Jahre 
in  einem  hiesigen  oder  zwei  Jahre  in  einem  auswärtigen  christ- 
lichen oder  jüdischen  Handelshause  als  Handlungs-Commis  ge- 
dient haben. 

Artikel  *. 

Den  israelitischen  Handelsleuten  ist  wie  den  christlichen  er- 
laubt, Fabriken  und  Manufakturen  von  Jeder  Gattung  Waaren 
dahier  anzulegen ,  Jedoch  dürfen  solche,  wie  bei  diesen,  nicht  in 
den  Nahrungs-  und  Erwerbszweig  der  hiesigen  Handwerker  ein- 
greifen. In  diesen  Fabriken  und  Manufakturen  dürfen  keine 
Handwerker  aufgenommen  —  und,  nach  Ablauf  der  ersten  zehn 
Jaure,  künftig  christliche  Arbeiter  nur  nach  vorheriger  Dispen- 
sation des  Senats  in  besondern  dazu  geeigneten  Fällen,  gebraucht 
werden. 

Artikel  ft. 

Den  als  Handelsleuten  aufgenommenen  israelitischen  Bür- 
gern ist  Jede  Gattung  des  Handels  und  der  Hülfsgeschäfle  des 
Handels ,  ebenso  wie  den  Christen  erlaubt ,  mit  alleiniger  Aus- 
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nähme  des  Handels  mit  Brennholz,  Frucht,  Fourage  und  Mehl 
worunter  jedoch  der  Kleinhandel  mit  Mehl ,  durch  dazu  mtst 
nommene  Mehlhändler,  nicht  verstanden  wird. 


Die  Jetzt  vorhandene  Zahl  der  israelitischen  Waaren  -  wi 
Kleinhändler  soll  von  einem  Jahre  zum  andern  nicht  über  du 
Verhältniss  ihrer  gegenwärtigen  Population  zur  künftigen  vtij 
mehrt  werden  können ,  jedoch  in  den  nächsten  Jahren ,  wo  di 
israelitischen  Bürger  bei  Hand  werken  und  andern  Gewerben  noc 
nicht  ihr  gehöriges  Unterkommen  finden,  eine  billige  Ausdehnt 
Stau  finden. 

Artikel  IO. 

Zur  Erlernung  und  Betreibung  der  Handwerke  sollen 
Kinder  der  israelitischen  Bürger  ebenfalls,  unter  nachfolgende! 
Bestimmungen ,  ermächtigt  werden :  i 

a)  Ein  Jüdischer  Lehrling  muss  von  hiesigen  israelitischen  Büf! 
gern  ehelich  geboren  seyn  und  das  14.  Lebensjahr  zuröcfc 
gelegt  haben. 

b)  Derselbe  ist  zwar  in  Hinsicht  der  nach  den  Artikeln  eine 
jeden  Handwerkes  erforderlichen  Lehrjahre  den  christliche! 
Lehrlingen  gleich  zu  hallen ;  dafern  derselbe  aber  bei  eine« 
christlichen  Meister  in  die  Lehre  gegangen  ist,  und  nid| 
erweislich  am  jüdischen  Sabbath  gleich  den  christlichen 
arbeitet  hat,  so  muss  er  ein  Jahr  länger  in  der  Lehre  stehd 

c)  Eben  dieser  Unterschied  tritt  in  Ansehung  der  Zahl  « 
Wanderjahre  ein. 

d)  Es  steht  den  israelitischen  Bürgern  frei,  in  dem  Falle,  das! 
ein  jüdischer  Lehrling  in  einem  von  ihm  erwählten  Hand 
werke  bei  einem  hiesigen  Handwerker  erweislich  nicht  UBi 
tergebrachl  werden  könnte,  ihre  Kinder  auch  an  andere 
Orten  bei  christlichen  oder  jüdischen  Meistern  dieses  Hand- 
werks in  die  Lehre  zu  geben,  und  sollen  denselben  ihre  in 
der  Fremde  bestandenen  Lehrjahre  bei  ihrem  künftigen  Fort- 
kommen eben  so  angerechnet  werden ,  als  wenn  sie  selbig 
bei  einem  hiesigen  Meister  bestanden  hätten. 
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Artikel  11. 

Ein  israelitischer  Handwerksmeister  hat,  so  viel  den  eigeuen 
Beirieb  seiner  Profession  betrifft,  alle  Rechte  eines  christlichen 
Handwerksmeisters.  Er  darr  jedoch,  bei  Verlust  des  resp.  Meister- 
und  Handwerksrechts,  so  wenig  in  eine  Societät  mit  einem  christ- 
lichen Meister  treten,  als  mit  solcher  Arbeit,  welche  er  nicht 
selbst  verfertigt  hat,  oder  mit  rohen  Materialien  handeln.  Auch 
darf  der  Jüdische  Handwerksmeister  künftig  sein  Handwerk  nur 
mit  jüdischen  Gehülfen  treiben,  und  nur  Ausnahmsweise  ist, 
während  der  nächsten  sechs  Jahre ,  Jedem  Jüdischen  Meister  er- 
laubt, so  viel  Jahre  hindurch  mit  christlichen  Gesellen  zu  arbei- 
ten ,  als  nach  den  Gesetzen  seines  Handwerks  dazu  gehören,  da- 
mit ein  Lehrjunge  das  Meisterrecht  gewinnen  könne. 

Artikel  lt. 

Für  ein  und  dasselbe  Handwerk  können  zu  gleicher  Zeit  nie 
mehr  israelitische  Handwerksmeister  aufgenommen  werden ,  als 
dem  Verhältnisse  der  ftir  das  nämliche  Handwerk  vorhandenen 
christlichen  Meisterstellen,  mit  Berücksichtigung  der  israeliti- 
schen Population  zu  der  christlichen ,  angemessen  ist. 

Artikel  18. 

Wenn  die  Wittwe  eines  jüdischen  Handwerksmeisters  das 
Handwerk  ihres  verstorbenen  Ehemannes  fortsetzen  will,  so 
kann  dieses,  mit  Berücksichtigung  der  im  Artikel  11  enthaltenen 
interimistischen  Bestimmung,  künaig  nur  mit  jüdischen  Gehül- 
fen  geschehen. 

Artikel  14. 

Will  sich  eine  solche  Wittwe  wieder  verehelichen  und  ihrem 
Ehemanne  das  Handwerk  zubringen ,  so  sind  die  obigen  Bestim- 
mungen auch  auf  Letztere  anwendbar. 

Artikel  15. 

Den  israelitischen  Bürgern  wird  das  Hecht,  in  der  Stadt  und 
deren  Umgebungen  Häuser  und  Gärten  eigen thümlich  zu  erwerben, 
auch  in  den  Häusern  der  Stadl  Läden  und  Gewölbe  zu  miethen, 
und  offene  Läden  zu  halten,  unter  nachfolgenden  Ausnahmen 
und  Beschränkungen  eingeräumt : 
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a)  dass  ein  Jeder  Familienvater  oder  selbstständiger  Jude 
ein  Haus  und  einen  Garten  zu  kaufen  oder  eigenUiuffllki: 
zu  besitzen  berechtigt  sey ; 

b)  dass  ein  Jeder  israelitischer  Familienvater  oder  selbstän- 
diger Israelit  in  Jedem  Theile  der  Stadt  sich  eine  Wohumg 
(jedoch  nur  zum  Behufe  der  eigenen  Bewohnung  derselben 
mit  seiner  Familie)  mielhen  dürfe. 

Artikel  IG. 

Bei  der  Obliegenheit  der  israelitischen  Gemeinde,  fiir  Äre 
Gemelndelasten  Sorge  zu  tragen ,  bleibt  ihrem  Vorstande  über- 
lassen, unter  obrigkeitlicher  Aufsicht,  für  die  Armen-  und  Kran- 
kenpflege ihrer  Glaubensgenossen  zweckdienliche  Massregeln  m 
trefifen. 

Die  Aufnahme  des  etwa  in  den  Diensten  eines  hiesige» 
Israeliten  stehenden  christlichen  Gesindes  in  die  hiesigen  christ- 
lichen Krankenhospitäler,  hat,  nach  Massgabe  deren  Stillung* 
Urkunden  und  Ordnungen ,  nicht  anders  als  gegen  eine,  in 
einzelnen  Falle  zuvor  zu  vergleichende,  von  dem  Dienst 
oder  sonst  zu  leistende  Vergütung,  es  sey  an  Capital  oder 
llchem  Beitrage ,  Statt. 

Die  zur  Ausführung  und  Aufrechthaltung  dieses  Gesetz« 
erforderlichen  Verfügungen  werden  in  besonderen  Verordnungen 
nachfolgen. 

Gleichwie  vorstehende  gesetzliche  Bestimmungen  auf  die» 
dem  Inhalte  der  Deutschen  Bundes -Acte  entsprechende  und  nrtt 
dem  Gemeinwohl  in  Einklang  stehende,  bürgerliche  Verbesserun? 
der  hiesigen  Einwohner  israelitischen  Glaubens  abzwecken,  so 
bleiben  eben  so  wohl  die  Verfügungen ,  welche  von  der  hohen 
Blindes- Versammlung  in  BetrefT  der  Judenschaft  lürganz  Deutsch- 
land In  der  Folge  noch  gelroiTen  werden  könnten ,  als  auch  der 
Gesetzgebung  hiesiger  Stadl,  alle,  auf  die  bürgerliche  Verbesse- 
rung hiesiger  Judenschaft,  so  wie  auf  das  hiesige  Gemeinwohl 
gerichtete  und  den  Verhältnissen  hiesigen  Freistaats  zu  W 
Deutschen  Bunde  angemessene  fernere  Verfügungen,  welche  je- 
doch in  keinem  Falle  den  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Ge- 
setzes, in  so  fern  sie  der  Judenschail  günstig  sind,)  derogires 
sollen ,  ausdrücklich  vorbehalten. 
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a)  Vcrgl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundcs-Ver- 
sammlung,  Bd.  XVI,  S.  172  u.  f. 

• 

la  der  zehnten  Sitz ung  am  15.  März  1821  erstattete  der 
Königlich  Baierisch e  Bundestags-Gesandte,  Freiherr 
von  Aretin,  Vortrag  über  die  „Denkschrift  der  israeliti- 
schen Gemeinde  zu  Lübeck14,  worin  dieselbe 

„auf  baldige  Vollziehung  des  XVI.  Artikels  der 
Bundes-Acte,  und,  bis  zum  Ausgange  der  Verhandlungen 
über  die  Angelegenheiten  der  jüdischen  Glaubensgenossen  in 
Deutschland ,  auf  geeignete  Verwendung  zuihrenGun- 
sten  bei  der  Freien  Stadt  Lübeck44 
antrug.  Es  heisst  in  jenem  V  ortrage  u.  a. : 

„Die  Reclamanten ,  welche  keineswegs  die  Fortdauer  der  unter 
französischer  Herrschafl  ihnen  zu  Theil  gewordenen  Verleihung  des 
vollen  Bürgerrechts  in  Anspruch  nehmen  zu  wollen  behaupten ,  son- 
dern nur  verlangen ,  dass ,  bis  zur  allgemeinen  Feststellung  der  bür- 
gerlichen Verhältnisse  der  Juden  in  allen  Bundesstaaten ,  ihr  Besitz- 
stand ,  wie  er  zur  Zeit  der  Errichtung  der  Bundes-Acte  bestand ,  ina- 
outenirt  werden  möge,  halten  sich  aber  durch  die  ergriffenen  strengen 
Massregeln,  wodurch  ihnen  jeder  Handelsbetrieb  gesperrt,  und  eine 
gänzliche  Vertreibung  aus  den  Ringmauern  der  Stadt  angedrohet  wor- 
den, gekränkt"  u.  s.  w. 

Auf  die  demnächst  erfolgte  Ae usser ung  des  Bundestags- 
Gesandte  n  der  freien  Städte,  wurde  einhellig 

beschlossen: 

Man  sehe  der  zugesicherten  Erklärung  der  freien  Stadt  Lübeck  bal- 
digst entgegen ,  und  finde  sich  durch  die  vorläufige  Aeusserung  des 
Herrn  Bundestags-Gesandten  in  der  Zuversicht  bestärkt,  dass  dem 
XVI.  Artikel  der  Bundes-Acte  nicht  entgegen  gehandelt  werde. 
Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes- Versamm- 
lung, Bd.  XI,  S.  111  u.  f. 
In  der  ein  und  zwanzigsten  Sitzung  am  30.  Mai  1821 
erstattete  die  Gesandschaft  der  freien  Städte  eine  ausführ- 
liche Erklärung  der  freien  Stadt  Lübeck  auf  die  D e  n  k s c h  r i f t, 
„welche  von  den , in  dieserStadtsich  jetztaufhaltenden, 
zu  der  israelitischen  Gemeinde  in  Moisling  gehören- 
den Juden,  der  hohen  Bundes- Versammlung  eingereicht  worden 
»st."  Es  werden  in  dieser  Erklärung  die  in  der  gedachten  DeukscbrUl 
angerührten  Störungen  im  Besitzstande  und  sonstigen  Beschwerden 
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Üicüs  in  Abrede  gestellt ,  theils  als  notwendige  Massregeln  gerechl- 
fertigt.  Am  Sclilusse  heisst  es  in  derselben : 

§.  30.  „Man  darf  also ,  nach  allen  im  Vorstehenden  ent halten*  n 
Ausfuhrungen ,  zuversichtsvoll  erwarten ,  dass  die  Beschwerde  der 
nach  Moisling  gehörenden  Israeliten,  mit  dem  Antrage,  eine  geeignete 
Verwendung  bei  der  freien  Stadl  Lübeck  eintreten  zu  lassen,  von  der 
hohen  Bundes- Versammlung ,  als  an  sich  ungegründet,  und  zu  Ihrer 
Competenz  nicht  geeignet,  ganz  werde  zurückgewiesen  werden.  Es 
wird  nicht  unbeherzigt  bleiben  können ,  dass  die  Aufnahme  von  Ein- 
wohnern und  Schutzverwandten,  lediglich  Sache  der  innern  Verwal- 
tung jeder  Regierung  eines  Bundesstaates ,  nur  allein  dessen  selbst- 
ständigen Anordnungen  zu  überlassen ,  und  dass  vorliegend  gar  nicht 
davon  die  Rede  sey,  die  Moisiinger  Juden  überhaupt  heimatblos 
zu  machen,  und  andern  Bundesstaaten  zuzuführen  ,  sondern  nur  da- 
von, dass  sie  ihren  vorigen  Woh  nort  im  Lübeckischen  Gebiete, 
unter  allen  früheren  Begünstigungen ,  wieder  beziehen." 

„Nach  Vorschrift  des  LIU.  Artikels  der  Wiener  Sehl uss-Acte  (15. 
Mai  1820)  soll  die  durch  die  Hundes- Acte  garantirte  Unabhängigkeit 
im  Allgemeinen  jede  Einwirkung  des  Bundes  in  die  innere  Staatsein- 
richtung und  Staatsverwaltung  der  Bundesstaaten  ausschliessen.  Nur 
alsdann,  wenn  sich  aus  hinreichend  begründeten  Anzeigen 
der  Betheiligten  ergiebt ,  dass  die  Erfüllung  der  Verbindlichkeiten, 
welche  die  Bundesglieder  in  den  besondern  Bestimmungen  des  zwei- 
ten Abschnitts  der  Bundes-Acte  übernommen  haben,  nicht  Statt 
gefunden],  liegt  der  Bundes- Versammlung  ob ,  solche  Erfüllung  zu 
bewirken.  Da  sich  nun  aus  allem  Angeführten  zur  Genüge  darlegen 
wird,  dass  den  nach  Moisling  gehörenden  Juden  die  von  der  »freien 
Stadt  Lübeck  ihnen  eingeräumten  Rechte  erhalten  sind,  und  erhalten 
bleiben  sollen ,  folglich  dieselbe  diese  Bestimmung  des  XVI.  Artikels 
der  Bundes-Acte  wirklich  erfüllt  hat,  so  darf  sie  mit  dem  vollkom- 
mensten Vertrauen  sich  versichert  halten" : 

„die  hohe  Bundes- Versammlung  werde  die  sich  beschwerenden 
Juden  mit  ihrem  Antrage  auf  Verwendung  a  b  -  und  lediglich 
an  den  Senat  derStadt,  als  ihre  Obrigkeit,  ver- 
weisen." 

Hierauf  wurde ,  nach  dem  Antrage  des  Kaiserlich-Königlichen  pra- 
sidirenden  Gesandten, 

beschlossen: 
Diese  Erklärung  der  Reclamations-Commission  zuzustellen. 


Digitized  by  Google 


651 

Vergl:  Protokolle  der  Defutschen  Bundes- Versanim 

lung,  Bd.  XII,  S.  63-89. 
J.  L.  Kl  üb  er,  Uebersicht  der  diplomatischen  Verhandlungen  des 

Wiener  Congresses ,  Abth.  II ,  S.  379  ,  380  ,  385. 


F. 

BeschlusS  der  Bundes- Versammlung  vom  21.  April  1825, 
betreffend  die  Beschwerde  des  Collegii  graduatorum  zu 
Frankfurt  am  Hain,  gegen  einen  Beschluss  des  Sena- 
tes und  der  gesetzgebenden  Versammlung. 

Neunte  Sitzung  am  2 1.  April  1825.*) 

Auf  Vortrag  des  Königlich  Sä'chsichen  Herrn  Ge- 
sandten von  Carlo wiz,  Namens  der  Eingaben-Commission, 
über  die  unter  Nura.  6  d.  J.  eingetragene  Vorstellung  des 
CollegU  graduatorum  zuFrarikfurt  am  Main,  gegen 
einen  Beschluss  des  Senates  und  der  gesetzgebenden 
Versammlung,  wonach  Juden  zur  Ad vocatur  gelassen 
werden  sollen,  wurde—,  in  Erwägung,  dass  die  ergangene 
Verordnung  aur  den  Grund  des  VII.  Artikels  der  Constitutions- 
Ergknzungs-Acte  von  der  competenten  Behörde  und  in  der  vor- 
geschriebenen Form  gefasst  worden  ist,  —  dem  Antrage  gemäss, 

beschlossen: 
dass  die  Beschwerde  abzuweisen  sey . 

ö)  Vcrgl :  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sainmlung,Bd.  XVII,  S.  38. 
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Beschlüsse  der  Bundes -Versam  mlung,  betreffend 
die  Vorstellung  der  katholischen  Gemeinde  n 
Frankfurt  am  Hain,  wegen  verfassungsmässi- 
ger Anordnung  ihrer  Verhältnisse. 

A. 

Tortrag  und  Beschluss  der  Bundes -Versammlung  vom 

20.  September  1819. 

Fünf  und  dreissigste  Sitzung  aui20.  September 
1819. ") 

Der  Königlich  Hannoverische  Herr  Bundesge- 
sandte  von  Martens  trägt  vor: 

Die  von  dem  Vorstande  der  katholischen  Gemeinde 
unter  Num.  103  v.  J.  1817  eingereichte  Denkschrift ,  ihre  ver- 
fassungsmässig anzuordnenden  Verhältnisse  in 
Frankfurt  betreffend,  ist  zwar  von  Anfang  an,  so  wie  die 
nachmals  eingereichten  Schriften  (Num.  117  v.  J.  1817  und  1 
v.J.  1818)  an  die  Reclamations-Commission  abgegeben.  Da  aber 
aus  dem  Inhalte  dieser  Schriften  sich  ergibt,  dass,  wenn  auch 
ein  ausführlicher  Vortrag  darüber  bei  der  Bundes- Versammlung 
abgestattet  würde ,  dennoch  der  nächste  Schritt ,  der  von  dieser 
zu  machen  seyn  möchte ,  in  dem  Versuche  einer  gütlichen  Bei- 
legung dieser  Angelegenheit,  so  weit  sie  zur  Cognition  der  Bun- 
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des- Versammlung  sieb  eigenet,  zu  bestehen  scheint,  dazu  aber 
eine  Commission  von  etwa  drei  Mitgliedern  weit  besser,  als 
ein  einzelner  Referent  geschickt  seyn  würde ;  so  trage  ich  dar- 
auf an,  dass  schon  heute  eine  Commission  zu  diesem  Zwecke  er- 
nannt werden  möge ,  welche  sich  während  der  Ferien  mit  diesem 
Gegenstande  beschäftigen  und  das  Resultat  ihrer  Bemühungen 
der  Bundes- Versammlung  bei  ihrer  Wiedervereinigung  vorlegen 
könnte. 

Hierauf  wurde,  nach  dem  Antrage,  eine  Commission 
von  drei  Mitgliedern  erwählt,  und  nachdem  die  Wahl  auf  den 

Herrn  Grafen  von  Buol-Schauenstein, 

Herrn  von  Martens  und 

Herrn  von  Lepel, 
jene  des  Stellvertreters  aber  auf 

Freiherrn  von  A  r  e  t  i  n 
ausgefallen  war,  wurde 

beschlossen: 
Dass  die  aus  den  Herren  Gesandten,  Grafen  von  Buol- 
Schauensteiu,  vonMartens  und  von  Lepel  (welchen  Frei- 
herr von  Aretiu  als  Stellvertreter  beigegeben  worden  ist),  be- 
stehende Commission  ersucht  werde,  über  die  Angelegen- 
heiten der  Katholiken,  ihre  verfassungsmässig  an- 
zuordnenden Verhältnisse  betreffend,  gütliche  Aus- 
gleich  ung  zu  versuchen,  und  das  Resultat  ihrer  Bemühun- 
gen der  hohen  Bundes-Versammlung  bei  ihrer  Wiedereröffnung 
vorzulegen. 

ö)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung, Bd.  VIII,  S.  292  ,  293. 

b)  Vergl:  Präsidial-Antrag  wegen  der  zunächst  vorzu- 
nehmenden Geschäfte,  in  der  neun  und  vierzigsten 
Sitzungam  17.  Novemberl817. 
Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
lung, Bd.  IV,  S.  44. 
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B. 

Tortrag  und  Beschlnss  der  Bundes  -Versamm lang ?om 

9.  Hai  1822. 

Fünfzehnte  Sitzungam  9.  Mal  1822.') 

Der  Königlich  ßaierische  Herr  ßundest&gs-Ge- 
sandte,  Freiherr  von  Aretin  erstattet,  im  Namen  der  zur 
gütlichen  Ausgleichung  der  Beschwerden  des  Vorstandes  der  ka- 
tholischen Gemeinde  in  Frankftirt  am  Main  gegen  den  Senat  dieser 
freien  Stadt  ernannten  (Kommission,  Vortrag  über  die  gegenwär- 
tige Lage  dieser  Angelegenheit.  Hierauf 

Bcsehluss: 

1)  Die  beiden  Eingaben  des  katholischen  Gemeinde-Vorstan- 
des vom  20.  März  und  30.  April  dieses  Jahres  wären  dem  Bun- 
destags-Gesandten  der  freien  Stadt  Frankfurt,  Herrn  Dan/., 
nebst  den  bei  der  (Kommission  erstatteten  zwei  umständigen  Vor- 
trägen mit  dem  Ersuchen  mitzuthellen ,  die  Einleitung  bei  dem 
Senate  zu  treffen ,  dass  hierüber  in  Zeit  von  längstens  acht  Wo- 
chen die  nöthige  Erklärung  abgegeben  werde,  damit  hiernach  ein 
weiterer  Zusammentritt  der  Commission ,  unter  Beiziehung  hin- 
länglich instruirter  Bevollmächtigter,  sowohl  von  Seite  des  Senates 
als  von  Seite  der  katholischen  Gemeinde,  Statt  finden  könne; 

2)  dem  städtischen  Herrn  Bundestags -Gesandten  wäre  zu- 
gleich zu  eröffnen ,  wie  man  voraussetzen  dürfe ,  dass  der  Senal 
selbst  nicht  gemeint  seyn  werde,  während  die  Sache  an  dem 
Bundestage  anhängig  ist,  Veränderungen  in  den  Verhältnissen 
des  gegenwärtigen  katholischen  Gemeindevorstandes  vorzu- 
nehmen ; 

3)  dem  Vorstande  der  katholischen  Gemeinde  wäre  von 
gegenwärtigem  Beschlüsse  Nachricht  zu  geben. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
«ammlung,  Bd.  XIII,  S.  278,  279. 
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C. 

Beschlass  der  Bundes-Versammlung  vom  4.  Juli  1822. 

Drei  und  zwanzigste  Sitzung  am  4.  Juli  1822.*) 

Der  Königlich  ßaierische  Herr  Bundes tags-Ge- 
sandte,  Freiherr  von  A  retin  ,  Namens  derCom mission 
zur  gütlichen  Ausgleichung  der  Beschwerden  der  katholischen 
Gemeinde  zu  Frankfurt  gegen  den  Senat  dieser  freien  Stadt,  legt 
eine  Eingabe  der  erwähnten  katholischen  Gemeinde  vor ,  worin 
dieselbe  die  Anzeige  macht,  dass  die  gegründeteste  Hoffnung 
vorhanden  sey ,  dass  die  Angelegenheit  der  hiesigen  katholischen 
Gemeinde  sich  gütlich  erledigen  werde,  und  daher  bitte, 
die  hohe  Bundes-Versammlung  wolle  geruhen,  diese  Sache  bis 
■Ulf  weitere  Anzeige  auf  sich  beruhen  zu  lassen. 

Der  ältere  Herr  Bürgermeister  von  Quaita  habe  diese  An- 
zeige bei  der  Commission  bestätiget,  sie  trage  also  auf  eine  dem 
Ansuchen  entsprechende  Beschlussnahme  an. 

Sämmtllche  Stimmen  waren  damit  einverstanden; 
daher  ' 

Beschluss: 

Dass  dieReclaraationssache  der  katholischen  Gemeinde  gegen 
den  Senat  der  freien  Stadt  Frankfurt,  verfassungsmässige  Ver- 
hältnisse betreffend ,  bis  auf  weitere  Anzeige  bei  der  hohen  Bun- 
des-Versammlung zu  beruhen  habe. 

fl)Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung, Bd.  XIV,  S.  102,  103. 
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D. 

Beschluss  der  Bundes-Versammlung  vom  5.  December 

1822. 


Sechs  und  zwanzigste  Sitzung  am  5.  December 
1822.') 

Der  Kurhessische  Herr  Gesandte  von  Lepel  trägt 
vor:  Aus  dem  Protokolle  der  23.  diesjährigen  Sitzung  (§.  179) 
ist  dieser  hohen  Bundes-Versammlung  erinnerlich,  dass  durch 
eine  schriftliche  Eingabe  des  Vorstandes  der  katholischen  Ge- 
meinde dahier,  die  angenehme  Hoffnung  gegeben  wurde,  die  Be- 
schwerde über  ihre  Verhältnisse  werde  sich  auf  gütlichem  Wege 
erledigen. 

Diese  Hoffnung  ist  vollständig  erfüllt  worden.  Durch  eine, 
während  der  Ferien  eingereichte,  Eingabe,  d.  d.  27.  August 
dieses  Jahres  (Num.  126),  hat  der  oben  erwähnte  Vorstand  ange- 
zeigt : 

dass  die  durch  ihn  dieser  hohen  Versammlung  vorgelegten 
und  mittelst  Beschlusses  vom  20.  September  1819  an  eine 
diesfalls  niedergesetzte  hohe  Commlssion  zum  Ausglei- 
chungs- Versuche  verwiesenen  Differenzen,  durch  eineEr- 
klärung  des  Sena  tes  vom  30.  Juli  dieses  Jahres,  auf 
eine  die  katholische  Gemeinde  beruhigende  Weise  erle- 
digt  worden  seyen, 
und  demnach  die  dcsfallsigen  Reclamationen ,  unter  Verdankung 
der  denselben  gewidmeten  Sorge,  förmlich  abgerufen  und  zurück- 
genommen. 

Unter  diesen  Umständen  wird  der  Antrag  gerechtfertigt  er- 
scheinen : 

dass  die  besagte  Eingabe  vom  27.  August  dieses  Jahres 
zu  den  Acten  zu  nehmen  sey,  und  die  ganze  Angelegen- 
heit, als  definitiv  erledigt,  zu  beruhen  habe. 
Hierauf  wurde ,  unter  einhelliger  Zustimmung  zu 
diesem  Antrage, 
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beschlossen: 
Dass  die  Eingabe  des  Vorstandes  der  katholischen  Gemeinde 
zu  Frankfurt  zu  den  Acten  zu  nehmen  sey,  und  die  ganze  Ange- 
legenheit, als  definitiv  erledigt,  zu  beruhen  habe. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlang,  Bd.  XIV,  S.  184,  185. 


Auf  dem  Wiener  Gongresse  war  eine  eigene  Bestimmung  in 
der  Bundes- Acte,  betreffend  die  Rechte  der  katholischenKircIie 
und  der  evangelischen  Kirchengesellschaften  in  den 
Deutschen  Bundesstaaten,  in  Antrag  und  Erörterung  gekommen, 
welche  indessen  zuletzt  unterblieb. 
Vergl :  J.  L.  Kl  üb  er ,  Uebersicht  der  diplomatischen  Verhandlun- 
gen des  Wiener  Congresses,  S.  249  ,  250  ,  251 ,  260,  266,  270, 
397  u.  f. ,  473. 
J.  L.  Kl  über,  Staats- Archiv ,  Bd.  II,  S.  85. 
J.  L.  Klüber,  Acten  des  Wiener  Congresses  u.  s.  w. ,  Bd.  II, 

S.  365,  Bd.  IV,  S.74. 
J.  L.  Klüber,  öffentliches  Recht  des  Teutschen  Bundes  (4.  Aufl. 

1840)  S.  288  ,  289,  308,  793,  393,  796. 
Baierische  Verfassun gs- Urkunde  von  1818,  Tit.  IV,  §.  9 
und  Edict  in  der  Beilage  II  zu  derselben,  nebst  dem  Anhang 
zu  §.  103  desselben. 
L.  v.  Dresch,  Grundzüge  des  baierischen  Staatsrechts,  §.  94  u.  f. 
S  c  h  u  n  c  k ,  Staatsrecht  des  Königreichs  Baiern ,  Tbl.  I ,  §.  173  u.  f. 
Württembergische  Verfassungs-Urkunde  von  1819, 
§.  27. 

Grossherzoglich  Hessische  Verfassungs  -  Urkunde 

von  1820,  Art.  15,  20. 
Constitutions  -  Ergänzungs  -  Acte  der  freien  Stadt 

Frankfurt  von  1816,  Art.  6. 
Kur  hessische  Verfassungs-Urkunde  von  1831,  §.29, 131. 
v.  Ar  et  in,  constitutionelles  Staatsrecht,  Bd.  II,  S.  92. 
Hannöverische  Verordnung  vom  28.  September  1824. 
Allgemeine  Zeitung,  1837,  Nr.  193. 
Sachsen-Meiningisches  Grundgesetz  von  1829,  Art.  12. 
Weisse,  Königl.  sächsisches  Staatsrecht,  Bd.  I,  §.  49,  50,  Bd.  II, 

§.  311-321. 

ÜI.  42 
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Sachsen-Gothaisches  und  AI ten b urgisches  Patenl. 
wegen  Religions-Parität  der  Reforniirten  und  A.  C.  Ver- 
wandten, vom  16.  März  1807. 
lieber  die  Rechtsgleichheit  der  verschiedenen  christ- 
lichenReligions  verwandten  in  den  Bundesstaaten. 
Frankfurt;  1817,  8. 
VV.  Graf  v.  Hohen t ha  1,  die  Parität  der  Rechte  zwischen  den 
katholischen  und  nichtkatholischen  ünterthanen  der  Deutschen 
Bundesstaaten,  Leipzig,  1831,  8. 
Eine  ähnliche  Vorschrift,  wie  die  in  der  Deutsche  n  Bundes- 
Acte  (Art.  XVI)  findet  sich  schon  im  Weslphälischen  Frie- 
den (Instr.  Pacis  Osnabr.)  Art.  V,  §.  35. 
Diplomatisches  Archiv  tt.  s.  w.,  Tbl.  I,  Nr.  I,  S.  29. 
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Conventio  inter  Sanctissimnm  Dominum  Pirna  VII., 
Summum  Pontificem,  et  Majestatem  Saarn  Maxi- 
milianum  Joscphum,  Bavariae  Regem,  d.  d. 
Romae,  die  5.  Jnnii.  1817.-) 

In  Nomine  Sanctissimfte  Trinitatis. 

Sanctitas  Sua  Summus  Pontirex  Pius  VII. ,  et  Majestas 
Sua  MaximilianusJosephus,  Bavariae  Rex,  debita  sollici- 
tudine  cupientes ,  uliniis,  quae  ad  res  ecclesiasticas  pertinent, 
certus  stabilisque  in  Bavariae  Regno*  terrisque  ei  subjectis  con- 
stituatur  ordo,  solemnem  propterea  Conventionem  inire  decre- 
vcruat. 

Uinc  Sanctitas  Sua  Summus  Pontirex  Pius  VII.  In  Suum 
PlenipotenUarium  nominavlt: 

Eminentissimum  Dominum  Herculem  Consalvi,  Sanctae 
Romanae  Ecclesiae  Cardinalem  Diaconum  Sanctae  Agathae  ad 
Suburram,  Suum  a  Secretis  Status; 

Et  Majestas  Sua  Maximiiianus  Josephus,  Bavariae 

Rex: 

Excellcntissimum  Dominum  Baronem  Casimirum  de  Haef- 
felin,  Episcopum  Chersonesi ,  Suum  Ministrum  Plenipotentia- 
rium  apud  Sanctam  Sedem. 

Qui  post  sibi  mutuo  tradita  respectivae  Pienipotentiae  In- 
strumenta in  sequentes  articulos  convenerunt. b) 

42' 


Digitized  by  Google 


660 


Artlculu  m  I. 

Religio  Catholica  Apostulica  Romana  in  lolo  Bavariae  Regno 
terrisque  ei  subjeclis  sarta  tecta  conservabitur  cum  iis  Juribus 
et  praerogativis ,  qufbus  rrui  debet  ex  Del  ordinatione  et  Canoni- 
cis  sanctionibus. 

Artlculu««  II. 

Sanctitas  Sua,  servatis  servandis,  Bavariae  Regni  Dioeceses 
sequenti  ratione  constituet. 

Sedem  Frisingae  Monachium  transfcrel ,  eamque  eriget  in 
Metropolitana!)!,  quae  proDioecesi  suahabebitterritorium  actuale 
Frisingensls  Dioecesis;  ejus  tarnen  Eccleslae  Antistes,  ejusque 
Suceessores  Archiepiscopi  Monachii  et  Frisingae  nuncupandi 
erunt. 

Eidem  Antistiti  Episcopales  Ecciesias  Augustanam ,  Passa- 
viensem  et  Ratisbonensem  praevia  Metropoliticae  qualitatis  sup- 
pressione,  in  Suffraganeas  assignabit.  Antistes  tarnen  Passa- 
viensis  Ecclesiae  actu  vivens  exemtionis  privüegio,  quoad  vixe- 
rit,  gaudebit. 

Bambergensem  Cathedraiem  Ecclesiam  in  Metropolitana!« 
eriget ,  iilique  in  Suffi-aganeas  assignabit  Ecciesias  Episcopales 
Herbipolensem ,  Eichstettensein  et  Splrensem. 

Territorium  AschalTenburgense  olim  ad  Moguntinam,  nunc 
ad  Ratisbonensem  Dioecesim  pertinens,  et  partem  Bavaricam 
Fuldensis  Dioecesis  Herbipolensi  Dioecesi  adjunget. 

Partem  autem  Bavaricam  Constantiensis  Dioecesis  cum 
exemto  territorio  Campidunensi  Augustanae  Dioecesi  uniet. 

Simili  modo  partem  Bavaricam  Dioecesis  Salisburgensis,  et 
territorium  exemtae  Praepositurae  Berchtolgadensis  partim  Pas- 
saviensi,  partim  Monacensi  Dioecesi  uniet,  cui  quidem  Dioecesi, 
praevia  suppressione  Sedis  Chiemensis,  hujus  quoque  Ecclesiae 
Dioecesim  assignabit. 

Novi  singularum  Dioecesium  flnes,  in  quantum  necesseerit, 
designabuntur. 

» 

Artlculu«  III. 

Capitula  Metropolitanarum  Ecclesiarum  habebunt  duas  Digi- 
tales, nempe  Praepositum,  ac  Decanum,  et  decem  Canonici. 


Digitized  by  Google 


661 

Capitula  vero  Cathedralium  Ecclesiarom  habebunt  pariter  duas 
Dignitates,  scillcet  Praeposltum,  ac  Decanum,  et  octo  Canonicos. 
Quodlibet  praeterea  Capltulum  tarn  Metropolilanum,  quam  Ca- 
Lhedrale  habebit  Praebcndatos  seu  Vicarios  saltem  sex.  Si  vero 
in  posterum  Ecclcsiarum  istarum  reditus  per  novas  fündationes 
aut  bonorum  augmentationes  incrementum  talc  perceperint,  ut 
plures  Praebendae  crigi  possint,  Canonicorum  et  Vicariorum  nu- 
merus ultra  augebitur. 

In  quovls  Capitulo  Archiepiscopi  et  Episcopi  ad  formam 
Sacri  Concilii  Tridentini  duos  ex  Canonicis  designabunt,  qui 
partes  Theologl  et  partes  Poenitentiarii  respective  agent. 

Dignitates  et  Canonici  omnes,  praeter  Chori  servitium,  Ar- 
ebiepiscopis  et  Episcopis  in  administrandis  Dioecesibus  suis  a 
consiliis  servient.  Archiepiscopis  tarnen  et  Episcopis  plane  libe- 
rum erit  ad  speclalia  munia  et  negotia  ofllcii  sui  illos  pro  bene- 
placito  applicare.  Simili  modo  Vicariorum  offleia  Archiepiscopi 
et  Episcopi  assignabunt. 

Majestas  tarnen  Uegia  Iis  qui  officio  Vicarii  Generalis  fun- 
gentur  quingentos  florenos  annuos,  iis  vero,  qui  Secretarii  Epis- 
copalis  partes  agent,  biscentos  florenos  assignabit. 

Artleulu»  IV. 

Reditus  Mensarum  Archiepiscopalium  et  Episcopalium  in 
bonis  nindisque  stabilibus  liberal  Archiepiscoporum  et  Episcopo- 
rum  administrationi  tradendis  constituentur. 

Simili  bonorum  genere  et  administrationis  jure  gaudebunt 
Capitula  Metropolitanarum  et  Cathedralium  Ecclcsiarum,  et 
Vicarii  seu  Praebendati  praedictarum  Ecclesiarum  servitio  ad- 
dicti. 

Quantitas  rediluum  annuorum,  deduetis  oneribus,  erit  ut 
sequitur: 

Dioecesis  Monaceims. 

Pro  Archiepiscopo  florenorum  viginti  millium. 
Pro  Praeposito  florenorum  quatuor  miiiium. 
Pro  Decano  florenorum  quatuor  millium. 
Pro  quolibet  e  quinque  Canonicis  senioribus  florenorum  bis 
millium. 
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Pro  quolibet  e  tribus  Vicariis  senioribus  florenorum  octin 
gentorum, 

Pro  quolibel  e  tribus  Vicariis  Junioribus  norenorum  sex- 
centorum. 

Dioecesis  Bambcrgensis. 

Pro  Archiepiscopo  florenorum  quindecim  millium, 
Pro  Praeposito  florenorum  trium  millium  quingentorum,  ! 
Pro  Decano  florenorum  Irium  millium  quingentorum, 
Pro  quolibet  e  quinque  Canonicis  senioribus  florenorum  mil-  . 
lium  octingcnlorum, 

Pro  quolibet  e  quinque  Canonicis  Junioribus  florenorum  mil- 
lium quadringentorum, 

Pro  quolibet  e  tribus  Vicariis  senioribus  florenorum  octin- 
gentorum, 

Pro  quolibet  e  tribus  Vicariis  Junioribus  florenorum  sex- 
cenlorum. 

Dioeceses  Augustana ,  Ratisbonefisis ,  et  Herbipotensis. 

Pro  quolibet  Episcopo  florenorum  decem  millium, 
Pro  quolibet  Praeposito  florenorum  trium  millium, 
Pro  quolibet  Decano  florenorum  trium  millium, 
Pro  quolibet  e  quatuor  Canonicis  senioribus  florenorum  mille 
sexcentorum, 

Pro  quolibet  e  quatuor  Canonicis  Junioribus  florenorum  mille 
quadringentorum, 

Pro  quolibet  e  tribus  Vicariis  senioribus  florenorum  octin- 
gentorum, 

Pro  quolibet  e  tribus  Vicariis  Junioribus  florenorum  sex- 
centorum. 

Dioeceses  Passaviensis ,  Eicks tcttensis ,  et  Sptrensis. 

Pro  quolibet  Episcopo  florenorum  octo  millium, 
Pro  quolibet  Praeposito  florenorum  bis  mille  quingentorum, 
Pro  quolibet  Decano  florenorum  bis  mille  quingentorum, 
Pro  quolibet  e  quatuor  Canonicis  senioribus  florenorum  mille 
sexcentorum, 

Pro  quolibet  e  quatuor  Canonicis  Junioribus  florenorum  mille 
quadringcntorum, 
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Pro  quolibet  e  tribus  Vicarüs  senioribus  florenorum  octin- 
gentorum, 

Pro  quolibet  e  tribus  Vicarüs  junioribus  florenorum  sex- 
centorum. 

Quorum  omniumredituumsummae  salvaesemper  etintegrae 
conservandaeerunt,  et  bona  fündique,  ex  quibus  provenient,  nec 
distrahi,  nec  In  pensiones  mutari  poterunt  Tempore  autem  va- 
cationis  Archiepiscopalium  et  Episcopalium  Sedium,  Dignitatum, 
Canonicatuum ,  Praebendarum  seu  Vicariatuum ,  praedictac  re- 
dituum  summae  in  utilitatem  respectivarum  Eeelesiarum  praeci- 
piendae  et  conservandae  erunt. 

Habitatio  insuper  tarn  Archiepiscopis  et  Episcopis  quam 
Dignitatibus,  Canonlcis  senioribus  et  Vicarüs  pariter  senioribus, 
iliorum  dignitati  et  slatui  rcspondcns  assignabitur. 

Pro  Curia  Archiepiscopaii  et  Episcopaü,  pro  Capilulo  et 
ArcMvfo  Majestas  Sua  domum  aptam  assignabit. 

Ad  negotium  bujusmodi  redituum,  fundorum  et  bonorum 
assignationis  inlra  trimestrc  post  ralificationem  praesentis  Con- 
ventionls,  si  fleri  polcrit,  vel  ad  summum  intra  semestre  perfi- 
ciendum  ulraque  Contrahentium  pars  Commissarios  nominabit, 
ac  de  formali  praedictac  assignationis  actu  tria  exemplaria  in  au- 
thentica  forma  expediri  jubebit  Regia  Majestas,  unum  pro  Archi- 
vio  Regio,  aiterum  pro  Nunlio  Apostoiico,  tertium  denique  pro 
Archivio  singuiarum  Ecclessiarum. 

Alia  Bcneflcia,  ubi  extant,  conservabuntur. 

Quod  pertinet  ad  Dioecesim  Spirenscm ,  quoniam ,  ob  spe- 
ciales circumstanlias  ei  nunc  fundi  ac  bona  stabilia  assignari  non 
possunt ,  interea  usque  dum  haec  assignatio  fleri  valeat,  provide- 
bilur  a  Majestatc  Sua  per  assignaiionem  praestationis  annuatim 
solvendae  in  summa  i 

Pro  Episcopo  florenorum  sex  inillium, 
Pro  Praeposito  florenorum  mille  quingentorum, 
Pro  Decano  florenorum  mille  quingentorum, 
Pro  quovis  ex  octo  Canonicis  florenorum  mille, 
Pro  quovis  e  sex  Vicarüs  florenorum  sexcentorum. 
Fabricarum  denique  ipsarumque  Eeelesiarum  fundi,  reditus, 
bona  mobilia  et  immobilia  conservabantur ,  et  nisi  pro  Ecclesia, 
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nun  manutentione ,  pro  divini  Cultus  expensis  et  iuserv  ieotium 
necessariorum  salariis  sufflciant,  Sua  Majestas  supplebit. 

Artieulu«  V. 

Sua  singulis  Dioecesibus  Seminaria  Episcopalia  conserven- 
tur  et  dotatione-  congrua  in  l>onis  rundisque  sUbiiibus  providean- 
tur,  in  iis  autem  Dioecesibus,  in  quibus  desunt,  sine  mora  cum 
eadem  pariter  dotatione  in  bonis  füudisque  stabüibus  ruudentur. 

In  Seininariis  autem  admitlentur  atque  ad  normam  Sacri 
ConciiiiTridenlini  efTormabuntur  atque  instituentur  adolescentes, 
quos  Archiepiscopi  et  Episcopi  pro  necessitate  vel  utililate  Dioe 
crsium  in  iis  recipiendos  Judicaverint.  Horum  Seminariorum  or- 
dinatio,  doctrina,  gubernatio  et  administratio  Archiepiscoporum 
et  Episcoporum  auctoritati  pleno  liberoque  jure  subjectae  eruot 
Juxta  Torraas  Canonicas. 

Rectores  quoque  et  Prorcssores  Seminariorum  ab  Archicpis- 
copis  et  Episcopis  nominabuntur,  et  quotiescumque  necessarium 
aut  utile  ab  ipsis  judicabitur,  removebuntur. 

Cum  Episropis  incumbat  Fidei  ac  morum  doctrinae  invlgri- 
lare,  in  hujus  ofllcii  exercitio  etiam  circa  Scholas  publicas  nuHo 
modo  impcdientur. 

Art  im  In«  VI. 

Majestas  Sua  Regia ,  collatis  cum  Archiepiscopis  et  Episco- 
pis  consiliis ,  assignabit  pariter  cum  sufflcienti  dote  domum ,  in 
qua  inflrmi  ac  senes  Clerici  bcnemeritt  solamcn  et  asylumre- 
periant 

Artieulu»  VII. 

Insuper  Majestas  Sua  considerans,  quot  utilitates  Ecclesia 
atque  ipse  Status  a  Religiosis  Ordinibus  perceperint  ac  perci- 
pere  in  postcrum  possint,  et  ut  promptam  suam  erga  Sanclara 
Sedem  volunlatem  probet,  aliqua  Monasticorum  Ordinum  utrius- 
que  sexus  Cocnobia  ad  instituendam  in  Religione  et  Lilteris  ju- 
ventutem ,  et  in  Parochorum  subsidiuni,  aut  pro  cura  innrmorum 
inito  cum  Sancta  Sede  consilio,  cum  convenienti  dotatione  instau- 
rari  curabil. 
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Bona  Scminariorum ,  Parochiarum ,  Beneflciorum ,  Fabrica- 
rum ,  omniumque  aliarum  Ecclesiasticarum  fundationum  Semper 
et  integre  conservanda  erunt,  nec  distrahi ,  nec  in  pensiones  mu- 
tari  poterunt. 

Ecclesia  insuper  jus  habebit,  novas  acquirendi  possessionis, 
etquidquidde  novo  acquisierit,  faciet  suum,  et  censebitur  eodem 
jure  ac  veteres  fundationes  Ecclesiasticae ,  quarum,  uti  et  ilia- 
rura,  quae  in  posteruni  fient,  nuila  vei  suppressio  vel  unio  fieri 
polerit  absque  Sedis  Apostolicae  auctoritatis  interventu,  salvis 
iacullatibus  a  Sacro  Concilio  Tridentino  Episcopis  tributis. 

A  r tlculllS  IX. 

0 

Sanctitas  Sua,  attenta  utilitate,  quae  ex  hac  Conventione 
maneat  in  ea,  quae  ad  res  Ecclesiae  et  Religionis  pertinent,  Ma- 
jestali Regis M aximiiiani Josepbi,  ejusque Successoribus Ca- 
tholicis,  per  LitterasApostolicas  statim  post  ratincationem  praescn- 
tis  Conventionis  expediendas ,  in  perpetuum  concedet  Jndultum 
nominandi  ad  vacantes  Arcbiepiscopales  et  Episcopales  Ecclesias 
Regni  ßavarici  dignos  et  idoneos  Ecclesiasticos  Viros  iis  dotibus 
praeditos,  quas  Sacri  Canones  requirunt.  Taiibus  autem  Viris 
Sanctitas  Sua  Canonicam  dabit  Institutionen)  Jtixta  formas  con- 
suetas.  Priusquam  vero  eam  obtinuerint  regimini  seu  admini- 
strationi  Ecclesiarum  respectivarum ,  ad  quas  designati  sunt, 
nullo  modo  sese  iramiscere  poterunt.  Annatarum  vero  et  Cancel- 
laiiae  taxae  proportionabiliter  ad  uniuscujusque  Mensae  annuos 
reditus  de  novo  statuentur. 

Artleulus  X* 

Praeposituras  tarn  in  Metropolitanis  quam  in  Catbedralibus 
Kniesiis  conferet  Sanctitas  Sua;  ad  Decanatus  nominabit  Regia 
Majeslas,  quae  ctiam  ad  Canonicatus  in  sex  mensibus  Apostolicis 
sive  Papalibus  nominabit.  Quoad  aiios  autem  sex  mcnses ,  in  eo- 
rum  Iribus  Arcbiepiscopus  et  Episcopus,  in  reliquis  vero  tribus 
Capituium  nominabit. 

In  Capitula  Ecclesiarum  tarn  Metropolitanarum  quam  Ca- 
luedralium  in  posterum  alii  non  admittentur,  quam  indigeni  qui 
praeter  qualltotes  a  Sacro  Concilio  Tridentino  requisitas ,  in  ani- 
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marum  cura,  et  sacris  Ministeriis  cum  laude  versati  sint,  aut 
Archiepiscopo  vcl  Episcopo  in  administranda  Diocsesi  adjutricero 
operain  praestiterint,  vel  virtutis  ac  scientiae  merilis  conspicuos 
sese  reddiderint.  Vieariatus  vero  in  iisdem  Metropolitanis  el 
Cathedralibus  Ecciesiis  libere  ab  Archiepiscopo  vel  Episcopo  con- 
ferentur. 

Pro  hac  vice  tarnen,  quoniam,  Capitulis  nondum  consttlutis, 
omniaea,  quae  hoc  articulo  statuta  sunt,  servari  non  possunt,  Nun- 
tius Apostolicus ,  collatis  cum  Majestale  Sua  consiliis  et  auditis 
interesse  habentibus,  nova  Capitula  constituet.  Idem  circa  Viea- 
rios  seu  Praebcndatos  observabilur. 

Dignitates,  Canonici,  et  Beneflciati  omnes  residentiales  Uli 
a  pluralitateßeneflciorum  et  Praebendarum  Juxta  SacrosCanones 
prohibentur,  ita  ad  residentiara  secundum  eorum  Canoouai  ri- 
gorem,  salva  Semper  Sedis  Aposlolicae  Auctoritate,  adstrin- 
guntur. 

Artlrulus  XI. 

Hex  Bavariae  ad  ea  Beneficia  tarn  Parochialia,  quam  Curata 
ac  Simplicia  praesentabit ,  ad  quae  ex  legitimo  jure  patronatus 
sive  per  dotationem ,  sive  per  fündationem ,  sive  per  constructio- 
nem  acquisitio  ejus  antecessores  Duces  et  Electores  praesen- 
tabant. 

PraetcreaMajestasSua  praesentabit  ad  ea  Beneficia,  ad  quae 
Corporationes  Ecclesiasticae  actu  non  existentes  praesentaüant. 

Subditi  Majestatis  Suae  qui  jure  patronatus  legitime,  ut 
supra,  gaudent,  ad  Beneficia  respectiva  tarn  Parochialia ,  quam 
Curata  ac  Simplicia  hujusmodi  juri  patronatus  subjecta  prae- 
sentabunt. 

Archiepiscopi  vero  et  Episcopi  praesentatis  debita  requisiU 
habentibus,  praemisso  circa  doctrinam  el  mores  examine  ab  ipsis 
Ordinariis  instituendo,  si  de  Parochialtbus  aut  de  Curatis  Bene- 
fieiis  agatur,  Canonicam  dabunt  Instltutionem. 

Praesentatio  autem  ad  omnia  ista  Beneficia  inlra  tempus  a 
Canonibus  praescriptum  flet,  secus  ea  libere  ab  Archiepiscopis  et 
Episcopis  conferentur. 

Reliqua  vero  Beneficia  omnia  tarn  Parochialia,  quam  Curau 
ac  Simplicia,  quae  antecessores  Antistites  octo  Ecclesiarum  Regni 
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Bavariac  conferebant,  libere  ab  Archiepiscopis  et  Episcopis  per- 
sonis  Majestät!  Suae  gratis  conrerentur. 

Artlculus  XII. 

Pro  regimineDioecesium  Archiepiscopis  et  Episcopis  id  omne 
exercere  liberum  erit,  quod  in  vim  pastoralis  eoruin  ministerii 
sive  ex  deciaratione  sive  ex  dispositione  Sacrorum  Canonura  se- 
cundum  praesentem  et  a  Sancta  Sede  adprobatam  Ecclesiae  (Iis- 
ciplinain  competit,  ac  praesertim: 

a)  Vicarios,  Consiliarios,  et  Adjutorcsadminislrationis  suae 
constituere  Ecclesiasticos  quoscumque  quos  ad  praedicta  officia 
idoneos  Judicaverint; 

In  Ad  statum  Clericalem  assumere,  et  approbatis  a  Sacris 
Canonibus  titulis  ad  Ordincs  eliam  majores,  praevio  examine  ab 
ipsis  Archiepiscopis  et  Episcopis  aut  eorum  Vicariis  cum  Exami- 
natoribus  Synodalibus  instituendo,  promovere,  quos  necessarios 
aut  utiles  suis  Dioecesibus  judicaverint,  et  e  contrario  quos  in 
dignos  censuerint,  a  suseeptione  Ordinum  arcere,  quin  ab  ullo 
quovis  obtenlu  impediri  queant; 

c)  Causas  Ecclesiasticas  atque  inprimis  causas  Matrimonia- 
les ;  quae  juxta  Canonem  12.  sess.  24.  Sacri  Concilii  Tridentini 
ad  Judices  Ecclesiasticos  spectant,  in  Foro  eorum  cognoscere,  ac 
deiissententiam  ferre,  exceptis  causis  mere  civilibus  Clericorum, 
exeropli  gratia:  contractuum,  debitorum,  haereditatum ,  quas 
Laici  ludices  cognoscent  et  definient ; 

d)  In  Clerlcos  reprehensione  dignos,  aut  honestum  Clerica- 
lem habitum  eorum  Ordini  et  dignilati  congruentem  non  deferen- 
tes,  poenas  a  Sacro  Concilio  Tridentino  statutas,  aliasque  quas 
couvenientes  judicaverint,  salvo  Canonico  recursu,  iufligere, 
eosque  in  Seminariis  aut  domibus  ad  id  destinandis  custodire: 
censuris  quoque  animadvertere  in  quoscumque  fldeles  Ecclesias- 
ticarum  Legum  et  Sacrorum  Canonum  transgressores ; 

e)  Cum  Clero  etPopuloDioecesano  pro  munere  ofllcii  Pasto- 
ralis communicare ,  suasque  Inslructiones  et  Ordinationes  de  re- 
bus Ecclesiasticis  libere  publicare;  praeterea  Episcoporum,  Cleri 
et  Populi  communicatio  cum  Sancta  Sede  in  rebus  spiritualibus 
et  negotiis  Ecclesiasticis  prorsus  libera  erit; 

f)  Collatis  cum  Regia  Majestate,  praesertim  pro  convenienti 
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reüituum  assignatiooe ,  consiliis,  Parochias  crigcre,  divideiv 
vel  unfre; 

g)  Praescribere  vel  indicare  preces  publicas  aliaque  pia 
opera ,  cum  Id  bonüm  Ecclesiae  vel  Status  aut  Populi  poslulet, 
et  invigilare,  ut  in  Ecclesiasticis  fünctionibus,  praesertim  aulem 
in  Missa  et  in  administratione  Sacramentorum ,  Ecclesiae  for- 
mulae  in  lingua  Latina  usurpcntur. 

Artlciilus  XIU. 

Quoties  Archiepiscopi  et  Eplscopi  libros  aut  in  Regno  im- 
pressos  aut  in  illud  introductos  Gubernio  indicabunt  qui  aliquid 
fidci ,  bonis  moribus  aut  Ecclesiae  disciplinae  contrarium  conti- 
neant,  Gubernium  curabit  ut  eorum  divulgatio  dcbito  modo  im- 
pediatur. 

Artlculu«  MV. 

Majestas  Sua  probibebit,  ne  Catholica  Religio,  ejusque  ritus 
vel  Liturgia  sivc  verbis,  slve  factis,  sive  scriptis  contemnatur, 
aut  Ecclesiarum  Antistites  vel  .Min ist ri  in  exercemlo  munere  suo, 
pro  custodlenda  praesertim  fldei  ac  morum  doctrina  et  disciplina 
Ecclesiae  impediantur.  Desiderans  praeterca  ut  debitus,  Juxta 
divina  mandata,  sacris  Ministris  honor  scrvetur,  non  patietur 
quidquam  fleri,  quod  dedecus  ipsis  afferre,  aut  eos  in  contemtum 
adducere  possit,  imo  vero  Jubebit,  ut  in  quacumque  occasione 
ab  omnibus  Regni  Magistratibus  peculiari  reverentiaatque  honore 
eorum  dignitati  debito  cum  ipsis  agatur. 

Artlcnlm  XV. 

Archiepiscopi  et  Episcopicorum  coram  Regia  Majestate  jura- 
mentum  ndclitatis  emittenl  sequentibus  verbis  expressuro: 

,,Ego  juro  et  promitlo  ad  Sancta  Dei  Evangelia  obedientiam 
et  ndelitatem  Rcgiae  Majestät! ;  item  promitto ,  me  nullam  com- 
municationem  habiturum,  nullique  consilio  interrütunim,  nullam- 
que  suspectam  unionem  neque  intra,  neque  extra  conscrvaturum, 
quae  tranquilliati  publicac  noceat,  et  si  tarn  in  Dioecesi  mca 
quam  alibi  noverim  aliquid  in  Status  damnum  tractari ,  Majestaü 
Suae  manirestabo. 
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Per  praesentem  Convcntionem  Leges ,  Ordinationes  et  De- 
rrela  in  Bavaria  huc  usque  lata,  in  quantum  illi  adversantur, 
abrogala  habebuntur. 

Artlculufl  XVII. 

Caetera  quae  ad  res  et  personas  Ecciesiasticas  spectant,  quo- 
rum  nulla  in  his  Articulis  expressa  facta  est  mentio,  dirigentur 
omnia  et  administrahuntur  juxta  doctrinam  Ecelesiae,  ejusque 
vijrentera  et  approbatam  diseiplinam.  Si  vero  in  postcrurn  super- 
venerit  difficuUas,  Sanctitas  Sua  et  Regia  Majestas  secum  con- 
ferre  et  rem  amice  componere  sibi  reservant. 

Artlculu»  XVIII. 

Utraque  Contrahentium  pars  spondet,  Se,  Succcssoresque 
Suos  omnia ,  de  quibus  in  Iiis  Articulis  utrinque  convcntuin  est, 
sancle  servaturos ,  et  a  Majestale  Regia  praesens  Conventio  Lex 
Status  declarabitur. 

Praelcrea  Majestas  Sua  Repa  spondet,  nihil  unquam  Se, 
Successoresque  Suos,  quavis  de  causa,  Articulis  hujus  Conven- 
tions addituros,  neque  in  iis  quidquam  immutaturos,  vel  eosdem 
declaraturos  esse  absque  Sedis  Apostolicae  auetoritate  et  co- 
operalione. 

Artleulus  XIX* 

Ratiflcationura  hujus  Conventionis  traditio  flet  intra  quadra- 
ginta  dies  ab  ejusdem  dato,  aut  citius,  si  fleri  poterit. 

Datum  Romae,  die  5.  Junii  anni  1817. 

Hercules,  Cardinalis  Casimirus  Haerfelin, 

C  o  n  sa  1  v  i.  Ep.  Cbersonensis. 

0 

a)  Die  Aufnahme  der  neueren  Concor date  (d.  h.  der  di- 
plomatischen Urkunden,  weiche  die  f'erfiandlungen  zwischen  Kirche 
uml  Staat,  und  die  daraus  hervorgegangenen  Bestimmungen  über 
die  gegenseitigen  Verhältnisse  in  sich  begreifen)  der  verschiedenen 
Deutschen  Bundesstaaten  erschien,  Falls  sie  nicht  einem 
Anhange  vorbehalten  bleiben  sollte,  an  dieser  Stelle  am  passendsten. 
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Ueber  die  Concordate  sagt  der  gründliche  und  aufgeklärt? 
Canonist  Brendel:  „Bald  ist  in  diesen  diplomatischen  IVkunden 
von  der  Schutzpflicht  der  Staatsmacht  in  Beziehung  auf  die  in  ihrem 
Bereiche  befindliche  Kirche  die  Rede,  bald  handelt  es  sich  von  der 
Theilnahme  an  der  Kirchengesetzgebung  durch  Ausschreiben  von 
Concilien,  durch  Bekanntmachung  und  Bestätigung  ihrer  Beschlüsse, 
als  auch  überhaupt  der  ausserhalb  des  Staatsgebietes  befindlichen  kir- 
chenobrigkeit.  Hierbei  sind  insbesondere  die  sogenannten  Literae 
placiti  testimoniales,  Vidi mus,  zu  zählen.  Oft  ist  von  strei- 
tigen Verhältnissen  und  Ansprüchen  die  Rede,  wovon  Leibnitz. 
Duraont,  die  Briefe  Gregor's  und  Innocenz  III.  Belege  enthal- 
ten.44 —  ,,Wir  zeichnen  hier  vorzugsweise  in  diplomatischer  Hinsicht 
die  Concordate  aus.  Längst  war  der  Ausdruck  Tractatus  et 
Concordia  gebräuchlich,  als  man  endlich  unter  dem  Worte  Con- 
cordat  insbesondere  eine  Vereinbarung ,  eine  gütliche  Ausgleichung 
in  kirchlichen  Angelegenheiten  zu  verstehen  anfing.  Die  vertragen- 
den Theile  sind  die  Kirchenobern,  und  unter  diesen  wieder  vorzüg- 
lich der  Papst,  und  die  Staatsoberhäupter.  Der  Styl  und  die 
Form  richten  sich  nach  dem  Zeitalter  und  dem  Geiste  der  bestehenden 
Verhältnisse.14  /• 

Vergl:  E.  Münch,  vollständige  Sammlung  aller  älteren  und 
neuern  Konkordate,  nebst  einer  Geschichte  ihres  Entstehens  und  ihrer 
Schicksale  (II  Thle.,  Leipzig,  1830,  1831,  8.)  Tbl.  I,  Einleitung. 
S.  7  u.  f. 

„Die  Concordate  (meint  Münch  a.  a.  0.)  können  weder  als 
völkerrechtliche  (?),  noch  als  privatrechtliche  Vertrag 
angesehen  werden;  —  nicht  ais  völkerrechtliche:  da  der  Papst, 
als  Oberhaupt  der  katholischen  Kirche  und  ausserhalb  seines  welt- 
lichen Staates,  nicht  als  gleicher  Souverän  zu  einem  bestehenden 
selbstherrlichen  Staate  betrachtet  werden  kann,  und  seine  Stellung 
als  Fürst  des  Kirchenstaates  hier  keinen  Einfluss  übt;  —  nicht  als 
privatrechtliche:  da  sie  keineswegs  von  Privaten  eingegangen 
werden  im  Sinne  einer  Privatbelheiligung,  sondern  einer  Seits  von 
der  Staatsgewalt  aus  Rücksicht  auf  das  allgemeine  und  besondere 
Kirchenwohl ,  nicht  mit  den  einzelnen  Kirchengliedern  anderer  Seits, 
sondern  mit  dem  Kirchenoberhaupte." 

„Man  hat  über  die  Grundsätze,  von  welchen  bei  Abschluss 
jedes  Concordats  ausgegangen  werden  sollte,  vielfach  hin  und  her- 
gestritten; die  vorhandenen  geschichtlichen  Erfahrungen  sind  bei- 
nahe mit  den  meisten  dieser  Grundsätze  in  grellem  Widerstreit.  Es 
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fragte  sich  oft  und  es  fragt  sich  noch  heute  zu  Tage :  ob  Concordate 
auch  nur  nothwend ig  seyen?  Wenn  manches  in  einer  verworrenen, 
zuRecht,  Freiheit  undCull.ur  erst  aufringenden  Zeit,  durch  den  Drang 
der  Umstände  und  zu  Abwendung  von  noch  Schlimmerem  geboten 
oder  entschuldigt  werden  konnte,  ist  es  auch  jetzt  noch  nothwendig, 
rathlich ,  entschuldbar ?" 

„Ein  Concordat,  welches  die  höchsten  Interessen  der  Religion 
und  des  Staates  zugleich  berührt,  sollte  Alles  in  sich  versch Hessen, 
was  die  Rücksicht  der  Schonung  dieser  Interessen  gebietet,  u.  s.  w." 

Vergl.  auch:  de  Pradt  (ehemals  Erzbischof  von  Mecheln),  suite 
des  quatre  Concordats,  Tom.  I. ,  p.  279. 

J.  L.  Kitiber,  droit  des  gens,  §.  31. 

J.  L.  Klüber,  öffentliches  Recht  des  Teu Ischen  Bundes  u.  s.  w. 
(4.  Aufl.  1840)  S.  58  ,  752  n.  f.  774  u.  f. 
b)  Vergl:  E.  Münch  a.  a.  0.  TM.  II,  S.  161  u.  f.,  131  tt.  f. 
Ebendaselbst:  Urkunden  über  die  Aufrichtung  des 
tirzbisthum s  Regensburg  und  seines  Kapitels,  1805  und 
1806: 

1)  Deklaration  de  S.  A.  Monseigncur  PElecteur  Archi- 
chancellier  de  1' Empire  German ique,  a  Sa  Majeste 
rEmpereurdesFranc.ais,  —  S.  210,  211 ; 

2)  Vorschlag  zur  Errichtung  des  Metropolitan-Ka- 
pitels  zu  Regensburg,  eingereicht  an  Papst  Pi us  VII., 
—  S.  211,212? 

3)  Päpstliche  Bulle  zur  Aufrichtung  des  Regensbur- 
ger Er  zbisth  ums,  —  S.  212—217. 

4)  Aufrichtung  der  Dotation  des  ehemaligen  Regens- 
burger Cathedral-,  nunmehrigen  Theils  des  Me- 
tropol i  tan-Kapit el s ,  —  S.  216,  217. 

Bestimmungen  der  Baierischen  Verfassu ngs-Ur- 
kunde  über  kirchliche  Gegenstande,  —  ebendaselbst, 
S.  226 , 227. 

Beilage  II  zu  Tit.  IV  §.  9  der  Baierischen  Verfas- 
sungs-Urkunde: Edict  über  die  äusseren  Rechtsver- 
hältnisse des  Königreichs  Baiern,  in  Beziehung  auf 
Religion  und  kirchliche  Gesellschaften,  —  ebenda- 
selbst, S.  227—242. 

Anhang  zu  dem  103len  §.  des  Ediktes  über  die  äusse- 
ren; Rechtsverhältnisse  der  Einwohner  des  König- 
reichs Baiern,  in  Beziehung  auf  Religion  und  kirch- 
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liehe  Gesell  Schäften,  in  der  Beilagen  zu  demTitellV  §.9 
der  Verfassun gs-Urkund e  des  Königreichs,  • —  Nr.  II. 
£diktüber  die  inneren  kirchlichen  Angelegenheiten 
der  protestantischen  Gesammt-  Gemeinde  in  dem 
Königreiche,  —  ebendaselbst,  S.  242— 249. 
J.  L.  Kl  über,  öffentliches  Recht  des  Teutschen  Bundes  u.  s.w. 
(4.  Aufl.  1840)  S.  755-757. 


Das  zu  Rom  am  5.  Juni  1817  abgeschlossene,  von  dem  Könige 
von  Baiern  am  24.  Oktober,  von  dem  Papste  am  24.  November 
desselben  Jahres  ratificirte  Concordat  befindet  sich  auch  bei 
der  Baierischen  Verfassungs-Ur künde  von  1818,  als  An- 
hang zu  Beilage  2.  Durch  eine  Bekanntmachung  vom  15.  Sep- 
tember 1821  erklärte  der  König  von  Baiern  gedachtes  Concordat  für 
vollziehbar  und  für  ein  Staatsgesetz. 


S.  auch:  Conventio  inter  Pium  VII.,  summ  um  pontifieem 
et  majestatera  suam  MaximilianumJosephum,  Bavariae  regem, 
nec  non  bullae  Pii  VII.  ac  Leonis  p.  p.  de  constituenda  re  sacra 
in  terris  Borussicis  Hannoveranisque.  Gotting.  1826,  8. 
Anhang  zu : 

G.  v.  Wiese,  Grundsätze  des  gemeinen  in  Deutschland  üblichen 
Kirchenrechts.  Fünfte  vermehrte  und  verbesserte  Ausgabe, 
nach  des  Verfassers  Tode  herausgegeben  von  W.  T.  Kraut. 
Göttingen,  1826,  8. 
Französische  Ucbersetzung  im:  Journal  de  Frane- 
fortl817,  Nr.  342  („Les  lettres  conflrmatoires  du  Pape  et  celles 
par  laquelles  il  aecorde  au  Roi  de  Kaviere  un  Indulte  pour  la  nomi- 
nal ion  ä  deux  an-he verlies  et  äix  Sveches  en  Baviere  sont  da tees  de 
Rome  apud  S.  Mariam  Majorem,  anno  Incarnationis  Dominica? 
Millesimo  Octingentesimo  Decimo  Septimo  pridie  Idus  Novembris, 
Pontificatus  nostri  anno  decimo  Octavo."  —  „Rome  de  rimprimerie 
de  la  Chambre  Apostolique,  1817,  fol.") 

J.  L.  Klübcr,  Uebersicht  der  diplomatischen  Verhandlungen 
des  Wiener  Congresses  u.  s.  w.  S.  404,  407,  397—503. 
de  Martens,  recueil  etc.  Suppl£m.  Tom.  VII,  p.  106. 
K.  F.  Eichhorn,  Grundsätze  des  Kirchenrechts  der  evangelischen 
und  der  katholischen  Religionspartei  in  Deutschland  (Berlin. 
1823,  2  Bde.  8.)  Bd.  II,  S.  827. 
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nostri  Pii  Papae  Septimi  Allocutio 
in  Consistorio  secreto  d.  15.  Nov.  1817;  item  Conventio 
inier  Sanctitatem  Suam  et  Serenissimum  Regem  Bavariae  inita. 
Romae,  1817,  8. 

Uebereinkunft  zwischen  Sr.  Heiligkeit  Pius  VII.  und  Sr. 
Majestät  von  Baiern.  Aus  dem  Lateinischen,  mit  Anmerkungen. 
Frankfurt,  1818.  8. 

Bemerkungen  über  das  Baierische  Concordat,  ver- 
glichen mit  dem  neuen  Französischen  und  dem  früheren  Baierischen 
(Entwurf)  von  1807.  1808.  8. 

A.  Müller,  Preussen  und  Baiern  im  Concordate  mit  Rom. 
Neustadt  a.  d.O.  1824  ,  8. 

Historische  üebersicht  des  Verhältnisses  der  katholischen 
Kirche  in  den  Baierischen  Staate»  zu  der  Staatsregierung,  in: 

Schunck's  Staatsrecht  des  Königreiches  Baiern,  Thl.  I, 
S.  657  u.  f. 


III.  43 
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Bulla  Papalis,  conccrnens  ordi  nationem  Reil» 
clesiasticae  Catholicac  in  regionibus  dominats 
Regia  Bornsso  mm  subditis,  sub  datum  Roaa< 

die  16.  Julii  1821.  •) 


I  • 


,i i       Pius  Episcopus,  Servus  Scrvoruai 
Ad  Perpetuam  Kei  Memoriam. 


De  salute  animarum,  deque  CatholicaeReligionis 
pro  Apostolicae  servftutis  officio  impeuse  sollicili  curas  Xostfl 
continuo  intendimus  ad  ea  omnia,  quae  Christi  fldelium  Spiritual 
regimini  procurando  magis  apta,  et  utilia  comparare  posse 
noscamus.  Hoc  sane  consillo  jamdiu  cogitationes  Nostras  praf 
cipue  intendimus  in  regiones  illas,  quae  actu  Dominatui  subvm 
Serenissimi  Plincipls  Fri derlei  Guilelmi,  Borussorum  iU 
gis,  ut  illius  intercedente  ope,  ac  liberalitale  rem  sacram 
meliori,  qua  fleri  posset  methodo  componere  valeamus. 

Probe  siquidem  Nobis  ante  oculos  versabatur  praesens  Rc 
gionum  Warum  ratio,  nec  unquam  dcplorare  cessaveramus  to 
gentia  dam  na  pronata  ex  praeteritis  rerum  perturbationibus.  qu* 
florentissimas  olim,atque  ditissimasGermaniaeEcclesias  avelfli 
quo  praestabant,  splendore  dejectas,  ac  bonorum  praesidio 
liatas,  ad  miserrimum  redegerant  statura,  ex  quo  summa  in  <  a 
thoiieam  Religionem,  et  in  Catholicos  ipsos  pemicies  promanavft 

Cumque  lemporum  conditio  mintme  pateretur  inelytae 
nis  Germanicae  Ecclesias  ad  splendidum  antiquum  statum  * 
cere  revocatas,  omne  Studium  diligentiamque  adliibuimus,  ut 
malis  ea  sattem  pararemus  remedia,  quae  ad  consenandaro 
in  regionibus  Cathoiicam  fldem,  et  ad  animarum  Cbristi  ftdeli 
salutein  procurandam  inprimis  necessaria,  et  opportuna 
vMeanlur. 
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Hiijus  modi  autem  votis  Nostris  miriflce  obsecundavit  lau- 
datus  Borussorum  Rex,  cujus  propensam  admodura  invetiimus,  et 
grato  animo  prosequimur  voluntatem  InCaLholicos  magno  numero 
sibi  subditos,  praeserlim  ex  Ei  attributa  grandi  parle  Proviucia- 
rum  ad  Rheiium,  ita  ut  ouinia  tau  lern  laust o  feiicique  exitu  coro» 
ponere,  ac  pro  Locoruiu  positione,  atque  Iucolaruui  commodilate 
novum  in  Borussiae  Itegno  Ecclesiarum  Stalum,  et  Dioecesiuui 
Limites  nunc  constiluerc,  singulasque  deiude  Sedes,  tibi  deliciant, 
proprüs,  dignis,  et  idoneis  Pastoribus  donare  valeamus. 

Pro  expressis  igilur,  ac  de  Verbo  ad  Verbum  insertis  ha- 
bentes,  omnibus  Iis,  quae  respiciunt  infra  dicendas,  vel  Ecdesia- 
rum,  et  Capilulorunt,  eorumque  peculiarium  anteriorum  jurium, 
ac  pracrogativaruin  exlinctionem,  aut  iimnutalionem  seu  reordi- 
nationem  ac  respectivarum  Dioecesium  dismeinbrationem ,  seu 
novam  applicationcm ,  nee  non  cujuscumque  praecedentis  juris 
wetropolitiei  annullationem,  et  Insupcr  quorumcumque  Interesse 
habentium  consensui  plenarie  supplentcs  ex  certa  scientia,  et  ma- 
tura  deliberatione  Nostris,  deque  Apostollcae  potestatis  plenitu- 
dine,  praevia  ex  nunc  omnimoda  supprcssione,  extinctione,  et 
annullatione  vacantisEpiscopalisSedis  Aquisgraneusis,  cum  illius 
Catucdrali  Capitulo  ad  statum  simpllcis  Collegiatae  ut  infra  re- 
ducendo,  atque  aiterius  Episcopalis  Eccleslae,  et  Capituli  Cathe- 
draiis  Corbejensis,  nec  non  Monastcrü  Abbatiae  nuncupati  Neo- 
ceilensis,  vulgo  Neuenzell,  ex  nunc  itemque  aiterius  Monasteiil 
Abbatiae  paritcr  nuncupati  Olivensls  ex  nunc  pro  tünc,  quando 
scilicet  ex  Persona  Venerabills  Fratris  Josephi  de  Hohenzollern 
Episcopi  Warmicnsis  moderni  Abbatis  Olivensls  quoinodocumque 
vacaverit;  ut  communia  quoque  Germanorum  vota  Regiis  etiam 
aucla  commendationibus  benigno  lavore  prosequamur,  ad  Omni- 
potentis  Dei  gloriam ,  et  ad  honorem  Beati  Petri  Apostolorum 
PrincipisColonienscm  Ecclesiam,  Jamantea  tnter  Germautae  Sedes 
nulli  anliquitate  ac  splendore  secundam,  sub  Invocatione  laudali 
Pr'mcipis  Apostolorum  ad  Metropol itanae  Ecciesiac  gradum  re- 
stituimus,  ac  in  illo  perpetuo  eonstituendam  esse  decernimus,  ei- 
demque  Metropolitanae  sufTraganeas  asslgnamus  Episcopales  Ec- 
clesicas  Trevfrensem,  Monasleriensem,  atque  Paderbornensem. 

Episcopalem  paritcr  Ecclesiam  Posnanienscm  sub  invocatione 
Sanctorum  Petri  et  Pauli  Apostolorum  ad  Sedis  Metropolitanae 
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gradum  extollimus,  ac  constituimus,  eademque  altert  archi- 
episcopall  Ecclesiae  Gnesnensl  sub  Invocatione  Sancti  Adalbert! 
per  dimissionem  Venerabiiis  Fratris  fgnatii  Raczinski  Ultimi 
i Iii us  Archiepiscopi  in  manibus  Nostris  llberc  factam,  et  per  Nos 
admissam  ad  praesens  vacanti,  aeque  principaliter  perpetuo  uni- 
mus,  et  aggregamus,  ac  Venerabiii  Fratri  Timotheo  Gorszenski 
moderno  Episcopo  Posnaniensi  curam,  regimen  et  adroinistraüo- 
nein  ipsius  Eccleslae  Gnesnensis  plenarie  committimus,  eumdem- 
que  Archiepiscopum  Gnesnensem,  ac  Posnaniensem  constituimus, 
et  deputamus,  ac  Episcopum  Gnesnensem,  ac  Posnaniensem 
Semper  esse,  et  appellari  mandamus,  ejusque  jure  Metropolitico 
Episcopalem  Ecclesiam  Culmensem  SufTraganeam  assignamus. 

Episcopales  vero  Eccleslas  Wratlslaviensem,  ac  Warniien- 
sem  huic  Sanctae  Sedi  perpetuo  immediate  subjectas  esse,  ac  re- 
manere  debere  declaramus. 

Singulis  autem  Archiepiscopis  et  Episcopis  omnia  et  singula 
Jura,  praeminentias,  praerogativas ,  ac  privilegia  aliis  illarum 
Partium  Archiepiscopis  et  Episcopis  legitime  competentia  tribui- 
mus  et  conflrmamus. 

Quod  spectat  Capitulum  Metropolitanae  Ecclesiae  Colonien- 
sis,  in  eo  Duas  erigimus  Dignitates,  Praeposituram  videlicet, 
quae  Major  erit  post  Pontificalem,  ac  Decanatum  secundam,  de- 
cem  Canonicatus  Numerarios,  et  quatuor  Canonicatus  Honora- 
rios,  ac  praelerea,  octo  Vicarias,  seu  Praebendatus. 

Arclüepiscopalis  Ecclesiae  Gnesnensis  Capitulum  consiabil 
inposterum  ex  unica  dumtaxat  Praepositi  DigniUte,  et  ex  oumero 
sex  Canonicatuum ,  altcrius  vero  Posnaniensis  Archiepiscopalis 
Ecclesiae  Capitulum  efTormabunt  duo  Dignitates,  Praepositi  videli- 
cet, ac  Decani,  octo  Canonicatus  Numerarii,  et  alii  quatuor  Ca- 
nanicatus  Honorarii,  nec  non  octo  Vicariae  seu  Praebendatus. 

Cathedralium  Ecclesiarum  Trevirensis,  alque  Paderbornensis 
respectivum  Capitulum  constabit  ex  Duabus  Diguitatibus ,  una 
nempe  Praepositi,  ac  altera  Decani,  ex  octo  Canonicatibus  Nu- 
merariis,  et  quatuor  Canonicatibus  Honorariis,  atque  e  sex  Vi- 
cariis,  seu  Praebendatis. 

In  Cathedra»  Ecclesia  Monasteriensi  Capitulum  constitucnl 
binae  DignlUtes,  Major  nempe  Praepositurae,  ac  secunda  Deca- 
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natus,  oclo  Canonicatus  Numerarii,  quatuor  Honorarii  Canonl- 
catus,  et  octo  Vicariae,  seu  Praebendatus. 

Culmensls  Cathedralis  Ecclesiae  Capltulum  eonstabit  ex 
biuis  Dignitatibus,  Praepositurae  videücet,  ac  Decanatus,  ex  octo 
Canonicatibus  Numerariis,  ex  quatuor  Honorariis  Canonicatibus, 
et  e  sex  Vicariis,  seu  Praebendatis. 

Cathedralis  Ecclesiae  Wratislawiensis  Capltulum  cfTbrma- 
IiiidL  duo  dignitates,  una  videücet  Praepositurae,  et  altera  Deca- 
natus, decem  Canonicatus  Numerarii  quorum  primus  Scholastici 
Praehendam  adnexam  habebit,  sex  Canonicatus  Honorarii,  atque 
octo  Vicariae,  seu  Praebendatus. 

Demum  quod  attinct  ad  Episcopalcm  Ecclesiam  Warmien- 
scm,  illius  Cathedrale  Capitulum  in  eo  quo  nunc  reperitur  statu 
consistet;  reservata  tarnen  Nobis,  ac  Romanis  Pontiflcibus 
Successoribus  Noslris  Tacultate  Capitulum  fpsum  ad  aliarum  in 
Regno  Bomsslco  existentium  Ecclesiarum  normam  imposterum 
con  forma  ndl. 

Porro  in  qualibet  ex  antedictis  Ecclesiis  tarn  Arcliiepisco- 
palibus  quam  Episcopalibus  Animarum  Parocbianarum  cura  ha- 
bitualis  residebit  penes  Capitulum,  actualis  vero  ab  uno  e  Capi- 
tularibus  ad  hoc  expresse  designando,  et  praevio  examine  ad 
formam  sacrorum  Canonum  ab  ordinario  approbando  cum  Vica- 
riorum  auxilio  exercebitur;  ac  in  unoquoque  ex  iisdem  Capitulis 
duo  ab  ordinario  stabiüter  deputandi  erunt  idonei  Canonici,  a 
quorum  uno  Poenitentiarii ,  ab  altero  vero  sacram  scripturam 
statis  diebus  Populo  exponendo  Theologi  respective  munera 
fldeliter  adimpleantur. 

Singulis  profecto  ex  primodictorum  Capitulorum  Canonicis 
Honorariis,  quos  ad  personalem  residenUam  et  ad  Servitium 
Chori  minlme  obligatos  esse  declaramus,  idem  cum  Residentibus 
Canonicis  aditus  ad  Chorum  et  ad  ceteras  Ecclesiasticas  Functio- 
nes  patebit;  Nosque  ad  majus  praedictarum  Ecclesiarum  decus, 
ac  splendorem  omnibus  antedictis  Dignitatibus ,  et  Canonicis 
Indultum  utendi  iisdem  Insigniis,  quibus  antea  fhiebantur,  ex- 
presse conflrmamus,  et  quatenus  opus  sit  de  novo  concedimus, 
et  elargimur. 

Cuilibet  similiter  ex  supradictis  Capitulis  Cathedralibus 
nunc,  et  pro  tempore  existentibus,  ut  ipsi  capitulariter  congregati 


Digitized  by  Google 


678 


pro  novo,  et  cfrctimstantüs  magfs  accommodato  eartimdem  Ardw- 
episcopalium,  ctEpiscopalnim  Eccleslarum,  earumque  Cbori  quo- 
tidianoservitio,nec  non  rerum,  ac  jurlum  tarn  spirUual!um,quain 
temporalium  prospero,  felieiqueregimine,  gtibernio,  acdirectione. 
onerumquciis  respective  ineumberitium  supportatione ,  distriiMi- 
tionum  quotidianarum,  etaliontmqworumcumque  emoiumenUmim 
exaetione,  ac  divisione,  et  poenarum  incurrendaruni  a  non  inler- 
esscntlbus  DlTinis  Offlciis  incursu,  singulorum  praesentiis,  rt 
absentüs  notandis,  caeremonlls,  ac  ritibus servandis,  etquibusvts 
allfs  rebus  ciroa  praemissa  necessariis,  et  opportun! s  quaecumque 
Statuta,  Ordinaliones,  Capitula,  et  Decreta,  lictta  tarnen,  aujue 
honesta,  et  Sacris  Canonibus,  Coristitutionibus  Apostolicis,  De- 
cretisqucConcilliTridentini  rainfme  adversantia  sub  praesidentia. 
inspeclione  et  approbatione  respectivorum  Archicplscoporum,  el 
Episeoporum  edere,  atque  edita  declarare,  et  Interpretari,  ac  in 
raellorem  formam  redigere,  et  reformare,  seu  aiia  de  novo,  ab  il 
Iis  ad  quos  spectat,  et  pro  tempore  spectabit  inviolablliter  obser- 
vanda,  sab  poenis  in  contrafacientes  statuendis  pariter  condere 
atque  edere  libere,  ac  licite  valeant,  facultatem  perpetuo  conce- 
dimus,  et  impertirnur. 

Dlgnitatem  Canonicomm ,  et  Vicariorum,  seu  Praebenda- 
torum  numero  tam  in  metropolitanis,  quam  in  Cathedralibus  ut 
supra  praetlnito,  ad  ea  tam  pro  hac  prima  vice,  quam  pro  futuris 
lemporibus  componenda  statuimus,  ut  imposterum  quilibet  ad 
Dignltates,  et  Canonicatus  assequendos  inHrascriptis  ornatus  esse 
debeat  reqnisitis,  nempe,  quod  majores  saeros  ordines  susce- 
perit,  utilemquc  Ecclesiae  operam  saltem  per  quinquennlum  na- 
vaverit,  vei  in  Ahimarum  cura  exercenda,  aut-  adjuvanda  sese 
praestiterit,  vel  Theologiae,  aut  Sacrorum  Canonum  Professor 
extirerit,  vel  aiicuique  in  Regno  ßorussieo  existent!  Episcopoifl 
Dioecesanae  administrattonis  munere  inservierit,  vel  demnm  in 
Sacra  Theologia,  aut  in  Jure  Canonico  Doctoratus  Lauream  rite 
fuerit  consequutns?  postremae  tarnen  hujusce  conditionis  effectu 
ex  justis,  gravlbusque  eausls  per  Decennium  a  Data  praesentium 
computandum  in  suspenaum  remancnte.  Cujuscumque  vero  con- 
ditionis ecclesiasticos  Viros  aequali  Jure  ad  Dignitates,  et  Cano- 
nicatus obtinendos  gaudere  debere  decernimus.  Itemque  statui- 
mus unam  in  Monasteriensi,  ac  alteram  in  Wratisiaviensi  Catbc- 
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dralibus  Eccleaite  Caaoofcalero  Praebenrtain  dwignwrtfl«,  *t  ab 
coad  quem  juxta  mensium  alternativam  pertinebit,  Semper,  et 
quandocumque  eonferendam  esse  uni,  et  alteri  eanonica  requisita 
habentibus  ex  Proressoribus  Luiversitatum  in  dietis.  respectivis 
Civilatibus  exislentium;  atque  ulterius  deeeririmus,  Um  Prae- 
positum  Paroebialis  Kcclesiae  Sanctae  Hedwigs  Civitatis  Beroli- 
neusis,  quam  Decauum  commissarium  Kcclesiaslieuin  in  Comi- 
tatu  üiacensi  pro  tempore  existentes  toter  Houorarios  Canonlcos 
N\  ratislaviensis  Cathedralis  Capituli  esse  eooptaudos;  ita  ut  pari 
cum  Iis  fruantur  jure,  loeum  illum,  atque  Ordinem  tenenles,  qui 
serundiim  respeclivae  Nominationis  tempus  ipsis  cempetere  ilifX- 
noscatur.  Quilibet  autein  ex  canonicis  Honorariis  in  unumquod- 
que  es  antedietis  Capitulis  cooptandua  sumemlus  erit  ex  numero 
Arcbipresbytcrorum  Animarum  curara  in  respectiva  Dioecesi  lau- 
dabiliter  exercentium. 

Quod  vero  attinrt  ad  novam  Supradietorum  Capituiorum  pro 
hae  prima  vice  ea  qua  convenit  eelcritate  exi)lendam  eompositio- 
nein,  infranominando  bartin]  Literarum  INostrarum  Kxequutori 
potestalem  facimus,  ut  in  unaquaque  Eeclesia  tarn  digitales,  et 
Canonicatus,  quam  Vicarias,  seu  praebendatus  actu  vaeanles, 
quae  ad  aequaudum  numerum  ut  supra  designatum  fortasse  deli- 
cient,dijrnis  et  idoneis  Kcclesiasticis  Viris  ex  delegala  sibi  speciali 
Apostolica  facultate,  ac  liujus  sanctae  sedis  nomine  cnnferat;  ita 
tarnen  ut  ii  duintaxat,  qui  deüi^nitatibus,  etCanonieatibus  ab  ipso 
provisi  fuerint,  Apostolicas  novae  Provisionis,  et  Omflrmationis 
Literas  Infra  sex  menses  ex  tuiio  proximos  a  Dataria  Noslra  im- 
petrare,  et  expedire  faeere  teneantur.  Et  si  contin^at,  quod  in 
aliqua  ex  Metropolitan is ,  vel  Catbcdralibus  in  Borussiae  Uejuno 
existentibus  Ecclesiis  Dignitates,  Canonici,  et  Viearii,  seu  Prae- 
bandati  legitime,  et  canonicc  Institut!  adbuc  viventes  respectivnm 
numerum  aNobis  ut  supra  praefinitum  exeedant,  praedietus  Exe- 
quutor  Apnstolicus,  voeatis  auditisque  interesse  babentibus,  aut 
per  voluntarias  jurium  abdicationes  ab  illis,  vel  ab  illorum  aliqui- 
bus  emlttendas  rem  componat,  proviso  insimnl  per  con^rnas  vi- 
talitias  Pensiones,  Jam  a  Serenissimo  Rege  pollieitas  Dimilten- 
tium  substenlalioni ,  aut  si  abdicationes  bujusmodi  minime  ba- 
beantur,  vel  suilicientem  numerum  non  attingant  in  hoc  easu, 
(|ui  numerum  in  supradieta  Nostra  dispositione  praeünitum  exce- 


dentcs  Dignftatum,  Canonicatuum,  et  Vlcariatuum  possessSonem 
postremo  Loco  adepti  nierin t ,  si  apud  Kcclesias  suas  resuleant. 
Capllulares  qufdem,  et  Vicaril  respective  esse  pergent ,  Juribus, 
et  praerogativis  nunc  Iis  competentibus  fruentur,  suosque  reddi- 
tus  in  ea  quantitate  perciplent,  qua  in  praesens  gaudenl.  Sed 
quando  Benefkia  ab  Iis  oblentä  quocuraque  modo  vacaverint  alüs 
conferri  mini  nie  poterunt,  atque  ex  nunc  pro  tunc  suppressa,  et 
extincta  debeant  intelilgi ,  ad  hoc  ut  deinceps  praeflxus  ut  supra 
numerus  in  respectivis  Capitulis  ad  amussim  observetur.  Quod 
si  in  aliquo  Capitulo  Canonici  minoribus  in  praesentiarum  flruan- 
tur  redditibus,  quam  qui  Oituris  eorum  loco  assignantur,  nullum 
isti  reddltuum  augmentum  consequentur ,  nisi  ab  Exequutore 
Apostoiico  singillatim  similibus  ampiioribus  redditibus  donati 
füerint. 

Futuro  autem  tempore,  ac  successivis  vacatlonibus  a  Nobis, 
et  Romanis  Pontiflcibus  SuccessoribusNostrisPraepositura,  quae 
Major  post  Pontiflcalem  Dignitas  in  supra  memoratis  Archiepis- 
copalibus,  et  Episcopalibus  Ecciesiis,  nec  non  in  Ecclesia  Aquis- 
granensi  in  Collegiatam  ut  inflra  erigenda,  itemque  Canonicalus 
inMensibusJanuarii,  Martii,  Maji,  Julii,  Septembris,  ac  Novem- 
bris  in  praefatis  Ecciesiis  vacantes  conferentur  quemadmodum  in 
Capitulo  Wratislaviensi  baclenus  Pactum  est:  quo  vero  ad  De- 
canatus  in  praedictis  Metropolitanis,  et  Cathedralibus  Ecciesiis, 
et  ad  Canonicatus  tarn  in  ipsis,  quam  in  dicla  Aquisgranensi  Ec- 
clesia in  Collegiatam  erigenda,  in  aliis  sex  mensibus  vacantes  ab 
Arcblepiscopis  et  Episcopis  respective  conferentur.  Vicariatus 
autem,  seu  Praebendatus  in  praedictis  Ecciesiis  quocumque  mense 
vacaverint  respectivorum  Archieplscoporum  et  Episcoporum  col- 
latloni  relinquimus. 

*  Rem  denique  Germaniae  gratissimam,  simulque  praelaudato 
Borussiae  Regi  aeeeptissimam,  Nos  esse  facturus  judicantes,  si 
electionum  jure  in  Transrhenanis  Ecciesiis  retento,  ac  conflr- 
inato,  et  in  Cisrhenanis  cessato  per  Apostolicas  Disposiliooes 
annl  mlllesimi  octingentesimi  primi  nunc  in  ipsis  Cisrhenanis 
Dioecesibus  praefati  Regis  Temporal!  Dominio  subjectis,  idem 
jus  electionis  redintegretur,  quoad  Capitula  Ecclesiarum  ad  Ger- 
man i  am  pertinentium ,  nempe  Coloniensis,  Trevirensis,  Wratis- 
laviensls,  Paderbornensis  et  Monasteriensis,  decernimus,  ac  sta- 
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tuimus ,  quod  alia  qua cu mque  rationc  vel  consuetudine ,  nee  non 
electionis,  et  postulationis  discrimine,  nobilitatisquc  natalium 
necessitate  sublatis  Capitulis  praedictis,  postquam  supradicta  um - 
thodo  constituta,  et  ordinata  erunt  facultatem  tribuimus,  ut  in 
singulis  illarurasediumvacationibus  per  Antistilum  respectivorum 
obitum  extra  Romanam  Curiam,  vel  per  earum  sedium  resigna- 
Uonem,  et  abdicaUoncm  (excepto  tarnen  praesenti  casu  vacatlonis 
Coloniensis ,  ac  Trevirensis  Ecclesiarum)  infra  consuetum  Tri- 
mestris  spatium  Dignitates,  ac  Canonici  capitulariter  congregati, 
ei  servatis  Canonicis  regulls  novos  Antistites  es  Ecclesiasticis 
quibuscumque  viris  Regni  Borussici  incolis,  dignis  tarnen,  et 
Juxta  Canonicas  sanetiones  idoneis  servatis  servandis  ad  formam 
sacrorum  Canonum  eligere  possint.  Ad  hujusmodi  autem  Elec- 
tiones  Jus'  suffragii  habebunt  Canonici ,  tarn  Numerarii ,  quam 
Honorarii,  ne  exclusis  quidera  Ulis,  qui  ultra  (Kapitularium  nu- 
meram  in  bac  reordinatione  praeflnitum ,  quoad  vixerint  in  ipsis 
Capitulis  conservabuntur. 

. :mj  Nihil  vero  in  Capitulis  Episcopalium  Ecclesiarum  Warmien- 
sis,  et  Culmensis,  nec  non  Archiepiscopalium  Gnesnensis  et  Pos- 
naniensis  invicem  perpetuo  unitarum,  innovantes  mandamus 
dumtaxat  ut  Gnesnenses,  et  Posnanienses  Capitulares  ad  Archi- 
episcopi  electionem  conjunetim  debeans  procedere.  Quod  autem 
special  vacantem  Episcopalem  Ecclesiam  Wratislaviensem,  spe- 
cialem potestatem  faeimus,  quinque  actu  in  illa  existentibus, 
Dignitatibus ,  nempe  Praeposito,  Decano,  Archidiacono,  Schola- 
stico,  et  Custodc,  octo  Canonicis  residentibus,  et  sex  Canonicis 
Honorariis,  qui  nunc  ejus  Ecclesiae  Capitulares  habentur,  ut  ad 
novi  Episcopi  electionem  Canonicam  modo,  et  forma  praemissis, 
hac  etiam  prima  vice  procedere  possint,  et  valeant. 

Quaelibet  vero  Electionum  hujusmodi  Instrumenta  in  authen- 
tiea  forma  exarata ,  ad  Sa netam  Sedem  de  more  mittentur ,  a  qua 
si  Electio  Canonice  peracta  agnoscetur,  et  ex  processu  Inquisitio- 
nis  deinde  a  Romano  Pontiflce  in  singulis  casibus  alicui  ex  Archi- 
episcopis ,  vel  Episcopis  intra  Ones  Regni  Borussici  existentibus 
committendo,  et  ad  formam  insruetionis  Jussu  San.  Mem.  Urbani 
Octavi  Praedecessoris  Noslri  editae  diligenter  exarando  de  elecü 
idoneitate  constiterit,  electiones  hujusmodi  a  Nobis,  et  Romanis 


Digitized 


682 

Pont  ifloi  luis  Successoribus  IN oslris  jux  La  statutum  raorem  per 
Apostolicas  Ltter&s  confirmaburitur«      •  .  . 

In  sfngufis  praeterea  Civitattbus,  tarn  Archlepiscopalibus, 
quam  Episcopalibus ,  unum  Clericonim  Seminarium,  velconscr- 
vandum,  vel  de  novo  quamprimum  erigendum  esse  statuimus,  in 
quo  Is  Clericonim  numerus  all,  atque  ad  formam  Decretornra 
Sacri  Concilii  Tridentini  institui,  ac  educari  debeat,  qui  respeeti- 
vanim  Dioecesium  amplitudini,  et  necessitati  rcspondeat,  quique 
abExequutorcpraesentiumLitcranim  congrue  ent  praeflniendus : 
Arcbiepiscopi  tarnen  Gnesnensis,  et  Posnaniensis  Judido,  et 
prudentiae  relinquimus ,  vel  In  utraque  Civitate  proprium,  ac 
distinctum,  vel  unüm  tantum  in  Posnaniensi  Civitate,  quia  am- 
plis  aedibus  constat,  pro  Cierlcis  ambanim  Dioecesium  Semina- 
rium constabilire  prout  Ecclesiarum  ipsarum  utilitas  postulaverit: 

Volentes  nunc  praevia  dismembrationc ,  separatione,  atque 
immutatione  nonnullorum  Locorum,  et  Paraeciarum  a  priorum 
Ordinariorum  Jurisdictione  subtrabendarum  ad  effectum  illa,  et 
illas  Dioecesibus  infrascriptis  noviter  aggregandi ,  atque  incorpo- 
randi ,  prout  magis  in  Domino  opportunum  Visum  füerit,  et  audi- 
tis  etiam  Venerabiiibus  Fratribus  Nostris  S.  R.  E.  Cardinaliüus 
Congregationi  de  Propaganda  Fide  Praepositis  ad  novam  Dioece- 
sium cir  cumscriptionem  procedere,  ud  singularum  distinctis  fini- 
bus  quaesliones  omnes  auferantur  circa  Spiritualis  jurisdictionis 
exercitium ,  eamm  Distributionem ,  ac  Divisionem  de  Apostolicac 
potestalis  plenitudine  decernimus,  praescribimus,  et  constituimus 
juxta  eum,  qui  sequitur,  modum,  videlicet:  | 

Metropolitanae  Ecclesiae  Coloniensis  Dioecesis  efformabitur 
ex  Paraeciis  sexcentum  octoginta  sex  partim  in  sinistra,  parti« 
in  dextra  Rheni  ripa  positis.  Et  in  sinistra  quidem  complectetor 
Paraecias  omnes  pridem  in  suppressa  ad  praesens  Aquisgranenä 
Dioecesi  contentas,  quae  ad  Provincias  pertinent  Colonienseou 
Dusseldorphinam ,  et  Aqutegranensem ,  nempe  ultro  Paraecia* 
Civitatum  Coloniae ,  et  Aquisgrani  Ecclesias  Cantonales  dubcu- 
patas  —  Bergheimerdorff—  Boona,  vulgo  Bonn  —  Brehl  —  Ker- 
pen —  Lechenich  —  Lessenich  —  Loevenich  —  Meckenheim  - 
Münstereifel  —  Zolbiacum,  vulgo  Zülpich  —  Crefeld  —  Dahlen 
—  Dormagen  —  Elsen  —  Gladbach — Neuss  —  Urdiogen  —  Vier 
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sen  —  Hunscheid  —  Marcodorum,  vulgo  Düren  —  Erkelenz  — 
Eschweiter  —  Geilenkirchen  —  Gemünd  —  Heinsberg  —  J  ulia- 
eum,  vulgo  Jülich  —  Linnig  —  Montjoie  —  et  Niddegen  —  unu 
cum  earum  Ecclesils  succursallbus ,  et  adnexis,  quae  in  dtctls 
Provinciis  intra  Borussici  regni  flnes  modo  inveniuntur,  a  Can» 
tonaiibus  dtsjungendo  Paraecias  succursaies,  et  adnexas  extra 
Regnum  positas,  et  vice  versa  succursaies ,  et  adnexas  pridem 
pendentes  a  Cantonalibus  positis  extra  Regnum  aggregando  Can- 
tonalibus  in  Regno  existentibus.  Complectetur  praeterea  Can- 
tonales  Ecclesias  ad  Leodiensein  Dioecesim  pertinentes,  ac  tem- 
porariae  administrationi  modern i  Vicarii  Capitularis  Aqnisgra- 
nensis  ab  Apostolica  Sede  commissas  videlicet  Ecclesias  Canto- 
nales  nuncupatas  —  Cronemburg  —  Eupen  —  Malmedy  —  Nie- 
derkrüchten —  Schleiden  —  et  St.  Vith  —  una  cum  earum  suc- 
cursalibus ,  nuncupatis  —  Afden  —  Allsdorf  -—  Merkstein  — 
Roldoc  —  Ubach  —  et  Welz  —  modo  dependentes  a  Cantonali  — 
Herckraede  —  posita  extra  Regnum  Borussicum.  Insuper  com- 
piedetur  novemdeeim  Provinciae  Aqulsgranensis  ad  Trevirensem 
Dioecesim  usque  nunc  pertinentes  Paraecias  nuncupatas  —  Allen- 
dorff  —  Blankenheim  —  Dollendorff  —  Hollerath  —  Lommers- 
dorff—  Manderfeld  -  Marmagen  —  Mühlheim  —  Nettersheim  — 
Reifferscheid  —  Rescheid  —  Rlgsdorff  —  Rohr  -  Schnaitheim  — 
Schönberg  —  Steinfeld  —  Tondorff  —  Udelhofen  —  et  Wilden- 
burg —  cum  suis  adnexis  Ecclesiis.  In  dextera  autem  Rheni 
ripa,  Provinciisque  Coloniensl  Dusseidorphiana ,  et  Confluentina 
Paraecias  complectetur  Regionum  —  Juiliensis  —  Dusseldorphia- 
nae  —  Essensls  —  et  Siegburgensis  —  cum  earum  succursall- 
bus, et  adnexis  demptis  tarnen  Paraecia  — Römershagen  —  Pader- 
bornensi  Dioecesi  ut  in fra  applicanda ,  nec  non  Paraeciis  —  Ha- 
chenburg —  et  Marienstadt  —  nuncupatis ,  quae  in  Ducatu  Nas- 
saviae  reperiuntur. 

Dioecesis  Episcopalis  Ecclesiae  Trevirensls,  ab  omni  Metro- 
politico  Jure  Archiepiscopi  Mechliniensis  subtractae,  ac  Metro- 
politanae  Coloniensis  suffraganeae  adsignatae,  constabit  intra 
Regni  Borussici  flnes  ex  Paraeciis  Scxcentum  Triglnta  quatuor, 
scilicet  in  sinistra  Rheni  ripa,  ex  Iis  omnibus,  quae  actu  ad  illam 
Dioecesim  pertinent,  et  provincia  Trevirensi  continentur.  Tum 
vero  ex  ea  suppressae  nunc  Dioecesis  Aquisgranensis  parte, 
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quae  In  Confluenttaa  Provincia  continentur,  vidcliccl  civltate 
ipsa  Confluentiae,  et  Ecclesiis  Canlonalibus  Nuncupatis ■—  Ade- 
nau —  Ahrweiler  —  Andernach  —  Boppard  —  Castellauo  — 
Cochem  —  Creuznach  —  Kaysersesch  —  Kirchberg  —  Kirn  — 
Lutzerath  —  Mayen  —  Münstermayfeld  —  Niederzissen  —  Ober- 
wesel  —  Polch  ~  Pünderich  —  Remagen  —  Rübenach  —  Sim- 
mern —  Sobernheim  —  St.  Goar  —  Stromberg  —  Treiss  —  Ul- 
men—Wanderath —  et  Zeil  —  cum  suis  succursalibus,  et  adnexis. 
Porro  autem  ex  centum  triginta  duabus  Paraeciis  tum  Cantonali- 
bus,  tum  succursalibus,  cum  suis  adnexis,  quae  in  circumscrip- 
tlone  Anni  millesimi  octingentesimi  primi  dioecesi  Metensi  Aie- 
rant  attributae,  ac  deinde  temporariae  administrationi  Vicarii 
Capitularis  Tre\1rensis  ab  apostolica  sede  commissae.  In  dextra 
vero  Rheni  ripa  ex  cunclis  Ecclesiis  ditionis  ßorussicae,  quae 
pridem  ad  ipsam  Trevirensem  Dioccesim  spectabant,  quaeque  per 
Gallicanarum  Dioecesium  circumscriptionem  anno  millesimo  oc- 
tingentesimo  primo  a  Nobis  factum  ab  illa  fuerant  dismembraiae, 
ac  in  praesens  a  vicario  Apostolico  in  oppido  Ehrenbreitstein  re- 
sidente ad  Nostrum  beneplacitum  administrantur.  Tandem  vero 
extra  praedictum  Paracciarum  sexcentum  triginta  quatuor  nume- 
rum,  Regnique  ßorussici  flnes  cunctis  illis,  quae  in  Territorüs 
Principum  Coburgensis,  Homburgensis ,  et  Oldenburgensis  in- 
veniuntur  Jam  ipsi  Dioecesi  Trevirensi  pertinentibus. 

Dioecesim  Episcopalis  Monasteriensis  Ecclesiae  sufflraganeae 
Metropol itanae  Coloniensis  efTormabunt  biscentum  octoginta  Sep- 
tem Paraeciae  intra  flnes  Regni  ßorussici  sitae  et  aliae  quoque 
extra  ejusdem  Regni  flnes  in  eodera  Dioecesano  Territorio  actu 
comprehensae,  de  quibus  in  aliud  tempus  disponendi  Nobis,  et 
Romanis  Pontiflcibus  successoribus  Nostris  prout  opportunum  in 
Domino  judicabitur  facullatem  reservamus.  Adjungimus  prae- 
terea  Regiones  nuncupatas  —  Rextinghausensem  —  Sterkratheo- 
sem  —  et  Reesensem  —  pridem  antiquae  Coloniensis  Dioecesls, 
exclusa  tarnen  ab  hac  postrema  Regione  Paraecia  Oeffelt  sub 
Temporali  Belgici  Regni  dominio  existente ,  nec  non  ex  Dioecesi 
Aquis  granensi  nunc  suppressa  Cantonales  Ecclesias  nuncupa- 
tas —  Calcar  —  Cleve  —  Cranenburg  —  Dülken  —  Geldern  — 
Goch  —  Kempen  —  Meurs  —  Rheinberg  —  Wonkura  —  We- 
sei ,  —  et  Xanten,  cum  suis  succursalibus ,  et  adnexis ,  excepüs 
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tarnen  Iis  Dominfo  Regis  Belgarum  in  temporallbus  subjectis. 
Adjungrimus  insuper  Paraecias  nuncupalas  —  £lten ,  —  et  Em- 
merich —  cum  sua  flliali  huc  usque  sub  missionibus  Hollandicis 
extantes,  itemque  Paraeciam  —  Damme—  quam  abOsnabrugensi 
Dioecesi  separamus,  et  Paraeciam  —  Oldenburgensem  —  quam 
sejungimus  a  Missionibus  septemtrionalibus ,  quaeque  pertinent 
ad  ditionem  Ducis  Oldenburgensis k).  Denique  moderno,  ac  pro 
tempore  existenti  Episcopo  Monasteriensi  perpetuo  regendas ,  et 
administrandas  committimus  quinque  Paraecias  nuncupatas  — 
Brochterbeck  —  Ibbenbühren  —  Mettingen  —  Recke  —  et  Hal- 
verde ,  quae  sufTraganei  Osnabrugensis  Administration*  ad  Apo- 
stolicae  sedis  beneplacitum  erant  commissae. 

Paderbornensis  Episcopalis  Ecclesiae,  Coloniensis  Metro- 
politanae  Suflfragancae,  Dioecesis  iisdem,  quibus  nunc  reperitur, 
manebit  circumscripta  limilibus.  Uli  praeterea  adjungimus  al- 
tera m  nunc  suppressam  Dioecesim  Corbejensem  cum  integro  suo 
Territorio  a  veneraWli  Fratre  Ferdinando  Episcopo  Monasteriensi 
administratam ,  nec  non  ex  Transrhenano  antiquac  Coloniensis 
Dioecesis  Territorio  Decanatus  —  Meschedensem  —  Altendor- 
nensem  —  Brilonensem  —  Wormbachensem  —  Medebachensem  — 
et  Wettenscheidensem  —  nuncupatos  cum  suis  Parochialibus,  et 
Filialibus  Ecclesiis,  pariterque  Commissariatum  —  Haarensem,  — 
et  Paraeciam  —  Römershagen  — ,  et  ulterius  —  Rittbergen- 
sem  — ,  et  Wiedenbrückensem  —  Decanatus,  cum  suis  respec- 
tive  Parochialibus,  et  Filialibus  Ecclesiis  ab  Osnabrugensi  Dioe- 
cesi  separandos,  nec  non  a  Dioecesi  olim  Moguntina,  postea  Ra- 
Usbonensi  disjungendas  Paraecias  —  Siegen  —  et  Obernetphen 
—  nuncupalas,  Civitatem  Heiligenstadt  —  cum  suo  Decanatu,  et 
Decanatus  —  Beurensem  —  Biscboferodensem  —  Kirchworben- 
sem  —  Külstädtensem  —  Lengefeldensem  —  Neuendorfensem  — 
Nordhausensem  —  Rüstcnfeldensem  — -  Wiesen feldensem  —  cum 
suis  Parochialibus,  et  Filialibus  Ecclesiis,  et  Civitatem  Erfurt!  — 
cum  tribus  Paraeciis  suburbanis,  atque  Paraecias  in  Territorio 
Magni  Ducis  Saxoniae  Wimarensis  existentes,  nec  non  Parae- 
ciam Eppensem  extra  Borussiae  Regnum  in  Principatu  Waldec- 
censi  ab  antiqua  Coloniensi  Dioecesi  segregandam,  et  demtim  a 
Mission n in  septemtrionalium  Vicariatu  Apostolico  separandas, 
et  a  füturis,  ac  pro  tempore  exislentibus  Paderbornensibus  Epi- 
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scopis  perpetuo  administrandas  Paraecias—  Mindensem  —  Sdü- 
cet  in  Wetsphalia,  et  in  Provincia  Saxoniae  -  Adersleben  - 
Althaldensleben  —  Ammensieben  —  Aschersleben  —  Hadtmers- 
leben,  —  Ecclesias  SU.  Andreae,  et  Sanctae  Catharinae  Haiber- 
stadii  —  Hamersieben  —  Hederslcben  —  Huysburg  —  Magde- 
burg —  Marienbeck  —  Marienstuhl  —  Meyendorf  —  Stendal- 
1  lalle  —  et  Burg.  —  Attentis  au  lern  grandaeva  aetate,  ac  egre- 
gfis  deEcclesia,.  et  de  Catboiica  Religione  meritis,  Venerabiii* 
Fratris  Francisci  Egonis  a  Fürstemberg,  praestantissimi  Hildesi- 
ensis,  ac  Paderborncnsis  Praesulis ,  ac  Missionum  septemtriona- 
li um  Vicarii  Apostolici,  ne  ipsi  novae  administrationis  onus  ad- 
jungatur  decernimus,  et  roandamus  nihil  circa  lalem  Antistitem 
in  praesens  esse  innovandum ,  sed  cuncta  in  eo ,  quo  nunc  re- 
periuntur,  statu  interea  relinquendo,  antedictani  Paderborfiensis 
Dioecesis  anipliationem  eo  dumtaxat  tempore  suum  efTecluni 
sortiri  deberc,  cum  Episcopali  sede  Paderbornensi  de  laudati  An- 
tistitis  Francisci  Egonis  Persona  quomodocumque  vacanti  novus 
Episcopus  Apostolicae  sedis  auctoritate  instituetur.  Interea  vero 
omnia  Loca,  et  Paraeciae,  quae  a  Coloniensi,  et  Osnabrugensi 
Dioecesibus  ut  supra  dismenbrantur,  administrationf  peculiaris 
Vicarii  Apostolici  a  Nobis  committentur,  ul  inibi  usque  ad  Pader- 
bornensis  Episcopalis  sedis  vacationem,  ac  futuri  no\1  Episcopi 
institutionem,  exerceat  spiritualem  Jurisdictionen!:  atque  insuper 
alia  loca,  et  Paraeciae  a  Dioecesi  ollm  Moguntina  postea  Raüs- 
bonensi  disjuncta ,  et  ab  Episcopo  pridem  Corbejensi,  nunc  Mo- 
nastcriensi  administratae  temporaneae  pariter  Vicarii  Apostolici 
Administration  tradentur. 

Archiepiscopalium  Gnesnensis  et  Posnaniensis  invicem  per- 
petua  aeque  principaliter  unitarum  Dioeceses  efTormabunt  ea  ipsa 
loca,  quae  actu  in  iisdem  continentur,  post  novissimamDioecesiuni 
Regnl  Polonici  a  Nobis  peractam  Circumscriptionem ,  exceptio 
tamenDecanatibus  Schlochaviensi  —  Tuchelensi  —  et  Carmenensi, 
Culmensi  Dioecesi  ut  inf*ra  adjiciendis,  ac  praeterea  Decauatus 
Kruszwicensis,  Junioladislaviensis,  et  Gniewkowensis  a  Dioecesi 
Wladisiaviensi  separandi,  qui  ad  praesens  a  Vicario  Apostolico 
Gedanensi  administrantur,  nec  non  Decanatus  Ostrszezoweosfc 
et  Kempnensis  disjungendi  a  Dioecesi  Wratislaviensi.  Divisio- 
nein auteni  et  assignationem  Territorii  Dioecesani  pro  una,  et 
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altera  Dioecesi  staluendam  infradicendo  pracsentium  Literartim 
Kxeqüutopi  peragendam  expresse  oommittimus. 

Dioecesis  Episcopalis  Ecclesiae  Culmensis,  suffraganeae 
Archiepiscopi  Gnesnensis,  et  Posnaniensis,  constabit  ex  biscentum 
quindecim  Paraeciis  nempe  cum  suis  respective  Succursalibus,  et 
Filialilms  EcclesiLs  ex  Dccanatibus  Lessensi,  Rhedens),  Neumar- 
kano,  Loebaviensi,  Lautenbunrensi,  Strasburgensi,  Gollubensi, 
Thorunensi,  Culnicnsi,  Ciiimseensi  et  Gurcznensi  cum  Paraecia 
Bialutten  nuncupata:  quae  postremae  duo  ollm  Dioecesis  Plo 
rensis  a  sufflraganeo  Culmcnsi  in  praesens  adniinistrantur;  item- 
que  ex  Dccanatibus  Gedanensi.  Pulztgensi,  Mirchavlensl,  Dir- 
sclia\  icnsi,  Stargardensi,  Moew  ensl,  Neöenburgensi,  Schwetzensi, 
Lauenburgensi,  Schlochaviensi,  Tuchelensi,  Camenensl,  et  For- 
donensi;  qui  Decanatus  pridcin  Dioecesis  Wladislavlensis*,  nunc 
ab  antedicto  Vieario  Apostolico  Gedanensi  adniinistrantur,  nec 
non  ex  Territorio  iVlonasterii  Abbatiae  nuncupatae  Olivensis  ut 
supra  siippressi  ex  nunc  pro  tunc  quando  ex  Persona  modern! 
Abbatis  quoinodoeumque  vacaverit  Et  quoniam  expositumNobis 
fuit  aptas  Culmae  deficere  Domos  pro  Episcopi,  et  capituli  decenti 
habitatione,  facultatcm  tribuimus  Apostolico  barum  literarum 
Exequutori,  ut  auditis  interesse  babenlibus,  ac  re  mature  per- 
pensa,  firmo  reinanenle  Titulo,  ac  denominatlone  Episcopatus 
Culmensis,  et  opportunis  assignalis  Ecclesiae  atque  aedibus,  re- 
sidentiam  Episcopi,  et  Capituli  Culmensis,  si  ita  in  Domino  ex 
pedire  judicaverit,  Pclplinum  translerre  libere,  ac  Helte  possit, 
et  valeat  proviso   insimul   consrruae   Catbedralis  Culmensis 
manutenlioni. 

Wratislaviensis  Episcopalis  Ecclesiae  buic  Apostolicae  Sedi 
iraraediate  subjectae  Dioecesim  cflbrmabit  actualer)  illlus  Terri- 
torium, exceptis  dumtaxat  Dccanatibus  Ostrzeszowensi,  Kemp- 
nensi  Dioecesi  Posnanienst  ut  supra  incorporatis,  at  insuper  De- 
canaüis  Plessensis,  et  ßythomiensis  a  Cracoviensi  Dioecesi  dis- 
juneti,  nec  non  sequentes  Paraeciae  in  Lusatia.  videlicet  Neo- 
celiensis  Monasterii  Nullius  ut  supra  suppresst.  et  aliae  nuncu- 
patae —  Wittichenau,  Guntersdorr,  Hennersdorf,  Pfaffendorf, 
Ullersdorf  d)a  Decano  Collegiatae  Ecclesiae  Sancti  Petri  Oppidi 
Budissinae  in  Lusalia  superiori,  hactenus  administratae :  quae 
omnes  insimul  intra  flnes  Borussici  Kegni  Paraeciae  ad  sex- 
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centum  viglnti  unius  numerum  ascendent.  Conservabit  item 
Mas,  quas  actu  habet  in  Austrica  Ditiooe  Paraecias.  Futuri 
praeterea,  ac  pro  tempore  existentis  Wratislaviensis  Episcopi 
Administration!  perpetuo  subjicimus  eas,quae  aVicario  Apostolico 
Missionum  septentrionalium  füerunt  hucusque  administratae  Pa- 
raeciae  in  Civitatibus  Berolini,  Potsdamii,  Spandaviae,  Franc- 
furti  ad  Viadrum,  Stettin!,  et  Stralsundiae,  quaeque  imposterum 
vi  subdelegationis  Episcopi  Wratislaviensis  a  supra  memorato 
Praeposito  Parochiaiis  Eeciesiae  sanctae  Hedwigs  dictae  Clvl- 
tatis  Berolinensis  erunt  administrandae. 

Denique  Warmiensis  Episcopalis  Eeciesiae,  Apostollcae  sedi 
pariter  im  ine  diäte  subjectae  Dioecesis  ex  proprio  actuali  Dioece- 
sano  Territorio  conslabit,  atque  insuper  ex  Decanatlbus  -  Für- 
stenwerdensi  —  Neuteichensi  —  Mariaeburgensi  —  Stumensi, 
et  Christburgensi  —  cum  suis  Ecciessüs  tarn  succursalibus, 
quam  Fiiialibus  a  Diocesi  Culmensi  disjungendis,  ita  ut  Integra 
Dioecesis  Centum  novemdeeim  Paraecias  complectatur. 

Praedictas  itaque  Clvitates,  et  Ecciesias  Archiepiscopales  et 
Episcopales,  itemque  Paraecias  et  Loca  respectivls  Eccleslis  pro 
Dioecesi  attributa,  eorumque  Incolas  utriusque  Sexus  tarn  Cleri- 
cos,  quam  Laicos  iisdem  Ecclesiis  eorumque  Praesulibus  pro 
suis  respective  Civitate ,  Territorio ,  Dioecest,  Clero  et  Populo 
perpetuo  assignamus ,  et  in  sphitualibus  omnimodo  subjicimus 
ad  hoc  ut  cuilibet  Antistiti  vel  Jam  promoto,  vel  in  futurum  Aj>o- 
stolica  auetoritate  promovendo  liceat  per  se  vel  per  alios  eorum 
nomine  (poslquam  tarnen  supra  memoratus  Josephus  Episeopus 
Warmiensis  praesentes  Literas  debitae  executioni  mandaverit, 
et  quoad  nonnullas  dispositiones  nunc  pro  tunc  a  Nobis  factas 
cum  tempus  pro  illarum  executione  ut  supra  deflnitum  advenerit) 
veram,  realem,  actualem  et  corporalem  possessionem  regiminis. 
administrationis,  et  omnimodo  Juris  Dioecesani,  et  Ordinarii  in 
praedictis  Civitatibus,  ac  earum  Ecclesiis,  et  Dioecesibus,  nec 
non  bonis,  aliisque  reddittibus  ad  ipsarum  dotationem ,  ut  infra 
assignandis  vigore  literarum  Apostolicarüm  Canonicae  InsUtutio- 
nis  libere  apprehendere,  apprehensamque  retinere?  proptereaque 
statim,  ac  in  locis  per  hanc  Nostram  dispositionem  singulis 
Dioecesibus  nunc  altiibutis  possessionem  sumpserint,  illarumque 
Regimen  actu  consecuti  füerint,  omnis  antiquorum  sub  quocum- 
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que  Ordi nariorum,  suo  Vicariorum ,  vel  administratorum  Titulo 
Jurisdictio  cessare  debebit,  omnesque  facultates  in  Partibus ,  et 
locis  ab  eorum  jurisdictione  subtractis  nullius  erunt  amplius  ro- 
boris  vel  momenti. 

Nos  enim  ad  respectivomm  Dioecesanorum  utilitati  consu- 
Ion  dum  praescribimus,  et  injungimus,  ut  omnia  et  singula  Docu- 
menta respicienlia  Ecclesias,  Dioeceses,  Paraecias,  et  loca  ut 
supra  Dismembrata,  ac  de  novo  applicata  a  veteribus  Cancellariis 
extrahi,  et  Cancellariis  Dioecesium  quibus  erunt  incorporata  op- 
portuna  forma  tradi,  atque  in  iis  perpetuo  debeant  asservari. 

Vicissim  autem  Venerabilis  Fratres  modern  i,  ac  pro  tempore 
existentes  Pragensis ,  nec  non  Olomucensis  Archiepiscopi  r  nec 
non  Episcopi  Regniorhadeceosis  et  Litomericensis  eamdem,  quam 
nunc  exercent,  Spiritualem  Jurisdictionen]  in  Regno  Borussico 
etiam  imposterum  conservabunt. 

rti  Filiales  vero,  et  Parochiales  Ecclesias  earumque  Fractiones 
in  hac  Nostra  Dispositione  non  comprebensas,  et  extra  Regnum 
Borussiae  existentes  a  Matricibus,  et  Parochialibus  in  eodem 
Regno  positis  disjungimus,  et  a  proximioribus  ordinariis  aliis 
Matricibus,  et  Parochialibus  Ditionum,  quibus  in  temporalibus 
subjacent,  applicandas  esse  mandamus,  ac  vicissim  de  Paraeciis, 
et  Filialibus  Ecclesiis  cum  suis  Fractionibus  intra  Borussicum 
Regnum  positis,  quae  a  matricibus  extra  idem  Regnum  existen- 
Ubus  pendent,  idem  observandum  esse  decernimus ;  reservata  No- 
bis ,  et  huic  Apostolicae  Sedi  cura  de  Spirituali  Regimine  aliis 
Partibus,  et  Locis  si  opus  ftierit  providendi. 
«in  Jnspectis  autem  Dioecesium  Borussict  Regni  amplitudine, 
ac  magno  Dioecesanorum  numero,  cum  difficile  admodum  esset 
Archiepiscopis,  et  Episcopis  Conflrmationis  Sacramentum  Christi 
fideübus  administrare,  aliaque  PontiOcalia  munera  sine  alterius 
Episcopi  opera,  et  auxilio  exercere;  hinc  Nos  conflrmantes 
sufflraganeatus  in  Dioecesibus  Regni  Borussiae  in  quibus  con- 
stltuti  reperiuntur,  eos  in  Coloniensi,  ac  Trevirensi  Dioecesibus 
redintegramus,  et  de  novo  constituimus :  atque  id  Circo  quilibet 
Arcniepiscopus,  et  Episcopus  Nos,  et  Romanos  Pontiflces  Suc- 
cessores  Nostros  juxta  praescriptum  morem  supplicabit,  ut  ali- 
quls  Ecclesiasticus  Vir  opportunis  praeditus  requisitis,  ad  Sufflra- 
ganei  munus  designetur,  ac  praevio  Canonico  processu,  servatis- 
III.  44  ^ 
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que  consuctis  formts  de  EpiscopatuTitulari  in  ParUbusIofWelian 
cum  assuetae  congruae  adsignatione  provideatur. 

Quoniam  vero  praeclaram  antiquissiroamColoniensem! 
Archiepiscopalem  duximus  redintegrandam,  polius 
palem  Sedcm  Aquisgranensem  illius  quodammodo  loco 
dumtaxat  ab  hinc  annis  erectam  conservare ;  aliquara 
Civitalis  Aquisgranensis  rationem  babendam  esse 
cognita  etiam  in  id  propensa  Serenissimi  Borussici  Rcgis 
täte,  decernimus,  ac  statuimus,  quod  Ecclesia  sub  Titulo  Beat 
Mariae  Virginis  antea  Cathedralis  in  Collegiatam 
ejusque  CollegialeCapitulum  constet  ex  unica  tantum 
dignitate,  et  Sex  Canonicalibtis  cujus,  et  quorum  CollaUo 
quoad  Praeposituram  Aposlolicae  Sedi,  et  quoad  Canoniral 
eidem  sedi  Apostolicae  alternatim  cum  Coloniensi 
spectare  debeat  ac  pertinere.  Hujusmodi  autem  Ca| 
ex  peculiari  gratia  licentiam  dererendi  Cappam  magnam  sericam 
yiolacei  coloris  cordulis  sericis  subsutam  cum  peliibus  armeüinl 
hyemali ,  aestivo  autem  tempore  Mozzetta m  supra  RoccbeUoi 
concedimus  et  indulgemus,  atque  ulterius  facultatem  condefrt 
statuta  iisdem  modo,  et  forma  quibus  de  Capitulis  Cathedralis 
Ecclesiarum  supra  eluculenter  dictum  est  tribuimus,  et  W 
pertimur. 

In  Exequutorem  itaque  praesentium  Nostrartim  Literarufl 
praedictum  Venerabilem  Fratrem  Josephum  EpiscopumWannien 
sem,  de  cujus  prudentia,  doctrina,  atque  integritate  plurimam  ii 
Domino  fiduciam  habemus,  expresse  nominamus,  eligimus,  coosti 
tuimus,  etdeputamuseidemquecommittimus,  utsupradictaomnia 
et  singula  a  Nobis  disposita  ad  praestitutum  flnem  perüucat,  atqui 
pariter  ad  efTectum  vacantes  Ecclesias  de  idoneis  Pastoribus,  qw< 
Prima  necessitas  est,  cito  providendi,  et  cunctas  res  EcclesiasU 
cas  ad  meliorem  statura,  et  ordinem  revocandi  quaslibet  Ecclesiai 
congrua,  et  (Irma  dotatione  muniri  studeat,  media  ad  hoc  nece* 
saria  benevolentissime,  ac  liberaliter  exhibente  praelaudato  Sei? 
nissimo  Borussiae  Rege,  qui  magnanimi  Principis  animun»,  d 
propensissimam  erga  Cathoiicos  ejuslmperio  subjectosvolunlalem 
pro  ordinandis  absque  Ulla  mora  Dioecesibus  omnibus  Regni  B 
russiae  aperte  deciaravit,  et  sequenübus  ratione  ac  modo  st* 
lienda,  et  applicanda  proposuit. 
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Super  publicis  Regni  Sylvis  nominatim  designandis  toi 
Onsus  auctoritate  Regia  imponentur,  quot  erunt  Dioeceses  do- 
tandae,  et  in  respectiva  quantitate,  ut  ex  iis  annui  fructus  ab 
omnibus  cujuscumque  generis,  oneribus  prorsus  libere  percipi 
_  possint  qui  satis  sint,  vel  ad  integram  ipsarum  Dioecesium  do- 
talionem  si  nullam  aclu  habeant,  vel  ad  Supplementum  ejusdem 
dotatiODis  si  partem  aliquam  suorum  Bonorum  adhuc  possideant, 
ita  ut  singulae  Dioeceses  eos  annuos  redditus  imposterum  ha- 
beant,  qui  redditibus  pro  Archiepiscopali,  vel  Episcopali  mensa 
pro  Capüulo,  pro  Seminario  Dioecesano,  proque  SuflYaganeo  sta- 
tutis  in  quantitate  singulis  inferius  designanda  perfecte  respon- 
deant,  alque  hujusmodi  Censuum  proprietas  per  Instrumenta  in 
legitiraa,  validaque  Regni  forma  stipuJauda,  et  a  praelaudato 
Rege  subscribenda  unieuique  Ecclesiae  conferetur.  Et  quoniam 
euunciatae  Sylvae,  prout  et  publica  bona  omnia  Regni  Borussiae, 
ob  aes  alienum,  a  Gubernio,  bcllorum  causa  contractum,  hypo- 
theca  gravata  sunt ,  atque  ob  id  super  nulla  earum  parte  Census 
imponi  eorumque  fructus  percipi,  salva  Ode,  possunt,  antequam 
immiouta,  per  solutiones  a  Gubernio  Creditoribus  bypothecariis 
factas,  aeris  alieni  summa,  sufllciens  sylvarum  quantitas  hypo- 
thecae  \1nculo  liberata  fuerit;  cumque  secundum  legem,  qua 
Serenissimus  Rex  Creditoribus  publicis  cavit,  anno  millesimo 
octingentesimo  trigesirao  tertio  a  Magistratibus  definiendum  sit, 
qui  agri  ab  eo  vineulo  soluti,  quique  adhuc  nexi  remanebunt, 
hinc  decernimus  praedictos  Census,  super  sylvis  supramemo- 
ratis,  dicto  Anno  millesimo  octingentesimo  trigesimo  tertio,  et 
citius  etiam  si  prius  antedictae  sylvae  ab  hypotheca  saltem  pro 
rata  Censuum  imponendorum  liberatae  fuerint,  esse  imponendos, 
proptereaque  a  singulis  Dioccesibus  immediate  saltem  post  annum 
miilcsimum  oetlngentesimum  trigesimum  tertium  praedictorum 
Ceosuum  fructus  esse  pereipiendos  ex  nunc  autem  usque  ad 
totum  annum  raillesimum  oetingentesimum  trigesimum  tertium, 
vel  usque  ad  celeriorem  dictorum  Censuum  impositionem,  eam- 
dem  argenti  summam  fructibus  Censuum  respondentem  abAerariis 
Provincialibus  unieuique  Dioeccsi  esse  numerandam.  Ne  vero 
ullo  modo  numerationis  prorogatio  ultra  annum  millesimum  oetin- 
gentesimum trigesimum  tertium  timeri  possit,  quum  forte  Magis- 
trats intercesserint,  ne  Census  imponantur,  non  satis  diminula 
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public!  aeris  alieni  quantitate,  laudatus  Rex  ultro  promisit,  con- 
ceptisque  verbis  sese  obligavit,  si  praeter  omnem  expectationcm 
id  accidat,  se  curaturum  esse,  ut  tot  agri  Regiis  impensis  eman- 
tur  pleno  dominii  jure  singulis  Ecclesiis  tradendi,  quot  neces- 
sarii  sint,  ut  eorura  reddilus  annuas  Illas  summas  exaequent, 
quae  ex  Censibus  percipiendae  essent,  nisi  impedimentum  illud 
intercessisset.  Quae  omnia  cum  Sereoissimus  Rex  per  Diplomat.» 
in  valida  Regni  forma  a  se  subscribenda  in  tuto  ponere,  sit  polli- 
citus,  ut  plenum,  et  integrum  effectum  suo  tempore  sortiantur; 
hlnc  supradictus  Josephus  Episcopus  Diplomata  hujusmodi  sin- 
gulis Ecclesiis  tradet  in  respectivis  Archivis  asservanda. 

Similes  autem  redditus  ad  formam  promissionis  Regiae,  de- 
ductis  oneribus,  constare  debebunt  sequentes  annuas  dotationum 
summas,  nempc  pro  Archiepiscopo  Coloniensi,  ac  pro  Arrhi- 
episcopo  Gnesnensi,  et  Posnaniensi  duodecim  millium  thalerorum 
Borussicorum,  pro  Episcopis  Trevirensi,  Monasteriensi,  Pader- 
bornensi,  et  Culmensi  octo  millium  thalerorum  dictae  monclae, 
ultra  redditus  fündi  Wiirbeniani  ad  Ejus  Episcopalem  mensam 
spectanlis  pro  parte  Dioecesis  in  Regno  Borussico,  salvis  manen- 
tibus  Ulis  reddilibus,  quos  percepit  ex  reliqua  Dioecesis  parte 
temporall  Dominlo  Carissimi  in  Christo  Filii  Nostri  Francisci 
Austriae  Imperatoris,  atque  Hungariae  et  Bohemiae  Regis  Apo- 
stolici  subjecta ;  quod  vero  ad  Warmiensis  Episcopalls  mensae 
dotationem  pertinet,  flrmis  bonis  ac  reddilibus,  quibus  actu  iüa 
mensa  gaudct,  nihil  in  praesens  innovandum  esse  dcclaramus, 
sed  aliquando  ad  aliarum  in  Regno  Borussico  mensarum  normani 
Apostolica  interveniente  auctoritate  Tore  conformandam. 

Pari  methodo  MetropolitanaeEcclesiae  Coloniensis  Capitulum 
dotabitur  in  annua  Summa  pro  Praeposito  thalerorum  Borussico- 
rum bismllle,  pro  Decano  thalerorum  item  bismille,  pro  quolibet 
ex  duobus  primis  Canonicis  numerariis  thalerorum  mille  bis 
centum ;  pro  quolibet  ex  sequentibus  sex  Canonicis  thalerorum 
mille,  pro  quolibet  ex  duobus  postremis  Canonicis  thalerorum 
octingentorum ,  pro  quolibet  ex  quatuor  Canonicis  Honorariis 
thalerorum  centum ,  pro  quolibet  demum  ex  octo  Vicariis ,  seu 
Praebendatis  thalerorum  biscentum. 

In  Archiepiscopali  Ecclesia  Gnesnensi  pro  Praeposito,  et 
sex  Canonicis  quibus  illud  Capitulum  imposterum  constabit,  ea 
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reddiluum  quantitas  conservabitur,  qua  Praepositus  et  sex  Capi- 
tulares  Seniores  actu  fruuntur.  In  Capitulo  Archiepiscopalis  Ec- 
clesiae  Posnaniensis  redditus  praediclo  modo  assignabuntur  in 
annua  Summa  pro  Praeposlto  thalerorum  mille  octingentorum, 
pro  Decano  thalerorum  pariter  mllle  octingentorum,  pro  quolibet 
ex  duobus  primis  Canontcis  thalerorum  mille  biscentum,  pro 
quolibet  ex  quatuor  sequentibus  thalerorum  mille,  pro  quolibet 
ex  duobus  postremis  thalerorum  octingentorum,  pro  quolibet  ex 
quatuor  Canonicis  Honorariis  thalerorum  centum,  et  pro  quolibet 
ex  octo  Vicariis,  seu  Praebendatis  thalerorum  biscentum. 

In  Capitulis  Cathedralium  Ecclesiarum  tarn  Trevirensis, 
quam  Paderbornensis  pro  Praeposlto  thalerorum  milie  quatuor 
centum,  item  pro  Decano  thalerorum  mille  quatuor  centum,  pro 
quolibet  ex  duobus  primisCanonicis  thalerorum  mille,  pro  duobus 
sequentibus  thalerorum  noningentorum/)  pro  quolibet  ex  quatuor 
Canonicis  Honorariis  thalerorum  centum,  et  pro  quolibet  e  sex 
Vicariis,  seu  Praebendatis  thalerorum  biscentum. 

In  Episcopali  Ecclesia  Monasteriensi,  pro  Pracposito  thale- 
rorum mille  octingentorum,  ac  pariter  pro  Decano  thalerorum 
mille  octingentorum,  pro  quolibet  ex  sequentibus  quatuor,  thale- 
rorum mille,  pro  quolibet  ex  duobus  postremis  thalerorum  octin- 
gentorum, pro  quolibet  ex  quatuor  Canonicis  Honorariis,  thale- 
rorum centum,  et  pro  quolibet  ex  octo  Vicariis,  seu  Praebendatis 
thalerorum  biscentum. 

iur<  In  Ecclesia  Cathedrall  Culmensi  pro  Praeposlto  thalerorum 
mille  biscentum ,  item  pro  Decano  thalerorum  mille  biscentum, 
pro  primo  Canonico  thalerorum  mllle,  pro  secundo  thalerorum 
noningentorum ,  pro  quolibet  ex  reliquis  sex ,  thalerorum  octin- 
gentorum, pro  quolibet  e  quatuor  Canonicis  Honorariis  thalero- 
rum centum,  et  pro  quolibet  e  sex  Vicariis,  seu  Praebendatis  tha- 
lerorum biscentum. 

In  Cathedrall  Ecclesia  Wratislaviensi,  pro  Praeposlto  thale- 
rorum bismille,  pro  Decano  similiter  thalerorum  bismille,  pro 
primo  Canonico  Praebendam  Scholasticl  obtinente  thalerorum 
mille  quingentorum,  pro  quolibet  e  duobus  sequentibus  thalerorum 
mille  centum,  pro  quolibet  ex  aliis  Septem,  thalerorum  mille,  pro 
quolibet  e  sex  Canonicis  Honorariis  thalerorum  centum ,  et  pro 
quolibet  ex  octo  Vicariis,  seu  Praebendatis  thalerorum  biscentum. 
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In  Ecclesia  vero  Eplscopali  Wariniens!,  nihil  circa  ejus  Ca- 
piiuli  dotationein ,  et  formam  ad  praesens  immutandum  esse  de* 
claramus,  reservata  tarnen  Nobis,  et  Romanis  Pontiflcilms  suc- 
cessoribus  Nostris  facultate  illos  aliquando  ad  reliquarum  Borus- 
sici  Regni  Ecclesiarum  normam  conformandi. 

Aquisgranensis  praeterea  Ecclesiae  per  Nos  in  Collegiatam 
ut  supra  constitutae  Capilulum,  constans  ex  unica  Praepositi 
Dignitate,  et  sex  Canonicatibus  eamdem  annuorum  red  di  tu  um 
Summam  conservabit,  qua  actu  gaudet. 

Committimus  pariter  antedicto  Josepho  Episcopo  Warmiensi, 
ut  Clericorum  Seminariis  in  qualibet  Dioecesi  opportune  consta- 
biliendis  firma  remanente  possessione Bonorum,  quae  ad  praesens 
obtinent  eas  vel  partiales ,  vel  integras  prout  necessitas ,  atque 
utilitas  postulabit  Bonorum  dotationes  attribuet,  quae  ab  adpro- 
missa  Serenissimi  Borussiae  Regis  liberalitate  suppediUbuntur. 

Mandamus  quoque  eidem  Josepho  Episcopo,  ut  pro  cujusiibet 
Antistitis  decenti  residentia,  vel  vetera  Episcopia ,  si  commode 
fleri  poterit,  vel  alias  Domos  ad  id  a  praefato  Rege  in  respectivis 
Civitatibus ,  atque  etiam  alteras  Ruri ,  sl  facile  possit  conceden- 
das;  itemque  Domos  pro  Dignitatibus  Canonicis,  et  Vlcariis, 
seu  Praebendatis,  nec  non  pro  Curia  Ecclesiastica,  pro  Capitulo, 
et  Archivo  tribuendas  opportune  statuet,  atque  assignet. 

Ad  manutenlionem  vero  Fabricarum  tarn  Metropolitanarum, 
quam  Cathedralium  Ecclesiarum,  comprehensis  quoque  suppres- 
sis  Catbedralibus  Corbejensi ,  et  Aquisgranensi,  atque  ad  divini 
cultus ,  ac  Inservientium  expensas  ea  Bona ,  ac  reddltus  etiam  in 
futurum  conservabuntur,  quae  iis  usibus  jam  sunt  destinata, 
quaeque  Serenissimus  Rex  diligentissime  scrvatiu-um  est  pollici- 
tus ;  et  in  casu  extraordinariae  necessitatis  confldimus  Tore ,  ut 
rebus  hisce  de  Thesauro  Regio  liberaliter  provideatur. 

Antedicto  Josepho  Episcopo  praeterea  injungimus,  ut  cujus- 
iibet Archiepiscopalis,  et  Episcopalis  Ecclesiae  suffraganeatus  as- 
suetae  congruae  Dotationi  provideat ,  utque  singulis  Archiepisco- 
pis  et  Episcopis  ad  satisraciendum  expensis  Vicariorum  Genera- 
lium,  et  Curiae  eam  reddituum  tribuat  quantitatem,  quae  a  prae- 
laudato  Borussiae  Rege  Juxta  liberalem,  ac  providam  suam  pro- 
missionem  hisce  tituUs  factara  constltuetur. 

Et  quoniam  Serenissimus  Borussiae  Rex  ultroNobis  polUdlus 
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est  se  non  modo  Domos  illas  tarn  ad  alendos  cmerilos  senes ,  vel 
inflrraos  sacerdotes,  quam  ad  coercendos  Ecclesiasticos  discolos, 
ubi  exislunt  conservaturum,  sed  etiam  novas,  ubl  desunt  constabi- 
litumm,  propterea  ipsi  JosephoEpiscopo  committimus,  ut  cognitis 
iis,  quae  de  hac  re  statuerit  praelaudatus  Rex,  auditisque  respec- 
Uvls  Locorum  Ordinariis,  sub  quorum  jurisdictione  hujusmodl 
Domus  manere  debebunt ,  omnia  quae  opus  erunt  circa  memora- 
tas  Domos,  earumque  congruam  dotationem  disponat.' 

Cum  vero  in  suppressis  Corbejensi,  et  Aquisgranensi  Cathe- 
dralibus  Ecclestis  Sacra  reperiantur  suppellectilia  ad  Pontificalia 
in  iilis  exercenda  non  amplius  neccssaria,  facultatem  praedicto 
Josepho  Episcopo  concedimus  ea  in  usum ,  et  commodura  Archi- 
cpiscopalis  Ecclesiae  Colon icnsis,  si  opus  l\ierit,  sin  minus  in 
usum  aiiarum  Regni  Ecclesiarum ,  quae  iis  indigeant ,  libere  va- 
leat  convertere. 

Habita  nunc  ratione  reddituum  supramemoratis  Arehiepisco- 
palibus  et  Episcopalibus  Regni  Borussici  Ecclcsiis  ad  praesens 
respective  adsignatorum ,  in  Libris  Camerae  Aposlolicae  prout 
sequltur,  nempe  Ecclesiam  Coloniensem  in  Fiorenis  Mille  auri 
de  Camera,  Ecclesias  invicem  unitas  Gnesnensem  et  Posnanien- 
sem  in  Fiorenis  pariter  Mille,  Ecclesiam  Wratislaviensera  in  Fio- 
renis Mille  centum  sexaginta  sex  cum  duobus  tertiis,  Ecclesias- 
queTrevirensem,  Monasteriensem,  Paderiwrnensem,  Culmensem, 
etWarmienscm  in  Fiorenis  sexcentum  sexaginta  sex  cum  duobus 
tertiis  taxari  mandamus. 

Dt  autem  cuncta  a  Nobis  ut  supra  disposita  rite ,  feliciter, 
ac  celeriter  ad  optatum  exitum  perducantur  supradicto  Josepho 
Episcopo  Warmiensl  harum  Literarum  Exequutori  deputato  ora- 
nes,  et  singulas  ad  hujusmodi  effectum  necessarias,  etopportunas 
concedimus  facultates,  ut  praeviis  respectivis  dotationibus  per 
Instrumenta  in  valida  Regni  forma  exaranda  ad  uniuscujusque 
Ecclesiae  cum  suo  Capitulo,  sive  erectionem,  sive  novam  ordina- 
lionem,  ac  respectlvi  Territorii  Dioecesani  circumscriptionem  pro- 
cedere,  aliaque  omnia  ut  supra  ordinata  peragere,  atque  statuere 
delegata  sibi  Apostolica  auctoritate  libere ,  et  Helte  possit  et  va- 
leat ;  atque  ulterius  ipsi  Josepho  Episcopo  facultatem  pariter  tri- 
buimus,  ut  ad  plenam  rerum  omnium  in  Locis  praesertim  ab  ejus 
resideotia  remotis  executionem  unam ,  seu  plures ,  personam  vel 
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personas  in  simili ,  vel  alia  d  ignitate  Ecclesiastica  constitutam. 
vel  constitutas  subdelegare,  et  tarn  ipse  Josephus,  quam  persona, 
vel  personae  ab  eo  sie  subdeleganda,  vel  subdelegaodae  super 
quacumque  opposilione,  in  actu  executionis  hujusmodi  quomodo- 
libet  forsan  oritura,  servatis  tarnen  de  jure  servandis  etiam  de- 
finitive, et  quacumque  appellatione  remota  pronunciare  libere 
item,  ac  Heile  possin t,  etvaleant,  ac  quilibet  eorum  respeetive 
possit  et  valeat. 

Eidem  vero  Josepho  Episeopo  expresse  tajungimus,  ac  man- 
damus  ut  exempla  singulorum  aclorum  tarn  per  se ,  quam  per  ab 
eo  Subdelegatos  in  praesentium  Literarum  executionem  confleien- 
dorum  intra  Quadrimcstre  ab  expleta  ipsarum  executione  ad  banc 
Apostolicam  Sedem  in  authentica  forma  transmittat  in  Archivio 
Congregationis  rebus  Consistoriaiibus  praepositae  de  more  asser- 
vanda. 

Praesentes  autem  Literas,  et  in  eis  contenta,  ac  statuta 
quaecumque,  etiam  ex  eo  quod  quilibet  in  praemissis,  vel  in  eo- 
rum aliquo  Jus ,  aut  Interesse  habentes ,  vel  quomodolibet  etiam 
in  futurum  habere  praetendentes  cujusvis  Status ,  ordinis ,  condi- 
tlonis,  et  praeeminentiae,  ac  etiam  speeiflea,  expressa,  et  indivi- 
dua  mentione  digni  sint,  Ulis  non  consenserint ,  seu  quod  aliqui 
ex  ipsis  ad  praemissa  minime  vocatl ,  vel  etiam  nullimodo,  aut 
non  satis  auditi  fuerint,  sive  ex  alia  qualibet  etiam  laesionis,  vel 
alia  Juridica  privilegiata,  ac  priviiegialissima  causa,  colore,  prae- 
textu,  et  capite  eliam  in  corpore  Juris  clauso,  nullo  unquam  tem- 
pore de  subreptionis ,  vel  obreptionis,  aut  nullitatis  vitio,  seu 
Intentionis  Nostrae,  vel  Interesse  habentium  consensus,  aliove 
quolibet  defectu  quantumvis  magno,  inexeogitato ,  substantiali, 
ac  substantialissimo,  sive  etiam  ex  eo  quod  in  praemissis  Solem- 
nitates,  et  quaecumque  alia  forsan  servanda,  et  adimplenda,  mi- 
nime sen  ata ,  et  adimpleta  seu  causae  propter  quas  praesentes 
emanaverlnt  non  suffleienter  adduetae,  verifleatae,  et  Jusliflcatae 
fuerint,  notari,  impugnari,  aut  alias  infringi,  suspendi,  restringi, 
limitari,  vel  in  controversiam  vocari ,  seu  adversus  eas  restitutio- 
nis  in  integrum ,  aperitionis  oris ,  aut  aliud  quodeumque  Juris, 
facti,  vel  Justitiae  remedium  impetrari,  aut  sub  quibusvis,  eon- 
trarlis  constitutionibus ,  revocationibus ,  suspensionibus ,  limita- 
tionibus ,  decretis  aut  declarationibus ,  generalibus ,  vel  speciali- 
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bus  quomodollbet  factis  minime  posse  comprehendi ,  sed  Semper 
ab  Ulis  exceptas  esse ,  et  fore ,  ac  tamquam  ex  Pontiflciae  Provi- 
dentiae  Officio  certa  scienlia,  et  potestatis  plenitudine  Nostris 
factas,  et  emanatas,  omnimoda  flrmitate  perpetuo  validas,  et  effi- 
caces  existere,  et  fore  suosque  plenarios  et  integros  efTectus  sor- 
Uri,  et  obtinere,  acab  omnibus,  ad  quos  spectat,  et  speclabit  quo- 
modoiibet  in  ftiturum  perpetuo,  et  inviolabiliter  observari,  ac  su- 
pradictarum  £cclesiarum  £piscopis,  et  Capitulis  aliisque,  quorum 
favorem  praesentes  Nostrae  Literae  concernunt  perpctuis  futuris 
temporibus  plenissime  suffragari  debere ,  eosdemque  super  prae- 
missis  omnibus,  etsingulis,  vel  illorum  causa  ab  aliquibus  quavis 
auctoritate  ftingentibus  quomodolibet  molestari,  perturbari,  in- 
quietari ,  vel  impediri,  neque  ad  probationem,  seu  veriflcationem 
quorumcumque  in  iisdem  praesentibus  narratorum  nuilatenus  un- 
quam  teneri,  neque  ad  id  in  judicio,  vel  extra  cogi,  seu  compelli 
posse,  et  si  secus  super  his  a  quoquam  quavis  auctoritate  scienter 
vel  ignoranter  contigerit  attentari  irritum,  et  prorsus  inane  esse, 
ac  fore  volumus,  atque  decernimus. 

Non  obstantibus  de  jure  quaesito  non  tollendo  de  sup- 
pressionibus  committcndis  ad  partes  vocatis  quorum  interest, 
aliisque  Nostris,  et  Cancellariae  Apostolicae  regulis,  nec  non 
dictarum  Ecclesiarum  etiam  conßrmatione  Apostolica,  vel  quavis 
flrmitate  alia  roboratis  statutis,  et  consuetudinibus  etiam  imme- 
morabilibus  privilegiis,  quoque  Indultis,  et  Concessionibus  quam- 
vis  speciflca,  et  individua  mentione  dignis,  omnibusque  et  singu- 
lis  Apostolicis,  ac  in  Synodalibus,  Provincialibus,  et  Universali- 
bus  Conciliis  editis  specialibus,  vel  generaübus  Constitutionibus, 
et  Ordination ilnis ,  quibus  omnibus,  et  singulis  eorumque  tot is 
tenoribus,  acformis,  etiam  si  specialis,  speciflca,  et  individua 
mentio,  seu  quaevis  alia  exquisita  forma  ad  hoc  servanda  foret 
illorum  tenores,  ac  si  de  verbo,  ad  verbum,  nihil  penltus  omisso, 
et  forma  in  Ulis  tradita,  observata,  inserti  forent,  praesentibus 
pro  expressis  habentes  ad  praemissorum  omnium,  et  singulorum 
etTectum  latissime,  et  plenissime,  ac  specialiter,  et  expresse  ex 
certa  scienlia,  et  potestatis  plenitudine  paribus  derogamus,  et  de- 
rogatum  esse  declaramus,  caeterisque  contrariis  quibuscunque. 

Volumus  praeterea,  ut  harum  Literarum  Nostrarum  Trans- 
sumptis  etiam  impressis,  manu  tarnen  alieujus  Notarii  Publici 
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subscriptis,  et  Sigillo  Personae  fn  Eccleslastica  Dignitate  con- 
stitutae  munltis,  eadem  prorsus  fldes  ubique  adhibeatur,  quac 
fpsis  praesentibus  adhiberetur  si  forent  exhibitae  vel  ostensae. 

Nulli  ergo  omnino  hominum  liceat  hanc  paglnam  Nostrae 
suppresslonis,  extlnctionis,  annullationis ,  restitutionis ,  erectio- 
nis,  unionis,  disraembrationfs,  disjunctlonls,  separationis,  aggre- 
ga Monis ,  applicationis ,  circumscriptionls ,  concessionis ,  Indult!, 
elargiUonis,  assignationis ,  suppletionls ,  subjectionis ,  attributio- 
nis,  Statut!,  declarationis,  commlssionis ,  dqm talionis.  Mandat i. 
Decreti ,  derogatfonis ,  et  voluntatis  infringere,  vel  el  ausu  tc- 
merario  contraire,  si  quis  autera  hoc  attentare  praesumpserit  Io- 
dlgnationem  Omnipotentis  Dei,  ac  Bealorum  Petri  et  Pauli  Apo- 
stolorum  ejus  se  noverit  incursurum. 

Datum  Romae  apud  Sanctam  Maria m  Majorem  Anno  7/j- 
carnationls  Dominicae  millesimo  octingenteslmo  vtgeslmo 
primo  Decimo  Septimo  Kalendas  August! .  Pontiflcatus 
Nostri  Anno  vigesimo  secundo. 

ä)  Eine  Deutsche  Uebersetzung  dieserBulle  findet  sich  in: 
der  Gesetzsammlung  für  die  Königlichen  Preussi- 
schen  Staaten,  1821,  No.  12,  S.  114  n.  f. 

Die  Königlich  Pre  u  ssischeCabinetsordre  vom  23.  Au- 
gust 1821,  betreffend  die  königliche  Sanction  der  päpstlichen 
Bulle,  d.  d.  Rom  den  16.  Juli  1821  lautet: 

Da  die  mir  von  Ihnen  vorgelegte  päpstliche  Bnlle,  welche  mit  den 
Worten:  „de  salutc  aniraarum"  anhebt,  und  aus  Rom  vom  16. 
Juli  d.  J.  (XVIL  Cal.  Aug.)  datirt  ist,  nach  ihrem  wesentlichen  In- 
halte mit  jener  Verabredung  zusammenstimmt,  die  unter  dem  25. 
März  d.  J.  in  BetrefT  der  Einrichtung,  Ausstattung  und  Begrenzung 
der  Erzbisthümer  und  Bisthümer  der  katholischen  Kirche  des  Staats, 
und  aller  darauf  Bezug  habenden  Gegenstände ,  getroffen ,  auch  von 
Mir  bereits  unter  dem  9.  Juni  d.  J.  genehmigt  worden  ist;  so  will  Ich, 
auf  Ihren  Antrag,  auch  dem  wesentlichen  Inhalte  dieser  Bulle ,  näm- 
lich dem,  was  die  auf  vorerwähnte  Gegenstände  sich  beziehenden 
sachlichen  Verfügungen  betrifft ,  hierdurch  meine  königliche  Billi- 
gung und  Sanction  ertheilen,  Kraft  deren  diese  Verfügungen  als  bin- 
dendes Statut  der  katholischen  Kirche  des  Staates  von  Allen ,  die  es 
angeht,  zu  beobachten  sind. 

Diese  meine  königliche  Billigung  und  SancÜon  ertheile  ich ,  ver- 
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möge  Meiner  Majestätsrechte,  und  diesen  Rechten,  wie  auch  allen 
meinen  Unterthanen  Evangelischer  Religion,  und  der  Evangelischen 
Kirche  des  Staats,  unbeschadet. 

Demnach  ist  ein  Abdruck  dieser  Bulle  in  die  Gesetzsammlung 
aufzunehmen ,  und  für  die  Ausführung  derselben  durch  das  Ministe- 
rium der  geistlichen  Angelegenheiten  zu  sorgen. 

Berlin,  den  23.  August  1821. 

Friedrich  Wilhelm. 

An 

den  Staats-Kanzler  Herrn  Fürsten  von  Hardenberg. 

Vergl:  Gesetzsammlung  für  die  Königlichen  Preussi- 
schen  Staaten,  1821,  No.  12,  S.  113. 


Das  Preussische  Kabinet,  durch  die  bisherigen  Erfahrungen  über- 
zeugt, dass  sich  dem  Abschlüsse  eines  gemeinschaftlichen  Concordats 
unendliche  Schwierigkeiten  entgegenstellen  würden,  hatte,  wie 
Baiern,  unmittelbar  nach  geschlossenem  Frieden,  für  sich  besonders 
zu  unterhandeln  beschlossen.  Zu  der  Sendung  nach  Rom  wurde  der 
Geheime  Staatsrai  Ii  Niebuhr  gewählt.  Während  derselbe  seinem 
wichtigen  Geschäfte  oblag,  suchte  die  preussische  Regierung  ihre 
Rechte  gegen  Eingriffe  der  römischen  Curie  kräftig  zu  verwahren. 
Zu  Anfang  des  Jahres  1819  bewog  sie  den  Papst,  die  katholische  Be- 
völkerung Erfurts  und  der  Umgegend,  so  wie  die  des  Eichsfeldes,  von 
der  Regensburger  Diöcese  zu  trennen  und  der  Verwaltung  des  Fürst- 
Bischofs  von  Corvei  zu  übertragen.  Ebenso  wurden  mehrere  Bezirke, 
die  bisher  vom  Papste  zu  polnischen  Bisthümern  geschlagen  waren, 
der  einstweiligen  Verwaltung  eines  apostolischen  Vicariats  zu  Danzig 
übergeben.  Eine  vorläufige  Diöcesen  - Umschreibung, 
welche  dem  künftig  abzusch liessenden  Vertrage  als  Formular  dienen 
sollte,  erhielt  unterm  6.  April  1820  die  königliche  Genehmigung. 
Durch  die  Anwesenheit  des  Staatskanzlers,  Fürsten  von  Harden- 
berg, zu  Rom,  im  Frühjahre  1821  wurden  die  letzten  Bedenken  ge- 
hoben und  Pius  VII.  erklärte  sich  eudlich  zur  Uebereinkunfl  ge- 
neigt, welche  —  ohne  den  Namen  eines  Concordates  und  ohne  die  ge- 
wöhnliche Form  eines  Vertrags,  —  mittelst  gewechselter  Noten 
der  beiderseitigen  Bevollmächtigten  am  25.  März  1821  zu  Stande 
kam,  worauf  die  Bulle  vom  16.  Juli  desselben  Jahres  erfolgte, 
welche  (s.  oben)  unterm  23.  August  1821  die  königliche  Billi- 
gung undSanction  erhielt. 
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Vergl:  E.  Münch  a.  a.  0.  Th.  II,  S.  182,  183. 
J.  L.  Kl  üb  er,  öffentliches  Recht  des  Teut sehen  Bundes  u.  s.  w. 
(4.  Aufl.  1840.  8.)  S.  757  u.  f. 

b)  Hinsichtlich  der  Besetzung  des  erzbischöflichen  Stahles  zu 
Gnesen  und  Posen,  sowie  der  bischöflichen  Stühle  zu  Er  mland 
und  Culm  hatte  der  König  schon  vor  dem  Jahre  1821  ein  entschei- 
dendes Mitwirkungsrecht,  bei  welchem  es  auch  später  sein  Bewenden 
behielt. 

c)  Vergl:  den  Staats-Vertrag  zwischen  Preussenund  Ol- 
denburg vom  10.  Mai  1837,  in  der  folgenden  Nummer. 

d)  In  mehreren  offiziellen  Editionen  der  Bulle ,  z.  B.  in  der  Ge- 
setzsammlung für  die  königl.  preussischen  Staaten,  1821,  S.  135,  steht 
unrichtig:  „actualis." 

e)  Ebendaselbst,  S.  135,  und  in  mehreren  anderen  Abdrücken, 
steht  unrichtig:  „Ubersdorf." 

f)  Die  Bestimmung  des  Gehaltes  der  übrigen  wirkliehen  Canonici 
dieser  Domkapitel  fehlt  in  dieser  Bulle,  sowohl  nach  deren  Bekannt- 
machung in  der  Gesetz -Sammlung  für  diek.  preussischen 
Staaten,  1821,  S.  144,  als  nach  den  späteren  Ausgaben  bei  G. 
v.  Wiese,  v.  Droste-Hülshof  (s.  unten)  u.  a. 


Vergl.  auch:  G.  F.  de  Martens  Recueil  etc.  Supplem.,  vol. 
supplem.  au  IX.  Tome,  p.  320. 

Neueste  Einrichtung  des  katholischen  Kirchen  We- 
sens in  den  Königl.  Preussischen  Staaten  (Frankfurt  a.  M. 
1822,  8.)  S.  56  u.  f. 

A.  Müller,  Preussen  und  Baiern  im  Concordate  mit  Rom.  Neu- 
stadt a.  d.  0.  1824,  8. 

Gonventio  inter  Pium  VII.  Summum  Pontißcem  et  Majesta- 
tem  Suam  Maximilianum  Josephum,  Bavariae  Regem,  — 
nec  non  Bullae  Pii  VII.  ac  Leonis  etc.  de  constiluenda  re  sacra 
in  Terris  Borussicis  Hannovcranisque.  (Anhang  zu  G.  v. 
Wiese,  Grundsätze  des  gemeinen  in  Deutschland  üblichen  Kirchen- 
rechts. 5.  verm.  und  verb.  Ausgabe ,  nach  des  Verfassers  Tode  her- 
ausgegeben von  W.  Th.  Kraut,  Göttingen,  1826,  8.) 

v.  D roste- II ül shof,  Grundsätze  des  gemeinen  Kirchenrechts 
der  Katholiken  und  Evangelischen.  Münster,  1828,  8. 

K.  J.  Eichhorn,  Grundsätze  des  KirchenrechLs  u.  s.  w. ,  B.  II, 
S.  835. 
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Zugleich  mit  obiger  Balle  wurde  ein  (öffentlich  nicht  bekannt  ge- 
machtes) Breve  erlassen,  durch  welches  die  Domkapitel  zu  Bres- 
lau, Cöln,  Trier,  Münster  und  Paderborn  die  Anweisung 
erhalten,  nur  solche  Personen,  welche  dem  Könige  ge- 
nehm sind(personae  grata e)  zu  wählen  und  sich,  dass  dies  der 
Fall,  vor  der  feierlichen  Wahl  zu  versichern.  (Vergl.  auch:  Note  b.) 
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« 

Staats-Vertrag  zwischen  Preu ssen  und  Oldenburg, 
wegen  Bestimmung  der,  ans  dem  Anschlüsse  der 
katholischen  Kirchen  im  Herzogthnme  Olden- 
burg an  die  Diöcese  Münster  hervorgehenden 
staatsrechtlichen  Verhältnisse,  unterzeichnet  zu 

Berlin  am  10.  Mai  1837.  ■) 

Nachdem  aur  den  Grund  Statt  gehabter  Unterhandlungen 
zwischen  dem  Königlich  Preussischen  und  dem  Grossherzoglich 
Oldenburgischcn  Hofe  eine  Vereinbarung  über  den  Anschluss 
der  katholischen  Kirchen  im  Herzogthume  Olden- 
burg an  die  Diöcese  Münster  durch  den,  von  Seiner  König- 
lichen Hoheit  dem  Grossherzoge  hiezu  bevollmächtigten  Staats- 
minister Baron  von  ßrandenstein  mit  dem  Päpstlichen  Voll- 
zieher der  für  die  Königlichen  Preussischen  Staaten  erlassenen 
Circumscriptions -Bulle  „de  salute  animarum",  Weiland 
Seiner  Durchlaucht  dem  Prinzen  Joseph  von  Hohenzollern- 
Hechingen,  Fürsten-Bischöfe  von  Ermland,  unterm  5.  Januar 
1830  abgeschlossen  und  im  Wesentlichen  bereits  zur  Ausführung 
gebracht;  hiernächst  aber  von  Seiten  der  beiden  betheiligteo  Höfe 
für  angemessen  erachtet  worden  ist,  die  aus  der  gedachten  Diö- 
cesan-Verbindung  hervorgehenden  staatsrechtlichen  Verhältnisse 
nach  Maassgabe  des  dieserhalb  vorwaltenden  Bedürfnisses  näher 
zu  bestimmen ;  so  sind  zu  diesem  Ende  zu  Bevollmächtigten  er- 
nannt worden, 

i 
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von  Seiner  Majestät  dem  Könige  von  Preussen*. 
Allerhöchst  dem  Geheimer  Legationsrath  Friedrich  Carl  von  Bü- 
lo  w ,  Ritter  des  Königlich  Preussischen  rothen  Adlerordens  drit- 
ter Klasse  mit  der  Schleife,  des  Ordens  vom  eisernen  Kreuze 
zweiter  Klasse,  Commandeur  zweiter  Klasse  des  Kurfürstlich 
Hessischen  Hausordens  vom  goldenen  Löwen  und  Ritter  des  Rus- 
sisch Kaiserlichen  St.  Wladimir -Ordens  vierter  Klasse? 

von  Seiner  Königlichen  Hoheit  dem  Grossherzoge  von 
Oldenburg: 

Höchstdero  Staatsrath  Carl  Friedrich  Ferdinand  Süden,  Ritter 
des  Königlich  Preussischen  rothen  Adler-Ordens  dritter  Klasse, 
Commandeur  des  Königlich  Grossbritannisch  -  Hannöverischen 
Guelpben- Ordens  und  Commandeur  erster  Klasse  des  Kurfürst- 
lich Hessischen  Haus  -  Ordens  vom  goldenen  Löwen ; 

weiche  nach  Anleitung  jener  früheren  Verhandlungen  über 
folgende  Bestimmungen  überein  gekommen  sind. 

Artikel  I. 

Seine  Majestät  der  König  von  Preussen  genehmigen,  dass 
die  bisherige  Verbindung  der  katholischen  Kirchen  in  den  vor- 
mals Hoch stift -Münsterischen  Landestheilen  des  Herzogthums 
Oldenburg  mit  der  Diöcese  Münster  erhalten  und  selbige  auch  aur 
die,  zur  Osnabrückischen  Diöcese  gehörig  gewesenen,  neuerlich 
aber  von  derselben  getrennten  Pfarreien  Damme ,  Neuenkirchen 
und  Holdorf  ausgedehnt,  ingleichen,  dass  die  Verwaltung  der  ka- 
tholischen Kirchen  zu  Oldenburg  und  Jever,  deren  frühere  Ver- 
bindung mit  der  Nordischen  Mission  aufgelöset  worden,  von  dem 
Bischöfe  zu  Münster  nach  gleichen  Rechten  geführt  werde ,  als 
solche  dem  Fürsten  -  Bischöfe  von  Breslau  in  der  Bulle  ,,de  sa- 
lute  an  i  mar  um"  in  Ansehung  der  katholischen  Kirchen  zu 
Berlin  und  Potsdam  beigelegt  sind ;  und  dass  dasselbe  in  Bezie- 
hung auf  die,  von  dem  Bischöfe  zu  Münster  früher  nach  Missions- 
rechte geleitete  katholische  Kirche  zu  Wildeshausen  Statt  finde. 

Artikel  II. 

Der  Bischof  zu  Münster  wird  beim  Antritte  seines  Amtes  in 
Beziehung  aur  sein  Verbältniss  zu  den  katholischen  Kirchen  im 
Herzogthume  Oldenburg  der  Grossherzoglich  Oldenburgischen 
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Staatsregierung  einen  Revers  ausstellen ,  dass  er  den  landesherr- 
lichen Gerechtsamen  Seiner  Königlichen  Hoheit  des  Grossherzogs 
bei  der  Ausübung  seiner  bischöflichen  Pflichten  nicht  zu  nahe 
treten  und  aurdie  Gesetze  des  Herzoglhums  Oldenburg  gehörige 
Rücksicht  nehmen  wolle. 

Artikel  III. 

Wenn  Sedisvacanz  eintritt,  wird  das  Dom-Capitel  zu  -Mün- 
ster Sr.  Königlichen  Hoheit  dem  Grossherzoge  von  Oldenburg 
davon  Anzeige  machen,  wie  auch  den  Ausgang  der  Bischorswahl 
zu  Höchstdero  Kenntniss  bringen. 

Artikel  IT. 

Von  Sr.  Majestät  dem  Könige  von  Preussen  wird  genehmigt, 
dass  Se.  Königliche  Hoheit  der  Grossherzog  von  Oldenburg  an 
der  Domkirche  zu  Münster  zwei  Ehren  -  Canonicate  zu  gleichen 
Einkünften  und  Rechten,  als  den  übrigen  Ehren  -  Canonlea ten  an 
derselben  Kirche  beigelegt  sind ,  errichten. 

Artikel  V. 

Ebenso  genehmigen  Se.  Königliche  Majestät ,  dass  die  dem 
Oldenburgischen  Theile  der  Diöcese  Münster  bereits  vorgesetzte 
und  mit  ausgedehnten  Vollmachten  versehene  eigene  geistliche 
Behörde  (Offleialat)  dem  Bischore  zu  Münster,  unabhängig  von 
dem  dortigen  General-Vicariate,  unmittelbar  untergeordnet  bleibe 
und  während  der  Vacanz  des  Bischöflichen  Stuhles  zu  dem  Dom- 
capitel  daselbst  in  gleichem  Verhältnisse,  wie  bei  besetztem 
Stuhle  zu  den  Bischören  stehe. 

Artikel  Tl. 

Die  Grossherzoglich  Oldenburgischen  Unterthanen  sollen  von 
dem  Genüsse  der  vormals  gemeinsamen  oder  ihnen  etwa  eigen- 
thümlichen  Alt-Münsteriscben  Stiftungen  nicht  ausgeschlossen, 
vielmehr  bei  demselben  erhalten  werden. 

Artikel  TU. 

Was  insbesondere  das  Clerical-Seminarium  zu  Münster  nebsl 
der  damit  verbundenen  Critinianischen  Stiftung  betrifft,  so  wird 
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Königlich  Preussischer  Seils  aus  Rücksichten  auf  die  Wünsche 
der  Grossherzoglich  Oldenburgischen  Staatsregierung  und  ohne 
Anerkennung  einer  dieslalligen  Rechtsverbindlichkeit  nachgege- 
ben, dass  von  den,  bei  diesem  Institute  befindlichen  älteren  Frei- 
stellen  Jedesmal  drei  an  qualiflcirte  Aspiranten  aus  dem  Olden- 
burgischen Bezirke  der  Münsterischen  Diöcese  verliehen  werden 
können.  Die  übrigen  Aspiranten  aus  dem  gedachten  Bezirke  sollen 
als  Diöcesanen  unter  gleichen  Bedingungen ,  wie  die  Königlich 
Preussischen  Unterthanen,  aufgenommen  werden. 

Durch  die  vorstehenden  Bestimmungen  werden  die  Hoheits- 
rechte Sr.  Majestät  des  Königs  von  Preussen  in  Ansehung  der 
gedachten  Anstalt  weder  berührt  noch  beschränkt.  Sollte  die 
Einrichtung  derselben  wesentliche  Veränderungen  erleiden,  so 
wird  darauf  Bedacht  genommen  werden ,  dem  Oldenburgischen 
Theiie  der  Diöcese  Münster  die  oben  erwähnten  Vortheile  zu  er- 
halten. 

Artikel  VIII. 

Zu  dem  Emeritcn  -  und  Demerltenhause ,  welche  der  freige- 
bigen Fürsorge  Sr.  Majestät  des  Königs  von  Preussen  ihre  Ent- 
stehung zu  verdanken  haben  werden,  hat  der  Clerus  des  Herzog- 
thums Oldenburg  zwar  keinen  unentgeltlichen  Zutritt.  Es  wer- 
den indessen  mit  Zustimmung  der  Königlichen  Regierung  zu 
Münster  Mitglieder  des  Oldenburgischen  Clerus  gegen  billige, 
zu  gewährende  Entschädigung  eintretenden  Falls  in  die  gedach- 
ten Anstalten  aufgenommen  werden. 

Artikel  IX. 

Wenn  die  Grossherzoglich  Oldenburgische  Staatsregierung 
Sich  etwa  veranlasst  finden  sollte,  wegen  besonderer  Verhältnisse 
Ihrer  Unterthanen  zu  dem  Päpstlichen  Stuhle  mit  diesem  in  un- 
mittelbare Verhandlung  zu  treten ,  und  Selbige  nicht  etwa  einen 
eigenen  diplomatischen  Agenten  in  Rom  haben  oder  einen  ande- 
ren dazu  aasersehen  möchte  5  so  wird  Derselben  dazu  das  König- 
lich Preussische  Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheiten, 
auf  jedesmaliges  besonderes  Ansuchen  dieserhalb,  insofern  sonst 
nichts  entgegensteht,  durch  Vermittelung  der  Königlichen  Ge- 
sandtschaft zu  Rom  alle  thunliche  Erleichterung  zu  verschaffen 
suchen. 

HL  45 
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Sorem  in  Beziehung  auf  die  Katholischen  Kirchen  in  der 
Prcussischen  Monarchie  überhaupt  oder  auf  die  Diöcese  Münster 
Königlich  Preussischen  Anlheils  insbesondere  Bestimmungen  ge- 
troffen würden ,  welche  für  den  Oldenburgischen  Antheil  dieser 
Diöcese  von  besonderem  Interesse  sein  könnten,  verspricht  das 
Königlich  Preussische  Gouvernement  der  Grossherzoglich  Olden- 
burgischeu  Staatsregierung  hierüber  freundschaftliche  Mitthei- 
lung zu  machen. 

Artikel  IL. 

Der  gegenwärtige  Vertrag  wird  von  Seiner  Majestät  dem 
Könige  von  Preussen  und  Seiner  Königlichen  Hoheit  dem  Gross- 
herzoge von  Oldenburg  ratifleirt  werden h)  und  die  Auswechse- 
lung der  Raliflcations-Urkunden  soll  binnen  sechs  Wochen,  oder, 
wenn  es  geschehen  kann,  noch  früher  erfolgen. 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  im  Eingange  genannten  Bevoll- 
mächtigten denselben  unterzeichnet  und  untersiegelt. 

So  geschehen  Berlin,  den  10.  Mai  1837. 

(L.  S.)  Friedrich  Carl  von  Bülo  w. 

(L.  S.)  Carl  Friedrich  Ferdinand  Süden. 

a)  Vergl:  G esetz  -  Sammlung  für  die  Königlichen 
Preussischen  Staaten,  1837,  Nr.  15,  S.  125  u.  f. 

S.  auch:  G.  J.  de  Martens,  Recueil  etc.  Supplem.,  Tom.  XIII, 
p.  313. 

b)  Der  Vertrag  wurde  am  24.  Juni  dess.  J.  von  Sr.  Majestät  dem 
Könige  von  Preussen,  und  am  30.  Mai  von  Sr.  Königlichen  Hoheit 
dem  Grossherzoge  von  Oldenburg  ratificirL 
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Bulla  Circnmscriptionis  Dioecesium  Regni  Hanno- 
veriani,  d.  d.  Romae,  die  26.  Martii  1824.*) 

jLeoEpiscopus,  Servus  Servorum  Dei. 
Ad  perpetuam  rei  memoriam. 

Impensa  Romanorum  Pontiflcum  sollicitudo,  qua  in  universac 
Catholicae  Ecclesiae  bonum  advigilant,  ad  ea  procuranda  ipsos 
compellit,  quibus  Addis  Populi  commodilati  consulatur,  ut  pro 
locorum ,  ac  temporum  ratione  facilius  ad  ea  pertrahatur ,  quae 
sint  Divini  Cultus,  quaeque  ad  aeternam  animarum  salutem  va- 
kant conducere.  Hinc  assiduis  ipsi  studiis  in  id  Semper  connisi 
sunt,  ut  Dominico  Gregi  nunquam  deessent  Pastores,  qui  cum  in 
salutaria  pascua  deducerent,  et  in  Justitiae  semitis  retinerent. 

Id  sane  potissimum  intendit  Praedecessor  Noster  felicis  re- 
cordationis,  Pius  Septimus  pro  cura,  quam  in  Religionis  utili- 
tates,  ubi  maxime  de  ipsius  disciimine  metuendum  videbatur, 
enixe  impendebat,  quando  post  delerrimas  praeteritorum  tempo- 
rum calamitates  omnibus  in  tota  Germania  Episcopalibus  Sedibus 
opportune  prospicere  studuit ,  cogitationesque  suas  pariter  con- 
vertit  ad  duas  antiquitate,  et  dignitate  praestantes  Ecclesias  Hil- 
desimensem  sciiicet,  atque  Osnabrugensem ,  quae  usque  a  Caroli 
Magnt  aevo  suam  ducunt  originem,  quaeque  nunc  intra  finesHan- 
noveriani  Regni  continentur. 

Rc  propterea  collata  cum  Serenissimo  Georg io  Quart o, 
Regnorum  Magnae  Britanniae ,  et  Hiberniae  unKorum ,  nec  non 
Hannoverae  Rege,  ac  Brunsvicensi,  et  Luneburgensi  Duce,  lau- 
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datus  Pontifex,  auditis  eliam  nonnullis  ex  Venerabiiibus  Fratri- 
bus  Noslris  Sanctae  Roroanae  Ecclesiae  Cardinalibus,  de  Taciliuri 
ratione  deliberandum  censuit,  quac  in  tanta  rerum  conversione 
occurrebat,  unice  ad  binas  illas  Episcopales  Sedes  cum  suis  Ca- 
pilulis  aliquo  pacto  conservandas,  atque  ad  dotem  ipsis,  ac  Dioe- 
ceses,  quo  posset  aptius  praeflniendas. 

Curaque  Nos,  meritis  licet  imparibus,  ad  Summi  Pontifica- 
tus  apicem  Divina  sie  disponente  benignitate  ftierimus  evocati, 
in  id  etiam  sedulo  ineumbere  debuimus,  ne  de  illa  Catholici  Gregis 
portione  minus  sollicitl  videremur.  Perspeximus  quidem  a  Sacro- 
rum  Canonum  rigore  haud  medioeriter  temperandum  Aiisse, 
inultumque  locorum,  temporum,  ac  personarum  conditioni ,  aliis- 
que  id  genus  peculiaribus  adjunetis  Iribuendum :  Ast  cum  ma- 
xime  congruat,  Praedecessorum  vestigiis  inbaerere,  atque  ad  exi- 
tum  perducere,  quaePius  Septimus  morte  praeventus  nequivit 
Apostolicae  Auctoritatis  munimine  roborare,  novum  in  Hannu- 
veriano  Rcgno  Ecclesiarum,  et  Capitulorum  statum  novosque 
Dioecesium  limites  ad  eorum  normam,  quae  laudatus  Praedeces- 
sor  duxerat  admittenda,  constitui  necessarium  conspeximus. 

Habentes  igitur  pro  expressis ,  ac  de  verbo  ad  verbum  pro- 
latis  iis  omnibus ,  quae  praedictarum  Ecclesiarum ,  et  Capitulo- 
rum anteriora  Jura,  privilegia,  ac  praerogativas  respreiunt,  et 
consensui  supplentes  eorum  omnium,  quorum  intersit,  de  Aposto- 
licae potestatis  plenitudine,  praevia  omnimoda  suppressione ,  ex- 
tinetione,  et  cessatione  prioris  Status  earumdem  Ecclessiarum,  et 
Capitulorum,  decernimus,  quod  ex  nunc  in  posterum  Capilulum 
Catbedralis  Ecclesiae  Hildesimensis  eiTormetur  ab  unica  Decana- 
tus  Dignitate ,  et  Sex  Canonicis ,  ac  quatuor  Vicariis,  seu  Prae- 
bendatis. 

Mensae  Episcopalis  annui  redditus  erunt  in  Summa  Quatuor 
mille  tbalerorum  monetae  convenlionalis ,  ut  infra  pereipiendo- 
rum ,  ac  insuper  aedes  pro  decenti  babitatione,  si  non  adsint,  no- 
viter  Episcopo  erunt  attribuendae. 

Decanus  Capituli  Catbedralis  annuo  redditu  tbalerorum  mille 
quingentorum  monetae  conventionalis,  duo  Canonici  S«  mores 
mille  quatuorcentum,  tertius,  et  quartus  Canonicus  mille,  postre- 
rai  duo  Canonici  octingentorum ,  ac  quatuor  Vicarii ,  seu  Prae- 
bendaü  quatuor  centum  ut  infra  pereipiendorum ,  respective 
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gaudebunt,  alquc  insupcr  Decanus,  quilibet  Canonicus ,  et  duo 
Vicarii  in  ordinc  priores  Domos  habebunt,  unicuique  eorum 
Praebendae  assignandas. 

Ad  hujusmodi  autcm  redditus  constituendos  praefatus  Ge- 
org! us  Rexspoponditintra  quadriennium  a  data  praesentium  nu- 
merandum  tot  Fundos,  ac  bona  stabilia,  Decimas ,  et  Census  rea- 
les iisdem  Episcopo,  et  Capitulo  ea ,  qua  singulis  par  est  quan- 
titate,  se  traditurum,  quot  praedictis  annuis  adsignatis  redditibus 
ab  omni  cujuscumque  generis  onere  prorsus  liberis  et  immunibus 
respondeant,  ila  tarnen,  ut  antea  per  infrascriptum  harum  Litc- 
rarum  Exequutorera  Apostolicae  Sedis  judicio  subjiciantur,  quo 
amirale  perpensa  necessariam  ad  ipsa  adprobationem  nanciscan- 
tur.  Interea  vero,  donec  isthaec  reddituum  adsignatio  in  Fundis 
ac  bon!s  stabilibus,  Decimis,  Censibusque  Realibus  locum  habeat, 
memoralae  Summae  Episcopo,  et  Capitulo  a  Thesauro  Regio 
quotannis  in  pecunia  numerata  integre,  ac  libere  erunt  persol- 
vendac. 

Quod  vero  spectat  Ecclesiam  Osnabmgensem,  quoniam  prae- 
sentes  rerum  circumstantiae  utramque  Ecclesiam  dotari  posse 
non  sinunt ,  nova  ipsius  Osnabrugensls  Episcopalis  Mensae,  Ca- 
pituli,  ac  Seminarii  dotatio  suspensa  perstet,  usquedum  neees- 
saria  ad  id  suppetant  mei'ia,  quo  casu  in  fundis,  bonis  stabilibus, 
decimis,  censibusque  realibus  erit  perflcienda.  Atque  tunc  Os- 
nabrugensis Episcopus  non  secus  ac  episcopus  Hildesimensis  an- 
mio  redditu  quatuor  milliura  tbalerorum  monetae  conventionalis 
in  supramemoratis  bonis  gaudebit,  Capitulum  eodem,  ac  H Il- 
des"! men  sc  Capitularium,  et  Vicariorum  numero  constabit,  pa- 
resque  redditus  annui  eisdem  respective  assignabuntur ;  nec  non 
Episcopali  Seminario  ea  reddituum  annua  summa  tribuetur,  quae 
necessitatibus,  et  utilitati  Dioecesis  valeat  respondere. 

Quamdiu  autem  Episcopalus  Osnabrugensis  dotatio  suspensa 
manebit,  Episcopali  Mensae  Hildcsimensi  augmentum  bis  milie 
tbalerorum  e  Bonis  Ecclesiasticis  in  Provincia  Osnabrugensi  sitis 
percipiendorum,  itemque  Decano  Hildesimensis  Capituli  augmen- 
tum tercentum  thalerorum  assignabitur,  ab  ipsis  annuatim  re- 
spective percipiendorum,  perdurante  tantummodo  praedicta  do- 
tationis  Episcopatus  Osnabrugensis  suspensione. 

Atque  interea ,  ne  Dioecesis  Osnabrugensis ,  cui  ob  eas  ra- 


Digitized 


710 

Uones  designari  in  praesens  Antistes  nequit ,  legitimo  careat  Re\ 
Sacrae  regimine,  mandamus,  ut  Venerabiiis  Frater  Carolusde 
Gruben,  Episcopus  Parensis  in  parlibus  Infidelium,  ejusdemque 
Osnabrugcnsis  Ecclesiae  SufTraganeus  Dioecesim  ipsam,  quoad  vi- 
xeril,  gubernare  proscquatur,  eoquc  defüncto  Hildesimensis  pro 
tempore  Episcopus  Dioecesim  quoque  Osnabrugensem  facultatibus 
ad  id  ab  Apostolica  Sede  qualibet  vice  sibi  specialim  delcgandis 
administrare,  suumque  Vicarium  in  Spiritualibus  Generalem,  qui 
in  Civitate  Osnabrugensi  resideat,  debcat  adsciscere.  Qui  quidem 
Vicarius,  dummodo  vere  dignus,  et  idoneus  Judicatus  fuerit,  a 
Romano  Pontiflce  titulo  alicujus  Episcopalis  Ecclesiae  in  parU- 
bus  Infidelium,  servatis  omnibus  servandis,  decorabitur  ad  hoc, 
ut  Pontiflcalia  in  ipsa  Civitate,  et  Dioecesi  Osnabrugensi  exer- 
cere  possit,  et  valeat.  Eidem  idcirco  Vicario  Generali  Osnabru- 
gensi pro  sua,  et  Episcopalis  Curiae  dotatione  annua  persolvenda 
erit  summa  trium  millium  thalerorum  monetae  conventionalis  a 
praelaudati  Serenissimi  Regis  liberali  muniflcentia  promissa,  quae 
in  ipsius  Vicarii  Generalis  congruam,  et  in  annuam  laboribus  re- 
spondentem  mercedem  Ecclesiaticorum ,  qui  suam  eidem  in  ea 
procuratione  operam  commodabunt  erit  impendenda. 

Donec  autem  proprium  Osnabrugense  Seminarium  erigi  po- 
tuerit,  hujusce  Dioecesis  Clerici  alentur,  atque  educabuntur  in 
Episcopali  Seminario  Hildesimensi,  cui  propterea  bona,  ac  reddi- 
tus,  quibus  actu  gaudet,  integre  conservabuntur:  quod  idem  dic- 
tum volumus  de  bonis  ac  redditibus  in  tuitionem  Aediura  Sacra- 
rum,  tarn  Hildesimensis,  quam  Osnabrugensis,  atque  in  sumptus 
Divini  Cultus,  ac  Ministrorum  mercedem  adsignatis. 

Quotiescumque  vero  aiiquaex  supradictisScdibusEpiscopali- 
bus,  tarn  Hildesimensi,quamOsnabrugensi,  quae  ambae  perpetuis  fti- 
turis  temporibus  immediate  subjectae  erunt  ApostolicaeSedi,  vaca- 
verit,  illius  Cathedralis Ecclesiae  Capitulum  intra  Mensem  a  die  va- 
cationis  computandum  RegiosMinistros  certiores  fieri  curabit  de  no- 
minibusCandidatorum  eClero  totiusRegni  selectorum,quorum  unus-" 
quisque  trigesimum  suae  aetatis  annum  ad  rainimum  compleverit, 
et  indigenatu  praedilus  sit,  studia  in  Theologia,  et  Jure  Canonico 
cum  laude  absolverit,  curam  animarum,  aut  munus  Professoris 
in  Seminariis  egregie  exercuerit,  aut  in  administrandis  negotüs 
Ecclesiaslicis  excelluerit,  optima  fama  gaudeat,  sana  doctrina,  et 
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integrissitmoribus.  Ac  si  Torte  aliquis  ex  Candidatis  ipsisGuber- 
nio  Sit  minus  gratus ,  Capitulum  e  catalogo  eum  expunget,  reli- 
quo  tarnen  manente  sufflcienti  Candidatumm  numero,  ex  quo 
novus  Episcopus  elegi  valeat.  Tunc  vero  Capitulum  ad  Canoni- 
cani  Eleclionem  in  Episcopum  unius  ex  Candidatis,  qui  supere- 
ruot,  juxta  consuelas  formas  procedet,  ac  documentum  eiectionis 
in  forma  authentica  intra  mcnsem  ad  Summum  Pontificem  pcr- 
ferri  curabit. 

Confeetio  autem  Processus  informativi  super  qualitatibus 
Promovendorum  ad  regimen  Episcopalium  Eccleslarum  Regni 
Hannoveriani ,  vel  Episcopo  alterius  Sedis  non  vacantis,  vel  Ec- 
clesUstleo  illius  Regni  Viro  in  Dignitate  constituto  a  Romano 
Pontiflce  committetur,  et  ad  formam  Instructionis  ab  Apostoiica 
Sede  in  singulis  casibus  transmittendas  exarabilur,  quo  accepto 
Summ us  Pontifex,  si  compererit  Promovendum  instructum  iis 
dotibus,  quas  Sacri  Canones  in  Episcopo  rcquirunt,  eum,  quo  ci- 
lius  (leri  potcrit,  Juxta  statutas  formas  per  Apostolicas  Literas 
conflrmabit. 

Si  vero,  aut  Electio  minime  füerit  Canonice  peracta,  aut 
Promovendus  praedictis  dotibus  instructus  non  reperiatur,  ex 
special!  gratia  induigemus,  quod  Catbedrale  Capitulum  ad  novam 
Electionem  ut  supra  Canonica  metbodo  valeat  procedere. 

Novus  Episcopus  ab  altero  Regni  Episcopo  Jana  consecrato, 
alque  facultatem  expresse  ad  id  ab  Apostoiica  Sede  habente,  as- 
sistentibus  duobus  aliis  Episcopis  ad  hoc  rogatis,  et  in  eorum  dc- 
Tectum  duobus  Praelalis  Pontiflcaliuni  usum  babenlibus ,  vel  bis 
quoque  deflcienlibus  duobus  Presbyteris  e  Regni  Clero  in  Eccle- 
siastica  Dignitate  constitutis,  consecrabitur. 

In  Capltulaiium  numerum  alii  non  admiltentur,  nisi  qui  in- 
digenatu,  et  qualitatibus  a  Sacris  Canonibus  requisitis  praediti 
sint,  triginta  saltem  annorum  aetatem  babeant,  et  in  Presbytcra- 
tus  Online  sint  constituti,  quique  in  exercenda  cura  Animarum, 
vel  in  alio  obeundo  Ecclesiastico  Ministerio ,  vel  Professoris  mu- 
nere  in  Seminario  Episcopali  conspicuos  esse  rcddiderinl. 

Quotiescumque  vero  Decanatus,  aut  Canonicatus,  vei  Vica- 
riatus  in  Catbedralibus  vacaverit,  Episcopus,  et  Capitulum  alter- 
nis  vlcibus  intra  sex  bebdomadas  a  die  vacationis  proponent  qua- 
tuor  Candidatos  supraenuntiatis  praeditos  qualitatibus.  Quod  si 
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forte  aliquis  ex  ipsis  Candidatis  Gubernio  invisus ,  aut  suspectus  ] 
sit,  id  quamprimum  Episcopo  respeetive,  aut  Capitulo  indicari 
poterit,  ut  expungatur:  tunc  autem  Episcopus  ad  collationem 
Decanatus,  Canonicatus,  autVicariatus,  vel  respeetive  Capitulum 
intra  quatuor  hebdomadas  procedet  ad  nominationem  unius  ex 
Personis  Gubernio  non  invisis,  nec  suspectis,  cui  Episcopus  ca- 
nonicam  dabit  Institutionen!. 

Ad  novam  nunc  procedendo  circumscriplionem  Dioecesium 
Episcopatus  Hildesimensis ,  qui  actu  a  Venerabiii  Fratre  Fran- 
cisco Egone  a  Fürstenberg  moderno  ejus  Episcopo  guberna- 
tur,  et  Osnabrugensis ,  qui  suo  a  pluribus  annis  orbatus  Pastore 
a  supramemorato  Caroio  Episcopo  Parensi,  ac  ejusdem  Osna- 
brugensis Ecclesiae  Suflfraganeo  cum  Apostolicis  sibl  delegalis 
facultatibus  administratur,  praevia  dismembratione,  separat/one, 
ac  immutationeaquorujncumqueMetropolitanorum,  Episcoporum, 
seu  Ordinariorum,  ac  Vicariorum  Apostolicorum  Jurisdictionen 
superioritate ,  ac  potestate  omnium,  et  singularum  Civitatum, 
Terrarum,  ac  Paraeciarum  intra  Regnl  Hannoveriani  limites 
comprehensarum  decernimus,  prout  a  PioVII.  Praedecessore 
Nostro  designatum  luerat,  ut  Regnum  ipsum  in  duas  omnino 
Dioeceses  a  cursu  fluminis  Visurgis  vulgo  —  Weser  —  nuneupaü 
tamquam  suis  limitibus  separatas  divldatur ,  ita  ut  Paraeciae  ad 
dexteram  ejusdem  Fluminis  partem  sitae  Dioecesi  Hildesimensi, 
Paraeciae  autem  ad  sinistram  Visurgis  ripam  positae  Dioecesi 
Osnabrugensi  respeetive  assignentur,  prout  sequitur,  videlicet : 

Dioecesis  Hildesimensis  efformabitur  a  sequentibus  quinqua- 
ginta  quinque  Parochialibus  Ecclesiis  ad  ipsam  Hildesimensem 
Dioecesim  jam  pertinentibus ,  nempe  —  Ach  tum  —  Adlum  — 
Ahrbergen  —  Gross-Algermissen  —  Asel  —  Bauenstod  t  —  Bett- 
mar —  Bilderlah  —  Bockenem  —  Bolzum  —  Borsum  —  Dett- 
iurt  —  Dingelbe  —  Dinkler  —  Dorstadt  —  Gross -Düngen  — 
Emmerke  —  Gross-Giesen  —  Grasdorr — Graubof  —  Gronau  — 
Goslar  —  Harsum  —  Heinig  —  Ecclesiae  Cathedralis  —  S.  Go- 
dehard! —  S.  Magdalenae  —  SSmae  Crucis  —  in  Civitate  Hildes- 
heim sitae  —  Hennekenrode  —  Himmelsthür— Hohenhameln  — 
Hunnesrück  —  Itzum  —  Lamspringe  —  Liebenburg  —  Marien- 
rode —  Moritzberg  —  Ottbergen  —  Peina  —  Poppenburg  — 
Ringelhcim  —  Ruthe  -  Schladen  —  Söder  —  Söhre  —  Sorsum 


Digitized  by  Google 


713 


—  Sottrum  —  Steinbruck  —  Vienenburg  —  Gross  -Vörste  — 
Westfeld  —  Wiedelah  —  Winzenburg  —  Wöhle  —  Wören- 
berg — ;  Atque  insuper  a  viginti  Parochialibus,  ac  tredecim  Cu- 
raus Succursaiibus  nuncupatis  Ecclesiis  in  Provincia  Eichsfeldiae 
positis,  et  antiquae  Metropolitanae  Ecclesiae  Moguntinae,  seu 
Ratisbonensi  olim  subjectis ,  quae  in  praesentiarum  a  Venerabiii 
Fratre  Carolo  Friderico  de  Wen  dt  Episcopo  Basinopolitano  in 
partibus  Infldelium,  ac  Hildesimensis  Ecclesiae  Suffraganeo  uti 
Vicario  Apostolico  administrantur,  videlicet  Paraecia  —  Duder- 
sladt  —  cum  tribus  Succursaiibus  Ecclesiis  —  Gerblingerode  — 
Fisslingerode ,  et  —  Westerode  — -  nuncupatis ,  ac  Paraeciis  — 
Breitenberg  —  Desingerode  —  cum  duabus  succursaiibus  Eccle- 
siis— Werxhausen,  —  et  Esplingerode  —  denominatis,  nec  non 
Paraeciis  —  Immingerode  — Nesselroeden  —  Seulingen  —  See- 
burg —  Bernshausen  —  cum  succursali  Germershausen  —  atque 
Paraeciis  —  Lindau  —  Bilshausen  —  Crebeck  —  cum  succursali 

—  Bodensee,  et  Parochialibus  Ecclesiis  —  Wolbrandshausen  — 
(Seboldshausen  —  Rollshausen — Rudenshausen  —  Rhumspringe 

—  cum  succursali  Hilkerode :  —  Paraecia  quoque  —  Fuhrbach 

—  cum  duabus  succursaiibus  —  Langenhagen,  et  Brochthausen, 

—  nec  non  Paraecia — Oberfeld  —  cum  succursali— Mingerode: 
Paraecia  quoque  —  Noerthen  cum  duabus  Ecclesiis  succursaiibus, 
ac  Paraecia  Renshausen  —  Denique  a  tribus  Paraeciis  —  Han- 
nover —  Göttingen,  —  et  Celle — vulgo  nuncupatis,  quae  hactenus 
a  supradicto  moderno  Episcopo  Hildesimensi  Missionum  septem- 
trionalium  Vicario  Apostolico  ftierunt  spiritualiter  gubernatae. 

Dioecesis  Osnabrugcnsis  constabit  ex  sequentibus  Decana- 
tibus,  videlicet  ex  decanatu  Ecclesiae  Cathedralis,  et  Civitatis 
Osnabrugcnsis  Septem  continente  Paraecias,  quarum  duae  repe- 
riuntur  in  Civitate  ipsa  Osnabrugensi ,  reliquae  vero  in  ipsius 
Territorio ,  nuneupanturque  —  Bellm  —  Bissendorf  —  Rulle  — 
Schledehausen ,  —  et  Wallenhorst  —  ex  Decanatu  —  Iburg  — 
vulgo  denominato  Septem  pariter  complectente  Paraecias ,  ut  se- 
quitur  nuneupatas ,  id  est  —  Borgloh  —  Glandorf  —  Glane  — 
Hagen  —  Iburg  —  Laer,  —  et  Oesede;  Ex  Decanatu  —  Für- 
stenau —  undeeim  sequentes  complectitur  Paraecias ,  nempe  — 
Berge  —  Fürstenau  —  Merzen  —  Neuenkirchen  —  Schwags- 
torf —  Voltblage  —  Aishausen  —  Ankum  —  Badbergen  —  Bers- 
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senbrück,  —  et  Quakenbrück  5  —  Ex  Decanatu  —  Vörden  —  nuo- 
cupalo ,  qui  undccim  sequentes  complectitur  Paraecias ,  videlicet 

—  Lage  —  Malgarten  —  Vörden  —  Bomle  —  Hunteburg  — 
Osterkappeln  —  Sanctae  Annae  —  Gesmold  —  Melle  —  Riems- 
loh —  Wellingholthausen  5  nec  non  partes  illas  Paraeciarum  — - 
Damme,  —  et  Neuenkirchen,  —  quae  intra  limites  Regni  Hanno- 
veriani  reperiuntur;  Ex  Archipresbyteratu  inferioris  Comitalus 

—  Linien  —  duodccim  continente  Paraecias,  videlicet  —  Ba- 
winkel —  Beesten  —  Freren  —  Lengerich  —  Messingen  — 
Schapen  —  Thuine  — Baccum  —  Bramsche  —  Lingen  —  Plant- 
lünne, —  et  Spelle;  nec  non  ex  viginti  Septem  Paracciis  in  Di- 
strictu  de  —  Meppen  —  comprehensis ,  et  ad  Monasterienseui 
Dioecesim  jam  pertinentibus  videlicet  —  Aschendorf  —  Beesen 

—  Bockeloe  — -  Börger  —  Dörpen  —  Emsbüren  —  Haren  — 
Haselünne  —  Heede  —  Herzlake  —  Hesepe  —  Holte  —Laien  — 
Lorup  —  Meppen  —  Papenburg  —  Ecclesia  Principalis,  ac  alia 
ejusdem  nominis  Ecclesia  succursalis  —  Rhede  —  Ruttenbrock 

—  Steinbild  —  Sögel  —  Schepsdorf  —  Salzbergen  —  Twiest— 
Twiestingen  —  Werlte ,  —  et  Wesuwe.  —  Tres  quoque  adjun- 
guntur  Paraeciae  in  Frisia  Orienlali  positae,  et  praefetae  Mona- 
steriensi  Dioecesi  Jam  subjectae,  quae  —  Emden  —  Leer,  —  et 
Norden  —  vulgo  nuneupantur.  Et  postremo  octo  Paraeciae,  quae 
reperiuntur  in  Comitatu  —  de  Bentheim  —  actu  a  Regno  Hanno- 
veriano  in  temporalibus  dependentes ,  et  hactenus  a  praerato  Mo- 
nasteriensi  Episcopo  gubernatae,  nempe  —  Bentheim  —  Brand- 
lecht —  Emblicheim  —  Laerwalde,  seu  Wolda  —  Nordhorn  — 
Neuenhaus  —  Schüttorf,  —  et  Witlmarschen.  — 

Praedictos  vero  Decanatus,  Paraecias,  et  Loca  Episcopis  pro 
tempore  Hildesimensi ,  et  Osnabnigensi  pro  eorum  respective 
Dioecesibus  altributa,  corumque  Incolas  utrlusque  sexus,  Um 
Clericos,  quam  Laicos  iisdem  Ecclesiis,  eorumqiie  Praesulibus 
pro  suis  respective  Territorio,  Dioecesi,  Clero,  et  Populo  perpe- 
tuo  assignamus,  et  in  spiritualibus  omnimode  subjicimus,  propte- 
reaque  statim  ac  praesentes  Litcrae  plenariae  fuerintExequutioni 
mandatae,  omnis  Antiquorum  Metropolitanorum ,  Ordinarionim. 
Vicariorum  Apostolicorum ,  seu  Administratoruin  jurisdictlo  in 
supradictis  Locis,  Decanatibus,  et  Paracciis  cessare  debebit,  om- 
nesque  tunc  facultatcs  in  Locis,  et  Partibus  ab  eorum  jurisdic- 
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tione  subtractis  nullius  roboris ,  vel  momenli  amplius  ftituras  de- 
claranius. 

Ut  insuper  commoditati  Populorum  sie  ut  supra  respectivis 
Episcopis  subjectorum  consulatur ,  praescribimus ,  ut  omnia ,  et 
singuia  documenla  respicientia  Ecclesias ,  et  Loca  ut  supra  dis- 
membrata,  et  de  novo  applicata  a  veteribus  Cancellariis  extrabi, 
et  Cancellariis  Dioeceslum,  quibus  erunt  incorporata,  debeant 
opportuna  forma  tradi,  atque  in  iis  perpetuo  asservari. 

Habita  modo  ratione  reddituum  Episcopaiis  Mensae  Hildesi- 
mensis  de  more  taxari  in  Florenis  septingentis  quinquaginta  sex- 
Auri  de  Camera,  et  bujusmodi  Taxam  in  Libris  Camerae  Nostrae 
Apostolicae  describi  maudamus.  —  Quod  vero  spectat  Episeopalem 
inensam  Osnabrugensem ,  quando  locus  factus  fuerit  illius  dota- 
tioni  ut  supra  enunciatae,  Ecciesiam  ipsam  de  more  taxari  in 
Florenis  sexcenlum  sexaginta  sex  Auri  de  Camera  cum  duobus 
tertiis,  eamdemque  Taxam  in  Libris  Apostolicae  Camerae  similiter 
describi  mandamus. b). 

Denique,  ut  cuneta  a  Nobis  ut  supra  disposita  rite  ad  suum 
perducantur  effectum,  supradirtum  Franciscum  Egoncm 
Episcopum  Hildesimensem  in  hamm  Literarum  Apostolicarum 
Exequutorem  cum  omnibus,  et  singulis  necessariis,  et  opportunis 
facultattbus  deputamus,  ut  praeviis  respectivis  dotationibus  in 
valida  forma  perflciendis  ad  uniuseujusque  Ecclesiae  cum  suo 
Capitulo  novam  Ordinationem,  ac  respectivi  Territorii  Dioeccsani 
Circurascriptionem  procedere,  aliaque  omnia  ut  supra  ordlnata 
peragere,  et  statuere,  delegata  sibi  Apostolica  Auctoritate  llbere, 
ac  Heile  possit,  etvaleat,  atque  ultcrius  ipsi  Francisco  Egoni 
Episcopo  facullatem  pariter  tribuimus ,  ut  ad  plenam  rcrum  om- 
nium  in  locis  praesertim  ab  ejus  residentia  remotis  Exequutionem 
quameumque  Personam,  seu  Personas  in  Ecclesiastica  Dignitate 
constitutam,  vel  constitutas  subdelegare,  äc  tarn  ipse,  quam  Per- 
sona, velPersonae  ab  eo  sie  subdeleganda ,  vel  subdelegandae 
super  quacumque  oppositione  in  Actu  Exequutionis  hujusmodi 
quomodolibet  forsan  oritura,  senatis  tarnen  de  jure  servandis, 
etiam  definitive,  et  quacumque  appellatione  remota  pronunciare, 
Ubere  item,  ac  licite  possint,  etvaleant,  ac  quilibet  corum  respec- 
tive  possit,  et  valeat. 

Eidem  insuper  Francisco  Egoni  Episcopo  expresse  in- 
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Jungimus,  ut  exempla  singulorum  Actorum,  tarn  per  se,  quam 
suos  subdelegatos  in  harura  MerarumExequutionem  conflcien- 
dorum ,  intra  quadrimestrem  ab  ipsarum  expleta  Exequutione  ad 
Apostolicam  Sedem  in  authentica  forma  transmittat  in  Archivio 
Congregationis  rebus  Consistorialibus  praepositae  de  more  asser- 
vanda. 

Praesentes  autem  Literas,  et  in  eis  contenta,  ac  statuta 
quaecumque,  etiam  ex  eo  quod  quilibet  in  praemissis,  vel  in  eorum 
aliquo  jus,  aut  interesse  haben t es,  vel  quomodolibet  etiam  in  fu- 
turum habere  praetendentes,  cujusvis  Status,  ordinis,  conditionis, 
et  praeeminentiae  ac  etiam  speciflca,  expressa,  et  individua  men- 
tione  digni  sint,  Ulis  non  consenserint,  seu  quod  aliqui  ex  ipsis 
ad  praemissa  minime  vocati ,  vel  etiam  nullimode ,  aut  non  satis 
auditi  fuerint,  sive  ex  qualibet  etiam  laesionis,  vel  alia  Juridlca, 
privilegiata,  ac  privilegiatissima  causa,. colore,  praetextu,  etcapite 
etiam  in  corpore  Juris  clauso ,  nullo  unquam  tempore  de  subrep- 
tionis,  vel  obreptionis ,  aut  nullitatis  vitio,  seu  intentionis  No- 
strac,  vel  interesse  babentium  consensus,  aliove  quolibet  defectu 
qu  an  tum  vis  magno  inexcogitato ,  substantiali ,  ac  substantialis- 
simo  sive  etiam  ex  eo,  quod  in  praemissis  solemnitates ,  et  quae- 
cumque alia  forsan  servanda,  et  adimplenda  minime  servata  et 
adimplcta,  seu  causae,  propter  quas  praesentes  emanaveriot,  non 
sufllcientcr  adductae,  veriflcatae,  et  Justiflcatae  fuerint.  notari, 
impugnari,  aut  alias  infringi,  suspendi,  restringi ,  limitari,  vel  in 
controversiam  vocari,  seu  advcrsus  eas  restitutionis  in  integrum, 
aperitionis  oris,  aut  aliud  quodcumque  Juris,  vel  facti,  aut  Justi- 
tiar remedium  impetrari ,  aut  sub  quibusvis  contrariis  Constitu- 
tionibus,  Revocationibus,  Suspensionibus,  limitationibus,  deroga- 
tionibus,  modiflcationibus,  decretis,  aut  declarationibus  generali- 
bus,  vel  specialibus  quomodolibet  factis  minime  posse  compre- 
hendi,  sed  Semper  ab  Ulis  exceptas  esse,  et  fore,  ac  tarn  quam  ex 
Pontificiae  providentiae  Ofllcio,  certa  scientia,  et  potestatis  pleni- 
tudine  Nostris  factas ,  et  emanatas  omnimoda  firmitate  perpetuo 
validas,  et  efllcaces  existere,  et  fore,  suosque  plenarios  et  inte- 
gros  effectus  sortiri  et  obtinere,  ac  ab  omnibus,  ad  quos  spectat 
et  spectabit  quomodolibet  in  futurum ,  perpetuo  et  inviolabiliter 
observari,  ac  supradictarum  Ecclesiarum  Episcopis  ,  et  Capilulis, 
aliisque,  quorum  favorem  praesentes  Nostrae  Literae  concernunt. 
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perpetuis  ftituris  temporibus  plenissime  sufTragari  debere,  eos- 
demque  super  praemissis  omnibus ,  et  singulis ,  vel  illorum  causa 
ab  aliquibus  quavis  auctoritate  füngentibus  quomodolibet  niole- 
stari,  perturbari,  inquietarl,  vel  impediri,  neque  ad  probatiouem, 
seu  veriflcationem  quorumcumque  in  eisdem  praesentibus  narra- 
torum  nullatenus  unquam  teneri,  neque  ad  id  in  Judicio  vel  extra 
cogi,  seu  compelii  posse;  et  si  secus  super  his  a  quoquam  quavis 
auctoritate  scienter ,  vel  ignoranter  contigerit  attentari ,  irritum, 
et  prorsus  inane  esse,  ac  fore  volumus,  atque  decernimus. 
'AM  Non  obstantibus  de  Jure  quaesito  non  tollendo  de  suppres- 
sionibus  committendis  ad  partes  vocatis ,  quorum  interest ,  aliis- 
que  Nostris  et  Cancellariae  Apostolicae  reguiis,  nec  non  dictarum 
Ecclesiarum  etiam  conflrmatione  Apostolica,  vel  quavis  flrmitate 
alia  roboratis  statutis,  et  consuetudinibus,  etiam  immcmorabili- 
bus,  privilegiis  quoque,  Indultis,  et  Concessionibus  quamvis  spe- 
ciflca,  et  individua  mentione  dignis,  omnibusque,  et  singulis  Apo- 
stolicis,  ac  in  Synodalibus,  Provincialibus,  et  Universalibus  Con- 
ciliis  editis,  specialibus,  vel  generalibus  Constitutionibus,  et  Or- 
dination ihn s :  Quibus  omnibus,  et  singulis,  eorumque  totis  teno- 
ribus  ac  formis,  etiamsi  specialis,  speciflca,  et  individua  mentio, 
seu  quaevis  alia  expressio  habenda,  autaliqua  alia  exquisita  forma 
ad  hoc  servanda  foret ,  illorum  tenores  ac  si  de  verbo  ad  verbum 
nil  penitus  omisso ,  et  forma  in  Ulis  tradita  observata  inserti  fo- 
rent,  praesentibus  pro  exprcssis  habentes  ad  praemissorum  efTec- 
tum  latissime,  et  plenissime,  ac  specialiter  et  expresse  deroga- 
mus,  etderogatum  esse  declaramus ,  caeterisque  contrariis  qui- 
buscumque. 

Volumus  item ,  ut  harum  Literarum  Nostrarum  Transsum- 
ptls  etiam  impressis  manu  tarnen  alicuJusNotarii  publici  subscrip- 
tis ,  et  sigillo  Personae  in  Ecclesiastica  Dignitate  constitutae  mu- 
nitis,  eadem  prorsus  Ildes  adbibeatur,  quae  ipsis  praesentibus 
adhibcretur,  si  forent  exhibitae  vel  ostensae. 

Null!  ergo  omnino  hominum  liceat  hanc  paginam  Nostrae 
Suppressionis,  Extinctionis,  Annullationis,  Dismembrationis,  Se- 
paralionis,  Unionis,  Circumscriptionis ,  Assignationis ,  Indult!, 
Subjectionis,  Suppletionis,  Declarationis,  Deputationis,  Commis- 
sionis,  Mandati,  Decreti,  Derogationis ,  et  Voluntatis  inftingere, 
vel  ei  ausu  temerario  contraire:  Si  quis  autem  hoc  attentare 
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praesumpserit,  lndignationem  Omnipotentis  Dei,  ac  Bcatorum 
Petri  et  Pauli  Apostolorum  ejus  se  noverit  ineursurum. 

Datuni  Romae  apud  Sanctam  Mariam  Majorem  Anno 
Incarnationis  Dominicae  Miiiesüno  Octingentesimo  Vige- 
simo  QuartoSeptimo  Kalendas  Aprilis.  PonüfleatusNostri 
Anno  Prirao. 

A.  G.  Card.  Pro-Datarius. 
J.  Card.  Albanus. 

Visa  de  Curia : 

D.  Testa. 
Loco  f  Plumbi. 

.  F.  Lavizzarius. 

ä)  Eine  Deutsch  e  Ueb ersetz ung  dieser  Bulle  findet  sieb  >o: 
der  Gesetzsammlung  für  das  Königreich  Hannover, 
1824,  L  Abtii.  Nr.  12,  S.87u.f. 

Ebendaselbst  s.  auch: 
das  genehmigende  Königliche  Patent  vom  20.  Mai  1824. 

Auch  Hannover  war  demnächst,  nach  manchen  Schwierigkei- 
ten, hinsichtlich  seiner  katholischen  Unterthanen,  zum  Ziele  gelangt 
Durch  die  für  das  Königreich  H  a  n  n  o  v  e  r  gegebene,  landesherrlich 
genehmigte  Bulle  vom  26.  Marz  1824  erreichte  namentlich  auch 
die  Abhängigkeit  katholischer  Gemeinden  und  Pfarreien  im  König- 
reiche von  auswärtigen  geistlichen  Behörden  ihre  Endschaft. 
Vergl:  E.  Münch  a.  a.  0.  Th.  H.  S.  184. 
J.  L.  Kl  über,  öffentliches  Recht  des  Teutschen  Bundes  u.  s.  w. 
(4.  Aufl.  1840),  S.  762,  763. 
b)  Goldgulden  des  Römischen  Kammersalzes,  deren 
jeden  die  Curie  zu  4  Gulden  50  Kreuzer  rheinisch  rechnet. 


Ein  besonderer  Abdruck  obiger  Bulle  erschien  zu  Rom. 
1824,  in  der  päpstlichen  Druckerei;  —  nach  diesem 
ein  zweiter  (lateinisch  und  deutsch)  zu  Münster,  1824,  4. 
S.  auch:  G.  J.  de  Martens,  Recueil  etc.  Supplem. ,  Tom.  X. 
p.  421. 

v.  Droste  - II ülshof,  Grundsätze  des  gemeinen  Kirchenmbb 
der  Katholiken  und  Evangelischen.  Münster,  1828,  8. 

K.  J.  Eichhorn,  Grundsätze  des  Kirchenrechts  u.  s.  w.  Bd.  11 
S.  858  u.  f. 


< 


Digitized  by  Google 


CVIII. 


Urkunden  des  Concordats  für  die  in  der  Ober- 
rheinischen Kirchenprovinz  begriffenen  Länder 

und  Städte.-) 

A. 

Bulla  Erectionis  et  Circumscriptionis ,  d.  d.  Romae 

die  16.  Äugusti  1821. 

Pius  Episcopus,  Servus  Servorum  Dei. 
Ad  pcrpetuam  rei  memoriam. 

Provida  solersque  Romanoruin  Pontiflcum  sollicitudo  in  iis 
componendis,  et  ordiuandis,  quac  ad  aptiorem  Dominici  Gregis 
cüstodiam  ac  procurationeni  ex  ipsa  etiam  temporum  ac  locorum 
natura  magis  expedire  dignoscantur,  eos  adigit  ad  novas  Episco- 
pales  sedes  quandoque  constituendas,  et  quandoque  illarum  ali- 
quas  transferendas,  ut  Domino  messis  benedicente,  aptiora  ex- 
inde  in  Addis  Populi  spirituale  bonum  praesidia  queant  compa- 
rari.  Statim  ac  itaque  reddita  füit  Germaniae  tranquillitas ,  Nos 
ad  componendas  res  Ecclesiasticas  in  praeterita  temporum  cala- 
mitate  perturbatas  continuo  direximus  curas  Nostras,  iisquc  in 
Bavariae  Regno,  quatuor  ab  hinc  annis  opportune  ordinatis, 
Nostras  pariter  sollicitudines  absque  mora  convertimus  ad  illos 
omnes  Orthodoxae  fidei  Cultores,  qui  actu  subsunt  Dominationi 
Serenissimorum  Principuum  statuumque  Germaniae,  nempe :  b) 
Hegis  Wirte mbergia e,  Magni Ducis  Badensis,  Eiectoris 
Hassiae,  Magni  Ducis  Hassiac,  Ducis  Nassoviae, 
Liberae  Civitatis  Francofurtensis,  Magni  Ducis  Megalo- 
politani,  Ducum  Saxoniac,  Ducis  Oldenburgensis, 
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Principls Wa  1  d e c c e n s I s ,  ac Liberarum  Ci vitatum  Hanseati- 
carum Lubeccensis  et  Bremensis,  qui  sese  paratos  osten- 
dendo  ad  omnem  operam  dandam  pro  Episcopatuum  ab  Apostolica 
Sede  vel  erigendorum,  vel  instaurandomm  convenienti  dotatione 
Legatos  communi  nomine  Romain  bujus  rei  causa  misemnt. 
Ast  cum  res  omnesEcclesiasticae,  de  quibus  actum  fuit,  conciliari 
minime  potuerint,  spe  tarnen  non  decidentes  Tore,  ut  pro  eorumdem 
Principum,  ac  statuum  sapientia  valeant  illae  in  posterum  com- 
poni$  ne  interea  Christi  fldeles  in  dictis  Region ibus  commoranles, 
quos  in  maxima  spiritualis  regiminis  necessitate  agnoscimus  coo- 
stitutos,  diutius  propriis  destituantur  Pastoribus,  ad  non  oul  lamm 
in  praecipuis  ipsorum  Principum  et  statuum  Civitatibus  ac  terri- 
toriis  Scdium  Erectionem,  ac  Dioecesium  Circumscriptionem  pro- 
cedendum  esse  decrevimus,  ut  celerrime  Ecciesiis  iilis  de  suis 
Episcopis  providere  valeamus:  reservata  Nobis  cura,  Catholicos 
aliorum  Principum  subditos,  iis  Dioccesibus,  quas  commodiores 
Judicabimus,  in  posterum  adjungendi.  Audito  igitur  consilio 
nonnullorum  Venerabilium  Fratrum  Nostrorum  Sanctae  Romanae 
Ecclesiae  Cardinalium,  ex  certa  scientia,  ac  matura  deliberatione 
Nostris,  denique  Apostolicae  potestatis  plenitudine,  supprimimus, 
annullamus  et  extinguimus  titulum,  denominationem,  aaturam  et 
essentiam  totumque  praesentem  Statum  vacantium  tarn  Episcopalis 
Ecclesiae  Constanliensis,  quam  Praepositurae  vere  nullius  Sti. Vi ti 
Elvacensis,  una  cum  suis  Capituiis,  ad  effectum  libere  pro- 
cedendi  ad  infra  dicendas  novas  Ecclesiarum  Erectiones  ac 
Dioecesium  Circumscriptiones,  atque  ulterius  immutamus  prae- 
sentem Statum  Episcopalium  Ecclesiarum  Moguntinae  ac  Ful- 
densis,  ita  ut  illa  a  quocumque  Metropolitico  Jure  Arcbiepiscopi 
Mechliniensis  omnino  substracta,  et  non  amplius  dispositiooi 
Nostrarum  Literarum  Apostolicarum  incipientium :  Qui  Christi 
Domini,  data  nun  tertio  Kai  einlas  Decembris  anni  millesimi 
octingentesimi  primi  subjecta  remaneat,  atque  isU  a  regulari 
statu  per  alias  Apostolicas  Literas  fei.  mem.  Benedicti  de- 
clmi  quarti,  PraedecessorisNostri,  qua  mm  initium:  In  Apo- 
stolice,  constituto  ad  Statum  secularem  translata  intelligatur, 
ac  Scientia,  Deliberatione,  et  Potestate  similibus  ad  Omnipotentis 
Dei  gloriam,  orthodoxae  ndei  exaltationem  et  Catholicae  Religio- 
nis  incrementum,  Frlburgum  Brlsgoviae  Civitatem  Principe©, 
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studiorum  Academia  allisque  fundatlonibus  insignem,  atque  a 
noveni  mille  at  amplius  Civibus  in  Im  Iiitat  am ,  in  Civitatem  Archi- 
episcopalem  ac  celeberrimiim  Templum  sub  Titulo  Assumtionis 
Beatae  Mariae  Virginis  in  Ecclesiam  Archiepiscopalem  el  Pa- 
rochialem;  pariterque  Rottenburgum  ad  Nlcarum  olim  caput 
Ducatus  Hohenbergensis  in  inedio  Kcgni  Wirtembergiae,  in  quo 
Tribunal  Provinciae  cxistit,  quodque  incolae  quinque  milie  quin- 
genti  inhabitant,  in  Civitatem  Episcopalem,  in  eaque  peramplum 
Templum  sub  invocationc  Sti.  Martini  Episcopi,  et  Confessoris 
in  Ecclesiam  Episcopalem,  nec  non  Limburgum  ad  Lahnam  fertiii 
solo,  in  medio  Ducatus  Nassovici  situm  et  bis  mille  septingentos 
continens  habitatores  in  Civitatem  similiter  Episcopalem,  et  in 
illa  existens  Templum  sub  invocatione  Sti.  Gcorgii  in  Ecclesiam 
item  Episcopalem  cum  omnibus  Juribus,  jurisdictlonibus,  prae- 
eminent iis,  honoribus  et  privilegiis  Archiepiscopnli  et  Episcopali- 
bus  respective  Sedibus  legitime  competentibus  perpetuo  erigimus 
et  oonstituimus.  Antedictae  vero  Metropolitanae  Ecclesiae  Fri- 
burgensi  praeratas  quatuor  Episcopales  Ecclesias  Moguntinam, 
Fuldensem,  Rottenburgensera ,  ac  Limburgensem  Suirraganeas 
assignamus.  Porro  quodlibet  Capitulum  tarn  Metropolitanae  Fri- 
burgensis,  quam  Catbedralium  Ecclesiarum  Moguntinae  ac  Rot- 
tenburgensis  ex  unica  Decanatus  Dignitate  et  sex  Canonicatibus, 
Fuldense  vero  ex  Dignitate  Decanatus  et  quatuor  Canonicatibus, 
ac  Limburgense  ex  Decanatus  Dignitate  ac  quinque  Canonicatibus 
respective  constabunt;  ac  insuper  ad  ministrorum  numerum  ali- 
quantulum  augendum,  sex  in  Friburgensi,  et  Rottenburgensi, 
quatuor  in  Moguntina,  et  Fuldensi,  ac  duo  in  Limburgensi  re- 
spective Ecclesiis  Praebendae  seuVicariae  pro  totidem  Praebendatis 
seil  Vicariis  erunt  constabiliendae.  Unicuiquc  autem  ex  memo- 
ratis  Capitulis,  ut  pro  Choii  servitio,  pro  distributionum  et  alio. 
nun  quorumlibet  emolumentorum  divisione,  pro  onerum  suppor- 
tatione,  pro  rerum  ac  jurium  tarn  spiritualium  quam  temporalium 
prospero  felicique  regimine  ac  directione,  quaecunque  Statuta 
Capitula  el  decreta,  licita  tarnen  et  honesta  et  Canonicis  regulis 
ininime  adversantia  sub  respectivi  pro  tempore  existentis  Anti- 
slitis  praesidenlia ,  inspectione  et  adprobatione  condere  atque 
edere,  nec  non  graliis,  insignibus  ac  privilegiis,  quibus  alia 
Cathedralium  Ecclesiarum  in  Ulis  partibus  Capitula  legitime 
III.  46 
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fruuntur  et  gaudent,  frui  et  gaudere  liherc  ac  llcite  possiot  et  \ a- 
leant,  licentiam  et  facultatem  concedimus  ac  impertimur.  Cuiiibd 
prorecto  Antistiti  supradictarum  Ecclesiarum  expresse  iojuop- 
iii us.  ut  servatis  servandis  deputet  ex  Canonicis  unum,  qui 
munus  Poenitenliarii  stabilitcr  exerceat;  ac  alterum,  a  quo 
S.  Scriptura  statis  diebus  populo  exponalur,  vel  si  minus  com- 
mode  Canonici  ad  haec  munera  deputari  possint,  curabunt  Epi- 
scopi,  ut  muneribus  hujusmodi  ab  alfiis  idoneis  Presbyteris  saüs- 
flat  utque  media  ad  congruam  laborum  mercedem  Presbyteris 
ipsis  comparandam  opportune  conquirantur.    Cumquc  ad  prae 
scriptum  Sacri  Concilii  Tridentini  pro  Cleri  educatione  ac  iosli- 
tutione  Seminarium  puerorum  Ecclesiasticum  ab  Episcopo  iibere 
regendum  et  administrandum  existere  debeat  in  singulis  ex  prae- 
dictis  tarn  Archiepiscopali  quam  Episcopaiibus  Eeclesiis,  oW  is 
alumnorum  alatur  numerus,  quem  respectiveDioeeesis  nccesaUs 
et  utilitas  postulat ;  cumque  in  quatuor  ex  Ulis  jarn  adesse  scia- 
mus,  in  reliqua  Ecclesia,  quamprimum  poterit,  congrue  crigen- 
dum  mandamus.  Voientes  nunc  ad  quinque  supradictaruni  IMoe- 
cesium  Circumscriptionem  procedere,  ut  distinetis  singulare 
flnibus  nuila  quaestio  inier  respectivos  Episcopos  circa  fele- 
siasticae  jurisdictionis  exercitium  exurgere  possit,  praevia  dis- 
membratione  inftra  nominandorum  locorum  a  Dioecesibus  et  Ee- 
clesiis, a  quibus  actu  dependent,  de  simili  Apostolicae  Potestatis 
plenitudine  sequentis  decernimus,  praescribimus  et  consütulmus. 
Metropolitana  Friburgensis  Ecclesia  pro  dioeecsano  suo  terri- 
torio  habebit  cunetam  ditionem  Magni  Ducatus  positas,  quae 
partim  ad  Constantiensem,  partim  etiam  ad  Argcntinensem, 
rensem,  Wormaticnsem ,  Herbipolensem ,  Basiliensem  et  Kaüs 
bonensem  Oioeceses  vel  pertinei^  vei  jam  pertinebant;  ali* 
quatuordecirn  Paraecias  cum  sua  flliaii  positas  in  Principatu 
Hohenzollern-Hechingen  ad  praefatam  Dioecesin  Constanticnseai 
pertinentes,  nec  non  viginti  quatuor  Paraecias  in  Prinripala 
Hohenzollern-Sigmaringen  existentes  eidem  Constanliensi  l)i<*v 
cesi  spectantes,  atque  insuper  oetodeeim  Paraecias  Decanati^ 


Vehringen  ac  Paraecias  septemdeeim  Decanatus  Haigersloch  ii 
dicto  sitas  Principatu  et  ad  praedictam  Dioecesin  pertinent* 
Episcopalis  Ecclesia  Moguntina  pro  suo  territoiio  Dioecesau« 
habebit  universam  Ditionem  Magni  Ducatus  Hassiaci,  nempe 
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Paraecias  omnes  Dioecesi  Moguntinae  reliquas  post  separatfonem 
locorum  sub  ditione  Bavarica  existentium,  aliaque  loca  et  Parae- 
cias ex  Ralisbonensi  ac  Wormaliensi  Dioecesibus,  nec  non  uni- 
cam  Paraeciam  loci  Herbslein  ex  Dioecesi  Fuldensi  ad  magnum 
Ducatum  praedictum  in  temporal ibiis  pertinentes,  ac  denique  Pa- 
raecias  in  locis  Darmsladl,  Giessa,  et  Odenbach  ejusdem  Magni 
Ducatus  Hassiaci,  ita  tarnen,  ut  a  primo  futuro  Episcopo  in  locis, 
qui  maxima  in  parte  ab  Acatholicis  inhabitantur,  novae  Parochia- 
les  Ecciesiae  pro  Catholicis  fundentur,  si  ipsi  in  magno  sint 
numero,  si  vero  in  exiguo,  Paraeciis  Catbolicis  vicinioribus  ad- 
scribantur.  Ecclesia  Episcopalis  Fuldensis  pro  Dioccesano  suo 
Territorio  habebit  totum  Klectoratum  Hassiae,  videlicct  quadra- 
ginta  Paraecias  actu  in  ipsa  Dioecesi  compreliensas ,  Paraecias 
vig-inti  ex  antiquaMetropolitanae  Dioecesi  olim  Moguntina,  postea 
Ratisbonensi  atque  unam  in  ioco  Volkmarsen  ex  Dioecesi  Pader- 
bornensi,  demptis  illisParaeciarum  fractionibus,  quae  inBavarico 
Regno  existentes  proximioribus  aliis  Paraeciis  Dioecesium  Regal 
Bavariae  aut  jam  applicatae  fUerunt  aut  brevi  ex  apostolica  de- 
legationc  applicabuntur.  Paraeciarum  autem  exterarum  fractio- 
nes  in  ditione  Hassiaca  existentes  proximiori  alicui  Dioecesis 
Fuldensis  Paraeciae  vcl  Paraeciis  crunt  applicandae.  Eidem 
interea  Fuldensi  Dioecesi  unilas  relinquimus  novem  Paraecias  in 
Magno  Ducatu  Saxonico-Vimariensi  sitas,  de  quibus  aliler,  si 
opus  fuerit,  dlsponendi  Nobis  et  Homanis  Pontificibus  Succcs- 
soribus  Nostris  facultatem  libere  reservamus.  Uollenburgensis 
Episcopalis  Ecclesia  pro  suo  territorio  Dioccesano  habebit  inte- 
grum Regnum  Wirteinbergense  cum  Paraeciis  omnibus,  quae 
jam  ab  anno  millesimo  oclingentesimo  deeimosexto  ab  Augustana, 
Spirensi,  Wormaliensi  et  Herbipolensi  Dioecesibus  fuerunt  sepa- 
ratae,.  nec  non  Paraeciis  ad  suppressam  Praeposiluram  Sti.  Viti 
Elvacensis  nullius  Dioecesis  antea  periinenUbus.  Episcopalis 
demum  Ecclesia  Limburgensis  pro  Dioecesano  suo  territorio 
liabebit  totum  Ducatum  Nassovicum,  in  quo  comprehenduntur 
quinquagiula  octo  Paraeciae  ad  anliquam  Ralisbonensem,  et  Pa- 
raecias quinquaginla  duo  ad  anliquam  Ti  evirensem,  olim  Dioeceses 
Mrtropnlitanas  spectantes,  nec  non  viginti  qualuor  Paraeciae  in 
Provincia  Dillemburg  et  VVcilburg  existentes,  ac  insuper  Ter- 
ritorium liberae  Civitatis  Francorurlensis,  in  quo  cum  tribus 
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Filialibus  unica  existit  Parocblalis  Ecclesia  sub  InvocaUone  Sü. 
Bartholomaei  Apostoli,  ad  quam  Catbolici  omnes  diclae  Civitatis 
ac  Territorii  pertinent,  quaeque  a  supradicta  Ratisbonensi  Dioe- 
cesi  pendebat.  Supradictas  idcircoCivilates  et  Ecclesias  in  Arcbi- 
episcopalem  et  Episcopales  erectas  cum  praedtctis  Locis  et  Pa- 
raeciis  quinque  supranumeratis  Ecclesüs  pro  respectivo  Dioece- 
sano  Territorio  attributis  iliorum  iocolas  utriusque  sexus  tarn 
Clericos  quam  Laicos  pro  Clero  et  Populo  perpetuo  assignamus 
et  cujusllbet  Antistitis  Jurisdiction!  spirituali  omnimodc  sutyici- 
mus,  ita  ut  Personis  juxta  Canouicas  Sancliones  dignis  et  idooeis 
ad  easdem  Arehiepiscopalem  et  Episcopales  Ecclesias  regendas 
tarn  pro  hac  prima  \1ce,  quam  fu  Iuris  temporibus  Apostoli  ra 
auctoritate  praevio  Iuquisitionis  processu  a  Romano  Ponliflce  ad 
formam  instructionis  Piae  memofiae  Urbani  PapaeOctavi 
Praedecessoris  Nostri  jussu  editae  in  singulis  casibus  comuut- 
tendo  praeflciendis  liceat,  quemadmodum  Nos  praecipimus,  et 
mandamus  per  se  ipsos  vel  per  alios  eorum  nomine,  postquam 
tarnen  pracsentes  Literae  debite  atque  integre  taerint  executac 
et  Praesules  ipsi  Apostolicae  Provisionis  Literas  consecuti 
fuerint,  veram,  realem  et  corporalem  possessionem  regiminis, 
adrainistrationis,  et  omnimodi  juris  Dioecesani  in  supra  dictis 
Ecclesüs,  Civitatibus  ac  Dioecesibus  et  bonis  aliisque  reddiübus 
pro  dotatione  assignatis  vel  assignandis  libere  apprehendere,  ap- 
prebensamque  perpetuo  retinere.  Decernimus  interea,  ut  omnia 
et  singula  loca  supra  memorata  ab  iisdem  sive  vicariis  sive  ad- 
mlnistratoribus  legitime  deputatis  temporarie  pergant  gubernari, 
quibus  actu  subduntur.  Ut  autem  omnia  et  singula  superius  a 
Nobis  disposita  celerem  felicemque  sortiantur  eflectum,  Venera- 
bili  Fratri  Joanni  Baptistae  de  Keller,  Episcopo  Evariensi, 
quem  nominamus,  eligimus,  ac  deputamus  praesentium  Litera- 
rum  Nostrarum  Exequutorem,  committimus  et  mandamus,  ut  ad 
supradictarum  Ecclesiarum,  Capitulorum  et  Seminariorum  in 
bonis  Hindisque  stabilibus  aliisque  redditibus  cum  jure  bypo- 
thecae  specialis  et  in  fündos  postmodum  ac  bona  stabiüa  con- 
vertendis,  ab  Iis  in  proprietate  possidendis  et  administrandis 
respectivam  dotationcm  procedat  modo  et  forma,  quibus  a  Sere- 
nissimis  Principibus,  quorum  sub  ditione  singulae  Dioeceses  suot 
positae,  oblata  et  expressa  flierunt  per  inflra  memoi*anda  in- 
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strumenla  legitfma  forma  exarata  et  ad  Nos  transmissa,  quae 
servantur  in  actis  hujus  congregationis  rebus  consistorialibus 
pracposilae,  et  quorum  authcntica  exempla  a  praedicto  Exe- 
quutore  singulis  Ecclesiis  tradentur  in  eorum  respective  Archivis 
asservanda.  Videlicet  Archiepiscopali  Ecclesiae  Friburgensi  in 
Brisgovia  assignabit  Dominatum  Lincensem,  vulgo  Linz  aliosquc 
rcdditus,  quae  bona  redditusque  in  tolum  septuaginta  quinque 
millium  -lercentum  sexaginta  quatuor  Florenorum  Rhcnensium 
annunm  suminam  producunt,  prout  clare,  ac  distincte  describitur 
in  Instrumento  ex  speciali  mandato  Magni  Ducis  Badensis  die 
vigesima  tertia  Decembris  anni  millesimi  octingentesimi  vigcsimi 
oonfecto.   Fundos  vero  diclus  Joannes  Baptista  Episcopus 
ita  distribuct,  ut  ex  iis  obvenlant  quotannis  Archiepiscopali  men- 
sae  florcni  tresdecim  mille  quatuor  centum,  quibus  addendo  eas 
praestationes,  infra  cnarrandas,  a  tribus  Cathedralibus  Ecclesiis 
annuatim  persolvendas  ejusdem  Friburgensis  mensae  Archiepisco- 
palis  annui  redditus  erunt  ilorenorum  quatuordecim  millium 
septingentorum  et  decem.  Decano  Capituli  floreni  quatuor  mille; 
Primo  ex  Canonicis  floreni  bismille  tercentum,  cuilibet  ex  aiiis 
quinque  Canonicis  floreni  mille  octingenti ;  unieuique  demum  ex 
sex  Praebendatis  floreni  nongenti ;  Seminario  insuper  Dioecesano 
floreni  viginti  quinque  mille ;  Fabricae  Cathedralis  Ecclesiae  flo- 
reni quinque  mille  ducenti  sexaginta  quatuor;  Cancellariae  Archi- 
episcopali floreni  termille,  domibus  denique  Ecclesiasticorum 
emeritorum  vel  Jam  existentibus  vel  ab  Ordinario,  cujus  juris- 
dictioni  subdentur,  erigendis,  floreni  octo  mille.  Praeterea  pro 
Archiepiscopi  habitatione  assignabit  palatium  in  Civitate  Fribur- 
gensi, foro  Ecclesiae  Metropolitanae  adjacens,  antea  statis  pro- 
vincialibus  Brisgoviae  destinatum,  cum  suis  adnexis  pertlnentlis, 
atque  horto  ante  portam  civitatis,  et  pro  habitatione  tarn  Decani 
quam  sex  Canonieorum  et  sex  Praebendatorum  alias  domos  in 
praedicto  instrumento  descriptas.  Episcopali  Ecclesiae  Mogun- 
tinae  flrmis  redditibus  et  proventibus,  quibus  actu  gaudet,  an- 
nuam  tribuet  summam  viginti  mille  florenorum  Rhenenslum  per- 
eipiendam  ex  proventibus,  ac  redditibus  Praefecturae  Mogun- 
tinae  ad  exigenda  vectigalia  redditusque  dominicos  constitutae 
solvendam  quotannis  praedictae  Ecclesiae  ea  lege,  ut  memorata 
summa  gaudeat  jure  hypothecae  in  bonis  fümlis  et  redditibus 
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domlnicis  ejusdera  Praefecturae  Moguntinae  utque  hujusmodi 
dispositio  flrma,  stabilis  et  inconcussa  maneat,  donec  ipsi  Episco- 
pali  Ecclesiae  Moguntinae  praedia  et  fundi,  quorum  frucius  vi- 
ginti  millium  florenorum  summam  annuatlm  producant,  pleno 
jure  ab  ea  possidenda,  assignentur,  prout  expresse  cavetur  in 
Instrumente)  ex  speciali  mandato  Magni  Ducis  Hassiae  et  ad  Rbe- 
num  die  vigesima  sexta  Augusti  anni  millesimi  octingeotesinü 
vigesimi  exarato.  Hac  autem  summa  viginU  millium  florenorum 
annuorum  adjuneta  redditibus,  qui  dotem  modo  exstantem  Mo- 
guntinae  Ecclesiae  constituunt  tanquam  supplementum  dotaüo- 
nis,  tota  quantitas  reddituum,  quae  inde  exurget,  ita  Exequutore 
distribuenda  erit,  ut  Episcopo  florenorum  octo  millhim,  Vicario 
ejus  Generali  florenorum  bismille  quingentorum ;  cuilibet  ex 
sex  Canonicis  florenorum  mille  oeüngentorum ;  primo  vero  ex 
quatuor  Praebendatis  nongentorum  florenorum,  et  cuilibet  ex 
aliis  tribus  Praebendatis  octingentorum  florenorum  annuos  red- 
ditus  liberos  praebeant.  Haec  tarnen  dispositio  quoad  Decanum, 
Canonicos,  et  Praebendatos  suum  non  sortietur  effectum,  nisi 
cum  Moguntinae  Cathedralis  Ecclesiae  Canonicorum  numerus  ad 
senarium  fuerat  redactus,  in  quem  flnem  decernimus,  ut  quatuor 
ex  decem  i  II  ins  Capituli  actualibus  praebeodis  primo  quomodo- 
cumque  vacaturae,  aliis  non  conierantur,  ad  hoc,  ut  idem  Capi- 
tulum  ex  Decano  et  sex  Canonicis  in  posterum  constet.  loten* 
tarnen  decem  viventes  Canonici  eosdem  annuos  redditus  perci- 
pient,  quos  ante  avulsam  ac  Spirensi  Ecclesiae  attributam  portio- 
nem  antiquae  Moguntinae  Dioecesis  pereipiebant,  quique  post 
novam  Circumscriptionem  Dioecesium  territorii  olim  Gallianun 
per  alias  Nostras  Literas  sub  plumbo  datas  tertio  Kalendas  De- 
cembris  anni  millesimi  octingentesimi  primi  statutam  Ulis  attri- 
bu Ii  Hiermit.  Quoad  Praebendatos  autem  in  MogunUna  Ecclesia 
Cathedral i  actu  non  existentes,  quoniam  eorum  vice  funguntur 
Presbyteri  habentes  redditus  partim  praebendae  ex  officio  fabri- 
cae  minutae  praesentiarum  nomine  nuneupatae,  partim  pensio- 
num,  quae  a  Gubernio  solvuntur  in  praesens,  hinc  nujusmodi 
Presbyteri  idem  servitium  cum  dictis  redditibus  Cathedrali  Ec- 
clesiae praestare  pergent,  donec  iis  decedentibus  quatuor  supra 
memoraUe  Praebendae  ex  nunc  pro  tunc  erigendae  eoostitui 
possint,  cum  supra  enunciata  dotatione  annuorum  florenorum 
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nongentorum  pro  primo,  et  florenorum  octingentorum  pro  quo- 
übet  ex  aliis  tribus  Praebendatis.  Pro  £plscopl  autem  habltatione 
domus  illa  cum  adjacente  horto  inscrviet,  qua  huc  usquc  gavisus 
lnil,  idemque  pcragcndum  erit  tarn  pro  pracsentibus  quam  pro 
futuris  Canonlcis,  pro  quorum  habitatione  jam  assijrnatae  repe- 
riuntur  decem  domus.  quarum  qualuor  bortos  etiam  hahenl  ad- 
jacentes.  Ad  Fabricam  Calhcdralis  Ecclesiae  manutenendam  et 
ad  sustinendos  sumptus  ad  divinum  cultum  necessarios  conscr- 
vabuntur  Hindi,  praedia,  alilque  reddilus  a  praedicta  Ecdcsia  ab 
antiquo  possessa,  quae  ad  atniuam  termille  tercenlum  tri^inta 
quinquc  florenorum  summam  pertingunt.  Idem  disponimus  circa 
Scminarium  Dioccesanum,  quem  praevia  suppressione  Coenobii 
olim  a  ReHglosls  viris  Ordinis  Fratrum  Kremitarum  Sli.  Au^ustiui 
inhabitali  in  ipso  Coenobto  cum  adnexis  Ecelesia  atque  horto  sta- 
blliter  erijrendum  constituimus,  ipsiquc  assignandos  deecrnimus 
annuos  redditus  partim  ex  antiquis  ejus  fundis  Anno  millesimo 
octinjrentesimo  scxto  restitutis,  partim  ex  posterioribus  donalioni- 
bus  et  lentis  provenientes  ac  termillium  septinjrentorum  floreno- 
rum summam  consUtuendiS,  flrma  etiam  recentissima  et  uberrima 
donatione  ipsius  favore  facta,  nec  non  aliis  in  posterum  forsan 
faciendi*,  quarum  redditus  eidem  Seminario  perpetuo  eruüt  ad- 
dieendi.  Idem  demum  disponimus  de  domo  Emerilorum  PfalTen- 
schwabenbemii  existente  ac  destinata  fovendis  et  sustentandis 
CJeris  aut  senio  fessis  aut  inorbo  fractis,  quam  praevia  suppres- 
sione  Coenobii  olim  a  Canonlcis  RegularibUs  Ordinis  Sancti  Au- 
gust ini  inbabitati  in  bujusque  Coenobii  fabrica  conslitui  manda- 
mus,  et  cujus  dotatio  annuam  profert  summam  florenorum  mille 
octinpntorum  Vlgtntl  duorum  ultra  ea,  quae  subsidii  Charitativi 
nomine  veniunl,  collecla  in  parte  antiquae  Dioeccsis  Moprunlinae, 
poslea  Katisbonensis.  quacque  solvi  iiucusque  solita  non  exi^ua 
capienl  incrementa.  Fuldensis  Ecelesia  Episcopalis  habebit  BgfOS, 
prata.  et  Silvas  aliosque  redditus  annuam  summam  florenorum 
Khencnsium  viginti  sex  millium  tercentum  et  septuaglnta  con- 
stiluentes,  prout  latius  descrlbltur  in  instrumenta  ab  antedicto 
Electore  Hassiae  sub  die  quarta  deeima  Marti i  Annl  millesimi 
oetinjrentesimi  vigesiml  primi  confeclo.  Hanc  autem  dotationem 
praefatus  exequutor  ita  distribuet,  ut  Episcopo  sex  mille  tlorcni, 
Decano  Capituli  bismille  sexcenti  llorcni,  unieuique  ex  quatuor 
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Canonicis  milie  octingenti  floreni,  cuilibet  ex  quatuor  Praebcn- 
daüs  octingenti  floreoi  annuatim  obveniant,  Fabricae  Cathedralis 
£cclesiae  duo  florenorum  millia,  Seminario  Dioecesano  Septem 
millia  florenorum,  et  Archiepiscopo  Friburgensi  tamquam  lletro- 
politano  centum  septuaginta  floreni  annuatim  persoivantur.  In- 
super  pro  habitatione  Episcopi,  proque  Curia  Episcopali  statui- 
mus  domum  Cathedrali  Ecclesiae  proximam  ad  Monlem  Sü. 
Michaelis  cum  duobus  adjacentibus  bortis  et  pertinentüs  suis, 
pro  habitatione  Decani,  quatuor  Canonicorum  et  quatuor  Prae- 
bendatorum  alias  domos  in  memorato  Instrumento  descriptas,  ac 
denique  pro  Seminario  aedifleium  proximum  Cathedrali  Ecclesiae 
Jam  ad  hunc  usum  destinatum  cum  borto  adjacente.  Rottembur- 
gensis  Ecclesia  Episcopalis  gaudebit  redditibus  singulatim  de- 
scriptis  in  Instrumento  ex  Speciali  Mandato  antedicti  Regis  Wir- 
tembergensis  die  deeima  Novembris  Anni  millesimi  octingentesim'i 
vigeslmi  conlecto,  qui  quidem  ita  a  praedicto  Exequutore  divi- 
dendi  erunt,  ut  Episcopali  mensae  decem  mille  floreni,  Decano 
Capituli  bismille  quatuor  centum  floreni,  unieuique  e  sex  Canoni- 
*  eis  floreni  mille  octingenti,  primo  e  sex  Praebendaüs  floreni  non- 
genti,  cuilibet  ex  aliis  quinque  Praebendatis  floreni  octingenti, 
Fabricae  Cathedralis  Eeclesiae  et  manutentioni  aliorum  aedißcio- 
mm  floreni  mille  quatuor  centum,  Seminario  Dioecesano  floreni 
octo  mille  nonaginta  duo,  Cancellariae  Episcopali  floreni  sex 
mille  nongenti  et  sedeeim,  Cathedrali  Ecclesiae  pro  divini  cultas 
expensis  floreni  bismille  centum  et  quinquaginta,  pro  edituo  aliis- 
que  Ecclesiae  inservientibus  floreni  octingenti,  et  Archiepiscopo 
Friburgensi  tamquam  Metropolitano  octingenti  sexaginta  quatuor 
floreni  annuatim  obveniant.  Quod  si  Decanus  ad  munus  etiara 
Vicarii  Generalis  abEpiscopo  eligatur,  alii  floreni  raiile  et  centum 
ipsi  erunt  persolvendi ;  si  vero  Simplex  Canonicus  Capitularis  ad 
praedictum  Vicarii  Generalis  munus  ab  Episcopo  designabitur, 
eidem  florenorum  mille  septingentorum  augmentum  attiibuetur. 
Praeterea  pro  habitatione  Episcopi  proque  Curia  Episcopali  do- 
mum in  Civitate  Rottemburgi  versus  vallem  Nicari  sitam  Prae- 
fecturae  Regiae  antea  destinatam  cum  adjacente  horto  ac  perti- 
nentüs suis,  pro  habitatione  Decani,  Capituli,  sex  Canonicorum, 
et  sex  Praebendatorum  alias  domos  in  praedicto  Instrumento  pa- 
rlter  descriptas,  nec  non  pro  Seminario  Episcopali  praevia  sup- 
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pressione  Conventus  olim  inhabitati  a  Fratribus  Ordinis  Beatae 
Mariae  Virginis  de  Monte  Carmclo  domum  ipsius  quondam  Coe- 
Dobii  ad  Nicarum  sitam  in  Seminarii  Clericorum  usura  respective 
addici  mandamus.  Episcopalis  Ecclesia  Limburgensis  gaudebit 
bonis  fundi,  censibus,  decimis  aliisque  redditibns  annuam  sum- 
raam  constituentibus  viginti  unius  millium  sexcentum  sex  flore- 
norum,  prout  apparet  ex  Instrumento  de  Speciali  Mandato  Ducls 
\assoviae  die  terlio  Januarii  currentis  Anni  miliesimi  octingen- 
tesüni  vigesimi  primi  confecto,  quos  quidem  redditus  Excquutor 
praedictus  ita  distribuet,  ul  in  singulos  annos  obveniant  Episcopo 
floreni  sex  mille,  DeeanoCapituii  bismiile  quatuor  centuni  floreni, 
primo  Canonico,  qui  simul  Parochus  Limburgensis  erit,  floreni 
mille  oetingenti,  secundo  Canonico  pariter  mllle  oetingenti,  tertio 
Canonico,  qui  simul  erit  Parocbus  Ecclesiae  Dietkirchensis, 
floreni  item  mille  oetingenti,  quarto  Canonico,  qui  simul  Parochus 
erit  in  Alta  Villa,  floreni  bismiile  tercentum,  et  quinto  Canonico, 
simul  Parocho  in  Libera  Civitate  Francofurtcnsi  ejusque  terri- 
torio,  ea  ipsa  summa,  quam  uti  Parochus  actu  (am  pereipit  super 
dictarum  retentione  Paraeciarum  cum  memoratis  quatuor  Canoni- 
cis  Apostolica  delegata  auetoritate  dispensando  cum  hoc  tarnen, 
quod  cum  (curae)  Animarum  Paraeciarum  hujusmodi  per  idoneos 
Vicarios  ab  Ordinario  servalis  servandis  ad  iormam  Canonicarum 
Sanctionum  approbandos  et  instiluendos  opportune  provideatur. 
Primo  Sacellano,  qui  Canonicum  Parochum  Limburgensem  in 
animarum  cura  adjuvabit,  floreni  oetingenti,  secundo  Sacellano, 
ciii  Missas  in  Sacelio  Stochli  Limburgensis  satisfacerc  ineumbet, 
floreni  oetingenti,  Archiepiscopo  Friburgensi,  uti  Metropolitano 
pro  rata  augmenli  ejus  dotationis  biscentum  septuaginta  floreni, 
Seminario  intra  Provinciam  constituto  vel  constituendo  pro  Cleri- 
corum Limburgensis  Dioecesis  educatione  et  instruetione,  floreni 
mille  quingenti,  Canceilaritie  denique  Episcopali  ac  pro  caeteris 
sumptibus  adminislrationis  tarn  Ecclcsiasticae,  quam  bonorum  flo- 
reni bismiile  centum  triginta.  Pro  Episcopi  praeterea  habitatione, 
praevia  suppressione  Monasterii  seu  Coenobii  olim  a  Fratribus 
Ordinis  Sti.  Francisci  inhabitati,  partem  ipsius  Monasterii, 
quam  huc  usque  obtinuit  Praefectus  Ducalis  cum  flnitimo  horto 
muris  septo,  pro  Decano  vero,  quinque  Canonicis,  et  duobus 
Sacellanis,  alias  domos  in  praedicto  Instrumento  descriptas,  re- 
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spective  assignandas  decernimus.  Antedicto  insuper  Joann 
Baptistae  Episcopo  injungimus,  ut  animarum  curae  in  Me- 
tropolitana et  Cathedralilms  £cclesils  opportune  consulat,  sta- 
tuatque,  a  quibus  Presbyleris  praevio  concursu  ad  normam 
Canonicarum  sanctionum  a  respectivo  Ordinario  approbandis 
ac  instituendis  et  qua  cum  congrua  dotatione  in  Ecclesiis  ipsis 
debeat  exerceri;  utque  designet  in  quod  Seminarium  Pro- 
vinciae  Ecclesiasticae  Friburgensis  Clerici  Dioecesis  Limbur- 
gensis  recipi  valeant,  cum  assignatione  annua  supradlctorum 
miile  quingentorum  florenorum  usquedum  proprium  Limhurgense 
Seminarium  erigatur;  atque  ut  ulterius  summam  determinet  a  re- 
spectivis  Principibus  territoriaiibus  subminislrandam,  qua  divini 
cultus  impensis  in  suppressis  tarn  Episcopali  Constantlensi,  quam 
Praepositurali  Elvacensi  Ecclesiis  opportune  ac  stabiliter  provi- 
deatur,  ac  demum  curet,  quod  suppressorum  Capitulorum  aclu 
exi  stantibus  Canonicis  annua  praestatio  ad  eorum  vi  tarn  integre 
ac  fldeliter  persolvatur.  Ad  consulendum  praeterea  respectivorum 
Dioecesanorum  bono  et  commodidatl  praescribimus,  ut  omnia  et 
singula  documenta  respicientia  Paraecias  et  loca  ab  antiquf  s  Dioe- 
cesibus  dismembrata  novisque  applicata  a  veteribus  Cancellariis  ex- 
trabantur,  atque  opportuna  forma  tradantur  novisArchiepiscopali 
etEpiscopalibus  respective  Cancellariis,  in  quibus  perpetuo  erunt 
asservanda.  Habita  vero  ratione  reddituum  supra  roemoratis  Archi- 
episcopali  et  Episcopalibus  Ecclesiis,  respective  assignatonim  in 
iibris  Camerae  Apostolicae,  prout  sequitur,  nempe  Ecclesiam  Fri- 
burgensem  in  florenis  sexcentum  sexaginta  octo  cum  uno  tertio, 
Ecclesiam  Moguntinam  in  florenis  tercentum  quadraginta  octo 
cum  uno  sexto,  Ecclesiam  Fuldensem  in  florenis  tercentum  tri- 
ginta  duobus,  Ecclesiam  RottcnburgeiKem  in  florenis  quatuor 
centum  nonaginta,  et  Ecclesiam  Limburgensem  in  florenis 
tercentum  triginta  duobus  taxari  mandamus,  atque  ut  cuneta  ;i 
Nobis,  ut  supra,  disposita,  rite  ad  exitum  producantur,  supra- 
dicto  Joanni  Baptistae  Episcopo  Evariensi  harum  L.ite- 
rarum  Exequutori  deputato  omnes  et  singulas  ad  hujusmodi 
effectum  necessarias  et  opporiunas  concedimus  facultates,  ot 
praevils  respectivis  dotationlbus  per  instrumenta  in  valida  di- 
versorum  statuura  forma  exaranda,  ad  uniuseujusque  Ecclesiac 
cum  suo  Capitulo  sive  erectionem  sive  novam  Ordinationen], 
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ac  respectivi  territorii  Dioecesani  circumscripüonem  procedere, 
cunctaque  alia,  ut  supra,  ordinata,  peragere  et  statuere  delegata 
sibi  Apostolica  auctoritate  libere  ac  Helte  possit  et  valeat;  atque 
ulterius  ipsi  Joanni  Baptislae  Episcopo  facultatem  pariler 
tribuimus,  ut  ad  plenam  reruni  omniuni  in  locis  praesertim  ab 
ejus  residentia  remotis  exeeutionem  unara,  seu  plures,  personam 
vel  persooas  in  DignitateEcclesiastica  constitutam  vel  constilulas 
subdelegare  et  tarn  ipse  Joannes  Baptista,  quam  persona 
vel  personae  ab  eo  sie  subdeleganda  vel  subdelegandae  super 
quacunque  oppositione  in  actu  exeeutionis  hujusrnodi  quomodo- 
Übet  forsan  oritura,  servatis  tarnen  de  jure  servandis  etiam  de- 
finitive et  quacumque  appeilatione  remota  pronuntiare  libere, 
item  ac  licile  possint,  et  valeant,  ac  quilibet  eorum  respeetive 
possit  et  valeat.  Eidein  porro  J  o  a  n  n  i  Baptislae  Episcopo  ex- 
presse  Injungimus  et  mandamus,  ut  exempla  siogulorum  actorum 
tarn  per  se,  quam  per  subdelegatos  suos  in  harum  Litterarum 
execulioncni  conOciendorum  intra  quadrimestre  ab  expleta  ipsa- 
rum  executione  ad  Apostolicani  Sedem  in  autbentica  forma  trans- 
mittat,  in  Archivo  praedictae  congelationis  consislorialis  de 
more  asservanda.  Praesentcs  autem  Litteras  et  in  eis  contenta 
ac  statuta  quaecumque  etiam  ex  eo,  quod  quilibet  in  praemissis 
vel  in  eorum  aliquo  jus  aut  interesse  habentes  vel  quomodolibet 
etiam  in  futurum  habere  praetendenles,  cujusvis  Status,  ordinis, 
conditionis,  et  praeminentiae,  ae  special!  quoque  speeiflea,  ex- 
pressa  et  individua  mentione  digni  sint  illis  non  consenscrint,  seu 
quod  aliqui  ex  ipsis  ad  praemissa  minime  vocati  vel  etiam  non 
satls,  aut  nullimodc  audili  fuerinl,  sive  ex  alia  qualibet  juridiea, 
privilegiata  ac  privilejriatissima  causa,  colorc,  praetextu,  et 
capite  etiam  in  corpore  juris  clauso,  nullo  unqiiam  tempore  de 
subreptionis  vel  obreplionis  aut  nullitatis  vitio  seu  iutentionis 
Nostrac  aut  interesse  ha  beul  i um  consensus,  aliove  quolibet  de- 
fectu,  quanlumvis  magno  et  substantiali  sive  etiam  ex  eo  quod 
solemnitatcs  cl  quaecumque  alia  forsan  servanda  et  adimplenda, 
in  praemissis  minime  servala  et  adimplela  seu  causae,  propter 
quas  praesentes  emanaverlnt ,  non  sullicienter  adduetae,  veri- 
fieatae,  et  justificalae  fucrint,  notari,  impugnari,  aut  alias  lü- 
flringi,  suspendi,  restriiigi,  limilari,  vel  in  controversiam  vocari, 
sive  ad  versus  eas  restitutionis  in  integrum,  aperilionis  oris,  aut 
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aliud  quodcumque  Juris,  facti  vel  Justitiae  remedium  impetrari. 
aut  sub  quibusvis  contrariis  constitutlonibus ,  revocationibus, 
limitationibus,  modificationibus,  decreUs  ac  declarationibus  ge- 
neralibus,  vel  specialibus  quomodolibet  factis,  minime  posse  cora- 
prebendi,  sed  Semper  ab  Ulis  exceptas  esse  et  Tore  ac  tamquam  ex 
Pontiflciae  providentiae  officio,  certa  scientia  et  potestatfs  pleni- 
tudine  Nostris  lactas  et  emanatas  perpetuo  validas  et  efficacts 
existere,  et  fore  suosque  plenarios  et  integros  effectus  sortiri,  et 
obtinere,  ac  ab  omnibus,  ad  quos  spectat  et  quomodolibet  specta- 
bit,  in  futurum  perpetuo,  inviolabiliter  observari  5  ab  supradirta- 
rum  £cclesiarum  Episcopis  et  Capitulis  aliisque,  quorum  favorem 
praesentes  Nostrae  Literae  concernunt,  perpetuis  futuris  tempo- 
ribus  plenissime  suffragari  deberc,  eosdemque  super  praemissis 
omnibus  et  singulis,  vel  illorum  causa  ab  aliquibus  qiiavis  aueto- 
ritate  füngentibus  quomodolil)et  molestari,  perturbari,  inqutetari, 
vel  impedlri  nec  ad  probationem,  seu  verifleationem  quorumeum- 
que  in  iisdem  praesentibus  narratorum  unquam  teneri,  neque  ad 
id  in  Judicio,  vel  extra  cogi  seu  compelli  posse,  et  si  secus  super 
bis  a  quoquam  quavls  auetoritate  scienter  vel  ignoranter  con- 
tigerit  attentari,  irritum  et  prorsus  inane  esse  ac  fore  volumus 
atque  decernimus.  Non  obstantibus  de  jure  quaesito,  non  tol- 
lendo,  de  suppressionibus  committendls  ad  partes  vocatis,  quo- 
rum interest  aliisque  Nostris  et  Cancellariae  Aposlolicae  reguJis, 
nec  non  Ecclesiamm  etiam  conflrmatione  Apostolica,  vel  qua  vis 
firmitate  alia  roboratis  statutis,  privilegiis  et  indultis  quaravis 
speciOca  et  individua  mentione  dignis,  omnibusque  et  singulis 
Apostolicis  ac  in  sy nodal ibus,  provincialibus  et  universalibus 
conciliis  editls  specialibus  vel  generalibus  Constitutionibus ,  et 
Ordinationibus,  quibus  omnibus  et  singulis  illorum  tenores  prae- 
sentibus pro  insertis  habentes,  ad  praemissorum  e Rectum  latis- 
sime  ac  plenissime  specialiter  et  expresse  scientia  et  potestaüs 
plenitudine  parlbus  derogamus,  caeterisque  contrariis  quibuscuin- 
que.  Volumus  insuper,  ut  praesentium  Literarum  transsumptis 
etiam  impressis,  manu  tarnen  alieujus  Notarii  publici  subscriptiä, 
et  sigillo  personae  in  Ecclesiastica  Dignltate  constitutae  munitis. 
eadem  prorsus  fldes  ubique  adhlbeatur,  quae  ipsis  praesentibus 
adhiberetur,  si  forent  adhibitae  vel  ostensae.  Nulli  ergo  omnino 
bominum  liceat  hanc  paginam  Nostrae  suppressionis,  extinetionis, 
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annullationis,  reordinationis,  ereclionis,  dismembrationis,  uoionis, 

ag^regatioiiis.  applicationis,  concessionis,  indulti ,  circumscriptio- 
Dis,  aasignationis,  attributionis,  statuti,  commissionis,  deputatio- 
nis,  mandati,  decreti,  dcrogationis  et  voluntatis  infringere,  vel  si 
ausu  temerario  contraire;  si  quis  autem  hoc  atteotare  prae- 
sumpserit,  indignationein  Omnipotentis  Dei  ac  Beatorum  Petri  et 
Pauli  Apostolorum  ejus  se  noverit  incursurum. 

Datum  Romae  apud  Sanctam  Maria m  Majorem,  Anno  In- 
carnationis  Dominicae  millesimo  octingentesimo  vigesimo 
primo,  decimo  septimo  Kalendas  Septembris.  Pontiflcatus 
tmavt  Nostri  Anno  vigesimo  secundo. 

Loco  -J-  Plumbi. 


B. 

Bulla  Leonis  XII.  Pontificis,  d.  d.  Romae  die  11.  Äprilis 

1827. 

Leo  Episcopus,  Servus  Servorum  Dei. 

Ad  perpetuam  rei  memoriam. 

Ad  Dominici  Gregis  custodiam  Pastores  praeflcere,  qui  et 
Sacrorum  proeuratione  et  ministerio  Verbi  in  semitls  illum  re- 
gant  justitiae,  ac  saiulis  maxima  Semper  assiduaque  contentione, 
Romani  Pontiflces  adnisi  sunt,  probe  gnari  id  sibi  ex  muneris  suf 
Officio  a  Pastorum  Principe  inprimis  commendari.  Hoc  proinde 
consilio  pro  summo,  quo  in  Ecclesiae  bonum  flagrabat  studio, 
felicis  Recordationis  Praedecessor  Noster  PiusSeptimus  ma- 
xime  sibi  religioni  duxit,  intentas  In  eos  Orthodoxae  Ii  dei  cultores 
sollicitudines  convertere,  qui  Serenissimorum  Principum  Statuum- 
que  Germaniae,  Regis  nempe  Wiirtembergiae,  Magni  Ducis 
Badensis,ElectorisHassiae,MagniDucisHassiae, 
Ducis  Nassoviensis,  Liberae  Civitatis  Francofurtensis, 
Magni  Ducis  Megalopolitani,  DucumSaxoniae,  Ducis 
Oldenburgensis,  Principis  Waldeccensis,  ac  Liberarum 
CiviUtum  Hanseaticarum  Lubecensis  et  Bremensisc) 
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Dom i nationi  subsunt :  ac  prolnde  diligentisslme  Iis  omni  bus  per- 
pensis,  quae  magis  ex  re  esse  visa  sunt,  pracsides  Sacrorum  \\$- 
dcm  assignandos  curavit.  Datis  idcirco  ad  diem  decimaro  sepiimam 
Calendas  Septembris  Anno  millesimo  octingentesimo  vigesimo 
prlrao  Apostolicis  Llteris,  quarum  initium  „ Provida  solers- 
que",  Archiepiscopalis  Friburgensis  Sedes,  ejusque  suffragi- 
neae  quatuor ,  Rottemburgensis  nimirum ,  Moguntina ,  Lirnbor- 
gensis  ac  Fuldensis  constituUe  sunt,  cunctis  opportune  in  id 
operis  sancitis,  quae  ad  Antistitum  Censum,  ad  Canonicorum 
Collegia,  ad  Seminaria,  ad  Paraecias,  ad  Cathedrales  aedes  eraot 
praeflnienda.  Quin  imo  Deo  bene  Juvante,  qui  Pater  est  luminum 
et  Auetor  totius  consolatiouis ,  in  eojamsumus,  ut  Iis  sedibus 
suos  quamprimum  Pastores  praefleiamus.  Verum  nonnul/a  ad- 
huc  concilianda  desiderabantur,  quibus  in  ftitura  tempora  de  An- 
tistitum praesertim  electione  opportuna  pro  locorum  ratione  esset 
consuitum,  ut  integra  in  id  causae  perstent  Apostoiicae  Sedis 
Jura,  et  omnia,  quae  idcirco  erunt  ibidem  peragenda,  communis 
oplnlonis  lestimonio  commendentur.  Nostras  in  id  curas  impense 
appulimus,  id  unice  in  gravissimo  hoc  et  dilllcili  Negotio  revol- 
ventes  Animo,  ut  ea  omnia  adimerentur,  quibus  adhuc  praepe- 
diuntur  maxima  Animarum  iuera,  per  memoratae  Bullae  dispen- 
sationes  procurata,et  optatum  exitum  tandem  nanciscantur,  quae 
in  Religionis  commodum  Tuerant  constituta.  Omni  itaque  Negotii 
ratione  in  examen  dedueta,  iisque  susceplls  consiliis,  quae  ex  rei 
natura  ejusque  adjunetis  universis  occurrerunt,  auditis  nonnullis 
ex  venerabilibus  Fratribus  Nostiis  Sanctae  Romanae  Ecclesiae 
Cardinalibus,  atque  ex  certa  scientia  et  matura  deiiberatione 
Nostris,  deque  Apostoiicae  potestatis  plenitudine  haec,  quae  se- 
qunlur,  decernimus  et  mandamus. 

Primo:  Quotiescumquc  Sedes  Archiepiscopalis  vel  Epis- 
copalis  vaeaverit,  illius  Catbedralis  Ecclesiae  Capitulum  intra 
mensem  a  die  vacationis  computandum  Summos  respectivi  Terri- 
torii  Principes  certiores  fleri  curabit  de  nominibus  Candidatoruro 
ad  Clerum  Dioecesanum  spectantium,  quos  dignos  et  idoneos 
Juxta  Sacrorum  Canonum  praescripta  judieaverit  ad  Archiepisco- 
palem  vel  Episcopalem  Ecclesiam  sanete  sapienterque  regen- 
dam ;  si  Torte  vero  aliquis  ex  Canditatis  ipsis  Summo  Territorii 
Principi  minus  gratus  extiterit,  Capitulum  e  Cataiogo  eum  dele- 
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bit,  reliquo  tarnen  manente  sufllcienti  Candidatorum  numero,  ex 
quo  novus  Antistes  eligi  valeat :  tunc  vero  Capituliim  ad  canoni- 
cam  electionem  in  Archiepiscopum  vel  Eplscopum  unius  ex  Can- 
didatis,  qui  supererunt,  juxta  consuetas  canonicas  formas  procc- 
det,  ac  documentuni  electionis  in  forma  authentica  intra  mensem 
ad  Summum  Pontiflcem  perferri  curablt. 

Secundo:  Confectio  Processus  informativ!  super  qua  Ifta- 
Utas  Promovendorum  ad  Archiepiscopalem  vel  Episcopales  Ec- 
clesias  a  Romano  Ponlifke  ad  rormam  instructlonis  piae  memo- 
ria«* Urban!  P.  P.  Oda  vi  jussu  editae  uni  Episcoporum  Pro- 
vtpftic  vel  Ecclesiastico  respective  Dioecesis  viro  in  Dignitatc 
constiluto  commitletur,  quoaeeepto,  si  Summus  Pontifex  com- 
pererit  Promovendum  iis  dotibus  instruetum,  quas  Sacri  Cano- 
nes  in  Episcopo  requirunt,  cum,  quanto  citius  fieri  poterit,  Juxta 
slalutas  Canonicas  formas  per  Apostoücas  Literas  conflrmabit. 

Tertio:  Si  vero  aut  eleclio  minime  fuerit  canonice  per- 
acta,  aut  promovendus  praedit  tis  dotibus  instruetus  non  reperia- 
tur,  ex  speciali  gratia  Summus  Pontifex  induigebit,  ut  Capitu- 
lum  ad  novam  electionem ,  ut  supra ,  canonica  methoilo  valeat 
procedere. 

Quarto:  Capitula,  tarn  Metropolitan  um ,  quam  Catbedra- 
lia  pro  prima  vice  eo,  qui  sequitur,  modo  efTormabuntur.  Post- 
quam  Archiepiscopus,  vel  Episcopus  cum  respectivo  Capitulo 
;i Henris  vieibus  intra  sex  bebdomades  a  die  vacationis  proponent 
Summo  Territorli  Principi  quatuor  Candidatos  in  Sacris  Ordini- 
bus  constitutos  iisque  praeditos  qualitatibus,  quas  Sacri  Canones 
in  Capitularibus  requirunt.  Quod  si  forte  aliquis  ex  ipsis  Candi- 
datis  Summo  Territorii  Principi  minus  sit  gratus,  id  quampri- 
nium  Archiepiscopo,  vel  Episcopo,  vel  respectivo  Capitulo  idem 
Summus  Princeps  indicari  curabit,  ut  ab  Eiencho  Candidatorum 
deicatur ;  tunc  vero  Archiepiscopus  aut  Episcopus  ad  collalionem 
Decanatus,  Canonicatus  aut  Praebendae,  vel  Vicariae,  seu  re- 
spective Capitulum  intra  quatuor  hebdomades  procedet  ad  nomi- 
nationem  unius  ex  reliquis  Candidatis,  cui  Archiepiscopus  aut 
Episcopus  Canonirain  dabit  institutionem. 

Quinto:  In  Seminario  Archiepiscopali ,  vel  Episcopali,  is 
Ciericorum  numerus  ali,  atque  ad  formam  Decretorum  Sacri 
Concilii  Tridentini  institui,  ac  educari  debebit,  qui  Dioecesis  am- 
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plitudinl  et  necessitati  respondeat,  quique  ab  Episcopo  coogrue 
erit  deflniendus. 

Sexto:  Liberum  erit,  cum  Sancta  Sede  de  Negotiis  Eccie- 
siasücis  communicare ,  atque  Arehiepiscopus  in  sua  Dioecesi  et 
Proviocia  Ecclesiastica,  uti  et  Episcopi  in  propria  qufsque  Dioe- 
cesi pleno  Jure  Episcopalem  Jurisdictionen!  exercebunt,  quae  JuxU 
Canones  nunc  vigentes  et  praesentem  Ecclesiae  disciplioam  eis- 
dem  competit.  Haec  porro,  quae  tenore  praesentium  Apostolicae 
Sanctionis  robore  communimus,  districte  mandamus,  ut  Anü- 
stites  acCapitula  memoratarura  Sedium  in  Iis,  quae  ad  ipsos  spec- 
tant,  accurate  ac  diligenter  exequantur,  et  servent.  Id  vero  et 
ab  Serenissimis  Principibus  certa  jucundaque  spe  praestoJamur, 
ut  animo,  quo  sunt  magno  et  excelso  atque  ad  populonim  feJici- 
tatem  operandam  intento,  animadvertentes ,  quonam  Nostra  toto 
hoc  in  Negotio  sese  protulerit  indulgentia ,  benevolos  se  in  dies 
magis  praebeant  erga  Catholicos  subditos,  quos  certe  et  flde,  et 
obsequio,  et  obediendi  studio  sibi  quamque  maxime  devinctissi- 
mos  tempore  quolibet  nanciscentur.  Decernentes  easdem  prae- 
senles  Literas  nullo  unquam  tempore  de  subreplionis  et  obrep- 
tionis  aut  nullitatis  vitio  notari,  aul  impugnari  posse,  sed  Semper 
firmas,  validas  et  efTicaces  existere,  et  tVirc,  non  obstantibus 
Apostolicis  generalibus,  vel  spccialibus  constitutionibus,  et  ordi- 
nationibus,  ac  nostris  ac  Cancellariae  Apostolicae  regulis  prae- 
sertim  de  Jure  quaesito  non  toilendo  ceterisque  etiam  speciali 
mentione  dignis  contrariis  quibuscumque.  Quibus  omnibus  et 
singulis  illorum  tenores  pro  expressis  et  ad  verbura  insertis  ha- 
bentes  illis  alias  in  suo  robore  permansuris  ad  praemissorum  ef- 
fectum  dumlaxat  specialiter  et  expressc  derogamus.  Volumns 
insuper,  ut  praesentium  Literarum  transsumtis,  etiam  impressis 
manu  tarnen  alicujus  Notarii  publici  subscriptis  et  sigilio  Perso- 
nae  in  Ecclesiastica  Dignitate  constituUe  munitis,  eadem  pror- 
sus  fldes  ubique  adbibeatur,  quae  ipsis  praesentibus  adhiberetur, 
si  forent  exhibitae,  vel  ostensae.  Nulli  ergo  omnino  hominum  ü- 
ceat,  banc  paginam  Nostrae  concessionis,  adprobationis,  deroga- 
tionis,  statuti,  mandati  et  voluntatis  infringere,  vel  ei  ausu  tc- 
merario  contraire  j  si  quis  autem  hoc  attentare  praesumserit :  io- 
dignationem  Omnipotentis  Dei  ac  Beatorum  Petri  et  Pauli,  Apo- 
stolorum  ejus,  se  noverit  incursurum. 
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Datum  Romae  apud  Sanclum  Petrum,  anno  Incarnationis 
Dominicae  Millesimo  Octingentesimo  Vigesimo  Septimo,  Tertto 
Idus  Aprilis.  Pontiflcatus  Noslri  Anno  Quarlo. 

Loco  f  Plumbi. 


Cum  per  expressa  verba  harum  Literarum  Aposlolicarum  per- 
antiqua  et  celeberrima  SedesEpiscopalisConslantiae  cum  suo  Ca- 
pitulo  atque  Episcopali  Dioecesi  supprimatur,  et  pro  novo  Archi- 
episcopatu  Friburgensi  nova  Sedes  novaque  circumscriptio  consis- 
tens  ex  partibus  extiuctorum  Episcopatuum  Constantiensis,  Argen- 
Üoensis,  Spirensis,  Wormatiensis,  Wireeburgensis  etRaÜsbonen- 
sis  ordinetur,  ex  mandato  Nobis  commisso  ad  erectionem  Metro- 
politanae  Archiepiscopalis  Sedis  Friburgi  cum  suo  Capitulo  et 
Arcbiepiscopali  Dioecesi  procedimus,  atque  declaramus  hisce: 
Haue  sedem  in  Summo  Templo  ejusdem  Civitatis,  bueusque  pa- 
rochiali ,  ßeatae  Mariae  Virgini  in  Coelos  assumtae  dedicato, 
cum  suo  Capitulo  Metropolitano  esse  ercelam,  et  pleno  jure  in 
perpetuum  existere.  Eidem  tanquam  Metropoli  Provinciae  Kc- 
clesiasticae  superioris  Rheni  assignamus  ceu  sufTraganeas  qua- 
tuor  Sedes  Episcopales  iisdem  Literis  Apostolicis  tum  restauratas 
tum  neoerectas  Rottenburgi  pro  Regno  Würtembeiigiae ,  Mogun- 
tiae  pro  Magno  Ducatu  Hassiae,  Fuldae  pro  Electoratu  Hassiae, 
et  Limburg!  pro  Ducatu  Nassoviae,  simulac  Libera  Civitate 
FrancoHirtensi ;  atque  ideirco  executorio  hoc  decreto  novam  con- 
stituimus  Provinciam  Ecclesiasticara,  quam  supradicto- 
rum  Statuum  flnibus  circumscriptam  declaramus.  Pro  Dioecesi 
autem  Arcbiepiscopali  eidem  dictae  Sedi  Metropoütanae  Friburgi 
erectae  omnes  Parochias  Catholicorum  subditorum ,  quae  limiti- 
bus  tum  Magni  Ducatus  Badensis,  tum  Piincipatuum  Hohen- 
zollern  -  Hechingen  et  Hohenzollern  -  Sigmaringen  circumscribun- 
tur ,  assignamus.  Porro  eidem  dictae  Sedi  Metropoütanae  cum 
suo  Capitulo,  Seminario,  aliisque  ad  eandem  pertinentibus  in- 
stitutionibus  pro  perpetua  dotalione  tradimus,  adscribimus  et 
assignamus  omnia  illa  aedifleia,  fündos,  bona  et  redditus  tum  in 
pecunia  numerata,  tum  in  naturalibus  consistentes ,  quae  in  Li- 
teris Apostolicis  exprimuntur,  atque  assignantur,  expressis  vero 
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verbis  in  Prptocollo  Executionis ,  cujus  unum  exemplar  Archi- 
episcQpo  io  Archivo  Archiepiscopali  asservandura ,  alterum  vero 
Nobfs  ad  Sanctissimam  SeUem  miltenüum  tradetur,  describun- 
tur,  pleno  Jure  possidenda,  ita  quidem,  ut  Arcbiepiscopatus  Fri- 
burgensis  dotatus,  ftindatus,  atque  erectus  cum  omnibus  Juribus 
suis  in  perpetuum  babeatur. 

Jurisdictio  autem  Ecclesiastica,  quae  In  Sedibus  nunc  ex- 
linctis  Episcopalibus  radicata  ftierat,  atque  bucusque  ab  Epfsco- 
palibus  Vfcariatibus  gcncralibus  Constantiae  et  Bruchsallae  exer- 
cebatur,  transibil  ad  novam  Sedem  Archieplscopalem  Friburgi 
ercetam,  et  in  posterum  exercebitur  a  Rcverendissimo  Metropoli- 
tano  Archieplsropo  Domino  Bernardo  Boll,  a  Sanctissimo  Palre 
Nostro  Leone  P.  P.  XII.  conflrmato,  ab  illa  die,  qua  posl  so- 
lemnem  consccrationem  in  Ecclesia  Metropolitana  inlhrontsalris 
ftierit,  cui  exinde  Clerus  populusque  Catboiicus  dioecesanus  lam- 
quam  vero  et  legitimo  suo  Pastori  surcessorique  Apostotorum 
ranonicam  exhibebit  obedientiam  atque  venerationem. 

Caetera  omnia,  quae  Nobis  In  Apostolicis  Literis  exequenda 
mandata  sunt,  reservamus  Nobis,  per  alia  decretaprovideri.  Haec 
autem  omnia  tarn  in  pracfatis  Apostolicis  Literis,  quam  inpraeseoU 
Decretoexecutorio  contenta  ab  iis,  ad  quos  spectat,  observari  volu- 
mus,  non  obstantibus  quibuscumque  in  contrarium  lacientibus, 
caeterisque,  quae  Sanctitas  Sua  in  dictis  praeinsertis  Literis  vo- 
hiit ,  non  obstare. 

In  quorum  fldem  praesentes  manuNostra  signatas  Nostroque 
Sigillo  munitas  dedimus  ex  aedibus  Nostris  Rotten burgi  ad 
Ni carum,  die  decima  quinta  Octobris,  Anno  millesimo  octin- 
genteslmo  vigesimo  septimo. 

(L.  S.)  Joannes  Baptista  de  Keller, 

.  Episcopus  Evariensis. 
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c. 

Bcschluss  Aber  die  Errichtung  und  Begränzung  des 
Bisthnms  Limburg,  d.  d.  Limburg  a.  d.  Lahn,  den 

23.  November  1827. d) 

Wir  Hubert  Corden,  General-Vicar,  Land-Dechant  und 
Prarrer  zu  Limburg,  Jacob  Brand,  geistlicher  Rath ,  Land- 
Dcchant  und  Pfarrer  zu  Weiskirchen,  Johann  Wilhelm 
Bausch ,  geistlicher  Rath,  Land-Dechant  und  Pfarrer  zu  Hada- 
mar, zum  Vollzug  der  Bulle  vom  16.  August  1821 ,  welche  an- 
fängt mit  den  Worten:  Die  umsichtige  und  eifrige  Sorg- 
falt (Provida  solersque),  so  weit  solche  die  Errichtung  und  Be- 
grenzung des  Bisthums  Limburg  betrifft,  von  dem  hoch  wür- 
digsten Herrn  Bischof  von  £vara,  Johann  Baptist  von  Kel- 
ler, päpstlichen  Vollzieher  der  ebengedachten  Bulle,  ermächtigt, 
der  katholischen  Geistlichkeit  und  den  sämmüichen  Katholiken 
des  Herzogthums  Nassau,  der  freien  Stadt  Frankftirt  und  deren 
Gebiets,  Heil  In  dem  Herrn ! 

Nachdem  Seine  Heiligkeit,  Papst  Pius  VII. ,  seligsten  An- 
denkens ,  von  den  heilsamen  Absichten  Sr.  Herzoglichen  Durch- 
laucht, des  Herzogs  zu  Nassau  und  anderer  vereinigten  Fürsten 
Deutschlands,  nämlich  des  Königs  von  Württemberg,  des  Gross- 
herzogs von  Baden ,  des  Grossherzogs  und  des  Kurfürsten  von 
Hessen  und  der  freien  Stadt  Frankfurt,  in  deren  Staaten  die  vor- 
handenen Bisthümer  theils  neu  einzurichten,  theils  neue  Bls- 
thümer  zu  errichten ,  in  Kenntniss  gesetzt  worden  waren  j  so 
erliessen  Se.  Heiligkeit,  Pius  \ '11.,  die  angeführte,  bereits 
besonders  bekannt  gemachte  Bulle,  zur  Errichtung  einer 
kirchlichen  Provinz,  bestehend  aus  dem  Erzbisthum  zu 
Freiburg  und  den  Suffragan - Bisthümern  zu  Limburg,  Rotten- 
burg, Mainz  und  Fulda. 

Nach  dem  Befehle  Sr.  päpstlichen  Heiligkeit,  von  dem  Hoch- 
würdigsten Herrn  Bischof  von  Evara  bevollmächtigt,  schreiten 
Wir  nunmehr  zur  Errichtung  des  Bischöflichen  Stuhls  zu  Lim  - 
bürg  mit  seinem  Cathedral-Capitel  und  zur  Begränzung  der 
bischöflichen  Diöcese,  und  erklären  hiermit : 
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Jede  geistliche  Gerichtsbarkeit  auswärtiger  Erz  -  und  Bischöfe 
über  die  Katholiken  des  Herzogtums  Nassau  und  der  freien  Stall 
Frankfurt  ist  gänzlich  erloschen  und  aufgehoben,  die  vormalige 
Stifts  -  und  Pfarrkirche  zum  heiligen  Märtyrer  Georg  ist  zu eioer 
Cathedral- Kirche  erhoben,  in  welcher  der  Sitz  des  Bischofs m 
Limburg  mit  dem  Capitel  errichtet  Ist,  und  mit  vollem  Redte 
für  immer  fortbestehen  soll. 

An  diesen  hiermit  förmlich  errichteten  bischöflichen  Sitz 
weisen  Wir  alle  katholischen  Pfarreien  und  Katholiken,  weide 
innerhalb  der  Gränzen  des  Gebiets  des  Herzogthums  Nassau  und 
der  freien  Stadt  Frankfurt  bestehen  und  sich  befinden.  Diese 
Diöcese  ist  daher  gebildet  aus  folgenden  Pfarreien  :  nämlich  aas 
acht  und  fünfzig  Pfarreien  zur  ehemaligen  erzbiseböflieben 
regensburglschen  Diöcese  gehörig :  Asmannshausen,  Bleidenstadt, 
Daisbach,  Eibingen,  Eltville,  Erbach,  Frauenstein,  Geisenheim, 
Hallgarten,  Hattenheim,  Johannisberg,  Kiderich,  Lorch,  Lorch- 
hausen, Mittelheim,  Neudorf,  Niedergladbach,  Niederwalluf, 
Oberwalluf,  Oestrich,  Presberg,  Ransel,  Rauenthal,  Rüdcsbeim, 
Stephanghausen ,  Winkel,  Eddersheim,  Flörsheim,  Hattersheim, 
Hochhelm,  Höchst,  Honieim,  Kriftel,  Marxheim,  Münster, 
Schwanheim,  Sindlingen,  Sossenheim,  Wellbach ,  Wickert,  Bom- 
mersheim, Kransberg,  Kronberg,  Dornassenheim,  Flschbarb, 
Harheim,  Heddernheim,  Königstein ,  Neuenhain ,  Oberhöchstadt, 
Oberjosbach,  Oberursel,  Pfaffenwiesbach,  Reifenberg,  Scbloss- 
born ,  Schwalbach ,  Welskirchen ,  und  FrankAirt  zum  heiligen 
Bartholomäus. 

Ferner  besteht  sie  aus  e  l  n  u  n  d  f  ü  n  f  z  i  g  Pfarreien,  wekto 
zur  ehemaligen  Erzdiöcese  Trier  gehörten,  als :  Arnstein,  Kamp 
Filsen,  Kestert,  Schönau,  Wellmich,  Osterspai,  Balduinstein 
Berod,  Kamberg,  Dielkirchen,  Eisenbach,  Elz,  Grossholbad 
Hahn,  Haintchen,  Hasselbach,  Hundsangen,  Limburg,  Linde® 
holzhausen,  Meudt,  Möllingen  und  Schönberg,  Neutershausei 
Niederbrechen,  Niedererbach,  Niederselters,  Oberbrechen ,  Salz 
Villmar ,  Weidenhahn ,  Werschau ,  Wirges ,  Arzbach ,  Breit* 
nau,  Hartenfels,  Heiligenrolh,  Helferskirchen,  Herschbach ,  Hill- 
scheid,  Höhr,  Kirchähr,  Marlenrachdorf,  Montabaur  mit  Holkf 
Nauort,  Niederlahnstein,  Nievern,  Obererlbert,  Oberlahnstdi 
Ransbach,  Sples,  Winden.  1 
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Endlich  aus  fünf  und  zwanzig  Pfarreien  Jener  Provin- 
zen ,  in  weichen  die  bischöfliche  Gerichtsbarkeit  in  Folge  des 
Westphälischen  Friedens  suspendirt  war,  als :  Kaub,  Dillenburg, 
Elsoff,  Frickhofen,  Hachenburg,  Hadamar,  Höhn  -  Schönberg, 
Idstein,  Lahr,  Laufenzelten,  Marienstadt,  Mengerskirchen,  Na- 
stätten,  Nieder-Hadamar,  Nieder-  Zeuzheim,  Ober -Tiefenbach, 
Ober -Weyer,  Offheim,  Rennerod,  Langenschwalbacb ,  Rotzen- 
taaho,  Seck  und  Irmtraut,  Wehrheim,  Weilburg,  Wiesbaden. 

Was  nun  die  Ausstattung  dieses  bischöflichen  Stuhls  zu  Lim- 
burg, seines  Cathedral-Capitels ,  des  Seminariums  und  sonstiger 
dazu  gehöriger  Einrichtungen  betrifft,  welche  sich,  ausser  den 
Gebäuden  und  Häusern,  auf  ein  Jährliches  Einkommen  von 
21,606  fl.  45  kr.  beläuft,  so  bilden  die  Gebäude,  Häuser,  Gärten, 
Güter,  Höfe,  Zehnten,  Zinsen  und  sonstige  Renten,  wie  solche 
durch  die  auf  besonderen  Befehl  Seiner  Herzoglichen  Durch- 
laucht zu  Nassau  ausgefertigte  Dotations  -  Urkunde  näher  be- 
stimmt und  beschrieben  sind ,  die  bleibende  Ausstattung  des  Bis- 
thums Limburg  für  ewige  Zeiten. 

Aus  den  Einkünften  dieser  Dotation  sind,  neben  der  einem 
jeden  zugetheilten  freien  Wohnung,  zu  jährlichen  Einnahmen 
angewiesen:  1)  dem  hochwürdigsten  Herrn  Bischof  der  Betrag 
von  6000  fl. ;  2)  dem  Domherrn  und  Dechant  der  Betrag  von 
2,400(1.;  3)  dem  Domherrn  und  Stadtpfarrer  zu  Limburg  1,800  fl.; 
4)  dem  Domherrn ,  zugleich  Pfarrer  zu  Dietkirchen  1,800  fl. ;  5) 
dem  Domherrn  und  zugleich  Stadtpfarrer  zu  Eltville,  auch  bischöf- 
lichen Commissarius  daselbst,  2,300  fl. ;  6)  der  Domherr  und 
Stadtpfarrer  zu  Frankfurt,  auch  bischöflicher  Commissarius  da- 
selbst, bezieht  seine  Einkünfte  in  Frankfurt ;  7)  der  sechste  Dom- 
herr bezieht  den  Betrag  von  1,800  fl. ;  der  erste  Domcaplan 
800  fl. ;  der  zweite  Domcaplan  800  fl. 

slft  Die  noch  übrigen  Einkünfte  der  Ausstattung  sind  für  das 
Seminarium,  die  bischöfliche  Kanzlei,  die  geistliche  Verwaltung 
und  jene  der  Güter  bestimmt,  und  sollen  für  immer  lediglich  dazu 
verwendet  werden. 

Nachdem  auf  diese  Weise  das  neue  Bisthum  Limburg  mit 
seinem  Cathedral-Capitel ,  zugleich  mit  der  Begränzung  seiner 
Diöcese,  errichtet  ist,  und  von  Uns  als  errichtet  und  für  alle  Zu- 
kunft mit  vollem  Rechte  bestehend,  erklärt  ist;  so  geht  die  seit- 
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her  von  dem  erzbischöflichen  Vicafiat  zu  Limburg  ausgeübte 
Gerichtsbarkeit  auf  den  neuen  bischöflichen  Stuhl  zu  Limburg 
mit  seinem  Cathedral-Capitel  über,  und  erlischt  mit  der  canoni- 
seben  Besitznahme  des  neuen  Bischofs  und  der  Installation  seines 
Capitels. 

Da  nun  der  hochwilrdigste  Bischof,  Herr  Jacob  Brand, 
von  Seiner  päpstlichen  Heiligkeit,  Leo  XII. ,  bestätigt  und  aueb 
feierlich  zum  Bischof  eingeweiht  ist ;  so  ermahnen  Wir  die  ka- 
tholische Geistlichkeit  und  die  Gläubigen  der  ganzen  Limburger 
Diöcese,  denselben  als  ihren  rechtmässigen  Bischor,  Seelenhirten 
und  Nachfolger  der  Apostel  anzuerkennen ,  und  ihm  die  gebüh- 
rende Verehrung  und  Folgsamkeit  zu  erzeigen. 

Zur  Beglaubigung  alles  Dieses  haben  Wir  diesen  gegenwär- 
tigen Beschluss  mit  Unserer  eigenen  Hand  unterzeichnet  und  mit 
Unserem  Siegel  bekräftigt. 

Limburg  an  der  Lahn,  den  23.  November  1827. 

(L.  S.)  Corden.  (L.  S.)  Jacob  Brand. 

(L.  S.)  W.  Bausch. 


a)  Eine  Deutsche  Uebersetzung  der  beiden  Bullen  vom 
16.  August  1821  und  vom  11.  April  1827  (unter  A.  und  B.)  findet 

sich  in : 

dem  Regierungs-Blatt  für  dasKönigreich  Württemberg 
vom  30.  Oktober  1827, 

dem  Regierungs-Blatt  für  das  Grossherzogthum  Ba- 
den, 1827,  St.  XXIII, 

dem  Verordnungs-Blatt  für  das  Berzogthum  Nassau 

vom  17.  November  1827. 
Es  lautet : 

1)  Die  Königlich  Württembergische  Verordnung  vom 
24.  Oktober  1827,  betreffend  die  Bestätigung  der  päpstlichen 
Bullen!  „Provida  soler sque"  und:  „AdDominici  G regia 
Custodiam": 

Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden,  König  von  Württem- 
berg. 

Da  die  päpstliche  Bulle  vom  16.  August  1821.,  welche  mit  den 
Worten:  „Provida  solersque",  und  diejenige  vom  11.  April  1827, 
welche  mit  den  Worten:  „Ad  Dominici  Gregis  Custodiam* 
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it,  in  so  weit  solche  die  Bildung  tfer  oberrheinischen  Klrchenpro- 
vinz,  die  Begränzung,  Ausstattung  und  Einrichtung  der  dazu  gehöri- 
gen fünf  Bisthümer  mit  ihren  Domeapiteln,  so  Wie  die  Besetzung  der 
erzbischöflichen  und  bischöflichen  Stühle  und  der  Domstiftischen  Prä- 
benden  zum  Gegenstand  haben,  von  Uns  angenommen  worden ,  und 
Unsere  landesherrliche  Staatsgenehmigung  erhalten ,  ohne  dass  je- 
doch aus  denselben  auf  irgend  eine  Weise  etwas  abgeleitet  werden 
könnte,  was  Unseren  Hoheitsrechten  schaden  oder  ihnen  Eintrag 
thun  möchte,  oder  den  Landesgesetzen  und  Regierungsverordnungen, 
den  erzbischöflichen  und  bischöflichen  Hechten,  oder  den  Rechten  der 
evangelischen  Confession  und  Kirche  entgegen  wäre;  so  wird  sol- 
ches hiermit  unter  dem  Vorbehalte,  dass  wegen  der  Vollziehung  wei- 
tere Anordnungen  werden  getroffen  werden,  zur  Nachachtung  be- 
kannt gemacht. 

Stuttgart,  den  24.  Oktober  1827. 

Wilhelm. 

•     I     »      ^ • ■  •'  ,  •»  .i  ' 


2)  Die  Grossherzoglich  Badensche  Verordnung  vom 
16.  Oktober  1827, betreffend  die  Bestätigung  derselben  Bullen: 

Ludwig,  von  Gottes  Gnaden,  Grossherzog  zu  Baden, 
Herzog  zuZähringen,  Landgraf  zu  Nellenburg, 
Graf  zu  Salem  -Petershausen  und  Hanau,  etc.  etc. 

Wir  geben  gnädig  zu  vernehmen :  da  die  Bulle  vom  16.  August 
1821,  welche  mit  denWorten:  „Provida  solersque",  und  diejenige 
vom  1 1 .  April  1827,  welche  mit  den  Worten :  „AdDominici  Gre- 
gis  Custodiamu  beginnt,  in  so  weit  solche  die  Bildung  der  ober- 
rheinischen Kirchenprovinz,  die  Begrenzung,  Ausstattung  und  Ein- 
richtung der  dazu  gehörigen  fünf  Bisthümer  mit  ihren  Domcapiteln, 
so  wie  die  Besetzung  der  erzbischöflicheri  und  bischöflichen  Stühle 
und  der  Domstiftischen  Präbenden  zum  Gegenstand  haben ,  von  Uns 
angenommen  worden,  und  Unsere  landesherrliche  Staatsgenehmigung 
erhalten,  ohne  dass  jedoch  aus  denselben  auf  irgend  eine  Weise  etwas 
abgeleitet  oder  begründet  werden  kann ,  was  Unsern  Hoheitsrechten 
schaden  oder  ihnen  Eintrag  thun  könnte,  oder  den  Landesgesetzen  und 
Regierungsverordnungen,  den  erzbischöflichen  und  bischöflichen  Rech- 
ten ,  oder  den  Rechten  der  evangelischen  Confession  und  Kirche  ent- 
gegen wäre,  so  wird  solches  hiermit  unter  dem  Vorbehalte,  dass 
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wegen  der  Vollziehung  weitere.  Anordnungen  werden  getroffen  wer 

den ,  zur  Nacbachtung  bekannt  gemacht. 

Carlsruhe,  den  16.  Oktober  1827. 

Ludwig. 

v.  St.  Freiherr  von  Berstett 

Auf  Befehl 
Seiner  Königlichen  Hoheit : 
von  Kettner. 


Eine  ähnliche  Verordnung  wurde  u.  a.  Seitens  der  Herzoglich 
Nassauischen  Regierung,  d.  d.  Biebrich  den  9.  Oktober  1827 
bekannt  gemacht. 

Verordnungs  -  Blatt  für  das  Herzogthum  Nassau, 
1827,  Nr.  16. 


3)  Die  Grossherzoglich  Hessische  Verordnung  vom 
12.  Oktober  1829,  betreffend  die  Publication  der  päpstlichen 
Bullen:  „Provida  solersque"  und:  „AdDominici  Gregis 
Custodiam" : 

Ludwig',  von  Gottes  Gnaden,  Grossherzog  von  Hes- 
sen und  bei  Rhein  etc.  etc. 

Da  die  päpstliche  Bulle  vom  16.  August  1821 ,  welche  mit  den 
Worten  „Provida  solersque",  und  diejenige  vom  11.  April  1827, 
welche  mit  den  Worten  „Ad  Dominici  Gregis  C  ustodiam"  be- 
ginnt, in  so  weit  solche  die  Bildung  der  oberrheinischen  Kirchenpro- 
vinz, die  Begränzung ,  Ausstattung  und  Einrichtung  der  dazu  gehöri- 
gen fünf  ßisthümer  mit  ihren  Domcapiteln ,  so  wie  die  Besetzung  des 
erzbischöflichen ,  so  wie  der  bischöflichen  Stühle  und  der  dornst i (li- 
sch en  Präbenden,  zum  Gegenstande  haben,  von  Uns  angenommen 
werden  und  Unsere  Landesherrliche  Staatsgenehmigung  erhalten, 
ohne  dass  jedoch  ans  denselben  auf  irgend  eine  Weise  etwas  abge- 
leitet, oder  begründet  werden  kann,  was  Unsern  Hoheitsrechten 
schaden,  oder  ihnen  Eintrag  Uiun  könnte,  oder  den  Landesgesetzen 
und  Regierungs  -  Verordnungen ,  den  erzbischöflichen  und  bischöfli- 
chen Rechten,  oder  den  Rechten  der  evangelischen  Confession  und 
Kirche  entgegen  wäre ,  so  wird  solches  hiermit ,  unter  dem  Vorbe- 
halte, dass  wegen  der  Vollziehung  weitere  Anordnungen  werden  ge- 
troffen werden,  zur  Nachachtung  bekannt  gemacht,  etc. 
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Urkundlich  Unserer  eigenhändigen  Unterschrift  und  des  heige- 
drückten Staatssiegels. 

Darmstadt,  am  12.  Oktober  1829. 

Ludwig. 

(L.  S.)  Du  Thil. 


Vergl.  ferner: 

die  folgenden,  auf  die  Urkunden  des  Concordats  für  die 
in  der  Oberrheinischen  Kirchenprovinz  begriffenen 
Länder  und  Städte,  Bezug  habenden  Acteustücke: 
Kirchen-Pragmatik,  (durch  welche  die  zur  Herstellung  der 
Diöcesanverfassung  der  katholischen  Kirche  in  ihren  Staaten  verein- 
ten Regierungen,  die  äusseren  Verhältnisse  der  oberrheinischen  Kir- 
chenprovinz näher  bestimmen  und  möglichst  gleichförmig  ordnen. 
E.  Bf  ü"  n  c  h  a.  a.  0.  Th.  II ,  S.  323  —  332. 
Formular  des  Fundations-Instruments. 

E.  Münch  a.  a.  0.  Th.  II,  332  —  338. 
Gm ndzüge  zu  einer  Vereinbarung  über  die  Verhält- 
nisse der  katholisch  eu  Kirch  ein  teutschenBundesstaa- 
ten.(BeilagezumProtokolle  der  17.  Zusammenkunft  vom  30. 
April  1818.  —  Berichtigt  in  Gemässheit  der  neuesten  Instructionen,  und 
der  hiernach  in  der  18.  und  19.  Zusammenkunft  gefassten  Beschlüsse.) 
E.  Münch  a.  a.  0.  Th.  II,  S.  338  —  366. 
Note  verbale  des  En voy 6 s  des  Princcs  et  Etats  re'unis 
de  la  Conf£d£ration  Germanique. 

E.  Münch  a.  a.  0.  Th.  II,  S.  367,  368. 
Note  officielle  des  E n voy 6s,  ä  SonEminenceMonseigneur 
le  Cardinal  C  o n  s  a  1  vi ,  Secre*taire  d'Etat  et  des  Brefs  de  Sa  Saintetä, 
(Rome,3.  Sept.  1819.) 

E.  Münch  a.  a.  0.  Th.  II,  S.  368  —  377. 
Note  vom  10.  August  1819,  oder  Darstellung  der  Gesin- 
nungen Seiner  Heiligkeit  über  die  Erklärung  der  ver- 
einten protestantischen  Fürsten  undStaaten  des teut- 
schen  Bundes. 

E.  Münch  a.  a.  0.  Th.  II,  S.  378  -  409. 


Seit  dem  Jahre  1817  unterhandelten  für  die  katholisch-kirchlichen 
Angelegenheiten  ihrer  Staaten,  im  Verhältnisse  zur  Staatsregierung, 


Digitized  by  Google 


746 


zum  Papste  und  zu  anderen  christliehen  Glaubensrerwandten  mehrere 
Mitglieder  des  Deutschen  Bundes,  theils  unter  sich  und 
zwar  hauptsächlich  in  Conferenzen  zu  Prankfurt  a.  M. ,  theils  ge- 
meinschaftlich durch  Gesandte  in  Rom.  Die  Unterhandlungen 
mit  Rom  wurden  auch  nach  erfolgter  Zurückberufung  der  Gesandten 
fortgesetzt.  Es  wurde  hierauf  vom  Papste  die  Bulle  vom  16. 
August  1821  erlassen,  welche— wenn  gleich  nicht  verlangt  —  doch 
angenommen  wurde.  Zusätze  und  einige  nähere  Bestim  mun- 
gen  gab  die  unterm  1 1.  April  1  827  folgende  päpstliche  Bulle. 
Beide  Bullen  wurden  von  den  betreffenden  Slaatsregierungen ,  unter 
ausdrücklicher,  auf  den  Inhalt  der  beiden  Bullen  bezogenen  Wah- 
rung ihVer  Hoheitsrechte,  Landesgesetze  und  Verordnungen,  der  erz- 
bischöflichen und  bischöflichen  Gerechtsame ,  so  wie  der  Rechte  der 
evangelischen  Confession  und  Kirche  genehmigt  und  demnächst 
zur  Vollziehunggebracht(s.  oben).  Am  9.  Februar  1822  unter- 
zeichneten die  Bevollmächtigten  der  Bundesstaaten,  deren  katholischer 
Theil  die  oberrheinische  Kirchenprovinz  bildet,  zu  Frank- 
furt a.  M.  eine  Convention,  betreffend  ihr  ferneres  gleichförmiges 
Benehmen  und  die  dabei  zu  befolgenden  Grundsätze,  namentlich  über 
die  Besetzungsart  des  Erzbischöflichen  und  der  Bischöflichen  Stuhle, 
der  Digniläten  und  Capitular- Stellen.  Dieser  üebereinkunfl  wurden 
beigefügt:  eine  Pragmatik  über  die  gemeinschaftlich  zu  befolgen- 
den Grundsätze  und  Formulare  der  von  jedem  Interessenten  für 
seinen  Staat  auszufertigenden  Fundations-Urkunde  (s.  oben) 
und  eines  im  Lande  zu  erlassenden  Ediktes.  Nach  verschiedenen  mit 
der  Römischen  Curie ,  wegen  dieser  Vereinbarungen ,  entstandenen 
Weiterungen,  wurden  im  August  1826  und  im  August  und  Oktober 
1827  zu  Frankfurt  a.M.  durch  die  Bevollmächtigten  modificirte 
Beschlüsse  gefasst. 

Vergl :  E.  Münch  a.  a.  0.  Th.  II,  S.  184—209. 

J.  L.  Klüber,  öffentliches  Recht  des  Teutschen  Bundes  u.  s.  w. 
:     (4.  Aufl.  1840)  S.  759  u.  f. 

Lorenz  Wolf,  Kirchen- Pragmatik  für  die  oberrheinische  katholi- 
sche Kirchen -Provinz  der  vereinigten  Staaten  Württemberg, 
Baden ,  beider  Hessen ,  und  Nassau  mit  Frankfurt  Mit  Noten. 
Würzburg,  1823,  8. 

Ignatz  Longner,  Darstellung  der  Rechtsverhältnisse  der  Bischöfe 
in  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz.  Tübingen,  1840,  8. 

b)  Anfänglich  nur  Württemberg,  Baden,  Kurhessen, 
Grossherzogthum  Hessen,  Nassau,  Oldenburg  wegen 
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des  Fürstenthums  Birkenfeld,  und  die  freie  Stadt  Frankfurt. 
Die  Bulle  vom  16.  August  1821  benennt ,  ausser  diesen  Staaten,  als 
solche,  die  gemeinschaftlich  Gesandte  nach  Rom  geschickt  haben,  noch : 
Mecklenburg,  die  Herzoge  von  Sachsen  (von  denen  jedoch 
Sachsen-Hildburghausen  an  den  Verabredungen  keinen  Theil  genom- 
men hat),  die  Fürsten  von  H  o  h  e  n  z  o  1 1  e  r  n  (in  Folge  eines  Vertrages 
vom  Jahre  1821 ),  den  Fürsten  von  W  a  1  d  e  c  k  (der  vor  dem  9.  Februar 
1822  von  dem  Vereine,  zurückgetreten  ist),  die  freien  Städte  Lübeck 
und  Bremen.  Noch  vor  dem  9.  Februar  1822  trat  auch  Hamburg 
hinzu. 

Vergl:  J.  L.  Klüber  a.  a.  0.  S.  760,  761. 

c)  üeber  Hamburg,  Waldeck  und  Sachsen- Hildburg- 
hausen, in  Beziehung  auf  diese  kirchlichen  Verhältnisse,  vergl.  auch: 

C.  E.  Weiss,  Grundriss  der  Deutschen  Kirchenrechtswissenschaft, 
Mainz,  1829,  8.,  S.  217. 

d)  Die  landesherrliche  Bestätigung  dieses  Vollziehungs- 
Decretes  erfolgte  in  einer  aus  Wiesbaden  am  7.  December  1827 
erlassenen  Verordnung,  durch  welche  zugleich  das  Erzbischöfliche 
General -Vicariat  zu  Limburg  am  11.  December  desselben  Jahres  auf- 
gelöset  und  die  Bischöfliche  Verwaltung  eingesetzt  wurde.  - 

S:  Verordnungsblatt  für  das  Herzogthum  Nassau, 
1827,  Nr.  17. 


Vergl.  auch: 

G.  J.  de  Martens  Recueil  etc.  Supptem.  Tom.  XI.  p.  146. 
K.  F.  Eichhorn,  Grundsätze  des  Kirchenrechts  u.  s.  w.  Bd.  II, 
S.  868. 

Die  päpstlichen  Bullen,  zur  Errichtung  des  Erzbis- 
thums zu  Freiburg  im  Breisgau,  und  der  ober- 
rheinischen Kirchenprovinz.  Freiburg,  1827,  4. 

v.  Droste-Hülshof  a.  a.  0. 

Allgemeine  Kirchen-Zeitung,  1827,  Nr.  176. 

M.  de  Pradt,  Suite  des  quatre  Concordats  (Paris,  1820,  8.)  pag. 
95—105. 

Darstellung  der  Gesinnungen  Sr.  Heiligkei t  über  die 
Erklärung  der  vereinten  protestantischen  Für- 
sten und  Staaten  des  Deutschen  Bundes.  Aus  dem 
Italienischen.  Cöln,  1821.  8. 

Die  Decrete  des  Herrn  Bischofs  von  Evara,  als  Be- 
vollmächtigten für  die  Snppression  der  General- 
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Vicariate  zu  Constanz  und  Bruchsal,  und  für  die 
gegenwärtige  Errichtung  des  Erzbisthums  zu 
Preiburg  im  Breisgau;  mit  den  päpstlichen  Bul- 
len Provida  solersque  und  Äd  Dominici  gregis 
c  u  s  t  o  d  i  a  m.  Carlsruhe,  1827,  8. 


Im  Königreiche  Sachsen  bestehen: 

1)  für  den  Königlich  Sächsischen  Theil  der  Ober-Lausilz  ein 
Bischof  in  partibus,  als  apostolischer Vicar (zu  Bautzen), 
welcher  dem  Erzbischofe  zu  Prag  untergeordnet  ist; 

2)  für  den  übrigen  Theil  des  Königreichs  ein  exemter 
apostolischer  Vicar  (zu  Dresden),  welcher  seit  dem 
Jahre  1816  zugleich  Bischof  in  partibus  ist. 

Vergl:  J.  L.  Kl  üb  er,  öffentliches  Recht  des  Teutschen  Bundes 

u.  s.  w.  (4.  Aufl.  1840)  S.  761,  762. 
Gesetz-Sammlung  für  das  Königreich  Sachsen,  1821, 

St.  6. 

C.  G.  Weber,  systematische  Darstellung  des  in  dem  Königreiche 
Sachsen  geltenden  Kirchenrechts  (Leipzig,  Th.  I,  Abth.  1,  2, 
1819  —  Th.  II,  Abth.  1,  1825,  8.)  Th.  I,  S.  202. 


Die  katholischen  Pfarreien  im  Grossherzogthume  Sachsen- 
Weimar  -  Eisenach  und  die  Pfarrei  Eppen  im  Fürstenthuine 
Wal  deck  sind  in  der  Bulle  „De  salute  an  im  am  m 44  (s.  oben,  Nr. 
CV),  dem  Bischöflichen  Sprengel  von  Paderborn  und  der  Kirchen- 
provinz Cöln  zugetbeilt  worden,  welche  Anordnung  die  landes- 
herrliche Genehmigung  —  unter  Vorbehalt  aller  landesherr- 
lichen Rechte  erhalten  hat. 

Vergl:  Neueste  Einrichtung  des  katholischen  Kirchen- 
wesens in  den  Königl.  Preussischen  Staaten, 
S.  48,  88. 

Grossherzoglich  Sachsen  -  Weimarisches  Gesetz 
über  die  Verhältnisse  der  katholischen  Kirchen  und  Schu- 
len im  Grossherzogthume,  vom  7.  Oktober  1823.  (Im  Eingange  des- 
selben wird  die  erwähnte  Zutheilung  mit  der  Bestimmung  bestätigt, 
dass  jeder  neue  Bischof  von  Paderborn  wegen  seiner  Amtswirksam- 
keit sich  zuvörderst  dem  Grossherzoge  ausdrücklich  zu  verpflichten 
habe.) 
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Regierungs-Blatt  für  das  Grossherzogthum  Sachsen - 
Weimar-Eisenach,  1823,  Nr.  16. 

Den  Fortsetzungen  des  diplomatischen  Archivs 
bleiben  diejenigen  Jctenstücke  aus  der  neueren  Zeit 
vorbehalten ,  welche  hinsichtlich  specieller  kirch- 
licher Verhältnisse  in  Oes  terr eich,  Preuss  en  und  an- 
deren Deutschen  Bundesstaaten  von  Interesse  sein 
dürften. 
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Antrag  der  freien  Städte  nnd  Beschlnss  der  Bun- 
des -  Versamm lu ng ,  betreffend  den  Znstand  des 
Postwesens  in  Deutschland. 

A. 

Antrag  der  freien  Städte  vom  29.  Juli  1819. 

Sieben  und  zwanzigste  Sitzung  ara  29.  Juli 
1819.-)  | 

Der  stimm  führende  Gesandte  der  freien  Städte, 
Herr  Syndicus  Gütschow,  macht  folgenden  Antrag: 

Die  freien  Städte  finden  sich  bewogen,  die  Aufmerk- 
samkeit dieser  hohen  Versammlung  auf  einen  Gegenstand  zu  len- 
ken, dessen  Wichtigkeit  gewiss  allgemein  anerkannt  wird,  und 
der  mit  dem  XIX.  Artikel  der  Bundes- Acte  in  genauer  Verbin- 
dung steht;  indem  sie  den  Antrag  darauf  richten,  dass  der  Zu- 
stand des  Postwesens  in  Deutschland  in  Ueberle- 
gung  genommen,  und  auf  Mittel  gedacht  werde,  durch  eine 
Vereinigung  der  Bundesstaaten  dasselbe  auf  einen  sol- 
chen Fuss  zu  setzen,  dass  die  grossen  Beschwerden  aus  dem 
Wege  geräumt  werden,  wodurch,  in  dessen  gegenwärtiger  Be- 
schaffenheit, jede  Art  von  Verkehr  leidet. 

Es  ist  kaum  nö'thig ,  die  Mängel  und  Belastungen  namhaft 
zu  machen ,  über  welche  in  dieser  Beziehung  das  Publikum  sich 
zu  beschweren  hat ,  so  allgemein  werden  sie  gefühlt ,  und  wenn 
man  im  Allgemeinen  übermässige  Theuerung  des  Porto's  und  Ver- 
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längerung  der  Postrouten  als  Gegenstand  dieser  Klagen  heraus- 
hebt, so  kann  man  um  so  mehr  sich  überheben,  in  das  Einzelne 
einzugehen,  da  die  Erfahrung  eines  Jeden  ihm  Belege  genug  dazu 
an  die  Hand  geben  wird. 

Wenn  man  den  gegenwärtigen  Zustand  des  Postwesens  in 
Deutschland  mit  dem  ehemaligen  vergleicht,  so  wird  man  nicht 
verkennen,  dass  die  augenscheinliche  Verschlimmerung  desselben 
eine  Folge,  theils  der  Vervielfältigung  der  Landesposten,  thcils 
des  in  neueren  Zeiten  au  vielen  Orten  angenommenen  Grund- 
satzes ist,  die  Posten  hauptsächlich  aus  dem  Gesichtspunkte  einer 
Quelle  der  Einnahme  für  den  Staat  zu  betrachten.  Schon  die 
Vermehrung  der  Territorial -Posten  muss  durch  die  Vervielfälti- 
gung der  Postbehörden  eine  Vermehrung  der  Kosten  zur  Folge 
haben;  wenn  nun  aber  noch  dazu  jeder  Bundesstaat  den  Ertrag 
der  Posten  möglichst  zu  erhöhen  sucht,  so  ist  es  nicht  zu  ver- 
wundern, dass  das  Porto  in  manchen  Richtungen  um  eben  so 
viele  Male  gestiegen  ist,  als  die  Zahl  der  besonderen  Posten  be- 
trägt, durch  welche  die  Briefe  Jetzt  befördert  werden. 

Es  braucht  kaum  auseinander  gesetzt  zu  werden,  weil  es 
so  allgemein  gefühlt  wird,  wie  gross  der  Druck  ist,  welcher 
durch  diese  Lage  der  Dinge  auf  Handlung,  Gewerbe  und  Jede 
Art  von  Verkehr  fällt,  welche  Hindernisse  dadurch ,  selbst  für 
den  literarischen  und  freundschaftlichen  Briefwechsel,  entstehen. 

Wenn  man  den  Zustand  des  Postwesens  in  Deutschland  mit 
dem  in  Frankreich  vergleicht ,  wo  der  Briefwechsel  bei  weitem 
wohlfeiler  und  schneller  befördert  wird,  so  kann  man  nicht  ver- 
kennen, dass  der  Grund  der  Vorzüge,  welche  dieses  Land  in  der 
Hinsicht  geniessl,  der  ist,  dass  es  in  demselben  nur  eine  Post- 
verwaltung giebt,  welche  das  Ganze  leitet.  Dieselben  Vortheile 
würden  auch  nur  durch  die  Anwendung  desselben  Mittels  er- 
reicht werden  können,  und  so  würde  unstreitig  in  Deutschland 
ei  ne  Bundes -Post,  die  von  einer  Administration  verwaltet 
würde,  unter  die  sehr  wünschenswerten  Dinge  gehören,  die 
noch  nebenher  den  Vortheil  gewähren  dürfte,  dass  ihr  Ertrag, 
der  gewiss  bei  viel  massigerem  Porto  den  gegenwärtigen 
bei  weitem  übersteigen  würde,  zu  gemeinschaftlichen  Bun- 
deszwecken verwandt  werden  könnte.  Zwar  ist  leicht  ein- 
zusehen, dass  in  dem  gegenw  ärtigen  Zustande  der  Dinge  dieses 
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Ideal  für  Jetzt  schwerlich  zu  erreichen  sein  werde;  aber  eine 
Vereinigung  aller  Bundesstaaten  über  solche  Massregeln,  wo- 
durch eine  Herabsetzung  des  Porto's  und  die  möglichste  Schnel- 
ligkeit der  Beförderung  des  Briefwechsels  zu  erwirken  wäre, 
würde  doch  die  Sache  schon  dem  Ziele  um  vieles  näher  bringen, 
und  die  gerechten  Wünsche  des  Publikums  grösstenteils  befrie- 
digen. Unter  diese  Massregeln  scheinen  vorzüglich  ein  massiger 
Ansatz  des  Porto's  und  die  Annahme  des  Grundsatzes  zu  gehö- 
ren, dass  wenigstens  zwischen  grossen  Haupt-  und  Handels- 
städten die  Briefbeutel  versiegelt  geschickt  werden  können ,  so 
dass  dafür  im  Ganzen  etwas  Billiges  entrichtet,  und  nicht  ver- 
langt würde,  dass  die  Briefe  einzeln  auf  die  Post  gegeben  und 
auch  so  bezahlt  werden.  Nicht  weniger  würde  es  eben  so  nütz- 
lich ,  als  der  Billigkeit  gemäss  sein ,  wenn  in  solchen  Fällen ,  wo 
der  Durchgang  der  Posten ,  welche  einzelnen  Bundesstaaten  ge- 
hören, durch  das  Gebiet  Anderer,  auf  einem  alten  völkerrecht- 
lichen Herkommen  beruhet,  dieser  Durchgang  aufrecht  erhalten, 
und  gegen  alle  Erschwerung  durch  lästige  Bedingungen  gesichert 
würde.  Alle  Gründe  der  Gerechtigkeit,  des  allgemeinen  Nutzens, 
und  selbst  der  Vortheil  für  die  Einnahme  der  Staaten,  wenn  diese 
als  etwas  von  Jenem  Abgesondertes  betrachtet  werden  kann, 
reden  für  eine  solche  Vereinigung.  Die  Beförderung  des  Brief- 
wechsels ist  offenbar  kein  wesentliches,  sondern  nur  ein  zufälli- 
ges Begal.  Sowohl  nach  Grundsätzen  des  Staatsrechts,  als  nach 
der  Erfahrung  ist  diese  Behauptung  unumstösslich ;  denn  die 
Geschichte  des  Postwesens  zeigt,  dass  die  Verwaltung  der  Posten 
zu  sehr  verschiedenen  Zeiten,  in  manchen  Ländern  früher,  und 
in  andern  später  für  ein  Begal  erklärt  ist ;  Ja  es  giebt  noch  Jetzt 
Staaten,  in  welchen  die  Posten,  wenigstens  zum  Theil,  nicht 
zu  den  Begalien  gehören.  Nach  einer  richtigen  Theorie  aber 
können  mit  Fug  nur  solche  Gegenstände  der  freien  Concurrenz 
entzogen,  und  zur  Verwaltung  und  Benutzung  von  der  Regierung 
an  sich  genommen,  d.  h.  für  Regale  (zufällige)  erklärt  werden, 
welche  die  Regierung  leichter,  besser,  und  auf  eine  für  das  allge- 
meine Beste  vortheilhaRere  Weise  besorgen  zu  lassen,  im  Stande 
ist,  als  es  durch  einzelne  Unternehmer  geschehen  könnte.  Eine 
genaue  und  unbefangene  Untersuchung  würde  aber  höchst  wahr- 
scheinlich ergeben,  dass  dieses  in  der  gegenwärtigen  Lage  mit 
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der  Verwaltung  des  Postwesens  nicht  der  Fall  ist,  und  dass  eine 
freie  Concurrenz  dem  Publikum  vortheilhaflcr  seyu  würde.  Aus 
eben  diesen  Grundsätzen  geht  auch  hervor,  dass  die  Verwaltung 

des  Postwesens  keineswegs  aus  dein  Gesichtspunkte  einer  Quelle 
von  Einnahme  für  den  Staat  hauptsächlich  betrachtet  werden 
darr,  sondern  dass  diese  Rücksicht  dabei  nur  untergeordnet  seyn 
kann.  Als  der  Staat  die  Posten  an  sich  zog,  hat  er  dadurch  die 
Verpflichtung  übernommen,  den  Briefwechsel  auf  die  Tür  das  all- 
gemeine Beste  vortheilhafteste  Weise  zu  besorgen;  dass  aber 
dieses  nur  alsdann  erfüllt  wird ,  wenn  die  Besorgung  desselben 
mit  Sicherheit,  und  so  schnell  und  wohlfeil  als  möglich  geschieht, 
ist  einleuchtend.  Dass  der  Staat  seine  Pusten  decken  muss,  ist 
natürlich;  ergiebt  sich  ein  Ueberschuss ,  so  ist  es  desto  besser; 
aber  die  Absteht,  durch  Vermehrung  des  ßriefporto's  die  für  den 
Staat  entspringende  Einnahme  höher  und  aufs  Höchste  zu  trei- 
ben, ist  mit  dem  Zwecke  der  ganzen  Einrichtung  Im  schreiend- 
sten Widerspruche.  Dass  der  gemeinschaftliche  Vortheil  aller 
Bundesstaaten  und  jedes  Einzelnen  ungemein  befördert  werden 
würde  durch  die  Erreichung  solcher  Massregeln,  welche  auf  die 
Beförderung  der  möglichsten  Schnelligkeit  und  Wohlfeilheit  der 
Post-Communication  gerichtet  sind,  bedarr  wohl  keines  Beweises. 

Wie  wichtig  es  für  viele  Verhältnisse,  und  insonderheit  für 
die  handelnde  Welt  ist,  dass  Nachrichten  auf  das  schnellste  mit- 
getheilt  werden,  ist  für  sich  klar,  und ,  wenn  man  mit  Keeht  den 
Briefwechsel  als  das  einzige  und  notwendige  Mittel  alles  politi- 
schen, kaufmännischen,  wissenschaftlichen  und  fre und seha (Hi- 
eben Verkehrs  in  der  Entfernung  betrachtet,  so  ergiebt  sich,  in 
welchem  Grade  Jeder  Verkehr  durch  die  Erleichterung  oder  Er- 
schwerung desselben  befördert  oder  erschwert  werden  kann, 
zum  Vortheile  oder  zum  Nachtheile  des  ganzen  inneren  Leben 
des  Staates.  Endlich  aber  würde  sogar  durch  die  Ergreifung 
solcher  Massregeln  der  flnancielle  Vortheil  bei  dem  Postwesen 
vermehrt  werden.  Es  ist  ein  bekannter  Satz  in  der  Staatswirth- 
schaft,  dass  in  vielen  Fällen  bei  geringeren  Ansätzen  von  Auf- 
lagen die  Einnahme  höher  steigt,  als  bei  grösseren.  Bei  keinem 
Zweige  der  ölfentlichen  Verwaltung  hat  die  Erfahrung  wohl  die- 
sen Satz  mehr  bewährt,  als  bei  dem  Postwesen,  und  die  Ge- 
schichte desselben  in  dem  ehemaligen  Königreiche  Westphalen, 
III.  48 
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sowie  gewiss  auch  die  mancher  anderer  LSmler  ergieM*. * hlern 
derblich ,  selbst  für  die  öffentlichen  EinkünITe ,  die  AlfcleMMen 
worden  ist,  durch  Verteuerung  des  Porto's  die  Eina 
erhöhen  und  die  Vermindernng  des  Briefwechsels  dril  ^otok 
Vermehrung  der  Porto-Preise  zu  vergelten .  *  u- vm i 

Die  Dreien  Städte  tragen  demnach  dringend  darauf  a 
von  dem  Durchlauchtigsten  Bunde  gemeinstfi^ 
Massregeln  getroffen  werden,  um  die  möglichste  8jj,T  öffen 
ligkelt  und  Wohlfeilheit  der  Post  -  Communis  \%$^ 
zu  bewirken,  und  richten  zu  dem  Ende  ihren  Antrag*^,  Aci 
dass  zur  Untersuchung  dieses  wichtigen  Gegenstandes  *u  4» 
Vorbereitung  Jener  Massregeln  von  dieser  hohen  VersaAfctr,  l'e 
eine  Commission  angeordnet  werden  möge.  *eC<mgri 

Man  kam  hierauf  überein,  diesen  Gegenstand. tosv 
rächst  in  Berathung  zu  ziehen.      1  ^ome 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes4*fr\tu 
Sammlung,  Bd.  VIU,  S.  178  u.  f.  f*U« 


Beschluss  der  Bundes- Versammlung  vom  5.  August 

•   .    ^  •  j 

.«Acht  und  zwanzigste  Sitzuag  vom  5.  Auf| 

1S19.  •)  ...      i  .  /  •  ■  •  .,• 

"*  Präsidium:  bringt  den  in  der  letzten  Sitzung  zur 
ren  Berathung  ausgesetzten  Antrag  des  Herrn 
sandten  der  freien  Städte,  über  den  Zu  stand  des  Postw 
in  Deutschland,  in  Proposition,  und  nachdem  dieser  G< 
stand  nHher  erörtert  worden,  vereinigten  sich  säi 
liehe  Stimmen  dahin: 

dass  dieser  Gegenstand  den  Regierungen  i 
pfehlend  vorzutragen  und  Instructionen 
über  in  der  Homiung  zu  erbitten  seyen ,  dass  solche 
den  Ferien  die  Bundes-Versammlung  in  den  Stand  sei 
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en,  der  hlernächst  zu  erwählenden  Commission  einen 
rn  Leitraden  Ihres  Gutachtens  an  Händen  zu  geben. 

0:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
U  Bd.  VIII,  S.  194,  195. 


Tier: 

iber,  öfTentliches  Recht  des  Teut  sehen  Bundes  u.  s.  w. 
iufl.  1840)  S.  673  u.  f.,  667  u.  f.  ( 
tfber,  Acten  des  Wiener  Congresses  u.  s.  w.  Bd.  IT, 
ö  i.  f.,  438  a.  fM  586  und  456  o.  f.  ' 
lüker,  Uebersicht  der  diplomatischen  Verhandlungen  des 
oer  Congresses,  S.  131,  142,  148  u.  f.,  258,  268. 
ben,  Justiz-,  Camera] -  und  Polizei-Fama,  1817,  St.  45. 
•  dornt*,  Deutschlands  und  Europens  Staats  -  und  Natio- 

-Jntercsse  (Glessen,  1817,  8.)  S.  96  u.  f. 

B  du  Prince  de  ia  Tour  et  Taxis  remise  au  Congres  de 

pour  la  conservation  des  droits  de  poste  appartenans  ä 

i  en  Allemagne. 

e  Martens RecueH  etc.  Nonv.  SuppL  Tom.  1,  p.  837,  338. 
itsche  Bundes-Acte  vom  8.  Juni  !81ü,  Artikel  XVII. 
ürsUiche  Ilaus  Timm  und  Taxis  bleibt  in  dem,  durch  den 
ieputaüous-Schluss  vom  25.  Februar  1803,  oder  in  späteren 
■d,  bestätigten  Besitz  und  Genuss  der  Posten  in  den  verschie- 
andesstaaten,  so  Janfc  als  nicht  etwa  durch  freie  Ucberein- 
iderweilige  Verträge  abgeschlossen  werden  sollten.4*  u.s.  w.) 
«malisches  Archiv  u.  s.  w.  Th.  II,  Abth.  I,  S.  16,  Nr.  I 


*st  in  neuen ter  Zeil  sind  einzelne  Pöttverträge 
Bundesstaaten  untereinander  und  solcher  mit 
irsttichen  Hause  Thum  und  Taxis  pubticirt 
*n.  Die  Aufnahme  derselben*  insofern  sie  von 
*einer em/nteresse  sind,  sowie  der  Resultate  der 
hre  1847  begonnenen  Verhandlungen  der  Bun- 
luten  über  gemeinschaftliche  Posteinrichtun- 
s.  w.,  in  so  weit  diese  Vereinbarungen  bekannt 
n,  —  bleibt  den  Fortsetzungen  des  diplomatt- 
Jrchtvs  vorbehalten. 
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CIL. 

Beschluss  der  Bundes  versammlung  vom  19.  Okto- 
ber 1838,  betreffend  die  Zustimmung  des  Bundes  zur 
Fortführung  der  Eisenbahn  durch  den  Rayon  und 

die  Werke  der  Festung  Mainz. 

»i 

Neun  und  zwanzigste  Sitzung  am  19.  Oktober  1838. 

In  Gemässheit  der  erfolgten  Abstimmungen  wurde 

beschlossen: 

1)  Dem  Mainzer  Festungs-Gouveruement  durch  die  Militär- 
Kommission  die  Zustimmung  des  Bundes  zur  Fort- 
führung der  Eisenbahn  durch  den  Rayon  und  die  Werke 
der  Festung  Mainz  unter  nachstehenden  Bedingungen  zu  er- 
öffnen : 

I.  Damit  die  Unterordnung  der  Eisenbahn  unter  die  MOItür- 
verhältnisse  der  Festung  Jederzeit  In  dem  gehörigen  vollen  Masse 
sichergestellt  sey,  ist  es  nothwendig,  dass  nicht  allein  das  Haupt- 
etablissement aller  Vorräthe  und  Erfordernisse  der  Bahn,  son- 
dern auch  der  Aufbewahrungsort  der  Locomotive  auf  immer  nur 
in  Castel  selbst  eingerichtet,  und  hierdurch  die  Militärbehörde 
der  Festung  in  Stand  gesetzt  werde,  vorkommenden  Falls  die 
Bahn  nicht  allein  beliebig  zu  unterbrechen,  sondern  auch  die  Dt- 
struetion  derselben  mit  Hülfe  der  Locomotive  zu  bewerkstelligen. 
Dass  dieses  ordnungsmässig  und  mit  Schonung  des  Materials  ge- 
schehe, bleibt  der  technischen  Localbehörde  überlassen. 

H.  Wird  eine  solche  Unterbrechung  oder  Destruction,  wozu 
die  Militärbehörde  ohne  Angebung  der  Gründe  befugt  ist,  aus 
militärischen  Rücksichten  nöthig,  so  kann  von  Seiten  der  Bahn- 
Societät  keine  Entschädigung,  weder  fiir  geschmälerten  Er- 
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trag,  noch  fiir  verlorenes  oder  unbrauchbar  gewordenes  Material 
u.  dgl.,  oder  aus  Irgend  einem  andern  Grunde,  in  Anspruch  ge- 
nommen werden. 

III.  Die  genannte  Societät  macht  sich  ferner  verbindlich, 
alle  durch  die  Anlage  der  Eisenbahn  in  den  Umgebungen  des 
Platzes  und  an  den  Festungswerken,  Communicalionen  u.  dcrgl. 
Statt  gefundenen  Dcteriorationen  oder  Einrichtungen  auf  die  erste 
Aurforderung  der  Militär-Behörde  beseitigen,  und  den  Anord- 
nungen dieser  Behörde  unweigerlich  nachkommen  zu  lassen  5  sie 
deponirt  zur  Sicherung  in  die  Bundcsfestungs-Kasse  die  Summe 
von  5000  dulden,-;  worüber  das  Militär- Gouvernement  der  Bun- 
desfestung unbeschränkt  verfügen  kann,  wenn  den  Anordnungen 
desselben  nicht  pünktlich  Folge  geleistet  wird. 

IV.  Das  Tractf  der  Bahn  in  dem  Geschützenbereiche  der 
Festung,  wie  es  in  dem  Plane  Nr.  1  näher  bezeichnet  ist,  wird 
genehmigt,  jedoch  nur  unter  der  Bedingung,  dass  dadurch  weder 
nachtheilige  Aufhohungcn  noch  dcflleartige  Einschnitte  gebildet 
werden,  welche  die  gedeckte  Annäherung  eines  Feindes  begün- 
stigen oder  die  Wirkung  des  Geschützes  der  Vertheidiger  hin- 
dern könnten.  Ist  eine  dammartige  Erhöhung  oder  ein  Einschnitt 
nicht  zu  vermeiden,  so  ist  im  ersten  Falle  die  abgekehrte,  im 
letzteren  aber  die  zugekehrte  Böschung  so  flach  zu  halten,  dass 
von  den  Festungswerken  überall  kann  eingesehen  werden. 

V.  Da,  wo  die  Bahn  selbst  in  die  Festungswerke  tritt,  ist 
deren  Conslruction  oder  die  Vorrichtungen  zur  Bahn  genau  dem 
Interesse  der  Festung  anzupassen,  und  zwar 

a)  ist  deren  Uebergang  über  den  Hauptgraben  oberhalb 
nach  den  im  Plane  Nr.  2  gemachten  Andeutungen  einzurichten, 
wozu  gehört: 

1)  dass,  zu  besserem  Wasserdurchflusse  unter  der  Brücke,  in 
der  Mitte  der  Grabensohle  eine  drei  Fuss  tiefe  und  vierzehn 
Fuss  in  der  Sohle  breite  Lunetle  angebracht, 

2)  dass  an  die  Stelle  der  angenommenen  hölzernen  Barriere- 
stander massive  Thorpfeiler,  und  diese  in  Verbindung  mit 
den  Profil  mauern  construirt  werden, 

3)  dass  die  ProOlmauern  zu  jeder  Seile  drei  Vorsatzfalze  und 
in  einer  Höhe  von  acht  Fuss  einen  Absatz  zum  Auflegen 
künftiger  Bombeubalken  erhalten, 
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4)  dass  die  ganze  Aussenselte  der  Brücke,  von  der  Grata 
sohle  ab  bis  zu  den  Briiekenbelken,  mit  einem  Versdlap- 
aus  starken  Latten  versehen  werde,  um  dem  Andrangt  omi 
Zudrange  unbefugter  Personen  zu  begegnen,   '  " 

5)  dass  die  OefThung,  welche  durch  diesen  Einschnitt  In  da 
Wall  gemacht  ist,  durch  starke  Barriiren  zu  schliesscn. 
und  die  Handhabung  des  Verschlusses  bei  Tage  und  für  1 
Nacht  nach  den  Bestimmungen  der  Militärbehörde  geregfit, 
und  überhaupt  den  deshalb  zu  erlassenden  AnordnnBg« 
sich  gefiigt  werde  $ 

6)  dass  die  Barrieren  zur  Schliessung  der  Wallöffaungen  ron 
Eisen,  stark  und  fest  verschliessbar,  auf  den  inneren  Wall- 
seilen  anzulegen,  und  das  Locomotivgcbäüde  zur  Bestrei- 
chung der  Barritfre  an  der  Frankfurter  Front  mit  schrägen 
Scharten  zu  versehen  sey,  und 

7)  dass  zur  Bewachung  und  gleicher  Deckung  der  Barriere  an 
der  Wiesbadener  Front  in  geeigneter  Lage  und  von  erfor- 
derlicher Einrichtung  ein  Wachthaus  erbauet  werde. 

b)  Der  Lebergang  über  den  Graben  unterhalb,  die  Coo- 
struetion  der  Brücke,  der  Profllmauern,  Schlussvorrichiungefl 
u.  dergl.  unterliegt  denselben  Bedingungen ,  wie  sie  vorstehead 
unter  a)  angegeben  sind. 

c)  Das  Hauptgebäude  zur  Aufnahme  der  Lo< emotive,  in  den 
Plane  Nr.  4  näher  bezeichnet,  wird,  wie  angegeben,  parallel  Bit 
dem  Hauptwalle  gelegt,  die  massiven  Aussen  wände  sind  Jedoch 
so  zu  verstärken,  dass  sie  im  Stande  sind,  eine  bombenfeste  Be- 
deckung zu  tragen;  in  dem  genannten  Plane  sind  diese  Erfori* 
nisse  und  die  Kanonenscharten  eingetragen ;  Fenster-  und  Thür- 
Öffnungen  zu  ebener  Erde  können  willkührlich  angelegt  wert«, 
nur  müssen  sie  eine  Vorrichtung  erhalten,  um  sie  nötigenfalls 
mit  Holz  versehen  zu  können,  die  übrigen  Gebäude  haben  btoö 
einen  passageren  Charakter,  und  bleibt  darum  deren  Constructioii 
der  Socletät  überlassen. 

d)  Wo  Anschüttungen  im  Bereiche  der  Festungswerke  nöthi? 
werden,  Ist  für  die  erforderlichen  Wasserabzüge  Sorge  zu 

der  Canal  aber,  welcher  von  dem  Frankfurter  Thore  ab  über 
Platz  zieht,  wo  das  Eisenbahn-Etablissement  befindlich  ist,  mu* 


Digitized  by  Google 


759 

bis  zur  untern  creueüllrten  Keblmauer  massiv  und  überwölbt 
coastrulrt  werden.     ........  I 

n.  e)  Da  die  festuugspollzeUiche  Aufsicht  durch  die  vermehrten 
Eingänge  sowohl,  wie  durch  das  geuanute  Etablissement  ausge- 
dehnter, durch  deu  Andrang  vieler  Menschen  erschwert  wird,  so 
ist  die  möglichste  Absperrung  ein  dringendes  Bedürfnisse  die 
Eisenbahn-Gesellschaft  verpflichtet  sich  daher,  ausser  ihren  eige- 
nen, die  Bahn  und  den  Gebäudecomplex  sichernden  Absperrungen 
auch  diejenigen  aus  Ihren  Mitteln  zu  errichten  und  zu  unter- 
halten, welche  die  Local-Genie-Direction  für  nöthig  erachtet  und 
seiner  Zeit  bezeichnen  wird.  ,        :  (j 

cisn*)  itttese  Verschlüsse  dürren  Jedoch  den  laufenden  Fortiüca- 
lionsdieust  in  keiner  Weise  hindern,  und  es  bleibt  deu  Ofllcieren 
im  Dieust  und  den  Fortiflcationsbeamten  überhaupt  der  Eintritt 
ii  ml  der  Durchgang  zu  jeder  Zeit  vorbehalten  und  unbenommen, 
nl  g)  Das  Festungsterrain  wird  zur  Benutzung  für  die  Eisen- 
bahn zwar  unentgeldlich  überlassen,  jedoch  ist  die  Bahu-Societät 
gehalten,  jeden  Schaden  und  Nachtheil,  welcher  daran  durch  die 
Anlegung  der  Bahn  und  deren  Gebrauch  entsteht,  zu  ersetzen 
und  zu  vergüten.  >     >d n  u fl 

VI.  Da  der  Fall  möglich  ist,  dass  im  Laufe  der  Zeit  aus- 
gedehnte förtiflcatorlsehe  Bauflihrungcn  vorkommen,  welche  die 
Eisenbahn  mehr  oder  weniger  betreffen  könnten,  so  bleibt  das 
Interesse  der  Eisenbahn -Societät  jenem  der  Fortlflcation  stets 
untergeordnet  ,  und  die  Festungsbehörde  kann  in  keinem  Falle 
der  Art  zu  einer  Entschädigung  verbunden  seyn.  ;t 

VII.  Im  Allgemeinen  verpflichtet  sich  dieElsenbahn-Societat, 
alle  Bauarbeilen  und  Vorrichtungen  im  Bereiche  der  Festung 
stets  nur  unter  Zuziehung  des  Genie-Di rectors  In  Ausführung 
bringen,  ihn  von  allen  deshalb  zu  treffenden  Vorbereitungen 
bei  Zeiten  in  Kenntniss  setzen,  und  daraufhalten  zu  lassen, 
dass  seiner  Anordnung  überall  entsprochen  werde,  wogegen  die 
genannte  Societät  sich  auch  versichert  halten  kann,  dass  ihr 
keine  Schwierigkeiten  sollen  in  den  Weg  gelegt ,  sondern  ihr 
forderlich,  so  viel  es  sich  mit  dem  Interesse  der  Festung  ver- 
trägt, werde  entgegen  gekommen  werden. 

Uli.  Mit  dem  Zugestandnisse  eines  Durchzuges  der  Eisenbahn 
durch  Caslcl  und  der  Errichtung  eines  Bahnstations-Hofes  daselbst. 
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wird  endlich  noch  die  Bedingung  verbunden,  dass,  wenn  in  der  g 
Folge  durch  den  Betrieb  dieses  Hofes  eine  Beschränkung  in  dem 
militärischen  oder  in  dem  öffentlichen  Verkehr  sich  ergeben  sollte, 
die  Unternehmer  der  Eisenbahn  einer  Jeden  zur  Abhülfe  zu  tre£ 
fenden  andern  Anordnung  unweigerlich  sich  sofort  zu  unter- 
ziehen haben. 

2)  Das  Mainzer  Festungs- Gouvernement  zu  beauftragen, 
unter  Zuziehung  der  Grossherzoglich  Hessischen  Regierungs- 
behörde zu  Mainz,  das  Corotte*  der  Eisen  bah  n-Societät  zu  sich 
zu  bescheiden,  um  demselben  die  Zustimmung  des  Bundes  zur 
Durchführung  der  Bahn  durch  das  Festungsgebiet  unter  sSmmU 
liehen  vorstehenden,  deshalb  von  der  Eisenbahn-Society  einzu- 
gehenden Bedingungen  anzuzeigen,  und  über  diesen  Akt,  wie 
über  die  Annahme  der  Bedingungen  ein  mit  den  Unterschriften 
aller  Gegenwärtigen  versehenes  Protokoll  aufzunehmen,  welches 
*  demnächst  an  die  Bundes -Versammlung  einzusenden  und  in 
deren  Archiv  niederzulegen  seyn  wird. 

a)  Vergl.:  Protokolle  der  1.  (§.8)  nnd  4.  (§.  48)  Sitzung 
der  Bundesversammlung  vom  Jahre  1839. 

Bereits  zu  Anfang  des  Jahres  1846  waren  die  Eisenbahn-An- 
lagen und  die  dafür  in  Umlauf  gesetzten  Geldsummen,  nach 
den  in  öffentlichen  Blättern  gegebenen  allgemeinen  Uebersichten,  in 
Deutschland  von  folgendem  Belange : 

420,m  D.  M.  kosteten :     123,973,333  Thaler. 
Die  Baukosten  betrugen 

durchschnittlich  auf  die  Meile:  318,820  Thaler. 

Vergl.  u.a.:  „Eine  nationalindustrielle  und  staatswirthschaftV 
liehe  Mahnung  an  die  Deutsche  Gesetzgebung.  —  Zur  Sache  der 
Eisenbahnen,"  in: 

A.  Müller,  Archiv  u.  s.w.  Bd. VII,  S.  1—17. 

üebersicht  der  Längen,  Anlagekosten  und  Trans- 
portmittel der  inPreussen  amSchluss  des  Jahres  1 846 
in  Betrieb  befindlichen  Eisenbahnen  und  der  B es nl täte 
des  Betriebes  im  Jahre  1846,  im: 

Handels-Archiv,  Sammlung  der  neuen  auf  Handel  und  Schiff- 
fahrt  bezüglichen  Gesetze  und  Verordnungen  des  In  -  und  Auslandes 
und  statistische  Mittheilungen  über  den  Zustand  und  die  Entwicklung 
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des  Handels  und  der  Industrie  in  der  Preussischen  Monarchie.  Jahr- 
gang 1847  (Berlin,  8.)  zweite  Hälfte,  S.  187  u.  f. 

Es  erschienen  über  diesen  Gegenstand  in  den  verschiedenen  Bun- 
desstaaten zahlreiche  Gesetze  und  Verordnungen.  Besonders 
umfassend  und  deshalb  bei  mehreren  Conventionen  ausdrücklich  zum 
Grande  gelegt,  ist  das 

Königlich  Preussische  Gesetz  über  die  Eisenbahn-Un- 
ter nehmungen,  vom  3.  November  1838. 

Gesetz-Sammlung  für   die  Königlichen  Preussi- 
schen Staaten,  1838,  Nr.  35,  S.  505  u.f. 
A.  Müller,  Archiv  u.  s.  w.  Bd.  VIII,  S.  258  u.  f. 


Der  Aufnahme  in  die  Fortsetzungen  des  diplo- 
matischen Archivs  bleiben  vorbehalten:  die  in  der 
neuesten  Zeit  zwischen  verschiedenen  deutschen 
Bundesstaaten  abgeschlossenen  Staatsverträge 
über  die  Herstellung  von  Eisenbahnen  — ,  insofern 
solche  von  allgemeinerem  Interesse  erscheinen 
dürften. 
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a  •  •  ' 

Verhandlungen  and  Beschlüsse  der  Bnndes-Fer- 
Sammlung,  betreffend  die  Anfhebnng  der  Bescnrlo 
kung  des  gegenseitigen  Verkehrs  mit  den  tetV 
wendigsten  Lebensbedürfnissen  in  den  Deut 

sehen  Staaten. 

A. 

Erklärung  des  Königlich  Wfirttembergischen  Ge 
sandten.  Abstimmmungen  und  Beschluss  der  Bundes 

Versamm Inn  g  vom  19.  Mai  1817. 

! 

Neun  und  zwanzigste  Sitzung  am  19.  Mai 
1817.  ■) 

Praesidium:  Der  Königlich  Württembergische 
Herr  Gesandte  habe  den  Wunsch  geäussert,  Namens  seines 
allerhöchsten  Hofes  in  Betreff  der  Fruchtsperre  Deutscher 
Staaten  gegen  einander,  dann  Beschränkung  der 
Viehausruhr  u.  s.  w.  eine  Erklärung  in  das  Protokoll z« 
legen,  welches  man  also  hierzu  eröffhen  wolle. 

Württemberg:  Des  Königs  vou  Württemberg  Majestät 
sind  durch  die  in  den  Nachbarstaaten  gegen  den  freien  Fracht- 
verkehr getroffenen  Anordnungen  iu  die  unangenehme  Notwen- 
digkeit gesetzt  worden ,  die  Fruchtausftihr  aus  Allerhöchst  Ihn« 
Landen  Anfangs  durch  höhere  Imposte  zu  beschränken ,  dann 
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aber  durch  Anlegung  einer  gänzlichen  Sperre  zu  verbieten ,  und 
den  Impost  von  der  Viehausftihr  gegen  Baiern  retorcionsweise 
aur  den,  dem  Baierischen  Zollsatze  gleichkommenden  Beti*ag  zu 
erhöhen.  ", 

'  Allerhöchstdiesel ben  verkennen  nicht,  wie  weitig  durch  sol- 
che Zw;i  n  gsma  ssregeln  und  Parti  kular-  Sperren  Deutseher  Bundes- 
staaten untereinander  das  allgemeine  Wohl  Aller  gefördert  werde, 
und  wie  wenig  dieselben  derjenigen  Stellung  gemäss  seyen  J  in 
der  sie  sich  als  Staaten  Eines  Bundes  befinden  sollten.     '  * 1 

Seine  Königliche  Majestät  ort  heilten  daher  der  diesseitigen 
Gesandtschaft  den  Befehl,  mit  der  Erklärung,  wie  ungern  Allere 
höchstdieselben  Sich  genöthlgt  gesehen  haben ,  in  Ihren  Staaten 
diese  Zwangsmassregeln  zu  treffen,  den  Wunsch  auszudrücken t 
dass  von  den  Mitgliedern  des  Bundes  gemeinsam  erwogen  und 
berathen  werde,  wie  durch  Aufhebung  aller  solcher 
ausserordentlichen  Beschränkungen  des  gegensei- 
tigen Verkehrs  mit  den  notwendigsten  Lebensbe- 
dürfnissen in  den  Deutschen  Staaten  unter  einan- 
der ,  und  durch  gemeinsame  Massregeln  in  dieser  Angelegenheit 
der  gemeinen  Wohirahrt  Aller,  die  Bundesstaaten  einander  nShet 
gebrach t,  und  das  gemeine  Beste  Aller  befördert  werden  könne. 

Oesterreich:  glaubt,  dass  dem  heilsamen  Zwecke  der 
höchst  verehr  liehen  Erklärung  Sr.  Majestät  des  Königs  von  Würt- 
temberg nicht  besser  entsprochen  werden  könne,  als  wenn  die 
Bondes-Versammlung  alsbald  eine  Com  mi  ssi  o  n  von  fünf  Mit- 
gliedern ernennen  würde,  welche  den  Auftrag  übernähme,  über 
diesen  so  wichtigen  Gegenstand ,  den  schon  der  mit  Dank  ver- 
nommene Vortrag  über  die  Reihenfolge  der  Geschälte  dieser 
Bundes- Versammlung  als  höchst  dringend  darstelle,  und  der  un- 
misskennbar  In  dem  Artikel XIX  der  Bundes- Acte  zur  Berathung 
des  Bundestags  ausgesetzt  sey,  ihr  Gutachten  zu  erstatten. 

Preussen:  trat  dem  Antrage  Oesterreichs  bei;  .  ^»»^ 

Baiern:  stimmte  mit  Oesterreich  für  die  Ernennung  einer 
Commfssion,  und  erklärte,  dass  es  die  getroffenen  beschränken- 
den Massregeln  nur  als  Nothwehr  und  retorsions weise  ergriffen 
habe,  gern  Jedoch  2U  Allem  mitwirken  wolle,  was  dem  allgemei- 
nen Besten  angemessen  erachtet  werde.  •«         '  Vimu>,iY  Iiiiii 

Sachsen:  wie  Oesterreich.  >  1  mw*  mpUiI-m-h»  / 
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Hannover:  desgleichen« 
Württemberg, 

Baden  und  # 
Kurhessen:  ebenfalls. 

Grossherzogthum  Hessen:  wie  Oesterreich  fiir  Er- 
nennung der  Commission,  mit  der  Bemerkung  des  Herrn  Gesand- 
ten, dass  sein  allerhöchster  Hof,  grundsalzmässig,  deo  fireiee 
Verkehr  mit  allen  Deutschen  Nachbarstaaten  so  lange  als 
möglich  aufrecht  erhielt,  bis  die  Sicherung  des  eigenen  Be- 
darfs, solchen  stufenweise  zu  beschränken  und  zu  hemmen  gebo- 
ten habe.  Darum  auch  möchte  der  vorliegende  Antrag  für  den 
Augenblick  weniger  leisten,  als  er  früher  wohl  gekonnt  halte. 
Für  die  Folge  müssen  gemeinsame  Massnehmuogen  der  Ab- 
sicht aller  Regierungen ,  sowie  dem  Interesse  der UnVerthanen 
unfehlbar  zusagen. 

Dänemark,  wegen  Holstein  und  Lauenburg:  wie 
Oesterreich. 

Niederlande,  wegen  des  Grossherzogthums  Lu- 
xemburg: Da  die  Niederlande  einen  essentiell  handelnden 
Staat  bilden,  so  ist  es  natürlich,  dass  ich  Jeder  erleichternden 
von  Zwang  befreienden  Massregel  gern  beitreten  werde.  In  Zei- 
ten grosser  Noth ,  wie  Jetzt,  werden  die  Niederlande  durch  die 
Meerescommuoicatlon  mehr  herbeiführen,  als  ihnen  auf  den  Flüs- 
sen zugeführt  wird. 

Der  zu  wählenden  Commission  empfehle  ich  insbesondere 
einen  politischen  Rückblick  auf  die  Schweiz,  ein  Land  Deutschen 
Ursprungs  und  Deutscher  Art,  das  wir  in  freundschaftlichen  Ge- 
sinnungen zu  erhalten ,  die  grösste  Ursache  haben ;  der  Gründe 
der  Menschlichkeit  nicht  zu  gedenken. 

^™       mw       ~ " ■  ■  mm      mmm  m  v  mm  mm  ^»  •  w     mm  mm*  mm  w     mm  m  m     m^  -mm- mm  mmm  m 

DieGrossherzoglich  und  Herzoglich  Sächsischen 
Häuser:  Ich  trete  dem  Antrage  um  so  mehr  bei ,  da  mir  be- 
kannt ist ,  dass  mehrere  meiner  höchsten  Höfe  einen  ähnlichen 
Antrag,  wie  der,  welcher  von  dem  Königlich  Württembergischen 
Gesandten  gelhan  worden,  an  die  Bundes- Versammlung  bringen 

mruw^mmm^m  WW«*  w        •       ■  *       w  w  mmm  mmmmmm    m       -mm  mm     mm  ■  v     m-m  <a  m<M  MW        "     •vm  mm  mmm  mtm  mmmmmi  m  ^p— mmm   m  mmmmy  m.  »  ■ 

wollen,  i 

Braunschweig  und  Nassau:  Von  Seiten  Braunsen  weigs 
und  Nassau's  wird,  unter  Zustimmung  zu  dem  Oesterreichiscben 
Vorschlage  wegen  Ernennung  einer  Commission ,  bemerkt ,  dass 
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in  dem  Herzogthumc  Nassau ,  als  Folge  der  angenommenen  Re- 
gierungsgrundsa'tze,  die  freies te  Ausfuhr  der  Früchte  bisher 
Stall  gefunden  hat.  t 

Die  neuerlich  In  benachbarten  Bundesstaaten  angelegten 

Fruchtspcrren  haben  Jedoch  neben  anderen  Ursachen  ein  solches 
plötzliches  Steigen  der  Getreidepreise  in  dem  Herzogthume  her- 
vorgebracht, dass,  um  nicht  einzelne Theile  des  Landes,  welchen 
durch  diese  Massregeln  ihre  gewöhnlichen  Fruchtmärkte  plötz- 
lich entzogen  worden  waren ,  dem  drückendsten  Mangel  auszu- 
setzen, zu  einer  allgemeinen  Consignation  der  vorhandenen  Vor- 
räthe  und  Verhol  des  Verkaufs  an  Auswärtige  nothgedrungen 
geschritten  werden  niusste. 

Mecklenburg  -  Schwerin  und  Strelitz:  tritt  dem 
Haiserlich  Oestcrreichischeu  Antrage  vollkommen  bei. 

Holstein-Oldenburg)  Anhalt  und  Schwarzburg: 
Der  Gesandte  tritt  dem  Antrage,  sofort  eine  Commission  über 
den  zur  Sprache  gebrachten  Gegenstand  zu  ernennen,  um  so 
mehr  bei ,  als  auch  ihm  vorläufige  Instructionen  geworden  sind, 
in  Rücksicht  auf  den  freien  Verkehr  unter  den  Bundesstaaten  und 
Insonderheit  wegen  der  Getreidesperren  und  der  denselben  gleich- 
kommenden Ausfuhrahgaben  von  den  ersten  Lehensbedürlnissen, 
demnächst  die  Verwendung  der  Bundes -Versammlung  nachzu- 
suchen. 

Hohenzollern,  Liechtenstein,  Reuss,  Schaum- 
burg-LIppe,  Lippe  und  Waldeck:  wie  Oesterreich. 

Die  freien  Städte  Lübeck,  Frankfurt,  Bremen 
und  Hamburg:  wie  Oesterreich. 

Nachdem  auf  solche  Art  sä  mint  liehe  Stimmen  dem  Oester- 
reichischen Antrage  auf  Ernennung  einer  Commission  beigetreten 
waren,  wurde  sogleich  zu  der  Wahl  der  fünf  Mitglieder,  woraus 
dieselbe  bestehen  soll,  geschritten. 
Es  erhielten 

Herr  Freiherr  von  Are! in  11, 
,,  Graf  von  Mandelsloh  11, 
,,  Freiherr  von  Plessen  10, 
,,  Freiherr  von  Eyben  8  und 
„  von  Martens  7  Stimmen. 
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.*!  •«  M«   Hf.«    •«•.  t.».  «Beschluss:    /  •  •■ .»« . 

Da ss  die  C  o  m  m  1  s  s  I  o  il ,  welche  aus  den  Herrn 
Freiherrn  von  Aretln,  Herrn  von  Martens,  Grafen  von 
Mandelsloh,  Freiherrn  von  Eyhen  und  Freiherrn  von  Ples- 
s en  besteht,  ersucht  und  beauftragt  werde,  ihr  Gutachten 
Uber  die  Aufhebung  der  Beschränkung  des  gegensei- 
tigen Verkehrs  mit  den  notwendigsten  Lebensbe- 
dürfnissen In  den  Deutschen  Staaten  baldmöglichst  zu 
erstatten. 

■ 

s  ' 

ä)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes -Ver- 
sammlung, Bd.  III,  S.  45  u.  f. 
S.  auch:  Erster  Vortrag  der  K.  K.  OesterreJch/sc/i en 

Vorsitzenden  Gesandtschaft  vom  Ii.  November  1816. 
Diplomatisches  Archiv  u.  s.  W.  Th.  II,  Abth.  I,  S.  180, 
Nr.  XIV.  .; 


H  .i 


IS« 

I«   /  ,  •  • 

Beschluss  der  Bundes  versammlung  vom  2.  Juni  1817. 

Zwei  und  drei ssigste  Sitzung  am  2.  Juni  1817.*) 

Praesidiuffi:  wolle  der  Conimission,  welche  ein  Gut- 
achten über  den  gegenseitigen  freien  Verkehr  mit 
den  notwendigst  en  Lebensbedürfnissen  in  den  Deut- 
sehen Bundesstaaten  zu  erstatten  gefälligst 
habe,  andurch  Gelegenheit  geben,  ihre  Vorschlage 

Der  Königlich  Baierische  Herr  Gesandte  verlas 
hierauf  den 

Commissions-Vortrag  über  die  vollständige 
Herstellung  des  freien  Verkehrs  zwischen 
den  Deutsche«  Bundesstaaten,  vorzüglich  in 
Hinsicht  auf  die  unentbehrlichsten  Lebens- 
mittel, .  ,  .  •  i.  ;/ 
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mit  angefügtem 

Entwurf  ein  er  U  eberein  kunft  zwi  sehen  sa'mmt- 
lichen  Deut  sehen  Bundesstaaten  über  die  Frei- 
heit (Jes  Handels  mit  Getreide  und  SchlachU 
vieh. 

Nicht  minder  wurden  verlesen,  die  zu  diesem  Commissions- 
Vortrage  abgegebenen  besonderen  Abstimmungen  des  Königlich 
Hannoverischen  Herrn  Gesandten  von  Martens,  des  Königlich 
Dänischen,  Herzoglich  Holstein-  und  Lauenburgischen  Herrn 
Gesandten,  Freiherrn  von  Eyben,  und  des  Grossherzoglich 
.Mecklenburg- Schwerin-  und  Strelitzischen  Herrn  Gesandten, 
Freiberrn  von  Plessen.  ■  !•    •  « 

•  ■  Der  Commissions- Vortrag  sammt  dem  Entwürfe  einer  Ueber- 
einkunfl,  dann  die  drei  besonderen  Abstimmungen  wurden,  unter 
Z.  64  mit  den  Aulagen  1—4  dem  Protokolle  angefügt. 

Oesterreich:  trat  dem  commissarischen  Gutachten  unter 
dem  ausgedrückten  Wunsche  bei,  dass  sämrotiiehe  Gesandtschaf, 
ten  dieses  loco  diefaturae  durch  den  Druck  mitzuteilende  Gut. 
achten,  sammt  übrigen  Acten  stücken,  schleunigst  an  Ihre  Regie- 
rungen einsenden  und  baldige  Erschliessung  hierauf  sich  er- 
bitten möchten,  damit  heute  über  drei  Wochen  hierüber  abge- 
schlössen  werde»  köWite;  «    «   i  ,\x  \ 

Sämmtltche  Stimmen  waren  damit  einverstanden,  daher 

•    •  •        ■  •  i 

••••it|*l»  l      "  I  *       .  |      "         *        *#  *'*  •  •   »4  • 

......   ...  i<  Besohluss: 

•  Dass  der  Commissions-Vortrag  über  die  vollsten» 
dige  Herstellung  des  freien  Verkehrs  zwischen  den 
Deutschen  Bundesstaaten,;  vorzüglich  i  n  H  i  nsieht 
auf  die  unentbehrlichsten  Lebensmittel,  sammt 
übrigen  Actenstücken ,  sogleich  loco  dictalurae  drucken  zu  las- 
sen und  sämmtllciien  Gesandtschaften  in  der  Absicht  mitzuteilen 
sey,  solche  an  ihre  Regierungen  schleunigst  einsenden  und  bal- 
dige Entschliessung  sich  erbitten  zu  können,  damit  beute  über 
drei  Wochen  hierauf  ßeschluss  gefasst  werde« 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  III,  S.  129,  130. 
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c. 


Beschluss  der  Bnndes  Yergammlong  vom  14.  Joli  Uli. 

Drei  und  vierzigste  Sitzung  am  14.  Juli  1 8 17.1 
Oesterreich:  bedauert  aufrichtig,  dass  der  so  hochwidh 
tigc  als  gemeinnützige  Gegenstand  der  Sicherung  eines  Dreien 
Verkehrs  mit  den  notwendigsten  Lebensmitteln  In  den  Deut- 
schen Bundesstaaten ,  zu  spät  zur  Sprache  gebracht  worden  ist, 
um  sich  schon  Jetzt  darüber  mit  der  Bestimmtheit  äussern  m 
können ,  welche  der  Zweck  eines  förmlichen  gemeinsam«]  Be- 
schlusses dieser  hohen  Versammlung  erheischen  würtie.  Die  der- 
malige Abwesenheit  Seiner  Kaiserlichen  Königlichen  Majestät 
von  ihren  zum  Bunde  gehörigen  Staaten  kann  den  Administrativ- 
Steilen  nicht  erlauben ,  sich  für  dieselbe  ohne  Einholung  Aller- 
höchster Weisungen  verbindlich  zu  erklären ;  sie  kann  es  nodi 
weit  weniger,  wenn  die  Ausdehnung  dieser  Verbindlichkeit  siel) 
sogar  auf  Ihre  zum  Bunde  nicht  gehörigen  mehreren  Königreiche 
erstrecken  sollte.  In  dieser  Lage  kann  der  Gesandte  sich  nur 
auf  die  Erklärung  beschränken,  dass  sein  allerhöchster  IM 
darum  nicht  weniger  sehnlich  wünscht ,  dass  die  bczielte  heil- 
same Vereinigung  unter  den  Bundesstaaten ,  vor  der  Hand  ledig- 
lich als  eine  solche,  in  dieser  Art  zu  Stande  kommen  mö^ 
weiche  sich  nach  reiflicher  Erwägung  als  die  zweckmässig 


empfehlen  wird. 

Der  Herr  Gesandte  der  15.  Stimme,  Präsident 
von  Berg,  erklärt  für  Anhalt:  b)  Ihre  Herzogliche  Durtfr- 
laue  hten  werden  gern  der  vorgeschlagenen  Uebereinkunft  we$a 
eines  gegenseitigen  freien  Verkehrs  mit  den  notwendigsten  Le- 
bensbedürfnissen in  den  Deutschen  Bundesstaaten  beitreten,  über- 
zeugt, dass  dadurch  am  sichersten  dem  Mangel  und  der  Bf P 
rung  vorgebeugt  werden  kann ,  und  dass  die  Erfahrung  sM 
die  Zweifel  lösen  wird,  welche  gegen  eine  vollkommene  FreiM 
dieses  Verkehrs  noch  gehegt  werden  dürllen. 

Praesldlum:  Da  die  Aussicht  zu  einer  so  gesegneten 
nahen  Erndte  nicht  nur  alle  Besorgnlss  wegen  Fruchtmark 
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verscheucht,  sondern  auch  die  von  einzelnen  Deutschen  Bundes- 
staaten theils  aus  Vorsicht ,  theils  retorsionsweise  eingeführten 
Beschränkungen  und  Sperren  von  seihst  aufhebt;  so  kann  es  sich 

bei  dem  von  der  hohen  Bundes- Versammlung  zu  fassenden  Be- 
schlüsse üher  den  freien  Verkehr  mit  den  notwendigsten  Le- 
bensbedürfnissen nur  allein  von  der  Zukunft,  das  heisst  von  blei- 
benden Massregeln  handeln,  und  Praesidium  stellt  daher 
sämmtlichen  vortrefflichen  Gesandtschaften  anheim,  ob  nicht, 
unbeschadet  der  etwa  schon  jetzt  über  den  freien  Verkehr  mit 
Früchten  u.  s.  w,  zu  schliessenden  besonderen  Uebereinkunft 
einzelner  Bundesstaaten  unter  sieb,  für  das  erste  an  die  höchsten 
HbTe  und  Committenten  Bericht  zu  erstatten  sey,  um  sich  über 
die  in  der  Mehrheit  der  vorliegenden  Abstimmungen  enthaltenen 
Anträge,  namentlich  dahin  i 

1)  Dass  eine  gemeinsame  Uebereinkunft  getroffen  werde, 
welche  den  freien  Verkehr  mit  allen  Arten  von  Getreide, 
Hülsenfrüchten  und  KartolTeln,  wie  auch  Schlachtvieh,  zwi- 
schen allen  Deutschen  Bundesstaaten  und  innerhalb  der 
Gräuzen  des  Deutschen  Bundes  wiederherstellt  und  dessen 
Fortdauer  sichert ; 

2)  Dass,  wenn  sich  Veranlassungen  ergäben,  in  dieser  Bestim- 
mung eine  Ausnahme  zu  machen  ,  solche  nicht  anders,  als 
auf  dem  Wege  einer  gemeinsamen  Uebereinkunft  geschehe; 

3)  Dass  unter  der  allgemeinen  Freiheit  des  Handels  mit  Ge- 
treide und  Schlachtvieh  zwischen  den  Deutschen  Bundes- 
staaten eine  Befreiung  von  den  gewöhnlichen  gleich  blei- 
benden Ausfuhrzöllen  nicht  begriffen  sey,  diese  Zölle  aber 
auch  von  dem  Steigen  oder  Fallen  der  Fruchtpreise  nicht 
abhängig  gemacht  werden ; 

4)  Dass  das  in  einem  Staate  nur  durchgehende  Getreide,  mit 
blosser  Entrichtung  der  gewöhnlichen  Durchgangsgebühren, 
innerhalb  der  Gränzen  des  Deutschen  Bundes  allenthalben 
unaufgehalten  durchgeführt  werden  könne; 

5)  Dass  der  Beitritt  der  nicht  zum  Deutschen  Bunde  gehören- 
den Staaten  eines  Bundes -Mitgliedes  zu  dieser  gemeinsa- 
men Uebereinkunll  nicht  erforderlich  sey ;  so  wenig  als 

6)  Die  Ausfuhr  und  der  Handel  zur  See  durch  dieselbe  ge- 
hindert werden  wolle,  so  wie  überhaupt  der  Handel  mit 

in.  49 
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dem  Auslände  keinen  Gegenstand  dieser  Convention  aus 

macht,  » 
mfltelst  rnstructions-Ertheilung  zu  äussern ,  damit  alsbald  »Hi 
wieder  eröffneten  Sitzungen  hierüber  eine  deOnitive  Lehwin- 
kunft  gefasst  werden  könne? 

SHmmtltche  Stimmen  traten  dem  Praesidio  bei,  daher 

i  - : 

Bcsekluss: 

Dass  Uber  den  Verkehr  mit  allen  Arten  von  üc- 
treide,  Hülsenfrüchten  und  Kartoffeln,  wie  ancfc 
Schlachtvieh,  innerhalb  der  Grenzen  des  Deut- 
schen Bundes,  Bericht  an  die  höchsten  Höfe  und  Com- 
mlttentcn  zu  erstatten  sey,  um  eine  definitive  Ueber- 
einkunrt  trefTen  zu  können,  welche  nach  den  in  der  Mehrheit 
der  vorliegenden  Abstimmungen  ausgesprochenen  Grundsätzen, 
dahin  gemeinsam  abzuschliessen  wäre:  dass 

1)  Der  freie  Verkehr  mit  allen  Arten  von  Getreide,  Hülsen- 
Büchten  und  KartofTeln ,  wie  auch  Schlachtvieh  ,  zwischen 
allen  Deutschen  Bundesstaaten  und  innerhalb  der  Granzen 
des  Deutschen  Bundes  wieder  hergestellt  und  gesichert 
werde  ; 

2)  Dass ,  wenn  sich  Veranlassungen  ergäben ,  in  dieser  Be 
Stimmung  eine  Ausnahme  zu  machen ,  solche  nicht  anders, 
als  auf  dem  Wege  einer  gemeinsamen  l  leberei  nkunft  ge- 
schehe; 

t"3)  Dass  unter  der  allgemeinen  Freiheit  des  Handels  mit  Ge- 
treide und  Schlachtvieh  zwischen  den  Deutschen  Bundes- 
staaten eln6  Befreiung  von  den  gewöhnlichen  gleich  blei- 
benden Ausführzöllen  nicht  begriffen  sey,  diese  Zölle  aber 
Mi  auch  von  dem  Steigen  oder  Fallen  der  Fruchtpreise  oichi 
abhängig  gemacht  werden ; 

»  4)  Dass  das  In  einem  Staate  nur  durchgehende  Getreide,  m« 
blosser  Entrichtung  der  gewöhnlichen  Durchgangsgebühren. 

■      innerhalb  der  Gränzen  des  Deutschen  Bundes  allenthaiUfi 
unaufgehallen  durchgeführt  werden  könne;  I 
5)  Dass  der  Beitritt  der  nicht  zum  Deutschen  Bunde  gebore 
den  Staaten  eines  Bundes-Mitgliedes  zu  dieser  gtrmetosameH 
Uehereinkuna  nicht  erforderlich  sey;  so  wenig aW<« 
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6)  Die  Ausfuhr  und  der  Handel  zur  See  durch  dieselbe  gehin- 
dert werden  wolle,  so  wie  überhaupt  der  Handel  mit  dem 
Auslände  keinen  Gegenstand  dieser  Convention  ausmacht. 

ä)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  III,  S.  431  u.  f. 

ö)  Die  vorhergegangenen  übrigen,  zum  Theil  sehr  ausführlichen 
Abstimmungen  s.  in  den  ■  . 

Protokollen  der  Deutschen.  Bundes  -  Versammlung, 
Bd. III,  S. 246— 250,  274-288,  310-313,  333-338,  356-358, 
394—397. 

Fernere  Erklärungen  der  einzelnen  Bundestags-Ge- 
sandtschaften über  die  Einführung  eines  gegenseitigen 
freien  Verkehrs  mit  den  nothwendigsten  Lebensbe- 
dürfnissen s.  in  den 

Protokollen  der  Deutschen  B  undes  -  Versammlung, 
Bd.  IV,  S.  275-290,  Bd.  V,  S.  24,  42,  80,  202. 
Die  Erklärung  von  Oesterreich  in  der  sieben  und 
dreissigsten  Sitzung  am 9.  Juli  1818  schliesst  folgendermassen : 
„Seine  Majestät  der  Kaiser  von  Oesterreich  bedauern  daher 
aufrichtigst,  wenn  die  Berathungen  über  diese  für  die  einzel- 
nen Deutschen  Staaten  und  für  die  Gesammtheit  so  wichtige 
Angelegenheit  dermalen  also  noch  zu  keiner  gemein- 
nützigen Verabredung  führten,  nähren  jedoch  die 
Hoffnung,  dass,  nach  mehreren  etwa  jetzt  noch  zweckmässig 
sctieinenden  vorläufigen  Erörterungen,  demnächst  dieser  Gegen- 
stand wieder  in  ern euerte  Anregung  gebracht  wer- 
de, und  sodann  die  Verhandlungen  ein  angemes- 
senes gemeinsames  Resultat  haben  möchten. " 
Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versa mm- 

lung,  Bd.  VI,  S.  74-79. 
J.  L.  Klüber,  öffentliches  Recht  des  Teutschen  Bundes  u.  s.  w. 

(4.  Aufl.  1840)  S.  320. 
Zoll-Vereinigungs-Vertrag  zwischen  Preussen,  Kur- 
hessen und  dem  Grossherzogthume  Hessen  einerseits 
und  B a i e r n  und  Württemberg  andererseits,  unterzeichnet 
zu  Berlin  am  22.  März  1833,  Artikel  41.  (S.  unten  Nr.  CX VI.) 


In  der  neuesten  Zeit  sind  in  verschiedenen  Bundesstaaten 
zahlreiche  Verordnungen  hinsichtlich  der  Ein-  und  Ausgangs- 

49  • 
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Abgaben  für  Getreide,  Hülsenfrüchte,  Kartoffel  n  a.s.w. 
ergangen ,  vergl : 
Handels-Archiv  u.  s.  w.  Jahrgang  1847,  I.  Hälfte:  S.  3,  IM. 

210,  297,  S10,  393,  399,  494,  516,  597,  IL  Hälfte:  S.  37,  299, 

423,  425. 


Die  Verhandlangen  über  die  Handels-  und  Verkehrs- 
Verhältnisse  erhielten  in  den  folgenden  Jahren  eine  allgemei- 
nere Ausdehnung.  (S.  die  folgende  Nummer.) 
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erhandlungen  und  Beschlösse  der  BundesVer 
ammlung  über  die  Handels-  und  Verkehrs  Ver- 
hältnisse in  den  Deutschen  Bundesstaaten. 

A. 

leschlugg  der  Bundes  -  Versammlung  vom  24.  Mai  1819. 

Neunzehnte  Sitzung  am  24.  Mai  1819. a) 

Der  vortragende  Herr  Gesandte1*)  legte  den  Entw  urf 
les  Beschlusses  vor,  womit  sHmmtliche  Gesandtscharten ,  unter 
gemeiner  Zustimmung  zu  dem  Antrage,  vollkommen  einver- 
standen waren.  Der  Vortrag  wurde  dem  Protokolle  unter 
khl  26  angefiigt,  und  hiernächst  einhellig 

beschlossen: 

1)  Die  von  J.  J.  Schnell  vorgelegten  provisorischen  Statu- 
ten eines  Handels-  und  Gewerb- Vereins  vorerst  ad  acta  zu  legen. 

2)  Da  das  Zollwesen  mit  dem  Handel  und  Verkehr 
wischen  den  verschiedenen  Staaten  in  der  engsten  Verbin- 
dung steht,  so  wird  die  Bundes- Versammlung  bei  der 
ohnehin  bevorstehenden  Berathung,  zu  welcher  sie 
nachdem  Artikel  XIX  der  Bundes- Acte  berufen  ist,k) 

Jenen  Gegenstand  reifer  Prüfüng  unterwerfen,  und  das- 
ftiige  nach  den  Verhältnissen  einzuleiten  bemühet  seyn,  was 
wahrhaft  zur  Beförderung  des  deutschen  Handels ,  vereiniget  mit 
^  Gemeinwohl  des  Ganzen,  gereicht. 

Zu  dem  Ende  wird  die  Bundes- Versammlung  von  ihren  Be- 
verungen sich  die  nöthigen  Erläuterungen  über  diesen 
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Gegenstand  erbitten,  und  werden  diese  ohne  Zweifel  von 
selbst  darauf  Bedacht  nehmen,  von  dem  Handels-  und  Gewerbs- 
stande ihrer  Länder,  da,  wo  sie  es  Itir  nöthig  finden ,  Auskünfte 
zu  begehren. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  VIII,  S.  15  u.  f. 

b)  Der  Königlich  Hannoverische  Herr  Gesandte  von 
Martens  gab  in  dieser  Sitzung  Kenntniss  von  den,  unter  Zahl  43 
1.  J.,  von  J.J.  Sehne U  eingereichten  „provisorischen  Statu- 
ten eines  Deutschen  Handels-  und  Gewerb- Vere ins", 
und  setzte  damit  in  unmittelbare  Verbindung  seinen  Vortrag  über  die, 
Z.  40,  vou  dem  Professor  List  zu  Tubingen,  als  angeblichen  Bevoll- 
mächtigten, eingereichte  „Bittschrift  der  zur  Ostermesse  1819  in 
Frankfurt  a.  M.  versammelten  Deutschen  Kauflente  und  Fabrikanten, 
um  Aufhebung  der  Zölle  und  Mauthen  im  Innern  Deutschlands  und 
um  Aufstellung  eines  allgemeinen  Deutschen ,  auf  dem  Principe  der 
Retorsion  beruhenden  Zollsystems  gegen  die  angrenzenden  Staaten". 


»*.     1    i  i  .        »  §      «     i  t  " 

IS 

•  •  •  » 

B eschluss  der  Bande s ■  Versammlung  vom  22.  Juli  1819. 

Sechs  und  zwanzigste  Sitzung  am  22.  Juli  18 19.') 
Sämmtliche  Stimmen  vereinigten  sich  hierauf  zu  dem 

Beschlüsse: 

1)  Die  In  Bezug  aur  den  XIX.  Artikel  der  Bundes-Acte  und 
in  Gemässheit  des  in  der  19.  diesjährigen  Sitzung  gefassten  Be- 
schlusses Z.  103  Num.  2  von  den  Grossherzoglich  und  Herzog- 
lich Sächsischen  Häusern  abgegebene  Erklärung b)  vorerst  zur 
Sammlung  zu  nehmen ;  zugleich  aber 

2)  an  diejenigen  Regierungen,  welche  ebenfalls  hierüber  Er- 
klärungen abzugeben  oder  Erläuterungen  nachzubringen  geden- 
ken, die  Bitte  zu  wiederholen,  dieselben  bald,  und  noch  im  Laufe 
der  nächsten  Ferien,  anher  gelangen  zu  lassen,  damit 

3)  nach  Wiedereröffnung  der  Sitzungen  eine  eigene  Com- 
mission  ernannt  werden  könne,  welche 
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4)  die  eingehenden  ErkUfrungea  zusammen  m  stellen  ,  mit 
ein Gutachten  der  Bundes- \ ersaroiukung  vorzulegen,  und  .  die-^ 
be- durch  dk*e  itf  tbige  Vorarbeit  in  de«  Stand  zu  seUeu  hUtte, 
Mächst  diesen  wichtigen  Gegenstand  eiuer  reifen  Berathuuö 
unterwerfen.  /  «,.•,  ..  t»    ».,  ;i. 

»  •  I         I        •      '  1       •.!       '  *..•..«•  I  I  . 

ff)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Önndes-Ver- 
mmlung,  Bd.  tlH,  S.  156  n.  f.  »'  "  ' 

b)  Nachdem  auch  von  and eren  Bu udestägs-Gesa mit- 
hatten ülter  diesen  Gegenstand  Erklärungen  abgegeben 

wden.     . 1   •  ■  r  ■     —  "•  :'  •  •  .  ;•■ 

Vergl:  Protokolle  etc.  Bd.  VIII,  S.  193,  259,  299,  '  . 
urde  in  dir  riinfn  nd  dreissigsten  Sitzung  ain  20.  Septem- 
er  W19  keschlos&eu:  dass  20  den  Gegenständen,  weiche 
irlnstr*ctions-fiinholuug  und  dcriuitiveu  Beschlussr 
ahme  nach  Wiedereröffnung  dc-r  Sitzungen  besonders 
«■zeichnet  worden,  auch  gehören  solle: 
(6;  Die  Erleichterung  des  Handels  und  Verkehrs  zwi- 
schen den  verschiedenen  Bundesstaaten,  11  in  den 
Artikel  XIX  derBundcs-AcJe  zur  möglichsten  Aus- 
führung zu  bringen;  so  viel  die  Verschiedenartigkeil  der 
Localitäten  und  besonders  die  Steuersysteme  der  einzelnen 
Bandesstaaten  solche  zulassen  können.'*  '  :*  1,1 

Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Buudes-Ve rsnnmf- 
ang,  Bd.  VIII,  S.  264  u.  f. 

5  1  •  1  ; .   ••  •  ••:,'* 

_^  x  .  .  t 

•  •ii.  , 


'räsidial- Antrag  vom  22.  Juni  1820,  wegen  Beschleu- 

nigung  der  Instructionen.  .  , 

Dreizehnte  Sitzung  am  22.  Juni  1820.-) 

Präsidium:  Seine  Majestät  der  Kaiser,  mein  allergna'dig- 
sler  Herr,  theilen  zu  lebhaft  das  von  sämmtlichen ,  allerjüngst  % 
ln  Wien  vereinigt  gewesenen  Bevollmächtigten  der  Bundesstaa- 
leD  ausgesprochene  Gefühl  Uber  die  Notwendigkeit ,  dass  die 
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hohe Bundes-Versammlung  die  Beförderung  und  Erfüllung 
des  Deutschen  Handels  überhaupt,  und  Insonderheit 
des  Verkehrs  zwischen  den  einzelnen  Bundesstaa- 
ten, nach  Anleitung  des  XIX.  Artikels  der  Bundes- Acte, 
als  einen  der  Hauptgegenstände  ihrer  Aufmerksamkeit  und  Tä- 
tigkeit behandeln  und  sich  daher  fortwährend  bestreben  möge, 
die  diesem  Zwecke  entgegen  stehenden  Hindernisse  aus  dem 
Wege  zu  räumen ,  um  es  mir  nicht  zur  besonderen  Pflicht  ge- 
macht zu  haben,  aur  die  thunlichste  Beschleunigung  dick- 
fälliger, möglichst  erschöpfender,  sofort  die  einschlägigen 
roannichlaltigen  Modalitäten  umfassender  Instructionen  drin- 
gend anzutragen. 

Seine  Majestät  halten  dafür,  dass  unter  diesen  Modalitäten 
unverkennbar  und  vorzugsweise  die  Beachtung  zweckmässiger 
Zollverhältnisse  in  den  verschiedenen  Bundesstaaten  und  die  Be- 
stimmung des  Rechts  der  Regierungen  hinsichtlich  der  Abnahme 
und  des  Ausmessens  von  Aus-,  Ein-  und  Durchfuhrzöl- 
len bei  dem  wechselseitigen  Verkehr  gehören,  und  als  wesent- 
liche Prämissen  erwogen  werden  müssen,  um  zuvörderst,  nach 
Ihrem  aufrichtigsten  Wunsche,  die  schon  früher  in  unserer 
Mitte  eingeleitete  Verhandlung  wegen  des  freien  Verkehrs 
mit  allen  Arten  von  Getreide  und  Schlachtvieh  zu  einer 
gründlichen  und  festen  Vereinigung  unter  den  Bundesstaaten 
bringen  zu  können. 

Sämmtlichc  Stimmen  vereinigten  sich,  über  den  Prä- 
sidial-Antrag  Bericht  abzustatten  und  um  schleunige  In- 
struction zu  bitten. 

ä)  Vergl:  Protokolle  d er  D eutsc henBundes- Versamm- 
lung, Bd.  IX,  S.  37,  38. 

b)  Vergl.  auch:  Schluss-Aete  der  über  Ausbildung  und 
Befestigung  des  Deutschen  Bundes  zu  Wien  gehaltenen 
Ministerial-Conferenzen,  vom  15.  Mai  1820,  Artikel  LXV. 

Diplomatisches  Archiv  etc.  Th.  II,  Abth.I,  S.  103,  104, 
Nr.  IX. 
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D. 

Beschluss  der  Bundes-Yersammlung  vom  3.  August 

1820. 

Neunzehnte  Sitzung  am  3.  August  1820.') 

Präsidium:  trägt  ferner,  unter  Bezug  auf  seine  in  der  13. 
Sitzung  §.  25  dieses  Jahres  gemachte  Eröffnung,  darauf  an,  dass 
eine  Commission  von  fünf  Mitgliedern,  mit  der  denselben  zu  er- 
teilenden Substitutionsgewalt  gewählt  werden  möge,  welcher 
die  nähere  Bearbeitung  der  auf  den  freien  Handel  Bezug  haben- 
den Gegenstände  zu  übertragen  wäre. 

Sämmtliche  Gesandtschaften  waren  damit  einverstanden,  man 
schritt  also  zur  Wahl ,  und  diese  fiel  auf  die  Herren  Bundestags- 
Gesandten 

Grafen  von  Buol-Schauenstein, 
Grafen  von  der  Goltz, 
Freiherrn  von  A  r  e  1 1  n , 
Grafen  von  Eyben  und 
Herrn  Syndlcus  Gries. 

Beschluss: 

Dass  die  aus  den  Herren  Bundestags-Gesandten,  Grafen  von 
Buol-Schauenstein,  Grafen  von  der  Goltz,  Freiherrn  von 
Are  tili,  Grafen  von  Eyben  und  Herrn  Syndicu3  Gries,  ge- 
wählte Commission,  (deren  Mitgliedern  die  Substitutionsge- 
walt eingeräumt  worden),  beauftragt  werde  den  Gegenstand 
des  freien  Handels  und  Verkehrs  überhaupt  näher 
zu  bearbeiten. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
samralung,  Bd.  IX,  S.  231. 


« 
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Jp4f 

Commissions- Vortrag  und  Beschluss  der  Bundes  Ter 
f   lammlnng  Tom  12.  Oktober  18».'  «' 

>'ttl 

Dreissigste  Sitzung  am  12.  Oktober  1820.') 

Die  In  de*  19.  Silzimg  laufenden  Jahres  gewählte  Com 
i»  i s s  1  o n  erstattet  folgenden  Vortrag  t 

Der  Commission  Ist  in  der  19.  diesjährigen  Sitzung  der  Auf 
trag  ertheUt  worden  -.  In  Anleitung  des  XIX.  Artikels  der  Bu* 
des-Acte  und  des  in  der  34.  Ministerial-Conferenz-zuWien  unter, 
zeichneten  Separat-Protokollea,  die  auf  den  freien  Handel  und 
Verkehr  zwischen  den  Deutschen  Bundesstaaten  im 
Allgemeinen,  und  insbesondere  auT den  Verkehr  mit 
den  noUiwendlfcslien  Lehensbedürfnissen  Bezug  ha- 
benden Gegenstände  näher  zu  bearbeiten.  . 

Nach  sorgfältiger  Prüfung  diese*  so  wichtigen  als  vielseiti- 
gen und  verwickelten  Gegenstandes,  über  den  die  verschieden- 
sten, häufig  irrigsten  Begriffe  herrschen,  hat  sie  die  L'eberzeu- 
gung  fassen  müssen,  dass  zur  Erreichung  dc£  grossen  Zweckes 
ihr  vorzüglich  eine  genauere  Kcuutniss  der  uianiiichlalUgen  flia- 
demisse  nbthig  ist,  die  sowohl  in  der  Natur  der  Sache  seihst,  als 
in  den  Iuteressen  der  einzelnen  Staaten  und  einzelnen  Klassen 
der  Unterthanen  liegen. 

Um  diese  Kennlniss  sich  zu  verschaffen,  bedarr  sie  vielfa- 
cher Notizen  über  den  Deutschen  Handel  selbst,  über  das  Inter- 
esse der  Einzelneu  und  über  Localverbällnisse,  welche  zu  er- 
halten sie  sich  unausgesetzt  angelegen  lassen  seyn  wird.  Zu 
deren  Beurtheilung  sind  jedoch  ihr  zunächst  vollständige  Nach- 
richten nothwendlg,  über  die  gegenwärtig  bestehenden,  den  Han- 
del betreffenden  Gesetze  und  Einrichtungen  in  den  Deutschen 
Bundesstaaten;  und  die  Commission  glaubt  daher,  von  sänimUi- 
chen  höchsten  und  hohen  Bundesgliedern  sich  solche  schon  jetzt 
erbitten  zu  müssen. 

Da  über  den  freien  Handel  und  Verkehr  zwischen 
den  Bundesstaaten  mit  Getreide,  Hülsenfrüchten, 
Kartoffeln  und  Schlachtvieh  mehrere  Vorarbeiten  bereib 
gemacht  und  den  sämmtlichen  Bundesregierungen  vorgelegt  sind, 
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auch  von  sämmtlichen  Staaten  eine  nähere,  auf  Teste  Grundsätze 
gestützte  Vereinbarung  über  diesen  Gegenstand  vorzüglich  ge- 
wünscht wird  5  so  glaubt  die  Commission,  ' 

I.  über  diesen  specielicn  Gegenstand  ihre  Ansich- 
ten zuerst  aussprechen  zu  müssen. 

Sie  legt  hierbei  die  in  der  13.  diesjährigen  Sitzung  abgege 
bene  Präsitiial-Proposition  und  den  am  2.  Juni  1817  erstatteten 
Cum missions  Bericht  über  gleichen  Gegenstand  zum  Grunde. 

A.  Die  Commission  ist  der  Meinung,  dass  eine  feste  Norm 
über  diesen  Gegenstand  nur  dann  wird  erhalten  werden  können, 
wenn  die  höchsten  und  hohen  Regierungen  zunächst  über  unab- 
änderliche, möglichst  glcichmässige  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr- 
zölle, denen  alle  Arten  von  Getreide,  Hülsenfrüchten,  Kartoffeln 
und  Schlachtvieh  unterworfen  seyn  würden,  sich  vereinigen 
wollten. 

B.  Sie  glaubt  ferner,  dass  als  Regel  ausgesprochen  werden 
müsse,  dass  zwischen  den  Bundesstaaten  unter  sich  keine  Art 
von  Sperre  dieser  Gegenstände  Jemals  eintreten  solle. 

C.  Dass  nicht  von  einseitigen  Verfügungen ,  sondern  nur 
von  dem  gemeinschaftlichen  Einverständnisse  es  abhängen  könne, 
ob  an  den  Gränzen  der  Bundesstaaten,  gegen  die  zu  dem  Bunde 
nicht  gehörigen  Staaten,  Sperr- Anstalten  verfügt  werden  sollen. 
Ausgenommen  hiervon  nur  allein,  wenn  ein  nicht  zum  Bunde 
gehörender  Staat  gegen  die  an  seinen  Gränzen  liegenden  Bundes- 
staaten die  Sperre  anordnete,  in  welchem  Falle  es  den  betreffen- 
den Bundesstaaten  durchaus  frei  stehe,  eine  ähnliche  Sperre  zu 
verfligen  oder  nicht;  im  ersten  Falle  Jedoch  würden  sie  sämmt- 
licbe  Bundesregierungen  von  dieser  Retorsions  Massregel  un- 
verweilt  in  Kenntniss  zu  setzen  haben. 

D.  Unter  der  allgemeinen  Freiheit  des  Getreidehandels 
zwischen  den  Bundesstaaten  wäre  eiue  Befreiung  von  den  vor 
dieser  Vereinbarung  festzusetzenden  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr- 
zöUen  nicht  zu  verstehen. 

E.  Bloss  durchgehendes  Getreide,  es  sey  im  Auslande  oder 
in  Bundesstaaten  erkauft,  wenn  es  nicht  für  einen  mit  dem  Bunde 
im  Kriege  befindlichen  Staat  bestimmt  ist,  würde,  mit  blosser 
Erlegung  der  festzusetzenden  Durchgangszölle,  durch  alle  Bun- 
desstaaten unaufgehalten  durchzurühren  seyn. 
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II.  Der  zweite  Gegenstand  des  der  Commission  ertheüten 
Auftrages  betrifft,  nach  Anleitung  des  XIX.  Artikels  der Bundes- 
Acte  und  des  2.  Artikels  des  Separat-Protokolls  der  34.  MinisteriaJ- 
Conferenz,  die  Beförderung  und  Erleichterung  des 
Deutschen  Handels  und  Verkehrs  im  Allgemeinen, 
und  insonderheit  des  Verkehrs  unter  den  Deutschen 
Bundesstaaten  unter  sich. 

Der  Commission  gehen  zur  weiteren  Bearbeitung  dieses  sehr 
wichtigen  und  allgemeineren  Gegenstandes  noch  viele  Nach- 
richten ab,  die  sie  theils  von  den  höchsten  und  hohen  Bundes- 
regierungen, theils  von  sachverständigen  Geschäftsmännern,  die 
bei  ihren  Berathungen  zuzuziehen  sie  sich  vorbehält,  erhalten 
zu  können  hofft.  Vor  der  Hand  glaubt  sie  jedoch  darauf  sich 
beschränken  zu  müssen,  von  sämmtlichen  Bundesstaaten  die 
Mittheilung, 

a)  der  bei  ihnen  bestehenden  Zoll-,  Mauth-  und  Accisegesetze 
Uber  Ein-,  Aus  -  und  Durchführ  sämmtiicher  Gegenstände 
des  Handels,  nebst  den  verschiedenen  allenfailsigen  Bestim- 
mungen über  Contrebande  $ 

b)  einer  Anzeige:  ob  und  welche  Verfügungen  an  ihren  Grän- 
zen  über  den  kleinen  Verkehr  mit  den  Nachbarstaaten 
bestehen, 

erbitten  zu  müssen. 

Die  Commission  glaubt  den  Wünschen  sämmtiicher  Bundes- 
regierungen zu  entsprechen ,  wenn  sie  auf  die  möglichste  Be- 
schleunigung der  erbetenen  Mitlheilungen  und  der  Instructionen 
anträgt,  die  über  die  Vorschläge  in  Betreff  des  freien  Handels 
mit  Getreide,  Hülsenfrüchten,  Kartoffeln  und  Schlachtvieh  unter 
Num.  I.  vorgelegt  sind,  und  denen  sie  in  Geraässheit  des  4.  Ar- 
tikels des  angezogenen  Ministerial-Conferenz- Protokolle*  ent- 
gegensehen darf. 

Sämmtiiche  Gesandtschaften  vereinigten  sich  mit  dem  An- 
trage der  Commission  $  daher 

Beschluss: 

dass  über  die  hier  aufgestellte  Ansicht  der  Commission  Bericht 
zu  erstatten,  insbesondere  aber  die  Regierungen  der  Bundes- 
staaten zu  ersuchen  seyen,  über  die  gegenwärtig  bestehenden, 
den  Handel  betreffenden  Gesetze  und  Einrichtungen  in  den  Bun- 
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desstaaten,  dann  Uber  die  bet  ihnen  eingeführten  Zoll-,  Mauth- 
und  Accisegesetze  über  Ein-,  Aus  -  und  Durchführ  sämmtlicher 
Gegenstände  des  Handels,  nebst  den  verschiedenen  allenfallsigen 
Bestimmungen  über  Contrcbande,  der  Bundes -Versammlung  Mit- 
theilung zu  machen,  auch  damit  die  Anzeige  zu  verbinden,  ob 
und  welche  Verfügungen  an  ihren  Gränzen  über  den  kleinen 
Verkehr  mit  den  Nachbarstaaten  bestehen. 

Was  die  hierunter  begriffenen  Mittheilungen  und  die  In- 
structionen wegen  des  freien  Verkehrs  mit  Getreide,  Hülsen- 
früchten, Kartoffeln  und  Schlachtvieh  betrifft,  so  wäre  deren 
möglichste  Beschleunigung  zu  erbitten. b) 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlnng,  Bd.  X,  S.  112  u. f. 

b)  Die  über  den  Commissionsvortrag  erfolgten  Abstim- 
mungen, mit  denen  zugleich  die  Anzeige  von  der  Einreichung  der 
betreffenden  Verordnungen  verbunden  war,  s.  in  den 

Protokollen  der  Deutschen  Bundes-Versammlung, 
Bd.  XI,  S.  123,  138,  Bd.  XII,  S.  7,  100,  205. 


F. 

Erklärung  des  Grossherzoglich  Badischen  Bundes- 
tags-Gesandten vom  26.  August  1824. 

Sechs  und  zwanzigste  Sitzung  vom  26.  August 

1824.*) 

Auf  Antrag  des  Praesidii  wurden  nachbenannte  Com- 
missionen  durch  Wahl  neuer  Mitglieder,  an  die  Stelle  der  ab- 
gegangenen, ergänzt: 

1)  Die  Commission  zur  Begutachtung  der  Verhältnisse 
des  freien  Handels  und  Verkehrs,  durch  die  Herren  Ge- 
sandten von 

Oesterreich, 
Preussen  und 
Baden. 
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Der  Grossherzoglich  Badische  Herr  Bundestags- 
Gesandte  erklärte  hei  dieser  Gelegenheit: 

Der  Gesandte  ist  beauftragt ,  dem  Praesidium  für  die 
WIederactivirung  der  Commission  über  den  Vollzug 
des  Art.  XIX  des  Bundesvertrags  den  besondern  Dank  sein« 
allerhöchsten  Hofes  auszudrucken/  Indem  er  sich  dieser  ange- 
nehmen Pflicht  entledigt,  soll  er  zugleich  nicht  unterlassen,  einige 
vorläufige  Bemerkungen  hier  niederzulegen,  zu  welchen  dfe  seit 
der  Unterbrechung  Jener  Verhandlungen  gemachten  Erfahrungen 
Veranlassung  geben. 

Es  ist  keinem  Zweifel  unterworfen,  dass  seither  dfe  Ver- 
hältnisse, welche  den  Wunsch  nach  bundesgesetzlichen  Mass- 
regeln  zur  Erleichterung  des  Handels  und  Verkehrs  im 
Innern  von  Deutschland  erzeugten,  sich  nicht  verbessert, 
vielmehr  sich  fortschreitend  verschlimmert  haben.  —  Nicht  nur 
wurden  von  verschiedenen  auswärtigen  Staaten  neuere  Vor- 
kehrungen getroffen,  welche  dem  Deutschen  Handel  empfind- 
lichen Verlust  brachten,  sondern  auch  im  Innern  des  Bundes- 
gebietes sind  die  Verhältnisse  schwieriger  geworden,  durch  die 
im  Gefolge  jener  Vorkehrungen  eingetretenen  Erhöhungen  der 
Mauthtarife  verschiedener  Bundesländer,  und  durch  Begründung 
neuer  Zollsysteme  von  Seiten  ^dqrjen  igen  Staaten,  die  früherhin 
dem  Principe  der  Handelsfreiheit  huldigend,  nicht  länger  die 
JNachtheüe  einer  bloss  einseitigen  Verkehrsfreiheit  zu  tragen 
sich  entschliessen  konnten. 

Die  Versuche  mehrerer  Bundesstaaten ,  ein  gemeinschaft- 
liches Zoll-  und  Handels -System  zu  begründen,  haben  den  er- 
wünschten Erfolg  nicht  gehabt. ; 

Gegenseitige  Erleichterungen,  welche  sich  einige  Bun- 
desstaaten* vermöge  besonderer  Verabredungen,  in  ihrem  Ver- 
kehre gönnen,  sind  zwar  nicht  ohne  wpMthätige  Wirkung  ge- 
blieben, und  ea  ist  zu  iioffen,  dass  auf  diesem  Weg«,  ilen  auch 
die  Gwsherzoglkhe  Regierung,  mit  einigen  NacWwataalcn  be- 
treten hat,  und  mit  jedem  Bundesstaate  zu  betreten  bereit  ist. 
noch  manche  Nachtheile  des  Isoliningssystems  beseitigt  werden : 
aber  im  Ganzen  ist  das  BedürfBlss  allgemeiner  Bundes- 
massregeln im  Verfolge  Jener  Versuche,  den  Artikel  XIX 
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des  ßutidesvertrags  theilwcise  zum  Vollzug  zu  bringen,  nur  noch 
fühlbarer  geworden. 

Die  Grossherzogliche  Regierung  hat  aus  allen  bisherigen 
Verhandlungen  die  Ueberzeugung  geschöpft,  dass  die  Schwierig- 
keiten, welche  die  Verschiedenhell  der  Handelsinteressen  den 
Verabredungen  über  Handelsangelegeriheitea  entgegenstellt,  um 
so  leichter  zu  überwinden  sind,  je  grösser  das  Marktgebiet  und 
je  zahlreicher  die  Artikel  sind,  wofür  die  unbedingte  Freiheit, 
oder  eine  Erleichterung  des  Verkehrs  in  Anspruch  genommen 
wird.  —  Unter  dieser  Voraussetzung  wird  nämlich  unverkennbar 
»  ine  Ausgleichung  der  verschiedeneu  Interessen,  der  Production 
und  des  Handels  der  einzelnen  Staaten  leichter  möglich,  während 
bei  einer  Beschränkung  gemeinsamer  Massregeln  auf  wenige 
Gegenstände  leicht  der  Fall  eintreten  kann,  dass  diese  wenigen 
Erzeugnisse  in  dem  einen  Lande  nur  zu  den  Ausfuhrartikeln, 
und  in  dem  andern  nur  zu  den  Importart ikel/i  gehören.  Eine 
wahre  und  gerechte  Reeiprocität,  die  allein  das  Ziel  gemeinsamer 
Massregeln  seyn  kann,  wird  aber  nur  erreicht,  wenn  die  Be- 
dingung des  Freieren  Austausches  jedem  Thelle  Absatzwege  Tür 
die  Ueberscbüsse  einzelner  ProductioiisgegehsUinde  eröffnet. 

Daher  erscheint  es  als  höchst  wünsebenswerth,  dass  bei  der 
Beassumtion  der  Verhandlungen  zur  Begründung  eines  freien 
Verkehrs  zwischen  den  sämuiUichen  Bundesstaaten,  der  frühere 
Plan  eine  angemessene  Ausdehnung  erhalten,  und  jene  Verkehrs- 
frciheil  für  alle  rohen  Erzeugnisse  des  Bodens,  ohne  Ausnahme, 
und  für  so  viele  verarbeitete  Stoffe  in  Anspruch  genommen  wer- 
de» möchte,  als  es  nur  immer  die  Rücksichten  erlauben,  welche 
die  gegen  das  Ausland  bestellenden  Handelsverhältnlsse  den  ein- 
zelnen Bundesstaaten  zu  nehmen  gebieten. 

Da  in  dem  nämlichen  Verhältnisse,  als  der  Kreis  des  wech- 
selseitigen freien  Verkehrs  erweitert  wird,  die  Vortheile  des- 
selben unter  allen  Staaten  sich  gleiclunässiger  vertheilen,  so  darf 
auf  diesem  Wege  auch  um  so  eher  ein  gemeinsames  Eiuver- 
ständniss,  und  die  Befriedigung  eines  eben  so  allgemeinen  als 
dringenden  Bedürfnisses  erwartet  werden. 

Grossherzogth  um  Hessen:  tritt  dieser  Erklärung  bei. 
Grossherzoglich  und  Herzoglich  Sächsische 
Häuser:  treten  im  Wesentlichen  ebenfalls  bei. 
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Diese  Erklärungen  wurden  sofort  an  dleCommis- 

slon  gewlesen. 

2)  

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamro- 
lung,  Bd.  XVI,  S.  276  n. f.  

Schluss-Acte  der  über  Ausbildung  und  Befestigung 
des  Deutschen  Bundes  zu  Wien  gehaltenen  Minis teritK 
Conferenzen,  vom  15.  Mai  1820,  Artikel  LIII,  LXV. 

Diplomatisches  Archiv  u.  s.w.  Th.  II,  Abth.  I,  S. 
100,  101,  103,  104,  Nr.  IX. 
J.  L.  Ritiber,  Acten  des  Wiener  Congresses  u.  s.  w.  Bd.  II,  S. 
369,  472. 

F.  Murhard,  allgemeine  politische  Annaleo,  1824,  Bd.  XI,  Heft  4, 
S.  349  -  388.  (Daselbst  wird  Nachricht  gegeben  von  der  Ge- 
schichte und  den  Verhandlungen  des  in  den  Jahren  1820—23 
zu  Darmstadt  Statt  gefundenen,  von  dem  Grundsatze  des 
möglichst  freien  Verkehrs  unter  den  Bundesstaaten  ausgehen- 
den, Handels-Congresses  von  Abgeordneten  Baierns, 
Württembergs,  Badens,  beid er  Hessen,  der  gross- 
herzoglich und  herzoglich  sächsischen  Staaten,  Nas- 
saus, beider  Hohenzol  lern,  beider  Linien  Reuss 
und  Waldecks. 

J.  J.  Eich  hoff,  Betrachtungen  über  den  XIX.  Artikel  der  Bundes- 
Acte,  nebst  Andeutungen,  wie  im  Gefolge  desselben  dem 
Handelsverkehr  zwischen  den  Bundesstaaten  Erleichterung  zu 
verschaffen.  Wiesbaden,  1820.  8. 

J.  L.  Klüber,  öffentliches  Recht  des  Teutschen  Bundes  u.  s.w. 
(4.  Aufl.  1840)  S.  319  u.  f. 

In  der  37.  Sitzung  der  Bundes-Versammlung  am  18. 
April  1848  wurde  ein  Antrag  des  Badischen  Gesandten,  wel- 
cher dahin  geht:  in  Gemässheit  des  Artikels  XIX  der  Deutschen  Bun- 
des-Acte  allgemeine  Verkehrs- und  Zollfreiheit  zwischen 
allen  Deutschen  Bundesstaaten  einzuführen  und  zu  diesem 
Zwecke  die  Regierungen  zur  Absend ung  von  Bevollmächtigten  nach 
Frankfurt  einzuladen,  —  an  die  für  diesen  Gegenstand  be- 
stehende Commission  gewiesen. 
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CX1I1. 

•  ■ 

• 

Beschlösse  der  Bundes- Versammlung  betreffend 
die  Sicherung  des  Deutschen  Seehandels  gegen 
die  Seeränbereien  der  Barbaresken. 

A. 

Beschlags  der  Bundes -Versammlung  vom  16.  Juni 

1817. 

In  der  fünf  und  dreissigsten  Sitzung  am  16.  Juni 
1817")  erfolgte  der 

Bcschluss: 
Dass  die  Herren  Gesandten  i 

Graf  von  der  Goltz, 

Freiherr  von  Eyben,  ... 

Freiherr  von  Gagern, 

Herr  von  Berg  und 

Herr  Syndlcus  D  a  n  z , 
ersucht  werden,  ein  gemeinschaftliches  Gutachten  über 
die  wirksamsten  Vorkehrungen  zur  möglichsten  Si- 
cherung der  Deutschen  Seehandlung  gegen  die  Räu- 
bereien der  Barbaresken,  Behufs  der  Berichtserstattung  an 
die  höchsten  Höfe  und  Committenten  vorzulegen. 

a)  Vcrgl:  Protokolle  der  Deutsehen  Bundes-Versamm- 
lung,  B.  III,  S.  229  —  235.  : 

In  dem  ausführlichen  Vortrage,  welchen  der  Gesandte  der 
freienStädte  in  dieser  Sitzung  hielt,  heisst  esu.a:  „HatderDeuU 
sehe  Bund ,  als  solcher,  gleich  keine  Seemacht ,  so  wird  es  ihm  doch 

ni.  50 
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weder  an  Kraft  noch  an  Mitteln  gebrechen,  für  die  Sicherheit  der  Deut- 
schen SchiflTahrt  auf  eine  wirksame  Weise  Sorge  zu  tragen,  und  der 
Antrag  zu  einer  ernstlichen  Ueberlegung  dieses  Gegen- 
standes wird  daher  ,wie  die  freien  Hansestädte  hoffen,  den  Beifall 
dieser  hohen  Bundes-Versammlung  nicht  verfehlen. u 

Bei  der  hierüber  vom  Praesidio  gehaltenen  Umfrage  vereinigten 
sich  alle  Stimmen  darin,  dass  man  den  höchsten  Höfen  und  Commit- 
tenten  hierüber  berichten  müsse,  Ilm  die  wirksamsten  Mittel  zur  mög- 
lichsten Sicherung  der  Deutschen  Seehandlung  zu  ergreifen ;  die  Mehr- 
heit erachtete  zugleich  für  zweckmässig,  eine  Commissiou  von 
fünf  Mitgliedern  zu  wählen,  welche  angemessene  Vorschläge  zur  Be- 
förderung der  Berichtserstattung  vorzulegen  übernähme. 


Beschluss  der  Bundes  -Versammlung  ?om  3.  Jnli.1817. 

Vierzigste  Sitzung  am  3.  Juli  1817.*) 

 Es  entstand  sonach,  durch  entschiedene  Stimmenmehr- 
heit der 

Beschluss: 

dass 

1)  der  Commissions-Vortrag,  die  Seeräubereien 
der  Barbarcsken  betreffend,  loco  dictaturae  drucken  zu 
lassen  sey,  um  von  sammtlichen  betreffenden  Gesandtschalten 
zur  Berichtserstattung  benutzt,  und 

2)  nach  Anleitung  des  commissarischen  Gutachtens  der  Kai- 
serlich Oesterreichischen,  Königlich  Preussf sehen, 
Hannöverischen,  Dänischen  und  Niederländischen 
Gesandtschaft  zur  dringenden  Unterstützung  bei 
ihren  allerhöchsten  Höfen  empfohlen  zu  werden; 

3)  wäre,  nach  bereits  erfolgter  Notlflcation  von  der  Consli- 
tuirung  des  Deutschen  Bundes  und  dieser  Versammlung,  den 
hier  befindlichen  Kaiserlich  Russischen,  Königlich 
Französischen  und  Königlich  Grossbritann  i'eben 
Herren  Gesandten,  von  diesem  Commissions - GuUfbteu 
vertrauliche  Mittheilung  zu  machen. 
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a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Ver- 
sammlung,  Bd.  III,  S.  347  —  350,  461  —  463. 

Der  Königlich  Preussische  Herr  Gesandte,  Graf  von 
der  Goltz  verlas  in  dieser  Sitzung  die  von  den  Commissions  -  Mit- 
gliedern gemeinschaftlich  verabredeten  allgemeinen  Vorschläge  in 
Betreff  der  Seeräubereien.  Es  heisst  darin:  „die  Commission  gehl 
von  dem  Gesichtspunkte  aus,  dass  alle  Seemächte  sich  vereinigen 
möchten,  den  Grundsatz  auszusprechen ,  dass  die  Barharesken 
vor  der  Hand  ausserhalb  des  mittelländischen  Meeres 
als  Seeräuber  anzusehen  und  als  solche  verfolgt  und  be- 
handelt werden  sollen." 


In  der  acht  und  fünfzigsten  Sitzung  am  22.  Decem- 
ber  1817  verlas  der  stimmführende  Gesandte  der  freien 
Städte,  Herr  Senator  Smidt,  den  in  der  56.  vertraulichen  Si- 
tzung beschlossenen  Bericht  über  die  Fortsetzung  der  Feind- 
seligkeiten der  Barbaresken  gegen  einzelne  Bundes- 
staaten. Es  erfolgte  demnächst  der 

Beschl uss: 

1)  dass  der  verlesene  Bericht  loco  dictaturac  drucken  zu  lassen, 
und  den  Höfen  empfehlend  vorzulegen  sey ;  sodann  aber 

2)  die  in  der  35.  Sitzung  (§.  236)  für  diese  Angelegenheit  gewählte 
Commission  ersucht  werde,  ihre  Ver r i ch t u n g e n  in  den 
nachfolgenden  drei  Monaten  fortzusetzen. 

Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes-Versamm- 
lung,  Bd.  IV,  S.  167. 


c. 

Beschlags  der  Bundes-Versammlung  vom  6.  Juli  1820. 

Fünfzehnte  Sitzung  am  6.  Juli  1820.*) 
Der  Herr  Gesandte  der  freien  Stadt  Bremen, 
Senator  Smidt,  legt  die,  Zahl  60,  vorigen  Jahres  ein- 
getragene Schrift  des  Friedrich  Wilhelm  Wittich,  unter 
dem  Titel : 

„Einige  Briefe  über  die  Seeräubereien  der  Barbaresken, 
Düsseldorf,  1819", 
vor,  und  bemerkt: 

50* 
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Diese  kleine  Schria  verdiene  gelesen  zu  werden,  da  sie 
einen  viel  besprochenen  interessanten  Gegenstand,  obne  durch 
oberflächliche  Declamnlioii  zu  ermüden,  von  einer  ganz 
neuen  Seite  beleuchte,  und  mit  historischer  und  statisti- 
scher Kunde  auf  Verhältnisse  aufmerksam  mache,  welche  bei  der 
praktischen  Behandlung  dieses  (Gegenstandes  gewiss  nicht  über- 
sehen werden  dürften. 

Der  Verfasser  erörtere  nämlich  vorzugsweise  die  Frage, 
inwiefern  die  europäische  Politik,  an  dem  Entstehen,  wie  an  der 
Fortdauer  des  Seeräuber- Handw  erks  der  Staaten  an  der  nordafri- 
kanischen Küste,  seihst  nicht  ohne  alle  Schuld  seyn  möchte,  und 
folgere  daraus,  dass  zu  einer  reellen  und  gänzlichen  Beendigung 
dieses  unsocialen  Verhältnisses  auch  von  dieser  Seite  beigetragen 
werden  müsse,  wozu  er  denn  einige  Vorschläge  angebe. 

Nachdem  historisch  und  philosophisch  erörtert  worden,  unter 
welchen  Umständen  und  Bedingungen  der  Betrieb  der  Seeräuberei 
bei  einem  Volke  in  einen  friedlichen  Handelsverkehr  überzugeben 
pflege,  werde  zu  zeigen  gesucht,  wie  den  gedachten  Raubstaaten 
dieser  Uebcrgang,  von  ihrer  Entstehung  an,  auf  alle  Weise  er- 
schwert worden,  und  wie  begreiflich  es  sey,  dass,  selbst  mit 
dem  Aufhören  einer  der  Hauptursachen  dieser  Erschwerung,  des 
ewigen  Krieges  des  Maltbcser-Ordens  gegen  die  Bewohner  dieser 
Staaten,  die  nachtheiligen  Wirkungen  solches  Zustand  es  noch 
einige  Zeit  länger  fortdauern  müssen,  indem  die  durch  einen  sol- 
chen ewigen  Kriegszustand ,  nach  den  Gesetzen  der  Reaction, 
auch  von  der  anderen  Seite  nothwendig  gewordene  militärische 
Regiments  Verfassung  nicht  sofort  aufhören  können,  und  erst 
dann  einer  socialeren  Platz  machen  dürfte,  wenn  die  Zulassung 
der  Bewohner  der  nordafrikanischeu  Staaten  zu  einem  friedlichen 
Handelsverkehr  in  den  europäischen  Häfen  das  Bedürfniss  einer 
solchen  Regierungsveränderung  bei  ihnen  selbst  hinreichend  be- 
gründet haben  würde. 

Nach  der  Ansicht  des  Verfassers  dürOe  ein  völliges  Auf- 
hören der  Seeräuberei  der  Barbarcsken  nur  dann  zu  erwarten 
seyn,  wenn  mau  den  Bewohnern  dieser  Länder  den  Frieden  mit 
den  europäischen  Staaten  wünschenswerth  zu  machen  suche,  so 
dass  sie  selbst  ein  grösseres  Interesse  an  der  Beibehaltung  als  an 
der  Unterbrechung  desselben  fänden.  An  der  einen  Seite  würde 
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dazu  vor  Allem  gehören,  dass  man  Ihnen,  unter  den  erforder- 
lichen Vorsichtsmassrcgcln,  europäische  Häfen  zu  einem  fried- 
lichen Handelsbetriebe  mit  ihren  eigenen  Schilfen  öllne,  und  sie 
dabei,  um  das  eingewurzelte  Misslrauen  allmiihlig  zu  vertilgen, 
mit  Humanität  und  strenger  Gerechtigkeit  behandle,  an  der 
andern,  dass  man  keinen  weiter  noch  von  ihnen  verübten  see- 
räuberischen Unfug,  er  linde  Statt,  gegen  welchen  europäischen 
Staat  er  wolle,  unbestraft  lasse,  damit  die  Barbareskcn  begreifen 
lernten,  wie  es  unmöglich  sey,  mit  einzelnen  dieser  Staaten  im 
Flieden  und  mit  anderen  im  Kriege  zu  leben.  Als  ein  vorzüg- 
liches Mittel,  diesen  Eindruck  bei  ihnen  zu  befördern,  empfehle  er 
die  Errichtung  gern  c  1  n  s  c  h  a  ftllf  her  $  enera  1  -  C  o  n  s  u  I  a  l  e, 
sowohl  mehrerer  europäischen  Staaten,  als  auch  be- 
sonders für  die  Staaten  des  Den  tscheu  Bundes. 

Uebrigens  halle  der  Verfasser  den  gegenwärtigen  Zeitpunkt 
zu  dem  glücklichen  Beginnen  einer  solchen  Kadicalkur  ganz  vor- 
züglich geeignet,  indem,  ausser  der  gegenwärtig  unter  allen  eu- 
ropäischen Staaten  vorherrschenden  und  diellolfnung  eines  langen 
Friedens  gewährenden  Eintracht,  noch  mehrere  andere  begünsti- 
gende Umstände  hinzukämen,  unter  denen  vorzüglich  die  beiden 
folgenden  bemerkt  zu  werden  verdienten. 

Zuvörderst  die  Abschaffung  oder  doch  bedeutende  Vermin- 
derung des  Scla ven handels  an  der  westafrikanischen  Küste, 
welche  den  Barharesken  den  Eintausch  der  hei  weitem  brauch- 
bareren schwarzen  Sclaven,  mittelst  ihres  Caravancnharidcls  nach 
dem  Innern  von  Afrika,  um  so  viel  leichter  und  wohlfeiler  mache, 
dass  der  Verkauf  der  durch  die  Seeräuberei  zu  gewinnenden 
weissen  Sclaven  keinen  so  vorthcilhaflcn  Markt  mehr  finde,  als 
in  früheren  Zeilen. 

Ferner,  das  zur  Nachahmung  auffordernde  Beispiel  anderer 
am  mittelländischen  Meere  belegenen  Unlerthanen  des  türkischen 
Reichs,  der  Griechen,  deren  friedlicher  Handelsverkehr,  seit  dem 
Aufgeben  des  dem  gegenwärtigen  socialen  Zustande  widerstehen- 
den Princips  eines  ewigen  Krieges  des  Mallheser-Ordens  gegen 
die  Türken  und  ihre  Angehörigen,  so  auffallend  schnelle  Fort- 
schritte gemacht,  dass  die  tieschichte  wenige  Beispiele  dieser  Art 
darbiete.  Sie  sollen  gegenwärtig  schon  mil  300  Handelsschulen 
von  100  bis  150  Tonnen  das  mittelländische  Meer  beschulen,  und 
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die  immer  sichtlicher  wieder  auflebende  Cultur  diesesVolkes  zeuge 
von  der  Wiederkehr  eines  dadurch  begründeten  Wohlstandes. 

Dieser  kurze  Auszug  werde  die  Empfehlung  der  Leetüre 
der  vorliegenden  kleinen  Schrift  hinreichend  begründen;  der  Herr 
Referent  trägt  daher  daraur  an,  dass  dem  Verfasser  der  Dank 
dieser  hohen  Versammlung  für  seine  Zueignung  zu  bezeugen,  das 
Buch  aber  an  die  Bibliothek  derselben  abzugeben,  und  der  be- 
stehenden Commission  in  der  Barbaresken-Sache  bei  Ihren  Ar- 
beiten zur  weitern  Prüfong  zu  empfehlen  sey. 

Unter  einhelliger  Zustimmung  zu  dem  Antrage  des 
Herrn  Referenten  wurde  hierauf 

beschlossen: 

Dem  Verfasser  dieser  Schrift  den  Dank  dieser  hohen  Ver- 
sammlung für  die  Zueignung  desselben  zu  bezeugen,  solche  in 
die  Bibliothek  abzugeben  und  der  Commission  über  die  See- 
rSubereien  der  Bnrbaresken  zur  weiteren  Prüfung 
zu  empfehlen. 

a)  Vergl :  Pro to ko I  le  der  Deutschen  Bun des-Ve r Samm- 
lung, Bd.  IX,  S.  136  u. f.   

In  derselben  Sitzung  trug  derselbe  Herr  Gesandte 
vor :  der  Grossherzoglich  Mecklenburgische  General-Consul  in  Gross- 
britannien, Johann  Christoph  Dittmann,  und  der  Kaufmann  Carl 
Kreyssing  in  Hamburg  hätten,  Z. 99  vom  Jahre  1819,  dieser  hohen 
Versammlung  in  einem  Schreiben  vom  27.  Juli  vorigen  Jahres  an- 
gezeigt, dass  sich  in  Hamburg 

ein  an tipirat ischer  Verein 
gebildet,  dessen  Zweck  sey,  im  erlaubten  und  gesetztnässigen  Wege 
dahin  arbeiten  zu  helfen,  dass  dem  Uufuge  der  Seeräuberei  der  Bar- 
baresken  gesteuert  werde. 

Sie  hätten  drei  kleine  Druckschriften  unter  den  Ti tcln: 
„Kurze  Darstellung  des  Geistes  und  Strebens  des  antipiniti- 

schen  Vereins  44 ; 
„lieber  den  zu  Hamburg  errichteten  antipiratischen  Verein, 

von  Carl  Kreyssing,  Hamburg,  1819 44 ;  und 
„Vortrag  an  die  Versammlung  des  antipiratischen  Vereins,  ge- 
halten am  24.  Aprü  1819  von  Friedrich  Gotllieb  Zim  m er- 
mann, Professor  am  Johanncum  in  Hainburg44, 
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relegt ,  und  die  hohe  Vc 
utlichen  Wohle  so  wichtigen,  Gegenstande  ihre  fortwährende  Auf- 
■ksamkeit  widmen  zu  wollen. 

 Unter  gleichmässigem  allgemeinem  Einverständnisse  mit 

d  Antrabe  des  Referenten  wurde 

beschlossen: 

Diese  Schriften  mit  Dank  gegen  ihre  Einsendung  in  die  Bücher- 
nmlung  aufzunehmen,  und  die  weitere  Prüfung  der  betreffen- 
a  Commission  zu  empfehlen. 

Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Buudcs-Versamm- 
ng,  Bd.  IX,  S.  138,  139.  

Vergl.  auch:  (v.  Gagern)  Mein  Antheil  an  der  Politik,  Abth.  III, 
S.  156  u.  f. 

J.  L.  Kl  über,  öffentliches  Recht  des  Teutschen  Bundes  u.  s.  w. 
L  Aufl.  1840)  S.  242. 


•  *  • 

»  •  . 
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CXIV. 

Vortrag  und  Beschluss  der  Bundes-Versammlnng 
vom  30.  Hai  1822,  betreffend  die  Rheinisch -West- 
indische  Gompagnie  in  Elberfeld. 

Achtzehnte  Sitzung  am  30.  Mal  1822. ') 

Der  Königlich  Dänische,  Herzoglich  Holstein- 
und  Lauenburgische  Bundestags-Gesandte,  Herr 
Graf  von  Eyben,  erstattet,  Namens  der  Commisslun 
über  die  Deutschen  Handelsverhältnisse,  nachfolgenden 
Vortrag: 

An  die  von  der  hohen  Bundes -Versammlung  erwählte  Com- 
mission  über  die  Deutschen  Handelsvcrhällnisse  ist  den  22.  Ajtiü 
dieses  Jahres,  unter  Num.  56  der  diesjährigen  Eingaben,  eine 
Anzeige  und  ein  Gesuch  der  Direction  der  Rheinisch- 
Westindischen  Compagnie  zu  Elberfeld  abgegeben 
worden,  in  welcher  die  Errichtung  dieser  Gesellschaft  angezeigt, 
und  die  Bitte  gestellt  wird : 

„dass  eine  hohe  Deutsche  Buudes-Versammlung 
von  dem  Daseyn  dieser  Deutschen  St  if  tun  g  Kennt- 
niss  nehmen,  und  deren  Gemeinnützigkeit  durch 
eine  dieselbe  billigende  Entschliessung  zu  er- 
kennen zu  geben  geruhen  möge.4« 
Die  Kommission  beeilt  sich,  der  hohen  Bundes -Versammlung 
Bericht  über  diese  Eingabe  zu  erstalten. 

Die  Direction  führt  in  ihrer  Vorstellung  an,  dass  die  erkün- 
stelte Stellung,  die  der  Deutsche  Handel  durch  das  Couttoental- 
System  erhalten  habe,  von  keinem  Bestände  habe  seyn  könnt». 
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da  sie  widerrechtlich  gewesen  sey ;  sie  sey  also  mit  dem  Systeme 
im  Jahre  1814  gefallen.  Dieses  System  habe  besonders  dadurch 
nachtheilig  auf  den  Deutschen  Handel  gewirkt,  dass  es  den 
Deutschen  entwöhnt  habe,  seinen  Handel  über  das  Meer  selbst 
zu  treiben,  einen  Handel,  der  dereinst  den  mercantilischen  Verein 
der  alten  Deutschen  Hanse  so  hoch  gestellt  habe ,  und  der  auch 
Jetzt  noch  die  Deutsche  Industrie  auf  höhere  Stufe  erheben  könne. 

Die  Direction  theilt  die  Geschichte  der  Entstehung  dieser 
Gesellschart  in  einer  unter  Num.  2  angeführten  ßeilage  mit, 
aus  der  kürzlich  hervorgeht,  dass  mit  Aufhebung  der  Seesperre 
im  Jahre  1814  ein  Elberfelder  und  zwei  Hamburger  handels- 
kundige Männer,  zufällig  von  gleichem  Gesichtspunkte  aus- 
gehend und  gleichen  patriotischen  Zweck  verfolgend,  sich  mit 
Planen  beschäftigt  haben,  dem  Seehandel  neues  Leben  zu  ver- 
schaffen, und  sich  darauf  vereinigt  hätten,  ihren  Zweck  gemein- 
schaftlich zu  befördern. 

Dieser  Zweck  sey:  den  unmittelbaren  Seehandel, 
und  durch  ihn  den  deutschen  Handel  überhaupt  und 
die  Industrie  zu  heben. 

Um  durch  vermehrte  Kraft  diesen  Zweck  schneller  zu  errei- 
chen, sey  von  ihnen  eine  Handels-Gesellschaft  dem  Privatunter- 
nehmen vorgezogen  worden;  diese  sey  zu  Stande  gekommen, 
und  Gesetze  entworfen  worden,  nach  welchen  sie  ihren  Zweck 
verfolgen  und  welche  zugleich  auch  den  Mitgliedern  die  mög- 
lichste Sicherheit  für  das  einzuschiessende  Capital  gewähren 
können.  Diese  Gesetze  theilt  die  Direction  in  einer  Anlage  unter 
Num.  I  mit. 

Die  Commission  glaubt  zur  ßeurtheiluog  der  Frage :  in  wie 
fern  jene  Gesetze  den  vorgesteckten  Zweck  zu  erreichen  ver- 
sprechen dürften,  folgende  §§.  der  Statuten  ausheben  zu  müssen. 

Nach  dem  §.  1  derselben  ist  Hauptgrundsalz  der  Gesellschaft: 
zur  Aus  fuhr  lediglich  auf  Deutsche  Fabrikate,  Man u- 
fakteund  Produkte  sich  zu  bescb ränken.  —  Hierdurch 
erscheint  sie  als  ein  rein  deutsches  Nation al-In st i tut. 

In  dem  §.  2  ist  die  Dauer  der  Gesellschaft  auf  zwanzig  auf 
einander  folgende  Jahre  beschränkt.  Nach  17  Jahren  soll  von  ihr 
bestimmt  werden,  ob  sie  länger  bestehen  solle.  Würde  jedoch 
zu  irgend  einer  Zeit  bei  Ziehung  der  Bilance  es  sich  ausweisen, 
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dass  ein  Dritthci l  des  ursprünglichen  Capilalwertbes  der  AcUen 
verloren  gegangen ,  so  sollen  die  Geschäfte  der  Compagnle  ge- 
schlossen und  sobald  als  möglich  liquidirt  werden. 

Der§.  3  bestimmt,  dass  das  Capital  der  Gesellschaft  durch 
Actien ,  Jede  zu  500  Rthlr.  Preussisch  Courant ,  zusammen  zu 
bringen  sey,  die  Zahl  der  Actien  ist  jedoch  auf  «000  beschränkt. 

In  dem  §.  4  wird  bestimmt,  dass  die  Actien  mit  4  Proc. 
jährlich  verzinst,  die  Coupons  zu  deren  Erhebung  auf  fünf  Jahre 
gleich  mit  den  Actten-Documenten  ausgegeben ,  ausserdem  aber 
noch  Empfangscheine  hinzugefügt  werden  sollen ,  zur  Erhebung 
des  bonus  oder  der  Dividende ,  wenn  bei  Ausmittelung  der  Bi- 
lance  eine  Dividende  durch  die  Mehrheit  der  Stimmen  beliebt 
werden  sollte.  Zinsen  und  Dividende  können,  nach  Bequemlich- 
keit der  Interessenten,  in  Elberfeld,  Cöln,  Berlin,  Frankfürt, 
Hamburs,  Leipzig,  jährlich  im  Monate  April  erhoben  werden. 

Nach  dem  §.  5  ist  kein  Theilhaber  für  mehr  verbindlich,  als 
fiir  den  Nominalwerth  seiner  Actie.  S  t*>*»Kl 

Nach  §.  10  werden  die  Geschäfte  der  Gesellschaft  durch  eine 
Dlreclion  von  fünf  Mitgliedern,  vorläufig  unentgeldlich,  geleilet, 
die  aus  den  Besitzern  der  Actien  durch  Stimmenmehrheit  erwählt 
werden  und  in  dem  Orte  des  Hauptcomptoirs  wohnen  müssen. 
Ausser  dieser  Direction  wird  aber  die  Gesellschaft  noch  reprä 
sentirt  durch  einen  Directorialrath ,  der  aus  sieben  gewählten 
Mitgliedern  besteht,  und  dessen  Functionen  nach  §.  31  darin  be- 
stehen, die  Berichte  der  Direction  zu  empfangen  und  mit  ihr  die 
Unternehmungen  der  Gesellschaft  zu  herathen 

Nach  §.  37  kann  die  Gesellschaft  auf  den  Hauptbandelsplä- 
tzen  der  fremden  Welttheile  eigene  Comptolrs  halten ;  das  Risico, 
was  bei  diesen  einzelnen  Etablissements  ausstehen  kann ,  darf, 
nach  §.  39,  einschliesslich  der  garantirten  Conslgnationen  und 
geraachten  Vorschüsse,  >  tri  des  Capitats  nicht  übersteigen. 

Von  den  Actien,  durch  welche  das  Capital  der  Gesellschaft 
zusammen  gebracht  werden  soll,  sind,  nach  der  unter  Nura.  3 
von  der  Direction  beigelegten  Liste,  520 abgesetzt ,  nicht  nur  in 
den  Königlich  Preussischen  Staaten ,  sondern  auch  in  Sachsen, 
in  Kurhessen,  im  Grossherzogthumc  Hessen,  im  Grossherzog« 
thume  Weimar,  in  Bremen,  Frankfurt  und  Hamburg,  selbst  in 
den  Niederlanden  und  in  Holland.  i  >  v  r.i-j  (miviii 
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Endlich  übergiebt  die  Direction  unter  Num.  4  ein  Verzeicb- 
niss  derjenigen  Waaren,  welche  im  Werthe  von  124,000  Rlhlrn. 
aus  den  Rheinprovinzen ,  Westphalen  und  Schlesien ,  aus  Sach- 
sen, Hannover,  Baiern,  Hessen  und  Böhmen  bezogen,  und  durch 
ein  nach  HayU  abgesandtes  Schiff  bereits  ins  Ausland  verfahren 
worden  sind. 

Gutachten. 

Dass  der  Handel  auf  den  Wohlstand  aller  Staaten  einea 
höchst  wesentlichen  EinHuss  hat,  dass  dieser  um  so  wohlthätiger 
seyn  muss,  Je  mehr  durch  den  Handel  zugleich  auf  die  Industrie 
zurückgewirkt  wird ;  dass  gegenwärtig  eine  höchst  nachtheilige 
Stockung,  vorzüglich  im  Deutschen  Handel  eingetreten  ist,  der 
voraussichtlich  mit  noch  grösseren  Verlusten  bedroht,  als  erlitten 
sind,  dass  die  verschiedenartigsten  Ansichten  über  Veranlassung 
und  Grund  dieser  Stockung,  über  Mittel  und  Wege  sie  zu  heben, 
laut  geworden  sind,  ist  zu  allgemein  und  dieser  hohen  Versamm- 
lung zu  genau  bekannt,  als  hierüber  ein  Wort  sagen  zu  müssen. 

Je  allgemeiner  aber  dieses  gefühlt  wird,  desto  grössere  Auf- 
merksamkeit verdienen  diejenigen,  zu  Belebung  des  Handels  ge- 
machten Vorschläge  und  Plane,  die  bereits  ins  Leben  übergegan- 
gen sind,  deren  Ausführbarkeit  mithin  eben  dadurch  schon  voll* 
kommen  erwiesen  ist. 

Dieses  ist  der  Fall  mit  der  'neuen  Rheinisch- Westindischen 
Compagnie,  die  im  März  1821  zu  Elberfeld  gestiftet  ist,  und 
schon  im  Anfange  dieses  Jahres ,  nachdem  erst  Jtel  der  Actien 
abgesetzt  war,  mit  Zutrauen  für  die  Sache  und  aus  Eifer  für  das 
allgemeine  Beste  bereits  ihre  Unternehmungen  begonnen  hat. 

Wenn  hierin  schon  ein  besonderer  Grund  für  die  hohe  Bun- 
des-Versammlung  liegen  dürfte,  ihre  besondere  Aufmerksamkeit 
dieser  Gesellschaft  zu  schenken ,  so  wird  sie  sich  hierzu  um  so 
mehr  für  verbunden  erachten,  als  diese  Handelsgesellschaft  ihrem 
allerhöchsten  Landesherrn,  Seiner  Majestät  dem  Könige  von 
Preussen,  den  Zweck  und  die  Gesetze  ihrer  Verbindung  vorge- 
legt, solche  bestätigt  erhalten  hat,  und  daher  als  eine  bereits  or- 
ganisirte  und  durch  die  landesherrliche  Genehmigung  autorisirte 
Gesellschaft  besteht.  , 

Zu  lebergabp  ihrer  Anzeige  und  ihres  Gesuchs  hat  sich  der 
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hiesige  Dr.  Schulin  durch  eine  unter  A  angelegte  Vollmacht  auch 
gehörig  legitimirt. 

Dass  der  Deutsche  Kunstfleiss  mit  anderen  Europäischen 
Staaten  gleichen  Schritt  halten  kann ,  in  einzelnen  Zweigen  ihn 
übertrifft,  geht  sowohl  aus  der  früheren,  als  aus  der  noch  gegen- 
wärtigen Geschichte  des  Handels  hervor.  Es  bedarf,  um  selbst 
das  Letztere  zu  beweisen,  nur  eines  Blickes  auf  die,  auch  in  den 
entferntesten  Welttheiien  gesuchten ,  deutschen  Wollen  -  und 
Leinen- Waaren.  Es  bedarr  also  der  Deutsche  Fabrikant  nur  eini- 
ger Aufmunterung  und  Unterstützung,  um  auch  mit  auderen 
Staaten  Concurrenz  halten  zu  können. 

Jeder  Fabrikant  und  ManuFakturist  wird  aber  am  zweck- 
massigsten ,  und  ohne  der  Opfer  von  Seiten  des  Staates  oder  der 
Einzelnen  zu  bedürfen,  unterstützt,  wenn  ihm  Mittel  an  die  Hand 
gegeben  werden ,  seine  Produkte  sicher  und  rasch  absetzen  zu 
können.  Wird  der  Ahsatz  erleichtert  und  befördert,  kann  der 
Fabrikant  sein  Produkt  sogleich  verlauschen ,  oder  wird  wenig- 
stens seinem  Erwerbe  die  möglichste  Sicherheit  geleistet,  so  wer- 
den dem  Erwerbe  und  dadurch  der  Industrie  die  vorzüglichsten 
Wege  gebahnt. 

Mit  grösserem  und  schnellerem  Erfolge,  mit  vermehrter 
Sicherheit  werden  aber  diese  Wege  betreten  werden  können, 
wenn  zu  Erreichung  dieses  Zweckes  Mehrere  ihre  Einsichten 
und  ihre  Kräfte  vereinigen. 

Hierin  liegt  ein  unverkennbarer  Vorzug  der  Handelsgesell- 
schaften vor  den  Unternehmungen  der  Einzelnen,  wenn  Übrigens 
nur  die  Statuten  der  Gesellschaft  auf  richtige,  Sicherheit  gewäh- 
rende, Grundsätze  gebauet  sind,  der  freien  Concurrenz  Einzelner 
keinen  Eintrag  thun,  und  sie  Tür  die  freien  Bewegungen  der  Gc- 
Seilschaft  nicht  mehr  Einschränkungen  enthalten,  als  die  Sicher- 
heit des  Instituts  selbst  solche  erfordert. 

Diese  für  das  allgemeine  Beste  als  nothwendig  anerkannten 
Hauptbedingungen  einer  Handelsgesellschaft  finden  sich  In  den 
Statuten  der  Rheinisch -Westindischen  Compagnie.  Vereinigt 
bringt  sie  ein  Capital  herbei ,  das  wenige  Einzelne  in  Deutsch- 
land zu  Ergreifung  eines  ganz  neuen  Handlungswegrs  würden 
verwenden  wollen  und  können ;  sie  ist  mit  keinem  Privilegio 
versehen,  welches  den  Handel  der  Einzelnen  beschränken  könne; 
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durch  die  Gesetze  Ist  sie  verhindert,  dem  Reiz  eines  möglichen 
grösseren  Gewinnes  die  wesentlichere  Sicherheit  des  Ganzen  zu 
opfern,  und  ihr  allein  sind,  ohne  irgend  eine  Einwirkung ,  die 
Leitung  der  Geschäfte ,  die  Wahl  der  Unternehmungen  über- 
lassen. 

Wenn  schon  in  dieser  Rücksicht,  wenn  schon  durch  den 
gesetzlich  ausgesprochenen  Zweck  der  Gesellschaft,  nur  dem 
Deutschen  Kunslfleisse  ausgebreiteteren  Absatz  zu  verschaffen, 
sie  die  besondere  Würdigung  der  hohen  Versammlung  zu  ver- 
dienen scheint ;  so  möchte  sie  solche  auch  vorzüglich  dadurch 
noch  verdienen,  dass  sie  die  Produkte,  Fabrikate  und  Manufakte 
Deutschlands,  ohne  fremden  Zwischenhandel,  in  das  Ausland 
verfährt,  und  die  Produkte  desselben,  wieder  ohne  Dazwischen- 
kuna  Anderer,  nach  Deutschland  zurückbringt. 

Der  Vortheil,  den  Deutschland  hierdurch  bezieht,  ist  von 
hohem  Werthe  und  grossen  Folgen.  Nach  gewöhnlicher  Berech- 
nung verdient  der  Zwischenhändler  bei  Versendung  der  Waarcn 
ungefähr  10  Procent,  eben  so  viel  bei  der  Rückfracht  der  Waaren 
des  Auslandes.  Diese  Zwischenhändler  des  Deutschen  Handels 
sind  grösstentheils  nicht  Deutsche,  sondern  Englische,  Französi- 
sche, Holländische,  selbst  Amerikanische  Handelshäuser;  es  er- 
glebt sich  hieraus,  dass  durch  die  Rheinisch- Westindische  Com- 
pagnic  auch  jeue  20  Procent  für  Deutschland  gewonnen  werden, 
die  bisher  für  den  Absatz  der  Deutschen  Produkte  und  die  Her- 
beiführung der  Bedürfnisse  Deutschlands  dem  Auslande  bezahlt 
werden  mussten.  Um  so  viel  wird  also  das  Betrlebscapital  in 
Deutschland  vermehrt;  die  hieraus  sich  ergebenden  weiteren 
Folgen  sind  klar  und  von  hohem  Einflüsse. 

Es  scheint  aber  für  den  Deutschen  Fabrikanten  noch  der 
weitere  Vortheil  aus  der  Errichtung  dieser  Gesellschaft  erwach- 
seu  zu  müssen,  dass,  da  er  den  directe  exportirenden  Kaufmann 
nicht  erst  im  Auslande  aufsuchen  muss,  er  daher  seine  Waare 
sicherer  und  schneller  in  andere  Waare,  oder  —  will  man  es 
trennen  —  in  Metall  umsetzen  kann ,  er  auch  weniger  Kosten 
und  geringeres  Risico  zu  tragen  haben  wird ;  deshalb  kann  er 
auch  wohlfeiler  arbeiten ,  und  hierdurch  die  für  den  Deutschen 
Handel  so  wichtige  Concurrenz  mit  anderen  Staaten  erhalten 
werden. 


Digitized  by  Google 


798 


Ein  Institut,  was  den  Absatz  Deutscher  Produkte  zu  sichern 
und  zu  verbreiten  sich  bemühet ,  was  die  Concurrenz  der  Deut- 
schen Fabriken  und  Manufakturen  mit  denen  des  Auslandes  zu 
befördern  und  zu  erhalten  sich  bestrebt,  das  zugleich  die  mög- 
lichste Sicherheit  dem  zu  diesem  Zwecke  in  Umlauf  zu  bringen- 
den Capitale  zu  leisten ,  sich  besonders  angelegen  seyn  lassen 
muss  und  wird,  dieses  verdient  unstreitig  die  besondere  Würdi- 
gung von  Seiten  dieser  hohen  Versammlung. 

Die  Commission  glaubt  daher  darauf  antragen  zu  müssen : 
dass  es  der  hohen  Versammlung  gelallig  seyn  möge,  der 
Direction  dieser  Gesellschaft  ihre  lebhalle  Theilnahme  an 
der  Errichtung  dieses  so  gemeinnützigen  Instituts,  und 
ihre  innigsten  Wünsche  für  das  Gedeihen  und  Fortschrei- 
ten ihres  patriotischen  Zweckes  zu  erkennen  zu  geben. 
Hleraur  wurde,  unter  allgemeinem  Einverständnisse  mit  dem 
Gutachten  der  Commission,  einhellig 

beschlossen: 

Dass  der  Direction  der  Rheinisch-Westindischen 
Compagnie  die  lebhafte  Theilnahme  der  hohen  Bun- 
des -  Versammlung  an  der  Errichtung  dieses  so  ge- 
meinnützigen Instituts,  und  ihre  innigsten  Wunsche 
für  das  Gedeihen  und  Fortschreiten  ihres  patrioti- 
schen Zweckes  zu  erkennen  zu  geben  sey. 

a)  Vergl:  Protokolle  der  Deutschen  Bundes -Ver- 
sammlung, Bd.  XIV,  S.  15  u.  f. 


.  J 
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Beschiiis s  der  Bundes- Versammlung  vom  19.  Juni 
1845 ,  betreffend  die  Unterdrückung  des  Neger- 
handels. 

•  •  - 

•  0 

In  der  ein  und  zwanzigsten  Sitzung  am  19.  Juni 
1845  wurde 

beschlossen: 
In  voller  und  gerechter  Anerkennung  der  Gesinnungen  und 
Grundsätze  christlicher  Menschenliebe,  welche  die  Höfe  von 
Grossbritannien,  Oesterreich,  Preussen  und  Russland  zu  der  we- 
gen Unterdrückung  des  Negerhandels  (traite des negres) 
am  20.  December  1841  geschlossenen  Uebereinkunft  veranlasst 
haben  und  von  dem  Wunsche  beseelt,  so  viel  von  ihnen  abhängt, 
auch  ihrerseits  zur  gänzlichen  Ausrottung  dieses  verbrecheri- 
schen Handels  mitzuwirken,  haben  sich  sämmtliche  Deut- 
sche Regierungen  dahin  vereinbaret,  dass  der  Negcr- 
handel  allgemein  verboten  werde.  Demgemäss  soll ,  wo 
diesfalls  durch  bestehende  Strafgesetze  nicht  bereits  Fürsorge 
getroffen  ist,  der  Negerhandel  gleich  einem  Seeraube 
bestraft,  in  denjenigen  Bundesstaaten  aber,  deren  Gesetzge- 
bung den  Seeraub  nicht  besonders  erwähnt,  mit  der  Stra  fe  des 
Menschenraubes  oder  mit  einer  ähnlichen  schweren  Strafe 
belegt  werden. 

a)  Vergl:  Regierangs  -  Blatt  für  das  Grossherzog- 
thum  Sachsen-Weimar-Eisenach,  1846,  S.  55,  50,  Nr.  3. 

Diplomatisches  Archiv  u.s.w.,  Th.I,  Abth.  I,  S.  671  u.fM 
Nr.  XXXIV,  Ann.  P.  (Nr.  xv.) 
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Zoll-Vereinigungs-Vertrag  zwischen  Prenssen, 
Kurhessen  und  dem  Grossherzogthum  Hessen 
einerseits,  dann  Baiern  und  Württemberg  andererseits, 
unterzeichnet  zn  Berlin  am  22.  Harz  1833.  (Nebst  den 
am 31. Oktober  1833  zn  Berli n  unterzeichneten  Znsatz- 
Artikeln.)  •) 

• 

,  Seine  Majestät  der  König  vonPreussen,  Seine  Hoheit  der 
Kurprinz  und  Mitregent  von  Hessen  und  Seine  Königliche 
Hoheit  der  Gross  herzog  von  Hessen  einerseits,  und 

Seine  Majestät  der  König  von  Baiern  und  Seine  Majestät 
der  König  von  Württemberg  andererseits, 

haben  in  fortgesetzter  Fürsorge  fiir  die  Beförderung  der 
Freiheit  des  Handels  und  gewerblichen  Verkehrs  zwischen  Ihren 
Staaten  und  hiedurch  zugleich  in  Deutschland  überhaupt,  über 
die  weitere  Entwickelung  der  zwischen  Ihnen  bestehenden  dies- 
fälligen  Verträge  Unterhandlungen  erölTnen  lassen ,  und  zu  die- 
sem Zwecke  bevollmächtigt: 

Seine  Majestät  der  König  vonPreussen: 

AllerhöchsUlhren  Geheimen  Staats-  und  Finanzminister,  Carl 
Georg  Maassen,  Ritter  des  Königlich  Preussi sehen  rothen  Ad- 
ler-Ordens erster  Klasse,  Inhaber  des  eisernen  Kreuzes  zweiter 
Klasse  am  weissen  Bande,  Grosskreuz  des  CivU-Verdienst-Or- 
dens  der  Königlich  Balerischen  Krone,  Commenthur  des  Ordens 
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der  Königlich  Württembergischen  Krone ,  Grosskreuz  des  Kur- 
fürstlich Hessischen  Löwen-Ordens ,  des  Grossherzoglich  Hessi- 
schen Ludwigs-Ordens  und  des  Grossherzoglich  Sachsen-Wei- 
marischen Haus-Ordens  vom  weissen  Falken,  und 

Allcrhöchst-Ihren  Wirklichen  Geheimen  Legationsrath  und 
Director  im  Ministerium  der  auswärtigen  Angelegen  heilen ,  Al- 
brecht Friedrich  Eichhorn,  Ritter  des  Königlich  Preussisehen 
rothen  Adler-Ordens  dritter  Klasse  mit  der  Schleife,  Inhaber  des 
eisernen  Kreuzes  zweiler  Klasse  am  weissen  Bande,  Ritter  des 
Kaiserlich  Russischen  St.  Annen-Ordens  zweiter  Klasse,  Com- 
mandeur  des  Civll-Verdienst-Ordens  der  Königlich  Baierischen 
Krone,  Commcnlhur  des  Ordens  der  Königlich  Württembergi- 
schen  Krone  und  des  Königlich  Hannöverischen  Guelphen-Ordens, 
Commandeur  erster  Klasse  des  Kurfürstlich  Hessischen  Haus- 
Ordens  vom  goldenen  Löwen  und  des  Grossherzoglieh  Hessischen 
Ludwigs-Ordens,  Commandeur  des  Grossherzoglieh  Sachsen- 
Weimarlschen  Ordens  vom  weissen  Falken  5 

Seine  Hoheit  der  Kurprinz  und  Mitregent  von  Hessen: 

Höehst-Ihren  Wirkliehen  Geheimen  Legalionsrath ,  ausscr- 
ordentliehen  Gesandten  und  bevollmächtigten  Minister  an  den 
Königlich  Preussisehen  und  Königlich  Sächsischen  Höfen,  Hein- 
rich Wilhelm  von  Steuber,  Commandeur  des  Kurfürstlich  Hes- 
sischen Haus-Ordens  vom  goldenen  Löwen,  Ritter  des  Kurhessi- 
schen  Ordens  vom  eisernen  Helme,  Ritter  des  Königlich  Däni- 
schen Danebrog-Onlens,  Commenthur  des  Königlich  Sächsischen 
Civil- Verdienst-Ordens,  und 

Höchst- Ihren  Geheimen  Ober- Bergrath  Heinrich  Theodor 
Ludwig  Sc hwedes,  Ritter  des  Kurfürstlich  Hessischen  Haus- 
Ordens  vom  goldenen  Löwen ; 

Seine  Königliche  Hoheit  der  G  ross  h  erz  og  von  Hessen: 

Höchst-Ihren  Wirklichen  Geheimen  Rath  und  Präsidenten 
der  Ober-Finanzkammer,  Wilhelm  von  Kopp,  Commandeur 
erster  Klasse  des  Grossherzoglich  Hessischen  Ludwigs-Ordens, 
Ritter  des  Königlich  Preussisehen  rothen  Adler-Ordens  zweiter 
Klasse,  Commandeur  erster  Klasse  des  Kurfürstlich  Hessischen 
Haus-Ordens  vom  goldenen  Löwen  5 

Seine  Majestät  der  König  von  B  a  i  e  r n : 

Allerhöchst- Ihren  Wirklichen  Staatsrath  im  ordentlichen 

in.  51 
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Dienste,  Staatsminlsler  der  Finanzen ,  Arnold  Friedrich  von  M  i  eg, 
Comraandeur  des  Civil -Verdi^ist-Ordens  der  Königlich  Baiert- 
schen  Krone,  und. .  .:      .     -      .      .  . 

AllerhöchsUlhren  Kümmerer,  Staatsrat,  ausserordentlichen 
Gesandten  und  bevollmächtigten  Minister  an  denKöwglichPreus- 
sischon,  Königlich  Sächsischen,  Grossheraoglieh  Sächsischen  und 
den  Herzoglich  Sächsischen  Höfen,  Friedrich  Christian  Johann 
Grar  von  Luxhurg,  Grosskreuz  des  CivlKVerdienst- Ordens 
der  Königlich  Baierischen  Krone,  Uitter  des  Königlich  Preussi- 
schen  rothen  Adler-Ordens  erster  Klasse,  Grosskreuz  des  König- 
lich Sächsischen  Civil- Verdienst-Ordens  und  Hilter  des  Königlich 
VV  ürtlembergischen  Friedrichs-Ordens ; 

Seine  Majestät  der  König  von  Württemberg: 

Allerböchst-Ihren  Major  im  Generalstabc ,  Geschäflsiräger 
am  Königlich  Preussischcn  Hofe,  Franz  a  Paula  Friedrich  Frei- 

i 

berr  von  Linden, 

von  welchen  Bevollmächtigten  nachstehender  auderweiter 
Vertrag  unter  Vorbehalt  der  Ratification  abgeschlossen  worden  ist . 

Artikel  f. 

Die  dermalen  zwischen  den  genannten  Staaten  bestehenden 
Zoll- Vereine  werden  für  die  Zukunft  einen  durch  ein  gemeinsa- 
mes Zoll-  und  Handels-System  verbundenen  und  alle  darin  be- 
griffenen Länder  umfassenden  Gesammt- Verein  bilden. 

Artikel  *• 

In  diesen  Gesammt- Verein  werden  insbesondere  auch,  dieje- 
nigen Staaten  elnbegriifen,  welche  schon  früher  entweder  mil 
ihrem  ganzen  Gebiete  oder  mit  einem  Theile  desselben  dem  Zoll- 
11  ml  Handels-Systeme  eines  oder  des  anderen  der  contrahirenden 
Staaten  beigetreten  sind,  unter  Berücksichtigung  ihrer  auf*  den 
BeUilMs-Verträgen  beruhenden  besonderen  VejrbälUiJsse  zu  den 
Staaten,  mit  welchen  sie  Jene  Verträge  abgeschlossen  haben.  b> 

Artikel  8. 

Dagegen  bleiben  von  dem  Gesammtvereine  vorläufig  ausge- 
schlossen diejenigen  einzelnen  Landestheile  der  conlrahirendeD 
Staaten,  welche  sich  ihrer  Lage  wegen  weder  in  dem  Preußisch- 
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Hessischen  oder  in  dem  Baierisch-Württemberglschen  Zoll- Ver- 
bände bis  Jetzt,  befunden  haben,  noch  desselben  Grundes  wegen 
sich  zur  Aufnahme  in  den  neuen  Gesammtverein  eignen. 

Es  werden  jedoch  diejenigen  Anordnungen  aufrecht  erhalten, 
welche  rücksichUich  des  erleichterten  Verkehrs  dieser  Landes- 
theile  mit  dem  Hauptlande  gegenwärtig  besteheu. 

Weitere  Begünstigungen  dieser  Art  können  nur  im  gemein- 
schaftlichen Einverständniss  der  contrahirenden  Staaten  bewil- 
liget werden. 

Artikel  4. 

In  den  Gebieten  der  contrahirenden  Staaten  sollen  überein- 
stimmende Gesetze  über  Eingangs-,  Ausgangs-  und  Durchgangs- 
Abgaben  bestehen,  Jedoch  mit  Modifikationen,  welche,  ohne  dem 
gemeinsamen  Werke  Abbruch  zu  thun,  aus  der  Eigentümlich- 
keit der  allgemeinen  Gesetzgebung  eines  jeden  theilnehmenden 
Staates  oder  aus  localen  Interessen  sich  als  noth wendig  ergeben. 

Bei  dem  Zolltarife  namentlich  sollen  hierdurch  in  Bezug  auf 
Eingangs- und  Ausgangs  -  Abgaben  bei  einzelnen,  weniger  für 
den  grosseren  Handelsverkehr  geeigneten  Gegenständen,  und  in 
Bezug  auf  Durchgangs-Abgaben,  je  nachdem  der  Zug  der  Han- 
delsstrassen es  erfordert,  solche  Abweichungen  von  den  all- 
gemein angenommenen  Erhebungssälzen,  welche'  für  einzelne 
Staaten  als  vorzugsweise  wünschenswerth  erscheinen,  nicht  aus- 
geschlossen seyn,  sofern  sie  auf  die  allgemeinen  Interessen  des 
Vereins  nicht  nachtheilig  einwirken; 

Desgleichen  soll  auch  die  Verwaltung  der  Eingangs-,  Aus- 
gangs- und  Durchgangs  -  Abgaben ,  und  die  Organisation  der 
dazu  dienenden  Behörden  in  allen  Ländern  des  Gesammtvereins 
unter  Berücksichtigung  der  in  denselben  bestehenden  eigentüm- 
lichen Verhältnisse  auf  gleichen  Fuss  gebracht  werden. 

J   Die  nach  diesen  Gesichtspunkten  zwischen  den  contra- 

hirenden  Staaten  zu  vereinbarenden  Gesetze  und  Ordnungen, 

namentlich :  *' 
,  .  •  -    .    das  Zollgesetz,  -     .  ;  •  .  ? 

der  Zolltarif,         .  i 

..  ...r  .,  i.'ldt«:,Zollordaung, 

sollen  als  integrirende  Bestandteile  des  gegenwärtigen  Vertrages 
angesehen  und  gleichzeitig  mit  demselben  publiclrt  werden. 

51* 
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Artikel  ». 

Veränderungen  in  der  Zollgesetzgebung  mit  Einschluss  des 
Zolltarifs  und  der  Zollordnung  (Artikel  4),  so  wie  Zusätze  und 
Ausnahmen  können  nur  auf  demselben  Wege  und  mit  gleicher 
Uebereinstimmung  aller  Contrahenten  bewirkt  werden,  wie  die 
Einführung  der  Gesetze  erfolgt.  Dies  gilt  auch  von  allen  An- 
ordnungen, welche  in  Beziehung  auf  die  Zollverwaltung  allge- 
mein abändernde  Normen  aufstellen. 

f  Artikel  6. 

Mit  der  Ausführung  des  gegenwärtigen  Vertrages  IrM  zwi- 
schen den  contrahirenden  Staaten  Freiheit  des  Handels  und  Ver- 
kehrs und  zugleich  Gemeinschaft  der  Einnahmen  an  Zöllen  ein, 
wie  beide  in  den  folgenden  Artikeln  bestimmt  werden. 

Artikel  9. 

Es  hören  von  diesem  Zeitpunkte  an  alle  Eingangs-,  Aus- 
gangs- und  Durchgangs -Abgaben  an  den  gemeinschaftlichen 
Laudesgränzen  des  bisherigen  Preussisch  -  Hessischen  und  des 
bisherigen  Baierisch -Württembergischen  Zollvereiues  auf,  und 
es  können  alle  im  freien  Verkehre  des  einen  Gebietes  bereits  be- 
findliche Gegenstände  auch  frei  und  unbeschwert  in  das  andere 
Gebiet  eingeführt  werden,  mit  alleinigem  Vorbehalte: 

a)  der  zu  den  Staatsmonopoiien  gehörigen  Gegenstände  (Spiel- 
karten und  Salz)  nach  Massgabe  der  Artikel  9  und  10; 

b)  der  im  Innern  der  contrahirenden  Staaten  gegenwärtig  ent- 
weder mit  Steuern  von  verschiedener  Höhe,  oder  in  dem 
einen  Staate  gar  nicht,  in  dem  andern  aber  mit  Steuern  be- 
legten und  deshalb  einer  Ausgleichungs-Abgabe  unterwor- 
fenen inländischen  Erzeugnisse,  nach  Massgabe  des  Ar- 
tikels Ii,  und  endlich 

c)  solcher  Gegenstaude,  welche  ohne  EingrifT  in  die  von  einem 
der  contrahirenden  Staaten  ertheilten  Erflndungspatente 
oder  Privilegien  nicht  nachgemacht  oder  eingeführt  werden 
können,  und  daher  für  die  Dauer  der  Patente  oder  Privile- 
gien von  der  Einftihr  in  den  Staat,  welcher  dieselben  er- 
1 1» ei  IL  hat,  noch  ausgeschlossen  bleiben  müssen. 
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Artikel  9. 

Der  im  Artikel  7  restgesetzten  Verkehrs-  und  Abgaben frei- 
heit  unbeschadet,  wird  der  Uebergang  solcher  Handelsgegen- 
stände, welche  nach  dem  gemeinsamen  Zolltarif  einer  Eingangs- 
oder Ausgangssteuer  an  den  Aussengränzen  unterliegen,  auch 
aus  den  Königlich  Baierischen  und  Königlich  Württembergischen 
Landen  in  die  Königlich  Preussischen,  Kurfürstlich  Hessischen 
und  Grossherzoglich  Hessischen  Lande  und  umgekehrt,  nur  unter 
Innebaltung  der  gewöhnlichen  Land  -  und  Heerstrassen  und  auf* 
den  schiffbaren  Strömen  Statt  finden,  und  es  werden  an  den 
Binnengra'nzen  gemeinschaftliche  Anmeldestellen  eingerichtet 
werden,  bei  welchen  die  Waarenführer,  unter  Vorzeigung  ihrer 
Frachtbriefe  oder  Transportzettel,  die  aus  dem  einen  in  das 
andere  Gebiet  überzu rührenden  Gegenstände  anzugeben  haben. 

Auf  den  Verkehr  mit  rohen  Produkten  in  geringeren  Quan- 
titäten, so  wie  überall  auf  den  kleineren  Gränz  -  und  Marktver- 
kehr und  auf  das  Gepäck  von  Reisenden  findet  diese  Bestimmung 
keine  Anwendung.  Auch  wird  keine  Waaren-Revision  Statt 
finden,  ausser  insoweit,  als  die  Sicherung  der  Ausgleich ungs- 
Abgaben  (Artikel  7,  b)  es  erfordern  könnte. 

t 

Artikel  9. 

Hinsichtlich  der  Einfuhr  von  Spielkarten  behält  es  in  jedem 
der  zum  Vereine  gehörigen  Staaten  bei  den  bestehenden  Verbots- 
oder Beschränkungs-Gesetzen  sein  Bewenden. 

Artikel  to. 

In  Betreff  des  Salzes  wird  Folgendes  festgesetzt: 

a)  Die  Einfuhr  des  Salzes  und  aller  Gegenstände,  aus  welchen 
Kochsalz  ausgeschieden  zu  werden  pflegt,  aus  fremden, 
nicht  zum  Vereine  gehörigen  Ländern  in  die  Vereinsstaaten, 
ist  verboten,  in  so  weit  dieselbe  nicht  für  eigene  Rechnung 
einer  der  vereinten  Regierungen  und  zum  unmittelbaren 
Verkaufe  in  ihren  Salz-Aemtern,  Faktoreien  oder  Nieder- 
lagen geschieht; 

b)  die  Durchfahr  des  Salzes  und  der  vorbezeichneten  Gegen- 
stände aus  den  zum  Vereine  nicht  gehörigen  Ländern  in 
andere  solche  Länder  soll  nur  mit  Genehmigung  der  Ver- 
einsstaaten, deren  Gebiet  bei  der  Durchführ  berührt  wird, 
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und  unter  den  Vorsichtsmassregeln  Statt  finden,  welche 
von  denselben  für  nöthig  erachtet  werden ; 

c)  die  AusAihr  des  Salzes  in  fremde,  nicht  zum  Vereint  se- 
hörige  Staaten  ist  frei ; 

d)  was  den  Salzhandel  innerhalb  der  Vereinsstaaten  belrißl 
so  ist  die  Einfuhr  des  Salzes  von  einem  in  den  anderen  mi 
in  dem  Falle  erlaubt,  wenn  zwischen  den  Landesregierung» 
liesondere  Verträge  deshalb  bestehen 5 

e)  wenn  eine  Regierung  von  der  anderen  innerhalb  desVereüb 
aus  Staats  -  und  Privatsalinen  Salz  beziehen  will,  so  müssen 
die  Sendungen  mit  Pässen  von  öffentlichen  Behörden  be- 
gleitet werden. 

Zu  diesem  Ende  verpflichten  sich  die  betheiligten  Re- 
gierungen, auf  den  Privatsaliuen  einen  öffentlichen  Beamten 
aufzustellen,  der  den  Umfang  der  Production  und  des  Ab- 
satzes derselben  überhaupt  zu  beobachten  hat; 

f )  wenn  ein  VereinssUat  durch  einen  anderen  aus  dem  Aus- 
lande oder  aus  einem  dritten  Vereinsstaatc  seinen  Salz- 
bedarf  beziehen,  oder  durch  einen  solchen  sein  Salz  ifl 
fremde,  nicht  zum  Vereine  gehörige  Staaten  versenden 
lassen  will,  so  soll  diesen  Sendungen  kein  Hinderniss  iu 
den  Weg  gelegt  werden ;  jedoch  werden,  insofern  dieses 
nicht  schon  durch  frühere  Verträge  bestimmt  ist,  durch 
vorgängige  Uebereinkunfl  der  betheiligten  Staaten  die 
Strassen  Hir  den  Transport  und  die  erforderlichen  Sicher- 
heitsmassregeln zur  Verhinderung  der  Einschwärzung  ver- 
abredet werden ; 

g)  wenn  in  unmittelbar  an  einander  grenzenden  Vereinsstaaten 
eine  solche  Verschiedenheit  der  Salzpreise  bestände,  dass 
daraus  fiir  einen  oder  den  andern  dieser  Staaten  eine  Ge- 
fähr der  Salz-Einschwärzung  hervorginge,  so  macht  sich 
derjenige  Staat,  in  welchem  der  niedrigere  Salzpreis  be- 
steht, verbindlich,  die  Verabrolgung  des  Salzes  in  die 
Gränzorte,  binnen  eines  Bezirks  von  wenigstens  secte 
Stunden  landeinwärts,  auf  den  genau  zu  ermittelnden 
Bedarf  jener  Orte  zu  beschränken,  und  darüber  den 
betheüigten  Nachbarstaaten  genügende  Nachweisun?  und 
Sicherheit  zu  gewähren. 


Digitized  by  Google 


807 

Die  näheren  Bestimmungen  bleiben  einer  besonderen  Verab- 
redung der  beteiligten  Regierungen  vorbehalten. 

%rtlkt*I  11 

~n;<  In  Bezug  auf  diejenigen  Erzeugnisse,  bei  welchen  hinsieht- 
lieh  der  Besteuerung  im  Innern  noch  eine  Verschiedenheit  der 
Gesetzgebung  unter  ded  einzelnen  Vereinslandcn  Statt  findet 
(Artikel  7,  b) ,  wird  von  allen  Thellen  als  wiinschenswerlh  an- 
erkannt, auch  hierin  eine  UebereinsWmmung  der  Gesetzgebung 
und  der  Besteuerungssätze  in  ihren  Staaten  hergestellt  zu  sehen, 
und  es  wird  daher  ihr  Bestreben  auf  die  Herbeiflihrung  einer  sol- 
chen Gleiehmässigkeit  gerichtet  bleiben.  Bis  dahin,  wo  dieses 
Ziel  erreicht  worden,  können  zur  Vermeidung  der  Nachtheile, 
welche  für  die  Producenten  des  eigenen  Staates  im  Verhältnisse 
zu  den  Producenten  in  anderen  Vereinsstaaten  aus  der  ungleichen 
Besteuerung  erwachsen  würden,  Ergänzungs-  oder  Ausgiei- 

chungs- Abgaben  von  folgenden  Gegenständen  erhoben  werden: 

hm  :  a    _   ■  .  _  ■    >  :  n  / 


a)  Im  Königreiche  Preussen  von 


Bier, 
Branntwein, 
l auaK, 

Traubenmosi  und  Wein. 

b)  Im  Königreiche  Baieru  (zur  Zeil  mit  Ausschluss  des 

Rheiukreises)  von 
Bier, 

Branntwein, 
,  t  geschrotetem  Malz. 

c)  Im  Königreiche  Württemberg  vou 

Bier, 

Branntwein, 
geschrotetem  Malz. 

d)  Im  Kurfürstenthume  Hessen  von 

Bier, 

Branntwein, 
Tabak, 

Traubenmost  und  Wein. 

e)  Im  Grossherzogthume  Hessen  von 

Bier. 
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Es  soll  bei  der  Bestimmung  und  Erhebung  der  gedachten 
Abgaben  nach  folgenden  Grundsätzen  verfahren  werden : 

1)  Die  Ausgleichungs-Abgaben  werden  nach  dem  Abstände  der 
gesetzlichen  Steuer  im  Lande  der  Bestimmung  von  der  den- 
selben Gegenstand  betreffenden  Steuer  im  Lande  der  Her- 
kunft bemessen ,  und  fallen  daher  im  Verhältnisse  gegen 
diejenigen  Vereinslande  gänzlich  weg,  wo  eine  gleich  hohe 
oder  eine  höhere  Steuer  auf  dasselbe  Erzeugniss  gelegt  ist. 

2)  Veränderungen,  welche  in  den  Steuern  von  inländischen 
Erzeugnissen  der  betheiligten  Staaten  eintreten,  haben  auch 
Veränderungen  in  den  Ausgleichungs -Abgaben,  jedoch 
stets  unter  Anwendung  des  vorher  (1)  aufgestellten  Grund- 
satzes zur  Folge. 

Wo  auf  den  Grund  einer  solchen  Veränderung  eine 
Ausgleichungs-Abgabe  zu  erhöhen  seyn  würde,  muss,  Falls 
die  Erhöhung  wirklich  in  Anspruch  genommen  wird,  eine 
Verhandlung  darüber  zwischen  den  beüieiligten  Staaten,  und 
eine  vollständige  Nach  Weisung  der  Zulässigkeit  nach  den 
Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Vertrages  vorausgeben. 

3)  Die  gegenwärtig  in  Preusscn  gesetzlich  bestehenden  Sätze 
der  Steuern  von  inländischem  Traubenmost  und  Wein,  vom 
Tabaksbau  und  Branntwein,  so  wie  die  gegenwärtig  in 
Baiern  bestehende  Steuer  von  inländischem  geschroteten 
Malz  und  Bier  (Malzaufschlag)  sollen  Jedenfalls  den  höch- 
sten Satz  desjenigen  bilden,  was  in  einem  Vereinsstaate, 
welcher  jene  Steuern  eingeführt  hat  oder  künftig  etwa  ein- 
führen wollte,  an  Ausgleichungs- Abgaben  von  diesen  Ar- 
tikel/* bei  deren  Eingang  aus  einem  Lande,  in  welchem 
keine  Steuer  auf  dieselben  Erzeugnisse  gelegt  ist,  erhoben 
werden  darf,  wenn  auch  die  betreffende  Steuer  des  Staates, 
welcher  die  Ausglcichungs-Abgabe  bezieht,  diesen  höchsten 
Satz  übersteigen  sollte. 

4)  Bückvergütungen  der  inländischen  Staatssteuern  sollen  bei 
der  UeberfUhr  der  besteuerten  Gegenstände  in  ein  anderes 
Vereinsland  nicht  gewährt  werden. 

5)  Auf  andere  Erzeugnisse  als  Bier  und  Malz,  Branntwein, 
Tabaksblätter,  Traubenmost  und  Wein,  soll  unter  keinen 
Umständen  eine  Ausgleichungs-Abgabe  gelegt  werden. 
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6)  In  allen  Staaten,  in  welchen  von  Tabak,  Traubenmost  und 
Wein  eine  Ausgleichung- Abgabe  erhoben  wird,  soll  in 

keinem  Falle  eine  weitere  Abgabe  von  diesen  Erzeugnissen, 
weder  für  Rechnung  des  Staates,  noch  für  Rechnung  der 
Communen  beibehalten  oder  eingeführt  werden. 

7)  Der  Ausgleichungs-Abgabe  sind  solche  Gegenstände  nicht 
unterworfen,  von  welchen  auf  die  in  der  Zollordnung  vor- 
geschriebene Weise  dargethan  ist,  dass  sie  als  inländisches 
Ein  -  oder  Durchgangsgut  die  zollamtliche  Behandlung  bei 
einer  Erhebungsbehörde  des  Vereins  bereits  bestanden  haben, 
oder  derselben  noch  unterliegen ,  und  eben  so  wenig  die- 
jenigen im  Umfange  des  Vereins  erzeugten  Gegenstände, 
welche  nur  durch  einen  Vereinsslaat  transitiren,  um  ent- 
weder in  einen  anderen  Vereinsstaat  oder  nach  dem  Aus- 
lände geführt  zu  werden. 

8)  Die  Ausgleichungs-Abgabe  kommt  den  Kassen  desjenigen 
Staates  zu  Gute,  wohin  die  Versendung  erfolgt.  Insofern 
sie  nicht  schon  im  Lande  der  Versendung  für  Rechnung 
des  abgabeberechtigten  Staates  erhoben  worden,  wird  die 
Erhebung  im  Gebiete  des  letzteren  erfolgen. 

9)  Es  sollen  in  jedem  der  contrahirenden  Staaten  solche  Ein- 
richtungen getroffen  werden,  vermöge  welcher  die  Aus- 
gleichungs-Abgabe in  dem  Vereinslande,  aus  welchem  die 
Versendung  erfolgt,  am  Orte  der  Versendung  oder  bei  der 
gelegensten  Zoll  -  oder  Steuerbehörde  entrichtet,  oder  ihre 
Entrichtung  durch  Anmeldung  sicher  gestellt  werden  kann. 

10)  So  lange,  bis  diese  Einrichtungen  durch  besondere  Ueber- 
einkunft  festgesetzt  seyn  werden,  bleibt  der  Verkehr  mit 
Gegenständen,  welche  einer  Ausgleichungs-Abgabe  unter- 
liegen, in  der  Art  beschränkt,  dass  dieselben,  ohne  Unter- 
schied der  transportirten  Quantitäten,  in  das  Gebiet  des 
abgabeberechtigten  Staates  nur  auf  den  im  Artikel  H  be- 
zeichneten, oder  noch  anderweit  zu  bestimmenden  Strassen 
eingeführt  und  an  den  dort  einzurichtenden  Anmelde- und 
Hebestellen  angemeldet  und  resp.  versteuert  werden  müssen, 
ohne  dass  jedoch  in  Folge  hiervon  der  Verkehr  mit  den  Ge- 
genständen, von  welchen  eine  Ausgleichungs-Abgabe  nicht 
zu  entrichten  ist,  einer  weiteren,  als  der  in  dem  oben 
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gedachten  Artikel '  ungeordneten  Aursicht  unterworfen 
scyn  wird. 

Artikel  it. 

'>'.'.  ■ 

Hinsichtlich  der  Verbrauchs -Abgaben,  welche  in  dem  Be- 
reiche der  Vereinsländer  von  anderen,  als  den  im  Artikel  11  be- 
zeichneten Gegenständen  erhoben  werden,  so  wie  der  im  Gross 
hereogthume  Hessen  zur  Erhebung  kommenden  Steuern  von  Ge- 
tränken, wird  eine  gegenseitige  Gleichmässigkeit  der  Behand- 
lung Statt  finden,  dergestalt ,  dass  das  Erzeugniss  eines  anderen 
Vereinsstaates  unter  keinem  Vorwande  höher  belastet  werden 
darr,  als  das  inländische. 

Derselbe  Grundsatz  findet  auch  bei  den  Zuschlags-Abgaben 
und  Octrois  Statt,  welche  für  Rechnung  einzelner  Gemeinden  er- 
hoben werden,  soweit  dergleichen  Abgaben  nicht  überhaupt  nach 
der  Bestimmung  des  Artikels  11  Nr.  6  unzulässig  sind. 

Artikel  18. 

Die  contrahirenden  Staaten  erneuern  gegenseitig  die  Verab- 
redung über  den  Grundsatz,  dass  Chaussecgelder  oder  andere 
Statt  derselben  bestehende  Abgaben,  wie  z.  B.  der  in  den  Köoig:- 
reiclien  Baiern  und  Württemberg  zur  Surrogirung  des  Wege- 
geldes von  eingehenden  Gütern  eingeführte  fixe  Zoilbetschlag, 
eben  so  Pflaster-,  Damm-,  Brücken-  und  Fährgelder,  oder  unter 
welchem  anderen  Namen  dergleichen  Abgaben  bestehen ,  ohne 
Unterschied ,  ob  die  Erhebung  für  Rechnung  des  Staates  oder 
eines  Privatberechtigten,  namentlich  einer  Commun  geschieht, 
nur  in  dem  Betrage  beibehalten  oder  neu  eingeführt  werden  kön- 
nen, als  sie  den  gewöhnlichen  Herstellungs-  und  Unterhaltungs- 
kosten angemessen  sind.  » 

Das  dermalen  in  Preussen  nach  dem  allgemeinen  Tarife  vom 
Jahre  1828  bestehende  Chausseegeld  soll  als  der  höchste  Salz 
angesehen,  und  hinltiro  in  keinem  der  contrahirenden  Staaten 
überschritten  werden. 

Besondere  Erhebungen  von  Thorsperr-  und  Pflastergddern 
sollen  auf  chaussirten  Strassen,  da,  wo  sie  noch  bestehen,  dem 
vorstehenden  Grundsatze  gemäss  aufgehoben,  und  die  Ortspflaster 
den  Chaussccstrecken  dergestalt  eingerechnet  werden,  dass  da- 
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von  nur  die  Chauss<$egelder  nach  dem  allgemeinen  Tarif  zur  Er- 
hebung kommen,  i 

Artikel  14. 

Die  contrahirenden  Regierungen  wollen  dahin  wirken ,  dass 
in  ihren  Landen  ein  gleiches  Münz-,  Mass-  und  Gewichtssystem 
in  Anwendung  komme,  hierüber  sofort  besondere  Unterhandlun- 
gen einleiten  lassen ,  und  die  nächste  Sorge  auf  die  Annahme 
eines  gemeinschaftlichen  Zollgewichtes  richten. 

Sofern  die  desfallsigc  Einigung  nicht  bereits  bei  der  Aus- 
führung des  Vertrages  zum  Grunde  gelegt  werden  könnte,  wer- 
den die  contrahirenden  Staaten  zur  Erleichterung  der  Versen- 
dung von  Waaren  und  zur  schnelleren  Abfertigung  dieser  Sen- 
dungen an  den  Zollslellcn  (soweit  dies  noch  nicht  zur  Ausfüh- 
rung gebracht  seyn  sollte)  bei  den  in  ihren  Zolltarifen  vorkom- 
menden Mass-  und  Gewichtsbestimmungen  eine  Keductlon  auf 
die  Masse  und  Gewichte,  welche  in  den  Tarifen  der  anderen 
contrahirenden  Staaten  angenommen  sind ,  entwerfen ,  und  zum 
Gebrauche  sowohl  ihrer  Zoll-Aemter  als  des  Handel  treibenden 
Publikums  öffentlich  bekannt  machen  lassen. 

Der  gemeinschaftliche  Zolltarif  (Artikel  4)  soll  in  zwei 
Haupt-Abtheilungen,  nach  dem  Preussischen  und  nach  dem  Baie- 
rischen  Mass-,  Gewichts  -  und  Münzsystem  ausgefertigt  werden. 

Die  Declaration ,  die  Abwägung  und  Messung  der  zollbaren 
Gegenstände  soll  in  Preussen  nach  Preussischem,  in  Baiern  und 
Württemberg  nach  Baierischem  Masse  und  Gewichte,  in  den 
Hessischen  Landen  nach  dem  daselbst  gesetzlich  eingeführten 
Masse  und  Gewichte  geschehen.  In  den  Ausfertigungen  der 
Zollbehörden  ist  aber  die  Quantität  der  Waaren  zugleich  nach 
einer  der  beiden  Haupt- Abtheilungen  des  gemeinschaftlichen  Ta- 
rifs auszudrücken. 

So  lange,  bis  die  contrahirenden  Staaten  über  ein  gemein- 
schartliches  Münzsystem  Übereingekommen  seyn  werden,  soll 
die  Bezahlung  der  Zoll-Abgaben  in  Jedem  Staate  nach  dem  Münz- 
fussc  geschehen,  nach  welchem  die  Entrichtung  der  übrigen 
Landes-Abgaben  Statt  findet. 

Es  sollen  aber  schon  jetzt  die  Gold-  und  Silbermünzen  der 
säuifiitllchen  contrahirenden  Staaten  —  mit  Ausnahme  der  Scheide- 
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münze  —  bei  allen  Hebestellen  des  gemeinsamen  Zollvereins  an- 
genommen und  zu  diesem  Behufe  die  Valvationsta bellen  öffentiieb 
bekannt  gemacht  werden. 

Artikel  15. 

Die  Wasserzölle  oder  auch  Wegegeldgebühren  aur  Flüssen, 
mit  Einschluss  derjenigen ,  welche  'das  Schiffsgeräss  treffen  (Re- 
cognitionsgebübren) ,  sind  von  der  SchiflTahrt  aur  solchen  Flüs- 
sen, auf  welche  die  Bestimmungen  des  Wiener  Congresses  oder 
besondere  Staatsverträge e)  Anwendung  flnden ,  ferner  gegensei- 
tig nach  jenen  Bestimmungen  zu  entrichten ,  insofern  hierüber 
nichts  Besonderes  verabredet  wird. 

In  letzterer  Hinsicht  wollen  die  contrahirenden  Staaten,  was 
insbesondere  die  SchiflTahrt  auf  dem  Rheine  und  dessen  Neben- 
flüssen betrifft,  unverzüglich  in  Unterhandlung  treten,  um  zu 
einer  Vereinbarung  zu  gelangen,  in  Folge  deren  die  Ein-,  Aus- 
und  Durchfuhr  der  Erzeugnisse  der  sämmtlicben  Vereinslande 
auf  den  genannten  Flüssen  in  den  SchiffTahrU-Abgaben,  mit  ste- 
tem Vorbehalten  der  Recognitionsgebühren ,  wo  nicht  ganz  be- 
freiet, doch  möglichst  erleichtert  wird. 

Alle  Begünstigungen,  welche  ein  Vereinsstaat. dem  Schiff- 
fahrtsbetriebe seiner  Unterthanen  auf  den  Eingangs  genannten 
Flüssen  zugestehen  möchte,  sollen  in  gleichem  Masse  auch  der 
SchiflTahrt  der  Unterthanen  der  anderen  Vereinsstaaten  zu  (Jute 
kommen. 

Auf  den  übrigen  Flüssen ,  bei  welchen  weder  die  Wiener 
Congress- Acte ,  noch  andere  Staatsverträge  Anwendung  finden, 
werden  die  Wasserzölle  nach  den  privativen  Anordnungen  der 
betreffenden  Regierungen  erhoben.  Doch  sollen  auch  auf  diesen 
Flüssen  die  Unterthanen  der  contrahirenden  Staaten  und  deren 
Waaren  und  Schiffsgefasse  überall  gleich  behandelt  werden. 

Artikel  M. 

Von  dem  Tage  an ,  wo  die  gemeinschaftliche  Zollordnun^ 
des  Vereins  in  Vollzug  gesetzt  wird,  sollen  in  den  zum  Zollver- 
eine gehörigen  Gebieten  alle  etwa  noch  bestehenden  Stapel  -  und 
Umschlagsrechtc  aufhören,  und  Niemand  soll  zur  Anha!tun& 
Verladung  oder  Lagerung  gezwungen  werden  können,  als  in 
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den  Fällen ,  In  welchen  die  gemeinschaftliche  Zollordnung  oder 
die  betreffenden  SchiflTahrtsreglements  es  zulassen  oder  vor- 
schreiben. 

Artikel  19. 

Kanal  - ,  Schleusen  - ,  Brücken  - ,  Fähr  - ,  Hafen  - ,  Waage-, 
Krahnen  -  und  Niederlage-Gebühren  und  Leistungen  für  Anstal- 
ten ,  die  zur  Erleichterung  des  Verkehrs  bestimmt  sind ,  sollen 
nur  bei  Benutzung  wirklich  bestehender  Einrichtungen  erhoben, 
und  für  letztere  nicht  erhöhet,  aucii  überall  von  den  Unterthanen 
der  anderen  conlrahirenden  Staaten  auf  völlig  gleiche  Welse,  wie 
von  den  eigenen  Unterthanen  erhoben  werden. 

Findet  der  Gebrauch  einer  Waage  -  oder  Krahnen-Elnrich- 
tung  nur  zum  Behufe  einer  zollamtlichen  Controle  Statt,  so  tritt 
eine  Gebühren-Erhebung  bei  schon  einmal  zollamtlich  verwoge- 
neu  Waaren  nicht  ein. 

Artikel  l*. 

Die  conlrahirenden  Staaten  wollen  auch  ferner  gemeinschaft- 
lich dahin  wirken,  dass  durch  Annahme  gleichförmiger  Grund- 
sätze die  Gewerbsamkeit  befördert  und  der  Befugniss  der  Unter- 
thanen des  einen  Staates,  in  dem  anderen  Arbeil  uud  Erwerb  zu 
suchen,  möglichst  freier  Spielraum  gegeben  werde. 

Von  den  Unterthanen  des  einen  der  contrabirenden  Staaten, 
welche  in  dem  Gebiete  eines  anderen  derselben  Handel  und  Ge- 
werbe treiben,  oder  Arbeit  suchen,  soll  von  dem  Zeitpunkte  ab, 
wo  der  gegenwärtige  Vertrag  in  Kraft  treten  wird,  keine  Abgabe 
entrichtet  werden,  welcher  nicht  gleichmässig  die  in  demselben 
Gewerbsverhältnisse  stehenden  eigenen  Unterthanen  unterwor- 
fen sind. 

Desgleichen  sollen  Fabrikanten  und  Gewerbtreibende,  weiche 
blos  für  das  von  Ihnen  betriebene  Geschäft  Ankäufe  machen,  oder 
Heisende,  welche  nicht  Waaren  selbst,  sondern  nur  Muster  der- 
selben bei  sich  führen ,  um  Bestellungen  zu  suchen ,  wenn  sie  die 
Berechtigung  zu  diesem  Gewerbbetriebe  in  dem  Vereinsstaate, 
in  welchem  sie  ihren  Wohnsitz  haben,  durch  Entrichtung  der  ge- 
setzlichen Abgaben  erworben  haben,  oder  im  Dienste  solcher  in- 
ländischen Gewerbtreibenden  oder  Kaufleute  stehen ,  in  den  an- 
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deren  Staaten  keine  wettere  Abgabe  hieftir  zu  entrichten  ver 
pflichtet  seyn. 

Auch  sollen  beim  Besuche  der  Märkte  und  Messen  zur  Aus- 
übung des  Handels  und  zum  Absätze  eigener  Erzeugnisse  oder 
Fabrikate  in  Jedem  Vereinsstaate  die  Unterthanen  der  ü briset 
contrahirenden  Staaten  eben  so  wie  die  eigenen  Unterthanen  Ixs 
handelt  werden. 

Artikel  19. 

Die  Prcussischen  Seehäfen  sollen  dem  Handel  der  Untertha- 
nen sämmtllchcr  Vereinsstaaten  gegen  völlig  gleiche  Abgraben, 
wie  solche  von  den  Königlich  Preusstschen  Unterthanen  entrich- 
tet werden,  offen  stehen;  auch  sollen  die  in  fremden  See-  und 
anderen  Handelsplätzen  angestellten  Consuln  einer  oder  der  an- 
deren der  contrahirenden  Staaten  veranlasst  werden,  der  Unter- 
thanen der  übrigen  contrahirenden  Staaten  sich  in  vorkommenden 

Fällen  möglichst  mit  Rath  und  That  anzunehmen. 

•  » 

Artikel  SO. 

Zum  Schulze  ihres  gemeinschaftlichen  Zollsystems  gegwi 
den  Schleichhandel  und  fhrer  inneren  Verbrauchs- Abgaben  gegen 
Defraudationen  haben  die  contrahirenden  Staaten  ein  gemein- 
sames CartcM)  abgeschlossen,  welches  sobald  als  möglich 
spätestens  aber  glelchzeFtig  mit  dem  gegenwärtigen  Vertrage  in 

Ausführung  gebrächt  werden  soll.  " 

• »  %        .       »i  '  •  i  • •         •  • 

Artikel  M« 

•  Die  als  Folge  des  gegenwärtigen  Vertrages  eintretende  Ge- 
meinschaft der  Einnahme  der  contrahirenden  Staaten  bezieht  sich 
auf  den  Ertrag  der  Eingangs-,  Ausgangs  -  und  Durchgangs-Ai>- 
gaben  in  den  Prcussischen  Staaten,  den  Königreichen  Batern  und 
Württemberg,  dem  Kurftirstenthume  und  dem  Grosshereogthnmc 
Hessen  mit  Elnschluss  der  den  Zollsystemen  dfer  contrahirenden 
Staaten  bisher  schon  beigetretenen  Lander. 

Von  der  Gemeinschaft  sind  ausgeschlossen  und  bleiben  dem 
privativen  Genüsse  der  betreffenden  Staatsregierungen  vorne- 
halien  •    *     •  «  •!  .i;-...,  ■  i, 

1)  die  Steuern ,  welche  im  Innern  eines  Jeden  Staates  van  io- 
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lüwl Ischen  Erzeugnissen  erhöhen  werden,  einschliesslich  der 
im  Artikel  11  vorbehaJtenen  Aus$lelchungs-Abgaben ; 

2)  die  im  Artikel  15  erwähnten  Wasserzölle; 

3)  Chaussee-Abgaben,  Pflaster-,  Damm-,  Brücken-,  Fähr-, 
Kanal-,  Schleusen-,  Hafengelder,  so  wie  Waage-  und  Nie- 
derlage-Gebühren oder  gleichartige  Erhebungen ,  wie  sie 
auch  sonst  genannt  werden  ; 

4)  die  Zollstrafen  und  Conßscate,  welche,  vorbehaltlich  der 
Aufkeile  der  Denuuciantcn ,  jeder  Staatsregierung  in  ihrem 

Gebiete  verbleiben. 

■  •  • 

Artikel  **. 

Der  Ei  trag  der  in  die  Gemeinschaft  fallenden  Abgaben  wird 
uach  Abzug         *  •  L 

1)  der  Kosten,  wovon  weiter  unten  im  Artikel  30  die  Rede  ist; 

2)  der  Rückerstattungen  Itir  unrichtige  Erhebungen ; 

3)  der  auf  den  Grund  besonderer  gemeinschaftlicher  Verabre- 
dungen erfolgten  Steuervergütungen  und  Ermässigungen 

unter  den  vereinten  Staaten  nach  dem  Verhältnisse  der  Bevölke- 
rung mit  welcher  sie  im  Vereine  sieh  befinden,  vertheilt.    .  .  ..  , 

Die  Bevölkerung  solcher  Staaten^  welche  durch  Vertrag  mit 
einem  oder  dem  anderen  der  eontrahlrcnden  Staaten,  unter  Ver- 
abredung einer  von  diesem  Jährlich  für  ihre  Anthelle  an  den  ge- 
meinschaftlichen Zollrevcnüen  zu  leistenden  Zahlung  dem  Zoll- 
Verbände  beigetreten  sind,  oder  noch  beitreten  werden,  wird  in 
die  Bevölkerung  desjenigen  Slaales  eingerechnet,  welcher  diese 
Zahlung  leistet. 

Der  Stand  der  Bevölkerung  in  den  einzelnen  Vereiusstasten 
wirü  alle  drei  Jahre  von  einem  noch  zu  verabredenden  Termine 
aB  ausgemitlelt,  •)  und  die  Nach  Weisung  derselben  von  den  ein- 
zelnen Staaten  einander  gegenseitig  mUgeUieift  werden. 


Vergünstigungen  für  Ge  werbtreibende  hinsichtlich  der  Steuer- 
totricMung,  welche  nicht  in  der  Zollgesetzgebung  selbst  begrün- 
del 8M ,  rallea  der  JStaats-Kaspc  demjenigen  Regierung,  welche 
sie  bewilliget  hat,  zur  Last. 
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Die  Massgaben ,  unter  welchen  solche  Vergünstigungen  zu 
bewilligen  sind,  werden  näherer  Verabredung  vorbehalten. 

Artikel  »4. 

Dem  aur  Förderung  freier  und  natürlicher  Bewegung  des 
allgemeinen  Verkehrs  gerichteten  Zwecke  des  Zollvereins  ge- 
mäss, sollen  besondere  Zollbegünstigungen  einzelner  Messplätze, 
namentlich  Rabattprivilegien  da,  wo  sie  dermalen  in  den  Vereins- 
staaten  noch  bestehen,  nicht  erweitert,  sondern  vielmehr  unter 
geeigneter  Berücksichtigung  sowohl  der  Nahrungsverhältnisse 
bisher  begünstigter  Messplätze,  als  der  bisherigen  Handelsbezie- 
hungen mit  dem  Auslande,  thunlichst  beschränkt  und  ihrer  baldi- 
gen gänzlichen  Aufhebung  entgegengeführt,  neue  aber  ohne  all- 
seitige Zustimmung  auf  keinen  Fall  ertheilt  werden. 

Artikel  t5. 

Von  der  tarlfmässigen  Abgaben-Entrichtung  bleiben  die  Ge- 
genstände, w  elche  für  die  Hofhaltung  der  hohen  Souveräne  und 
ihrer  Regentenhäuser,  oder  fiir  die  bei  ihren  Hören  aecreditirten 
Botschafter,  Gesandten,  Geschäftsträger  u.  s.  w.  eingehen,  nicht 
ausgenommen,  und  wenn  daftir  Rückvergütungen  Statt  haben, 
so  werden  solche  der  Gemeinschaft  ulcht  in  Rechnung  gebracht. 

Eben  so  wenig  anrechnungsfähig  sind  Entschädigungen, 
welche  In  einem  oder  dem  anderen  Staate  den  vormals  unmittel- 
baren Reichsständen,  oder  an  Communen  oder  einzelne  Privat- 
berechtigte  für  eingezogene  Zollrechte  oder  für  aufgehobene  Be- 
freiungen gezahlt  werden  müssen. 

Dagegen  bleibt  es  jedem  Staate  unbenommen,  einzelne  Ge- 
genstände auf  Freipässe  ohne  Abgaben-Entrichtung  in  seinem  Ge- 
biete ein-,  aus-  oder  durchgehen  zu  lassen.  Dergleichen  Gegen- 
stände werden  Jedoch  zollgesetzlich  behandelt ,  und  in  Freiregi- 
stern, mit  denen  es  wie  mit  den  übrigen  Zollregistern  zu  halten 
ist ,  notirt ,  und  die  Abgaben ,  welche  davon  zu  erheben  gewesen 
wären,  kommen  bei  der  demuächstigen  Revenüen- Ausgleichung 
demjenigen  Theile,  von  welchem  die  Freipässe  ausgegangen  sind, 
in  Abrechnung. 
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Artikel  M. 

Das  Begnadigung  -  und  Strafverwandlungs  -  Recht  bleibt 
jedem  der  contrahirendcn  Staaten  in  seinem  Gebiete  vorbehalten. 

Auf  Verlangen  werden  periodische  Uebersichten  der  erfolg- 
ten Straf-Erlasse  gegenseitig  milgethcilt  werden. 

Artikel  tt. 

Die  Ernennung  der  Beamten  und  Diener  bei  den  Local-  und 
Bezirksstellen  für  die  Zoll-Erhebung  und  Aufsicht,  welche  in 
Gemä'ssheit  der  hierüber  getroffenen  besonderen  Uebereinkunfl 
nach  gleichförmigen  Bestimmungen  angeordnet,  besetzt  und  in- 
struirt  werden  sollen ,  bleibt  einer  Jeden  der  contrahirenden  Re- 
gierungen innerhalb  ihres  Gebietes  überlassen. 

Artikel  98. 

In  Jedem  Vereinsstaate  wird  die  Leitung  des  Dienstes  der 
Local-  und  Bezirks-Zoll liehtirden,  so  wie  die  Vollziehung  der  ge- 
meinschaftlichen Zollgesetze  überhaupt,  einer,  oder,  wo  sich  das 
Bedürftitss  hierzu  zeigt,  mehreren  Zoll-Directionen  übertragen, 
welche  dem  einschlägigen  Ministerium  des  betreffenden  Staates 
untergeordnet  sind. 

Die  Bildung  der  Zoll-Dircrlionen  und  die  Einrichtung  ihres 
Geschäftsganges  bleibt  den  einzelnen  Staatsregierungen  überlas- 
sen; der  Wirkungskreis  derselben  aber  wird,  insoweit  er  nicht 
schon  durch  den  Grundvertrag  und  die  gemeinschaftlichen  Zoll- 
gesetze bestimmt  ist,  durch  eine  gemeinschaftlich  zu  verabredende 
Instruction  bezeichnet  werden. 

Artikel  M. 

Die  von  den  Zoll-Erhebungsbehörden  nach  Ablauf  eines  Jeden 
Vierteljahres  aufzustellenden  Quartals-Extrakte,  und  die  nach 
dem  Jahres-  und  Bücherschlusse  Final- Abschlüsse  über  die  resp. 
im  Laufe  des  Vierteljahres  und  während  des  Rechnungsjahres 
fällig  gewordenen  Zoll-Einnahmen,  werden  von  den  betreffenden 
Zoll-Directionen  nach  vorangegangener  Prüfling  in  Haupt-Ucber- 
sichten  zusammengetragen ,  und  diese  sodann  an  ein  Centralbu- 
reau  eingesendet,  zu  welchem  ein  Jeder  Vereinsstaat  einen  Beam- 
ten zu  ernennen  die  Befugniss  hat. 

m.  52 
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Dieses  Bureau  fertigt  auf  den  Grund  Jener  Vorlagen  dk 
provisorischen  Abrechnungen  zwischen  den  vereinigten  Staaten 
von  drei  zu  drei  Monaten ,  sendet  dieselben  den  Ceutral-Boiaz 
stellen  der  letzteren ,  und  bereitet  die  definitive  Jahres-Abratb- 
nung  vor. 

Wenn  aus  den  Quartal-Abrechnungen  hervorgebt ,  dass  dif 
wirkliche  Einnahme  eines  Vereinsstaates  um  mehr  als  einen  31^ 
natsbetrag  gegen  den  ihm  verhältnissmässig  an  der  Gesammt 
Einnahme  zuständigen  Revenüen-Antheil  zurückgeblieben  ist,  so 
muss  alsbald  das  Erforderliche  zur  Ausgleichung  dieses  Ausfall- 
durch  Herauszahlung  von  Seiten  des-  oder  derjenigen  Staaten, 
bei  denen  eine  Mehr-Einnahme  Statt  geAuiden  hat,  eingeleitet 
werden. 

Artikel  SO. 

In  Absicht  der  Erhebungs-  uud  Verwaltungskosten  sollen 
folgende  Grundsätze  in  Anwendung  kommen : 

1)  Man  wird  keine  Gemeinschaft  dabei  eintreten  lassen,  viel- 
mehr übernimmt  Jede  Regierung  alle  in  ihrem  Gebiete  vor- 
kommende  Erhebungs  -  und  Verwaltungskosten,  es  mögen 
diese  durch  die  Einrichtung  und  Unterhaltung  der  Haupt- 
und  Neben- Zoll- Aemter,  Halb-Aemter  und  Packhöfe  und 
der  Zolldirectionen,  oder  durch  den  Unterhalt  des  dabei  an- 
gestellten Personals  und  durch  die  dem  letzteren  zu  bewil- 
ligenden Pensionen,  oder  endlich  aus  irgend  einem  anderen 
Bedürfnisse  der  Zollverwaltung  entstehen. 

2)  Hinsichtlich  desjenigen  Theils  des  Bedarfe  aber,  welcher 
an  den  gegen  das  Ausland  gelegenen  Gränzen  und  inner- 
halb des  dazu  gehörigen  Gränz-Bezirks  für  die  ZoH-Erhe- 
bungs-  und  Aufsicht«-  oder  Controlbchörden  und  Zoll- 
Scbutzwachen  erforderlich  ist,  wird  man  sich  über  Pausch- 
summen  vereinigen,  welche  jeder  der  contrahirenden  Staa- 
ten von  der  Jährlich  aufkommenden  und  der  Gemeinschan 
zu  berechnenden  Brutto  -  Einnahme  an  ZollgeRillen  in  Ab- 
zug bringen  kann. 

3)  Bei  der  Ausmitteiung  des  Bedarfs  soll  da ,  wo  die  Peremp- 
tion privativer  Abgaben  mit  der  Zoll-Erhebung  verbunden 
Ist,  von  den  Gehalten  und  Amtsbedürftiissen  der  Zollbeamten 


Digitized  by  Google 


819 

nur  derjenige  Theil  in  Anrechnung  kommen,  welcher  dem 
Verhältnisse  ihrer  Geschälte  für  den  Zolldienst  zu  ihrem 

•     Amtsgeschäfte  überhaupt  entspricht. 

4)  Man  wird  sich  über  allgemeine  Normen  vereinigen,  um  die 
Besoldungs-Verhältnisse  der  Beamten  bei  den  Zoll-Erhc- 
bungs-  und  Aufsichtsbehörden ,  ingleichen  bei  den  Zolldi- 
rectionen  in  möglichste  Uebereinstimmung  zu  bringen. 

«  « 

Artikel  Sl. 

Die  contrahirenden  Staaten  gestehen  sich  gegenseitig  das 
Recht  zu,  den  Haupt-Zoll-Aemtern  auf  den  Gränzen  anderer  Ver- 
einsstaaten Controleure  beizuordnen,  welche  von  allen  Geschäften 
derselben  und  der  Neben-Aemler  in  Beziehung  auf  das  Abferti- 
gungsverfahren und  die  Gränzbewachung  Kcnntniss  zu  nehmen, 
und  auf  Einhaltung  eines  gesetzlichen  Verfahrens,  ingleichen  auf 
die  Abstellung  etwaiger  Mängel  einzuwirken,  übrigens  sich  jeder 
eigenen  Verfügung  zu  enthalten  haben. 

Einer  näher  zu  verabredenden  Dienstordnung  bleibt  es  vor- 
behalten, ob  und  welchen  Antheil  dieselben  an  den  laufenden  Ge- 
schäften zu  nehmen  haben. 

Artikel  8t. 

Jeder  der  contrahirenden  Staaten  hat  das  Recht,  an  die  Zoll- 
Directionen  der  anderen  vereinten  Staaten  Beamte  zu  dem  Zwecke 
abzuordnen,  um  sich  von  allen  vorkommenden  Verwaltungsge- 
schäften, welche  sich  auf  die  durch  den  gegenwärtigen  Vertrag 
eingegangene  Gemeinschaft  beziehen,  vollständige  Kenntniss  zu 
verschaffen. 

Eine  besondere  Instruction  wird  das  Geschäftsverhältniss 
dieser  Beamten  näher  bestimmen,  als  dessen  Grundlage  die  un- 
beschränkte Offenheit  von  Seiten  des  Staates,  bei  welchem  die 
Abgeordneten  füngiren,  in  Bezug  auf  alle  Gegenstände  der  ge- 
meinschaftlichen Zollverwaltung,  und  die  Erleichterung  jedes 
Mittels,  durch  welches  sie  sich  die  Information  hierüber  ver- 
schaffen können,  anzusehen  ist,  während  andererseits  ihre  Sorg- 
falt nicht  minder  aufrichtig  dahin  gerichtet  seyn  muss,  eintretende 
Anstände  und  Meinungsverschiedenheiten  auf  eine  dem  gemein- 

52* 
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samen  Zwecke  und  dem  Verhältnisse  verbündeter  Staaten  eot- 
sprechende  Welse  zu  erledigen. 

Die  Ministerien  der  sämmtlichen  Vereinsstaaten  werden  sich 
gegenseitig  auf  Verlangen  jede  gewünschte  Auskunft  über  die 
gemeinschaftlichen  Zoil-Angelegenheiteu  mittheilen,  und  insofern 
zu  diesem  Behufe  die  zeitweise  oder  dauernde  Abordnung  eines 
höheren  Beamten,  oder  die  Beauftragung  eines  anderweit  bei  der 
Regierung  beglaubigten  Bevollmächtigten  beliebt  würde,  so  ist 
demselben  nach  dem  oben  ausgesprochenen  Grundsatze  alle  Ge- 
legenheit zur  vollständigen  Kenntnissnabme  von  den  Verhält- 
nissen der  gemeinschaftlichen  Zollverwaltung  bereitwilligst  zu 
gewähren. 

Artikel  SS. 

Jährlich  in  den  ersten  Tagen  des  Juni  findet  zu  dem  Zwecke 
gemeinsamer  Berathung  ein  Zusammentritt  von  Bevollmächtigten 
der  Vereinsregierungen  Statt,  zu  welchem  eine  Jede  der  letzteren 
einen  Bevollmächtigten  abzuordnen  beftigt  ist. 

Für  die  formelle  Leitung  der  Verhandlungen  wird  von  den 
Conrerenz-Bevollma'chligten  aus  ihrer  Mitte  ein  Vorsitzender  ge- 
wählt, welchem  übrigens  kein  Vorzug  vor  den  übrigen  Bevoll- 
mächtigten zusteht. 

Der  erste  Zusammentritt  wird  in  München  Statt  finden.  Wo 
derselbe  künftig  erfolgen  soll,  wird  hei  dem  Schlüsse  einer  Jeden 
Jährlichen  Versammlung  mit  Rücksicht  auf  die  Natur  der  Gegen- 
stände, deren  Verhandlung  in  der  folgenden  Conferenz  zu  er- 
warten ist,  verabredet  werden. 

Artikel  M. 

Vor  die  Versammlung  dieser  (Konferenz- Bevollmächtigten 
gehört : 

a)  die  Verhandlung  über  alle  Beschwerden  und  Mängel,  welche 
in  Beziehung  aur  die  Ausführung  des  Grund  Vertrages  und 
der  besonderen  Ucbereinkünfte,  des  Zollgesetzes,  der  Zoll- 
ordnung und  Tarife,  in  einem  oder  dem  anderen  Vereins- 
staate wahrgenommen,  und  die  nicht  bereits  im  Laufe  des 
Jahres  in  Folge  der  darüber  zwischen  den  Ministerien  ge- 
führten Correspondenz  erledigt  worden  sind  5 
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b)  die  definitive  Abrechnung  zwischen  den  Vereinsstaaten  Uber 
die  gemeinschaftliche  Einnahme  auf  den  Grund  der  von  den 
obersten  Zollbehörden  aufgestellten,  durch  das  Central- 
bureau  vorzulegenden  Nachweisungen,  wie  solche  der 
Zweck  einer  dem  gemeinsamen  Interesse  angemessenen 

'^HUüng  erheischt; 

c)  die  Berathung  über  Wünsche  und  Vorschläge,  welche  von 
einzelnen  Staalsregierungen  zur  Verbesserung  der  Ver- 
waltung gemacht  werden  5 

d)  die  Verhandlungen  über  Abänderungen  des  Zollgesetzes, 
1  des  Zolltarifs,  der  Zoltordnung  und  der  Verwaltungs-Or- 
ganisation,, welche  von  einem  der  contrahirenden  Staaten 
in  Antrag  gebracht  werden,  überhaupt  über  die  zweck- 
mässige Entwickelung  und  Ausbildung  des  gemeinsamen 
Zoll-  und  Handelssystems. 

Artikel  8». 

Treten  im  Laufe  des  Jahres  ausser  der  gewöhnlichen  Zeit 
der  Versammlung  der  Conferenz-Bevollmächligten  ausserordent- 
liche Ereignisse  ein,  welche  unverzügliche  Massregeln  oder  Ver- 
fügungen abseiten  der  Vereinsstaaten  erheischen  ;  so  werden  sich 
die  contrahirenden  Theile  darüber  im  diplomatischen  Wege  ver- 
einigen, oder  eine  ausserordentliche  Zusammenkunft  ihrer  Be- 
vollmächtigten veranlassen. 

Artikel  3«. 

Den  Aufwand  für  die  Bevollmächtigten  und  deren  etwaige 
Gehulfen  bestreitet  die  Regierung,  welche  sie  absendet. 

Das  Kanzlei  -  Dienstpersonale  und  das  Locale  wird  unent- 
gcldlich  von  der  Regierung  gestellt,  in  deren  Gebiete  der  Zusam- 
mentritt der  Conferenz  Statt  findet. 

1 

Artikel  S9. 

• 

Sollte  zur  Zeit  der  Vollziehung  des  gegenwärtigen  Vertra- 
ges eine  Uebereinstlmmung  der  Eingangs-Zollsätze  in  den  Lan- 
len  der  contrahirenden  Regierungen  nicht  bereits  im  Wesent- 
lichen bestehen  5  so  verpflichten  sich  dieselben  zu  allen  Massre- 
jeln,  welche  erforderlich  sind,  damit  nicht  die  Zoll-Einkünfte  des 
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Gesarnmt- Vereins  durch  die  Einführung  und  Anhäufung  unver 
zollter  oder  gegen  geringere  Steuersätze,  als  der  Verelostuil 
enthält,  verzollter  Waarenvorräthe  beeinträchtig!  werden. 

Artikel  3*. 

Für  den  Fall ,  dass  andere  Deutsche  Staaten  den  Wunsdi 
zu  erkennen  geben  sollten ,  in  den  durch  gegenwärtigen  Vertrag 
errichteten  Zollverein  aufgenommen  zu  werden,  erklären  sich  dir 
hohen  Contrahenten  bereit,  diesem  Wunsche,  so  weit  es  unter 
gehöriger  Berücksichtigung  der  besonderen  Interessen  der  Ver- 
einsmitglieder möglich  erscheint,  durch  desfalls  abzuscbliesseodc 
Verträge  Folge  zu  geben, f) 

Artikel  M. 

Auch  werden  sie  sich  bemühen,  durch  Handelsverträge  mit 
anderen  Staaten  dem  Verkehr  Ihrer  Angehörigen  jede  mögliche 
Erleichterung  und  Erweiterung  zu  verschaffen. 

Artikel  IO. 

Alles,  was  sich  auf  die  Detail-Ausführung  der  im  gegenwär- 
tigen Vertrage  und  dessen  Beilagen  enthaltenen  Verabredungen, 
insbesondere  aur  den  Vollzug  der  gemeinschaftlich  festgesetzten 
organischen  Bestimmungen,  Reglements  und  Instructionen  be- 
zieht, soll  durch  gemeinschaftliche  Comraissarien  vorbereitet 
werden.  *) 

Die  Dauer  des  gegenwärtigen  Vertrages ,  welcher  mit  dem 
ersten  Januar  1834  in  Ausführung  gebracht  werden  soll,  wird 
vorläufig  bis  zum  ersten  Januar  1842  festgesetzt.  Wird  derselbe 
während  dieser  Zeit  und  spätestens  zwei  Jahre  vor  Abiauf  der 
Frist  nicht  gekündigt,  so  soll  er  auf  12  Jahre,  und  so  fort  von 
12  zu  12  Jahren  als  verlängert  angesehen  werden. 

Letztere  Verabredung  wird  jedoch  nur  für  den  Fall  getrof- 
fen,  dass  nicht  in  der  Zwischenzeit  sämmliiche  Deutsche  Bundes- 
staaten über  gemeinsame  Massregeln  übereinkommen,  welche 
den  mit  der  Absicht  des  Arükels  XIX  der  Deutschen  Bundcs- 
Acte  in  rebereinslimmung  stehenden  Zweck  des  gegenwärtigen 
Zoll-Vereins  vollständig  erfüllen. 
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Auch  sollen  im  Falle  etwaiger  gemeinsamer  Massregeln  über 
den  flreien  Verkehr  mit  Lebensmitteln  in  sämmtllchen  Deutschen 
Bundesstaaten  die  betreffenden  Bestimmungen  des  nach  gegen- 
wärtigem Vertrage  bestehenden  Vereinstarirs  demgemäss  raodi- 
flclrt  werden.  • 

Gegenwärtiger  Vertrag  soll  alsbald  zur  Ratification  der  ho- 
hen contrahirenden  Höre  vorgelegt,  und  die  Auswechselung  der 
Ratiflcations-Urkunden  soll  spätestens  binnen  sechs  Wochen  in 
Berlin  bewirkt  werden. h) 

So  geschehen  Berlin,  den  22.  März  1833. 

C.  G.  Maassen    H.  VV.  v  .  Sie  über.    Wilhelm  v.  Kopp. 
(L.  S.)  (L.  S.)  (L.  S.) 

Albrecht  Friedrich      Heinrich  Theodor 
Eichhorn.      Ludwig  Sehwedcs. 
(L.  S.)  (L.  S.) 

Arnold  Friedrieh 
v.  Mieg. 
(L.  S.) 

Friedrich  Christian  Franz  a  Paula 

*  »  •        *  • 

Johann  Friedrich 
Graf  v.  Luxburg.  Frhr.  v.  Linden. 

(L.  S.)  (L.  S.) 


Zusatz-Artikel  xu  dem  Zoll-Vereinigungs-Vertrage 
zwischen  Preussen,  Kurhessen  und  dem  Grossherzog- 
thume  Hessen  einerseits  and  Baiern  und  Württemberg 
andererseits ,  unterzeichnet  xt  Berlin  am  31.  Oktober  1833. 

i. 

In  Gemässheit  der  im  Artikel  4  des  Zoll-Vereinigungs- Ver- 
trages vom  22.  März  d.  J.  enthaltenen  Verabredung  wolle  Seine 
Majestät  der  König  von  Baiern  und  Seine  Majestät  der  König 
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von  Württemberg  die  unter  A  beiliegende  Zollordnung, 
und  den  unter  B  beiliegenden  Zolltarif,  welche  zusammen 
das  Zollgesetz  bilden,  in  ihren  Staaten  verkündigen  lassen. 

Nicht  minder  wird  in  dem  Königreiche  Preussen,  dem 
Kurfürstenthume  Hessen  und  dem  Grossherzog- 
thurae  Hessen,  unter  Beibehaltung  der  in  diesen  Staaten 
bestehenden  Zollgesetze  und  Zollordnungen,  der  er- 
wähnte unter  B  beigefügte  Tarif  gleichzeitig  mit  jenem  Ver- 
trage verkündigt  werden. 

Die  in  diesem  Artikel  erwähnten  Gesetze  und  ZoUordnungen, 
so  wie  der  Tarif,  sind  als  iutegrirende  Theile  des  Vertrages  vom 
22.  März  d.  J.  anzusehen. ') 


Die  contrahirenden  Theile  wollen  so  bald  wie  möglich  die 
Einleitung  treffen ,  dass  die  Bestrafung  der  Zollvergehen  jeder 
Art ,  da  solche  das  Interesse  aller  Vereinsstaaten  gleichmässig 
berühren ,  auch  auf  möglichst  übereinstimmende  Grundsätze  zu- 
rückgeführt werde. 

Vorstehenden  Artikel,  welcher  dieselbe  Kraft  und  Gfltigkeit 
haben  soll,  als  wenn  derselbe  in  dem  Vertrage  vom  22.  Märzd.J. 
enthalten  wäre ,  haben  die  unterzeichneten  Bevollmächtigten  un- 
ter dem  Vorbehalte  der  Ratification  vollzogen  und  untersiegelt. 

So  geschehen  Berlin,  den  31.  Oktober  1833. 

Carl  Georg  Carl  Friedrich        Wilhelm  v.  Kopp. 

Maassen.  v.  Wilkens- 


Hohenan. 


(L.  S.) 

Albrecht  Friedrich 
Eichhorn. 
(L.  S.) 


Heinrich  Theodor 
Schwedes. 


(L.  S.) 


(L.  S.) 


(L.  S.) 


Friedrich  Christian 

Johann 
Graf  v.  Lux  bürg. 

(L.  S.) 


Franz  a  Paula 
Friedrich 
Frhr.  v.  Linden. 
(L.  S.) 
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a)  Vergl:  Verträge  und  Verhandlungen  aus  dem  Zeit- 
räume von  1833  bis  einschliesslich  1836  über  die  Bil  düng  und  A  us- 
führung  des  Deutschen  Zoll-  und  Handels-Vereins,  un- 
ter Aufsicht  des  Central-Bur eau's  des  Zoll-Vereins 
nach  amtlichen  Schriftstücken  abgedruckt,  Bd.  I,  (Berlin, 
1845,  fol.)  S.  1  u.  f.,  36. 

Gesetz-Sammlung  für  dieKönigl ichen  Preussischen 
Sta  aten,  1833,  Nr.  21,  S.  145  u.  f. 

S.  ferner:  Separat-Artikel  zu  dem  Zoll-Vereinigungs- 
Vertrage  zwischen  Seiner  Majestät  dem  Könige  von  Preussen, 
Seiner  Hoheit  dem  K  urprinze n  und  Mitregenten  von  Hessen 
und  Seiner  Königlichen  Hoheit  dem  Grossherzoge  von  Hessen 
einerseits,  dann  Seiner  Majestät  dem  Könige  von  Baiern  und  Seiner 
Majestät  dem  Könige  von  Württemberg  andererseits. 

Verträge  und  Verhandlungen  u.  s.  w.  Bd.  f,  S.  13  u.  f. 

Besonderer  Artikel  zum  ArtikeMl  des  Zoll-Verei- 
nigungs-Vertrages zwischen  Preussen,  Kurhessen  und 
dem  Grossherzogthum  Hessen  einerseits,  und  Baiern  und 
Württemberg  andererseits.  (Vom  31.  Oktober  1833.) 
Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  90,  91. 

Es  ward  jedoch  in  dem  Protokolle  über  die  Auswechse- 
lung der  Urkunden  wegen  Ratification  des  Vertrages 
vom22.  Märs  1833,  der  Separat- Artikel,  des  Zusatz- Ar- 
tikels und  des  besonderen  Artikels  zu  solchem, 

v  er  abrede  t: 

nunmehr  die  Publica  tion  der  Verträge ,  so  weit  sie  erforderlich 
sey,  namentlich  aber  mit  Ausnahme  der  un  ter  b  gedachten 
Separat-Artikel,  mit  der  grössten  Beschleunigung  eintreten 
zu  lassen. 

Vergl:  Verträge  und  Verhandlungen  u.  s.w.  Bd.  I,  S.94. 
Vergl.  ferner:  Protokoll  über  die  Unterzeichnung  des 
Zusatz-Artikels,  vom  31.  Oktober  1833. 
Verträge  und  Verhandlungen  u.  s.  w.  über  die  Bildung 
und  Ausführung  des  Deutschen  Zoll-  und  Handels- 
Vereins,  unter  Aufsicht  des  C entral-Bureau's 
des  Zoll-Vereins  nach  amtlichen  Schrifts tücken 
abgedruckt,  Bd.  I,  S.  37  u.  f. 
Anlage  I  zum  Protokolle  vom  31.  Oktober  1833:  Be- 
merkungen und  Erläuterungen  zum  Vereins-Zojlltarif. 
Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  52  u.  f. 
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Protokoll  vom  3.  April  1853. 

E be  n daselbst,  Bd.  I,  S.  60  u.  f. 
Anlage  II  zum  Protokolle  vom  31.  Okiober  1  833:  Be- 
zeichnung der  kurzen  Strassen- Strecken  in  Baiernond 
Württemberg. 

Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  64. 
Anlage  III  zum  Protokolle  vom  31.  Oktober  1833:  Be- 
merkungen und  Erläuterungen  zu  der  vereinbarten  Zoll- 
Ordnung  für  ßaiern  und  Württemberg. 
Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  65  u.  f. 
Anlage  IV  zum  Protokolle  vom  31.  Okiober  1833: 
Bemerkungen  und  Anträge  des  Königlich  Baieriseben  um! 
Königlich  W ü r 1 1 e m b e r g i s c h e n  Bevollmächtigten  zu  dem  Zoll- 
Vcreinigungs-Vertrage  vom  22.  März  1833. 
Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  74  u.  f. 
Anlage  V  zum  Protokolle  vom  31.  Oktober  1833;  Er- 
wiederung der  Königlich  Preuss i sehen ,  Kurfürstlich  Hes- 
sischen und  Grossherzoglich  Hessischen  Bevollmächtigten 
auf  die  Bemerkungen  und  Anträge  der  Königlich  Baien- 
sch e  n  und  Königlich  W  ü  r  1 1  e  m  b  e  r g  i  s c  h  e  n  Herren  Bevollmäch- 
tigten zu  dem  Zoll  -  Vereinigungs  -Vertrage  vom  22.  März 
1833. 

Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  80  u.  f. 


Der  Inhalt  des  Artikels  XIX  der  Deutschen  Bundes- 
Acte  deutet,  wie  der  maucher  anderen  Bestimmung  in  diesem  wich- 
tigen Grundgesetze,  die  Absicht  der  Mitglieder  des  Deutschen  Bundes 
an,  —  die  Interessen  des  gesammten  Deutschlands  unter  einen  ge- 
meinsamen Gesichtspunkt  zu  fassen  und  von  diesem  aus  ein  Zusam- 
menwirken Deutscher  Staaten  zu  erzielen. 
Vergl:  J.  J.  Eich  hoff,  Betrachtungen  über  den  19.  Artikel  der 
Deutschen  Bundes-Acte ,  nebst  Andeutungen ,  wie  in  Gefolge 
desselben  dem  Handelsverkehr  zwischen  den  Bundesstaaten 
Erleichterung  zu  verschaffen.  Wiesbaden,  1820.  8. 
Nachdem  der  Weg  bundestäglicher  Verhandlungen  den  Bedürf- 
nissen nicht  entsprach ,  oder  für  wünscheuswerthe  Veriiältnisse  sieh 
nicht  geeignet  zeigte ,  so  lag  der  Versuch  nicht  fern ,  vorkommende 
Schwierigkeiten  durch  besondere  Verträge  auszugleichen. 
Vergl:  Kurze  Betrachtungen  über  Deutschlands  Eini- 
gung in  seinen  Mercantil-Interessen.  Mainz,  1830.  8. 
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Das  Zoll-  und  Handels-System ,  welches  Preussen  seit  dem 
Jahre  1818  (26.  Mai)  angenommen ,  beschränkt  auf  massige  Weise 
Ein-  und  Ausfuhr  und  fordert  vielfältig  die  gewerbliche  Lcbcuslhätig- 
keit  des  Staates.  Oesterreich,  an  Ausdehnung  und  Umfang 
Preussen  überlegen ,  hat  bis  jetzt  ein  Gleiches  aus  inneren  Gründen 
nicht  vermocht. 

Bereits  das  Preussische  Gesetz  vom  26.  Mai  1818  sprach 
sich  dahin  aus,  dass  auf  den  Grund  der  nach  demselben  eintretenden 
Freiheit  des  Hand  eis  und  Verkehrs  zu  gleichem  Zwecke  auch 
Vereinbarungen  mit  anderen  Staaten  Statt  finden  könnten. 
Ks  schlössen  sich  auch  bald  dem  Preussischen  Systeme 
mehrere  Deutsche  Staaten  mit  ihrem  ganzen  Länderbestande,  andere 
mit  ihren  innerhalb  der  Preussischen  Gränzen  liegenden  Gebietstei- 
len an.  Namentlich  war  dies  der  Fall  mit  den  Schwa rz burgi- 
schen Unterherrschaften,  den  Sachsen-Weimarischen 
Aemtern  Allstedt  und  Oldisleben,  den  Herzogthümern  Anhalt- 
Bern  bürg,  Anhalt- Kothen  und  Anhalt- Dessau,  so  wie  ei- 
nigen Mecklenburgischen  und  Lippe'schen  Ortschaften. 

Baiern,  Baden,  Württemberg,  Hessen  -  Darmstadt ,  Kurhessen, 
Waldeck,  Nassau,  beide,  Hohenzollern  und  die  Thüringischen  Staaten 
kamen  zur  eigenen,  unter  sich  zu  bewerkstelligenden  Abschliessung 
von  Zoll  -  und  Handels- Verträgen  im  Jahre  1820  zu  einem  Congresse 
zusammen ,  der  sich  indessen  im  Jahre  1823  wieder  auflösete.  Es 
wurden  indessen,  bei  der  zunehmenden  Erweiterung  des  Preussi- 
schen Verbandes,  die  Unterhandlungen  von  einigen  Regierungen  wie- 
der aufgenommen,  von  andern  unter  sich  fortgesetzt.  So  traten  einer- 
seits Hessen-Darmstadt  und  Baden ,  andererseits  Württemberg  und 
Baiern,  —  und  später,  ebenfalls  auf  einem  besonderen  Congresse, 
Sachsen,  Hannover,  Kurhessen,  Nassau,  Brannschweig,  Oldenburg, 
die  Thüringischen  Staaten,  Bremen  und  Frankfurt  zusammen.  Ba- 
den und  Hessen-Darmstadt  vereinigten  sich  im  Jahre  1824  zu 
einem  Vertrage  über  den  gegenseitigen  freien  Verkehr, 
welcher  indessen  schon  nach  zwei  Jahren  wieder  aufgelösct  wurde. 

Baiern  und  Württemberg  schlössen  am  18.  Januar  1828 
einen  Gr  und  vertrag,  betreffend  die  gegenseitigen  Zoll- 
Verhältnisse.  (Mit  Bezug  auf  einen  vorhergegangenen  vorläufi- 
gen Vertrag  vom  12.  April  1827.) 

Hohenzollern  -  Hechingen  und  Hohenzollern  -  Sig- 
ma ringen  traten  sofort  diesem  Vertrage  bei,  welchem 

eine  Vcreins-Zollordnungvom26.  September  1828 folgte. 
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Vergl:  G.  J.  de  Martens,  Recueil  etc.  Supplem.  Tom  XI,  p.  529. 
Regierungs-Blatt  für  das  Königreic h  Württe mber$< 

1828,  Nr.  10. 

A.  Müller,  Archiv  u.  s.  w.  Bd.  IV,  S.  595  u.  f. 
Durch  eine  zu  Prankfurt  a.  M.  am  21.  Mai  1828  erlassene  De- 
claration  und  den  zu  Cassel  am  24.  September  1828  abgesebtar 
senen  Vertrag  vereinigten  sich  Hannover,  Königreich  Sach- 
sen, Kurhessen,  Sachsen  -  Weimar  -  Eisenach  ,  Braun- 
schweig,  Hessen-Homburg,  Nassau,  Oldenburg,  Sach- 
se n-Altenburg,  Sachsen -Coburg-Gotha,  Sachsen-Mei- 
ningen,  Reuss-Greitz,Reuss-Schleitz,  Reuss-Loben- 
stein  und  Ebersdorf,  Schwarzburg-Rudolstadt,  Bre- 
men und  Frankfurt,  —  zur  Beförderung  eines  möglichst 
freien  Verkehrs  und  ausgebreiteten  Handels  anter  sich  und  nach 
Aussen,  im  Sinne  des  Artikels  XIX  der  Deutschen  Bundes-Acle. 

Diesem  s.  g.  Mitteldeutschen  Zoll-  und  Handels-Ver- 
eine trat  Schwarzburg-Sondershausen  für  seinen  Oberherr- 
schaft] ir  hon  Landestheil  durch  den  Vertrag  vom  25.  Deeember 
1828  bei. 

Vergl:  Gesetz-Sammlung  für  das  Königreich  Sachsen, 

1829,  Nr.  2,  S.  5  u.  f. 

Unter  den  mit  Bezog  auf  diesen  Vertrag  geschlossenen  S  e  paral- 
Conventionen  ist  besonders  der  zwischen  dem  Königreich 
Sachsen,  Hannover,  Kurhessen,  Sachsen -Weinar- 
Eisenach,  Braunschweig,  Oldenburg,  Nassau  und  Bre- 
men am  11.  Oktober  1829  abgeschlossene  Vertrag  zu  erwähnen, 
wodurch  der  zu  C  a  s  se  1  am  24.  September  1828  unterzeichnete  Ver- 
trag bis  zu  En  de  des  Jahres  1841  verlängert  werden  sollte. 
Vergl :  G.  E  m  m  i  n  g  h  a  u  s ,  über  die  Aufkündigung  des  mitteJdeat- 

sehen  Handels-Vereins,  als  Rechtsfall.  Weimar,  1833.  8. 
J.  L.  Kl  über,  öffentliches  Recht  des  Teutschen  Bundes  u.  s.  w. 
(4.  Aufl.  1840.)  S.  615. 
Hessen  -  Darmstadt  hatte  unterm  14.  Februar  1828  einen 
Zollvereinigungs- Vertrag  mit  Preussen  geschlossen,  in 
(«»raässheil  welches  zwischen  beiden  Staaten  ein  unbeschränkter 
freier  Handels- 1  erkehr  emtretens  oute. 

Endlich  vereinigten  sich  Hannover,  Kurhessen,  Olden- 
burg und  Braunsrhweig  durch  einen  am  27.  März  1830  zu  Ein- 
beck geschlossenen  Vertrag  zu  einem  übereinstimmenden 
Systeme  in  Betreff  der  Abgaben  vom  Handel  mit  fremden  Staaten. 
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Hierauf  beziehen  sich  die  ferneren  Verträge  zwischen  Hannover 
und  Braunschweig  vonu7.  Oktober  und  9.  December  1831 ,  Han- 
nover, Oldenburg  und  Braunschweig  vom  1.  Mai  1834  und 
7.  Mai  1836.  Letzterem  Vertrage  trat  Schaum burg-Lippe  bei, 
mit  Ausnahme  des  Amtes  Blomberg,  durch  die  L  e berei ukunft 
vom  1 1.  November  1837.  (S.  auch  Note  f.)  ,  , 

Vergl:  Bran,  Minerva,  1830,  S.  247-261. 
Gesetz-Sammlung  fü  r  das  Koni gr  eich  Hannover,  1829, 

Ablh.  E,  Nr.  4,  S.  23. 
Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussi sehen 

Staaten,  1838,  Nr.  25,  S.  376. 
G.  J.  de  Martens,  Becueil  etc.  Supplem.  Tom.  XII,  p.  62.  ;  ii 
Baiern  und  Württemberg  schlössen  sich  zwar  noch  nicht 
dein  Preussischen  Zoll  verbände  an,  indessen  vereinigte  man  sich 
durch  den  Handelsvertrag  vom  27.  Mai  1829  dahin,  dass  alle  in- 
ländischen Naturprodukte  und  Erzeugnisse  der  Kunst  und  des  Ge- 
werbfleisses,  bei  dem  Uebergange  aus  einem  Staate  in  den  anderen, 
keiner  Abgabe  unterliegen  sollten.  (Ges. -Samml.  f.  d.  Köni gl. 
Preuss.  Staaten,  1829,  Nr.  10,  S.  53.)  Sachsen  -  Coburg- 
Gotha  schloss  sich  mit  dem  Amte  Völkenrode  und  Hessen- 
Homburg  mit  dem  Oberamle  Meisenheim  ebenfalls  im  Jahre 
1829,  so  wie  im  folgenden  Jahre  Sachsen-Coburg-Gotha  mit 
«fem  Fürstenthume  Lichtenberg,  und  Oldenburg  mildem  Für- 
stenthume  Birken feld,  —  dem  sich  immer  mehr  befestigenden 
Preussischen  Zollverbande  an. 

Diesem  Beispiele  folgte  auch  Kur h essen  durch  den  Vertrag 
vom  25.  August  1831. 

Mit  einigen  Thüringischen  Staaten  schloss  Preussen 
vorläufig  Handelsverträge,  welche  die  Erleichterung  des  Eingangs 
mehrerer  Erzeugnisse  in  das  Vereinsgebiet  bezweckten. 

Die  Regierungen ,  welche  diesem  Verbände  bis  jetzt  entweder 
gar  nicht  oder  nur  durch  besondere  Handelsverträge  beigetreten  wa- 
ren, erkannten  nach  und  nach  grösstentheils  die  Nützlichkeit  des 
Anschlusses  an  den  Preussisc h-H essischen  Verein.  Es  er- 
folgte sonach  der  Abschluss 

des  am  22. März  1833  zu  Berlin  unterzeichneten  Z oll- Ver- 
einigungs-Vertrages zwischen  Preussen,  Kurhes- 
sen und  dem  Grossherzogthume  Hessen  einerseits, 
dann  Baiern  und  Württemberg  andererseits. 
Diesem  Gesammt-Vereine  schlössen  sich  an:  das  Kö- 
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nig reich  Sachsen  durch  den  Vertrag  vom  30.  Marz  1833.  der 
Thüringische  Zoll  -  und  II  and  eis- Verein  (welcher  durei  den 
Vertrag  vom  10.  Mai  1833  errichtet  wurde)  durch  den  Ver- 
trag vom  II.  Mai  1833,  das  Grossherzogthum  Baden  darc»  fct 
Vertrag  vom  12.  Mai  1835,  das  Herzogthum  Nassau  durch  <ka 
Vertrag  vom  10.  Decemher  1835,  die  freie  Stadt  Frankfurt  dordi 
den  Vertrag  vom  2.  Januar  1836  u.  s.  w.  (s.  unten  die  speciell  alk- 
girten  Anschluss- Verträge.) 

So  hatte  Preussen  durch  eine  feste  und  aufgeklarte  Regierung 
in  dem  Zeiträume  von  zwanzig  Jahren  die  öffentliche  Meinung  so  fir 
sich  gewonnen,  dass  sich  die  meisten  Deutschen  Staaten  mit  Ver- 
trauen seinem  Zoll -Systeme  anschlössen.  Der  nach  der  Bevölke- 
raiigs-Aufnahme  imDecember  1846  (s.  unten)  über  nenn  und  zwanzig 
Millionen  Seelen  umfassende  Deutsche  Zoll-  und  Handels- Ver- 
ein eröffnete  der  Industrie  eines  jeden  ihm  angehörenden  Staates, 
so  wie  dem  Gesammtverkehr,  einen  Kaum  freier  Bewegung,  dessen 
Ausdehnung  früher  unmöglich  schien. 

Die  grosse  Aufgabe  des  XIX.  Artikels  der  Deutschen 
Bund  es- Acte  hat  auf  dem  Wege  der  Particular- Verbindung  mit 
Preussen  ihre  Lösung  gefunden,  und  es  wurde  damit  zugleich  wi- 
schen den  vertragenden  Staaten  ein  neues  dauerndes  Band  geknäpfl. 
ohne  der  cigenthümlichen  und  selbstständigen  Entwicklung  jedes 
einzelnen  darunter  begriffenen  Staates  zu  nahe  zu  treten. 


Vergl.  auch:  Der  Deutsche  Zoll verba  nd  in: 

A.  Müller,  Archiv  u.  s.  w. ,  Bd.  VIII,  S.  243  u.  f. 
Einige  Worte  über  den  Handel  und  freien  Verkehr, 
und  insbesondere  zwischen  den  verschiedenen  Bundesstaaten, 
mit  Hinblick  auf  den  Artikel  XIX  der  Deutschen  Bundes-Acte  und  deo 
neuen  Preussisch-Baierischen  (Württemberg,  beide  Hessen. 
Sachsen  und  die  Thüringischen  Staaten  begreifenden)  Zoll -Ver- 
band, 

Ebendaselbst,  Bd.  IV,  S.  579—625. 
Scharrer,  Bemerkungen  über  den  Deutschen  Zollverein  und  über 

die  Wirkung  hoher  Zölle.  Nürnberg,  1828.  8. 
Nebenius,  der  Deutsche  Zollverein,  sein  System  und  seine  Zo- 

kunft.  Carlsruhe,  1835.  8. 
C  C.  Becher,  über  den  Deutschen  Zollverband.  2  Bde.  Cöln. 

1835.  8. 
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A.  v.  Arnsberg,  über  die  Einigung  der  Handels-Interesscn  Deutsch- 
lands. Braunschweig,  1832.  8. 
Frhr.  F.  W.  v.  Reden,  allgemeine  vergleichende  Handels-  und 
Gewerbs-Geographie  und  Statistik.  Berlin,  !843.  8. 

F.  H.  ünge witter,  Geschichte  des  Handels,  der  Industrie  und 
SchifiTahrt  von  den  ältesten  Zeiten  bis  auf  die  Gegenwart. 
12  Hefte.  Leipzig  und  Meissen,  1844.  8. 

H.  F.  Oslander,  über  den  Handelsverkehr  der  Völker.  2  Bde. 
Stuttgart.  1841.  8:  <  • 

W.  Hoffmann,  Geschichte  des  Handels,  der  Erdkunde  und  Sehiff- 
fohrt  aller  Völker  und  Staaten ,  von  der  frühesten  Zeit  bis  auf 
die  Gegenwar».  Leipzig,  1844.  8. 

A.  Soetbeer,  SchifTfahrts-Gcsetze,  so  wie  Handels-  und  Schiff- 
fahrLs-Verträge  verschiedener  Staaten  im  Jahre  1847.  Nebst 
einem  Anhange,  enthaltend  den  Deutschen  Text  der  Handels- 
schilTTahrts- Verträge  der  drei  Hansestädte,  so  wie  Hannovers, 
Oldenburgs,  Mecklenburg-Schwerins.  Hamburg,  1848.  4. 

Uebcr  den  Deutschen  Zoll-Verein.  Berlin,  1836.  8. 

Der  Zollverein  und  des  sen  Verhandlungen  mitHan- 
nover.  Berlin,  1844.  8. 

Bemerkungen  auf  Veranlassung  der  Königlich  Han- 
noverschen Staatsschrift:  Der  grosse  Zollverein 
u.  s.  w.  Berlin,  1844.  8. 

Der  Deutsche  Zollverein  während  der  Jahre  1834  bis 
184  5.  Berlin,  1846.  8. 

A.  Duck witz,  der  Deutsche  Handels-  und  Schifffahrts-Bund. 
Bremen,  1847.  8. 

Schön brodt,  Sammlung  der  Verordnungen  über  die  Gewerbe-, 
Handels-  und  Abgaben -Verhältnisse  in  den  Vereinsstaaten 
Deutschlands.  7  Bde.  Potsdam,  1834—1838.  8. 

Pochhammer,  Jahrbücher  der  Zoll-Gesetzgebung  und  Verwal- 
tung des  Deutschen  Zoll- und  Handels- Vereins.  Berlin,  1834 
—  1838.  8. 

A.  Sehne  er,  Centrai-Archiv  für  das  Gewerbe-,  Handels-  und  Fi- 
nanzwesen. Bd.  I,  betreffend  die  Differential  -  Zoll- 
Frage.  Jena,  1848.  8. 

C.  F.  W.  Dieterici,  statistische  Uebersicht  der  wichtigsten  Ge- 
genstände des  Verkehrs  und  Verbrauchs  im  Deutschen  Zoll- 
vereine, aus  amtlichenQuellen  dargestellt.  Berlin,  1848.8. 

Verträge  und  Verhandlungen  aus  dem  Zeiträume  von  1833 
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bis  einschliesslich  1836  über  die  Bildung  und  A  us  führ  sog: 
des  Deutschen  Zoll-  und  Handels  -  Vereins,  unter 
Aufsicht  des  Centrai-Bureau  des  Zoll-Vereins  nach 
amtlichen  Schriftstücken  abgedruckt.  2  Bde.  Botin. 
1845  fol.  (Diese  officielle  Sammlung  ist  nicht  in  den 
Buchhandel  gekommen.) 


b)  Der  Verein ,  wie  er  auf  Grund  der  Verträge  vom  22.  und  30. 
März  1833  u.  s.  w.  ins  Leben  getreten  ist,  umfasst  zugleich  diejeni- 
gen Staaten,  welche  schon  früher,  entweder  mit  ihrem  ganzen  Gebiete 
oder  mit  einem  Theile  desselben,  dem  Zoll-  und  Handcls-Systeme  ei- 
nes  oder  des  anderen  der  jetzigen  Vereinsstaaten  beigetreten  sind, 
unter  Berücksichtigung  ihrer  auf  den  Beitritts- Verträgen  beruhenden 
besonderen  Verhältnisse  zu  den  Staaten,  mit  welchen  sie  jene,  seiner 
Zeit  durch  die  resp.  Gesetz-Sammlungen  öffentlich  bekannt  gemach- 
ten Verträge  abgeschlossen  haben. 

Die  hierher  gehörigen  Staaten  sind  namentlich : 

1)  Lippe,  vermöge  seiner  Verträge  mit  Preussen  vom  9. 17.  Juni 
1826  und  18.  Oktober  1841 ,  in  Beziehung  auf  die  vom  Preussi- 
schen  Gebiete  umgebenen  Fürstlichen  Landes  theile  Lippc- 
rode,  Cappel  und  Grevenhagen; 

2)  Mecklenburg-Schwerin,  vermöge  seines  Vertrages  mit 
Preussen  vom  2.  December  1826,  in  Beziehung  auf  seine  von 
Preussen  umschlossenen  Gebietsteile  Rossow,  Netzeband 
und  Schönberg; 

3)  Anhalt-Dessau,  vermöge  seiner  Verträge  mit  Preussen  we- 
gen der  Herzoglichen  Aemter  Sanders  leben  und  Gross- 
alsleben vom  30.  März/5.  April  1827;  I 

4)  Anhalt  -  Kothen  uud  Anhalt  -  Dessau,  vermöge  ihrer 
Verträge  mit  Preussen  vom  17.  Juli  1828  und  26.  Januar  1836, 
betreffend  die  Zoll-  und  Verkehrs  -  Verhältnisse  zwi- 
schen den  beiderseitigen  Ländern ; 

5)  Anhalt-Köthen,  vermöge  seines  Vertrages  mit  Preussen 
vom  17.  Juli  1828  wegen  der  hohen  Grafschaft  Warinsdorff; 

6)  Hessen -Homburg,  vermöge  seiner  Verträge  mit  Preussen 
vom  31.  December  1829  und  5.  December  1840,  in  Beziehung 
auf  das  Oberamt  Meisen  heim  und  der  in  Gemässheit  des  er- 
steren  Vertrages  unter  dem  20.  Februar  1835  weiter  mit  dem 
Grossherzogthume  Hessen  getroffenen  Uebereinkunfl  wegen  des 
Oberamtes  Homburg; 


Digitized  by  Google 


833 


7)  Oldenburg,  vermöge  seiner  Verträge  mit  Preusscn  vom  24. 
Juli  1830  und  31.  December  1836,  in  Beziehung  auf  das  Fürsten- 
thum Birken  fei  d; 

8)  Sachsen-Weimar-Eisenach,  vermöge  seiner  Vertrage 
mit  Baiem  vom  25.  Januar  1831  und  24.  Mai  1843,  in  Beziehung 
auf  das  Vordergericht  0  s  t  h  e  i  m ; 

9)  Wal  deck  und  Pyrmont,  vermöge  seiner  Verträge  mit 
Preusscn  vom  16.  April  1831,  9.  Januar  1838  und  11.  Januar 
1839,  in  Beziehung  auf  das  Fürstenthum  W  a  I  d  e  c  k ; 

nhalt-Bernhurg,  vermöge  seines  Vertrages  mit  Prcussen 
17.  Mai  1831,  betreffend  die  Erneuerung  der  Vertrage  we- 
gen Ans chl us s  der  versch  ie denen  Anhalt-ßembur- 
^«  fischen  Land  est  heile  an  das  Preussische  indirekte 
Steuer-System; 

11)  Sachsen  -  Coburg  -  Gotha,  vermöge  seines  Vertrages  mit 
Baiern  und  Württemberg  vom  14.  Juni  1831 ,  in  Beziehung  auf 
4as  Amt  Königsberg; 

12)  Schwarzburg-Rudolstadt,  vermöge  seines  Vertrages 
mit  Preussen  vom  25.  Mai  1833,  in  Beziehung  auf  seine  von 
Prcussen  umschlossenen  Landestheilc; 

13)  Sachsen- Weimar-Eisen  ach,  vermöge  seines  Vertrages 
mit  Preussen  vom  30.  Mai  1833,  in  Beziehung  auf  die  Aemter 
Allstedt  und  Oldisleben; 

14)  Schwarzburg-Sondershausen,  vermöge  seines  Vertra- 
ges mit  l*reussen  vom  8.  Juni  1833,  in  Beziehung  auf  die  in 
dem  Preussischcn Gebiete  eingeschlossenen  Th eile 
des  Fürstenthums; 

lö)  Sachsen  -  Coburg -Gotha,  vermöge  seines  Vertrages  mit 
Preussen  vom  26.  Juni  1833,  in  Beziehung  auf  das  Amt  Völ- 
kenrode; 

16)  Hohenzoliern-Sigmaringen,  vermöge  seines  Vertrages 
mit  Württemberg  vom  il.  März  1834; 

17)  HohenzolleYn-Hechingen,  vermöge  seines  Vertrages  mit 
Württemberg  vom  11.  März  1834. 

Hinsichtlich  des  Dorfes  Niederrad,  bei  welchem  zwischen  der 
Krone  Oesterreich  und  der  freien  Stadt  Frankfurt  Condo- 
minats-Verhältnissc  bestehen,  blieb  es,  in  Betracht,  dass  dieses 
Dorf  nach  dem  Beitritte  der  freien  Stadt  Frankfurt  (s.  die  unten  aiie- 
gfrten  A n s c hlus s-  V c r tr iig c)  zu  dem  Zoll-Vereine  ebenso,  wie 
es  auch  mit  ähnlichen  Enclaven  anderwärts  geschieht,  nur  als  Inland 

in.  53 
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behandelt  werden  kann,  dem  Senate  der  freien  Stadl  Frankfurt  allein 
überlassen,  wegen  eines  Antheüs  des  auf  jene  Enclavc  zu  berechnen- 
den Zoll-Einkommens,  welchen  die  Kaiserlich  Oesterreichische  Regie- 
rung etwa  davon  in  Anspruch  nehmen  möchte,  sich  mit  der  letzteren 
auseinander  zu  setzen. 

c)  S.  dieselben  im  II.  T heile  des  diplomatischen  Archivs 

u.  s.  w. 

d)  S.  dasselbe  unter  Nr.  CXX  dieses  Theiles. 

e)  Nach  der  im  December  1846  Statt  gehabten  Aufnahme  der 
Bevölkerung  in  den  Staaten,  welche  zum  Deutschen  Zoll- 
Vereine  gehören,  ist  deren  Stand  folgender: 


Preussen   16,452,526 

Grosshcrzogt h um  Luxemburg  .  .  186,140 

Baiern   4,510,700 

Sachsen   1,836,664 

Württemberg   1,786,870 

Baden   1,365,034 

Kurfürstenthum  Hessen  .  .....  726,883 

Grossherzogthum  Hessen   863,152 

Thüringen   997,461 

Braunschweig   248,519 

Nassau   418,627 

Frankfurt   68,240 


zusammmen  29,460,816  Köpfe. 

Nach  den  Zählungen  im  December  1843  betrug  die  Ges am mt- 
bevölkerung  28,498,136  Köpfe.  Mithin  ist  die  Bevölkerung  um 
962,680  Köpfe  gestiegen. 

Vergl:  Allgemeine  Zeitung  vom  9.  December  1847. 
Nr.  CXXV  dieses  Theiles. 

Nach  den  Angaben  hinsichtlich  der  ,,  provisorischen  Abrechnung 
über  die  gemeinschaftlichen  Einnahmen  an  ZoIIgefal len 
für  das  Jahr  1847"  belief  sich  die  Brutto  -  Einnahme  auf 
26,927,727  Thlr.  Durch  Abrechnung  von  Vergütungen  u.  s.  w.,  Hin- 
zufügungen  von  Babatt  u.  s.  w.  ergab  sich  ein  Gesammt-Brutto-Er- 
trag  von  26,292,729  Thlr.  Davon  gehen  wiederum  die  Kosten  der 
Zollerhebung,  des  Zollschutzes  an  den  Aussengränzen  und  sonstigen 
Ausgaben,  mit  2,511,053  Thlr.  ab.  Es  blieben  also  zur  gemein- 
schaftlichen Theilung  zu  stellen:  23,781,676  Thlr. 

f)  Zur  An  sc  h  Messung  an  den  Zoll-Vereinigungs-  Vcr- 

> 

l 

Digitized  by  Google 


835 


trag  vom  22.  März  1833  wurden  nachstehende  Verträge  an- 
geschlossen : 

1)  Zoll  -  Vereinigung!  -  Vertrag  zwischen  Preussen, 
Karhessen  nnd  dem  Grossherzogthume  Hessen,  dann 
Baiern  und  Württemberg  einerseits,  und  dem  Könige  und 
dem  Prinzen-Mitregenten  von  Sachsen  andererseits,  unter- 
zeichnet zu  Berlin  am  30.  März  1833. 

Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussischen 
Staaten,  1833,  Nr.  21,  S.  210  u.  f. 

Verträge  und  Verhandlungen  u.  s.  wr.  Bd.  1,  S.  112  u.  f. 

Separat- Artikel  zu  demselben  Vertrage. 
•Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  128  u.  f. 

Schluss-Protokoll  vom  30.  März  1833. 
Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  140  u.  f. 

Besonderer  Artikel  zum  Artikel  41  desselben  Vertrages. 
(Vom  31.  Oktober  1833.) 

Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  149. 

Protokoll  wegen  Unterzeichnung  dieses  besonderen 
Artikels,  vom  31.  Oktober  1833. 
Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  150. 

Zusatz-Artikel  zu  dem  Zoll-Vereinigungs  -  Vertrage 
zwischen  Preussen,  Kurhessen  und  dem  Grossher- 
zogthume Hessen,  dann  Baiern  und  Württemberg 
einerseits,  und  Sachsen  andererseits,  vom  30.  März  1833. 
Ebendaselbst,  Bd.  1,  S.  151. 

Protokoll,  die  Auswechselung  der  Urkunden  über  die  B  a  - 
tification  desselben  Vertrages  und  der  besonderen 
Artikel  dazu  betreffend. 

Ebendaselbst,  B.  I,  S.  152,  153. 

2)  Vertrag  zwischen  Preussen,  Kurhessen  und  dem 
Grossherzogthume  Hessen,  ferner  ßaiern  und  Württem- 
berg, sodann  Sachsen  einerseits,  und  den  zu  dem  Thüringi- 
schen Zoll  -  und  Handels-Vereine  verbundenen  Staaten  an- 
dererseits, -wegen  A nsch liessung  des  letzteren  Vereines 
an  den  Gesammt-Zoll- Verein  der  ersteren  S  t  aaten,  unter- 
zeichnet zu  Berlin  am  11.  Mai  1833. 

Gesetz -Sammlung  für  die  Königlichen  Preussischen 

Staaten,  1833,  Nr.  21,  S.  240  u.  f. 
Verträge  und  Verhandlungen  u.  s.  w.  Bd.  I,  S.  177  u.  f. 
Separa  t-Arti  kel  zu  demselben  Vertrage. 

53  • 
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Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  192  u.  f. 
Schluss-Protokoll  vom  11.  Mai  1833. 

Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  200  n.  f. 
Separat-Protokoll  vom  11. Mai  1833,  den  Vereins-  und  fra 
Anschlnss- Vertrag  vom  11.  Mai  1833  betreffend. 
Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  208,  209. 
Protokoll  vom  2.  December  1833,  über  Aus  wechselt!  n  g  ter 
Urkunden  wegen  Ratification  des  Anschlnss- Ver- 
trages vom  11.  Mai  1833. 

Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  210,  211. 

Protokoll  vom  1.  December  1833,  die  Ausführung:  des  Ver- 
trages wegen  des  Anschlusses  von  Thüringen  *n  den 
Zoll-V  erein  betreffend. 

Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  222  u.  f. 

Protokoll  vom  27.  November  1833  wegen  der  Dienst -In- 
struction für  den  Gencral-Inspcctor  des  Thüri ngi- 
schen  Vereins. 

Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  236  u.  f. 

3)  Vertrag  zwischen  Prcussen,  Baiern,  Sachsen. 
Württemberg,  Kurhessen,  dem  Grosshcrzogth ume  Hes- 
sen und  den  zu  dem  Thüringischen  Zoll  -  und  Hand  eis- Ver- 
eine verbundenen  Staaten  einerseits,  und  Baden  andererseits 
wegen  Anschliessung  des  Grossherzogthums  Baden  an  den 
Gesammt-Z  oll- Verein  der  c  rs  leren  Staaten,  unterzeichnet 
zu  Berlin,  den  12.  Mai  1835. 

Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussiscbcu 

Staaten,  1835,  Nr.  17,  S.  145  u.  f. 
Verträge  und  Verhandlungen  u.  s.  w.  Bd.  II,  S.  1  u.  f. 
Separat-A rtikel  zu  demselben  Vertrage. 

Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  17  u.  f. 
Schluss-Protokoll  vom  12.  Mai  1835. 
Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  32  u.  f. 

Protokoll  vom  12.  Mai  1835,  zu  dem  zwischen  Preussen. 
Baiern,  Sachsen,  Württemberg,  Kurhessen  und 
dem  Grossherzogthuuie  Hessen  einerseits,  und  Baden 
andererseits  vereinbarten  besonderen  Artikel,  in  Bezie- 
hung auf  den  Artikel  41  des  Zoll  Vereinigungs-Ver- 
trages vom  12.  Mai  1835. 

Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  61,  62. 
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Besonderer  Artikel,  in  Beziehung  auf  den  Artikel  41  des- 
selben Vertrages.  (Vom  12.  Mai  1835.) 
Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  63. 
Protokoll  von* 20.  Mai  1835,  über  die  Entschädigung  für  die 
durch  den  Beitritt  Badens  in  anderen  Vereins- 
Staaten  dienstlos  werdende n-Zol Ibeamten. 
Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  64  u.  f. 
Protokoll  vom  31.  Juli  1835,  über  die  Auswechselung  der 
Urkunden  wegen  Ratification  des  Vertrages  vom 
12.  Mai  1835. 

Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  70u.f. 
Protokoll  vom  31.  Juli  1835,  über  die  Auswechselung  der 
Urkunden  wegen  Ratification  des  besondern  Ar- 
tikels. 

Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  73. 

4)  Vertrag  zwischen  Preussen  ,  Baiern  ,  Sachsen, 
Württemberg,  Baden,  Kurliessen,  dem  Grossherzog- 
Ihume  Hessen  und  den  zu  dem  Thüringischen  Zoll- und  Han- 
dels-Vereine verbundenen  Staaten  einerseits,  und  dem  Herzog- 
thume  Nassau  andererseits,  wegen  An  Schliessung  des  letzte- 
ren an  den  Gesammt-Zoll- Verein  der  ersteren  Staaten, 
—  unterzeichnet  zu  Berlin  am  10.  Decemhcr  1835. 

Gesetz-Sammlung  für  d ie  Königlichen  Preussische n 

Staaten,  1836,  Nr.  6,  S.  126  u.  f. 
Verträge  und  Verhandlungen  u.  s.  w.  Bd.  II,  S.  200  u.  f. 
Separat-Artikel  zu  demselben  Vertrage. 

Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  214  u.  f. 
Schluss-Protokoll  vom  10.  December  1835. 

Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  223  u.  f. 
Protokoll  vom  10.  December  1835,  wegen  der  unverzüglich 
zu  treffenden  Voll  zugs- Anordnungen. 
Ebeudaselbst,  Bd.  II,  S.  234  u.  f. 
Protokoll  vom  24.  Februar  1836,  über  die  Auswechselung 
der  Urkunden  wegen  Ratification  des  Vertrages  vom 
10.  December  1835. 

Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  239,  240. 

5)  Vertrag  zwischen  Preussen,  Baiern  ,  Sachsen, 
Württemberg,  Baden,  Kurhessen,  dem  Grossherzog- 
thume  Hessen  und  den  zu  dem  Thüringischen  Zoll-  und 
Handels-Verein c  verbundeneu  Staaten  einerseits,  und  der 
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freien  Stadl  Frankfurt  andererseits,  wegen  AnschllessungtQ 
letzteren  an  den  Gesammt  -  Zoll  -  Verein  der  crstere 
Staaten,  —  unterzeichnet  zu  ß  e  r  1  i  n  den  2.  Januar  1836. 
Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Pre  ussiscfce^ 

Staaten,  1836,  Nr.  7,  S.  141  u.  f. 
Verträge  und  Ver  Ivan  diu  nge  n  u.  s.  w.  Bd.  IIt  S.  209  a.  f. 
Separat-Artikel  zu  demselben  Vertrage. 

Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  282  u.  f. 
Schluss-Protokoll  vom  2.  Januar  1836. 

Ebendaselbst,  Bd.  II.  S.  301  u.  f. 
Protokoll  vom  7.  März  1836 ,  über  die  Auswechselung*  der 
Urkunden  wegen  Ratification  des  Zoll-Ansch  1  oss- 
Ver träges  vom  2.  Januar  1836  und  der  S epar a t-A rfl k  ei. 
Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  321,  322. 

6)  Uebereinkunft  zwischen  Preussen,  Baiern,  Sach- 
sen, Württemberg,  Baden,  Kurhessen,  dem  Grossher- 
zogthume  Hessen,  den  zu  dem  Thüringischen  Zoll-  und 
Handels-Vereine  gehörigen  Staaten,  dem  Herzogthume  Nas- 
sau und  der  freien  Stadt  Fr  an  kfurt  einerseits,  und  Hannover 
andererseits,  wegen  des  Anschlusses  der  Grafschaft  Hobn- 
stein  und  des  Amtes  Elbingerode  an  das  Zoll -System 
Preussens  und  der  übrigen  Staaten  des  Z o  1 1  -  V  o  re  i  n  >. 
unterzeichnet  zu  Hannover  am  1.  November  1837. 

Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preu ssischen 
Staaten,  1837,  Nr.  23,  S.  173  u.f.,  1841,  Nr.  26,  S.  417,  418 
(s.  den  Schluss  dieser  Note.) 

7)  Uebereinkunft  zwischen  Preussen,  Baiern,  Sach- 
sen, Württemberg,  Baden,  Kurhessen,  dem  Grossher- 
zogthume  Hessen,  den  zu  dem  Thüringischen  Zoll-  und 
Handels-Vereine  gehörigen  Staaten,  dem  Herzogthuine  Nas- 
sau und  der  freien  Stadt  Frankfurt  einerseits,  und  Br.i  an- 
schweig andererseits,  wegen  des  Anschlusses  des  Fürsten- 
thums Blan  keuburg  nehst  dem  Stiftsamte  Wa lkenried ,  ferner 
des  Amtes  Calvörde,  des  Braunscbweigischen  Antheils  des  Dorfes 
Pabstorf  und  des  Dorfes  Hessen  an  das  Zoll-System  Preus- 
sens und  der  übrigen  Staaten  des  Zoll- Vereins,  unterzeich- 
net zu  H  a  n  n  o  v  e  r  am  1 .  November  1837. 

Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussische« 
Staaten,  1837,  Nr.  23,  S.  188  u.  f. 

8)  Vertrag  zwischen  Preussen,  Baiern,  Sachsen, 
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Württemberg,  Baden,  Kurhessen,  dem  Grosshcrzog- 
thume  Hessen,  den  zu  dem  Thüringischen  Zoll-  und  Han- 
d  e  ls-Vereine  gehörigen  S taa  ten,  Nassau  und  der  freien  Stadt 
Prankfurt  einerseits,  und  Lippe  andererseits ,  den  Anschluss 
des  Fürstenthums  Lippe  an  das  Zol I-Sy  stem  Preussens  und 
der  übrigen  Staaten  des Z ol  1- Verei ns  betreffend,  unterzeich- 
net zu  Berl  in  am  18.  Oktober  1841. 

Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussischen 
Staaten,  1841,  Nr.  23,  S.  337  u.  f. 

9)  Vertrag  zwischen  Preussen,  Baiern,  Sachsen, 
Württemberg,  Baden,  Kurhessen,  dem  Grossherzog- 
thnme  Hessen,  den  zu  dem  Thüringischen  Zoll-  und  Han- 
dels-Vereine gehörigen  Staaten,  Nassau  und  der  freien  Stadt 
Frankfurt  einerseits,  und  Braunsen weig  andererseits,  wegen 
des  Anschlusses  des  Herzo  gthiims  Braunsen  weig  an  den 
Gesammt-Zoll-Verein  der  ersteren  Staaten,  unterzeich- 
net zu  Berlin  am  19.  Oktober  1841. 

Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussischeu 
L      Staaten,  1841,  Nr.  23,  S.  353  u.  f. 

10)  Vertrag  zwischen  Preussen  für  sich  und  in  Vertre- 
tung der  übrigen  Mitglieder  des  Zoll-  und  Handels- Ver- 
eins einerseits,  und  Kurhessen  andererseits,  den  Anschluss 
der  Grafschaft  Schaumburgan  den  Zoll- Verein  betreffend,  un- 
terzeichnet zu  Berlin  am  13.  November  1841. 

Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussischen 
Staaten,  1841,  Nr.  24,  S.  386. 

11)  Vertrag  zwischen  Preussen,  Baiern,  Sachsen, 
Württemberg,  Baden,  Kurhessen,  dem  Grossherzog- 
thumeHessen,  den  zu  dem  Thüringisch  en  Zoll-  und  Han- 
dels-Vereine gehörigen  Staaten,  Nassau  und  der  freien  Stadt 
Frankfurt  einerseits ,  und  W a  1  d e c k  andererseits ,  den  An- 
schluss des  Fürstenthums  Pyrmont  an  das  Zol  1  System  Preus- 
sens und  der  übrigen  Staaten  des  Zoll-Vere in s  betreffend, 
unterzeichnet  zu  B  e  r  1  i  n  am  1 1 .  December  1841 . 

Gesetz- Sammlung  für  die  Königlichen  Preussischen 
Staaten,  1841,  Nr.  25,  S.  393  u.  f. 

12)  V  ertrag  zwischen  Preussen,  Baiern,  Sachsen, 
Württemberg,  Baden,  Kurhessen,  dein  Grossherzog- 
thume  Hessen,  den  zu  dem  Thüringischen  Zoll-  und  Han- 
dels-Vereine gehörigen  Staaten,  den  Herzogtümern  Braun- 
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schweig  und  iNassan  und  der  freien  Stadt  Frankfurt  einerseits, 
und  dem  Grossherzogthume  Luxemburg  andererseits,  wegen  des 
Anschlusses  des  Grossherzogthums  Luxemburg  an  das  Zollsy- 
stem Preussens  und  der  übrigen  Staaten  des  Zoll-Ver- 
eins, d.d.  Haag,  den  8.  Februar  1842. 

Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussiscbea 
Staaten,  1842,  Nr.  9,  S.  92  u.  f. 
13)  Vertrag  zwischen  Preussen,  Baiern,  Sachsen. 
Württemberg,  Baden,  Kurhessen,  Grossherzogthum 
Hessen,  den  zu  dem  Thüringer  Zoll-  und  Handels-Verci ne 
gehörigen  Staaten,  den  Herzogthümeni  Brauuschwei^  and 
Nassau  und  der  freien  Stadt  Frankfurt  einerseits,  und  dem 
Grossherzogthume  Luxemburg  andererseits,  wegen  Fortdauer 
des  Anschlusses  des  Grossherzogthums  Luxemburg  an  das 
Zollsystem  Preussens  und  der  übrigen  Staaten  des  Zoll- 
Vereins,  —  unterzeichnet  im  Haag,  den  2.  April  1847. 

Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussisch  en 
Staaten,  1847,  Nr.  31,  S.  283  u.  f. 

Vergl.  auch :  Handels- Archiv  u. s.w.  1847, 2. Hälfte, S.  201  n. f. 


Vergl.  ferner: 

Vertrag  zwischen  Preussen ,  Baier n,  Sachsen,  Würt- 
temberg, Baden,  Kurhessen,  dem  Grossherzogthnrae 
Hessen,  den  zu  dem  Thüringischen  Zoll  -  und  Handels- 
Vereine  gehörigen  Staaten,  dem  Herzogthume  Nassau  und  der 
freieu  Stadl  Frankfurt  einerseits,  und  Hannover,  Olden- 
burg und  Braunschweig  andererseits,  wegen  Beförde- 
rung der  gegenseitigen  Verkehrs-Verhältnisse,  unter- 
zeichnet zu  Hannover  am  1.  November  1837.  (Nebst  fünf  Bei- 
lagen: A,  Uebereinkunft  wegen  Unterdrückung  des 
Schleichhandels;  B,  wegen  des  Anschlusses  der  Grafschaft 
Hohnstein  und  des  Amtes  Elbingerode  an  das  Zollsystem 
Preussens  und  der  übrigen  Zoll  vereins- Staaten  (s.oben); 
C,  wegen  des  Anschlusses  des  Fürstcnthnms  Blankenburg, 
nebst  dem  Stiftsamte  W  a  1  k  e  n  r  i e  d ,  ferner  des  Amtes  C  a  1  v ö  r  d  e. 
des  Braunschweigischen  Antheils  des  Dorfes  Pabstorf  und  des  Dor- 
fes Hessen  an  das  Zollsystem  Preussens  und  der  übrigen 
Staaten  des  Zoll-Vereins  (s.oben);  D,  wegen  des  Anschlus- 
ses verschiedener  Preussischer  Gebietsteile  an  das 
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Steuersystem  Hannovers,  Oldenburgs  und  Brau n- 
s  chweigs;  E,  wegen  Erleichterung  des  gegenseitigen 
Verkehrs.) 

Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussischen 
Staaten,  1837,  Nr.  23,  S.  173—208. 
(Jebereinkunft  zwischen  Preussen  und  Hannover  wegen 
der  Besteuerung  innererErzeugnisse  in  den,  demZo  11  ver- 
eine Preussens  und  der  mit  diesem  zu  einem  geraeinsamen 
Zoll-  und  Handels-Systemc  verbundenen  Staaten  ange- 
schlossenen Hannoverischen  Landest  heilen,  unterzeich- 
net zu  Hannover  am  1.  November  1837. 

Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussischen 
Staaten,  1837,  Nr.  23,  S.  209  u.  f. 
Ue  berein  kunft  zwischen  Preussen  und  Braun  schweig 
wegen  der  Besteuerung  innerer  Erzeugnisse  in  den,  dem 
Zollvereine  Preussens  und  der  mit  diesem  zu  einem  gemein- 
samen Zoll-  und  Handels-Systeme  verbundenen  Staaten 
angeschlossenen  Braunschweigischen  Landest  heile  n, 
unterzeichnet  zu  Hannover  am  1.  November  1837. 
Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussischen 
Staaten,  1837,  Nr.  23,  S.  213  u.  f. 
Vertrag  zwischen  Preussen,  —  für  sich  und  in  Ver- 
tretung der  übrigen  Mitglieder  des  Zoll-  und  Handels- 
Vereines,—  und  Braunschweig  einerseits,  und  Hannover 
und  Oldenburg  andererseits,  betreffend  die  s t e u e r  1  i c h e n  Ve r- 
hä  1  tni sse  verschiedener  Herzoglich  Braunschweigischer 
Landesthei  le,  unterzeichnet  zu  Berlin  am  IG.  December  1841. 
Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussischen 
Staaten,  1841,  Nr.  26,  S.  407  u.  f.,  —  1843,  Nr.  1,  S.  3,  4 
(Ausdehnung  der  Dauer  des  Vertrages  für  das  Jahr 
1843.) 

Vertrag  zwischen  Hannover  und  Oldenburg,  betreffend 
die  Fortdauer  des  unter  ihnen  durch  den  Vertrag  vom  7.  Mai 
1836  errichteten  Steuer-Vereines,  unterzeichnet  zu  Berlin 
am  14.  December  1841. 
Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussischen 
Staaten,  1841,  Nr.  26,  S.  410  u.  f. 
Vertrag  zwischen  Preussen,  —  für  sich  und  in  Ver- 
tretung der  sämmtlichen  übrigen  Mitglieder  des  Zoll- 
und  Handels-Vereins,  —  Hannover,  Oldenburg  und 
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Braunschweig,  betreffend  die  Erneuerung  des  unter  dem 
I.  November  1837  abgeschlossenen  Vertrages  wegen  Beför- 
derung der  gegenseitigen  Vcr kehrs-Verhäl tnisse,  unter- 
zeichnet zu  Berlin  am  17.  December  1841. 
Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussischen 
Staaten,  1841,  Nr.  26,  S.  412  u.  f.,  —  1843,  Nr.  1,  S.  4 
(Ausdehnung  der  Dauer  des  Vertrages  auf  das  Jahr 
1843.) 

Füuf  Anlagen  zu  dem  vorstehenden  Vertrage,  säinmt- 
lich  unterzeichnet  zu  Berlin  am  17.  December  1841,  nämlich: 

A.  Uebereinkunft  zwischen  Preussen  und  den  übrigen 
Staaten  des  Zollvereins,  nebst  Braun  schweig* 
einerseits,  und  Hannover  und  den  übrigen  Staaten  des 
Steuervereins  andererseits,  wegeu  Unterdrückung 
des  Schleichhandels. 

B.  Uebereinkunft  zwischen  Preussen  und  den  übrigen 
Staaten  des  Zollvereins,  nebst  Braunschweig,  einer- 
seits, und  Hannover  andererseits,  den  erneuerten  An- 
schluss  der  Grafschaft  Hohnstein  und  des  Amtes  E 1  b i n- 
gerode  an  das  Zollsystem  der  ersteren  Staaten 
betreffend. 

C.  Uebereinkunft  zwischen  den  Staaten  des  Zollvereins, 

nebst  Braunschweig,  einerseits,  und  Hannover  anderer- 
seits, wegen  des  Anschlusses  des  südlichen  Theiles 
des  Amtes  Fallersleben  an  den  Zollverein. 

D.  Uebereinkunft  zwischen  Preussen  einerseits  und  den 
übrigen  Staaten  des  S teuervereins  andererseits,  den 
erneuerten  Anschluss  verschiedener  Preussischer 
Gebietstheile  an  das  Steuersystem  der  letzteren 
Staaten  betreffend. 

E.  Uebereinkunft  zwischen  Preussen  und  den  übrigen 

Staaten  des  Zollvereins,  nebst  B  r a  u  n  s  c  h  w  e  i  g,  einer- 
seits, und  Hannover  und  den  übrigen  Staaten  des 
Steuervereins  andererseits,  wegen  E r leichter u ng  des 
gegenseitigen  Verkehrs. 
Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussischen 

Staaten,  1841,  Nr.  26,  S.  416  —  430. 
Uebereinkunft  zwischen  Preussen  und  Hannover,  be- 
treffend die  E r ne uerung  der  Uebereinkunft  vom  1.  November 
1837,  wegen  der  gleichen  Besteuerung  innerer  Erzeug- 
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nisse  in  den  dem  Zollvereine  Preussens  und  den  mit  diesem 
zu  einem  gemeinsamen  Zoll-  und  Handels-Systeme  ver- 
bundenen Staaten  angeschlossenen  Hannoverschen  Lan- 
destheilen,  unterzeichnet  zu  Berlin  am  17.  December  1841. 
Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussischen 
Staaten,  1841,Nr.26,  S. 431, 432,  —  1843,  Nr.l,  S.4  (Aus- 
dehnung der  Dauer  des  Vertrages  für  das  Jahr  1843.) 
Vertrag  zwischen  Preussen,  Braunschweig  und  den 
übrigen  Staaten  des  Zoll  Vereins  einerseits,  und  Hannover 
und  den  übrigen  Staaten  des  Steuervereins  andererseits, 
wegen  Beförderung  der  gegenseitigen  Verkehrsverhält- 
nisse, unterzeichnet  zu  Bra un schweig  am  16.  Oktober  1845. 
Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussischen 
Staaten,  1845,  Nr.  37,  S.  685  u.  f. 
Sechs  Anlagen  zu  dem  vorstehenden  Vertrage,  sämmt- 
lich  unterzeichnet  zu  Braun  schweig  am  16.  Oktober  1845, 
nämlich: 

I.  Uebereinkunft  zwischen  Preussen,  Braunschweig 

und  den  übrigen  Staaten  des  Zoll  Vereins  einerseits, 
und  Hannover  und  den  übrigen  Staaten  des  Steuer- 
verein s  andererseits ,  wegen  Unterdrückung  des 
Schleichhandels. 

II.  Uebereinkunft  zwischen  den  Staaten  des  Zollvereins 
einerseits,  und  Hannover  andererseits,  wegen  des  An- 
schlusses verschiedener  Theile  des  Königreiches 
Hannover  an  den  Zollverein. 

III.  Uebereinkunft  zwischenHannover  undBraunschweig, 
wegen  der  Besteuerung  in nerer  Erzeugnisse  in  den, 
nach  der  Uebereinkunft  II  dem  Zollvereine  angeschlos- 
senen Königlich  Hannoverschen  Gebietstheilen. 

IV.  Uebereinkunft  zwischen  Hannover  und  den  übrigen 
Staaten  des  Steuervereins  einerseits,  und  Braun- 
schweig andererseits,  wegen  des  Anschlusses  ver- 
schiedener Braunschweigischer  Gebiets  theile  an 
den  Steuerverein. 

V.  Uebereinkunft  zwischenHannover  undBraunschweig, 

die  in  den  Com munion-Besitzungen  zu  erhebenden 
indirekten  Abgaben  betrelTend. 

VI.  Uebereinkunft  zwischen  Preussen,  Braunsc hweig 
und  den  übrigen  Staaten  des  Zollvereins  einerseits, 
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und  Hannover  und  den  übrigen  Staaten  des  Steuer- 
vereins andererseits,  wegen  Erle  ich  teraug  des  gegen- 
seitigen Verkehrs. 
Gesetz -Sammlung  für  die  Königlichen  Preussi  sehen 
Staateu,  1845,  Nr.  37,  S.  689  —  720. 

Diejenigen \  Ans chluss- Verträge  an  den  Zol l- Verein  i- 
gungs- Vertrag  vom  22.  März  1833,  so  wie  diejenigen 
neueren  Vereinbarungen  zwischen  dem  Zollvereine, 
Braunschweig,  Hannover  und  Oldenburg,  weiche  für 
den  Zweck  des  diplomatischen  Archives  von  besonderem  Interesse 
erscheinen,  werden,  ftebst  den  neuesten  Verträgen  zwischen 
dem  Zollvereine  und  ausserdeutschen  Staaten,  in  den  Fort- 
setzungen folgen. 

g)  Das  Conferenz-Protokoll  d.d.  München,  den 22.  Juli 
1833  bestimmte,  dass  die  Vollzugs-Commission  in  München 
zusammentreten  werde.  Diesen  Bestimmungen  gemäss  fanden  sich 
daselbst  in  der  zweiten  Hälfte  des  Monats  December  1833  die  Com- 
missarien  von  Preussen,  Württemberg  und  beiden  Hes- 
sen ein,  denen  alsbald  die  Bai eri sehen  Commissarien  beigesellt 
wurden,  und  denen  ferner,  aus  Auftrag  seiner  Regierung,  der  dortige 
Königlich  Sächsische  Geschäftsträger  beitrat. 

Vcrgl:  Haupt-Protokoll  der  Vollzugs-Commission, 
d.  d.  München,  den  14.  Februar  1834. 

Verträge  und  Verhandlungen  u.  s.  w.  Bd.  I,  S.  253  u.  f. 
Protokoll,  die  Organisation  der  Zoll- Verwaltung  im  König- 
reiche Sac  hsen  betreffend,  d.d. München,  den 20. Februar  1834. 
Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  436  u.  f. 
Vergl.  ferner  (mit  Bezug  auf  die  entsprechenden  Artikel  in  den 
oben  allegirten  Ansch/uss- Vertr äg e n) : 

Haupt-Protokoll  der  Vollzugs-Commission  in  Carls- 
ruhe,  d.  d.  Carlsruhe,  den  5.,  6.,  7.,  8.;  10.,  13.,  14.,  16.,  26., 
28.,  29.  Oktober  1835. 

Verträge  Und  Verhandlungen  u.  s.w.  Bd.  II,  S.  74  u.  f. 
Beilage  VI:  Vorläufige  Dienstordnung  für  das  Central- 
Kechnungs-Bureau  des  Zoll -Vereins  (zu  Berlin). 
Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  118,  119. 
Besonderes  Protokoll  über  die  Zoll-Organisation  in 
Baden,  d.  d.  Carlsruhe,  den  23.,  24.,  25.,  26.,  28.  uud  29. 
September,  1.,  2.  u.  3.  Oktober  1835. 

Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  134  u.  f. 
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Protokoll  vom  29.  Oktober  1835,  über  die  durch  Badens 
Beitritt  zum  Zollvereine  herbeigeführte  Aendcrung 
in  der  Organisation  der  angranzenden  Vereins-Staalen, 
und  über  die  Bausch  summen. 

Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  160  u.  f. 

Haupt-Protokoll  der  Vollzugs-Commission  zu  Wies- 
baden (Frankfurt  a.  M.  ,  d.  d.  Wiesbaden,  den  21.,  22.  und 
23.  Januar,  und  zu  Frankfurt  a.  M.  den  8.,  9.,  10.,  16.,  17.,  18. 
März  1836. 

Verträge  und  Verhandlungen,  Bd.  II,  S.  241  u.  f. 
Beilage  I  zum  Haupt-Pro tokoll  der  Vollz  ugs-Commis- 
sion:  Bestimmnngen  über  die  Erleichterungen,  welche 
die  von  dem  Zollverbande  eximirten  Landcstheile  der 
Zol  1-Vcrcins-Staaten  gemessen. 

Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  254  u.f. 
Haupt-Protokoll  der  Connnission  für  den  Vollzug  des 
Vertrages  vom  2.  Januar  1836,  über  den  Beitritt  der  freien  Stadt 
Frankfurt  zum  Zoll-Vereine,  d.  d.  Frankfurt,  den  23.,  24., 
25.,  26.  Februar,  1.,  3.,  4.,  7.  und  12.  März  1836. 

Verträge  und  Verhandlungen  u.  s.  w.  Bd.  II,  S.  323  u.  f. 
Beilage  A:  Verzeichniss  der  in  Gemässhelt  Staats-Ver- 
trags vom  2.  Januar  aufgehobenen  indirekten  Abgaben,  nnd  bis- 
herige Erhebungsweise  derselben,  so  wie  der  nochfort  bestehen- 
den indirekten  Steuern,  mit  Ausschluss  der  Consumtions-Steucrn. 
Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  339  n.  f. 
Beilage  C:  Verzeichniss  und  Grösse  der  in  Frankfurt 
fortbestehenden  Consumtions-Steuern  (Accise). 
Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  341,  342. 
Beilage  F:  Verordnung  über  das  Einbringen  von  Hand- 
werk s -Arbeiten  aus  den  Vereins- St  aaten  nach  Frankfurt. 
Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  345. 
Sechstes  Protokoll,  vom  6.  Februar  1836,  der  C o m m i s s i o n 
für  den  Vollzug  des  Zol  1-Vercinigungs-Vcrtrages  mit  der 
freien  Stadt  Frankfurt,  vom  2.  Januar  1836,  —  für  die  Glieder 
des  diplomatischen  Corps  eingehende  Waaren  beireffend. 
Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  353,  354. 
Fünfzehntes  Protokoll  u.  s  w. ,  vom  17.  und  20.  Februar 
und  I.März  1836,  die  Organisation  der  Zol  1-Verwa  I  tun  g  in 
Frankfurt  a.  M.  betreffend. 

Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  306  u.  f. 
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Besonderes  Protokoll,  vom  7.  März  1836,  über  die  Regu- 
lirung  der  Bauschsummen  in  Folge  Beilritts  von  Nassau 
und  Frankfurt  zum  Zoll-Verein. 

Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  399  u.  f. 
Besonderes  Protokoll,  vom  12.  März  1836,  über  die  Ali- 
mentirung  der  durch  den  Beitritt  von  Nassau  nnd  Frank- 
furt und  der  Landgrafschaft  Hessen-Horn  bürg  zum  Zollver- 
eine dienstlos  gewordenen  Beamten. 

Ebendaselbst,  Bd.  II,  S.  428  u.  f. 
//)  Die.  Auswechselung  der  Hatifications-Urkunden 
erfolgte  zu  Berlin  am  28.  November  1833. 

S.  auch:  Protokoll  über  die  Auswechselung  der  Ur- 
kunden wegen  Batification  des  Vertrages  vom  22.  März  1833, 
der  Separat-Artikel,  des  Zusatz-Artikels  und  des  be- 
sondern Artikels  zu  solchem. 

Verträge  und  Verhandlungen  u.  s.w.  Bd.  I,  S.  92  u.  f. 
i)  Das  im  Jahre  1836  in  der  Zol  1-Conferenz  zu  München 
vereinbarte  Zoll-Gesetz  und  die  demselben  entsprechende 
Zoll-Ordnung  s.  u.  a.  in  der 
Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussischen 
Staaten,  1838,  Nr.  5,  S.  34  u.  f.,  (publicirt  durch  die  Ver- 
ordnung vom  23.  Januar  1838,  s.  ebendaselbst,  S.  33.) 
Gesetz-Sammlung  für  das  Königreich  Sachsen,  1838, 
S.  290  u.  f. 

Gesetz-Blatt  für  dasKönigre ich  Baiern,  1837,  S.  177 u. f. 
Bcgierungs-Blatt  für  das  Königreich  Württemberg, 
1838,  S.  233  u.  f. 
Vergl.  ferner: 

Vereins-Zolltarif  (Beilage  B  zu  obigem  Vertrage  vom 
22.  März  1833.) 

Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussi- 
schen Staaten,  1833,  Nr.  21,  S.  164  —  209. 
Zoll-Tarif  für  die  Jahre  1846,  1847  und  1848. 

Gesetz-Sammlung  fürdieKöniglichen  Preussischen 
Staaten,  1845,  Nr.  33,  S.  605  -  654,  —  1846,  Nr.  35, 
S.  463,  464. 
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Vertrag  zwischen  Preussen,  Karhessen,  Sach- 
sen-Weimar-Eise  nach,  Sachsen -Heiningen, 
Sachsen- AI tenburg,  Sachsen- Coburg -Gotha, 
Schwarz  bnrg- Sonders  hausen,  Schwarzburg- 
Rudolstadt,  Reuss  -  Schieitz,  Reuss-Greitz 
und  Reuss-Lobenstein  und  Ebersdorf,  wegen 
Errichtung  des  Thüringischen  Zoll-  und  Han- 
dels-Vereines, unterzeichnet  zu  Berlin  am  10.  Hai 

1833.  •) 

» 

Seine  Majestät  der  König  von  Preussen,  Seine  Hoheit  der 
Kurprinz  und  Mitregent  von  H essen,  Seine  Königliche  Hoheit 
der  Grossherzog  von  Sachsen-Wci mar-Eisenach,  Ihre 
Durchlauchten  die  Herzoge  von  Sachsen-Meiningen,  Sach- 
sen-Altenburg und  Sachsen-Coburg-Gotha,  ingleichen 
Ihre  Durchlauchten,  die  Fürsten  von  Schwarzburg-Son- 
dershausen, Schwarzburg-Rudolstadt,  Reuss- 
Schleitz,  Reuss-Greitz  und  Reuss-Lobenstein  und 
Ebersdorf,  in  Erwägung,  dass  ihre  nachfolgend  benannten 
Länder  und  Landestheile,  wegen  deren  vermischter  Lage  und  der 
hierdurch  bedingten  gegenseitigen  Abhängigkeit  des  Verkehrs 
weder  im  Einzelnen  die  Einftihrung  einer  besondern  Zoll-Gesetz- 
gebung zulassen,  noch  geeignet  sind,  abgesondert  einem  bereits 
bestehenden  ZoUverbande  angeschlossen  zu  werden,  und  von  der 
Ueberzeugung  ausgehend,  dass  sich  nur  in  der  Vereinigung  zu 
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einem  gemeinschaftlichen  Zoll -Systeme  die  Aussicht  eröffnet, 
diesen  Ländern  und  Landestheilcn  nach  deren  immer  ltihlbarer 
werdenden  dringenden  Bedürfnisse  die  Vortheile  eines  möglichst 
erleichterten  Verkehrs,  wie  andere  grössere  Staaten  derselben 
gemessen,  sowohl  unter  sich,  als  auch  im  Verhältnisse  zu  an- 
grenzenden Staaten  zuzuwenden,  haben  über  diesen  Gegenstand 
Unterhandlungen  eröffnen  lassen  und  zu  diesem  Zwecke  zu  Be- 
vollmächtigten ernannt: 

Seine  xMaJestät  der  König  von  Preussen: 

Allerhöchst-Jhren  Geheimen  Ober-Finanz-Rath  Ludwig  Bo- 
gislaus  Samuel  Kühne,  Ritter  des  Königlich  Preussischen  rothen 
Adler -Ordens  dritter  Klasse  mit  der  Schleife,  Commandeur 
zweiler  Klasse  des  Kurfürstlich  Hessischen  Hausordens  vom 
goldenen  Löwen,  und 

Allerhöchst-Ihren  Geheimen  Legation s-Rath  Ernst  Micha- 
ells,  Ritter  des  Königlich  Preussischen  rothen  Adler- Ordens 
vierter  Klasse,  Ofllcier  der  Königlich  Französischen  Ehrenlegion, 
Commandeur  zweiter  Klasse  des  Kurltirstlich  Hessischen  Haus- 
Ordens  vom  goldenen  Löwen; 

Seine  Hoheit  der  Kurprinz  und  Mitregent  von  Hessen: 

Höchst-Iliren  Wirklichen  Gebeimen  Legationsrath,  ausser- 
ordentlichen Gesandten  und  bevollmächtigten  Minister  am  König- 
lich Preussischen  Hofe,  Carl  Friedrich  von  W  i  1  k  e  n  s  -  H  o  h  e  n  a  u, 
Commandeur  des  Kurfürstlich  Hessischen  Haus-Ordens  vom  gol- 
denen Löwen,  Ritter  des  Königlich  Preussischen  rothen  Adler- 
Ordens  dritter  Klasse  und  des  Königlich  Preussischen  St.  Johan- 
niter-Ordens,  und 

Höchst -Ihren  Geheimen  Ober-Bergrath,  Heinrich  Theodor 
Ludwig  Schwedes,  Ritter  des  Kurltirstlich  Hessischen  Haus- 
Ordens  vom  goldenen  Löwen ; 

Seine  Königliche  Hoheit  der  Grossherzog  von  Sachsen- 
Wclmar-Eisenach: 

Höchst-Ihren  Minister-Residenten  am  Königlich  Preussischen 
Hofe,  den  Generalmajor  Ludwig  Heinrich  von  L'  E  s  t o c  q ,  Ritter 
des  Königlich  Preussischen  rothen  Adler-Ordens  zweiter  Klasse 
mit  Eichenlaub  und  des  Königlich  Preussischen  Militär- Verdienst- 
Ordens,  Commandeur  des  Grossherzoglich  Sächsischen  Haus- 
Ordens  vom  weissen  Falken,  und 


Digitized  by  Google 


849  . 

Höchst-Ihren  Kammerrath,  Ottokar  Thon,  Ritter  des  König- 
lich Preussischen  rothen  Adler-Ordeos  dritter  Klasse ;  '* 

Seine  Durchlaucht  der  Herzog  von  Sachsen-Mei- 
ningen : 

Höchst-Ihren  Minister-Residenten  am  Königlich  Preussischen 
Hofe,  den  Kammerherrn  Ludwig  August  von  Rebeur,  Ritter 
des  Königlich  Preussischen  rothen  Adler-Ordens  dritter  Klasse, 

Höchst-Ihren  Wirklichen  Geheimen  Legationsrath  und  Kam- 
merhern}, Jacob  Ignatz  von  Cruickshank,  Ritter  des  Königlich 
Preussischen  rothen  Adler-Ordens  dritter  Klasse  und  des  Gross- 
herzoglich Sächsischen  Hausordens  vom  weissen  Falken,  und 

Höchst-Ihren  Ministerialrat  Ii ,  Carl  August  Adolph  von 
Fischern,  Ritter  des  Königlich  Preussischen  rothen  Adler- 
Ordens  dritter  Klasse  und  des  Königlich  Sächsischen  Civtl- 
Verdlenst-Ordens ; 

Seine  Durchlaucht  der  Herzog  von  Sachsen- AI ten- 
burg: 

Höchst-Ihren  Wirklichen  Geheimen  Rath,  Minister  und  Kam- 
mer-Präsidenten, Carl  Johann  Ernst  Edler  von  Braun,  Coni- 
mandeur  des  Königlich  Sächsischen  Civil-Verdienst-Ordens  und 
des  Grossherzoglich  Sächsischen  Haus-Ordens  vom  weissen  Fal- 
ken, Ritter  des  Ordens  der  Königlich  Württembergischen  Krone ; 

Seine  Durchlaucht  der  Herzog  von  S  a  c  h  s  c  n  -  C  o  b  u  r  g- 
Gotha: 

Höchst-Ihren  Kammerherrn  und  Minister- Residenten  am 
Königlich  Sächsischen  Höre,  den  Oberst-Lieutenant  Otto  Wilhelm 
Carl  von  Röder; 

Seine  Durchlaucht  der  Fürst  von  Schwarzburg-Son- 
dershausen: 
Höchst-Ihren  Kammer-Präsidenten,  Carl  Friedrich  Wilhelm 
von  We  i  s  e,  Ritter  des  Königlich  Preussischen  rothen  Adler- 
Ordens  dritter  Klasse;  . 

Seine  Durchlaucht  der  Fürst  von  Schwarzburg-Ru- 
dolstadt: 

Höchst-Ihren  Ober- Stallmeister  Friedrich  Wilhelm  von 
Witzleben; 
III.  54 


Digitized  by  Google 


850 

•  5 Seine  Durchiwclt  der  Fürst  von  Reuss-Scklettz, 
Seine  Durchlaucht  der  Fürst  von  Keuss-  Gre i  tz 
!(  ,   Seine  Dtu^hlaucht  der  Fürst  von  Reuss-Lobeustein 
und  Ebersdorf:  ,  v 

Höch&Uhren  Kanzler,  Regierungs-  und  Consistorial-Pii- 
sidenten,  Gustav  Adolph  von  Strauch,  Ritter  des  Konigiiet 
Preussischeij  rotheu  Adler-Ordens  dritter  Klasse  und  des  König- 
lich Sächsischen  Civil -Verdienst-Ordens ; 

von  welchen  Bevollmächtigten  unter  dem  Vorbehalte  der 
Ratification  folgender  Vertrag  abgeschlossen  worden  Ist. 

Die  Königlich  Preusslschen  Laudeslheile :  Stadl  -  und  Land- 
kreis Erfurt,  nebst  den  Kreisen  Schleusingen  und  Ziegenrück, 
der  Kurfiirstllch  Hessische  Kreis  Schmalkalden,  die 
lieh  Sachsen-Weimar-  und  Eisenachlschcn  Lande,  mit  Ai 
der  Aemter  Alstedt  und  Oldisleben  und  des  Amtes  Ostheim,  die 
Herzoglich  Sachsen-Meiningenschen  Lande,  die  Herzoglich  S 
sen-Altenburgischen  Lande,  die  Herzoglich  Sachsen-Coburg- 
Gothaischen  Lande,  mit  Ausnahme  der  Aemter  Völkenrode  und 
Königsberg  und  des  Fürstenthums  Lichtenberg,  die  Fürstlich 
Schwarzburg  -  Sondershausenschen  und  Fürstlich  Schwarzburg- 
Rudolstädtischen  Oberherrschaften,  und  die  Fürstlich  R 
Schieitz-,  Reuss - Greitz -  und  Rcuss- Lobenstein  -  und 
dörfischen  Lande  werden  zu  einem  gemeinsamen  Zoll  -  und  Han- 
dels-Verbände  unter  dem  Namen: 

„Zoll  -  und  Handels-Verein  der  Thüringischen  Staaten" 

vereiniget.  '  ' 

Artikel  9. 

Die  contrahirenden  Regierungen  werden  die  erforderliehen 
gesetzlichen  Vorschriften  zu  dem  Zwecke  erlassen,  damit  in  den 
oben  genannten  Landen  und  Landesthellen  in  Beziehung  aur  die 
Eingangs-,  Ausgangs-  und  Durchgangs  -  Abgaben ,  welche  in 
diesem  Vertrage  unter  dem  gemeinschaftlichen  Namen  „Zoll" 
begriffen  werden,  eine  völlige  Ucbereinstimmung  mit  der  in  den 
Königlich  Preusslschen,  Kuritirstlich  Hessischen  und  Grossher- 

verbu  iHeSSlSChen  m  e[nem  gemeinschaftlichen  Zell -Systeme 
»denen  Landen  bestehenden  Gesetzgebung  Statt  finde. 
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Mit  dem  Jage  der  Ausführung  des  Vereins  wird  zwischen 
den  sämmtlichen  im  Artikel  1.  genannten  Landen  und  Landes^ 
theilen  Freiheit  des  Handels  und  Verkehrs  und  Gemeinschaft  der 
Zoll-Einnahme  unter  den  nachfolgenden  Bestimmungen  eintreten. 

Artikel  4. 

Deragemäss  hören  von  jenem  Tage  an  alle  Eingangs-,  Aus- 
gangs-  und  Durchgangs- Abgaben  an  den  gegenseitigen  innereii 
Gränzen  sämmtlicher  zum  Vereine  gehörigen  Lande  und  Landes- 
theilc,  namentlich  auch  alle  Binnenzölle  (zu  welchen  Jedoch  die 
in  dem  folgenden  Artikel  erwähnten  Wasserzölle  nicht  gerechnet 
werden  sollen),  dieselben  mögen  bisher  unter  dem  Namen  Geleit, 
oder  unter  irgend  einer  andern  Benennung  bestanden  haben, 
gänzlich  auf. 

Artikels. 

Die  Wasserzölle  auf  den  Flüssen  in  den  zum  Vereine  ge- 
hörigen Landen  werden  auch  ferner  den  privativen  Anordnungen 
der  betreffenden  Regierungen  oder  den  etwa  darüber  bestehenden 
Verträgen  gemäss,  erhoben,  Jedoch  sollen  weder  neue  Wasser- 
zölle eingeführt,  noch  die  bestehenden  ohne  allseitige  Zustimmung 
erhöhet,  auch  in  Betreff  der  Erhebungsart  und  des  Betrages  dieser 
Zölle  die  Unterthanen  der  übrigen  mitcontrahirenden  Staaten  den 

eigenen  Unterthanen  überall  gleich  behandelt  werden.  ~,  \ 

»         •    •  •  » 

•  •  *  •        •  *  i  •  .  •  * 

Artikel  6. 

Damit  die  gegenseitige  Freiheit  des  Verkehrs  nicht  durch 
eine  Ungleichheit  der  Besteuerung  der  inneren  Erzeugnisse  eine 
störende  Ausnahme  erleide,  sind  die  hohen  Contrahenten  überein- 
gekommen, in  Ihren  zum  Vereine  gehörigen  Gebieten  hinsichtlich 
der  Abgabe  von  der  Fabrikation  des  Branntweins,  ingleichen  von 
dem  inländischen  Tabaks-  und  Weinbau  dieselbe  Besteuerung 
und  Erhebung  eintreten  zu  lassen,  welche  in  den  Königlich 
Preussischen  Staaten  dermalen  gesetzlich  eingeführt  ist,  auch  die 
ohnehin  in  den  Vereinslanden  bestehenden  Abgaben  von  der  Be- 
reitung des  Biers  nicht  unter  den  Betrag  der  dieserhalb  gegen- 
wärtig In  Preussen  bestehenden  Steuer  herabzusetzen. 

54* 
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Ingleichen  wollen  die  hohen  Contrahenten  für  den  Debit  des 
Kochsalzes  eine  gleichförmige  He^ie- Einrichtung  einführen*  and 
einen  Debit  Dreis  festsetzen,  unter  welchem  in  keinem  der  zu  dem 
Vereine  gehörigen  Gebiete  das  Salz  abgesetzt  werden  darr. 

Der  Verkauf  des  Salzes  an  Privaten  aus  dem  Gebiete  <kc 
einen  in  dasjenige  einer  anderen  der  contrahirenden  Regierungea 
ist  verboten,  mit  Ausnahme  der  Fälle  einer  besonderen  Leberan- 
kunft  zwischen  den  betheiligten  Regierungen,  ingleichen  solcher 
Fälle,  wo  dieser  Verkauf  auf  dem  Grunde  eines  zwischen  der 
Regierung  jenes  Landes ,  wohin  das  Salz  verkauft  wird ,  und 
der  Saline,  welche  es  verkauft ,  bestehenden  Vertrags ,  unter 
Beobachtung  der  auf  der  Saline  angeordneten  Controlmassregeln 
Statt  findet. 

Artikel  f. 

In  denjenigen  Landen,  wo  der  Debit  der  Spielkarten  zu  den 
Staatsmonopolien  gehört,  ist  die  Einführung  derselben  aus  an- 
deren zum  Vereine  gehörigen  Landen  auch  fernerhin  vertoten. 
Auch  bleibt  einer  Jeden  Regierung,  in  deren  Gebiete  dieses  Mo- 
nopol noch  nicht  bestehet,  unbenommen,  dasselbe  einzuführen, 
und  demzufolge  das  Einbringen  der  Spielkarten  aus  anderen  zum 
Vereine  gehörigen  Landen  zu  untersagen. 

Hinsichtlich  der  Verbrauchs- Abgaben,  welche  im  Bereiche 
der  Vereins-Lande  von  anderen  als  den  in  dem  Artikel  6  bezeich- 
neten Gegenständen  erhoben  werden,  wird  eine  gegenseitige 
Gleichmässigkeit  der  Behandlung  dergestalt  Statt  finden,  dass 
das  Erzeugniss  eines  anderen  Vereinsgebietes  unter  keinem  Vor- 
winde höher,  als  das  inländische,  belastet  werden  darf.  Derselbe 
Grundsatz  gilt  auch  für  die  Zuschlags -Abgaben  oder  Octrois, 
welche  In  einzelnen  Gemeinden  der  zum  Vereine  gehörigen  Lande 
eingelührt  sind,  oder  etwa  noch  eingeführt  werden  sollten,  der- 
gestalt, dass  auch  hierbei  das  Erzeugniss  eines  anderen  dieser 
Lande  unter  keinem  Vorwande  höher  belastet  werden  darf,  als 
das  Erzeugniss  des  eigenen  Landes. 

Es  wird  Jedoch  von  Tabak,  Traubenmost  und  Wein,  ausser 
dem  gemeinschaftlichen  Zolle  und-  resp.  ausser  den  im  Artikel  6 
erwähnten  Steuern,  in  keinem  Vereinsstaate  weder  für  dessen, 
noch  für  Rechnung  einer  einzelnen  Gemeinde  eine  Abgabe  er- 
hoben werden. 
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Artikel  9. 

Die  hohen  Contrahenten  wollen  gemeinschaftlich  dahin  wir- 
•cen,  dass  durch  Annahme  gleichförmiger  Grundsätze  die  Ge- 
werbsamkeit  befördert  und  der  BefUgniss  der  Unterthanen  des 
einen  Staates,  in  dem  anderen  Arbeit  und  Erwerb  zu  suchen, 
möglichst  freier  Spielraum  gegeben  werde. 

Von  den  Unterthanen  des  einen  Staates,  welche  in  dem  Ge- 
biete eines  anderen  Handel  und  Gewerbe  treiben  oder  Arbeit 

- 

suchen,  soll  von  dem  Zeitpunkte  an,  wo  der  gegenwärtige  Ver- 
trag in  Kraft  treten  wird,  keine  Abgabe  entrichtet  werden,  wel- 
cher nicht  gleichmässig  die  in  demselben  Gewerbsverhältnisse 
stehenden  eigenen  Unterthanen  unterworfen  sind. 

Desgleichen  sollen  Fabrikanten  oder  Gewerbtreibende, 
welche  blos  für  das  von  ihnen  betriebene  Geschäft  Ankäufe 
machen,  oder  Reisende,  welche  nicht  Waaren  selbst,  sondern 
nur  Muster  derselben  bei  sich  führen,  um  Bestellungen  zu 
suchen,  wenn  sie  die  Berechtigung  zu  diesem  Gewerbsbetriebe 
in  dem  Vereins-Staate,  in  welchem  sie  ihren  Wohnsitz  haben, 
durch  Entrichtung  der  gesetzlichen  Abgaben  erworben  haben, 
oder  im  Dienste  solcher  inländischen  Gewerbtreibenden  oder 
Kaufleute  stehen,  in  den  anderen  Staaten  keine  weitere  Abgabe 
hierfiir  zu  entrichten  verpflichtet  seyn. 

Auch  sollen  beim  Besuche  der  Märkte  und  Messen  zur  Aus- 
übung des  Handels  und  zum  Absätze  eigener  Erzeugnisse  und 
Fabrikate  in  Jedem  Vereinsstaate  die  Unterthanen  der  übrigen 
contrahirenden  Staaten  eben  so  wie  die  eigenen  Unterthanen  be- 
handelt werden. 

Artikel  9. 

Zur  Aufrechthaltung  Ihres  Handels  -  und  Zoll -Systems  und 
zur  Unterdrückung  des  gemeinschädlichen  Schleichhandels  und 
der  Unterschleife  bei  den  Steuern  im  Innern  des  Vereins,  wollen 
die  hohen  Contrahenten  sich  gegenseitig  kräftig  unterstützen, 
auch  zu  diesem  Behüte  die  erforderlichen  Anordnungen  durch 
besondere  Ueberefnkunft  verabreden  und  ein  förmliches  Zoil- 
Cartel  schliessen  lassen. 
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Artikel  f#. 

•  Von  der  als  Folge  des  gegenwärtigen  Vertrages  (Artfcri  3) 
eintretenden  GemeinscharUichkelt  der  Zoll- Einnahmen  bleiben 
ausgeschlossen:  die  Erträgnisse  der  Wasser-  oder  FlosszöJ* 
der  Chaussee -Abgaben,  Pflaster-,  Damm-,  Brücken-,  Fahr-. 
Kanal-,  Schleusen-,  Waage-,  Urahnen-  und  Niederlage -Ge~ 
bübren,  ingleichen  die  Zollstrafen  und  Conflscate,  weiche,  vor- 
behaltlich der  Antheile  der  Denuncianten,  einer  jeden  Staats- 
regierung innerhalb  ihres  Gebietes  verbleiben. 

Artikel  ff. 

Die  Vertheilung  der  gemeinschaftlichen  Einnahmen  richtet 
sich  nach  dem  Verhältnisse  der  Seclenzahl  in  den  zum  Vereine 
gehörigen  Landen  und  Landestheilen. 

Zum  Behufe  der  Vertheilung  sollen  die  von  den  betreffenden 
höheren  Staatsbehörden  als  richtig  zu  attestirenden  Cebersichten 
von  der  neuesten  Bevölkerung  von  drei  zu  drei  Jahren  gegen- 
seitig mitgetheilt,  und  wird  mit  dieser  Mittheilung  unmittelbar 
nach  Ratification  des  gegenwärtigen  Vertrages  der  Anfang  ge- 
macht werden. 

Artikel  l*. 

Die  an  den  Erhebungsstätten  eingehenden  gemeinschaftlichen 
Zollgerälie  fliessen  bis  zur  Abrechnung  und  Vertheilung  in  die 
Kassen  derjenigen  Landes-Herrschaflen,  in  deren  Gebieten  die 
Erhebungsstfitten  belegen  sind. 

Artikel  IS. 

Die  sämmtlichen  Erhebungs-  und  Verwaltungskosten  Allen 
den  einzelnen  betreffenden  Staaten  zur  Last,  mit  Ausnahme  der- 
jenigen, welche  die  Unterhaltung  der  gemeinschaftlichen  Behörde 
in  Erftirt  (Artikel  17)  und  die  dieser  obliegende  Geschäftsnihrung 
verursacht. 

Artikel  14.  , 

Von  der  tarifinässigen  Abgaben-Entrichtung  bleiben  die  für 
die  Hofhaltungen  der  hohen  Souveräne  und  Ihrer  Regentenhäuser, 
so  wie  die  für  die  bei  Ihren  Höfen  aecreditirten  Gesandten  er- 
gehenden Gegenstände  nicht  ausgenommen,  und  wenn  daffir 
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i«k  Vergütungen  Statt  haben,  so  werden  solche  Oer  Gemeinschaft 
cht  in  Anrechnung  gebracht. 

Eben  so  wenig  anrechnungsfähig  sind  Entschädigungen, 
eiche  wegen  Einziehung  von  Zullrechten  oder  wegen  aufge- 
obener  Beft-eiueg  an  Communen  oder  einzelne  Berechtigte  ge- 
ahlt  werden  müssen.  , .  ;; 

Artikel  IS. 

Vergünstigungen  für  Gewerbtreibende  hinsichtlich  der  Steuer* 
Entrichtung,  welche  nicht  in  der  Zollgesetzgebung  begründe! 
sind,  fallen  der  Staatskasse  derjenigen  Regierung,  welche  sie 
bewilligt  hat,  zur  Last.  Darüber,  unter  welchen  Massgaben 
solche  Vergünstigungen  zu  bewilligen  sind,  wird  nifliere  Verab- 
redung vorbehalten. 

^^JTtllfcel    G.  % 

;  Das  Begnadiguugs-  und  Strafverwand  hing*  -  RecN  wird 
ebenfalls  von  Jedem  der  conlmhirenden  Theüe  in  seinem  Gebiete 
ausgeübt.  .<«  •  .!; 

Artikel  tS»  ■  . ,  /  :ii 

In  Beziehung  sowohl  auf  die  ZoM-Krtielmng,  *h  auf  dfe  Ver- 
waltung und  Erhebung  der  vertragsmttssfg  nach  gleichförmigen 
Einrichtungen  zu  erhebenden  Inneren  Steuern  (Artikel  6)  wird 
von  sa'mmtlichen  Vereinsregierungen  eine  gemeinschaftliche  Con- 
trole  angeordnet,  und  diese  einem  General-Inspector  übertragen 
werden,  welchem  zugleich  die  Vorbereitung  der  Jährlichen  Re- 
veoüenjtheilung  obliegen  soll.  Der  Sitz  des  Geueral-inspectors 
wirü  Erltot  seyn*  Das  Nähere  über  die  Einrichtung  dieser  Coo- 
kie wird  durch  ein  besonderes  Regulativ  bestimmt  weisen, 
welches  als  ein  integrirender  Theil  des  gegenwärtigen  Vertrages 
angesehen  werden  soll.  -  ,  ,    ;  ,  .  * 

Artikel  19. 

Es  werden  jährlich  zu  einer  näher  noch  zu  verabredenden  Zeit 
Bevollmächtigte  sümmtlicher  Vereinsregiertingen  in  Erfurt  zu* 
sammenkommen,  um  Uber  die  Angelegenheiten  des  Vereins  sich 

Abrechnung  zwischen  den  betheiligten  Staaten  festzustellen. 
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Einer  dieser  Bevollmächtigten  wird  dabei  zum  Vorsitzen*« 
gewählt,  ohne  dass  Jedoch  demselben  ein  Vorrecht  vor  den  »- 
deren  zu  Theil  würde. 

Im  Falle  des  Bedürfnisses  werden  die  Bevollmächtigtes 
auch  ausserordentliche  Zusammenkünde  halten,  worüber  die 
betheiligten  Regierungen  sich  auf  dem  Wege  des  schriftliche! 
Benehmens  einigen  werden. 

Die  Kosten  der  Bevollmächtigten  werden  von  einer  jeden 
Regierung  für  den  ihrigen  getragen. 

Artikel  19. 

Alles,  was  sich  auf  die  Ausführung  der  im  gegenwärtigen 
Vertrage  enthaltenen  Veränderungen  beziehet,  soll  durch  ge- 
meinschaftliche Commissarien  vorbereitet  werden. 

Zum  Geschäfte  dieser  Commissarien  gehört  insbesondere 
die  Vereinbarung  wegen  der  nölhigen  übereinstimmenden  Ab- 
fassung der  in  den  zum  Vereine  gehörigen  Landen  und  Landes- 
theilen  einzulührenden  organischen  Bestimmungen  und  der  damit 
in  Verbindung  stehenden  reglementären  Verlügungen  und  In- 
structionen, ingleichen  die  Vereinbarung,  welche  Massgaben  bei 
dem  Organisationsplane  für  die  Verwaltung  der  gemeinschaft- 
lichen Abgaben  in  einem  jeden  Vereinslande  nöthig  sind. 

Artikel  «O. 

•  Die  Dauer  des  gegenwärtigen  Vertrages,  welcher  spätestens 
am  ersten  Januar  1834  in  Ausführung  kommen  soll,  wird  vor- 
läufig bis  zum  ersten  Januar  1842  festgesetzt.  Wird  der  Vertrag 
während  dieser  Zeit  und  spätestens  neun  Monate  vor  Ablauf 
derselben  nicht  gekündiget,  so  soll  derselbe  als  noch  auf  zwölf 
Jahre,  und  so  fort  von  zwölf  zu  zwölf  Jahren  verlängert  an- 
gesehen werden. 

Artikel  «1. 

•    *.  • 

Gegenwärtiger  Vertrag  soll  alsbald  zur  Ratification  der 
hohen  contrahirenden  Theile  vorgelegt,  und  die  Auswechselung 
der  Ratlflcations-ürkunden  soll  spätestens  in  sechs  Wochen  ü 
Berlin  bewirkt  werden.  ,  .  ( . 
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So  geschehen  Berlin,  den  10.  Mai  1833. 

Ludwig  Kühne.     Emst  Michaelis.      Carl  Friedrich 

v.  Wilkens. 
(L.  S.)  (L.  S.)  (L.  S.) 


Heinrich  Theodor  Ludwig     Ludwig  Heinrich  v.  L'  E  s  t  o  c  q. 
Schwedes. 

(L.  S.)     .  (L.  S.) 

Ottokar  Thon.     Ludwig  v.  Rebeur.      Jacob  Ignatz 

v.  Cruickshank. 
(L.  S.)  (L.  S.)  (L.  S.) 

Carl  August  Friedrich  Adolph     Carl  Johann  Heinrich  Ernst 
v.Fischern.  Edler  v.  Braun. 

(L.  S.)  '    '  (L.  S.) 


Otto  Wilhelm  Carl  v.  Röder. 

0 

(L.  S.) 

Friedrich  Wilhelm 
v.  Witzleben. 
(L.  S.) 


Carl  Friedrich  Wilhelm 
v.  Weise. 
(L.  S.) 

Gustav  Adolph  v.  Strauch. 
(L.S.)  V' 


a)  Vergl:  Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen 
Preussischen  Staaten,  1833,  Nr.  21,  S.  232  u.  f. 

Verträge  und  Verhandlungen  aus  dem  Zeiträume  1833 
bis  einschliesslich  1836  über  die  Bildung  und  Aus f ührung  des 
Deutschen  Zoll-  und  Handels-Vereins,  unter  Aufsicht 
des  Central-Bureau's  des  Zoll-Vereins  nach  amtlichen 
Schriftstücken  abgedruckt,  Bd.  I,  S.  155  u.  f. 

S.eparat-Ar  ti  kel  zu  dem  Vertrage,  wegen  Errichtung 
des  Thüringischen  Zoll  -  und  Handels-Vereins. 
Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  161,  162. 

Schluss-Protokoil  vom  10.  Mai  1833. 
Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  163  u.  f. 

Protokoll  vom  2.  December  1833  über  die  Auswechselung 
der  Urkunden  wegen  Hatification  des  obigen  Vertrages 
und  des  dazu  gehörenden  Separat-Artikels. 
Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  170. 


CXVIII. 


Vertrag  zwischen  Preussen  und  dem  Königreiche 
Sachsen,  wegen  gleicher  Besteuerung  innerer 
Erzeignisse,  unterzeichnet  zn  Berlin  an  30.  Ein 

1833.  •) 

Im  Zusammenhange  mit  dem  zwischen  Preussen. 
Kurhessen  und  dem  Grossherzogthume  Hessen,  dann 
Baiern  und  Württemberg  einerseits,  und  Sachsen  an- 
dererseits abgeschlossenen  Zoll-Verein igungs -Vertrage, 
sind  von  den  Bevollmächtigten  Seiner  Majestät  des  Königs  von 
Preussen  und  Seiner  Königlichen  Hoheit  des  Prinzen  Mit- 
regenten von  Sachsen,  nämlich : 

dem  Königlich  Preussischen  Geheimen  Staats  -  und  Finanz- 
Minister,  Carl  Georg  Maassen,  Ritter  des  Königlich  Preussi- 
schen rothen  Adler-Ordens  erster  Klasse,  Inhaber  des  eisernen 
Kreuzes  zweiter  Klasse  am  weissen  Bande,  Grosskreuz  des  Gvil- 
Verdienst-Ordens  der  Königlich  Baierischen  Krone,  Commenthur 
des  Ordens  der  Königlich  Württembergischen  Krone,  Grosskreuz 
des  Kuritirstlich  Hessischen  Löwen-Ordens,  des  Grossherzogiieb 
Hessischen  Ludwigs-Ordens  und  des  Grossherzoglfch  Sachsen- 
Weimarischen  Haus-Ordens  vom  weissen  Falken,  und 

dem  Königlich  Preussischen  Wirklichen  Geheimen  Legaüons- 
rath  und  Director  im  Ministerium  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten, Albrecht  Friedrich  Eichhorn,  Ritter  des  Königlich 
Preussischen  rothen  Adler-Ordens  dritter  Klasse  mit  der  Schleife, 
Inhaber  des  eisernen  Kreuzes  zweiter  Klasse  am  weissen  Bande. 
Ritter  des  KaiserUch  Russischen  St.  Annen-Ordens  zweiter  Klasse, 
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Commandern*  des  Civil  -Vcrdieiist-Ordens  der  Königlich  Ha  im - 
scheu  Krone,  Commenthur  des  Ordens  der  Königlich  Württem- 
bergischen Krone  und  des  Königlich  Hannöverischen  Guelpoen- 
Ordens,  Commandeur  erster  Klasse  des  Kurfürstlich  Hessischen 
Haus-Ordens  vom  goldenen  Löwen  und  des  Grossherzoglich  Hes- 
sischen Ludwigs-Ordens,  (Kommandeur  des  Grossherzoglich  Sach- 
sen-Weimarischen Ordens  vom  weissen  Falken,  und 

dem  Königlich  Sächsischen  Minister,  Staats  -Secretär  der 
Finanzen,  Heinrich  Anton  von  Ze schau,  Commandeur  des 
Königlich  Sächsischen  Civil  -Verdienst-Ordens,  und 

dem  Königlich  Sächsischen  General-Lieutenant  der  Caval- 
lerle,  General- Adjutanten,  ausserordentlichen  Gesandten  und  be- 
vollmächtigten Minister  am  Königlich  Preussischen  Hofe,  Carl 
Friedrich  Ludwig  von  Watzdorff,  Ritter  des  Königlich  Säch- 
sischen Rauten- Ordens,  Commandeur  erster  Klasse  des  Königlich 
Sächsischen  Militär-  St.  Heinrichs -Ordens,  Ritter  des  Königlich 
Baierischen  St.  Hubertus -Ordens, 

noch  die  folgenden,  nur  auf  Verhältnisse  zwischen  Preussen 
und  Sachsen  Bezug  habenden  Verabredungen  unter  dem  Vorbe- 
halte der  Ratification  ihrer  Allerhöchsten  Höfe  getrolTen  worden. 

Artikel  1. 

Um  eine  völlige  Freiheit  des  gegenseitigen  Verkehrs  auch 
mit  denjenigen  inneren  Erzeugnissen  herzustellen,  bei  welchen 
eine  Verschiedenheit  der  Besteuerung  noch  die  Erhebung  einer 
Ausglelchungs-Abgabe  auf  der  einen  oder  aur  der  anderen  Seite 
nothwendig  machen  würde,  wollen  Se.  Majestät  der  König  und 
Se.  Königliche  Hoheit  der  Prinz  Mitregent  von  Sachsen  dahin 
wirken,  dass  in  Ihren  Landen  spätestens  bis  zum  1.  Januar  1834 
dieselbe  Besteuerung  des  Braumalzes,  der  Branntweinfabiikation, 
des  Tabaks-  und  des  Weinbaues  eintrete,  welche  in  Preussen 
gesetzlich  besteht,  worauf  sodann  eine  Abgaben -Erhebung  von 
Bier,  Branntwein,  Tabaksblältern  und  Fabrikaten,  ingleichen 
von  Traubenmost  und  Wein  bei  dem  Cebergange  aus  dem  einen 
in  das  andere  Gebiet,  gegenseitig  nicht  Statt  finden  wird. 

Artikel  ». 

1  4 

Unter  Voraussetzung  einer  gesetzlich  gesicherten  Erhebung 
des  Steuer-Betrages  von  iya  Sgr.  oder  ly4  gGr.  für  ein  Quart 
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Branntwein  zu  50  pCt.  Alkoholstärke,  aur  der  Grundlage  der 
deshalb  gegenwärtig  In  Preussen  bestehenden  Gesetzgebung  soll 
vom  1.  Januar  1834  ab  zwischen  Preussen  und  Sachsen  auch 
eine  Gemeinschaft  der  Einnahme  von  der  Fabrikationssteuer  fcs 
Branntweins  dergestalt  Statt  finden,  dass  der  Ertrag  dies» 
Steuer  zwischen  Preussen  und  dem  Königreiche  Sachsen  zu- 
sammengeworfen ,  und  im  Verhältnisse  der  Bevölkerung  beider 
Staaten  getheilt  wird. 

Artikel  3. 

Das  Nähere  über  das  Geschäft  der  im  vorhergehenden  Ar- 
tikel erwähnten  Theilung,  so  wie  die  Feststellung  gegenseitiger 
Befugnisse  zu  dem  Zwecke,  um  sich  von  der  gleichmäßigen 
Ausführung  der  die  Branntweinsteuer  betreffenden  gesetzlichen 
Vorschriften  überzeugen  zu  können,  bleibt  einer  besonderen  Ver- 
abredung vorbehalten.  | 

Artikel  4. 

Der  auf  dem  Grunde  des  Wiener  Tractats  vom  18.  Mai  1818 
zwischen  der  Königlich  Prcussischen  und  der  Königlich  Sachsi- 
schen Regierung  bestehende  Salzliefemngs  -  Vertrag,  d.d.  Bertin, 
den  3.  December  1828,  wird  beibehalten. 

Artikel  5. 

Der  gegenwärtige  Vertrag  soll  vorläufig  bis  zum  1.  Januar 
1842  gültig  seyn,  und  wenn  er  nicht  spätestens  zwei  Jahre  tot 
dem  Ablaufe  gekündigt  wird,  als  auf  zwölf  Jahre,  und  so  fort 
von  zwölf  zu  zwölf  Jahren  verlängert  angesehen  werden. 

Derselbe  soll  alsbald  zur  Ratification  der  hohen  contrahireo- 
den  Höfe  vorgelegt,  und  die  Auswechselung  der  Ratiflcations- 
ürkunden b)  soll  spätestens  binnen  sechs  Wochen  hier  in  Berlin 
bewirkt  werden. 

So  geschehen  Berlin,  den  30.  März  1833. 

Carl  Georg  M  a  a  s  s  e  n.       Heinrich  Anton  v.  Z  e  s  c  h a u. 
(L.  S.)  (L.  S.) 

Albrecht  Friedrich  Eichhorn.       Carl  Friedrich  Ludwig 

v.  Watzdorrr. 

•     '        (L.  S.)  (L.  S.) 
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a)  Vergl:  Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen 
Preussischen  Staaten,  1833,  Nr.  21,  S.  230  n.  f. 

Verträge  und  Verhandlangen  u.  s.w.  Bd.  I,  S.  145,  146. 
Separat-Artikel  zu  diesem  Vertrage. 
Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  147  u.  f. 

Schluss-Protokoll  vom  30.  März  1833. 
Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  148. 

b)  Die  Auswechselung  der  Ratifications-Urkunden 
erfolgte  zu  Berlin  am  28.  November  1833. 


i  •  ifl   «        • i  A 

•  .  > 


Vertrag  zwischen  Preussen,  Sachsen  und  den  zn 
dem  Thüringischen  Zoll-  und  Handels-Vereine 
verbundenen  übrigen  Staaten,  wegen  gleicher  Be- 
steuerung innerer  Erzengnisse,  unterzeichnet  zn 

Berlin  am  11.  Hai  1833.  ) 

Im  Zusammenhange  mit  dem  zwischen  Preussen, 
Baiern,  Sachsen,  Württemberg,  Kurhessen  und  dem 
Grossherzogthume  Hessen  einerseits,  und  den  Thürin- 
gischen Vereinsstaaten  andererseits  abgeschlossenen  Zoll- 
Vereinigungs -Vertrage  sind  von  den  Bevollmächtigten 
Preussen s,  Sachsens  und  sämmtli eher  ausser  Preus- 
sen noch  bei  dem  Thüringischen  Zoll-  und  Handels- 
Vereine  betheiligten  Staaten,  nämlich: 

dem  Königlich  Preussischen  Geheimen  Ober-Finanz-RaU), 
Ludwig  Bogislaus  Samuel  Kühne,  Ritter  des  Königlich  Preus- 
sischen rothen  Adler -Ordens  dritter  Klasse  mit  der  Schleife, 
Commandeur  zweiter  Klasse  des  Kurfürstlich  Hessischen  Haus- 
Ordens  vom  goldenen  Löwen,  und 

dem  Königlich  Preussischen  Geheimen  Legations-Rath,  Ernst 
Michaelis,  Ritter  des  Königlich  Preussischen  rothen  Adler- 
Ordens  vierter  Klasse,  Offleier  der  Königlich  Französischen  Ehren- 
legion, Commandeur  zweiter  Klasse  des  Kurfürstlich  Hessischen 
Haus-Ordens  vom  goldenen  Löwen ; 

dem  Königlich  Sächsischen  General-Lieutenant  der  Caval- 
lerie,  General  -  Adjutanten ,  ausserordentlichen  Gesandten  und 
bevollmächtigten  Minister  am  Königlich  Preussischen  Hofe,  Carl 


Digitized  by  Google 


863 

Wedrich  Ludwig  von  Watzdorf  f\  Hilter  des  Königlich  Säch- 
lichen Rauten-Ordens,  Coniuiandeur  erster  Klasse  des  Königlich 
iächsischen  Militär-  St.  Heinrichs -Ordens,  Ritter  des  Königlich 
tierischen  St.  Hubertus  -  Ordens ; 

dein  KurrUrstlich  Hessischen  Wirklichen  Geheimen  Le- 
alions-Kath,  ausserordentlichen  Gesandten  und  bevollmächtigten 
Minister  am  Königlieh  Preussischen  Hofe,  Carl  Friedrich  von 
VYilkcns -Hohenau,  Commandeur  des  Kurftirstlich  Hessi- 
tcken Haus-Ordens  vom  goldenen  Löwen,  Kitter  des  Königlich 
Preussisclien  rothen  Adler-Ordens  dritter  Klasse  und  des  König- 
in h  Preussisclien  St.  Jobanniter-Ordens,  und 

dem  Kurfürstlich  Hessischen  Geheimen  Ober-Berg-Kath, 
Heinrich  Theodor  Ludwig  Sehwedes,  Kitter  des  Kurfürstlich 
Hessischen  Haus-Ordens  vom  goldenen  Löwen ; 

dem  Grossherzoglich  Sachsen- Weiraar-Eiseuachischen  Mi- 
nister-Residenten am  Königlich  Preussisclien  Hofe,  Generalmajor 
Ludwig  Heinrich  von  LEstocq,  Kitter  des  Königlich  Preussi- 
schen rothen  Adler-Ordens  zweiter  Klasse  mit  Eiehenlaub  und 
des  Königlich  Preussisclien  Militär- Verdienst-Ordens,  Comman- 
deur des  Grossherzoglich  Sächsischen  Haus-Ordens  vom  weissen 
FalLeu,  und 

dem  Grossherzoglich  Sachsen- Weimar-Eisenachischen  Kam- 
mer-Rath Ottokar  Thon,  Kitter  des  Königlieh  Preussischen 
rothen  Adler-Ordens  dritter  Klasse; 

dem  Herzoglich  Sachsen  -  Meiningenschen  Minister -Resi- 
denten am  Königlich  Preussischen  Hole,  Kammerherrn  Ludwig 
August  von  Kebeur,  Ritter  des  Königlich  Preussischen  rothen 
Adler-Ordens  dritter  Klasse; 

dem  Herzoglich  Sachsen -Meiningenschen  Wirklichen  Ge- 
heimen Legations  •  Rath  und  Kammerherrn,  Jacob  Ignatz  von 
Cmickshank,  Ritter  des  Königlich  Preussischen  rothen 
Adler-Ordens  dritter  Klasse  und  des  Grossherzoglich  Sächsischen 
Ordens  vom  weissen  Falken,  und 

dem  Herzoglich  Sachsen -Meiningenschen  Ministerial-Rath, 
^*rl  August  Friedrich  Adolph  von  Fischern,  Ritter  des  König- 
lich Preussischen  rothen  Adler-Ordens  dritter  Klasse  und  des 
Königlich  Sächsischen  Civil -Verdienst -Ordens; 
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dem  Herzoglich  Sachsen  -Altenburgischen  Wirklich«  Ge- 
heimen Rath,  Minister  und  Kammer-Präsidenten,  Carl  Johann 
Heinrich  Ernst  Edler  von  Braun,  Commandeur  des  Hönisch 
Sächsischen  Civil -Verdienst -Ordens  und  des  Grossherzogifch 
Sächsischen  Haus-Ordens  vom  weissen  Falken,  Ritter  des  Or 
dens  der  Königlich  Württembergischen  Krone; 

dem  Herzoglich  Sachsen-Coburg-Gothaischen  Kamm  ernenn 
und  Minister-Residenten  am  Königlich  Preussischen  Hofe,  Oberst- 
Lieutenant  Otto  Wilhelm  Carl  von  Röder; 

dem  Fürstlich  Schwarzburg-Sondershauscnsehen  Kammer- 
Präsidenten ,  Carl  Friedrich  Wilhelm  von  Weise,  Ritter  des 
Königlich  Preussischen  rothen  Adler -Ordens  dritter  Kiasse; 

dem  Fürstlich  Schwarzburg  -  Rudolstädtischen  Ober- Stall- 
meister, Friedrich  Wilhelm  von  Witzleben ; 

dem  Fürstlich  Reussischen  Kanzler,  Regierungs-  und  Con- 
sistorial  -  Präsidenten ,  Gustav  Adolph  von  Strauch,  Ritter  des 
Königlich  Preussischen  rothen  Adler-Ordens  dritter  Klasse  und 
des  Königlich  Sächsischen  Civil -Verdienst -Ordens ; 
noch  die  folgenden,  nur  auf  die  Verhältnisse  zwischen  Preus- 
sen,  Sachsen  und  den  zum  Thüringischen  Zoll-  und  Handels- 
Vereine  gehörigen  Staaten  Bezug  habenden  Verabredungen,  unter 
dem  Vorbehalte  der  Ratification,  getroffen  worden. 

Artikel  1. 

Um  eine  völlige  Freiheit  des  gegenseitigen  Verkehrs  auch 
mit  denjenigen  inneren  Erzeugnissen  herzustellen,  bei  welchen 
eine  Verschiedenheit  der  Besteuerung  noch  die  Erhebung  einer 
Ausgleichungs-Abgabe  auf  der  einen  oder  aur  der  anderen  Seite 
nothwendig  machen  würde,  wollen  sämmtlicbe  bei  dem  Thürin- 
gischen Zoll-  und  Handels-Vereine  betheilfgte  Regierungen  da- 
hin wirken,  dass  in  ibren  zu  diesem  Vereine  gehörigen  Landen 
und  Landes! heilen  spätestens  bis  zum  1.  Januar  1834  dieselbe 
Besteuerung  der  Branntweinfabrikation ,  des  Tabaks-  und  des 
Weinbaues  eintrete,  welche  in  Preussen  dermalen  gesetzlich 
besteht,  und  in  Sachsen  bis  zu  Jenem  Zeitpunkte  eingeführt 
werden  wird,  worauf  sodann  eine  Abgaben  -  Erhebung  von 
Branntwein,  Tabaksblättern  und  Fabrikaten,  ingleichen  von 
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Traubenmost  und  Wein,  bei  dem  U ebergange  aus  dem  einen  in 
das  andere  Gebiet  gegenseitig  nicht  Statt  finden  wird. 

Artikel  *. 

Die  Mitglieder  des  Thüringischen  Vereins  verpflichten  sich, 
In  ihren  zu  letzterem  gehörigen  Landen  und  Landes-Theilen  die 
daselbst  bestehenden  Steuern  von  der  Bierbereitung  nicht  unter 
den  Betrag  der  dermalen  in  den  Königlich  Preussischen  Staaten 
bestehenden  Abgabe  von  dieser  Fabrikation  herabzusetzen. 
Unter  dieser  Bedingung  soll  vom  1.  Januar  1834  an  auch  der 
Uebergang  von  Bier  aus  dem  Gebiete  des  Thüringischen  Vereins 
nach  Preussen  und  dem  Königreiche  Sachsen  und  umgekehrt 
keiner  Abgabe  unterliegen. 

Artikel  i. 

Unter  Voraussetzung  einer  gesetzlich  gesicherten  Erhebung 
des  Steuer-Betrages  von  ly4  gGr.  oder  l»/i6  Sgr.  für  ein  Quart 
Branntwein  zu  50%  Alkohol-Stärke  nachTralles,  aur  der  Grund- 
lage der  deshalb  gegenwärtig  in  Preussen  bestehenden  Gesetz- 
gebung, wird  vom  1.  Januar  1834  ab  zwischen  Preussen,  Sach- 
sen und  dem  Thüringischen  Vereine  auch  eine  Gemeinschaftlich- 
keit der  Einnahme  von  der  Fabrikationssteuer  des  Branntweins 
dergestalt  Statt  finden,  dass  der  Ertrag  dieser  Steuer  zusammen- 
geworfen, und  zwischen  Preussen,  Sachsen  und  dem  Thüringi- 
schen Vereine  im  Verhältnisse  der  Bevölkerung  gctheilt  wird. 

Artikel  4. 

Das  Nähere  über  das  Geschäft  der  im  vorhergehenden  Artikel 
erwähnten  Theilung,  so  wie  die  Feststellung  gegenseitiger  Be- 
fugnisse zu  dem  Zwecke,  um  sich  von  der  gleichmässigen  Aus- 
führung der  die  Branntweinsteuer  betreffenden  gesetzlichen  Vor- 
schrillen überzeugen  zu  können,  bleibt  einer  besondern  Verab- 
redung vorbehalten. 

Artikel  5. 

Der  gegenwärtige  Vertrag  soll  vorläufig  bis  zum  1.  Januar 
1842  gültig  seyn,  und,  wenn  er  nicht  spätestens  neun  Monate 
vor  dem  Ablaufe  gekündigt  wird,  als  aur  zwölf  Jahre,  und  so 
fort  von  zwölf  zu  zwölf  Jahren  verlängert  angesehen  werden. 
III.  55 
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Derselbe  soll  alsbald  zur  Ratification  der  hoben  eontrahiren 
den  Höfe  vorgelegt,  und  die  Auswechselung  der  Ratificitwas- 
Urkunden h)  soll  spätestens  binnen  sechs  Wochen  in  Berlin  be- 
wirkt werden. 

So  geschehen  Berlin,  den  11.  Mai  1833. 

Ludwig  Ruhne.     Ernst  Michaelis.     Carl  Friedrich 

v.  Wilkens. 
(L.  S.)  (L.  S.)  (L.  S.) 

Heinrich  Theodor  Ludwig  Carl  Friedrich  Ludwig 

Schwedes.  v.  Watzdorff. 

(L.  S.)  (L.  S.) 

Ludwig  Heinrich     Ottokar  Thon.     Ludwig  v.  Rebeur. 
v.  L' Estocq. 

.      (L.  S.)  .    (L.  S.)  (L.  S.) 

m 

Jacob  Ignatz  v.Cruickshank.   Carl  August  Friedrich  Adolp 

v.  Fischern. 
(L.  S.)  (L.  S.) 

Carl  Johann  Heinrich  Ernst      Otto  Wilhelm  Carl  v.  Röder. 
Edler  v.  Braun. 

(L.  S.)  (L.  S.) 

Carl  Friedrich  Wilhelm  Friedrich  Wilhelm 

V.Weise.  v.  Witzleben. 

(L.  S.)  (L.  S.) 

Gustav  Adolph  v.  Strauch. 
(L.  S.) 

a)  Vergl:  Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen 
Preussischen  Staaten,  1833,  Nr.  21,  S.  265  a. f. 

Verträge  und  Verhandlungen  aus  dem  Zeiträume  von  1833 
bis  einschliesslich  1836  über  die  Bildung  und  Ausführung  des 
Deutschen  Zoll-  und  Handels-Vereins,  unter  Aufsieht 
des  €entral-Bureau's  des  Zoll-Vereins  nach  amtlichen 
Schriftstücken  abgedruckt,  Bd.  I,  S.  171  u.f. 
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Separat- Artikel  zu  dem  Vertrage  zwischen  Preussen, 
Sachsen  and  den  ausser  Preussen  bei  dem  Thüringischen 
Zoll-  und  Handels-Vereine  betheiligten  Staaten,  wegen 
gleicher  Besteuerung  innerer  Erzeugnissen 

Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  174. 

Schluss-Protokoll  zu  obigem  Vertrage.  (Vom  11.  Mai 

1833.)  '   '"  '■ 

Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  175,  176. 

Protokoll  vom  2.  December  1833,  über  Auswechselung 
der  Urkunden  wegen  Ratification  des  Vertrages  vom  11. Mai 
1833,  die  gleiche  Besteuerung  der  inneren  Erzeugnisse 
betreffend,  und  der  Sepa rat- Artikel  dazu. 
Ebendaselbst,  Bd.  I,  S.  176. 

b)  Die  Ratifications-Urkunden  sind  am  2.  December  1833 
zu  Berlin  ausgewechselt  worden. 


Vergl.  auch:  Vertrag  zwischen  Preussen  und  Schwarz- 
burg-Rudolstadt, betreffend  die  Zoll  -  und  Ilandelsverhält- 
nisse,  ingleichen  die  Besteuerung  der  inneren  Erzeug- 
nisse in  der  U  n  t  e  r  h  e  r  r  s  c  h  a  f  t  des  Fürsten  thums 
Schwarzburg-Rudolstadt,  unterzeichnet  zu  Berlin  am 
25.  Mai  1833. 

Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Pre ussischen 
Staaten,  1833,  Nr.  21,  S.  269  u. f. 

Vertrag  zwischen  Preussen  und  Sachsen-Weimar- 
Eisenach,  betreffend  die  Zoll-  und  Handels  Verhältnisse, 
ingleichen  die  Besteuerung  der  inneren  Erzeugnisse  in 
den  Grossherzoglichen  Aemtern  Allstedt  und  Oldisleben,  unter- 
zeichnet zu  Berlin  am  30.  Mai  1833. 

Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussischen 
Staaten,  1833,  Nr.  21,  S.  274  u.f. 

Vertrag  zwischen  Preussen  und  Schwarzburg-Son- 
dershausen, betreffend  die  Zoll-  und  Handelsverhältnisse, 
ingleichen  die  Besteuerung  der  inneren  Erzeugnisse  in 
der  Unterherr schaft  des  Fürstenthums  Schwarzburg- 
Sondershausen,  unterzeichnet  zu  Berlin  am  8.  Juni  1833. 

Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussischen 
Staaten,  1833,  Nr.  21,  S.  279  u.f. 
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Vertrag  zwischen  Preussen  und  Sachsen-Cobure- 
Gotha,  betreffend  die  Zoll-  und  Handelsverhältuissc,  in- 
gleichen die  Besteuerung  der  inneren  Erzeugnisse  indem 
Herzoglich  Sachsen-Coburg-Gothaischen  Amte  Völken- 
rode. 

Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussischen 
Staaten,  1833,  Nr.  21,  S.  284  u.f. 
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Zoll-Gartel  zwischen  Preussen,  Kurhessen 
mid  dem  6r o s  s  h  e  r  z  o gthu m  e  Hessen,  ferner 
Baiern  und  Württemberg,  sodann  Sachsen  einer- 
seits, und  den  zn  dem  Thüringischen  Zoll-  nnd 
Handels-Vereine  verbundenen  Staaten  anderer- 
seits, unterzeichnet  zn  Berlin  am  11.  Hai  1833.') 

Seine  Majestät  der  König  von  Preussen,  Seine  Hoheit  der 
Kurprinz  und  Mitregent  von  Hessen,  und  Seine  Königliche 
Hoheit  der  Grossherzog  von  Hessen, 
ferner : 

Seine  Majestät  der  König  von  Baiern  und  Seine  Majestät 
der  König  von  Württemberg, 
sodann : 

Seine  Majestät  der  König  und  Seine  Königliche  Hoheit  der 
Prinz  Mitregent  von  Sachsen 
einerseits, 

und  die  bei  dem  Thüringischen  Zoll-  und  Handelsvereine  be- 
theiligten  Souveräne,  nämlich,  ausser  Seiner  Majestät  dem  Kö- 
nige von  Preussen  und  Seiner  Hoheit  dem  Kurprinzen  und  Mit- 
regenten von  Hessen: 

Seine  Königliche  Hoheit  der  Grossherzog  von  Sachsen- 
Weimar-Eisenach,  Ihre  Durchlauchten  die  Herzoge  von  Sachsen- 
Meiningen,  Sachsen-Altenburg  und  Sachsen-Coburg-Gotha,  in- 
gleichen Ihre  Durchlauchten  die  Fürsten  von  Schwarzburg-Son- 
dershausen, Schwarzburg -Rudolstadt,  Reuss- Schieitz,  Reuss- 
Greitz  und  Reuss -Lobenstein  und  Ebersdorf 
andererseits, 
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haben  zu  dem  Zwecke,  um  sich  durch 
regeln  in  der  AuArechthaltung  Ihres  Handels-  und  Zollsystems 
und  Unterdrückung  des  gemeinschäd liehen  Schleichhandels  zn 
unterstützen,  Unterhandlungen  eröffnen  lassen,  und  zu  diesen 
als  Bevollmächtigte  ernannt : 

Seine  Majeslät  der  König  von  Preussen  : 

Allerhöchst-Ihren  Geheimen  Ober-Finanz-Rath,  Ludwig  Bo- 
gislaus  Samuel  Kühne,  Ritter  des  Königlich Preussischen  rothen 
Adler-Onlrns  dritter  Klasse  mit  der  Schleife  und  Comnrandeur 
zweiter  Klasse  des  Kurfürstlich  Hessischen  Haus- Ofdens  tod 
goldenen  Löwen,  und 

Allerhöchst-Ihren  Geheimen  Legations-Rath,  Ernst  Micha- 
elis, Ritter  des  Königlich  Preussischen  rothen  Adler- Onfens 
vierter  Klasse,  Ofllcier  der  Königlich  Französischen  Ehrenlegion 
und  Commandern'  zweiter  Klasse  des  Kurfürstlich  Hessischen 
Haus-Onlens  vom  goldenen  Löwen ; 

Seine  Hoheit  der  K  u  r  p  r  I  n  z  und  Mitregent  von  H  e  s  s  e  n  : 

Höchst-Ihren  Wirklichen  Geheimen  Legations-Rath,  ausser- 
ordentlichen Gesandten  und  bevollmächtigten  .Minister  an  dem 
Königlich  Preussischen  Hofe,  Carl  Friedrich  von  Wilkens- 
Hohenau,  Commandeur  des  Kurfürstlich  Hessischen  Haus- 
Ordens  vom  goldenen  Löwen ,  Ritter  des  Königlich  Preussischen 
rothen  Adler-Ordens  dritter  Klasse  und  des  Königlich  Preussi- 
schen St.  Johanniter -Ordens,  und 

Höchst-Ihren  Geheimen  Ober-Berg-Rath,  Heinrich  Theodor 
Ludwig  Schwedes,  Ritter  des  Kurfürstlich  Hessischen  Haus- 
Ordens  vom  goldenen  Löwen ; 

Seine  Königliche  Hoheit  der  Grossherzog  von  Hessen: 

Höchst-Ihren  Wirklichen  Geheimen  Rath  ui 
der  Ober -Finanz -Kammer,  Wilhelm  von  Kopp 
erster  Klasse  des  Grossherzoglich  Hessischeti  Ludwigs  -  Ordens, 
Ritter  des  Königlich  Preussischen  rothen  Adler-Ordens  zweiter 
Klasse,  Commandeur  erster  Klasse  des  Kurfürstlich  Hessischen 
Haus-Ordens  vom  goldenen  Löwen ; 

•    Seine  Majestät  der  König  von  Ba  i  e  r  n : 

Allerhöchst-Ihren  Kämmerer,  Staatsrate,  ausserordentlichen 
Gesandten  und  bevollmächtigten  Minister  an  den  Königlich  Preus- 
sischen, Königlich  Sächsischen,  Grossherzoglich  Sächsischen  und 
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lien  Herzoglich  Sächsischen  Höfen,  Friedrich  Christian  Johtinn 
Graf  von  Lux  bürg,  Grosskreuz  des  Civil -Verdienst -Ordens 
der  Königlich  Baierlschen  Krone,  Kitter  des  Königlich  Preußi- 
schen rothen  Adler-Ordens  erster  Klasse,  Grosskreuz  des  König- 
lich Sächsischen  Civil- Verdienst-Ordens  und  Ritter  des  Königlich 
Württembergischen  Friedrichs -Ordens;         .  , 

Seine  Majestät  der  König  von  Württemberg: 
Allerhöchst -Ihren  Major  im  Generalstabe,  Geschäftsträger 
am  Königlich  Preussischen  Hofe,  Franz  a  Paula  Friedrich  Frei- 
herr von  Linden;  ; 
Seine  Majestät  der  König  und  Seine  Königliche  Hoheit 
der  Prinz  Mitregent  von  Sachsen: 
Allerhöchst- Ihren  General-Lieutenant  der  Cavallerle,  Gene- 
ral-Adjutanten, ausserordentlichen  Gesandten  und  bevollmäch- 
tigten Minister  am  Königlich  Preussischen  Höre,  Carl  Friedrich 
Ludwig  von  Watzdorf f,  Kitter  des  Königlich  Sächsischen 
Rauten -Ordens,  Commandeur  erster  Klasse  des  Königlich  Säch- 
sischen Militär -St.  Heinrichs -Ordens,  Ritter  des  Königlich 
Baierischen  St.  Hubertus  -  Ordens ; 

Seine  Königliche  Hoheit  der  Grossherzog  von  Sachsen- 
Weimar-Eisenach; 
Höchst-Ihren  Minister-Residenten  am  Königlich  Preussischen 
Hofe,  den  Generalmajor  Ludwig  Heinrich  von  L'Estocq,  Ritter 
des  Königlich  Preussischen  rothen  Adler-Ordens  zweiter  Klasse 
mit  Eichenlaub  und  des  Königl.  Preussischen  Militär- Verdienst- 
Ordens,  Commandeur  des  Grossherzoglich  Sächsischen  Haus- 
Ordens  vom  weissen  Falken,  und 

Höchst-Ihren  Kammer- Rath  Ottokar  Thon,  Ritter  des 
Königlich  Preussischen  rothen  Adler- Ordens  dritter  Klasse ; 

Seine  Durchlaucht  der  Herzog  von  Sachsen-Mei- 
ningen: 

Höchst-Ihren  Minister-Residenten  am  Königlich  Preussischen 
Hofe,  den  Kammerherrn  Ludwig  August  von  Rebeur,  Ritter 
des  Königlich  Preussischen  rothen  Adler-Ordens  dritter  Klasse ; 

Höchst-Ihren  Wirklichen  Geheimen  Legations-Rath  und  Kam- 
merherrn, Jacob  Ignatz  von  Cruickshank,  Ritter  des  Königlich 
Preussischen  rothen  Adler-Ordens  dritter  Klasse  und  des  Gross- 
herzoglich Sächsischen  Haus-Ordens  vom  weissen  Falken,  und 
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Höchst-Ihren  Ministerlal-Rath,  Carl  August  Frl 
von  Fischern,  Ritter  des  Königlich  Preussischen  rolben  Adler- 
Ordens  dritter  Klasse  und  des  Königlich  Sächsischen  C ivil -Ver- 
dienst-Ordens ; 

Seine  Durchlaucht  der  Herzog  von  Sachsen- Alten- 
bürg: 

Höchst- Ihren  Wirklichen  Geheimen  Rath,  Minister  und 
Kammer -Präsidenten,  Carl  Johann  Heinrich  Ernst  Edler  von 
Braun,  Commandeur  des  Königlich  Sächsischen  Civil -Verdienst- 
Ordens  und  des  Grossherzoglich  Sächsischen  Haus -Ordens  vom 
weissen  Falken,  Ritter  des  Ordens  der  Königlich  Württemnergi- 
schen  Krone ; 

Seine  Durchlaucht  der  Herzog  von  Sachsen -.Coburg- 
Gotha.- 

HÖchst- Ihren  Kammerherrn  und  Minister -Residenten  am 
Königlich  Preussischen  Hofe,  Oberst  -  Lieutenant  Otto  Wilhelm 
Carl  von  Röder? 

Seine  Durchlaucht  der  Fürst  von  Schwarzburg- 
Sondershausen  : 
Höchst-Ihren  Kammer-Präsidenten,  Carl  Friedrich  Wilhelm 
von  Weise,  Ritter  des  Königlich  Preussischen  rothen  Adler- 
Ordens  dritter  Klasse; 

Seine  Durchlaucht  der  Fürst  von  Schwarzburg- 
Rudolstadt: 
Höchst-Ihren  Ober -Stallmeister,  Friedrich  Wilhelm  von 
Witzleben; 

Seine  Durchlaucht  der  Fürst  vonReuss-Schleitz, 
Seine  Durchlaucht  der  Fürst  von  Reuss-Greitz  und 
Seine  Durchlaucht  der  Fürst  von  Reuss-Lobensteio 
und  Ebersdorf: 
Höchst-Ihren  Kanzler,  Reglerungs-  und  Consistorial-Präsi- 
denten,  Gustav  Adojph  von  Strauch,  Ritter  des  Königlich 
Preussischen  rothen  Adler-Ordens  dritter  Klasse  und  des  Kö 
üch  Sächsischen  Civil. Verdienst- Ordens, 

von  welchen  Bevollmächtigten ,  unter  dem  Vorbehalt  der 
Ratification  Ihrer  Höfe,  das  folgende  Zoll-Cartel 
sen  worden  Ist, 
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Artikel  i. 

Die  sämmtlichen  contrahirenden  Staaten  verpflichten  sich, 
gegenseitig  auf  die  Verhinderung  und  Unterdrückung  des  Schleich- 
handels, ohne  Unterschied,  ob  derselbe  zum  Nachtheiie  der  con- 
trahirenden Staaten  in  ihrer  Gesammtheit,  oder  einzelner  unter 
ihnen  unternommen  wird,  durch  alle  ihrer  Verfassung  angemes- 
sene Massregeln  gemeinschaftlich  hinzuwirken. 

Artikel  9. 

Es  sollen  auf  ihrem  Gebiete  Rottirungen,  ingleichen  solche 
Waaren- Niederlagen,  oder  sonstige  Anstalten  nicht  geduldet 
werden,  welche  den  Verdacht  begründen,  dass  sie  zum  Zwecke 
haben,  Waaren,  welche  in  den  andern  contrahirenden  Staaten 
verboten  oder  beim  Eingange  in  dieselben  mit  einer  Abgabe  be- 
legt sind,  dorthin  einzuschwärzen. 

Artikel  S. 

Die  Behörden,  Beamten  oder  Bediensteten  aller  contrahiren- 
den Staaten  sollen  sich  gegenseitig  thütig  und  ohne  Verzug  den 
verlangten  Beistand  in  allen  gesetzlichen  Massregeln  leisten, 
welche  zur  Verhütung ,  Entdeckung  oder  Bestrafung  der  Zoll- 
Contraventionen  dienlich  sind,  die  gegen  irgend  einen  der  con- 
trahirenden Staaten  unternommen  worden  oder  begangen  sind. 

Unter  Zoll  -  Contraventionen  werden  hier  und  in  allen  fol- 
genden Artikeln  dieses  Vertrages  auch  die  Verletzung  der  von 
den  einzelnen  Regierungen  erlassenen  Einführ-  oder  Ausfuhr- 
Verbote,  insbesondere  auch  der  Verbote  solcher  Gegenstände, 
deren  ausschliesslichen  Debit  diese  Regierungen  sich  vorbehalten 
haben,  so  wie  ferner  auch  diejenigen  Contraventionen  begriffen, 
durch  welche  die  Abgaben  beeinträchtigt  werden,  welche,  nach 
der  besonderen  Verfassung  einzelner  Staaten,  für  den  Uebergang 
von  Waaren  aus  einem  Staate  in  einen  anderen  vertragsmässig 
angeordnet  sind. 

Artikel  4. 

Auch  ohne  besondere  Aufforderung  sind  die  Behörden,  Be- 
amten oder  Bediensteten  der  contrahirenden  Staaten  verbunden, 
alle  gesetzliche  Mittel  anzuwenden,  welche  zur  Verhütung,  Ent- 
deckung oder  Bestrafung  der  gegen  irgend  einen  der  gedachten 
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Staaten  beabsichtigten  oder  ausgeführten  Zoll- Contra  ventioflen 
dienen  kennen,  und  Jedenfalls  die  betreffenden  Behörden  dieses 
Staates  von  demjenigen  in  Kenntniss  zu  setzen,  was  sie  in  dl«er 
Beziehung  in  Erfahrung  bringen. 

Artikel  5. 

Den  Zollbeamten  und  anderen  zur  Wahrnehmung  des  Zoll- 
Interesse  verpflichteten  Bedienstelen  sämmratlicher  contrahiren 
den  Staaten  wird  hierdurch  gestattet,  die  Spuren  begangener 
Zoll-Contraventionen  auch  in  das  Gebiet  der  angrMnzenden  mit- 
contrahlrenden  Staaten ,  ohne  Beschränkung  auf  eine  gewisse 
Strecke,  zu  verfolgen,  und  es  sollen,  Je  nach  der  bestellenden 
Verfassung,  die  Ortsobrigkeiten,  Polizei  -  oder  Gerichtsbehörden 
in  solchen  Fällen  auf  mündlichen  oder  schriftlichen  Antrag  dieser 
Beamten  oder  Bediensteten,  und  unter  deren  Zuziehung,  durch 
Haussuchungen,  Beschlagnahmen,  oder  andere  gesetzliche  Mass- 
regeln des  Thatbestandcs  sich  gehörig  versichern. 

Auch  soll  aur  den  Antrag  der  requlrirenden  Beamten  oder 
Bediensteten  bei  dergleichen  Visitationen,  Beschlagnahmen,  oder 
sonstigen  Vorkehrungen  ein  Zoll-,  Steuer-  oder  Gclallsbeamter 
oder  Bediensteter  desjenigen  Staates,  in  dessen  Gebiete  Mass- 
regeln dieser  Art  zur  Ausführung  kommen,  zugezogen  werden, 
Falls  ein  solcher  im  Orte  anwesend  ist. 

Bei  Haussuchungen  und  Beschlagnahmen  soll  ein  den  ganzen 
Hergang  vollständig  darstellendes  Protokoll  aufgenommen,  und 
ein  Exemplar  desselben  den  requlrirenden  Beamten  oder  Be- 
diensteten eingehändigt,  ein  zweites  Exemplar  aber  zu  den  Akten 
der  Behörde  genommen  werden,  welche  die  Haussuchung  an- 
gestellt hat. 

Artikel  6. 

In  den  Fällen,  wo  wegen  Zoll-Contraventionen  die  Ver-  ; 
haftung  gesetzlich  zulässig  ist,  wird  die  Bcftigniss,  den  oder  die 
Contravenienten  anzuhalten,  den  verfolgenden  Beamten  oder  Be- 
diensteten auch  aur  dem  Gebiete  der  anderen  mitcontrahlrendea 
Staaten,  Jedoch  unter  der  Bedingung  eingeräumt,  daaa  4er 
Angehaltene  an  die  nächste  Ortsbehörde  desjenigen  Staates 
überliefert  werde,  auf  dessen  Gebiete  die  Anhaltung  Statt  ge- 
funden hat. 
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Wenn  die  Person  des  Contravententen  dem  verfolgenden  He- 
rnien oder  Bediensteten  bekannt,  und  die  Beweisführung  hinläng- 
ioli  gesichert  Ist,  so  findet  eine  Anhaltung  auf  fremdem  Gebiete 
licht  Statt. 

Artikel  Y. 

Eine  Auslieferung  def  Zoll-Contravenienten  tritt  in  dem 
-alle  nicht  ein,  wenn  sie  Unterthanen  desjenigen  Staates  sind, 
n  dessen  Gebiete  sie  angehalten  worden  sind. 

Im  anderen  Falle  sind  die  Contravenienten  demjenigen 
Staate,  auf  dessen  Gebiete  die  Contravention  verübt  worden  Ist, 
auf  dessen  Requisition  auszuliefern. 

Nur  dann,  wenn  dergleichen  flüchtige  Individuen  Unter- 
llianen  eines  dritten  der  contrahirenden  Staaten  sind,  ist  der  letz- 
tere vorzugsweise  berechtigt,  die  Auslieferung  zu  verlangen,  und 
daher  zunächst  von  dem  rcquirirten  Staate  zur  Erklärung  über 
die  Ausübung  dieses  Rechtes  zu  veranlassen. 

Artikel  *. 

Sämmtliche  contrahirende  Staaten  verpflichten  sich,  ihre 
Unterthanen  und  die  in  ihrem  Gebiete  sich  aufhaltenden  Fremden, 
letztere,  wenn  deren  Auslieferung  nicht  nach  Artikel  7  verlangt 
wird,  wegen  der  auf  dem  Gebiete  eines  anderen  der  contrahiren« 
den  Staaten  begangenen  Zoll-Contraventioncn  oder  ihrer  Thell- 
nahme  an  selbigen,  auf  die  von  diesem  Staate  ergehende  Requi- 
sition ebenso  zur  Untersuchung  und  Strafe  zu  ziehen,  als  ob  die 
Contravention  auf  eigenem  Gebiete  und  gegen  die  eigene  Gesetz- 
gebung begangen  wäre. 

Diese  Verpflichtung  erstreckt  sich  In  gleicher  Art  auch  auf 
die  mit  den  Contraventionen  coneurrirenden  gemeinen  Verbrechen 
oder  Vergehen,  beispielsweise  der  Fälschung,  der  Widersetzlich- 
keit gegen  die  Beamten  oder  Bediensteten,  der  körperlichen  Ver- 
letzung u.  s.  w. 

Was  solche  Contraventionen  betrifft,  welche  gegen  die  be- 
sonderen Gesetze  eines  oder  mehrerer  Staaten  begangen  werden, 
wonach  die  Einführ  gewisser  Gegenstände  auch  aus  anderen  der 
contrahirenden  Staaten  entweder  gar  nicht,  oder  doch  nur  gegen 
Erlegung  einer  vertragsmäßig  bestimmten  Abgabe  Statt  finden 
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darr,  oder  die  Ausführ  gewisser  Gegenstände 
werden  diejenigen  Staaten,  in  welchen  Air  die 
strafting  solcher  Contraventionen  etwa  noch  nicht  vorgeseien 
seyn  sollte,  veranlassen,  dass 

1)  die  Contraventionen  gegen  die  in  anderen  conl 
Staaten  bestehenden  Ein  -  oder  Ausführverbote  wenigst« 
mit  einer  dem  zweifachen  Werthe  des  verbotswidrig'  eio- 
oder  ausgerührten  Gegenstandes  gleichkommenden  Geld- 
busse ; 

2)  die  Defraudationen  der  vertragsmässig  bestimmten  Abgaben 
wenigstens  mit  einer  dem  vierfachen  Betrage  der  ver- 
kürzten Steuer  gleichkommenden  Geidbusse 

bestraft  werden. 

ArtlUcl  9. 

In  den  nach  Artikel  8  einzuleitenden  Untersuchungen  soll 
in  Bezug  auf  die  Feststellung  des  Thatbestandes  den  amtlichen 
Angaben  der  Behörden,  Beamten  oder  Bediensteten  desjenigen 
Staates,  auf  dessen  Gebiete  die  Zoil-Contravention  begangen 
worden,  dieselbe  Beweiskraft  beigemessen  werden,  welche  den 
amtlichen  Angaben  der  inländischen  Behörden,  Beamten  oder 
Bediensteten  für  Fälle  gleicher  Art  in  den  Landesgesetzen  bei- 
gelegt ist. 

Artikel  iO. 

Die  festgesetzten  Geldbussen  und  der  Erlös  aus  den  in  Folge 
der  Untersuchung  und  Verurtheilung  in  Beschlag  genommenen 
und  conflscirten  Gegenständen  verbleiben  demjenigen  Staate,  in 
welchem  die  Verurtheilung  erfolgt  ist,  Jedoch  nach  Abzug  des 
dem  Denuncianten  (Aufliringer,  Angeber)  gesetziieh  zustehenden 
Antheiis,  der  auch  in  dem  Falle  an  letzteren  verabfolgt  werden 
soll,  wenn  dieser  ein  Beamter  oder  Bediensteter  eines 
der  contrahirenden  Staaten  ist. 

Die  von  dem  Uebertreter  verkürzten  Gefälle  sind 
so  weit  sie  von  ihm  beigetrieben  werden  können ,  Jedesmal  an 

dessen1  r^61106  Behörde  desJen|£en  Staates  zu  übersenden,  anf 
essen  Gebiete  die  Contravention  begangen  worden  ist. 
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Artikel  II. 

Den  sämmtlichen  contrahirenden  Staaten  verbleibt  die  Be- 
fügniss,  wegen  der  in  ihrem  Gebiete  verübten  Zoll-Contraventio- 
neo,  auch  wenn  die  Uebertreter  Unterthanen  eines  anderen  der- 
selben sind,  selbst  die  Untersuchung  einzuleiten,  Strafen  festzu- 
setzen und  solche  beizutreiben,  wenn  der  Angeschuldigte  in  ihrem 
Gebiete  verhaltet  ist.  Jedenfalls  sollen  dem  beeinträchtigten 
Staate,  wenn  er  von  dieser  Befugniss  keinen  Gebrauch  macht, 
die  etwa  in  Beschlag  genommenen  Effekten  des  Angeschuldigten 
so  lange  verbleiben,  bis  von  dem  anderen  Staate,  an  welchen  der 
Uebertreter  ausgeliefert  worden,  rechtskraRige  Entscheidung 
erfolgt  seyn  wird.  Die  Auslieferung  solcher  Effekten  kann  selbst 
dann  nur  insoweit  gefordert  werden ,  als  nicht  auf  deren  Con- 
flscation  erkannt,  oder  der  Erlös  aus  denselben  nicht  zur  Be- 
richtigung der  verkürzten  Abgaben  und  daneben  entstandenen 
Kosten  erforderlich  ist. 

Ganz  dasselbe  tritt  auch  dann  ein,  wenn  ohne  Verhaftung 
des  Angeschuldigten  Effekten  desselben  von  dem  Staate,  in  wel- 
chem er  die  Uebertretung  begangen  hat,  in  Beschlag  genommen 
worden  sind. 

Artikel  1«. 

Die  bisher  schon  dem  Zollsysteme  der  einen  oder  der  anderen 
der  contrahirenden  Staatsregierungen  entweder  mit  ihrem  ganzen 
Länderbestande  oder  mit  einzelnen  Theilen  desselben  beigetretenen 
Staaten  sollen  eingeladen  werden,  diesem  Zoll-Cartel  sich  anzu- 
schliessen. b) 

Artikel  IS. 

Die  Dauer  des  gegenwärtigen  Vertrages  wird  vorläufig  bis 
zum  1.  Januar  1842  festgesetzt.  Wird  der  Vertrag  während 
'  dieser  Zeit  und  spätestens  zwei  Jahre  vor  deren  Ablauf  nicht 
gekündigt,  so  soll  derselbe  auf  zwölf  Jahre,  und  so  fort  von 
zwölf  zu  zwölf  Jahren  als  verlängert  angesehen  werden. 

Gegenwärtiger  Vertrag  soll  alsbald  zur  Ratification  der 
hohen  contrahirenden  Höfe  vorgelegt,  und  die  Auswechselung 
der  Ratiflcations-  Urkunden  spätestens  binnen  sechs  Wochen 
in  Berlin  bewirkt  werden. c) 
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So  geschehen  Berlin,  den  iL  Mai  1833. 

Ludwig  Kühne.    Ernst  31  i  c  h  a  e  1  i  s.      Carl  Friedrich 

v.  Wtlkens. 
(L.  S.)  '  (L.  S.)  (L.  S.) 

Heinrich  Theodor  Wilhelm  v.  Kopp.  Friedrich  Christfan 
Ludwig  Schwedes.  Johann 

Graf  v.  Lux  bürg. 
(L.  S.)  (L.  S.)  (L.  S.) 


Franz  a  Paula      Carl  Friedrich  Ludwig  v.  Watzdorff. 
Friedrich 
Freiherr  v.  Linden. 

(L.  S.)  (L.  S.) 

Ludwig  Heinrich       Ottokar  Thon.    Ludwig  v.  Rebeur. 
v.  L'Estocq. 

(L.  S.)  (L.  S.)  -  (L.  S.) 

#  •  ■ 

Jacob  Ignatz  v.  Cruickshank.    Carl  August  Friedrich  Adolph 

v.Fischern. 
(L.  S.)  *  (L.  S.) 

Carl  Johann  Heinrich  Ernst  Otto  Wilhelm  Carl  v.  Röder. 
Edler  v.  Braun. 

(L.  S.)  (L.  S.) 

»  » 

Carl  Friedrich  Wilhelm  -      Friedrich  Welheim 

V.Weise.  v.  Witzlehen. 

'     (L.  S.)  (L.  S.) 

•     *.  . 
Gustav  Adolph  v.  Strauch. 
(L.  S.) 

•  .. 

ä)  Vergl:  Verträge  und  Verhandlungen  aus  dem  Zeit- 
räume von  1833  bis  einschliesslich  1836  über  die  B  i  1  d  u  n  g  und  A  u  s- 
führung  des  Deutschen  Zoll  -  und  Handels-Vereins,  unter 
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Aufsicht  des  Central-Bureau's  des  Zoll -Vereins  «.ach 
amtlichen  Schriftstücken  abgedruckt,  Bd.  I,  S.  21%  «.  f. 

Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussischen 
Staaten,  1833,  Nr.  21,  S.  258  u.  f. 

Am  22.  März  1833  war  zu  Berlin  ein  Zoll-Cartel 
zwischen  Preussen,  Kurhessen  und  dein  Grossherzog- 
thume  Hessen  einerseits,  dann  Baiern  und  Württember g 
andererseits  abgeschlossen, 

(s.  dasselbe  in  den  Verträgen  und  Verhandlungen  u.  s.  w. 
Bd.  1,  S.  31  u.  f.), 

es  wurde  indessen  in  dem  Protokolle  vom  28.  November  1833, 
über  die  Auswechselung  der  Urkunden  wegen  Ratifi- 
cation des  Zoll-Cartels,  vom  22.  Märs  1833,  verabredet: 

„dass,  da  das  am  11.  Maid.  J.  zwischen  den  jetzt  contvahiren- 
den  Staaten  und  den  Staaten  des  Thüringischen  Vereins  abge- 
schlossene Zoll  -  Cartel  mit  dem  jetzt  vorliegenden  im  Wesen  t- 
lichen  gleichlautend  und  nur  an  einigen  Stellen  in  der 
Fassung  nach  dem  Wunsche  der  Gross  her  zog  lieh  Hessischen 
Regierung  geändert  worden,  es  der  Publication  des  Zoll- 
Cartels  vom  22.  März  1833  gar  nicht  bedürfen, 
vielmehr  nur  das  Zoll-Cartel  vom  11.  Mai  1833  zu 
publiciren  seyn  werde." 

Vergl:  Verträge  und  Verhandlungen  u.s.  w.  Bd.  I.  S.95— -97. 
S.  ferner : 

Protokoll  vom  11.  Mai  1833,  wegen  Unterzeichnung  des 
Zoll-Cartels. 

Ebendaselbst,  S.  218. 

Protokoll  vom  2.  December  1833,  die  Auswechselung  der 
Urkunden  wegen  Ratification  des  Zoll-Cartels  (vom 
11.  Mai  1833)  betreffend. 

Ebendaselbst,  S.  219  u.  f. 

b)  Durch  besondere  Erklärungen  schlössen  sich  die 
betreffenden  Regierungen  diesem  Zoll-Cartel  an  für: 

die  Grossherzoglich  Mecklenburg-Schwerinischen  Gebiets- 

theile  Rossow,  Netzeband  und  Schö n berg, 
das  Grossherzoglich  Oldenburgische  Fürstenthum  B i r k e n f e  1  d, 
das  Herzoglich  Sachsen-Coburg-  und  Gothaische  Fürstenthum 
Lichtenberg, 
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die  sammtliehen  Anhaltischen  Lande, 
das  Fürsten thum  Wa  1  d  e  c  k , 
die  Fürstlich  Lippeschen  Gebietstheile  Lipperode,  Kappel  u*i 
Grevenhagen, 

das  Landgräflich  Hessische  Oberamt  Mei Senheim. 

Vergl:  Königlich  Preussische  Ministerial-Bekannt- 
machung  vom  11.  Juli  1S34. 

Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preusstscbec 
Staaten,  1834,  Nr.  14,  S.  90. 

c)  Die  Auswechselung  der  Ratifications-Urk unden 
hat  am  2.  December  1833  zu  Berlin  Statt  gefunden. 
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Vertrag  zwischen  Preussen,  Baiern,  Sachsen, 
Württemberg,  Baden,  Kurhessen,  dem  Gross- 
herzogthnme  Hessen,  den  zum  Thüringischen 
Zoll-  nnd  Handels  Vereine  gehörigen  Staaten,  Nas- 
sau und  der  freien  Stadt  Frankfurt,  die  Fortdauer 
des  Zoll-  und  Handels-Vereins  betreffend,  unter- 
zeichnet zu  Berlin,  den  8.  lai  1841.*) 

Nachdem  die  in  Geraiissheit  der  Verträge  vom  22.  und 
30.  März  und  11.  Mai  1833,  vom  12.  Mai  und  10.  Dccember 
1835  und  vom  2.  Januar  1836  zu  einem  Zoll-  und  Handels -Ver- 
eine verbundenen  Regierungen,  —  im  Anerkenntnisse  der  wohl- 
tätigen Wirkungen,  welche  derselbe,  Ihren  bei  dessen  Gründung 
und  Erweiterung  gehegten  Absichten  entsprechend,  Tür  den  Han- 
del und  gewerblichen  Verkehr  der  Vereinsstaaten,  und  hierdurch 
zugleich  llir  die  Beförderung  der  Verkehrsrreiheit  in  Deutschland 
überhaupt  herbeigeführt  hat,  —  in  dem  Wunsche  übereingekom- 
men sind,  den  Fortbestand  dieses  Vereins  auf  eine  ebenso  den 
Interessen  der  Gesammtheit,  als  den  besonderen  Verhältnissen 
einzelner  Vereinsgiieder  zusagende  Weise  sicher  zu  stellen  $  so 
sind  zur  Erreichung  dieses  Zweckes  Verhandlungen  gepflogen 
worden,  wozu  als  Bevollmächtigte  ernannt  haben: 

Se.  Majestät  der  König  von  Preussen: 
Allerhöchst-Ihren  Wirklichen  Geheimen  Ober-Finanz-Rath 
und  General  -  Direktor  der  Steuern,  August  Heinrich  Kuhl- 
meyer, Ritter  des  Königlich  Preussischen  rothen  Adler- Ordens 
III.  56 
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zweiter  Glasse  mit  dem  Stern  und  Eichenlaub,  Commandeur  des 
Civil -Verdienst- Ordens  der  Königlich  Baierischen  Krone,  Gwn- 
menthur  des  Königlich  Sächsischen  Civil- Verdienst-Ordens.  Qm- 
menthur  des  Ordens  der  Königlich  Würtlem bergischen  Krone, 
und 

Allerhöchst-lhren  Wirklichen  Geheimen  Legations-Rath  und 
Direktor  im  Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheilen,  Franz 
August  Eich  mann,  Kitter  des  Königlich  Preussischen  rolhen 
Adler- Ordens  zweiter  Classe  mit  Eichenlaub  und  des  Kaiserlich 
Oesterreichischen  Leopold  -  Ordens ; 

Sc.  Majestät  der  König  von  Bai  er  n : 

Allerhöchst-lhren  Ministerial-Rath  und  General-Zoli-Admi- 
nistrator,  Karl  Friedrich  Bever,  Ritter  des  Königlich  Baierischen 
Verdienst  -  Ordens  vom  heiligen  Michael,  des  Königlich  Preussi- 
schen rothen  Adler-Ordens  dritter  Classe,  des  Ordens  der  König- 
lich Württembergischen  Krone  und  des  Grossherzoglich  Badi- 
schen Ordens  vom  Zähringer  Löwen ; 

Seine  Majeslät  der  König  von  Sachsen: 

Allerhöchst-lhren  Zoll  -  und  Steuer -Direktor,  Ludwig  von 
Zahn,  Commandeur  des  Grossherzoglich  Sächsischen  Hauü- 
Ordens  vom  weissen  Falken ; 

Se.  Majestät  der  König  von  Württem berg : 

Allerhöchst-lhren  Kammerherrn  und  Legationsralb,  Ge- 
schäftsträger am  Königlich  Preussischen  Hofe,  Franz  von  Paula 
Freiherrn  von  Linden,  Ritter  des  Ordens  der  Königlich  Würt- 
tembergischen Krone,  Ritter  des  Civil -Verdienst- Ordens  der 
Königlich  Baicrischen  Krone,  Commandeur  des  Grossherzoglich 
Badischen  Ordens  vom  Zähringer  Löwen,  Commandeur  des 
Grossherzoglich  Sächsischen  Haus -Ordens  vom  weissen  Falken, 
des  Maitheser  -  Ordens  Ritter, 
und 

Allerhöchst-lhren  Ober-Finanz-Rath,  Gustav  Hauber,  Ritter 

des  Königlich  Preussischen  rothen  Adler- Ordens  dritter  Classe, 

des  Civli-Verdienst-Ordens  der  Königlich  Baierischen  Krone,  des 

Grossherzoglich  Badiscben  Ordens  vom  Zähringer  Löwen,  und 

Ritter  erster  Classe  des  Grossherzoglich  Hessischen  Ludwigs- 
Ordens;      .  . 
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_  Se.  Königliche  Hoheit  der  Grossherzog  von  Baden : 
Höchst- Ihren  Geheimen  Rererendär,  Franz  Anton  Regen- 
auer, Commandern-  des  Grossherzoglich  Badischen  Ordens  vom 
Zähringer  Löwen  und  Commandeur  zweiter  Classe  des  Kurfürst- 
lich Hessischen  Haus- Ordens  vom  goldenen  Löwen, 
und 

Höchst-Ihren  Minister- Residenten  am  Königlich  Preussi- 
schen  Hofe,  Obrist-Lteutenant  und  Flügeladjutanten,  Karl  von 
Frankenherg-Lud wigsdorff,  Commandeur  des  Gross- 
herzoglich Badischen  Ordens  vom  Zähringer  Löwen,  Ritter  des 
Grossherzoglich  Badischen  Carl-Friedrich -Mflitär- Verdienst-Or- 
dens, Ritter  des  Königlich  Preussischen  St.  Johanniter-Ordens, 
Commandeur  des  CivH-Verdienst- Ordens  der  Königlich  Baieri- 
schen  Krone,  Commandeur  zweiter  Classe  des  Grossherzoglich 
Hessischen  Ludwigs  -  Ordens,  und  Ritter  des  Kaiserlich  Russi- 
schen St.  Wladimir-Ordens  vierter  Classe  mit  der  Schleife; 

Se. Hoheit  derKurprinz  und  Mitregent  von  Hesseni: 
Höchst-Ihren  Ober-Berg-  und  Salzwerks-Direktor,  Heinrich 
Theodor  Ludwig  Schwe des,  Commandeur  zweiter  Ciasse  des 
Kurfürstlich  Hessischen  Haus -Ordens  vom  goldenen  Löwen, 
Ritter  des  Königiich  Preussischen  rothen  Adler-Ordens  zweiter 
Classe,  Commandeur  des  Grossherzoglich  Badischen  Ordens  vom 
Zähringer  Löwen  und  Commandeur  des  Grossherzoglich  Säch- 
sischen Haus -Ordens  vom  weissen  Falken; 

Se.  Königliche  Hoheit  der  Grossherzog  von  Hessen 
und  bei  Rhein: 
Höchst-Ihren  Minister-Residenten  am  Königlich  Preussischen 
Hofe,  Kammerherrn,  Oberstlieutenant  im  Generalstabe  und  Flügel- 
adjutanten, Freiherrn  von  Schä  ff  er-B  ernst  ein,  Comman- 
deur zweiter  Classe  des  Grossherzoglich  Hessischen  Ludwigs- 
Ordens,  Ritter  des  Königlich  Preussischen  St.  Johanniter-Ordens, 
des  Kaiserlich  Russischen  St.  Stanislaus -Ordens  zweiter  Classe, 
des  Kaiserlich  Oesterreichischen  Leopold  -  Ordens,  der  Königlich 
Französischen  Ehrenlegion,  des  Königlich  Hannöverischen  Guel- 
phen-  und  des  Königlich  Württembergischen  Militär- Verdienst- 
Ordens,  Commandeur  des  Grossherzoglich  Badischen  Ordens  vom 
Zähringer  Löwen,  1 
und 
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Höchst- Ihren  Geheimen  Ober-Finanz-Ralh,  Heinrich  Lud- 
wig Bier  sack,  Ritler  erster  Classe  des  Grossherzoglich  Hes- 
sischen Ludwigs -Ordens,  Hilter  des  Königlich  Preussischen 
rothen  Adler -Ordens  dritter  Classe,  des  Civil- Verdienst-  Ordens 
der  Königlich  Baierischen  Krone,  des  Ordens  der  Königlich  Würt- 
tembergischen  Krone  und  Commandeur  des  Grossherzoglich  Ba- 
dischen Ordens  vom  Zähringer  Löwen ; 

die  bei  dem  Thüringischen  Zoll- und  Handels- 
Vereine  betheiligten  Souveraine,  nämlich 
ausser  Sr.  Majestät  dem  Könige  von  Preussen  und 
Sr.  Hdheit  dem  Kurprinzen  und  Mitregen len  von 
Hessen : 

Se.  Königliche  Hoheit  der  Grossherzog  von  Sachsen- 
Weimar-Eiscnach, 

Se.  Herzogliche  Durchlaucht  der  Herzog  von  Sachsen- 
Meiningen, 

Se.  Herzogliche  Durchlaucht  der  Herzog  von  Sachsen- 
Altenburg, 

Se.  Herzogliche  Durchlaucht  der  Herzog  von  Sachsen- 
Coburg  und  Gotha, 

Se.  Durchlaucht  der  Fürst  von  Schwarzburg-Ru- 
dolstadt, 

Se.  Durchlaucht  der  Fürst  von  Schwarzburg-Son- 
dershausen, 
Se.  Durchlaucht  der  Fürst  Reuss  älterer  Linie, 
Se.  Durchlaucht  der  Fürst  von  Reuss-Schlcitz, 
und 

Se.  Durchlaucht  der  Fürst  von  Reuss-Lobcnstein 
und  Ebersdorf: 

den  Grossherzoglich  Sächsischen  Geheimen  Legations-Rath, 
Ottokar  Thon,  Ritter  des  Grossherzoglich  Sächsischen  Haus- 
Ordens  vom  weissen  Falken,  des  Herzoglich  Sachsen  -Ernestini- 
schen  Haus -Ordens,  des  Königlich  Preussischen  rothen  Adler- 
Ordens  dritter  Classe,  des  CivU  -Verdienst-  Ordens  der  Königlich 
Baierischen  Krone  und  des  Königlich  Sächsischen  Civil -Verdienst- 
Ordens  und  Commandeur  zweiter  Classe  des  Kurfürstlich  Hessi- 
schen Hausordens  vom  goldenen  Löwen ; 
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Se.  Herzogliche  Durchlaucht  der  Herzog  von  Nassau: 
Höchst-Ihren  Geheimen  Rath  und  Regierungs-Direktor,  Wil- 
helm Magdeburg,  Ritter  des  Königlich  Preussischen  rothen 
Adler-Ordens  zweiter  Classe  und  Commandeur  erster  Classe  des 
Herzoglich  Sachsen-Ernestinischen  Haus -Ordens; 

der  Senat  der  freien  Stadt  Fr a  n  k  f u  r t : 
den  Senator,  Eduard  Franz  Souchay,  Doktor  beider 
Rechte,  Ritter  des  Civil -Verdienst -Ordens  der  Königlich  Baieri- 
schen  Krone, 

von  welchen  Bevollmächtigten,  unter  dem  Vorbehalte  der 
Ratification,  folgender  Vertrag  abgeschlossen  worden  ist: 

Artikel  I. 

Die  Fortdauer  des  Zoll  -  und  Handelsvereins  wird  vorläufig 
auf  weitere  zwölf  Jahre,  vom  1.  Januar  1842  anfangend,  also 
bis  zum  letzten  December  1853,  festgesetzt.  FUr  diesen  Zeitraum 
bleiben  die  Zoll vereinigungs -Verträge  vom  22.  und  30.  März  und 
11.  Mai  1833,  vom  12.  Mai  und  10.  December  1835  und  vom 
2.  Januar  1836  auch  ferner,  jedoch  mit  den  in  den  folgenden  Ar- 
tikeln enthaltenen  Modifikationen  und  zusätzlichen  Bestimmungen 
in  Kraft. 

Artikel  II. 

Der  die  gemeinschaftlichen  Anmeldestellen  an  den  Binnen- 
gränzen  zwischen  Bayern  ,  Württemberg  und  Baden  einerseits 
und  den  übrigen  Vereinslandcn  andererseits  betreffende  Artikel  8 
der  Zollvereinigungs- Verträge  vom  22.  und  30.  März  und  11.  Mal 
1833  und  vom  12.  Mai  1835  tritt  ausser  Wirksamkeit,  und  es 
'  unterliegt  in  der  Folge  der  Verkehr  mit  Handels  •Gegenständen 
an  den  bezeichneten  Binnengränzen  keiner  weiteren  Beaufsich- 
tigung, als  Jener,  die  zum  Bchufe  der  Erhebung  innerer  Steuern 
(Artikel  HI)  in  dem  einen  oder  anderen  Verclnsstaate  erforder- 
lich ist. 

Artikel  III. 

Was  die  in  den  Artikeln  11  und  12  der  Zollvereinigungs- 
Verträge  vom  22.  und  30.  März  und  vom  11.  Mai  1833,  ferner 
vom  12.  Mai  1835,  ingleichen  in  den  Artikeln  8  und  9  der  Zoll- 
vereinigungs-Verträge  vom  10.  December  1835  und  *.  Januar 
1836  gedachten  inneren  Steuern  betrifft,  welche  in  den  einzelnen 
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Vereinsstaaten  theils  auf  die  Hervorbringung  oder  Zubereitung 
thells  unmittelbar  auf  den  Verbrauch  gewisser  Erzeugnisse 
gelegt  sind,  so  wird  es  auch  ferner  von  allen  Thailen  als 
wünschens werth  anerkannt,  hierin  eine  Uebereinstimmung  fcj 
Gesetzgebung  und  der  Besteuerungs- Sätze  in  ihren  Staat« 
thunlich  hergestellt  zu  sehen,  weshalb  ihr  Bestreben  auf  Herbei- 
führung einer  solchen  Gleichmässigkeit,  insbesondere  durch  Ver- 
einigung mehrerer  Staaten  zu  gleichen  inneren  Steuer- Ein- 
richtungen, mit  oder  ohne  Gemeinschaftiichkeit  der  Steuer-Er- 
träge, gerichtet  bleiben  wird.  Bis  dahin,  wo  dieses  Ziel  erreicht 
worden,  sollen  hinsichtlich  der  vorbemerkten  Steuern  und  des 
Verkehrs  mit  den  davon  betroffenen  Gegenständen  unter  den 
Vercinsstaaten,  zur  Vermeidung  der  Nachtheile,  welche  aus  einer 
Verschiedenartigkeit  der  inneren  Steuer-Systeme  überhaupt,  und 
namentlich  aus  der  Ungleichheit  der  Steuersätze,  sowohl  fiir  d\e 
Producenten,  als  für  die  Steuer-Einnahme  der  einzelnen  Vereins- 
Staaten  erwachsen  könnten,  —  abgesehen  von  der  Besteuerung 
des  im  Umfange  des  Zoll- Vereins  erzeugten  Rübenzuckers,  wes- 
halb auf  die  besonders  getroffenen  Vereinbarungen  Bezug  genom- 
men wird,  —  folgende  Grundsätze  in  Anwendung  kommen: 

I.  Hinsichtlich  der  ausländischen  Erzeugnisse. 

Von  allen  Erzeugnissen,  von  welchen  entweder  auf  die  in 
der  Zoll-Ordnung  vorgeschriebene  Weise  dargethan  wird,  dass 
sie  als  ausländisches  Ein- oder  Durchgangsgut  die  zollamtliche 
Behandlung  bei  einer  Erhebungsbehörde  des  Vereins  bereits  be- 
standen haben  oder  derselben  noch  unterliegen,  oder  von  wel- 
chen, dafern  sie  zu  den  tarifmässig  zollfreien  gehören,  durch 
Bescheinigungen  der  Gränz-Zollämter  nachgewiesen  wird,  dass 
sie  vom  Auslande  eingeführt  worden  sind ,  darf  keine  weitere 
Abgabe  irgend  einer  Art,  sey  es  ltir  Rechnung  des  Staats,  oder 
für  Rechnung  von  Communen  und  Corporationen,  erhoben  wer- 
den ;  Jedoch  —  was  das  Eingangsgut  betrifft  —  mit  Vorbehalt 
derjenigen  inneren  Steuern,  welche  in  einem  Vereinsstaale  auf 
die  weitere  Verarbeitung  oder  auf  anderweite  Bereitungen  aus 
solchen  Erzeugnissen,  ohne  Unterschied  des  ausländischen, 

inländischen  oder  vereinsländischen  Ursprungs  allgemein  ge- 
legt sind.  : 
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n.    Hirtsichtlich  der  Inländischen  und  vereins- 

ländlschen  Erzeugnisse. 

1)  Von  den  innerhalb  des  Vereins  erzeugten  Gegenständen, 
welche  nur  durch  einen  Vereinsstaat  transitiren,  um  entweder 
in  einen  andern  Vereinsstaat  oder  nach  dem  Auslande  geführt  zu 
werden,  dürren  innere  Steuern  weder  für  Rechnung  des  Staats, 
noch  für  Rechnung  von  Communen  oder  Corporationen  er- 
hoben werden. 

2)  Jedem  Vereinsstaate  bleibt  es  zwar  freigestellt,  die  auf 
der  Hervorbringung,  der  Zubereitung  oder  dem  Verbrauche  von 
Erzeugnissen  ruhenden  inneren  Steuern  beizubehalten,  zu  ver- 
ändern oder  aufzuheben,  so  wie  neue  Steuern  dieser  Art  einzu- 
führen,  Jedoch  sollen 

a)  dergleichen  Abgaben  für  Jetzt  nur  auf  folgende  inländische 
und  gleichnamige  vereinsländische  Erzeugnisse,  als :  Brannt- 
wein, Bier,  Essig,  Malz,  Wein,  Most,  Cider  (Obstwein), 
Tabak,  Mehl  und  andere  Mühlen -Fabrikate,  dessgleichen 
Backwaaren,  Fleisch,  Fleisch waaren  und  Fett  gelegt  wer- 
den dürfen,  auch  wird  man  sich, 

b)  so  weit  nöthig,  über  bestimmte  Sätze  verständigen,  deren 
Betrag  bei  Abmessung  der  Steuern  nicht  überschritten 
werden  soll. 

3)  Bei  allen  Abgaben,  welche  In  dem  Bereiche  der  Vereins- 
länder hiernach  zur  Erhebung  kommen,  wird  eine  gegenseitige 
Gleichmässigkeit  der  Behandiung  dergestalt  Statt  finden,  dass 
das  Erzeugniss  eines  anderen  Vereinsstaates  unter  keinem  Vor- 
wande  höher  oder  in  einer  lästigeren  Weise,  als  das  inländische 
oder  als  das  Erzeugniss  der  übrigen  Vereinsstaaten  besteuert 
werden  darf.  In  Gemässheit  dieses  Grundsatzes  wird  Folgendes 
festgesetzt:  •!  '  \< 

a)  Vereinsstaaten,  welche  von  einem  inländischen  Erzeugnisse 
keine  innere  Steuer  erheben,  dürfen  auch  das  gleiche  ver- 
einsländische Erzeugniss  nicht  besteuern.  Jedoch  soll  aus- 
nahmsweise denjenigen  Vereinsstaaten,  in  welchen  kein 
Wein  erzeugt  wird,  freistehen,  eine  Angabe  von  dem  ver- 
einsländischen  Weine  nach  den  besonders  getroffenen  Ver- 
abredungen zu  erheben.         :  '         '      '  '■•« 
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b)  Diejenigen  Staaten,  In  welchen  Innere  Steuern  von  einem 
Consumtions-  Gegenstande  bei  dem  Kaufe  oder  Verkaufe 
oder  bei  der  Verzehrung  desselben  erhoben  werden,  dürfen 
diese  Steuern  von  den  aus  anderen  Vereinsstaaten  her- 
rührenden Erzeugnissen  der  nämlichen  Gattung  nur  ii 
gleicher  Weise  fordern,  sie  können  dagegen  die  Abgabe 
von  den  nach  anderen  Vereinsstaaten  ubergehenden  Gegen- 
ständen unerhoben  oder  ganz  oder  thcilvveise  zurück- 
geben lassen. 

e)  Diejenigen  Staaten,  welche  innere  Steuern  auf  die  Hervor- 
bringung  oder  Zubereitung  eines  Consumtions -Gegen- 
standes gelegt  haben,  können  den  gesetzlichen  Betrag  der- 
selben bei  der  Einfuhr  des  Gegenstandes  aus  anderen  Ver- 
cinsstaaten  voll  erheben  und  bei  der  Ausfuhr  nach  diesen 
Staaten  theilweise  oder  bis  zum  vollen  Betrage  zurück- 
erstatten lassen. 

Welche,  dem  dermaligen  Stande  der  Gesetzgebung  in 
den  gedachten  Staaten  entsprechende  Beträge  hiernach  zur 
Erhebung  kommen  und  beziehungsweise  zurückerstaUet 
werden  können,  ist  besonders  verabredet  worden.  Treten 
späterhin  irgendwo  Veränderungen  In  den  für  die  Inneren 
Erzeugnisse  zur  Zeit  bestehenden  Steuersätzen  ein,  so 
wird  die  betreffende  Regierung  den  übrigen  Vereins -Re- 
gierungen davon  Mittheilung  machen  und  hiermit  den 
Nachweis  verbinden ,  dass  die  Steuer-Beträge,  welche  In 
Folge  der  eingetretenen  oder  beabsichtigten  Veränderung 
von  den  vereinsländlschen  Erzeugnissen  und  bei  der  Aus- 
fuhr der  besteuerten  Gegenstände  erhoben  werden  sollen, 
den  vereinbarten  Grundsätzen  gemäss  bemessen  seyen. 
d)  So  weit  zwischen  mehreren ,  zum  Zollvereine  gehörigen 
Staaten  eine  Vereinigung  zu  gleichen  Steuer-Einrichtungen 
besteht,  werden  diese  Staaten  in  Ansehung  der  Beftigniss, 
die  betreffenden  Steuern  gleichmässig  auch  von  vereinslän- 
dlschen Erzeugnissen  zu  erheben,  als  ein  Ganzes  betrachtet. 
4)  Die  Erhebung  der  Innern  Steuern  von  den  damit  be- 
troffenen vereinsländlschen  Gegenständen  soll  in  der  Regel  in 
dem  Lande  des  Bestimmungs  -  Ortes  Statt  finden,  insofern  solche 
nicht,  nach  besonderen  Vereinbarungen,  entweder  durch  gemein- 
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schädliche  Hebestellen  an  den  Binnengränzen ,  oder  im  Lande 

der  Versendung  für  Rechnung  des  abgabeberechtigten  Staates 
erfolgt.  Auch  sollen  die  zur  Sicherung  der  Steuer-Erbebung  er- 
forderlichen Anordnungen,  so  weit  sie  die,  bei  der  Versendung 
aus  einem  Vereinsstaate  in  den  anderen,  einzuhaltenden  Strassen 
und  Controlen  betreffen,  auf  eine,  den  Verkehr  möglichst  wenig 
beschränkende  Weise  und  nur  nach  gegenseitiger  Verabredung, 
auch,  da  fern  bei  dem  Transporte  ein  dritter  Vereinsstaat  berührt 
wird,  nur  unter  Zustimmung  des  letzleren  getroffen  werden. 

5)  Die  Erhebung  von  Abgaben  für  Rechnung  von  Communen 
oderCorporationen,  sey  es  durch  Zuschläge  zu  den  Staatssteuern 
oder  für  sich  bestehend,  soll  nur  für  Gegenstände,  die  zur  ört- 
lichen Consumtion  bestimmt  sind,  nach  den  deshalb  getroffenen 
besonderen  Vereinbarungen  bewilligt  werden,  und  es  sollen  dabei 
die  vorstehend  unter  IL  2,  b)  gegebene  Bestimmung  und  der 
unter  II.  3)  ausgesprochene  allgemeine  Grundsatz  wegen  gegen- 
seitiger Gleichmässigkeit  der  Behandlung  der  Erzeugnisse  anderer 
Vereins-Staalen,  ebenso,  wie  bei  den  Staatssteueni  in  Anwen- 
dung kommen. 

Vom  Tabak  dürren  Abgaben  für  Rechnung  von  Communen 
oder  Corporationen  überall  nicht  erhoben  werden. 

6)  Die  Regierungen  der  Vereinsstaaten  werden  sich  gegen- 
seitig, 

a)  was  die  iiier  in  Rede  stehenden  Staatssteuern  betrifft,  von 
allen  noch  gültigen  Gesetzen  und  Verordnungen ,  ferner 
von  allen  in  der  Folge  eintretenden  Veränderungen,  so  wie 
von  den  Gesetzen  und  Verordnungen  über  neu  einzu- 
rührende Steuern, 

1>)  hinsichtlich  der  Communal-  u.  s.w.  Abgaben  aber  darüber, 
in  welchen  Orten,  von  welchen  Communen  oder  Corpo- 
rationen ,  von  welchen  Gegenständen ,  in  welchem  Betrage 
und  aur  welche  Weise  dieselben  erhoben  werden,  . 
vollständige  Mittheilung  machen. 

Artikel  IV. 

Da  die  hohen  contrahirenden  Theile  eine  Besteuerung  des 
im  Umfange  des  Vereins  aus  Runkelrüben  bereiteten  Zuckers 
für  nothwendig  erachtet  haben,  so  ist  hierüber  die  anliegende 
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besondere  Uebereinkunft  getroffen  worden,  die  ein« 
Bestandteil  des  gegenwärtigen  Vertrages  bilden,  und  ganz  so 
angesehen  werden  soll,  als  wenn  sie  in  diesen  selbst  aufge- 
nommen wäre. b) 

Dieselben  sind  ferner  dahin  einverstanden,  dass,  wenn  die 
Fabrikation  vom  Zucker  oder  Syrup  aus  anderen  inländischeD 
Erzeugnissen,  als  aus  Runkelrüben,  z.  B.  aus  Stärke,  Im  Zoll- 
vereine einen  erheblichen  Umfang  gewinnen  sollte,  diese  Fabri- 
kation ebenfalls  in  sämmllichen  Vercinsstaalen  einer  überein- 
stimmenden Besteuerung  nach  den  für  die  Rübenzuckersteuer 
verabredeten  Grundsätzen  zu  unterwerfen  seyn  würde. 

Artikel  V. 

In  Bezug  auf  das  Münzwesen  haben  die  contrahlrenden  Re- 
gierungen sich  bereits  durch  die  Convention  vom  30.  Juli  1838 
über  die  Annahme  einer  gleichen  Grundlage  für  ihr  Münzsysteui 
und  über  die  Ausprägung  einer  gemeinschaftlichen,  in  allen  Ver- 
einsstaaten gleich  dem  eigenen  Landesgelde  anzunehmenden  Ver- 
einsmünze geciniget,  und  es  werden  dieselben  auch  fernerhin  der 
weiteren  Ausbildung  ihrer  Münzverfassung  auf  der  hierdurch 
gegebenen  gemeinschaftlichen  Grundlage  ihre  Sorgfalt  widmen. 
Hiernach  bewendet  es  bei  den  Stipulationen  der  bisherigen  Zoll- 
vereinigungs -Verträge  dahin,  dass 

1)  der  gemeinschaftliche  Zolltarif  auch  fortan  in  zwei  Haupt- 
abtheilungen nach  dem  HThalerfusse  und  nach  dem  24  Vi 

j:     Guldenfüsse  ausgefertigt  wird,  und  dass 

2)  die  Silbermünzen  der  sämmtlichen  contrahlrenden  Staaten 
—  mit  Ausnahme  der  Scheidemünze  —  nach  der  durch  die 
vorgedachteMünz-Convenlion  festgestellten  Gleichwerthung 
von  Vier  Thalern  gegen  Sieben  Gulden  bei  allen  Zoll-Hebe- 
stellen  des  Vereins  angenommen  werden. 

Was  aber 

3)  die  Goldmünzen  betrifft,  so  bleibt  einer  Jeden  Vereins-Re^ 
gierung  die  Bestimmung,  ob  und  in  welchem  Silberwerthe 
dieselben  bei  den  Zoll-Hebestellen  Ihres  Landes  angenom- 
men werden  sollen,  überlassen.  1 
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Artikel  Tl. 

Für  das  Zollgewicht  wird  auch  ferner  der  bereits  in  dem 
Jetzt  geltenden  Vereins-Zolltarif  in  Anwendung  gebrachte  Zoll- 
Centner  die  gemeinschaftliche  Norm  geben.  Daneben  aber  wer- 
den die  contrahiremlcn  Regierungen  ferner  ihre  Sorgfalt  dahin 
richten,  auch  für  das  Maass-  und  Gewichtssystem  ihrer  Länder 
im  Allgemeinen  die  zur  Förderung  des  gegenseitigen  Verkehrs 
wünschenswerte  Uebereinslimmung  herbeizuführen. 

Artikel  VII. 

In  Hinsicht  auf  die  Vertheilung  der  in  die  Gemeinschaft  fal- 
lenden Abgaben  soll  statt  der  Bestimmungen  des  Artikels  22  der 
Zollverein igungs -Verträge  vom  22.  und  30.  März,  auch  11.  Mai 
1833,  so  wie  vom  12.  Mai  1835,  ingleichen  des  Artikels  18  der 
Zollvereinigungs -Verträge  vom  10.  December  1835  und  2.  Ja- 
nuar 1836,  Folgendes  in  Anwendung  kommen: 

1)  Der  Ertrag  der  Eingangs-Abgaben  wird  nach  Abzug 

a)  der  Kosten,  welche  an  den  gegen  das  Ausland  gelegenen 
Gränzen  und  in  dem  Gränzbezirkc  für  den  Schutz  und  die 
Erhebung  der  Zölle  erforderlich  sind  (Artikel  30  der  Ver- 
träge vom  22.  und  30.  März,  auch  11.  Mai  1833,  so  wie 
vom  12.  Mai  1835,  und  Artikel  26  des  Vertrages  vom 
10.  December  1835), 

b)  der  Rückerstauungen  für  unrichtige  Erhebungen, 

c)  der  auf  dem  Grunde  besonderer  gemeinschaftlicher  Verab- 
redungen erfolgten  Steuervergütungen  und  Ermässigungen, 
zwischen  sämmtlichen  Vereinsgliedern  nach  dem  Verhält- 
nisse der  Bevölkerung,  mit  welcher  sie  in  dem  Gesammt- 
vereine  sich  befinden, 

vertheüt.      ,   ...  • 

2)  Der  Ertrag  der  Aus- und  Durchgangs -Abgaben  wird, 

a)  so  weit  diese  Abgaben  bei  den  Hebestellen  In  den  östlichen 
Provinzen  des  Königreichs  Preussen  (also  mit  Ausnahme 
der  Provinz  Westphalen  und  der  Rheinprovinz),  im  König- 
reiche Sachsen  und  im  Gebiete  des  Thüringischen  Zoll  -  und 
Handelsvereins  eingehen,  zwischen  Preussen,  Sachsen  und 
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den  Staaten  des  Thüringischen  Vereins  nach  dem  von  ihnen 
zu  verabredenden  Theilungslusse,  dagegen 

b)  so  weit  dieselben  bei  den  Hebestellen  in  den  übrigen  Ver- 
eins theilen  eingehen,  nach  der  Bevölkerung  dieser  Vereins- 
theile  unter  die  betreffenden  Staaten  vertheilt,  und  zwar 
lediglich  nach  Abzug  der  Rückerstattungen  für  unrichtige 
Erhebungen,  und  der  auf  dem  Grunde  besonderer  gemein- 
schaftlicher Verabredungen  erfolgten  Steuervergütungen 
und  Ermässigungen. 

3)  Bei  der  nach  den  Sätzen  1)  und  2)  Statt  findenden  Ver- 
keilung der  Ein-,  Aus-  und  Durchgangs  -  Abgaben  wird  die  Be- 
völkerung solcher  Staaten,  welche  durch  Vertrag  mit  einem  oder 
dem  anderen  der  conlrahirenden  Staaten,  unter  Verabredung 
einer  von  diesem  jährlich  für  ihre  Antheile  an  den  gemeinschaft- 
lichen Zoll  revenüen  zu  leistenden  Zahlung,  dem  Zollsysteme  des- 
selben beigetreten  sind  oder  etwa  künftig  noch  beitreten  werden, 
in  die  Bevölkerung  desjenigen  Staates  eingerechnet,  welcher 
diese  Zahlung  leistet. 

4)  Der  Stand  der  Bevölkerung  in  den  einzelnen  Vereins- 
staaten wird  alle  drei  Jahre  ausgemittelt,  und  die  Nachweisung 
derselben  von  den  Vereins-Gliedern  einander  gegenseitig  mitge- 
thellt  werden. 

5)  Unter  Berücksichtigung  der  besonderen  Verhältnisse, 
welche  hinsichtlich  des  Verbrauches  an  zollpflichtigen  Waaren 
bei  der  freien  Stadt  Frankfurt  obwalten,  ist  wegen  des  Antheils 
derselben  an  den  gemeinschaftlichen  Einnahmen  ein  besonderes 
Abkommen  getrofTen. 

* 

Artikel  VIII. 

Sofern  der  gegenwärtige  Vertrag  nicht  spätestens  zwei  Jahre 
vor  dessen  Ablaufe  gekündigt  wird,  soll  derselbe  auf  weitere 
zwölf  Jahre,  und  so  fort  von  zwöir  zu  zwölf  Jahren  als  ver- 
längert angesehen  werden. 

Derselbe  soll  unverzüglich  zur  Ratification  der  hohen  con- 
trahlrenden  Theile  vorgelegt,  und  die  Auswechselung  der  Rati- 
flcatlons-Urkunden  soll  spätestens  binnen  acht  Wochen  in  Berlin 
bewirkt  werden.*) 
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So  geschehen  Berlin,  den  8.  Mal  1841. 

Kuhlmeyer.     Eichmann,     ßever.     v.  Zahn. 
(L.  S.)  (L.  S.)         (L.  S.)      (L.  S.) 

Frhr.  v.  Linden.      Hauber.  Regenauer. 
(L.  S.)  (L.  S.)  (L.  S.) 

v.  Frankenberg-Ludwigsdorff.  Schwedes. 

(L.  S.)  (L.  S.) 

Frhr.  v.  Schäffer-ßernstein.     Biersack.  Thon. 

(L.  S.)  (L.  S.)       (L.  S.) 

Magdeburg.  Souchay. 
(L.  S.)  (L.  S.) 

ä)  Vergl:  G e  se  tz  -  S  a  m  m  1  u  n g  für  die  Königlichen 
Preussischen  Staaten,  1841,  S.  141  u.  f.  Nr.  14. 

b)  s.  die  folgende  Nummer. 

c)  Die  Ratifications-Urkunden  des  vorstehenden  Ver- 
trages sind  am  31.  Juli,  5.  und  9.  August  1841  zu  Berlin  aus- 
gewechselt worden. 

Vgl:  Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussi- 
schen Staaten,  1841,  S.  150. 


<  XXII. 


Uebereinkunft  zwischen  Preussen,  Baiern,  Sach- 
sen, Württemberg,  Baden,  Kurhessen,  dem 
Grossherzogthume  Hessen,  den  zn  dem  Thürin- 
gischen Zoll-  nnd  Handels-Vereine  verbundenen 
Staaten,  Nassau  nnd  der  freien  Stadt  Frankfurt, 
wegen  der  Besteuerung  des  Runkelrflbenzuckers, 
unterzeichnet  zu  Berlin,  den  8.  Hai  1841. a) 

Im  Zusammenhange  mit  dem  heutigen,  die  Fortsetzung  des 
Zoll-  und  Handels -Vereins  betreffenden  Vertrage  ist  zwischen 
den  betheiligten  Regierungen  die  folgende  Uebereinkunrt  wegen 
der  Besteuerung  des  Runkelrüben-Zuckers  getroffen  worden. 

Artikel  I. 

Der  im  Umfange  des  Zollvereins  aus  Runkelrüben  verfertigte 
Zucker  soll  mit  einer  überall  gleichen  Steuer  belegt  werden, 
deren  Ertrag  gemeinschaftlich  ist,  und  nach  den  nämlichen 
Grundsätzen,  wie  das  Einkommen  an  Eingangszöllen,  unter  die 
Vereinsstaaten  gctheilt  wird. 

Neben  dieser  Steuer  darr  in  keinem  Falle  eine  weitere  Ab- 
gabe von  dem  Runkelrübenzucker,  weder  für  Rechnung-  des 
Staats,  noch  für  Rechnung  der  Communen  erhoben  werden. 
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Artikel  II« 

Die  Besteuerung  nach  einem  überall  gleichen  Steuersätze 
tritt  mit  dem  1.  September  1841  ein;  die  Gemeinschaftlichkeit 
des  Steuer-Einkommens  dagegen  wird  bis  zum  1.  September  1844 
ausgesetzt,  um  aur  der  Grundlage  der  wahrend  dieses  drei- 
jährigen Zeitraumes  zu  gewinnenden  Erfahrungen  zuvor  die  an- 
gemessenste Besteuerungsweise  zu  ermitteln  und  eine  allgemeine 
und  übereinstimmende  Gesetzgebung  zu  vereinbaren. 

Vereinigungen  mehrerer  Vercinsstaaten  zu  dem  Zwecke, 
noch  vor  dem  1.  September  1844  eine  übereinstimmende  Gesetz- 
gebung und  Verwaltung  rücksichtlich  der  Steuer  vom  Rüben- 
zucker, unter  Gemeinschafllichkeit  des  Ertrages  der  letzteren, 
einzuführen,  sind  jedoch  durch  diese  Bestimmung  nicht  ausge- 
schlossen. 

Artikel  III. 

Während  des  Zeitraumes  vom  1.  September  1841  bis  dahin 
1844  bleibt  die  Wahl  der  Bestcuerungsweise  dem  Ermessen  einer 
jeden  Vereinsregierung  in  der  Art  anheimgestellt,  dass  sie  die 
Rübenzucker-Steuer  entweder 

a)  von  dem  fertigen  Fabrikate,  oder 

b)  von  den  zur  Zubereitung  zu  verwendenden  rohen  Rüben, 
und  zwar  entweder  bei  der  Einbringung  in  die  Aufbewah- 
rungsräume, oder  unmittelbar  vor  ihrer  Verwendung  zur 
Fabrikation 

erheben  lassen  kann. 

Artikel  IV. 

Ueber  die  Höhe  des  Steuersatzes  wird  Folgendes  bestimmt : 

a)  die  Steuer  soll  In  dem  ersten  Betriebsjahre,  vom  1.  September 
1841  bis  dahin  1842,  Zehn  Siibergroschen  (35  Kr.)  lür  den 
Zollzentner  Rüben-Rohzucker  betragen. 

b)  Dieser  Steuersatz  wird  auch  im  zweiten  und  dritten  Be- 
triebsjahre, nlimlich  vom  I.September  1842  bis  dahin  1843, 
und  vom  1.  September  1843  bis  dahin  1844  beibehalten, 
wenn  nach  Zusammenrechnung  des  in  dem  vorangegangenen 


Digitized  by  Google 


896 


Betriebsjahre  im  gesammten  Vereine  versteuerten  Quantums 
Rübenzucker  mit  der  im  vorangegangenen  Kalenderjahre 
verzollten  Menge  ausländischen  Zuckers  sich  ergebt,  das* 
unter  100  Zentnern  der  also  ermittelten  Gesammtmengc 
weniger  als  20  Zentner  begriffen  sind. 

Erreicht  aber  die  Menge  des  Rübenzuckers  20  Prozent 
so  wird  die  Steuer  vom  Zollzentner  Rübenzucker  auf 
Vs  Thaler  (1  fl.  10  kr.)  festgesetzt;  erreicht  oder  über- 
steigt sie  endlich  25  Prozent  der  gesammten  Zuckermenge, 
so  wird  die  Steuer  auf  1  Thaler  (Ifl.  45  Kr.)  erhöhet. 

Artikel  V. 

Die  Vereins-Regierungen  werden  sich  die  von  ihnen  in  Ge- 
mässigt der  Artikel  II.  III.  und  IV.  erlassenen  Gesetze,  Ver- 
ordnungen und  Instruktionen  mitlheilen,  und  räumen  sich  gegen- 
seitig das  Recht  ein,  durch  die  Vereins -Bevollmächtigten  oder 
durch  besondere  Commissarien  von  der  Ausführung  der  getroffe- 
nen Steuer-Einrichtungen  und  deren  Ergebnissen  Kenntniss  zu 
nehmen. 

Artikel  VI. 

Nach  dem  Ablaufe  der  dreijährigen  Periode,  also  mit  dem 
1.  September  1844,  tritt  in  Absicht  der  Besteuerung  des  Rühen- 
zuckers,  ebenso,  wie  solches  hinsichtlich  der  gemeinschaftlichen 
Ein-,  Aus-  und  Durchgangszölle  der  Fall  ist,  eine  völlig  über- 
einstimmende Gesetzgebung  und  Verwaltung  in  sämmtlichen 
Vereinsstaaten  ein. 

Artikel  VII. 

Bei  Abmessung  der  Steuer  von  dem  Rübenzucker  wird  als- 
dann nach  folgenden  Grundsätzen  verfahren  werden  : 

a)  Der  Eingangszoll  vom  ausländischen  Zucker  und  Syrup, 
und  die  Steuer  vom  ausländischen  Rübenzucker  zusammen, 
sollen  für  den  Kopf  der  Jeweiligen  Bevölkerung  des  Zoll- 
vereins jährlich  mindestens  eine  Brutto -Einnahme  ge- 
währen, welche  dem  Ertrage  des  Eingangs- Zolles  vom 
ausländischen  Zucker  und  Syrup  für  den  Kopf  der  Bevöl- 
kerung im  Durchschnitte  der  drei  Jahre  18 ja  gleichkommt. 
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b)  Der  Betrag  der  Rübenzucker -Steuer  wird  jedesmal  für 

einen  dreijährigen,  vom  1.  September  an  laufenden  Zeit- 
raum festgesetzt,  und  wenigstens  8  Wochen  vor  Anfang 
des  letzteren  öffentlich  bekannt  gemacht. 

.  Gleichzeitig  mit  der  Rübenzucker-Steuer  werden  auch 
die  Eüigangs-Zollsätze  für  den  ausländisoheq  Zucker  und 
Syrup  festgestellt,  verkündigt  und  in  Anwendung  gebracht, 
daher  solche  aus  der  Reihe  der  übrigen,  mit  dem  Kalender- 
Jahre  laufenden  Sätze  des  Zolltarifs  ausscheiden. 

c)  Die  Steuer  vom  vercinslätidischen  Rübenzucker  wird  gegen 
den  Eingangs-Zoll  vom  ausländischen  Zuqkcr  stets  so  viel 
niedriger  gestellt  werden,  als  nöthig  ist,  um  der  inlän- 
dischen Fabrikation  einen  angemessenen  Schutz  zu  ge- 
währen, ohne  zugleich  die  Concurrenz  des  ausländischen 
Zuckers  auf  eine,  die  Einkünfte  des  Vereins  oder  das 
Interesse  der  Consumenten  gefährdende  Wefce  zu  be- 
schränken. :   '1 

d)  In  keinem  Falle,  und  wenn  auch  dereinst  die  Einnahme 
am  Eingangs-Zoll  vom  ausländischen  Zucker  hinter  dem 
durchschnittlichen  Ertrage  der  Jahre  18 nicht  zurück- 
bleiben sollte,  wird  die  Steuer  vom  Rüben-Rohzucker  unter 
den  Betrag  von  20  Prozent  des  Zollsatzes  für  ausländischen, 
zum  Versieden  eingehenden  Rohzucker  gestellt  werden. 


Artikel  VIII, 

Alle  durch  die  Zollvereinigungs- Verträge  oder  in  Folge  der- 
selben getroffenen  Bestimmungen  und  Verabredungen  über  die, 
den  Vereins -Regierungen  rücksichtlich  der  Zollabgaben  zu- 
stehende Theilnahme  an  der  gemeinschaftlichen  Gesetzgebung 
und  an  der  Controle  der  Verwaltung,  wohin  insbesondere  die 
Stipulationen  wegen  Bestellung  der  Vereins  -  Bevollmächtigten 
und  Slations-Conlroleurs  und  wegen  der  Jährlichen  General- 
Conferenzen  gehören,  ingleichen  die  Vereinbarungen  in  dem 
unter  den  Vereins  -  Regierungen  abgeschlossenen  Zoll-Cartel 
vom  1.  Mai  1833,  sollen  auch  in  Beziehung  auf  die  Rübenzucker- 
Steuer  volle  Anwendung  finden. 

III.  57 
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So  geschehen  Berlin,  den  8.  Mai  1841. 

Kuhlmeyer,      Eichmann.      Bever.      v.  Zahn. 
(L.  S.)  (L.  S.)         (L.  S.)       (L.  S.) 

Frhr.  v.  Linden.      Hauber.  Regenauer. 
(L.  S.)  (L.  S.)  (L.  S.) 

v.  Frankenberg-Ludwigsdorff.    ;  Schwedes. 

(L.  S.)  (L.  S.) 

Frhr.  v.  Schliffer-Bernstein.     Biersack.  Thon. 

(L.  S.)  (L.  S.)       ( L.  S.) 

Magdeburg.  Souchay. 
(L.  S.)  (L.  S.) 

a)  Vergl:  Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen 
Preussischen  Staaten,  1841,  S.  151  u.  f.  Nr.  14. 

Handels-Archiv  u.  s.  w.  1847,  I.Hälfte,  S.  480  u.  f.. 
U.  Hälfte,  S.  117  u.  f. 
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cum. 

Vertrag  zwischen  Preussen,  Sachsen  und  den  zum 
Thüringischen  Zoll-  und  Handels-Vereine  ver- 
bundenen Staaten,  wegen  Fortsetzung  der  Ver- 
träge vom  30.  März  und  11.  Mai  1833,  über  die 
gleiche  Besteuerung  innerer  Erzeugnisse, 
unterzeichnet  zu  Berlin,  den  8.  Mai  1841.") 

*  • 

Seine  Majestät  der  König  von  Preussen,  Seine  Majestät 
der  König  von  Sachsen,  und  die  ausser  Seiner  Majestät  dem 
Könige  von  Preussen  noch  bei  dem  Thüringischen  Zoll-  und 
Handels-Vereine  betheiligten  Souveräne  sind  über- 
eingekommen, gleichzeitig  mit  den  zwischen  den  Gliedern  des 
Gesamrat-Zoll-  und  Handels -Vereins  wegen  dessen  Fortsetzung 
eingeleiteten  Verhandlungen,  auch  besondere  Unterhandlungen 
in  Beziehung  auf  die  Fortsetzung  der  zwischen  Ihnen  be- 
stehenden Verträge  vom  30.  März  und  11.  Mai  1833  wegen 
gleicher  Besteuerung  innerer  Erzeugnisse,  eröffnen 
zu  lassen.  Demgemäss  ist  von  den  ernannten  Bevollmächtigten, 
nämlich : 

Seiner  Majestät  des  Königs  von  Preussen: 
Allerhöchst-lhrem  Gebeimen  Legationsrath  Ernst  Michaelis, 
Ritter  des  Königlich  Preussischcn  rothen  Adler- Ordens  dritter 
Klasse  mit  der  Schleift,  Ofllcier  der  Französischen  Ehrenlegion, 
Commandern-  des  Civil- Verdienst-Ordens  der  Königlich  Baierischen 
Krone,  Kitter  des  Königlich  Sächsischen  Civil -Verdienstordens, 
Kommenthur  des  Ordens  der  Königlich  Württembergischen  Krone, 
Commandeur  des  Grossherzoglich  Bad  ischen  Ordens  vom  Zähringer 
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Löwen,  Commandeur  zweiter  Klasse  des  Kurfürstlich  Hessischen 
Haus-Ordens  vom  goldenen  Löwen  und  des  Grossherzoglich  Hes- 
sischen Ludwigs-Ordens,  Commandeur  des  Grossherzoglich  Säch- 
sischen Haus-Ordens  vom  weissen  Falken  und  des  Herzoglich  An- 
haltischen Gesammthaus-Ordens  Albrecht  des  Bären, 
und 

Allerhöchst-Ihrem  GeheimeitOber-Finanzrath  Adolph  George 
Theodor  Pochhammer,  Kitter  des  Königlich  Preussischen 
rothen  Adler  Ordens  dritter  Klasse  mit  der  Schleife,  Ritter  des 
Civil -Verdienstordens  der  Königlich  Baierischen  Krone,  des 
Königlich  Hannöverischen  Guelphen -Ordens  und  des  Ordens  der 
Königlich  Württembergischen  Krone ; 

Seiner  Majestät  des  Königs  von  Sachsen : 
Allerhöehst-Ihrem  Zoll-  und  Steuer -Director  Ludwig  von 
Zahn,  Commandeur  des  Grossherzoglich  Sächsischen  Haus-Or- 
dens vom  weissen  Falken;      .  . : 

der  hei  dem  Thüringischen  Zoll-  und  Haudels- 
Vereine,  ausser  Preusscn,  bctheiligten  Sou- 
'   •  •  '  ■  veräne:  ' 

Seiner  Hoheit  des  Kurprinzen  und  Mitregenten  von 
i-  Hessen,  - 

Seiner  Königlichen  Hoheit  des  Grossherzogs  von  Sach- 
sen-Weimar-Eise  nach, 
.'■  Seiner  Herzoglichen  Durchlaucht  des  Herzogs  von  Sach- 
sen-Meiningen, 
Seiner  Herzoglichen  Durchlaucht  des  Herzogs  von  Sach- 
sen-Altenburg, 
Seiner  Herzoglichen  Durchlaucht  des  Herzogs  von  Sach- 
sen-Coburg und  Gotha, 
Seiner  Durchlaucht  des  Fürsten  von  Schwarz burg- 

Rudolstadl, 
Seiner  Durchlaucht  des  Fürsten  von  Schwarz  burg- 

Sondershausen, 
Seiner  Durchlaucht  des  Fürsten  Reu  ss  älterer  Li  n  ie. 
Seiner  Durchlaucht  des  Fürsten  von  Reuss-Schieitz, 
und 

Seiner  Durchlaucht  des  Fürsten  von  Reuss-Loben- 
i  stein  und  Ebersdorf: 
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dem  Grossherzoglich  Sächsischen  Geheimen  Legationsrath 
Ottokar  Thon,  Ritter  des  Grossherzoglich  Sächsischen  Haus* 
Ordens  vom  weissen  Falken,  des  Herzoglich  Sachsen  -  Ernestine 
sehen  Haus- Ordens,  des  Königlich  Pretissischcn  rothen  Adle* 
Ordens  dritter  Klasse,  des  Civil -Verdienstordens  der  Königlich 
Baierischen  Krone  und  des  Königlich  Sächsischen  Civil -Verdienst- 
ordens, und  Commandeur  zweiter  Klasse  des  Kurfürstlich  Hes- 
sischen Haus -Ordens  vom  goldenen  Löwen,  >    '  t  r  i 

folgende  Uebereinkunft,  unter  dem  Vorbehalte  der  Ha H- 
flcaUoü,  «geschlossen  worden.     iu  ,.-•••> 

Artikel  I. 

Die  in  den  Verträgen  vom  30.  März  und  11.  Mai  1833  ge- 
troffene Vereinbarung,  nach  welcher  eine  gleiche  Besteuerung 
der  Branntwein-Fabrikation,  des  Tabaks  und  des  Weinbaues  in 
Preussen,  Sachsen  und  in  den  zum  Thüringischen  Zoll-  und 
Handels -Vereine  gehörigen  Staaten  und  Gebietsteilen  bestehet, 
soll  auch  ferner  aufrecht  erhalten  werden. 

Ebenso  bleiben  die ,  in  den  gedachten  Verträgen  wegen 
gleicher  Besteuerung  des  Braumalzes  in  Preussen  und  Sachsen, 
und  wegen  Abmessung  der  Steuern  von  der  Bierbereitung  im 
Thüringischen  Zoll-  und  Handels -Vereine  enthaltenen  Verab-r 
redungen  In  Kraft.  •  \     '  '  ' 

Artikel  II» 

Eine  Abgaben-Erhebung  oder  Rückvergütung  bei  dem  Ueber- 
gange  von  Bier,  Branntwein,  Tabaksblättern  und  Tabaksfabri- 
katen, ingleichen  von  Traubenmost  und  Wein,  aus  dem  einen  in 
das  andere  Gebiet  wird  auch  künftig  nicht  Statt  finden,  vielmehr 
behält  es  bei  dem  bereits  bisher  bestandenen  freien  gegenseitigen 
Verkehr  mit  den  genannten  Erzeugnissen  sein  Bewenden. 

Artikel  III. 

In  Folge  der  gleichen  Besteuerung  des  Wein  r  und  Tabaks- 
baues in  Preussen,  Sachsen  und  im  Gebiete  des  Thüringischen 
Vereins  soll  die  Abgabe,  welche  von  dem  aus  anderen  Zollvereins- 
staaten  übergehenden  Traubenmost  und  Wein,  von  Tabaksblät- 
tern un(f  Tabaksfabrikaten,  gemäss  dem  Vertrage  vom  heutigen 
Tage  wegen  der  Fortsetzung  des  Zoll-  und  Handels-Vereines 


Digitized  by  Google 


902 

erhoben  wird ,  wie  bisher  £?emeinschafllich  seyn  und  nach  dem 
Bevölkerungs- Verhältnisse  ^etheilt  werden.  Eioe  gleiche  Ge- 
meinschaftlichkeit  wird  in  Hinsicht  der  künftig  zur  Erhebun? 
kommenden  Abgabe  von  dem  ans  anderen  ZoüvereinssUatea 
übersehenden  ßiere  eintreten.  . 

W  V      A'IVi  \J       ^Mil  %Ä  VW/Hl 

•  ... 

■  i: 

Artikel  IV, 

Unter  Voraussetzung  der  Fortdauer  einer  gesetzlich  ge- 
sicherten Erhebung  des  Steuerbetrages  von  t»/,«  Silber-  (Neu-) 
Groschen  für  ein  Quart  Branntwein  zu  50  Procent  Alkoholstärke 
nach  Tralles,  auf  der  Grundlage  der  bestehenden  Gesetzgebung, 
soll  auch  die  Gemeinschafllichkeit  der  Einnahme  von  der  Fabri- 
kationssteuer  des  Branntweins  und  der  in  Folge  des  im  Ar- 
tikel III.  gedachten  Vertrages  zu  erhebenden  Abgabe  von  4em 
aus  anderen  Vereinsstaaten  Übergeführten  Branntwein,  zw!scb«i 
Preussen,  Sachsen  und  den  Thüringischen  Vereinsstaaten,  nach 
Massgabe  der  deshalb  getroffenen  besonderen  Verabredung  fort- 
bestehen. 

Artikel  T. 

Der  gegenwärtige  Vertrag  soll  bis  zum  letzten  December  1K3 
gültig  seyn,  und,  wenn  er  nicht  spätestens  achtzehn  Monate  vor 
diesem  Zeitpunkte  gekündigt  wird,  als  auf  fernere  zwölf  Jahre, 
und  so  fort  von  zwölf  zu  zwölf  Jahren  verlängert  angesehen 
werden.  Derselbe  soll  alsbald  zur  Ratiflcation  der  hohen  con- 
trahirenden  Höfe  vorgelegt,  und  die  Auswechselung  der  RaÜ- 
farttons  -  Urkunden  b)  soll  spätestens  binnen  acht  Wochen  Ii 
,    Berlin  bewirkt  werden. 

So  geschehen  Berlin,  den  8.  Mai  1841. 

Michaelis.     Pochhammer,     v.  Zahn.  Thon. 

(L.  S.)  (L.  S.)  (L.  S.)      (L.  S.) 

a)  Vergl:  Gesetz-Sammlnng  für  die  Königlichen 
Preussischen  Staaten,  1841,  S.  154  n.  f.,  Nr.  14. 

b)  Die  Ratifications-Ürkunden  des  vorstehenden  Ver- 
trages sind  am  31.  Juli,  5.  und  9.  August  1841  zu  Berlin  aus- 
gewechselt worden. 

■  • 
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Vergi.  ferner: 

Vertrag  zwischen  Preussen  and  Lippe,  wegen  der  Be- 
steuerung innerer  Erzeugnisse  im  Fürstenthume  Lippe, 
unterzeichnet  zu  Berlin,  am  18.  Oktober  1841. 
Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussischen 
Staaten,  1841,  Nr.  23,  S.  345 u.  f. 
üebereinkunft  zwischen  Preussen  und  Braunschweig, 
wegen  gleicher  Besteuerung  innerer  Erzeugnisse,  unter- 
zeichnet zu  Berlin  am  19.  Oktober  1841. 
Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussischen 
Staaten,  1841,  Nr.  23,  S.  371  u.  f. 
Vertrag  zwischen  Preussen  und  Braunschweig,  be- 
treffend die  Ausführung  des  gemeinsamen  Zollsystems  in  dem 
Fu'rstCDthume  Blankenburg,  nebst  dem  Stiflsamte  Walkenried, 
so  wie  in  dem  Amte  Calvörde,  ingleichen  die  Besteuerung 
innererErzengnisse  In  diesen  Herzoglichen  Landestheilen. 

Vertrag  zwischen  Preussen  und  Braunschweig,  betref- 
fend die  Ausfuhrung  des  gemeinen  Zoll-Systems  in  den  Preus- 
sischen Gebietstheilcn  Wolfsburg,  Hehlingen,  Hesslingen 
und  Lüchtringen,  ingleichen  die  Besteuerung  innerer  Er- 
zeugnisse in  diesen  GebietstheHen.  (S.  Note  f  zu  Nr.  CXVL 
dieses  Theiles.) 
Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussischen 
Staaten,  1841,  Nr.  23,  S.  373—383. 
Vertrag  zwischen  Preussen  und  Kurhessen  wegen  Be- 
steuerung des  Branntweins  und  des  Runkelrüben  zucke  rs 
in  der  Kurhessischen  Grafschaft  Schaumburg,  unterzeichnet  zu 
Berlin  am  13.  November  1841. 
Gesetz-Sammlung  für  die  Königlich en  Preussischen 
Staaten,  1841,  Nr.  24,  S.  390  u.  f. 
Vertrag  zwischen  Preussen  und  Waldeck  wegen  der 
Besteuerung  innerer  Erzengnisse  und  wegen  des  Salz- 
debits  im  Fürstenthume  Pyrmont,  unterzeichnet  zu  Berlin  am 
11.  Decembcr  1841. 
Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussischen 
Staaten,  1841,  Nr.  25,  S.  400  u.  f. 

•  ..» 
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Uebereinknnft  der  zun  Zoll-  and  HandeJs  Ver- 
«ine  verbundenen  Regierungen,  wegen  Ertheilung: 
von  Erfindungs-Patenten  und  Privilegien,  vom 

21.  September  1842.') 

h »  i1'        .i  •"•!:.;•,;:. 

:  Zur  Ausführung  des  bei  dem  Abschlüsse  der  Zollvereini- 
güngsverträge  niedergelegten  Vorbehalts  einer  weiteren  Verein- 
barung über  die  Annahme  gemeinschaftlicher  Grund- 
sätze hinsichtlich  der  Erfindungs-Patente  und  Privile- 
gien ist  von  den  zum  Zoll- und  Handels-Vereine  verbundenen 
Regierungen  für  die  Dauer  dcsZoll-und  Handels-Ver- 
eins nachstehende  Ucbereinkunft  wegen  Ertheilung  von 
Erfindungs-Patenten  und  Privilegien  unter  dem  21. 
Septembej  1842  verabredet  und  geschlossen  worden: 

Es  bleibt  zwar  im  Allgemeinen  einem  jeden  Vereinsstaate 
vorbehalten,  über  die  Ertheilung  von  Patenten  oder  Privilegien 
zut-  ausschliesslichen  Benutzung  neuer  Erfindungen  im  Gebiete 
der  Industrie,  es  möge  von  einem  Privilegium  für  eine  inlän- 
dische Erfindung  (Erflndungspatent)  oder  von  einem  Privilegium 
für  die  Uebertragung  einer  ausländischen  Erfindung  (Einltihnings- 
patent)  sich  handeln,  nach  seinem  Ermessen  zu  beschliessen  und 
die  ihm  geeignet  scheinenden  Vorschriften  zu  treiTen ;  die  sämmt- 
lichen  Vereinsstaaten  verständigen  sich  Jedoch ,  um  einestheils 
die,  aus  dergleichen  Privilegien  hervorgehenden  Beschränkungen 
der  Freiheit  des  Verkehrs  unter  den  Vereinsstaaten  möglichst  zu 
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beseitigen,  anderatheils  eine  Gleichmässlgkeit  in  den  wesent- 
lichen Punkten  zu  erreichen,  In  Folge  der  bei  Eingehung  der 
Zollvereinigungsverträge  gemachten  Vorbehalte  allerseits  dahin, 
die  nachfolgenden  Grundsätze  über  das  Patentwesen  zur  Aus- 
führung zu  bringen.  :  • 

I.  Es  sollen  Patente  überall  nur  für  solche  Gegenstände 
ertheilt  werden,  welche  wirklich  neu  und  eigenthtimlich  siiid. 
Die  Ertheilung  eines  Patents  darf  mithin  nicht  Statt  finden  für 
Gegenstände,  welche  vor  dem  Tage  der  Ertheilung  des  Patents 
innerhalb  des  Vereinsgebietes  schon  ausgeführt,  gangbar,  oder 
auf  irgend  eine  Weise  bekannt  waren ;  insbesondere  bleibt  die- 
selbe ausgeschlossen  bei  allen  Gegenständen,  die  bereits  in  öffent- 
lichen Werken  des  In  -  oder  Auslandes,  sie  mögen  in  der  Deut- 
schen oder  in  einer  fremden  Sprache  geschrieben  seyn,  dergestalt 
durch  Beschreibung  oder  Zeichnung  dargestellt  sind,  dass  danach 
deren  Ausführung  durch  Jeden  Sachverständigen  erfolgen  kann. 

Die  ßcurtheilung  der  Neuheit  und  Eigenthiimlichkcit  des  fcu 
patentirenden  Gegenstandes  bleibt  dem  Ermessen  einer  Jeden 
Regierung  überlassen. 

Für  eine  Sache,  welche  als  eine  Erfindung  eines  vcrcinslän- 
dischen  Unterthans  anerkannt  und  zu  Gunsten  des  letzteren 
bereits  in  einem  Vereinsstaate  patentirt  worden  ist,  soll  ausser 
jenem  Erfinder  selbst,  oder  dessen  Rechtsnachfolger,  Niemandem 
ein  Patent  in  einem  anderen  Vereinsstaate  ertheilt  werden. 

.  II.  Unter  den  im  Artikel  I.  ausgedrückten  Voraussetzungen 
kann  auf  die  Verbesserung  eines  schon  bekannten  oder  eines 
bereits  patentirten  Gegenstandes  ein  Patent  gleichfalls  ertheilt 
werden ,  sofern  die  angebrachte  Aenderung  etwas  Neues  und 
Eigenthümliehes  ausmacht,  es  wird  jedoch  durch  ein  solches  Pa- 
tent in  dem  Falle,  wenn  die  Verbesserung  einen  bereits  patentirten  v 
Gegenstand  betrifft,  das  für  diesen  letzteren  erthellte  Patent  nicht 
beeinträchtigt,  vielmehr  rauss  das  Recht  zur  iMitbenutzung  des  ur- 
sprüngüch  patentirten  Gegenstandes  besonders  erworben  werden. 

III.  Die  Ertheilung  eines  Patents  darf  fortan  niemals  ein 
Recht  begründen : 

a)  die  Einfuhr  solcher  Gegenstände,  welche  mit  dem  pa- 
tentirten  übereinstimmen,  oder  i       .» >• 
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b)  den  Verkauf  und  Absatz  derselben  zu  verbieten  oder 
zu  beschränken.  Ebenso  wenig  darf  dadurch  dem  Patent- 
Inhaber  ein  Recht  beigelegt  werden, 

c)  den  Ge-  oder  Verbrauch  von  dergleichen  Gegenstünden, 
wenn  solche  nicht  von  ihm  bezogen  oder  mit  seiner  Zu- 
Stimmung  anderweitig  angeschafft  sind,  zu  untersagen, 

mit  alleiniger  Ausnahme  des  Falles: 

wenn  von  Maschinen  und  Werkzeugen  für  die  Fa- 
brikation und  den  Gewerbebetrieb,  nicht  aber  von  allge- 
meinen, zum  Ge-  und  Verbrauche  des  grösseren  Publikums 
bestimmten  Handelsartikeln  die  Rede  Ist. 

IV.  Dagegen  bleibt  es  Jeder  Vereinsregierung  überlassen, 
durch  Ertheilung  eines  Patente  innerhalb  ihres  Gebietes 
dem  Patent-Inhaber : 

1)  ein  Recht  zur  ausschliesslichen  Anfertigung  oder  Aus- 
führung des  in  Rede  stehenden  Gegenstandes 

zu  gewähren. 

Ingleichen  bleibt  es  Jeder  Regierung  an  h  einiges  teilt,  inner- 
halb ihres  Gebietes  dem  Patent-Inhaber 

2)  das  Recht  zu  ertheilen, 

a)  eine  neue  Fabrikationsmethode, 

oder 

b)  neue  Maschinen  oder  Werkzeuge  für  die  Fa- 

brikation 

in  der  Art  ausschliesslich  anzuwenden,  dass  er 
berechtigt  ist,  allen  denjenigen  die  Benutzung  der  paten- 
tirten  Methode  oder  den  Gebrauch  des  patentirten  Gegen- 
standes zu  untersagen,  welche  das  Recht  dazu  nicht  von 
Ihm  erworben,  oder  den  patentirten  Gegenstand  nicht  von 
ihm  bezogen  haben. 

V.  Es  sollen  in  Jedem  Vereinsstaate  die  Unter  t  ha  Ben 
der  übrigen  Vereinsstaaten  sowohl  in  Betreff  der  Ver- 
leihung von  Patenten,  als  auch  hinsichtlich  des  Schutzes  flir  die 
durch  die  Patentertheilung  begründeten  Befugnisse,  den  eige- 
nen Unterlhanen  gleich  behandelt  werden. 

Die  in  einem  Staate  erfolgte  Patenterteilung  soll  Jedoch 
keineswegs  als  eine  Rücksicht  geltend  gemacht  werden  dürfen, 
aus  welcher  nun  auch  in  anderen  Vereinsstaaten  ein  Patent  auf 
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denselben  Gegenstand  nicht  zu  versagen  wäre.  Die  Entscheidung 

der  Frage,  ob  ein  Gegenstand  zur  Patenterteilung  geeignet  sey 
oder  nicht,  bleibt  vielmehr  innerhalb  der  gemeinsam  vereinbarten 
Gränzen  dem  freien  Ermessen  jedes  einzelnen  Staates  nach  den 
von  ihm  für  räth  lieh  befundenen  Grundsätzen  vorbehalten ,  ohne 
dass  diesem  Ermessen  durch  die  Vorgänge  in  anderen  Vereins- 
staaten vorgegriffen  werden  darr.  Die  Gewährung  eines  Patents 
begreift  ferner  für  den  Unterthan  eines  anderen  Vereinsstaates 
die  Befugniss  zur  selbstständigen  Niederlassung  und  Ausübung 
des  Gewerbes,  in  welches  der  patentirte  Gegenstand  einschlügt, 
nicht  in  sich ;  vielmehr  Ist  die  Befügnlss  hierzu  nach  Massgabe 
der  Verfassung  Jedes  Staates  besonders  zu  erwerben. 

VI.  Wenn  nach  Ertheilung  eines  Patents  der  Nachweis  ge- 
führt wird,  dass  die  Voraussetzung  der  Neuheit  und  Eigentüm- 
lichkeit nicht  gegründet  gewesen  sey,  so  soll  dasselbe  so- 
fort zurückgenommen  werden.  In  solchen  Fallen,  wo  der 
patentirte  Gegenstand  zwar  Einzelnen  schon  früher  bekannt  ge- 
wesen, von  diesen  Jedoch  geheim  gehalten  worden  ist,  bleibt  das 
Patent,  soweit  dessen  Aufhebung  nicht  etwa  durch  anderweite 
Umstände  bedingt  wird,  zwar  bei  Kräften,  Jedoch  gegen  die  ge- 
dachten Personen  ohne  Wirkung. 

VII.  Die  Ertheilung  eines  Patents  in  einem  Vereinsstaate 
Ist  sogleich,  mit  allgemeiner  Bezeichnung  des  Gegenstandes,  des 
Namens  und  Wohnortes  des  Patent-Inhabers,  so  wie  der  Dauer 
des  Patents,  in  den  zu  amtlichen  Miltheilungen  bestimmten  Blät- 
tern öffentlich  zu  verkünden. 

In  gleicher  Art  ist  auch  die  Prolongation  eines  Patents  oder 
die  Zurücknahme  desselben  vor  Ablauf  des  ursprünglich  be- 
stimmten Zeltraums  öffentlich  bekannt  zu  machen. 

VIII.  Die  sämmtlichen  Vereinsregierungen  werden  sich 
nach  dem  Ablaufe  Jedes  Jahrs  vollständige  Verzeichnisse  der 
im  Laufe  desselben  ertheilten  Patente  gegenseitig  mittheilen. 

a)  Diese  ücberelnkunft  in  Betreff  der  Erfindungs-Pa- 
tente und  Privilegien  wurde  von  den  bei  der  fünften  Genera  1- 
Conferenz  in  Zoll-Vereins-Angelegenheiten  legitimirten  Bevollmäch- 
tigten, auf  Grund  der  vorhergegangenen  Verhandlungen ,  auf  die 
Dauer  des  Zoll-Vereins  verabredet  und  geschlossen. 
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Vergl:  Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preus- 
sischen  Staaten,  1843,  S.  265  u.  f.,  Nr.  23. 

Laut  Bekanntmachung  des  Königlich  Preii  ss  ischen 
Ministeriums  der  auswärtigen  Angelegenheiten  vom 
29.  Juni  1843,  ist  die  vorstehende  üehereinkunft  allseitig 
ratificirt  worden. 

Vgl:  Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preus- 
sischen  Staaten,  1843,  S.  267,  Nr.  23. 
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Grundsätze  Aber  die  Bevölkerungs-Aufnahme 
in  den  Zoll-Vereins-Staaten,  nach  den  Verein- 
barungen vom  31.  Januar  1834  und  vom  23.  Oktober 

1845.') 

Nachdem  in  den  Zoll -Vcreinigungs -Verträgen  festgesetzt 
worden,  dass  der  Ertrag  der  in  die  Gemeinschaft  fallenden  Ab- 
gaben, nach  Abzug  gewisser  in  den  erwähnten  Verträgen  näher 
bezeichneter  Kosten,  Rückerstattungen  und  Ermässigungen  unter 
den  vereinten  Staaten  nach  dem  Verhältnisse  der  Bevöl- 
kerung, mit  welcher  sie  in  dem  Vereine  sich  befinden,  ver* 
theilt  und  zu  diesem  Zwecke  der  Stand  der  Bevölkerung  in  den 
einzelnen  Vereinsstaaten  alle  drei  Jahre  ausgemittelt  werden 
solle:  so  haben  die  zum  Zoll -Vereine  verbundenen  Regierungen 
für  zweckmässig  erachtet,  sich  über  gemeinsame  Grund- 
sätze ftir  die  periodischen  Erhebungen  der  Bevöl- 
kerung in  sämmtlichen  Vereinsstaaten  zu  verstän- 
digen, wodurch  eine  vollkommene  Gleichförmigkeit 
bei  den  Volkszählungen  bewirkt  und  dem  genauen  Vollzuge 
dieser  Bestimmung  der  Zollverträge  eine  sichere  Grundlage  ge- 
währt werde. 

In  Folge  dessen  ist  theils  bei  den  Münchener  Vollzugs -Ver- 
handlungen und  bei  den  Verhandlungen  über  den  Vollzug  der 
späteren  Zollanschluss -Verträge,  theils  bei  der  siebenten  General- 
Conferenz  in  Zoll-Angelegenheiten  über  folgende  Punkte  Verein- 
barung getroffen  worden : 
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I.  Der  Termin  der  Je  im  dritten  Jahre  gleichzeitig  im  ganzen 
Vereinsgebiete  zu  bewirkenden  Zählungen  ist  nur  den  Monat 
December  desjenigen  Jahres  festgesetzt,  weiches  der  dreijäh- 
rigen Periode,  für  die  das  Resultat  der  Zählung  massgebend 
ist,  unmittelbar  vorangeht,  so  zwar,  dass  vom  Jahre  1846 
angefangen  und  so  fort  Jedesmal  im  dritten  Jahre: 

1)  Die  Volkszählungen  im  ganzen  Vereinsgebiete  mit  dem 
dritten  December  —  und  wenn  dieser  auf  einen  Sonn- 
oder Feiertag  fallt,  mit  dem  vierten  December  —  be- 
gonnen und  dass  die  eigentliche  Zählung  —  d.  h.  die 
erste  Ermittelung  der  vorhandenen  Personenzahl  von 
Haus  zu  Haus  —  ununterbrochen  fortgesetzt  und  mög- 
lichst am  nämlichen,  in  volkreicheren  Orten  spätestens 
am  dritten  Tage  vollendet  werden  soll ,  welche  Regel 
nur  für  die  grösseren  Städte  von  dreissigtausend  Ein- 
wohnern und  darüber,  dann  aber  nicht  mehr  als  un- 
erlässlich  noth wendig  ist,  überschritten  werden  darf; 
dass  aber 

2)  der  Rest  des  Monats  December  dann  nur  noch  zu  ein- 
zelnen Nachzählungen  und  zu  sonst  vorzunehmenden 
Prüfangen  der  Zähiungs-Rcsultate  vorbehalten  bleibt. 

Dieser  abschliessende  Termin  bezieht  sich  Jedoch  nur  auf 
die  Erhebung  der  Urlisten  über  die  Bevölkerung  durch  die  Local- 
Behörden,  nicht  aber  aur  die  Zusammenstellungen  derselben  nach 
Kreisen  u.  s.  w. ,  indem  diese  letzteren  erst  nach  Vorlage  der 
ersten  In  der  nächst  folgenden  Zeit  hergestellt  werden  können. 
Hierbei  darf  aber  nach  Ablauf  des  Monats  December  nur  noch 
hinsichtlich  der  Rechnung  eine  Revision  und  nach  Befinden  Be- 
richtigung der  Zählungs-Resultate  Statt  Onden. 

II.  Diese  Volkszählungen  sollen  innerhalb  Jeder  dreijährigen  Pe- 
riode die  definitive  Abrechnungs-Basis  in  Ansehung  derZoli- 
Revenüen  bilden,  daher  für  die  nachfolgenden  Jahre,  welche 
innerhalb  der  Zählungs-Periode  fallen ,  keine  Bewegung  der 
Bevölkerung  berücksichtigt,  sondern  stets  die  nächst  vor- 
hergegangene Volkszählung  zum  Grunde  gelegt  wird. 

III.  Als  allgemeine  Principien,  nach  welchen  die  Bevölkerungs- 
listen in  säramtlichen  Vereinsstaaten  hergestellt  werde« 
sollen,  wurden  allseitig  anerkannt: 
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1)  Den  Bevölkerung*  -  Aufnahmen  muss  eine  wirkliche 
Zählung  aller  einzelnen  Individuen  zum  Grunde  liegen, 
und  es  darr  letztere  nicht  durch  Benutzung  der  Woh- 
nungs-  Register  oder  anderer  Quellen  über  die  Bevöl- 
kerung*-Verhältnisse  ersetzt  werden. 

Zur  Erleichterung  des  Geschäftes  ist  es  jedoch  zulässig, 
Formulare  zur  eigenen  Einrückung  der  am  Zählungstage  zum 
Hausstände  gehörigen  Personen  an  die  selbstständigen  Ortsbe- 
wohner aust heilen  zu  lassen,  welche  Formulare  demnächst  inner- 
halb der  nach  Punkt  I.  für  die  eigentliche  Zählung  festgesetzten 
Zeit  durch  die  dazu  bestimmten  Beamten  von  Haus  zu  Haus  ab- 
zuholen und  dabei  zugleich  hinsichtlich  der  Richtigkeit  der  Aus- 
füllung von  denselben  zu  prüfen  sind. 

2)  Die  Bestimmung  der  Behörden,  welche  die  Zählung  vor- 
nehmen und  deren  Ergebniss  prüfen  und  zusammen- 
steilen  sollen,  desgleichen  die  Festsetzung,  von  welcher 
Behörde  Militär-Personen,  deren  Familienglieder,  An- 
gehörige und  Dienstboten  zu  zählen  sind,  ist  den  ein- 
zelnen Vereins -Regierungen  überlassen. 

3)  Wo  eine  getrennte  Zählung  der  Civil-  und  Militär- Be- 
völkerung eintritt,  hat  sich  die  Zählung  der  Militär-Be- 
hörden nur  auf  die  im  aktiven  Dienste  stehenden  Mili- 
tärs (mit  Einschluss  momentan  Abwesender,  wie  z.  B. 
der  auf  eine  bestimmte  Zeit  beurlaubten  Offleiere)  und  auf 
deren  mit  ihnen  zusammen  wohnende  Angehörige,  nicht 
aber  auf  die  s.  g.  „Beurlaubten  ",  d.  h.  die  auf  längere 
oder  unbestimmte  Zeit  in  ihre  Heimath  entlassenen  Sol- 
daten und  ebenso  wenig  auf  die  in  die  Landwehr  aller 
Klassen  eingereiheten  Personen  zu  erstrecken. 

Die  Zählung  der  Letzteren  —  der  s.  g.  Beurlaubten 
und  der  Landwehrmänner  —  fällt  vielmehr  der  Civll- 
Behörde  des  Ortes  anheim,  an  welchem  sie,  ohne  Rück- 
sicht auf  ihre  Eigenschaft  als  Militär -Personen,  zu 
zählen  sind. 

Im  Falle  einer  solchen  getrennten  Zählung  sind 
insbesondere  auch  die  dem  Civiislande  angehörigen 
Dienstboten  der  Militärs,  wenn  sie  bei  der  dem  Militär- 
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».  stände  angehörten  Dienifflierrechaft  wohnen  (Dicht  bloss 
etwa  während  des  Tages  sich  bei  derselben  aufhalten), 
durch  die  Militär-Behörde,  wenn  sie  aber  eine  beson- 
dere Wohnung  haben  (wie  z.B.  verheirathete Kutscher, 
Diener,  Köche  u.  s.w.),  durch  die  Civil -Behörden  zu 
zählen. 

4)  Für  die  Zählung  seihst  gilt 

a)  als  allgemeine  Regel : 

•  •  i     •  i 

So  weit  nicht  nach  der  Bestimmung  zu  b  eine  Aus- 
nahme eintritt,  werden  alle  In  -  und  Ausländer  als 
Einwohner  desjenigen  Ortes  angesehen,  an  wel- 
chem sie  sich  zur  Zeit  der  Zählung  dauernd  oder 
vorübergehend  aufhallen. 

Es  werden  sonach  am  Orte  ihres  Aufenthaltes 
gezählt:  alle  dort  in  Lohn  und  Brot  stehenden 
'  Dienstboten,  alle  dort  in  Arbeit  stehenden  oder  Ar- 

'  '  beit  suchenden  Gesellen  und  Gewerbsgehülfen,  ein- 

schliesslich derjenigen,  welche  in  Handwerker-Her- 
bergen eingekehrt  sind ;  ferner  alle  Lehrlinge,  Fa- 
brik-Arbeiter und  Tagelöhner,  alle  Personen,  wel- 
che sich  am  Orte  der  Zählung  auf  einer  Unterrichts-, 
i  •■  Lehr-,  BiWungs-,  firziehungs-,  Pensions  -  Anstalt 
.i,  \  befinden  oder  dort  sonst  des  Unterrichts  oder  der 

Bildung  wegen  verweilen,  so  wie  die  in  den  dorti- 
gen Kranken-,  Entbindungs - ,  Arbeits -Häusern, 
Gefängnissen ,  Besserungs -Anstalten  u.  s.w.  be- 
findlichen Personen. 

b)  Nur  solche  Personen,  welche  in  Gasthäusern  (mit 
•:'      Ausschluss  der  Handwerker-Herbergen)  eingekehrt 

!  :     •        sind,  oder  als  Gäste  in  Familien  sich  aufhalten  (also 
■i\r  ,    .   .    mit  Ausschluss  der  in  gemietheten  Privat-Quar- 
mm  v       tieren  wohnenden  Fremde«),  werden  nicht  als  Ein- 
*  n  wohner  desjenigen  Ortes,  in  welchem  sie  sich  zur 

Zeit  der  Zählung  aufhalten,  betrachtet,  und  da- 
selbst  nicht  gezählt. 

c;  Dagegen  werden  alle  Inländer,  welche  zur  Zeit  der 
-i      •  ...     Zählung  auf  Reisen  im  In-  oder  Auslande  ab- 
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wesena  sina,  ais  iLinwonner  in  res  geseiziicncn 
Wohn  -  oder  Angehörigkeits  -  Ortes  an  ihrem 
Wohnorte  und  bezüglich  bei  ihren  Angehörigen 
mit  in  Ansatz  gebracht. 

Zu  den  hiernach  in  ihrem  Wohnorte  mitzuzäh- 
lenden Personen  gehören  auch  diejenigen,  welche 
Behufs  Betriebes  eines  Gewerbes  im  Umherziehen 
zur  Zeit  der  Zählung  vom  Hause  abwesend  sind, 
dagegen  nicht  die  auf  Wanderung  abwesenden  Ge- 
sellen und  Gehüiren. 

d)  Solche  Vereins-Angehörige,  welche  mehr  als  einen 
Wohnsitz  im  Vereine  haben,  z.  B.  im  Sommer 
auf  einem  Landgute,  im  Winter  in  einer  eigenen 
Wohnung  in  einer  Stadt  sich  aufhalten,  sind  nur 
an  letzterem  Orte  mitzuzählen,  dagegen  an  dem 
Wohnorte,  von  welchem  sie  zur  Zeit  der  Zählung 
abwesend  sind,  von  dieser  auszuschliessen. 

5)  Die  von  den  Ortsbehörden  innerhalb  des  nach  Punkt  I. 
bezeichneten  Termins  erhobenen  Bevölkerungslisten 
werden  in  Jedem  Vereinsstaate  summarisch  nach  grös- 
seren Vervvaltungs- Bezirken,  und  zwar  im  Königreiche 
Preussen  nach  den  Bezirken  der  Provinzial-Regierungen, 
in  den  Königreichen  Baiern,  Württemberg  und  im  Gross- 
herzogthum Baden  nach  Jenen  der  Kreisregierungen, 
im  Königreiche  Sachsen  nach  Kreisdirectionen,  in  dem 
Kurltirstenthume  und  Grossherzogthume  Hessen  nach 
Provinzen,  endlich  im  Thüringischen  Vereine  und  in 
den  übrigen  Ländern  des  Zoll -Vereins  nach  Aemtern 
oder  sonstigen  grösseren  Districten  in  gleichförmiger 
Weise,  nach  dem  beiliegenden  Schema,  zusammenge- 
stellt. Wo  eine  getrennte  Aufnahme  des  Civil-  und  Mi- 
litärstandes nicht  Statt  findet,  kann  die  darauf  bezüg- 
liche Abtheilung  des  Schema's  in  Wegfall  kommen. 

IV.  Sämmtiiche  Vereinsregierungen  werden  die  in  der  vor- 
stehend (Nr.  III)  verabredeten  Form  angefertigten  ßevöl- 
kerungs -Tabellen  fiir  die  Jahre  18*|,  18f£  u.  s.w.  läng- 
stens bis  zum  1.  Juni  des  auf  die  Zählung  folgenden  Jahres 
III.  58 
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an  das  Central- Bureau  des  Zoll -Vereins  in  Berlin  ein- 
senden,  welches  eine  Haupt- Zusammenstellung  von  dem 
Bevölkerungs-  Stande  des  ganzen  Vereinsgebietes  verferti- 
gen und  Jedem  Vereinsgliede  eine  besondere  Ausfertigung 
davon  mittheilen  wird. 

ä)  Vergl:  Grossherzogiich  Sächsische  Ministerial- 
Bekanntmachung  vom  12.  Mai  1846. 

Regicrungs-ßlatt  für  das  Grossherzogthum  Sachsen- 
Weimar-Eisenach,  1846,  Nr.  8,  S.  91  u.  f. 
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CXXVI. 

Königlich  Prelis  sische  Ministerial-Bekannt- 
machung  vom  31.  December  1839,  betreffend  eine  mit 
der  freien  und  Hansestadt  Hamburg  getroffene  U  e  b  e  r- 
einkunft  wegen  gegenseitiger  Verkchrs-Er- 

leichternngen.  ) 

In  dem  zwischen  den  Staaten  des  Zoll-Vereins  und 
dem  Königlich  Niederländischen  Gouvernement  unter  dem 
21.  Januar  d.  J.  abgeschlossenen  Handels-Vertrage  sind 
Seitens  der  Ersteren  dem  Letzteren  gewisse  Zollcrleichte- 
rungen  für  die  Einführ  von  Niederländischem  Lumpen- 
zucker  zum  Versieden,  raffinirtem  Zucker  und  Reis 
bewilligt,  auch  hinsichtlich  des  Bezuges  des  Weins  aus  den 
Niederlanden  dieselben  Begünstigungen,  deren  der  vereinslän- 
dische  unmittelbare  Bezug  des  Weins  aus  den  Ländern  der  Er- 
zeugung zu  geniessen  hat,  zugestanden  worden.  Durch  den 
Zolltarif  des  Vereins  für  die  Jahre  1840  bis  1842  sind  sodann  die 
gedachten  Zollerleichterungen  für  die  Einftihr  von  Zucker  und 
Reis  unter  der  von  sämmtlichen  Vereinsregierungen  ausdrüekUca 
erklärten  Erwartung  allgemein  ausgesprochen  worden,  dass  die- 
jenigen Staaten,  die  hieraus  Vorthelle  erlangen,  sich  bei  deu  des- 
halb eingeleiteten  Verhandlungen  zu  billigen  Gegenleistungen 
verstehen  werden. 

In  Beziehung  auf  die  freie  und  Hansestadt  Hamburg  ist 
diese  Erwartung  durch  eine  Uebereinkunft  erledigt,  welche 
nicht  blos  hinsichtlich  des  Lumpenzuckers  und  raninirten  Zuckers, 
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sondern  auch  hinsichtlich  des  Weinbezuges  eine  völlige  Gleich- 
stellung Hamburgs  mit  dem  Königreiche  der  Nieder- 
lande, Ingleichen  die  dafür  zu  gewährenden  Gegenleistungen 
feststellt.  Der  Inhalt  dieser  Tür  die  Dauer  des  Handels- 
Vertrages  zwischen  dem  Zoll-Vereine  und  dem  Kö- 
nigreiche der  Niederlande  mittelst  gegenseitig  resp.  unter 
dem  12.  und  17.  d.M. aufgestellter  und  demnächst  rat ifici rter 
Deklarationen  abgeschlossenen  Uebereinkunft  wird  in 
Nachstehendem  zur  öffentlichen  Kenntniss  gebracht. 

4)  Der  Senat  der  freien  und  Hansestadt  Hamburg  macht 
sich,  Preussen  und  hierdurch  zugleich  den  übrigen  Staaten  des 
Zoll -Vereines  gegenüber,  verbindlich,  während  der  Dauer  der 
gegenwärtigen  Uebereinkunft,  weder  die  nachbenannten,  Jetzt  in 
Hamburg  von  allem  Zolle  befreieten  Artikel: 

a)  Leinen,  bunte  Leinen  mit  Baumwolle  gemischt,  leinene  und 
wollene  Lumpen,  alte  und  neue  Wäsche,  Garn  und  Gurten 
von  Flachs,  von  Hanf  und  von  Baumwolle,  rohe  Schaaf- 
und  Lamtnwolle; 

b)  Walzen,  Koggen,  Hafer,  Gerste,  Buchwaizen,  Malz,  Kar- 
toileln  und  Kappsäamen; 

c)  unverarbeitetes  Kupfer  und  Messing,  Schiffskuprer,  altes, 
zum  Einschmelzen  bestimmtes  Messing  und  Kupfer  und 
Kupferkra'lze,  Kupfer-  und  Messingplatten,  roher  Zink, 
verzinntes  und  unverzlnntes  Eisenblech; 

(1)  Baarschaflen  und  Münzen,  unverarbeitetes  Gold  und  Silber 
und  Krätze,  die  aus  dem  Verfeinern  edler  Metalle  herrührt; 

e)  Druckschriften,  Bücher,  Musikalien  und  Landkarten; 

f )  Oelkuchen,  Borke,  Knochen ; 

aus  den  Vereinsstaaten  kommend  oder  dahin  gehend,  mit  einem 
Zolle  zu  belegen,  noch  den  Transit  nach  dem,  in  der  Hamburgi- 
schen Zoll-Ordnung  vom  25.  Februar  1835  davon  aufgestellten 
doppelten  Begriffe,  sowohl  der  freien  Durchfuhr,  als  des  Aktiven 
Kntrepots,  für  Waaren  aus  und  nach  den  Vereinsstaateu,  zu 
belasten. 

2)  In  gleicher  Weise  geht  der  Senat  der  freien  und  Hanse- 
stadt Hamburg  die  Verpflichtung  ein,  vom  1.  Januar  1840  an, 
die  nachbezeichneten  Gegenstände: 
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Hirse,  Erbsen,  Bohnen,  Linsen,  Wicken,  Spelt,  Ante, 
Kümmel,  Mehl,  Krapp,  Saatöl,  Arsenik,  Blaurarben,  Gal- 
mei,  Gyps,  Graphit,  Mineralerde,  Mörtel,  Mühlsteine, 
Rothstein,  Smalte,  Töpfererde,  Trass,  Trippel,  Tufsteto, 
Walkererde,  Schwefel,  Zink  in  Blechen  und  Steinkohlen, 
aus  den  Vereinsstaaten  kommend  oder  dahin  gehend,  vom  Ein- 
gangs-Zolle  gänzlich  zu  befreien. 

3)  Nicht  minder  wird  Seitens  des  Senates  der  freien  Stadt 
Hamburg  zugesagt,  die,  nach  der  revidirten  Hamburgischen  Zoll- 
Ordnung  vom  25.  Februar  1835  §.  20  unter  dem  Namen  ,,  Schiffs- 
zoll" bestehende  Abgabe  der  Oberelbischen  Vereinsländischeo 
Fahrzeuge  dahin  zu  vereinfachen,  dass,  vom  1.  Januar  1840  an, 
ffir  Fahrzeuge  überzwanzig  Lasten  Tragfähigkeit,  —  die  last 
nach  dem  bisher  schon  bei  der  Erhebung  dieses  SchifTszolies  in 
Hamburg  bestehenden  Gebrauche,  zu  6000  PAind  gerechnet,  — 
zwei  Mark  Courant,  und  für  Fahrzeuge  bis  einschliess- 
lich zwanzig  Lasten  Tragfähigkeit  eine  Mark  Courant  ent- 
richtet werden  sollen,  und  wobei  auch  ferner  die  Erleichterungen 
in  Anwendung  bleiben  werden ,  welche  in  §.  21  der  gedachten 
Zollverordnung  unter  Nr.  5  und  6  zu  Gunsten  derFlussschiffTahrt 
ausgesprochen  sind. 

4)  In  Erwiederung  der  vorstehend  unter  Nr.  1  und  2  ent- 
haltenen Zugeständnisse  wird  von  der  Königlich  Preussischen  Re- 
gierung, für  sich  und  in  Vertretung  der  übrigen  Mitglieder  des 
Zoll-  und  Handels-Vereins,  die  Verbindlichkeit  übernommen, 
den  in  das  Gebiet  dieses  Vereins  eingehenden  Hamburger  Lumpen- 
zucker und  die  Hamburger  Raffinade  keinen  höheren  Eingangs- 
abgaben, als  von  den  Niederländischen  Erzeugnissen  nach  dem 
vorerwähnten  Traktate  zu  entrichten  sind,  zu  unterwerfen,  viel- 
mehr beiderlei  Erzeugnisse  Jetzt  und  fernerhin  auf  völlig  glei- 
chem Fusse  zu  behandeln. 

5)  In  gleicherweise  wird  Königlich  Preussischer  Seits  hier- 
durch die  Zusicherung  ertheilt,  dass  im  Gebiete  des  Zoll  -  und 
Handels-Vereines  der  Hamburgische  Weinhandel  gleicher  Be- 
günstigung mit  dem  Niederländischen  Weinhandel  in  der  An 
geniessen  soll,  dass,  wenn  die  in  den  Staaten  des  Zollvereins 
gegenwärtig  zu  Gunsten  des  Grosshandels  mit  Wein  bestehende 
Rabattbewilligung  auf  die  Eingangsabgaben  von  den  unmittelbar 
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aus  den  Ländern  der  Erzeugung  eingeführten  Weinen  noeh  über 
den  1.  Januar  1840  hinaus  fortgesetzt  werden  sollte,  oder  andere 
Begünstigungen  dieser  Art  Jenem  Handel  etwa  zugestanden  wer- 
den möchten,  diese  Begünstigungen,  von  dem  gedachten  Zeit- 
punkte ab,  gleichmässig  auf  die  aus  Hamburg  bezogenen  Weine 
angewendet  werden  sollen. b) 

Berlin,  den  31.  December  1839. 


a)  Vergl:  Gesetz-Sammlung  für  die  Königlicheu 
Prenssischen  Staaten,  1840,  S.  1  u.  f.  Nr.  1.  (Die  lieber- 
tinkunft  Ui  vom  ff .  December  1839.) 

b)  Die  mit  der  freien  Stadt  Hamburg  im  December  1839  abge- 
schlossene Hebere  inkunft  wegen  gegenseitiger  Verkehrs- 
Erleichterungen  —  ist,  mit  Ausnahme  der  danach  zu- 
gesicherten Eingangsfreiheit  der  Steinkohlen,  nach  erfolgter 
Abänderung  der  damaligen  Tarifbestimmungen  über  den  im  Zoll-Ver- 
eine eingehenden  Lumpenzucker  u.  s.  w.  mit  Ablauf  des  Jahres  1841 
wieder  aufgehoben,  so  dass  derjenige  Zustand,  welcher  vor 
jener  Uebereinkunil  bestanden,  wieder  eingetreten  ist. 


Der  Minister: 


der  Finanzen, 
Graf  v.  Alvensleben. 


der  auswärtigen  Angelegenheiten, 
Frhr.  v.  Werth  er. 
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Königlich  Prenssische  Ministerial-Bekannt- 
machnng  vom  6.  Juli  1840,  betreffend  eine  mit  der 
freien  Hansestadt  Bremen  getroffene  Uebereinknnft 
hinsichtlich  gegenseitiger  Ver  kehrs  -  Erleich- 
terungen.a) 

Zwischen  der  Königlich  Preussischen  Regierung  für  sich 
und  in  Vertretung  der  übrigen  zu  dem  Zoll-  und  Handels- 
Vereine  gehörigen  Regierungen  und  dem  Senate  der  freien 
Hansestadt  Bremen  ist  in  Beziehung  auf  die  dem  Königlich 
Niederländischen  Gouvernement  in  dem  Handels  -Vertrage 
vom  21.  Januar  v.  J.  Seitens  des  Zoll -Vereins  zugestandenen 
Vergünstigungen  hinsichtlich  der  Einführ  von  Lumpen- 
zucker zum  Versieden  und  von  Raffinade,  ingleicben  des 
Bezuges  von  Wein,  eine  ähnliche  Uebereinkunft,  wie  mit 
dem  Senate  der  freien  und  Hansestadt  Hamburg,  auch  mit  dem 
Senate  der  freien  Hansestadt  Bremen  mittelst  eines  unter  dem 
4.  d.  M.  Statt  gehabten  Notenwechsels  getroffen  worden. 
Der  wesentliche  Inhalt  dieser  vom  1.  August  d.  J.  ab,  und  für 
die  Dauer  der  gedachten  Vereinbarungen  mit  dem 
Königreiche  der  Niederlande  und  der  freien  und 
Hansestadt  Hamburg  in  Kraft  tretenden  Uebereinkunft 
wird  in  Folgendem  zur  öffentlichen  Kenntniss  gebracht. 

1)  Der  Senat  der  freien  Hansestadt  Bremen  hat  sich 
verbindlich  gemacht: 
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a)  für  Güter,  aus  den  zum  Zoll -Vereine  gehörigen  Häfen  der 
Oberweser  verladen,  die  Bremischen  Krahn  - und  Wup- 
pergebühren dergestalt  festzusetzen,  dass  in  keinem 
Falle  mehr  als  %  Groten  pro  Centner  Brutto  für  die  durch 
die  Wupper  beim  Aus  -  oder  Einladen,  mit  oder  ohne  Be- 
nutzung von  Krahn  oder  Wuppen,  reglementsmässig  zu 
verrichtenden  Arbelten  zu  zahlen  ist; 

nicht  minder  auch  dafür  zu  sorgen,  dass,  wenn  bei 
Ueberladungen  gedachter  Güter  von  Bord  zu  Bord  der 
Eigenthümer  derselben  es  vorziehen  sollte,  Statt  eigener 
Arbeiter  sich  der  Wupper  zu  bedienen,  die  letzteren  dafür 
nicht  mehr  als  die  einfache  Gebühr  berechnen  dürfen ; 

endlich  ausser  besagter  Krahn-  und  Wuppergebühren 
keine  anderen  Gefälle  für  die  Benutzung  des  Bollwerks 
beim  Ein  -  und  Ausladen  einzuführen  ; 

b)  die  nachbenannten,  weserabwärts  mit  der  Bestimmung  zur 
Wiederausfuhr,  nach  Bremen  verschifften  Artikel: 

Roheisen,  Glaswaaren,  frisches  und  getrocknetes  Obst, 
Mineralwasser,  gemeine  Töpferwaaren,  Pfeifenerde  und 
Pfeifen, 

wenn  sie  mit  dem  Beweise  ihres  vereinsiandischen  Ur- 
sprungs versehen  sind,  unter  Beibehaltung  des  schon  be- 
stehenden zollfreien  Eingangs,  auch  bei  der  Durchfuhr  und 
Wiederausruhr  mit  keinerlei  ZoUabgaben  zu  beschweren; 
wogegen 

2)  Seitens  des  Zoll-  und  Handels -Vereins,  in  Erwiederung 
er  vorstehenden  Zugeständnisse,  die  Zusicherung  ertheilt  wor- 

Ji  ist: 

a)  den  in  das  Gebiet  dieses  Vereins  eingehenden  Bremischen 
Lumpenzucker  und  die  Bremischen  Raffinaden  keinen 
höheren  Eingangsabgaben,  als  von  den  gleichartigen  Nie- 
derländischen und  Hamburgischen  Erzeugnissen  zu  ent- 
richten sind,  zu  unterwerfen,  vieiraehr  die  ersteren  mit  den 
beiden  letzteren  auf  völlig  gleichem  Fusse  zu  behandeln; 

b)  den  Bremischen  Weinhandel  im  Gebiete  des  ZoU-  und 
Handels  Vereines  gleicher  Begünstigung  mit  dem  Nieder- 
ländischen und  Hamburgischen  Weinbandel  in  der  Art  ge- 
11  i es sen  zu  lassen,  dass,  so  lange  die  in  den  Staaten  des 
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Zoll -Vereines  zu  Gunsten  des  Grosshandels  mit  Wein  be- 
stehende Rabattbewilligung  auf  die  Eingangsabgaben  von 
den  unmittelbar  aus  den  Ländern  der  Erzeugung  einge- 
führten Weinen  noch  fortdauern,  oder  andere  Begünsti- 
gungen dieser  Art  jenem  Handel  etwa  zugestanden  werden 
möchten,  diese  Begünstigungen  gleichmässig  auch  auf  die 
aus  Bremen  bezogenen  Weine  angewendet  werden  sollen.  bj 

Berlin,  den  6.  Juli  1840. 

Der  Finanzminister,  Der  Minister  der  auswärtigen 

Angelegenheiten, 

Grarv.  Alvensleben.  Frhr.  v.  Werther. 

a)  Vergl:  Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen 
Preussischen  Staaten,  1840,  S.  144,  145.  Nr.  12.  (Die 
Uebereinkunft  ist  vom  4.  Juli  1840.) 

b)  Auch  diese  Convention  trat  mit  dem  Ablaufe  des  Jahres  1841 
ausser  Wirksamkeit. 


J 
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Handels-Vertrag  zwischen  Preussen,  Baiern, 
Sachsen,  Württemberg,  Baden,  Kurhessen, 
Grossherzogthum  Hessen,  den  zum  Thüringi- 
schen Zoll-  nnd  Handels-Vereine  gehörigen 
Staaten,  Nassau  nnd  Frankfurt  einerseits,  nnd 
den  Niederlanden  andererseits,  unterzeichnet  zn 
Berlin,  den  21.  Januar  1839.*) 

Seine  Majestät  der  König  von  Preussen,  sowohl  für  Sich 
als  im  Namen  der  übrigen  Mitglieder  des  kraTt  der 
Verträge  vom  22.  und  30.  Marz  und  11.  Mai  1833, 
12.  Mai  und  10.  December  1835,  und  2.  Januar  1836 
bestehenden  Zoll-  und  Handels-Vereins,  nämlich  der 
Kronen  Baiern,  Sachsen  und  Württemberg,  des  Gross- 
herzogthums Baden,  des  Kurfürs tenthums  Hessen,  des 
Grossherzogthums  Hessen,  der  den  Thüringischen 
Zoll-  und  Handels-Verein  bildenden  Staaten,  —  nament- 
lich des  Grossherzogthums  Sachsen,  der  Herzogthümer 
Sachsen-Meiningen,  Sachsen-Altenburg  und  Sach- 
sen-Coburg und  Go th a,  und  der  Fürstenthümer  Schwarz- 
burg-Rudolstadt und  Schwarzburg-Sondershausen, 
Reuss-Greitz,  Reuss -Schieitz  und  Reuss-Loben- 
stein  und  Ebersdorf,  —  des  Herzogthums  Nassau  und  der 
freien  Stadt  Frankfurt  einerseits,  und  Seine  Majestät  der 
König  der  Niederlande  andererseits,  von  gleichem  Wunsche 
beseelt,  die  Handelsverbindungen  und  den  Austausch  der  Erzeug- 
nisse der  beiderseitigen  Staaten  möglichst  auszudehnen,  sind  zu 
diesem  Zwecke  übereingekommen  in  Unterhandlungen  zu  treten, 
und  haben  zu  Bevollmächtigten  hierzu  ernannt: 
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Se.  Majestät  der  König  vonPreussen: 
Allerhöchst-Ihren  Geheimen  Legationsrath  Ernst  Michaelis, 
Ritter  des  Königlich  Preussischen  Rothen  Adler-Ordens  dritter 
Klasse  mit  der  Schleife,  OfDcier  der  Französischen  Ehrenlegion, 
Commandeur  des  Civil -Verdienst -Ordens  der  Königlich  ßaieri- 
schen  Krone,  Ritter  des  Königlich  Sächsischen  Civil -Verdienst- 
Ordens,  Commenthur  des  Ordens  der  Königlich  Württembergi- 
schen  Krone,  Commandeur  des  Grossherzoglich  Badischen  Or- 
dens vom  Zähringer  Löwen ,  Commandeur  zweiter  Klasse  des 
Kurfiirstlich  Hessischen  Haus -Ordens  vom  goldenen  Löwen  und 
des  Grossherzoglich  Hessischen  Ludwigs -Ordens,  und  Comman- 
deur des  Grossherzoglich  Sächsischen  Haus-Ordens  vom  weissen 
Falken  5 

Allerhöchst-Ihren  Geheimen  Ober-Finanzrath  Karl  Ludolph 
Windhorn,  Ritter  des  Königlich  Preussischen  Rothen  Adler- 
Ordens  zweiter  Klasse,  des  Civil -Verdienst -Ordens  der  König- 
lich Baierischen  Krone,  und  des  Königlich  Sächsischen  Civil- 
Verdlcnst- Ordens, 
und 

Allerhöchst-Ihren  Geheimen  Ober-Regierungsrath  Friedrich 
Wilhelm  West  phal,  Ritter  des  Königlich  Preussischen  Rothen 
Adler-Ordens  dritter  Klasse  mit  der  Schleife,  Offleier  der  Fran- 
zösischen Ehrenlegion ; 
und 

Seine  M^estät  der  König  der  Niederlande: 
Allerhöchst-Ihren  Legalionsrath  und  Geschäftsträger  bei  der 
freien  Stadt  Frankfurt,  Friedrich  Heinrich  Wilhelm  von  S  c  h  e  r  ff, 
Ritler  des  Königlich  Niederländischen  Löwen- Ordens,  des  Kur- 
fürstlich Hessischen  Haus -Ordens  vom  goldenen  Löwen,  und 
des  Grossherzogllch  Sächsischen  Haus -Ordens  vom  weissen 
Falken, 

und 

den  Director  des  allgemeinen  Entrepots  und  Secrelär  der 
Handelskammer  zu  Amsterdam,  Johann  Jakob  Rochus sen, 
Ritter  des  Königlich  Niederländischen  Löwen  -  Ordens ; 

welche,  unter  dem  Vorbehalte  der  Ratification,  die  folgen- 
den Artikel  festgestellt  und  unterzeichnet  haben. 
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Artikel  I. 

Seine  Majestät  der  König  der  Niederlande  bewilligen  zu- 
zulassen : 

A.  bei  der  Einfuhr  über  die  Niederländisch- 
Preussische  Gränze,  sowohl  zu  Lande,  als  auch 
stromwärts  unter  der  Flagge  eines  der  oben  be- 
nannten, den  Zoll-  und  Handels-Verein  bildenden 
Staaten,  die  folgenden  Gegenstände,  ohne  Unterschied  des 
Ursprungs: 

1)  Wein,  in  Fässern,  zu  zehn  Centen  Niederl.  vom  Baril 
(Hectolltre) ;  desgl.  in  Flaschen,  deren  116  oder  mehr  auf 
ein  Baril  gehen,  —  zu  fiinf  Gulden  für  100  Flaschen; 

2)  Getreide,  namentlich  Waizen,  Roggen,  Gerste,  Hafer,  Spelz 
und  Buchwaizen  —  mit  einer  Ermässigung  der  allgemeinen 
Eingangs -Abgabe  nur  zehn  Procent? 

3)  Bruch  -  und  behauene  Steine,  als :  flache  Steine  zu  Grab- 
steinen und  Schwellen,  Marmor  in  Blöcken,  Flursteine 
u.  s.  w.  —  zu  dem  Satze  von  drei  Procent  vom  Werthe  $ 

B.  bei  der  Einfuhr  über  die  Niederländisch- 
Preussische  Gränze  stromwärts,  unter  der  Flagge 
eines  Vereinsstaates: 

Nutz-  und  Bauholz  in  ungebrochenen  Schiffsladungen  oder 
in  Flössen,  zu  fiinf  und  zwanzig  Centen  Niederl.  für  die 
Tonne.  Fünfundzwanzig  Centner  sollen  einer  Tonne  gleich 
geachtet,  und  als  ungebrochene  Schi lfsladungen  sollen  solche 
angesehen  werden,  deren  Hälfte  in  Holz  bestehet; 

C.  bei  der  Einfuhr  sowohl  zur  See,  als  auch 
über  die  Niedcrländisch-Preussische  Gränze  zu 
Lande  und  stromwärts,  unter  Controle  und  mit  Ur- 
sprungszeugnissen : 

1)  Zeuge,  Gewebe  und  Bänder  aus  Seide  —  zu  dem  Satze  von 
zwei  Gulden  Niederl.  für  das  Pfund  Niederl.  /Kilogramm) 5 

2)  Strümpfe  und  Strumpfvvirkcrwaaren,  Spitzen  und  Tülle  — 
zu  dem  Satze  von  fünf  Procent  vom  Werthe; 

3)  Messerwaaren  und  kurze  Waaren  (nach  den  Speclflcationen 
des  Jetzigen  Niederländischen  Tarifs)  zu  dem  Satze  von 
drei  Procent  vom  Werthe. 
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Man  wird  im  gemeinsamen  Einverständnisse  die  Control-Mass- 
regeln  und  die  Förmlichkeiten  für  die  vorerwähnten  Ursprungs- 
zeugnisse festsetzen ;  die  betreffenden  Behörden  werden  demzu- 
folge mit  den  erforderlichen  Anweisungen  versehen  werden. 


Artikel  II. 

Seine  Majestät  der  König  der  Niederlande  werden  fortfahren, 
ohne  anderweite  Gegenleistung  die  Erzeugnisse  des  Bodens  und 
des  Kunstfleisses  der  Staaten  des  Zoll  -  und  Handels-Vereins  bei 
ihrer  Einfuhr  in  die  Niederländischen  Kolonien  aller  derjenigen 
Vortheile  und  Begünstigungen  geniessen  zu  lassen,  welehe  den 
Erzeugnissen  des  Bodens  und  des  Kunstfleisses  irgend  der  be- 
günstigtesten  Europäischen  Nation  jetzt  zugestanden  sind,  oder 
in  Zukunft  zugestanden  werden  möchten. 


Artikel  III* 

Seine  Majestät  der  König  der  Niederlande  bewilligen,  dass 
die  Bestimmungen  Lit.  B  Nr.  1  und  2  des  Artikels  VII.  des 
SchiflTahrts -Vertrages  zwischen  Preussen  und  den  Niederlanden 
vom  3.  Juni  1837 b),  kraft  welcher  die  Waaren,  welche  io  einem 
Niederländischen  Hafen  eingeladen  sind  oder  ausgeladen  werden, 
auf  Niederländischer  Seite  resp.  der  gänzlichen  Freiheit  von  der 
in  dem  Tarire,  Anlage  C  der  Mainzer  Convention  vom  31.  Min 
1831 c)  festgesetzten  Abgabe,  oder  einer  Verminderung  derselben 
geniessen,  gleichmässig  auch  Anwendung  auf  diejenigen  Waaren 
erhalten  sollen,  weiche  auf  den  der  IlheinschiflTahrt  durch  diese 
Convention  eröimeten  Wegen  unter  der  Flagge  Preussens  oder  eines 
der  anderen  Uferstaaten,  die  an  den  durch  den  gedachten  Vertrag 
der  Schifffahrt  auf  dem  Niederländischen  Rheine  zugestamdeoen 
Vortheilen  Theil  nehmen,  direct  nach  der  See  oder  umgekehrt 
transitlren. 

Artikel  IV. 

Die  Regierungen  der  den  Zoll  -  und  Handels -Verein  bilden- 
den Staaten  bewilligen  zuzulassen : 

A.  bei  derEinfuhr  über  die  Preussisch-Nieder« 
ländische  Gränze  sowohl  zu  Lande,  als  auch  ström 
wärts,  die  nachbenannten  Niederländischen  Erzeugnisse : 
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Butter, 
Käse, 

Ochsen  und  Stiere, 

Kühe, 

Jungvieh, 

—  zur  Hälfte  der  Eingangsabgaben,  welche  durch  den  jetzt  in 
Kraft  bestehenden  Tarif  restgesetzt  sind,  oder  künftig  in  den 
Staaten  des  gedachten  Vereins  festgesetzt  werden  möchten  5 

B.  bei  derEinfuhr  sowohl  zur  See,  als  auch  zu 
Lande  und  stromwärts: 

1)  Niederländischen  Lumpenzucker,  zum  Gebrauche  der  Sie- 
derden In  den  Staaten  des  Zoll-  und  Handels -Vereins,  und 
unter  amtlicher  Controle  dieser  Verwendung,  —  zur  Hälfte 
der  fiir  den  Lumpenzucker  durch  den  gegenwärtigen  Ver- 
eins-Tarif festgesetzten  Eingangs -Abgabe; d) 

2)  Niederländischen  rafflnirten  Zucker — zu  dem  Satze  von  zehn 
Thalern  Preuss.  vom  Centner  von  fünfcig  Kilogrammen; 

3;  Niederländischen  Reis  —  zu  dem  Satze  von  zwei  Thalern 
Preussisch  vom  Centner  von  fünfzig  Kilogrammen. 
Ausserdem  willigen  die  Mitglieder  des  Zoll-Vereins  ein: 
zu  ß.  1)  den  Niederländischen  Lumpenzucker  in  keinem  Falle 
künftig  einer  Eingangsabgabe  zu  unterwerfen,  welche  die- 
jenige Abgabe,  womit  die  gleichfalls  zum  Gebrauche  der 
in  Ihren  Staaten  befindlichen  Siedereien  bestimmten  Roh- 
zucker belegt  werden,  um  mehr  als  zehn  Procent  über- 
steigen würde; 

zu  B.  2)  in  dem  Falle,  dass  die  Abgabe,  welche  durch  den  gegen- 
wärtigen Tarif  auf  die  zum  vorgedachten  Gebrauche  be- 
stimmten Rohzucker  gelegt  ist,  vermindert  würde,  gleich- 
zeitig und  in  demselben  Verhältnisse  auch  die  Abgabe  von 
den  Niederländischen  rafflnirten  Zuckern  in  so  weit  zu  er- 
mässigen,  dass  letztere  Abgabe  niemals  das  Doppelte  der 
Abgabe  von  den  Rohzuckern  übersteigen  wird. 
Die  Bestimmung  Lit.  A.  des  gegenwärtigen  Artikels  wird 
unmittelbar  nach  der  Publication  des  Vertrages ,  und  diejenige 
L.it.  B.  1.  acht  Wochen  nach  dieser  Publication  in  Kraft  treten, 
wahrend  die  Bestimmungen  B  2.  und  3.  erst  mit  dem  1.  Januar 
1840  in  Vollzug  gesetzt  werden  sollen. 
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Artikel  V. 

Die  Staaten  des  Zoll-  und  Handels -Vereins  werden  die 
durch  den  gegenwärtigen  Tarif  festgesetzten  Eingangs- Abgaben 
von  nachbenannten  Artikeln :  Kaffee,  Tabak  —  roh  und  fabricirt. 
Gewürze,  Thee,  Häringe,  Saatöl  und  Branntwein  aller  Gattung, 
für  die  Einftihr  dieser  Artikel  aus  den  Niederlanden,  sowohl  zur 
See,  als  auch  zu  Lande  und  stromwärts,  nicht  erhöhen. 

Es  wird  jedoch  verstanden,  dass  diese  Bestimmung  den  Fall 
nicht  einbegreifen  soll,  dass  künftig  etwa  der  Centner  von  fiinfeig 
Kilogrammen,  Statt  des  Preussischen  Centners,  als  Gewich ts-Eio- 
heit  für  den  Tarif  des  Zoll  -  und  Handels-Vereins  angenommen 
würde,  ohne  dass  dabei  die  Abgabensätze  des  gegenwärtigen Tariß 
hinsichtlich  der  vorbenannten  Artikel  vermindert  würden. 

Artikel  VI. 

Sollte  die  in  den  Staaten  des  Zoll-  und  Handels -Vereins 
gegenwärtig  zu  Gunsten  des  Grosshandels  mit  Wein  bestehende 
Rabattbewilligung  auf  die  Eingangsabgaben  von  den  unmittelbar 
aus  den  Ländern  der  Erzeugung  eingeführten  Weinen  noch  über 
den  1.  Januar 1840  hinaus  fortgesetzt,  oder  sollten  andere  Begün- 
stigungen dieser  Art  jenem  Handel  zugestanden  werden,  so  ist  man 
für  diesen  Fall  übereingekommen,  dass  von  dem  gedachten  Zeit- 
punkte ab,  diese  Begünstigungen  gleichmässig  auch  auf  die  aus 
den  Niederlanden  eingeführten  Weine  angewendet  werden  sollen 

Artikel  VII. 

In  Rücksicht  auf  die  Nützlichkeit  der  Anlegung  einer  Eisen- 
bahn zwischen  Preussen  und  den  Niederlanden  ist  verabredet 
worden,  dass,  wenn  eine  Gesellschaft  von  Actionärs  bei  der 
Preussischen  Regierung  eine  Concession  zur  Errichtung  uitf 
Benutzung  einer  Eisenbahn  nachsuchen  sollte,  welche  zur  Ver- 
längerung einer  auf  Niederländischem  Gebiete  bereits  bestellen- 
den oder  anzulegenden  Eisenbahn  dienen  würde,  die  Preussisck 
Regierung  diese  Concession,  nach  errolgter  Verständigung  raß 
dem  Niederländischen  Gouvernement  über  den  Anschliessungs- 
punkt  an  der  Gränze,  unter  den  Bedingungen  ertheUen  wiiu 
welche  in  Preussen  für  diese  Art  von  Unternehmungen  gegetr 
wärtig  allgemein  bestehen,  oder  späterhin  allgemein  angenre 
men  werden  möchten.  . 
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Artikel  VIII. 

Die  hohen  contrahirenden  Thelle  verpflichten  sich  gegen- 
seitig: 

a)  keine  Ein-  oder  Ausfuhrverbote  anzuordnen,  welche  die 
Ein  -  oder  Ausfahren  der  Staaten  des  anderen  Theils  treffen 
würden,  während  diejenigen  dritter  Länder  bei  Gegenstan- 
den derselben  Gattung  davon  unberührt  blieben ; 

1>)  die  gegenseitigen  Ein  -  oder  Ausführen,  ohne  Unterschied 
des  Landes,  woher  sie  kommen,  oder  wohin  sie  bestimmt 
sind,  weder  zu  Gunsten  der  Regierungen,  noch  der  Com- 
munen,  mit  anderen  oder  höheren  Zöllen,  Abgaben  oder 
Lasten  irgend  einer  Art  zu  belegen,  als  mit  denjenigen, 
welche  in  Ihren,  in  Kraft  stehenden  Tariren  und  Gesetzen 
allgemein  festgesetzt  seyn  werden; 

c)  Ihre  Unterthanen  und  Erzeugnisse  gegenseitig  an  allen 
Prämien,  Zoll -Vergütungen  und  anderen  Vortheilen  dieser 
Art  Theii  nehmen  zu  lassen,  welche  in  Ihren  Staaten  für 
gewisse  Gegenstände  der  Ein-  oder  Ausrühr  allgemein, 
gleichfalls  ohne  Unterschied  des  Landes  der  Herkunft  oder 
der  Bestimmung,  bewilligt  werden  könnten. 

Artikel  IX. 

Die  hohen  contrahirenden  Theile  erklären,  dass  Sie  die  in 
gegenwärtigem  Vertrage  gegenseitig  gemachten  Zugeständnisse 
als  verabredet  betrachten,  um  in  deren  ganzem  Zusammenhange 
als  Vergeltungen  für  die  durch  denselben  Vertrag  erworbenen 
Vortheile  zu  dienen,  und  dass  sie  mithin  jene  Zugeständnisse  nur 
in  Erwiederung  dieser  Vortheile  eingeräumt  haben,  jedoch  Sich 
vorbehalten,  dieselben  auch  anderen  Staaten  mit  oder  ohne  Gegen- 
leistungen zu  bewilligen,  oder  auch  sogar  deren  Anwendung  all- 
gemein eintreten  zu  lassen.  „ 

Artikel  X. 

Sollte  einer  der  hohen  contrahirenden  Theile  in  der  Folge 
irgend  einem  anderen  Staate  andere  oder  grössere  Begünstigungen 
zugestehen,  als  die  durch  den  gegenwärtigen  Vertrag  verein- 
barten, so  sollen  dieselben  Begünstigungen  auch  dem  anderen 
Theile  zu  Gute  kommen,  welcher  derselben,  wenn  das  Zu- 
geständniss  ohne  Vergeltung  gemacht  ist,  ebenfalls  ohne  eine 
III.  59 
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solche,  wenn  dasselbe  aber  an  die  Bedingung  einer  Gegenleistung 
geknüpft  ist,  gegen  Bewilligung  einer  Vergeltung  gemessen  wird, 
die  in  diesem  Falle  den  Gegenstand  einer  besonderen  Ueberen- 
kunft  zwischen  den  hohen  contrabirendcn  Theilen  ausmachen 
wird. 

Artikel  XI. 

Der  gegenwärtige  Vertrag  soll  unverzüglich  allen  bc- 
Iheiligten  Regierungen  zur  Ratification  vorgelegt,  und  die  Raü- 
flcations- Urkunden  sollen  binnen  acht  Wochen  nach  dem  Tage 
der  Unterzeichnung,  oder,  wenn  es  seyn  kann,  noch  früher  zu 
Berlin  ausgewechselt  werden.').  Derselbe  soll  sofort  nach 
Auswechselung  der  Ratiflcaüons- Urkunden  publicirt  und  unmit- 
telbar darauf  in  Vollzug  gesetzt  werden,  mit  Ausnahme  der  Be- 
stimmungen, wegen  welcher  im  Artikel  IV  ein  anderer  Zeit- 
punkt verabredet  worden  ist. 

Der  gegenwärtige  Vertrag  wird  bis  zum  Ende  des  Jahres 
Eintausend  achthundert  und  ein  und  vierzig  in  Kraft  bleiben;  und 
wenn  sechs  Monate  vor  dem  Ablaufe  dieses  Zeitraumes  keiner 
von  beiden  hohen  contrahirenden  Theilen  seine  Absicht,  die 
Wirkung  des  Vertrages  aurhüren  zu  lassen,  mittelst  einer 
ofTiciellen  Erklärung  kund  thun  sollte,  so  wird  derselbe  noch  ein 
Jahr  über  diesen  Zeitraum  hinaus,  und  so  fort  von  Jahr  zu  Jahr, 
verbindlich  bleibend) 

Zur  Urkund  dessen  haben  die  oben  genannten  Bevollmäch- 
tigten denselben  unter  Beifügung  ihrer  resp.  Siegel  unter- 
zeichnet. 

Gesehehen  KU  Berlin,  den  21.  Januar  1839. 

E.  Michaelis.  F.  H.W.  v.  Scherfr. 

(L.  S.)  (L.  S.) 

K.L.Windhorn.    '  J.  J.  Rochussen. 

(L.  S.)  (L.  S.) 

F.  W.  Westphal. 
(L.  S.) 

«)Traüe  de  commerce  entre  JaPrusse,  Ja  Ha  vifere,  b 
Saxe,  le  Württemberg,  la  Bade,  la  Hesse-E lectorale,  ta 
Hesse-Grand-Ducale,  le«  Etats  formant  l'ünion  de  douauo 
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et  de  commerce,  dite  de  T hurin ge,  le  Nassau  et  la  ville  libre 
de  Francfort,  d'une  part,  et  les  Pays-Bas,  d'autre  part,  du 

21.  Juri»*  1839. 

Vergl:  Gesetzsammlung  für  die  Königlichen  Prcus- 
sischen  Staaten,  1839,  S.  113  u.  f.  Nr.  10, 

b)  Vergl:  Diplomatische«  Archiv  u.  s.w.,  Th.  II,  A|>üi.  II, 
S.  1273,  Nr.  CIL 

c)  Vergl;  Diplomatisches  Archiv  u.s.w.,Th.  |I,  Abth.  II, 
S.  im,  Nr.  XCVII. 

d)  Dir  Königlich  Preussische  Cabinets-Ordre  vom 
10.  April  i&39,  den  Steuersatz  des  Lumpenzuckers  für  Sie- 
dereien betreffend,  lautet: 

Auf  Ihren  Antrag  vom  31.  v.  M.  genehmige  Ich,  dass  die  dem 
Königlich  Niederländischen  Gouvernement  im  Artikel  IV  des  Handels- 
Vertrages  vom  21.  Januar  d.  J.  zugestandene  Ermässigung  der  Ein- 
gangs-Abgabe  von  Niederländischem,  zum  Gebrauche  Vereinsländi- 
scher  Raffinerien,  unter  Controle  der  Verwendung,  eingehenden  Lum- 
penzucker bis  auf  die  Hälfte  des  gegenwärtigen  Tarif-Satzes,  also  bis 
auf  5 Vi  Rthlr.  vom  Centner,  in  Rücksicht  auf  die  mit  anderen  Re- 
gierungen eingeleiteten  Unterhandlungen  und  in  Erwartung  billiger 
Gegenleistungen,  gleichzeitig  und  daher  acht  Wochen  nach  Publication 
des  obigen  Handels-Vertrages,  hinsichtlich  alles  Lumpenzuckers,  ohne 
Unterschied  des  Ursprungs,  vorläufig  Anwendung  erhalte,  welcher 
über  die  Zollgränze  gegen  das  Königlich  Niederländische  Gebiet  und 
ferner  über  die  nördliche  Zollgränze  von  diesem  Gebiete  an  bis  Memel 
mit  gleicher  Bestimmung  und  unter  Controle  für  Vereinsländische  Raf- 
finerien eingeführt  werden  wird.  Sie  haben  diesen  Befehl  durch  die 
Gesetzsammlung  bekannt  zu  machen  und  in  Ausführung  zu  bringen. 

Berlin,  den  10.  April  1839. 

Friedrich  Wilhelm. 

An  den  Staats  -  und  Finanzminister, 
Grafen  v.  Alvensleben. 

Vergl:  Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preus- 
sischen  Staaten,  1839,  S.  124,  Nr.  10. 
Aehn liehe  Bekanntmachungen  erfolgten  Seitens  der  an- 
deren Vereinsstaaten,  vergl.  u.  a. : 
Grossherzoglich  Sächsische  Mi  nisterial-Bekannl- 
machung  vom  22.  April  1839,  Regierungs-Blatt  für 
das  Grossherzogthum  Sachsen-Weimar-Eisenach, 
1839,  S.  106,  Nr.  11. 

59  • 
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e)  Die  Ratifications-Urkunden  des  vorstehenden  Ver- 
trage s,  welche  von  Sr.  Majestät  dem  Könige  von  Preossen  unter 
dem  27.  Februar  1839  und  von  Sr.  Majestät  dem  Könige  der  Nieder- 
lande unter  dem  4.  Marz  d.  J.  vollzogen  worden,  sind  am 
2.  April  1839  zu  Berlin  ausgewechselt  worden. 

f)  Der  Vertrag  erlosch  mit  Ablauf  des  Jahres  1841. 


Es  erschien  dem  vorzugsweisen  Zwecke  des  diplomatischen  Ar- 
chivs für  die  deutschen  Bundesstaaten  entsprechend ,  von  obigem 
Vertrage  sowohl  als  von  der  in  der  fb  Igen  den  Nummer  enthaltenen 
Vereinbarung  —  den  Deutschen  Text  derselben  aufzunehmen. 


••  •  • 


— 


■  i 
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Handels-Vertrag  zwischen  Preusscn,  Baiern, 
Sachsen,  Württemberg,  Baden,  Kurhessen, 
Grossherzogthum  Hessen,  den  zum  Thüringi- 
schen Zoll-  und  Handels-Vereine  gehörigen 
Staaten,  Nassan  und  der  freien  Stadt  Frankfurt 
einerseits,  und  der  Ott  omanischen  Pforte  anderer- 
seits, abgeschlossen  zu  Gonstantinopel  am  w.  Oktober 

1840. ') 

Während  der  langjährigen  Allianz,  welche  glücklicherweise 
zwischen  Preussen  und  der  Hohen  P Torte  hestanden  hat, 
haben  die  zwischen  beiden  Mächten  abgeschlossenen  Verträge 
den  Betrag  der  von  den  aus  der  Türkei  ausgeführten  oder  dahin 
eingeführten  Waaren  zu  entrichtenden  Abgaben  bestimmt,  und 
die  Rechte,  Privilegien,  Freiheiten  und  Pflichten  der  Preussischcn 
Kaufleute,  welche  im  Gebiete  des  Ottomanischen  Reiches  Handel 
treiben  und  sich  aufhalten,  aur  feierliche  Weise  bestimmt.  Gleich- 
wohl sind  vielfältige  Veränderungen  neuerlich  ein- 
getreten, eines  Theils,  was  die  Hohe  Pforte  betrifft,  sowohl 
in  der  inneren  Verwaltung  des  Reiches,  als  in  ihren  äusseren 
Beziehungen  zu  anderen  Mächten,  und  anderen  Theils,  was 
Preussen  betrifft,  infolge  der  Errichtung  des  Handels- 
und  Zoll-Vereins  zwischen  Preussen,  und  den  Kronen  von 
Baiern,  Sachsen  und  Württemberg,  dem  Grossherzog- 
tbume  Baden,  dem  K  u  r  f  ü  r  s  t  e  n  t  h  u  m  e  Hessen,  dem 


934 


Grossherzoglhume  Hessen,  den  Staaten  des  Thürin- 
gischen Zoll-  und  Handels-Vereins,  —  nämlich  dm 
Grossherzogthume  Sachsen,  den  Herzogtümern  Satfe- 
sen-Meiningen,  Sachsen-Altenburg  und  Saehsea- 
Coburg  und  Gotha,  und  den  Fürstenthümern  Schwarz- 
burg  - Rudolstadt,  Schwarzburg-Sondershausen. 
Reuss-Greitz,  Reuss-Schleitz,  und  Reuss-Loben- 
stein  und  Ebersdorf,  —  dem  Herzogthume  Nassau  un<i 
der  freien  Stadt  Frankfurt.  In  Betracht  dieser  Veränderung«! 
sind  Seine  Majestät  der  König  vonPreussen,  sowohl  für 
Sich,  als  im  Namen  der  übrigen  Staaten,  welchf 
Mitglieder  des  Handeis-  und  Zoll-Vereins  sind, 
und  Seine  Kaiserliche  Majestät  der  Sultan  übereingekommen, 
durch  eine  besondere  und  zusätzliche  Acte  diellandelsbeziehnngen 
Ihrer  Unterthanen  von  Neuem  zu  ordnen,  und  gleichzeitig  in  die 
unter  Ihnen  schon  bestehenden  Verträge,  so  wie  in  die  neuen  Sti- 
pulationen die  Vereinbarungen  zwischen  den  übrigen  oben  ge- 
nannten Staaten  und  der  Hohen  Pforte  aufzunehmen,  Alles  zu 
dem  Zwecke,  den  Handel  zwischen  den  beiderseitigen  Staaten 
zu  vermehren,  und  den  Austausch  ihrer  Erzeugnisse  noch  mehr 
zu  erleichtern.  Zu  dem  Ende  haben  zu  Ihren  Bevollmächtigten 
ernannt : 

Seine  Majestät  der  König  vonPreussen,  sowohl  für 
Sich,  als  im  Namen  der  übrigen  Staaten, 
welche  Mitglieder  des  Deutschen  HandeU- 
und  Zoll-Vereins  sind: 
Allerhöchst -Ihren  Kammerherrn,  ausserordentlichen  Ge- 
sandten und  bevollmächtigten  Minister  bei  der  Hohen  Pforte. 
Johann  Carl  Albert  Grafen  von  Königsmark,  Ritter  de> 
Königlich  Preussischen  Rothen  Adler-Ordens  dritter  Klasse  mit 
der  Schleife,  des  St.  Johanniter- Ordens,  Inhaber  des  grossen 
Ordens  des  Nichani- Miliar  und  Ritler  des  Spanischen  Ordens 
Carls  des  Dritten ; 

Seine  Kaiserliche  Majestät  der  Sultan: 
Seine  Exccllenz  Mustapha  Reschid  Pascha,  einen  der 
Vezicre,  Staats-  und  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
der  Hohen  Pforte,  Inhaber  der  mit  diesem  Range  verbundenen 
Insignien  in  Brillanten,  Grosskreuz  des  Ordens  der  Ehrenlegion. 
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tles  Amerikanischen  Ordens  Isabella  der  Katholischen,  des  Bei- 
fischen  Leopold -Ordens,  des  Niederländischen  Löwen -  Ordens, 
«les  Schwedischen  Schwerdt- Ordens  u.  s.w., 

welche,  nachdem  sie  sich  ihre  Vollmachten  gegenseitig  mit- 
getheilt  und  dieselben  in  guter  und  gehöriger  Form  befanden 
haben,  über  die  nachfolgenden  Artikel  übereingekommen  sind : 

Artikel  I. 

Alle  Punkte  der  bisherigen  Handels -Verträge  zwischen 
Preussen  und  der  Hohen  Pforte,  und  namentlich  alle  Verab- 
redungen des  Freundschalls-  und  Handels  -  Vertrages  vom 
22.  März  1761  (alten  Styls),  in  so  weit  sich  solche  nicht  im 
Widerspruche  mit  der  gegenwärtigen  Ueberetnkunft  belinden, 
werden  aufrecht  erhalten,  für  immer  bestätigt,  und  mit  den 
daraus  hervorgehenden  gegenseitigen  Rechten  und  Pflichten,  auf 
alle  übrigen  vorerwähnten  Staaten,  welche  den  Handels-  und 
Zoll-Verein  bilden,  ausgedehnt. 

Die  Unterthanen  und  die  Erzeugnisse  des  Bodens  und  der 
Industrie  von  Preussen  und  den  übrigen  Staaten  des  Handels  - 
und  Zoll -Vereins ,  so  wie  die  Preussischen  Schilfe  sollen  von 
Rechtswegen  in  dem  Ottomanischen  Reiche  die  Ausübung  und 
den  Genuss  aller  der  Vortheile,  Privilegien  und  Freiheiten  haben, 
welche  Hen  Unterthanen,  den  Erzeugnissen  des  Bodens  und  der 
Industrie,  und  den  Schiffen  jeder  anderen  meistbegünstigten 
Nation  zugestanden  sind  oder  in  der  Folge  zugestanden  werden 
möchten. 

Artikel  II. 

Die  Unterthanen  Seiner  Majestät  des  Königs  von  Preussen 
und  die  der  übrigen  Mitglieder  des  Handels-  und  Zoll -Vereins, 
oder  ihre  Rechtsnachfolger,  sollen  in  allen  Theilen  des  Ottomani- 
sehen  Reiches  alle  Gegenstände  ohne  Ausnahme,  mögen  es  Er- 
zeugnisse des  Bodens  oder  der  Industrie  dieses  Landes  seyn, 
kaufen  dürfen,  sey  es  in  der  Absicht,  damit  Handel  im  Innern 
treiben  zu  wollen,  oder  selbige  auszuführen.  Die  Hohe  Pforte 
verpflichtet  sich  ausdrücklich,  alle  Monopole,  welche  die  Produkte 
des  Ackerbaues  und  die  übrigen  Erzeugnisse  ihres  Reiches,  welcher 
Art  diese  seyn  mögen,  betreifen,  abzuschaffen,  so  wie  Sie  auch 
auf  den  Gebrauch  der  Tesk eres  Verzicht  leistet,  welche  von 
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den  Orts -Behörden  Behufs  des  Ankaufs  dieser  Waaren  oder  des 
Transports  der  gekauften  von  einem  Orte  zum  anderen,  erbeten 
worden  sind.  Jeder  Versuch,  welcher  von  irgend  einer  Bebür^ 
gemacht  werden  sollte,  um  die  Preussischen  UnterUlanen  oder 
die  der  übrigen  Mitglieder  des  Handels-  und  Zoll -Vereins  zu 
zwingen,  sich  mit  dergleichen  Erlaubnissscheinen  oder  Teskeres 
zu  versehen,  soll  als  eine  Verletzung  der  Verträge  angesehen 
werden,  und  die  Hohe  Pforte  wird  sofort  mit  Strenge  alle  Veziere 
oder  andere  Beamte,  welchen  eine  solche  Verletzung  zur  Last 
lallt,  bestrafen,  und  Sie  wird  die  Preussischen  Unterthanen,  so 
wie  diejenigen  der  übrigen  Staaten  des  Vereins  wegen  der  Ver- 
luste oder  Beschwerungen,  welche  dieselben  erweislich  erfahren 
haben,  schadlos  halten. 

Artikel  III. 

Die  Preussischen  Kau  deute  und  die  der  übrigen  Staaten  des 
Handels-  und  Zoll -Vereins,  oder  ihre  Rechtsnachfolger,  welche 
irgend  ein  Erzeugniss  des  Bodens  oder  der  Industrie  der  Türkei 
zu  dem  Zwecke  kaufen  werden,  um  solches  für  den  Verbrauch 
im  Innern  des  Ottomanischen  Reiches  wieder  zu  verkaufen, 
sollen  bei  dem  Ankaufe  oder  bei  dem  Verkaufe  dieselben  Abgaben 
zahlen,  welche  unter  gleichen  Umstanden  von  den  museimänni- 
schen  Unterthanen  oder  von  den  meist  begünstigten  Rajas,  welche 
sich  mit  dem  Handel  im  Innern  beschädigen,  entrichtet  werden. 

Artikel  IV. 

Jedes  Erzeugniss  des  Bodens  oder  der  Industrie  der  Türkei 
soll,  wenn  es  für  die  Ausführ  gekauft  ist,  frei  von  jeder  Art  der 
Belastung  und  Abgabe  durch  die  Preussischen  oder  durch  die 
Kaudeute  der  übrigen  Staaten  des  Handels-  und  Zoll -Vereins, 
oder  durch  ihre  Rechtsnachfolger,  nach  einem  zur  Verschiffung 
geeigneten  Orte  gebracht  werden.  Dort  angekommen,  soll  es 
beim  Eingange  eine  ein  für  alle  Mal  bestimmte  Abgabe  von  Neun 
vom  Hundert  seines  Werthcs  entrichten,  an  Stelle  der  alten  Ab- 
gaben des  inneren  Verkehrs,  welche  durch  die  gegenwärtige 
Uebereinkunft  aufgehoben  werden.  Bei  seinem  Ausgange  soll  es 
die  schon  von  Allers  her  restgesetzte  und  auch  gegenwärtig  bei- 
behaltene Abgabe  von  Drei  vom  Hundert  entrichten.  Es  versteht 
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sich  Jedoch,  dass  jeder  Artikel,  welcher  an  dem  Verschiffungs- 
Orte  für  die  Ausfuhr  gekauft  ist,  und  bereits  bei  seinem  Ein- 
gänge die  innere  Abgabe  entrichtet  hat,  ferner  nur  der  ursprüng- 
lichen Abgabe  von  Drei  vom  Hundert  unterworfen  seyn  soll. 

Artikel  V. 

Jedes  Erzcugniss  des  Bodens  oder  der  Industrie  von  Preus- 
sen  oder  von  den  übrigen  Staaten  des  Handels  -  und  Zoll -Vereins, 
und  alle  Waaren  jedweder  Art,  welche  zu  Lande  oder  zu  Wasser 
aus  anderen  Ländern  durch  Preussische  oder  durch  Unterthanen 
der  übrigen  Staaten  des  genannten  Vereins  eingeführt  werden, 
sollen  in  allen  Theilen  des  Otlomanischen  Reichs,  ohne  irgend 
eine  Ausnahme,  gegen  eine  Abgabe  von  Drei  vom  Hundert,  nach 
dem  Werthe  dieser  Artikel  berechnet,  zugelassen  werden. 

An  Stelle  aller  Abgaben  des  inneren  Verkehrs,  welche 
gegenwärtig  von  den  genannten  Waaren  erhoben  werden ,  soll 
der  Preussische  Kaufmann  oder  der  Kaufmann  aus  den  übrigen 
Staaten  des  Vereins,  welcher  sie  einführt,  sey  es,  dass  er  solche 
am  Orte  der  Ankunft  verkauft,  oder  dass  er  dieselben  in  das 
Innere  versendet,  um  sie  dort  zu  verkaufen,  eine  anderweite  Ab- 
gabe von  zwei  vom  Hundert  entrichten.  Wenn  in  der  Folge 
diese  Waaren  im  Innern  oder  nach  Aussen  wieder  verkauft 
werden,  so  soll  keine  mehrere  Abgabe,  weder  von  dem  Verkäufer 
noch  von  dem  Käufer,  noch  von  demjenigen,  welcher,  nachdem  er 
dieselben  gekauft,  solche  in  das  Ausland  zu  versenden  wünscht, 
verlangt  werden. 

Die  Waaren,  welche  den  alten  Eingangszoll  von  Drei  vom 
Hundert  in  einem  Hafen  entrichtet  haben,  sollen  frei  von  jeder 
Abgabe  nach  einem  anderen  Hafen  gebracht  werden  dürfen,  und 
erst  dann,  wenn  dieselben  dort  verkauft  oder  von  dort  nach  dem 
Innern  des  Landes  gebracht  werden,  soll  die  anderweitc  Abgabe 
von  Zwei  vom  Hundert  entrichtet  werden. 

Es  versteht  sich,  dass  die  Regierungen  Seiner  Majestät  des 
Königs  von  Preussen  und  der  übrigen  Mitglieder  des  Handels- 
und Zoll -Vereins  nicht  beabsichtigen,  sey  es  durch  diesen  oder 
durch  irgend  einen  anderen  Artikel  des  gegenwärtigen  Vertrages, 
Sich  etwas  anderes,  als  was  aus  dem  natürlichen  und  bestimmten 
Sinne  der  gewählten  Ausdrücke  folgt,  zu  bedingen,  oder  in  irgend 
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einer  Weise  die  Regierung  Seiner  Majestät  des  Kaisers  der  Türkei 
in  der  Ausübung  Ihrer  Rechte  der  inneren  Verwaltung-  zu  be- 
schränken, in  so  weit  als  diese  Rechte  nicht  die  Verabreduora 
der  alten  Verträge  oder  die  durch  die  gegenwärtige  Uebereinkunt 
den  Preussischen  und  den  linterthanen  der  übrigen  Staaten  des 
Vereins  und  Ihrem  Eigenthume  bewilligten  Privilegien  offenbar 
verletzen  werden. 

Artikel  VI. 

• 

Die  Preussischen  Untcrlhanen  und  die  der  übrigen  Staaten 
des  Handels-  und  Zoll -Vereins,  oder  ihre  Rechtsnachfolger, 
sollen  in  allen  Theilen  des  Otlomanischen  Reichs  mit  den  von 
fremden  Ländern  eingeführten  Waaren  frei  Handel  treiben  dür- 
fen; und  wenn  diese  Waaren  bei  ihrem  Eintritt  nur  die  Eiugangs- 
Abgabe  entrichtet  haben,  so  soll  dem  Preussischen  Kaufmann, 
oder  dem  Kaufmann  der  übrigen  Vereinsstaateu ,  oder  seinem 
Rechtsnachfolger  frei  stehen ,  damit  zu  handeln ,  wenn  er  die 
anderweite  Abgabe  von  Zwei  vom  Hundert  entrichtet,  welcher 
er  für  den  Vcrkaur  der  eigenen  von  ihm  selbst  eingeführten 
Waaren,  oder  für  deren  Versendung  nach  dem  Innern  in  der  Ab- 
sicht, solche  dort  zu  verkaufen,  unterworfen  seyn  würde.  Nach 
Zahlung  dieser  Abgabe  sollen  die  Waaren  frei  von  jeder  anderen 
Abgabe  seyn,  welche  fernere  Restimmung  auch  den  Waaren  ge- 
geben werden  mag. 

Artikel  VII. 

Keine  Abgabe  irgend  einer  Art  soll  von  den  Erzeugnissen 
des  Rodens  oder  der  Industrie  der  Staaten  von  Preussen  und  der 
übrigen  Mitglieder  des  Handels  -  und  Zoll -Vereins,  noch  von  den 
ihren  Unterthanen  gehörigen  und  von  dem  Roden  oder  der  In- 
dustrie eines  anderen  fremden  Landes  kommenden  Waaren  vor- 
aus erhoben  werden,  wenn  diese  beiden  Gattungen  von  Waaren 
die  Meerengen  der  Dardanellen,  desRosporus  oder  des  Schwarzen 
Meeres  passiren,  sey  es,  dass  jene  Waaren  durch  diese  Meer- 
engen auf  denjenigen  Schiffen  passiren,  in  welchen  dieselben  sich 
bis  dahin  befunden  haben,  oder  dass  dieselben  auf  andere  Schiffe 
umgeladen ,  oder  vor  dem  anderweiten  Verkaufe,  für  eine  be- 
stimmte Zeit  an  das  Land  gesetzt  werden,  um  an  Rord  anderer 
Schiffe  gebracht  zu  werden  und  ihre  Reise  fortzusetzen. 
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Alle  Waaren,  welche  in  die  Türkei  eingeführt  werden,  um 
nach  anderen  Ländern  gebracht  zu  werden,  oder  welche  In  den 
Händen  des  Einführenden  bleiben  und  von  diesem  nach  anderen 
Ländern  versendet  werden,  um  dort  verkauft  zu  werden,  sollen 
nur  die  erste  Eingangs-Abgabe  von  Drei  vom  Hundert  entrichten, 
ohne  dass  man  dieselben  unter  irgend  einem  Vorwande  anderen 
Abg-aben  unterwerfen  darr. 

Artikel  VIII. 

Die  von  den  Preussischen  Handelsschiffen  bei  ihrer  Durch- 
fuhr durch  die  Dardanellen  und  durch  den  Bosporus  nachge- 
suchten Fermans  sollen  ihnen  stets  In  der  Weise  behändigt  wer- 
den, dass  daraus  so  wenig  Aufenthalt  wie  möglich  entsteht. 

Artikel  IX. 

Die  Hohe  Pforte  genehmigt,  dass  die  in  Folge  gegenwärtiger 
Lebereinkunft  erlassenen  Verordnungen  in  allen  Theilen  des  Ot- 
toraanischen Reiches,  das  heisst,  in  den  in  Europa  und  Asien  be- 
legenen Besitzungen  Seiner  Kaiserlichen  Majestät  des  Sultans, 
in  Egypten  und  in  den  übrigen  der  Hohen  Pforte  gehörigen  Theilen 
von  Afrika  in  Ausführung  kommen,  und  dass  selbige  auf  alle 
Klassen  Ottomanischer  Unterthanen  Anwendung  finden. 

Artikel  TL. 

In  Gemässhelt  der  zwischen  Preussen  und  der  Hohen  Pforte 
bestehenden  Gewohnheit,  und  um  Jeder  Schwierigkeit  und  Jeder 
Verzögerung  bei  Schätzung  des  Werthes  der  von  den  Preussi- 
schen Unterthanen  in  die  Türkei  eingerührten  oder  aus  den  Otto- 
manischen Staaten  ausgeführten  Gegenstände  vorzubeugen,  sind 
alle  vierzehn  Jahre  in  der  Kenntniss  des  Handels  beider  Länder 
erfahrene  Commlssarien  ernannt  worden,  um  durch  einen  Tarif 
den  Betrag  an  Gelde  in  der  Münze  des  Grossherrn  festzustellen, 
welcher  als  Abgabe  von  Drei  vom  Hundert  von  dem  Werthe  jedes 
Gegenstandes  gezahlt  werden  soll.  Da  nun  der  Zeitraum  der 
vierzehn  Jahre,  während  welcher  der  letzte  Tarif  in  Kraft  seyn 
sollte,  abgelaufen  ist,  und  schon  vor  einiger  Zeit  Commissarien 
zur  Feststellung  eines  neuen  Tarifs  ernannt  worden  sind,  so  ist 
man  übereingekommen,  dass  der  Tarif b),  über  welchen  dieselben 
sich  einigen  werden,  für  die  Preussischen  Unterthanen  und  für 
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die  der  übrigen  zum  Handels  -  und  Zoll-Vereine  gehörigen  Staaten, 
sieben  Jahre  hindurch,  vom  Tage  der  Feststellung  an  gerechtet, 
in  Krad  bleiben  soll.  Nach  dieser  Zeit  soll  jeder  der  contralüreB- 
den  Theile  das  Recht  haben,  auf  eine  Revision  des  Tarifs  anzu- 
tragen ;  wenn  aber  während  der  sechs  Monate,  welche  dem  Ab- 
laufe der  ersten  sieben  Jahre  folgen,  weder  der  eine  noch  der 
andere  Theil  von  dieser  Erlaubniss  Gebrauch  macht,  so  soli  der 
Tarif  ferner  auf  sieben  andere  Jahre  in  gesetzlicher  Kraft  bleiben, 
von  dem  Tage  an  gerechnet,  wo  die  ersten  abgelaufen  sind,  und 
eben  dasselbe  soll  am  Ende  Jeder  folgenden  Periode  von  sieben 
Jahren  Statt  finden. 

Schlnu. 

Die  gegenwärtige  Uebereinkunft  soll  sofort  zur  RaüucaUon 
aller  betheiligten  Regierungen  vorgelegt,  und  die  Ratifications- 
Urkunden  sollen  biunen  vier  Monaten,  oder,  wenn  es  seyn  kann, 
noch  früher  zu  Constantinopel  ausgewechselt  werden. c) 
Dieselbe  soll  sofort  nach  Auswechselung  der  Ratifications- Ur- 
kunden publlcirt  und  in  Ausführung  gebracht  werden. 

Geschehen  zu  Constantinopel,  den  JJ.  Oktober  1840 
(und  der  Hedsehra  den  26.  Schahan  1256). 


a)  Convention  de  commerce  entre  la  Prusse,  la  Ba- 
viere,  la  Saxc ,  le  Württemberg,  la  Bade,  la  Hesse-EIec- 
torale,  la  Hesse  Grand-Ducale,  les  Etats  formant  TUnion 
de  douanes  et  de  commerce,  dite  dcThuringe,  le  Nassau, 
et  la  ville  libre  de  Francfort,  d'unc  part,  et  la  PorteOttomane, 

d'aulre  part,  du  v|ng<|l^eux  Octobre  1840. 

Vergl:  Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preus- 
si  sehen  Staaten,  1841,  Nr.  15,  S.  157  u.  f. 

b)  Den  nach  Artikel  X  dieses  Handels -Vertrages  vereinbarten 
Tarif  s.  in: 

der  Gesetz-Sammlung  für  die  Königlichen  Preussi- 
schen  Staaten,  1841,  Nr.  15,  S.  167—  231. 

c)  Die  Auswechselung  der  Ratifications-Urkunden 
erfolgte  am  29.  Mai  1841  zu  Constantinopel. 


Digitized  by  Google 


Nachträge. 


Zur  ersten  Ah theilung  des  zweiten  Theiles, 

Nr.  L,  Seite  422,  423. 

Der  Beschluss  der  Bundes-Versammlung  vom  6.  August 
1846  (23.  Sitzung) ,  wegen  Anwendung  des  §.  2  der  Be- 
schlüsse vom  5.  Juli  1832  auf  die  communis  tischen  Ver- 
eine, bestimmt  Folgendes: 

Communistische  Vereine  werden  als  unter  die  Bestim- 
mungen des  §.  2  der  Beschlüsse  vom  5.  Juli  1832  ausdrücklich  zu  sub- 
sumiren  angesehen,  wobei  sich  von  selbst  versteht,  dass  die  Urheber, 
Häupter  und  Theilnehmer  solcher  Vereine,  so  weit  dieselben  hochver- 
rätherische  Zwecke  verfolgen,  in  allen  Bundesstaaten  die  Strafe  des 
Hochverraths  nach  Maassgabe  der  bestehenden  Landesgesetze  zu  ge- 
wärtigen haben  sollen. 

Vergl:  Gesetz -Sammlung  für  die  Königlichen  Preussi- 
schen  Staaten,  1847,  S.  111. 


Zur  zweiten  Abtheilung  des  zweiten  Theiles, 

Nr.  CXV1I. 

•  •  • 

Seite  1503  am  Ende  ist  hinzuzufügen : 
Höchstes  Besitznahme-  und  üeberweisungs- Patent, 
in  Betreff  der  zwischen  dem  Herzogthume  Sachsen-Altenburg 
und  dem  Grossherzogthume  Sachsen -We imar-Eisenach  abge- 
schlossenen Staats-  und  Ausgleich  ungs -Verträge,  d.d. 
Altenburg,  25.  Februar  1833. 

Gesetz-Sammlung  für  das  Herzogthum  Altenburg, 
1833,  St.  12,  S.  83  u.  f. 
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Zum  dritten  Theile,  Nr.  XL,  Artikel  XIV, 

Seite  3S8. 

In  der  22.  Sitzung  am  29.  Juli  1841  wurde 

beschlossen : 

dass  die  Bestimmungen  der  Artikel  I.  bis  XII.  des  in  der  39.  Bundes- 
tagssitzung  vom  13.  November  1834,  in  Betreff  der  Universitäten 
und  anderer  Lehr-  und  Erziehungs-Anstalten,  gefassten 
Beschlusses  auf  fernere  sechs  Jahre,  vom  Tage  des  Be- 
schlusses (29.  Juli  1841)  an  gerechnet,  als  eine  verbindliche  Verab- 
redung bestehen  sollen,  vorbehaltlich  einer  weiteren  UebereinknnfL 
wenn  sie  nach  den  inzwischen  gemachten  Erfahrungen  für  ange- 
messen erachtet  wird. 

Vergl.  u.  a. :  Gesetz-Sammlung  für  das  Herzogthum 
Altenburg,  1842,  St,  2,  S.  5. 


Zum  dritten  Theile,  Nr.  XC,  Seite  SSI  u.  f. 

Der  Besch  luss  der  Bundesversammlung  vom  31.  Juli  1845 
(27.  Sitzung)  wegen  Bestrafung  der  aus  dem  Militärdienste 
eines  anderen  Bundesstaates  entweichenden  (Jnterthanen, 
lautet : 

II.  Aus  Veranlassung  einer  Beschwerde  der  freien  Stadt  Frank- 
furt werden  sämmtliche  höchsten  und  hohen  Bundesregierungen  er- 
sucht, in  Erwägung  zu  ziehen,  wie  sie  die  Desertion  und  den  Brach 
des  Fahneneides  ans  den  Bundes-Contingenten,  wo  noch  das  System 
der  freien  Anwerbung  besteht,  an  den  eigenen  Unter- 
t  hanen,  wo  die  bundescartelmässige  Auslieferung  nicht  Statt  findet, 
in  so  lange  die  allgemeinen  Kriegs« N ikel  für  das  Bundesneer  noch 
nicht  aufgestellt  sind,  angemessen  zu  bestrafen  vermögen. 
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Druckfehler. 


Theil  I,  Abtheilung  I. 

Seite      9  Zeile  17  von  oben,  statt  Meehmubl  —  lies:  Meebmuhl. 
„      119     „      2    „      „       „    Osnabrukiscbe  — lies«  Osnabrückische. 

Thell  I,  Abtheilung  II. 

Seite   858  Zeile  9  von  unten,  statt  rigueur  —  lies :  vigueur. 

« 

Theil  II,  Abtheilung  I. 

Seite   191  Zeile  11  von  oben,  statt  1815  —  lies:  1816. 
,,      341     „     13    „      ,,  auch  wenn  —  lies:  auch,  wenn. 

„      342     „      1  „  wie  —  lies:  nie. 

Theil  II,  Abtheilung  II. 

Seite  1136  Zeile  16  von  obeo,  \ 

*\      >  statt  Radermacher  —  lies:  Rademacher. 

unten,  1 

oben,  / 

nnteo,  statt  Zinn  —  lies:  Zinn-  und  Silbersand, 

Sand  zu  feinen  Gussarbeiten, 
oben,  statt  Greven  —  lies:  Greven. 
„       „    Greyenscheo  —  lies :  Grevenschen. 
,,       „    Bestimmong  —  lies:  Bestimmenden, 
unten  Austausch  —  lies:  Auskauf. 

,,    Kelten  lengsfelder  —  lies :  Kaltenlengs- 
felder. 

Theil  III. 

Seite   379  Zeile  11  von  unten,  statt  unterm  —  lies:  unterm  15. 

„     583     ,,    17   ,,    oben,  granzt,  so  wird  u. s.  w.  —  lies:  grSnzt, 

welchem  der  Deserteur  angehört, 
so  wird  u.  s.  w. 

„      583  15   ,,   unten,  statt  gehört  —  lies:  angehört. 

„     583     H    15   ,,     „        „    abgeliefert  —  lies :  ausgeliefert. 
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